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Wasser ist eine Quelle des Lebens und eine natürliche Ressource, die unsere Umwelt erhält und
Existenzgrundlagen sichert. Es birgt jedoch auch Risiken und Gefahren. Zu Beginn des 21. Jahrhunderts
werden die Aussichten auf menschliche Entwicklung durch eine sich verschärfende globale Wasserkrise
bedroht. Der Bericht entlarvt die Legende, die Krise sei ein Ergebnis von Knappheit, und argumentiert,
dass Armut, Macht und Ungleichheit der Kern des Problems sind.

In einer Welt beispiellosen Wohlstands sterben fast zwei Millionen Kinder jährlich auf Grund des Mangels 
an sauberem Wasser und angemessener Sanitärversorgung. Millionen von Frauen und Mädchen sind
gezwungen, viele Stunden täglich mit Wasserholen zuzubringen. Dadurch verringern sich ihre Chancen 
und Wahlmöglichkeiten, weil ihnen die Zeit für Schulbesuch und Ausbildung fehlt. Außerdem behindern
durch Wasser übertragene Infektionskrankheiten in einigen der ärmsten Länder der Welt das Wirtschafts-
wachstum und die Armutsbekämpfung.

Abgesehen von der Nutzung in Haushalten, verschärft sich der Wettbewerb um Wasser als produktive
Ressource. Zu den Symptomen für diese Konkurrenz gehören der Zusammenbruch von wassergestützten
Ökosystemen, geringere Durchflussmengen in Flüssen und eine großflächige Erschöpfung des
Grundwassers. Innerhalb der Länder brechen immer häufiger Konflikte um Wasser aus, wobei die arme
Landbevölkerung zu den Verlierern zählt. Auch zwischen den Ländern nehmen die Spannungen zu, obwohl
eine stärkere Zusammenarbeit enorme Gewinne für die menschliche Entwicklung bringen könnte.

Der Bericht über die menschliche Entwicklung bietet auch weiterhin eine Grundlage für Debatten über 
die drängendsten Herausforderungen, denen sich die Menschheit gegenüber sieht. Der Bericht über die
menschliche Entwicklung 2006

• untersucht die tieferen Ursachen und Folgen einer Krise, die dazu geführt hat, dass 1,1 Milliarden
Menschen keinen Zugang zu sauberem Wasser und 2,6 Milliarden keinen Zugang zur
Sanitärversorgung haben;

• spricht sich für ein konzertiertes Vorgehen aus, um durch nationale Strategien und einen globalen
Aktionsplan Wasser- und Sanitärversorgung für alle zu erreichen;

• untersucht die sozialen und wirtschaftlichen Kräfte, die den Wassermangel verstärken und die Armen
in der Landwirtschaft marginalisieren;

• befasst sich mit Möglichkeiten der internationalen Zusammenarbeit, um grenzüberschreitende
Spannungen beim Wassermanagement zu beheben;

• enthält Sonderbeiträge von Gordon Brown und Ngozi Okonjo-Iweala, Präsident Lula,
Präsident Carter und UN-Generalsekretär Kofi Annan.
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Das Titelbild bringt den Gedanken 
zum Ausdruck, dass Millionen 
Menschen auf der Welt keinen Zugang 
zu gesundheitlich unbedenklichem

Wasser haben, nicht weil es knapp wird, sondern 
weil Armut, Ungleichheit und Fehlentscheidungen
von Regierungen sie davon ausschließen. Die 
Überwindung dieser Probleme ist der Schlüssel 
zur Beilegung der globalen Wasserkrise.

Die Versorgung mit einwandfreiem Wasser und
angemessenen Sanitäreinrichtungen gehört zu 
den Grundvoraussetzungen für die menschliche
Entwicklung. Wer auf diesem Gebiet benachteiligt
ist, kann sein Potenzial als Mensch nicht voll 
verwirklichen. Unsauberes Wasser und 
unzureichende Sanitärversorgung sind zwei 
der wichtigsten Kräfte, die Armut und Ungleichheit
auf der Welt vorantreiben. Sie kosten Millionen
Menschenleben, zerstören Existenzgrundlagen,
beeinträchtigen die menschliche Würde und 
verringern die Aussichten auf wirtschaftliches
Wachstum. Die Armen, insbesondere Frauen 
und Kinder, tragen die Hauptlast der 
menschlichen Kosten.

Zu Beginn des 21. Jahrhunderts leben wir in einer
Welt beispiellosen Wohlstands. Dennoch sterben
jedes Jahr fast zwei Millionen Kinder, weil sie weder
sauberes Wasser noch eine Toilette haben. Mehr als
eine Milliarde Menschen sind ohne Zugang zu 
einwandfreiem Wasser und rund 2,6 Milliarden 
fehlt es an angemessenen Sanitäreinrichtungen.
Gleichzeitig verurteilt der mangelnde Zugang 
zu Wasser als produktiver Ressource Millionen
Menschen zu einem Leben in Armut und
Gefährdung. Der Bericht dokumentiert die 
systematische Verletzung des Rechts auf Wasser,
macht die tieferen Ursachen der Krise deutlich 
und stellt eine Agenda für Veränderungen auf.

Neue Materialien des Human Development Report Office

Nationale, Subnationale und Regionale Human Development Reports

Human Development Reports werden auch auf nationaler, subnationaler und regionaler Ebene erstellt. Der erste nationale Human
Development Report wurde 1992 veröffentlicht. 

• Seit 1992 haben Arbeitsgruppen in den einzelnen Ländern mit Unterstützung des Entwicklungsprogramms der Vereinten
Nationen (UNDP) mehr als 500 nationale und subnationale Human Development Reports in über 130 Ländern sowie 30 regionale
Human Development Reports erstellt.

• Als Orientierungshilfen für politische Handlungskonzepte führen diese Berichte das Konzept der menschlichen Entwicklung in
den nationalen Dialog ein, im Rahmen von Konsultations-, Forschungs- und Berichterstellungsprozessen, die von den Ländern
selbst gesteuert und selbst bestimmt sind.

• Die Daten der Human Development Reports, die häufig nach Geschlecht, ethnischer Gruppe oder nach ländlichen/städtischen
Gebieten aufgeschlüsselt sind, tragen dazu bei, Ungleichheit zu ermitteln, Fortschritte zu erfassen und früh vor möglichen
Konflikten zu warnen. 

• Da die nationalen, subnationalen und regionalen Human Development Reports unter einer örtlichen Perspektive verfasst werden,
können sie die nationalen Strategien beeinflussen, namentlich die auf die Millenniums-Entwicklungsziele und andere
Schwerpunktbereiche der menschlichen Entwicklung gerichteten politischen Handlungskonzepte. 

Nähere Informationen zu den nationalen, subnationalen und regionalen Human Development Reports, einschließlich einer Datenbank
aller Human Development Reports, finden Sie im Internet unter: 
• Human Development Report Database: http://hdr.undp.org/reports/view_reports.cfm 
• National Human Development Report Workspace: http://hdr.undp.org/nhdr/ 
• Human Development Report Networks: http://hdr.undp.org/nhdr/networks/ 
• Human Development Report Toolkit: http://hdr.undp.org/nhdr/toolkit/default.html

Human Development Reports, englische Ausgaben
2005 International Cooperation at a Crossroads: Aid, Trade and Security in an Unequal World
2004 Cultural Liberty in Today’s Diverse World
2003 Millennium Development Goals: A Compact Among Nations to End Human Poverty
2002 Deepening Democracy in a Fragmented World
2001 Making New Technologies Work for Human Development
2000 Human Rights and Human Development
1999 Globalization with a Human Face
1998 Consumption for Human Development
1997 Human Development to Eradicate Poverty (vergriffen)
1996 Economic Growth and Human Development (vergriffen)
1995 Gender and Human Development (vergriffen)
1994 New Dimensions of Human Security (vergriffen)
1993 People’s Participation (vergriffen)
1992 Global Dimensions of Human Development (vergriffen)
1991 Financing Human Development (vergriffen)
1990 Concept and Measurement of Human Development (vergriffen)

Nähere Informationen finden Sie im Internet unter:
http://hdr.undp.org

Berichte über die menschliche Entwicklung, deutsche Ausgaben
2005 Internationale Zusammenarbeit am Scheidepunkt: Entwicklungshilfe, 

Handel und Sicherheit in einer ungleichen Welt ISBN 3-923904-61-4
2004 Kulturelle Freiheit in unserer Welt der Vielfalt ISBN 3-923904-57-6
2003 Millenniums-Entwicklungsziele: Ein Pakt zwischen Nationen zur Beseitigung menschlicher Armut ISBN 3-923904-54-1
2002 Stärkung der Demokratie in einer fragmentierten Welt ISBN 3-923904-50-9
2001 Neue Technologien im Dienste der menschlichen Entwicklung ISBN 3-923904-48-7
2000 Menschenrechte und menschliche Entwicklung ISBN 3-923904-46-0
1999 Globalisierung mit menschlichem Antlitz ISBN 3-923904-45-2
1998 Konsum und menschliche Entwicklung ISBN 3-923904-42-8
1997 Armut und menschliche Entwicklung ISBN 3-923904-37-1
1996 Wirtschaftswachstum und menschliche Entwicklung ISBN 3-923904-34-7
1995 Gleichstellung der Geschlechter und menschliche Entwicklung ISBN 3-923904-30-4
1994 Neue Dimensionen menschlicher Sicherheit (vergriffen) ISBN 3-923904-27-4

Alle für das UNDP veröffentlicht von der Deutschen Gesellschaft für die Vereinten Nationen e.V., Berlin, und erhältlich beim
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Der diesjährige Bericht über die menschliche
Entwicklung untersucht ein Thema, das erheb-
liche Auswirkungen auf das menschliche Po-
tenzial und die Fortschritte in Richtung auf die
Millenniums-Entwicklungsziele hat. Seit jeher
war der menschliche Fortschritt vom Zugang
zu sauberem Wasser und von der Fähigkeit der
Gesellschaft abhängig, sich das Potenzial des
Wassers als produktive Ressource zunutze zu
machen. Wasser für den täglichen Bedarf der
Haushalte und Wasser als Produktionsmittel
zur Sicherung von Lebensgrundlagen sind zwei
Grundpfeiler der menschlichen Entwicklung.
Für einen großen Teil der Menschheit sind die-
se Grundvoraussetzungen jedoch nicht vorhan-
den.

Das Wort Krise wird im Entwicklungsbe-
reich gelegentlich überstrapaziert. In Bezug auf
Wasser setzt sich jedoch zunehmend die Er-
kenntnis durch, dass die Welt vor einer Krise
steht, die ohne Gegensteuerung die Fortschrit-
te in Richtung auf die Millenniums-Entwick-
lungsziele aus der Bahn werfen und die mensch-
liche Entwicklung hemmen wird. Manche ver-

stehen unter globaler Wasserkrise absolute De-
fizite bei der physischen Versorgung mit Was-
ser. Dieser Ansicht tritt der Bericht entgegen.
Er argumentiert, dass die tieferen Ursachen der
Wasserkrise in der Armut, der Ungleichheit
und den ungleichen Machtverhältnissen zu su-
chen sind, aber auch in einer fehlerhaften Ma-
nagementpolitik, die die Wasserknappheit ver-
schärft.

Zugang zu Wasser für das tägliche Leben ist
Teil der Grundbedürfnisse und ein fundamen-
tales Menschenrecht. Dennoch wird in unserer
Welt trotz zunehmender Prosperität mehr als
einer Milliarde Menschen das Recht auf saube-
res Wasser vorenthalten und 2,6 Milliarden
Menschen haben keinen Zugang zu einer ange-
messenen Sanitärversorgung. Diese wichtigen
Eckdaten erfassen jedoch nur eine Dimension
des Problems. Jedes Jahr sterben rund 1,8 Mil-
lionen Kinder an den Folgen von Durchfall und
anderen Krankheiten, die durch unsauberes
Wasser und mangelhafte Sanitärversorgung
verursacht werden. Am Beginn des 21. Jahr-
hunderts ist unsauberes Wasser die zweitgrößte
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Vorwort

Menschliche Entwicklung bedeutet zuallererst, dass die Menschen die Möglichkeit
zu einem Leben erhalten, das sie wertschätzen, und dass sie ihr menschliches Poten-
zial verwirklichen können. Der normative Rahmen für die menschliche Entwick-
lung wird heute durch die breit gefächerten Millenniums-Entwicklungsziele ver-
körpert, einen international vereinbarten Katalog zeitgebundener Ziele für die
Senkung der extremen Armut, die stärkere Gleichstellung der Geschlechter und die
Förderung von Gesundheits- und Bildungschancen. Die Fortschritte auf dem Weg
zur Erreichung dieser Ziele sind ein Maßstab für die Entschlossenheit der interna-
tionalen Gemeinschaft, Versprechen in Taten umzusetzen. Sie sind aber noch mehr,
nämlich eine Voraussetzung für die Schaffung von gemeinsamem Wohlstand und
kollektiver Sicherheit in unserer zunehmend verflochtenen Welt. 



schen, die in Slums und ländlichen Dörfern
wohnen, mit gutem Beispiel voran, mobilisie-
ren Ressourcen und packen ihre Probleme vol-
ler Energie und Innovationskraft an. Am An-
fang des 21. Jahrhunderts verfügen wir über die
Finanzmittel, die Technologie und die Kapa-
zität, um die Krise der Wasser- und Sanitär-
versorgung ein für allemal zu überwinden –
genauso wie es den reichen Ländern von heute
hundert Jahre früher auch gelang. Was bisher
gefehlt hat, war eine konzertierte Anstrengung,
um den Zugang zur Wasser- und Sanitärversor-
gung für alle durch sorgfältig konzipierte und
ausreichend finanzierte nationale Pläne voran-
zutreiben, unterstützt durch einen weltweiten
Aktionsplan, der den politischen Willen stärkt
und Mittel mobilisiert.

Wasser zur Sicherung der Lebensgrundla-
gen bringt wieder andere Herausforderungen
mit sich. Es ist nicht so, dass der Welt das Was-
ser ausgehen würde. Aber viele Millionen der
am stärksten gefährdeten Menschen leben in
Gebieten, die unter zunehmender Wasser-
knappheit leiden. Rund 1,4 Milliarden Men-
schen leben in Flusseinzugsgebieten, in denen
der Verbrauch die Neubildung von Wasser
übersteigt. Die Symptome der Übernutzung
sind beunruhigend deutlich zu erkennen: Flüs-
se trocknen aus, Grundwasserspiegel fallen und
die auf Wasser basierenden Ökosysteme wer-
den immer stärker geschädigt. Um es ganz offen
zu sagen: Die Welt ist dabei, eine ihrer kostbars-
ten natürlichen Ressourcen zu erschöpfen und
auf Dauer untragbare ökologische Schulden
anzuhäufen, die die kommenden Generationen
von uns erben werden. 

Auch im Hinblick auf die Bedrohungen der
menschlichen Entwicklung durch den Klima-
wandel muss noch sehr viel mehr getan werden.
Wie der Bericht betont, handelt es sich dabei
nicht um eine Bedrohung in der Zukunft. Die
globale Erwärmung ist bereits im Gang – und
sie birgt in zahlreichen Ländern das Potenzial,
die über Generationen erzielten Fortschritte
der menschlichen Entwicklung zunichte zu
machen. Sinkende Wasservorräte in Gebieten,
die bereits durch chronischen Wassermangel
gekennzeichnet sind, extreme Wetterereignisse
und das Abschmelzen der Gletscher sind Teil

Todesursache bei Kindern. Jeden Tag holen
Millionen Frauen und Mädchen Wasser für
ihre Familien – ein Ritual, das die Ungleich-
heit der Geschlechter bei Beschäftigung und
Bildung verstärkt. Gleichzeitig schaden Ge-
sundheitsprobleme, die mit mangelhafter Was-
ser- und Sanitärversorgung zusammenhängen,
der Produktivität und dem wirtschaftlichen
Wachstum. Dies verstärkt die tiefen Ungleich-
heiten, von denen die gegenwärtigen Globa-
lisierungsmuster geprägt sind, und es hält be-
nachteiligte Haushalte in Armutskreisläufen
gefangen.

Wie dieser Bericht zeigt, sind die Ursachen
des Problems von Land zu Land verschieden,
doch zeichnen sich mehrere gemeinsame The-
men ab. Erstens betrachten nur wenige Länder
die Wasser- und Sanitärversorgung als politi-
sche Priorität. Das ist an den begrenzten Haus-
haltsmitteln abzulesen, die für diesen Bereich
zur Verfügung stehen. Zweitens bezahlen die
ärmsten Menschen der Welt oft die höchsten
Wasserpreise der Welt. Das hängt damit zu-
sammen, dass die Slums und prekären Siedlun-
gen, in denen die Armen wohnen, nur begrenzt
an die Netze der Wasserversorgungsunterneh-
men angeschlossen sind. Drittens hat die in-
ternationale Gemeinschaft es versäumt, in den
Entwicklungspartnerschaften, die rund um die
Millenniums-Entwicklungsziele entstanden
sind, dem Bereich Wasser- und Sanitärversor-
gung eine hohe Priorität einzuräumen. Jedem
dieser Probleme liegt die Tatsache zugrunde,
dass diejenigen, die am meisten unter der Was-
ser- und Sanitärkrise leiden – arme Menschen
im Allgemeinen und arme Frauen im Besonde-
ren – häufig nicht über das nötige politische
Gewicht verfügen, um ihre Ansprüche auf Was-
ser geltend zu machen.

Diese und andere Fragen werden in dem Be-
richt sorgfältig untersucht. Die Herausforde-
rungen, die er beschreibt, sind überwältigend.
Aber die Autoren sehen keinen Anlass zur Ver-
zweiflung. Es gibt deutliche Belege dafür, dass
dies ein Kampf ist, den wir gewinnen können.
Zahlreiche Länder haben bei der Versorgung
mit sauberem Wasser und bei der Abwasserent-
sorgung außerordentliche Fortschritte erzielt.
Überall in der Entwicklungswelt gehen Men-
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der bedrohlichen Herausforderungen. Multi-
laterale Vereinbarungen zur Begrenzung des
Klimawandels durch die Senkung der Kohlen-
dioxidemissionen sind die eine Seite der Gegen-
maßnahmen, mit denen die öffentliche Politik
auf diese Herausforderung reagiert. Die andere
Seite ist eine viel stärkere Ausrichtung auf die
Unterstützung von Anpassungsstrategien. 

Es ist heute schon absehbar, dass sich der
Wettbewerb um Wasser in den kommenden
Jahrzehnten verstärken wird. Bevölkerungs-
wachstum, Verstädterung, industrielle Ent-
wicklung und der Bedarf der Landwirtschaft
werden die Nachfrage nach einer begrenzten
Ressource in die Höhe treiben. Währenddessen
wächst die Einsicht, dass bei der künftigen
Wassernutzung auch die Bedürfnisse der Um-
welt berücksichtigt werden müssen. Dabei
zeichnen sich zwei offensichtliche Gefahren ab.
Erstens droht angesichts verschärfter inner-
staatlicher Wasserkonkurrenz den Menschen
mit den schwächsten Rechten – unter anderem
Kleinbauern und Frauen – eine Aushöhlung
ihrer Zugangsrechte zu Wasser durch mächti-
gere Interessengruppen. Zweitens ist Wasser
eine „entrinnende“ Ressource, denn Flüsse,

Seen und Grundwasserleiter halten sich nicht
an Landesgrenzen. Daraus ergibt sich ein grenz-
überschreitendes Spannungspotenzial in Regio-
nen mit Wasserknappheit. Zwar können beide
Gefahren durch eine entsprechende öffentliche
Politik und durch internationale Zusammenar-
beit gebannt und überwunden werden – aber
an beiden Fronten sind die Warnsignale nicht
zu übersehen.

Dieser Bericht, der das Ergebnis von For-
schungsarbeiten und Analysen internationaler
Experten und Mitarbeiter aus dem gesamten
UN-System ist, soll zu Debatten und Dialogen
über einen Fragenkomplex anregen, der tief-
greifende Auswirkungen auf die Fortschritte
bei den Millenniums-Entwicklungszielen und
bei der menschlichen Entwicklung haben wird. 

Kemal Derviş 
Administrator Entwicklungsprogramm 

der Vereinten Nationen
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Die Analysen und politischen Empfehlungen dieses Berichts geben nicht unbedingt die Ansichten des Entwicklungs-
programms der Vereinten Nationen, seines Exekutivrats oder seiner Mitgliedstaaten wieder. Der Bericht ist eine unab-
hängige Publikation im Auftrag des UNDP. Er ist das Ergebnis einer fruchtbaren Zusammenarbeit zwischen einem Team
hervorragender Berater und dem Team des Berichts über die menschliche Entwicklung. Sie wurde geleitet durch Kevin
Watkins, dem Direktor des Büros für den Bericht über die menschliche Entwicklung.



Beiträge
Zu einem breiten Spektrum an Themen, diefür
den Bericht relevant sind, wurden Hinter-
grundstudien, -dokumente und -notizen ange-
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Vier Stimmen aus vier Ländern, die eines ver-
bindet: der erschwerte Zugang zu Wasser. Die-
ses Problem lässt sich zwar in Statistiken fassen;
hinter den Zahlen verbergen sich jedoch immer
menschliche Gesichter – Millionen von Men-
schen, denen damit die Chance genommen ist,
ihr Potenzial zu verwirklichen. Wasser ist unser
Lebenselixier und ein Grundrecht jedes Men-
schen. Gleichzeitig ist Wasser jedoch Kern-
stück einer Krise, der sich unzählige Millionen
Menschen, die Schwächsten dieser Welt, Tag
für Tag gegenübersehen – eine Krise, die Leben
bedroht und in verheerendem Ausmaß Lebens-
grundlagen zerstört.

Im Gegensatz zu Kriegen und Naturkatas-
trophen taucht die weltweite Wasserkrise nicht

in den Schlagzeilen der Medien auf. Genau-
sowenig veranlasst sie die Staatengemeinschaft
zu gemeinsamem Handeln. So wie Hunger ist
auch der erschwerte Zugang zu Wasser eine
Krise, die sich im Verborgenen abspielt. Denn
von dieser Krise sind in erster Linie die Armen
betroffen; von denjenigen, die die Ressourcen,
Technologie und politische Macht hätten, ihr
ein Ende zu bereiten, wird sie hingenommen.
Doch es handelt sich hier um eine Krise, die den
Fortschritt der Menschen hemmt und große
Teile der Menschheit zu einem Leben in Ar-
mut, Schutzlosigkeit und Unsicherheit ver-
dammt. Diese Krise fordert mehr Menschenle-
ben – durch Krankheiten – als irgendein Krieg
durch Waffen. Sie verstärkt zudem noch die

Die weltweite Wasserkrise

verdammt große Teile der

Menschheit zu einem Leben

in Armut, Gefährdung und

Unsicherheit
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Überblick

Nicht nur eine Frage der Knappheit:
Macht, Armut und die globale Wasserkrise

Das Wasser in diesem Tümpel ist nicht gut. Wir verwenden es, weil wir keine andere
Wahl haben. Die ganzen Tiere trinken hier aus dem gleichen Tümpel wie die Men-
schen. Durch das Wasser bekommen wir alle möglichen Krankheiten.

Zenebech Jemel, Chobare Meno, Äthiopien

Natürlich würde ich gerne in die Schule gehen. Ich will lesen und schreiben lernen…
Aber wie soll das gehen? Meine Mutter braucht mich doch zum Wasserholen.

Yeni Bazan, 10 Jahre, El Alto, Bolivien

Die Zustände hier sind furchtbar. Überall ist Abwasser. Es verschmutzt unser Wasser.
Die meisten Leute nehmen Eimer und Plastiktüten als Toilette. Unsere Kinder bekom-
men ständig Durchfall und andere Krankheiten wegen des ganzen Drecks.

Mary Akinyi, Kibera, Nairobi, Kenia

Sie [die Fabriken] verbrauchen so viel Wasser, während wir kaum genug für unsere
grundlegendsten Bedürfnisse haben, geschweige denn, um unsere Felder zu bewässern.

Gopal Gujur, Landwirt, Rajastan, Indien



Potenzials. Es geht darum, was Menschen tun
und werden können – ihre körperlichen und
geistigen Fähigkeiten – und um die Freiheit, in
ihrem Leben echte Entscheidungen zu treffen.
Wasser durchdringt alle Aspekte der mensch-
lichen Entwicklung. Wenn Menschen der Zu-
gang zu sauberem Wasser in ihrem Zuhause
verweigert wird oder wenn sie keinen Zugang
zu Wasser als Produktionsmittel haben, werden
ihre Wahlmöglichkeiten und Freiheiten durch
Gesundheitsprobleme, Armut und Schutzlosig-
keit eingeschränkt. Wasser erfüllt alles mit
Leben, einschließlich der menschlichen Ent-
wicklung und der Freiheit des Menschen.

Im diesjährigen Bericht über die menschliche
Entwicklung betrachten wir zwei große Ge-
sichtspunkte der globalen Wasserkrise. Der ers-
te davon, der in den Kapiteln 1 bis 3 behandelt
wird, ist Wasser zum Leben. Die Versorgung
mit sauberem Wasser, die Entsorgung von Ab-
wasser und die Sicherstellung der Sanitärversor-
gung sind drei wesentliche Voraussetzungen
menschlicher Entwicklung. Wir beleuchten die
Kosten, die entstehen, wenn diese Vorausset-
zungen nicht geschaffen werden, und formu-
lieren einen Teil der Strategien, die benötigt
werden, um den allgemeinen Zugang zu Was-
ser- und Sanitärversorgung in Reichweite zu
bringen. Der zweite Gesichtspunkt, Wasser als
Lebensgrundlage, ist Thema der Kapitel 4 bis 6.
Hier richten wir den Blick auf Wasser als Pro-
duktionsmittel und dessen Verteilung inner-
halb von Ländern und über Grenzen hinweg;
dabei werfen wir ein Schlaglicht auf die gewalti-
gen Schwierigkeiten, denen sich viele Staaten
heute bei der Aufgabe einer gerechten und effi-
zienten Bewirtschaftung von Wasser gegenüber-
sehen.

Manche Kommentatoren führen die glo-
balen Wasserprobleme auf ein Problem des
Mangels zurück. Der Die Gedankenwelt von
Thomas Malthus, der im 19. Jahrhundert die
politische Führung mit seiner Vorhersage zu-
künftiger Lebensmittelknappheit beunruhigte,
erfüllt zunehmend die internationale Wasser-
diskussion. Durch das anhaltende Bevölke-
rungswachstum und den steigenden Wasserbe-
darf der Welt, so wird argumentiert, tut sich für
die Zukunft eine „düstere Rechnung“ der Was-

bereits gewaltige Kluft zwischen reichen und
armen Staaten, die sich durch die ungleiche
Verteilung der Lebenschancen in einer immer
wohlhabenderen und ineinander verwobenen
Welt auftut, aber auch die Kluft innerhalb der
einzelnen Länder auf der Grundlage von Ver-
mögensstand, Geschlecht und anderer Merk-
male von Benachteiligung.

Die Überwindung der Krise bei der Wasser-
und Sanitärversorgung ist eine der größten
Herausforderungen für die menschliche Ent-
wicklung am Anfang des 21. Jahrhunderts. Wenn
es gelingt, dieser Herausforderung durch ein
konzertiertes Vorgehen auf nationaler und in-
ternationaler Ebene zu begegnen, würde dies als
Katalysator für Fortschritte im Gesundheits-
und Bildungswesen sowie bei der Armutsredu-
zierung wirken und eine wirtschaftliche Bele-
bung hervorrufen. Es würde den Millenniums-
Entwicklungszielen – den als Teil einer welt-
weiten Partnerschaft zur Verminderung von
Armut von der Staatengemeinschaft vereinbar-
ten Zielen – entscheidenden Auftrieb geben.
Die andere Möglichkeit ist, so weiterzumachen
wie bisher und dabei vermeidbares Leiden und
den Verlust menschlicher Möglichkeiten in
Kauf zu nehmen – eine Alternative, von der
sich alle Regierungen einig sein sollten, dass sie
moralisch unhaltbar und aus wirtschaftlicher
Sicht verschwenderisch ist.

Wasser zum Leben, 
Wasser als Lebensgrundlage

„Durch Wasser“, so der Koran, „verleihen wir
allen Dingen Leben.“ Dieser einfache Lehrsatz
offenbart eine tiefere Weisheit: Menschen
brauchen Wasser, wie sie Sauerstoff brauchen –
ein Leben ohne Wasser wäre nicht möglich.
Wasser verleiht aber noch in sehr viel weiterem
Sinne Leben. Menschen brauchen eine funktio-
nierende Wasser- und Sanitärversorgung, um
ihre Gesundheit zu erhalten und sich ihre Wür-
de bewahren zu können. Doch über die eigenen
vier Wände hinaus erhält Wasser ganze Öko-
systeme aufrecht und ist unverzichtbar für
lebenssichernde Produktionssysteme.

Bei menschlicher Entwicklung geht es letzt-
endlich um die Verwirklichung menschlichen
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serknappheit auf. Wir lehnen diese Herange-
hensweise ab. Die Verfügbarkeit von Wasser ist
zwar für manche Länder durchaus Anlass zur
Besorgnis. Die Knappheit, die den Kern der glo-
balen Wasserkrise ausmacht, hat ihre Grund-
ursachen jedoch in den Machtverhältnissen, in
Armut und Ungleichheit, nicht in der tatsäch-
lichen Verfügbarkeit von Wasser.

Nirgendwo wird dies deutlicher als im Be-
reich des Wassers zum Leben. Heute haben
etwa 1,1 Milliarden Menschen in den Entwick-
lungsländer keinen ausreichenden Zugang zu
Wasser und 2,6 Milliarden ermangelt es an
grundlegender Sanitärversorgung. Dieses dop-
pelte Defizit hat seine Ursachen jedoch nicht in
der Verfügbarkeit von Wasser, sondern in den
gegebenen Institutionen und politischen Ent-
scheidungen. Der Wasserbedarf von Haushal-
ten stellt zwar nur einen winzigen Bruchteil des
Wasserverbrauchs dar, meist weniger als fünf
Prozent des Gesamtverbrauchs, doch es beste-
hen gewaltige Ungleichheiten beim Zugang zu
sauberem Wasser und Sanitärversorgung auf
der Ebene der Haushalte. Die Bewohner von
wohlhabenden Gegenden der Städte Asiens,
Lateinamerikas und Afrikas südlich der Sahara
haben Zugang zu mehreren Hundert Litern
Wasser am Tag, die ihnen zu niedrigen Preisen
von den öffentlichen Versorgungsunterneh-
men ins Haus geliefert werden. Im Gegensatz
dazu steht den Slumbewohnern und armen
Haushalten in den ländlichen Landesteilen
weit weniger Wasser zur Verfügung als die 20
Liter pro Person und Tag, die zur Deckung der
einfachsten menschlichen Grundbedürfnisse
nötig sind. Frauen und junge Mädchen sind
dabei doppelt benachteiligt, denn sie sind dieje-
nigen, die ihre Zeit und ihre Schulbildung dafür
opfern, Wasser herbeizuschaffen.

Ähnlich sieht es bei Wasser als Lebens-
grundlage aus. Überall auf der Welt stellen sich
Landwirtschaft und Industrie auf immer stär-
kere Einschränkungen bei der Wasserversor-
gung ein. Wassermangel ist ein weit verbreitetes
Problem, doch nicht für alle. In Teilen Indiens,
in denen Wasserknappheit herrscht, pumpen
wohlhabende Landwirte rund um die Uhr
Wasser aus den Grundwasserleitern auf ihre
Felder, während gleich nebenan Kleinbauern

auf sporadische Regenfälle angewiesen sind.
Auch hier ist Wasserknappheit in der überwie-
genden Mehrheit der Fälle nicht auf tatsäch-
liche Versorgungsmängel zurückzuführen, son-
dern hat institutionelle und politische Ursa-
chen. In vielen Ländern ist Wasserknappheit
Ergebnis politischer Maßnahmen, die durch
Subventionierung und Schleuderpreise einen
übermäßigen Wasserverbrauch gefördert ha-
ben.

Es ist mehr als genug Wasser auf der Welt
vorhanden, um den Bedarf von Haushalten,
Landwirtschaft und Industrie decken zu kön-
nen. Das Problem ist, dass manche Menschen –
speziell die Armen – durch ihre Armut, ihre
eingeschränkten gesetzlichen Rechte oder eine
öffentliche Politik, die den Zugang zur Infra-
struktur von Wasser zum Leben und von Was-
ser als Lebensgrundlage beschränkt, systema-
tisch vom Zugriff auf Wasser ausgeschlossen
werden. Kurzum, Wasserknappheit wird durch
politische Prozesse und Institutionen verursacht,
die die Armen benachteiligen. Was die Versor-
gung mit sauberem Wasser anbetrifft, sieht das
Muster in vielen Ländern so aus, dass die
Armen weniger bekommen, mehr bezahlen
und die Hauptlast der mit Wasserknappheit
verbundenen Kosten für die menschliche Ent-
wicklung tragen müssen.

Menschliche Sicherheit, Bürger-
rechte und soziale Gerechtigkeit

Vor etwas über einem Jahrzehnt führte der
Bericht über die menschliche Entwicklung 1994
den Begriff der menschlichen Sicherheit in die
breitere Entwicklungsdiskussion ein. Ziel dabei
war es, über eng gefasste, mit Blick auf militäri-
sche Bedrohungen und die Wahrung strategi-
scher außenpolitischer Ziele definierte Vorstel-
lungen von nationaler Sicherheit hinaus zu
einer Sichtweise von Sicherheit zu gelangen, die
im Leben der Menschen verwurzelt ist.

Eine sichere Wasserversorgung ist untrenn-
barer Bestandteil dieses breiter angelegten Kon-
zepts menschlicher Sicherheit. Weiter gefasst
geht es bei einer sicheren Wasserversorgung
darum, zu gewährleisten, dass alle Menschen
verlässlichen Zugang zu ausreichenden Mengen
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ten von der Krise bei der Wasser- und Sanitär-
versorgung betroffen sind – also eine Bevölke-
rungsgruppe, die bei der Gestaltung der inter-
nationalen Sichtweise von menschlicher Sicher-
heit kein Mitspracherecht hat.

Abgesehen von den deutlich erkennbaren
zerstörerischen Auswirkungen, die sie auf die
Menschen hat, verstößt eine unsichere Wasser-
versorgung gegen einige der grundlegendsten
Prinzipien sozialer Gerechtigkeit. Hierzu zäh-
len:
• Gleiche Rechte für alle. Jeder Mensch hat

Anspruch auf die gleichen bürgerlichen, 
politischen und sozialen Rechte; dazu 
gehört auch die Möglichkeit, von diesen
Rechten wirksam Gebrauch zu machen.
Unsichere Wasserversorgung setzt diese
Rechte aufs Spiel. Frauen, die viel Zeit für
das Wasserholen verwenden müssen oder
unter einer chronischen wasserbedingten
Krankheit leiden, haben weniger Möglich-
keiten, am Gesellschaftsleben teilzunehmen,
selbst wenn sie ihre Regierung mitwählen
dürfen.

• Sozialminimum. Alle Bürger sollten Zugang
zu Ressourcen haben, die dazu ausreichen,
ihre Grundbedürfnisse zu befriedigen und
ein würdevolles Leben zu leben. Sauberes
Wasser ist Teil des Sozialminimums, wobei
der Mindestbedarf 20 Liter pro Person und
Tag beträgt.

• Chancengleichheit. Chancengleichheit ist
eine Grundvoraussetzung sozialer Gerech-
tigkeit; durch unsichere Wasserversorgung
wird sie massiv beschnitten. Es kann als
allgemein anerkannt gelten, dass es ohne
Schulbildung keine Chancengleichheit ge-
ben kann. So werden beispielsweise Kinder,
die nicht zur Schule gehen können, weil sie
an ständig wiederkehrenden Ausbrüchen
einer durch unsauberes Wasser verursach-
ten Krankheit leiden, ihres Rechts auf Bil-
dung beraubt.

• Gerechte Verteilung. Jede Gesellschaft setzt
Grenzen für das Maß an Ungleichheit, das
sich noch rechtfertigen lässt. Tiefgreifende
Ungleichheiten beim Zugang zu sauberem
Wasser im Wohnbereich oder Nutzwasser
auf den Feldern lassen sich mit dem Kri-

unbedenklichen Wassers zu bezahlbaren Prei-
sen erhalten, um ihnen ein gesundes, würdevol-
les und produktives Leben zu ermöglichen;
gleichzeitig gilt es, die Ökosysteme aufrecht zu
erhalten, die das Wasser liefern, aber selbst auch
vom Wasser abhängen. Sind diese Vorausset-
zungen nicht gegeben oder ist der Zugang zu
Wasser nicht gesichert, sehen sich die Men-
schen durch gesundheitliche Probleme und die
Beeinträchtigung ihrer Existenzgrundlage aku-
ten Gefahren für die menschliche Sicherheit
ausgesetzt.

In unserer Welt zu Beginn des 21. Jahrhun-
derts wird die internationale Tagesordnung
ganz stark von nationalen Sicherheitsinteressen
beherrscht. Gewaltsame Konflikte, die Bedro-
hung durch den Terrorismus, die Verbreitung
von Atomwaffen und das Anwachsen des ille-
galen Waffen- und Drogenhandels stellen alle-
samt eine Herausforderung dar. Vor diesem
Hintergrund kann man leicht manche Grund-
erfordernisse der menschlichen Sicherheit –
einschließlich derer, die mit Wasser zusammen-
hängen – aus dem Auge verlieren. Doch jedes
Jahr müssen 1,8 Millionen Kinder sterben, weil
sie kein sauberes Wasser und keine ausreichen-
de Sanitärversorgung haben – demgegenüber
nimmt sich die Zahl der Opfer gewaltsamer
Konflikte gering aus. Kein Terrorakt hat je so
große wirtschaftliche Verheerungen angerich-
tet wie die Krise in der Wasser- und Sanitärver-
sorgung. Dennoch nimmt die Weltöffentlich-
keit kaum von diesem Thema Notiz.

Nicht allein der Gegensatz zu den Erforder-
nissen nationaler Sicherheit frappiert. Inzwi-
schen haben sich die internationalen Maßnah-
men zur Bekämpfung der HIV/AIDS-Krise
einen festen Platz auf der Agenda der G-8-Län-
der erobert. Im Angesicht einer potenziellen
Krise des Gesundheitswesens infolge der Vogel-
grippe wird weltweit rasch für die Erstellung
eines globalen Aktionsplans mobilisiert. Doch
die bereits real existierende Krise bei der Was-
ser- und Sanitärversorgung ruft weiterhin ledig-
lich minimale und vereinzelte Resonanz hervor.
Woran liegt das? Eine einleuchtende Erklärung
wäre, dass es, im Gegensatz zu HIV/ AIDS und
Vogelgrippe, arme Menschen in armen Län-
dern sind, die am stärksten und unmittelbars-
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terium der gerechten Verteilung nicht ver-
einbaren, insbesondere wenn sie in hohem
Maße mit vermeidbaren Todesfällen von
Kindern oder mit Armut verbunden sind.
Diese Grundanliegen schlagen sich in der

Vorstellung nieder, dass Wasser ein Menschen-
recht ist. Der Generalsekretär der Vereinten
Nationen hat es so formuliert: „Zugang zu ein-
wandfreiem Wasser ist ein Grundbedürfnis des
Menschen und daher ein grundlegendes Men-
schenrecht“. Die Verteidigung des Menschen-
rechts auf Wasser ist sowohl Selbstzweck als
auch ein Mittel, um den weitergehenden Rech-
ten, die in der Allgemeinen Erklärung der
Menschenrechte und anderen rechtsverbindli-
chen Abkommen genannt sind, Substanz zu
verleihen – dazu zählen auch das Recht auf
Leben, Bildung, Gesundheit und angemessene
Unterkunft. Für die Achtung des Rechts auf
Wasser ist als Minimalvoraussetzung zu ge-
währleisten, dass jedem Menschen mindestens
20 Liter sauberes Wasser am Tag für seine
Grundbedürfnisse zur Verfügung stehen – dies
sollte die Mindestvorgabe sein, die sich Regie-
rungen setzen.

Menschenrechte sind keine wahlweisen
Zusatzoptionen. Genauso wenig stellen sie fa-
kultative Rechtsvorschriften dar, die von ein-
zelnen Regierungen nach Lust und Laune ent-
weder be- oder missachtet werden können. 
Sie sind vielmehr bindende Verpflichtungen, 
in denen universelle Werte zum Ausdruck
kommen, und Regierungen werden dadurch in
die Verantwortung genommen. Dennoch wird
das Menschenrecht auf Wasser ungestraft ver-
letzt, und das systematisch und umfänglich.
Wie immer sind es die Menschenrechte der
Armen, die am meisten mit Füßen getreten
werden.

Erreichung der Zielvorgabe der Millen-
niums-Entwicklungsziele bis zum Jahr
2015 – die Menschheit auf dem Prüfstand
Nicht einmal mehr zehn Jahre verbleiben bis
zum Zieldatum 2015 für die Erreichung der
Millenniums-Entwicklungsziele – die termin-
gebundenen Zielvorgaben der internationalen
Gemeinschaft für die Beseitigung der extremen
Armut und des Hungers, die Senkung der

Kindersterblichkeit, die Gewährleistung von
Grundbildung für alle Kinder und die Über-
windung der Benachteiligung von Frauen. Fort-
schritt in jedem dieser Bereiche hängt auch
davon ab, wie die Regierungen auf die Wasser-
krise reagieren.

Die Millenniums-Entwicklungsziele stellen
einen Bezugspunkt dar, an dem sich der Fort-
schritt bei der Gewährleistung des Menschen-
rechts auf Wasser messen lässt. Deshalb stellt
die Senkung des Anteils der Weltbevölkerung,
der keinen nachhaltigen Zugang zu sicherem
Trinkwasser und grundlegender Sanitärversor-
gung hat, um die Hälfte – Ziel 7, Zielvorgabe
10 – ein eigenständiges Hauptziel dar. Die Er-
reichung dieser Zielvorgabe ist jedoch auch für
die Verwirklichung anderer Ziel von entschei-
dender Bedeutung. Eine funktionierende Was-
ser- und Sanitärversorgung würde zahllosen
Kindern das Leben retten, Fortschritte im Bil-
dungsbereich bewirken und die Menschen von
den Krankheiten befreien, aufgrund derer sie in
Armut verharren.

Die Dringlichkeit der Erreichung des Mil-
lenniums-Entwicklungsziels im Bereich Was-
ser- und Sanitärversorgung kann gar nicht stark
genug betont werden. Selbst wenn es gelingt,
die Zielvorgaben zu verwirklichen, wird es im
Jahr 2015 immer noch über 800 Millionen
Menschen geben, die keine Wasserversorgung
haben, und 1,8 Milliarden Menschen ohne
Sanitärversorgung. Trotz allem Fortschritt
bleibt die Welt hinter dem Bedarf zurück,
besonders in den ärmsten Ländern. Um hieran
etwas Entscheidendes zu ändern, bedarf es
beharrlicher Bemühungen in den nächsten
zehn Jahren, verbunden mit einer endgültigen
Abkehr von der gängigen Praxis, einfach so wei-
termachen wie bisher.

Das Zieldatum 2015 hat eine praktische
und eine symbolische Bedeutung. In prakti-
scher Hinsicht erinnert es uns daran, dass die
Zeit allmählich knapp wird – und dass die Frist
für die Investitionen und politischen Maßnah-
men, die nötig sind, um Resultate erzielen zu
können, in Kürze abläuft. In symbolischer Hin-
sicht hat das Jahr 2015 eine tiefere Bedeutung.
Der Zustand, in der sich die Welt in jenem Jahr
befindet, wird ein Urteil über den heutigen
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Wasser zum Leben - die globale Krise 
bei der Wasser- und Sanitärversorgung
Von einer funktionierenden Wasser- und Sani-
tärversorgung gehen mit die stärksten Impulse
für die menschliche Entwicklung aus. Sie
erhöht Chancen, schafft ein Mehr an Men-
schenwürde und trägt dazu bei, dass eine posi-
tive Dynamik von verbesserter Gesundheit und
wachsendem Wohlstand entsteht.

Die Menschen in den reichen Ländern
haben heutzutage nurmehr eine undeutliche
Vorstellung davon, welch entscheidende Rolle
sauberes Wasser für den sozialen Fortschritt in
ihren eigenen Ländern gespielt hat. Es ist gera-
de etwas über hundert Jahre her, dass Städte wie
London, Paris und New York Brutstätten
ansteckender Krankheiten waren, in denen
Durchfallerkrankungen, Ruhr und Typhus eine
ständige Bedrohung darstellten. Die Kinder-
sterberaten lagen damals so hoch wie heute in
vielen Teilen von Afrika südlich der Sahara. Die
Industrialisierung brachte zwar wachsenden
Wohlstand durch höheres Einkommen, doch
an der Kindersterblichkeit und Lebenserwar-
tung änderte sich zunächst wenig.

Dank durchgreifender Reformen der Was-
ser- und Sanitärversorgung sollte sich dies
ändern. Sauberes Wasser wurde zu einem der
stärksten Katalysatoren für einen Sprung vor-
wärts in der menschlichen Entwicklung. Ange-
trieben von sozialen Reformbündnissen, ethi-
schen Erwägungen und wirtschaftlichem Eigen-
interesse, stellten die Regierungen die Wasser-
und Sanitärversorgung in den Mittelpunkt
eines neuen Sozialvertrages zwischen Staat und
Bürgern. Innerhalb nur einer Generation ge-
lang es, die finanziellen Mittel, technischen
Möglichkeiten und gesetzlichen Voraussetzun-
gen zu schaffen, durch die Wasser- und Sanitär-
versorgung für alle in Reichweite rückte.

Die neue Infrastruktur kappte die Verbin-
dung zwischen schmutzigem Wasser und anste-
ckenden Krankheiten. Einer Schätzung zufolge
lässt sich mit der Wasseraufbereitung fast die
Hälfte des Rückgangs der Sterblichkeit erklä-
ren, der in den Vereinigten Staaten im ersten
Drittel des 20. Jahrhunderts zu verzeichnen
war. In Großbritannien trug die Erweiterung
der Sanitärversorgung dazu bei, dass die Le-

Zustand der internationalen Zusammenarbeit
abliefern. Dadurch wird der Generation politi-
scher Führer, die ihre Unterschrift unter die
Selbstverpflichtung der Millenniums-Entwick-
lungsziele gesetzt hatten, ein Spiegel vorgehal-
ten, und darüber gerichtet, ob sie bei der Einhal-
tung dieser Verpflichtung versagt haben oder
erfolgreich waren.

Irgendwann im Jahr 2015 wird ein anderes,
zwar nicht so bedeutendes, aber nicht minder
symbolträchtiges Ereignis stattfinden: der An-
lauf des NASA-Projekts „Jupiter Icy Moons“.
Unter Einsatz neuartiger Technologie, die
gegenwärtig entwickelt wird, soll eine Raum-
sonde in eine Umlaufbahn um drei der Monde
des Jupiter gebracht werden, um die Zusam-
mensetzung der unermesslich großen Salzwas-
serseen zu erforschen, die unter deren eisiger
Oberfläche liegen – und um zu ermitteln, ob
dort die Voraussetzungen für Leben gegeben
sind. Es wäre eine gewaltige – und tragische –
Ironie, wenn die Menschheit Milliarden von
Dollar dafür ausgibt, die Möglichkeit des
Lebens auf anderen Planeten zu erkunden, und
wir gleichzeitig zulassen, dass auf unserem Pla-
neten Leben und menschliche Möglichkeiten
zerstört werden, weil es an sehr viel weniger
anspruchsvollen Technologien fehlt: die Infra-
struktur, um eine funktionierende Wasser- und
Sanitärversorgung für alle zu gewährleisten. Es
mag schwierig sein, ein Glas sauberes Wasser
und eine Toilette bereitzustellen, doch hierfür
bedarf es keiner Raketentechnik.

Mahatma Gandhi bemerkte einmal, „der
Unterschied zwischen dem, was wir tun, und
dem, was wir tun könnten, würde genügen, die
meisten Probleme der Welt zu lösen“. Diese
Beobachtung hat weitreichende Konsequenzen
für die Millenniums-Entwicklungsziele. Ange-
sichts der nie dagewesenen Kombination von
Ressourcen und Technologie, die uns heute zur
Verfügung steht, wird der Einwand, die Ziele
für das Jahr 2015 seien unerreichbar, intellek-
tuell und moralisch unhaltbar. Wir sollten uns
weder mit einem Fortschritt zufrieden geben,
der hinter den gesteckten Zielen zurückbleibt,
noch mit halbherzigen Maßnahmen, durch die
ganze Teile der Menschheit abgekoppelt wür-
den.
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benserwartung in den vier Jahrzehnten nach
1880 um 15 Jahre anstieg.

Die Kluft zwischen Sanitär- 
und Wasserversorgung
In den reichen Ländern ist sauberes Wasser
heute „im Hahnumdrehen“ verfügbar. Eine pri-
vate und hygienische Sanitärversorgung gilt
dort zumeist als Selbstverständlichkeit. Nur in
manchen Ländern gibt es gelegentlich Anlass
zur Besorgnis über Engpässe bei der Wasserver-
sorgung. Doch diese Besorgnis muss ins rechte
Licht gerückt werden. In reichen Ländern ster-
ben eben keine Kinder, weil sie kein sauberes
Wasser zum Trinken haben. Dort müssen kei-
ne jungen Mädchen der Schule fernbleiben,
weil sie benötigt werden, um von weither Was-
ser herbeizuschaffen. Und durch Wasser über-
tragene Infektionskrankheiten sind Thema in
den Geschichtsbüchern, nicht in Krankensta-
tionen und Leichenschauhäusern.

Der Gegensatz zu den armen Ländern ist
eklatant. Zwar ist der Mangel zwischen den ein-
zelnen Regionen ungleich verteilt, doch die
Fakten der globalen Wasserkrise sprechen für
sich. Etwa 1,1 Milliarden Menschen in den Ent-
wicklungsländern haben keinen Zugang zu
einer Mindestmenge an sauberem Wasser. Pro-
zentual am geringsten ist die Bedarfsdeckung in
Afrika südlich der Sahara, doch zahlenmäßig
leben in Asien die meisten Menschen ohne
Zugang zu sauberem Wasser. Die Nichtverfüg-
barkeit von Sanitärversorgung ist ein noch wei-
ter verbreitetes Problem. Rund 2,6 Milliarden
Menschen – die Hälfte der Bevölkerung in den
Entwicklungsländern – haben keinen Zugang
zu grundlegender Sanitärversorgung. Und da
systembedingt nicht für alle Gebiete Daten vor-
liegen, ist davon auszugehen, dass diese Zahlen
eher noch eine Untertreibung darstellen.

„Kein Zugang“ zu Wasser- und Sanitärver-
sorgung ist eine höfliche Umschreibung für
eine Form des Mangels, die Leben bedroht,
Chancen vernichtet und die Menschenwürde
untergräbt. Keinen Zugang zu Wasser zu ha-
ben, bedeutet, dass Menschen dazu gezwungen
sind, Gewässer aller Art zu nutzen, die mit
menschlichen oder tierischen Fäkalien ver-
schmutzt sind, oder diese mit Tieren zu teilen.

Es bedeutet auch, dass sie nicht genug Wasser
haben, um die grundlegendsten menschlichen
Grundbedürfnisse befriedigen zu können.

Was als Grundbedürfnis empfunden wird,
mag variieren, doch als Untergrenze gelten etwa
20 Liter am Tag. Den meisten der 1,1 Milliar-
den Menschen, die unter die Kategorie „kein
Zugang zu sauberem Wasser“ fallen, stehen
jedoch nur etwa fünf Liter am Tag zur Verfü-
gung – ein Zehntel von dem, was Menschen in
den reichen Ländern jeden Tag zum Toiletten-
spülen verwenden. Durchschnittlich verbrau-
chen Menschen in Europa über 200 Liter Was-
ser am Tag – in den Vereinigten Staaten sogar
über 400 Liter. Wenn ein Europäer seine Toi-
lette spült oder ein US-Amerikaner duscht, ver-
braucht er oder sie im Schnitt mehr Wasser als
Hunderten von Millionen Menschen in städ-
tischen Slums oder wasserarmen Regionen der
Entwicklungsländer pro Tag und und pro Per-
son zugänglich ist. Durch tropfende Wasserhäh-
ne in den reichen Ländern geht jeden Tag mehr
Wasser verloren als diejenige Menge, die über
einer Milliarde Menschen zur Verfügung steht.

Keinen Zugang zu Sanitärversorgung zu
haben, heißt, dass Menschen dazu genötigt
sind, sich in Feldern, Gräben und Eimern zu
erleichtern. Die „fliegenden Toiletten“ von
Kibera, einem Elendsviertel von Nairobi, illus-
trieren drastisch, was fehlende Sanitärversor-
gung bedeutet. Weil sie keine Toiletten zur
Verfügung haben, verrichten die Menschen
dort ihr Geschäft in Plastiktüten, die sie
anschließend auf die Straße werfen. Durch das
Fehlen von Toiletten sind Gesundheit und
Sicherheit insbesondere von Frauen und jungen
Mädchen gefährdet. Die menschlichen Kosten
der Benachteiligung bei der Sanitär- wie auch
bei der Wasserversorgung werden von der
Ungleichheit der Geschlechter bestimmt.

Beim Zugang zu Wasser- und Sanitärversor-
gung bestätigen sich einige seit langem bekann-
te Lehren der menschlichen Entwicklung. Im
Durchschnitt steigt zwar die Bedarfsdeckung in
beiden Bereichen mit wachsendem Einkom-
men: Zunehmender Wohlstand bringt ten-
denziell einen verbesserten Zugang zu Wasser-
und Sanitärversorgung mit sich. Es gibt aber
ganz beträchtliche Abweichungen vom Durch-
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Von Natur aus ist es schwierig, diese Kosten
exakt zu ermitteln. Neue Forschung, die für den
diesjährigen Bericht über die menschliche Ent-
wicklung betrieben wurde, wirft jedoch ein
Licht auf die riesigen Verluste, die einige der
ärmsten Länder der Welt davontragen. Sie
erfasst die Kosten, die durch verstärkte Ausga-
ben im Gesundheitswesen, Produktivitätsver-
luste und ungenutzte Arbeitskraft entstehen.

Gerade in einigen der ärmsten Länder sind
die Verluste am größten. Afrika südlich der
Sahara verliert dadurch ca. fünf Prozent seines
Bruttoinlandsproduktes, etwa 28,4 Milliarden
US-Dollar im Jahr, und damit mehr als die
Summe der Entwicklungshilfe und Schuldener-
lässe, die der Region im Jahr 2003 zugute kam.
In einer entscheidenden Beziehung verstellt
jedoch die Betrachtung der wirtschaftlichen
Gesamtkosten den Blick auf die wahren Aus-
wirkungen des Defizits bei der Wasser- und
Sanitärversorgung: Ein Großteil der Verluste
trifft Haushalte, die unter der Armutsgrenze
leben, und wirft somit die Bemühungen der
Armen zurück, sich einen Weg aus der Armut
zu bahnen.

Von ihrer Effizienz her lohnen sich Investi-
tionen in die Wasser- und Sanitärversorgung
allemal. Jeder US-Dollar, der in diesem Bereich
aufgewendet wird, bringt über Kostenvermei-
dung und Produktivitätszuwächse acht US-
Dollar ein. Über diesen statischen Zugewinn
hinaus verspricht ein verbesserter Zugang zu
Wasser- und Sanitärversorgung lang anhalten-
de dynamische Effekte zu erzeugen, die der
wirtschaftlichen Rentabilität förderlich sind.

Ob man nun menschliches Leiden, die Ver-
schwendung von Wirtschaftsgütern oder extre-
me Armut zum Maßstab nimmt; das Defizit bei
der Wasser- und Sanitärversorgung fordert in
jedem Fall furchtbare Verluste. Andersherum
betrachtet lässt sich jede Verringerung dieses
Defizits als Katalysator für Fortschritte bei der
menschlichen Entwicklung nutzen. Eine funk-
tionierende Wasser- und Sanitärversorgung
zählt zu den wirkungsvollsten Präventivmit-
teln, die Regierungen zur Verfügung haben, um
ansteckende Krankheiten zurückzudrängen.
Investitionen in diesen Bereich bedeuten für
todbringende Krankheiten wie Durchfall das-

schnitt. Einige Länder – wie Bangladesch und
Thailand bei der Sanitärversorgung sowie Sri
Lanka und Vietnam bei der Wasserversorgung
– stehen weit besser da, als rein von ihrem Ein-
kommen her zu erwarten wäre. Andere Länder
schneiden dagegen erheblich schlechter ab – so
Indien und Mexiko bei der Sanitärversorgung.
Die Lehre daraus lautet: Einkommen spielt
zwar eine Rolle, doch die Umsetzung von Ein-
kommen in menschliche Entwicklung erfolgt
erst durch die Politik.

Die Kosten für die menschliche
Entwicklung sind immens
Vom Notstand bei der Wasser- und Sanitärver-
sorgung gehen Multiplikatoreffekte aus. Die
Bilanz weist u.a. folgende Kosten für die
menschliche Entwicklung aus:
• Jedes Jahr sterben 1,8 Millionen Kinder an

den Folgen von Durchfall – das sind 4.900
Todesfälle pro Tag oder alle Kinder unter
fünf Jahren, die es in New York und Lon-
don zusammengenommen gibt. In der Sum-
me sind unsauberes Wasser und schlechte
Sanitärversorgung weltweit die zweitgrößte
Todesursache bei Kindern. Im Jahr 2004
starben rund sechsmal mehr Menschen  an
Durchfallerkrankungen als bewaffnete Krie-
ge in der 1990er Jahren im jährlichen Durch-
schnitt an Opfern forderten.

• Jedes Jahr gehen durch wasserbedingte
Krankheitsfälle 443 Millionen Schultage
verloren.

• Fast die Hälfte aller Bewohner von Ent-
wicklungsländern leidet irgendwann einmal
an einem Gesundheitsproblem, das durch
Defizite bei der Wasser- und Sanitärversor-
gung verursacht ist.

• Millionen Frauen verbringen jeden Tag meh-
rere Stunden damit, Wasser zu holen.

• Millionen Menschen sind in einem Lebens-
zyklus ständiger Benachteiligung gefangen,
bei dem Krankheit und verpasste Bildungs-
chancen in der Kindheit zwangsläufig zu
Armut im Erwachsenenalter führen.
Zu diesen menschlichen Kosten kommt

noch die massive Verschwendung von Wirt-
schaftsgütern hinzu, die mit Defiziten bei der
Wasser- und Sanitärversorgung einhergeht.
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selbe, was Impfungen gegen Masern bedeuten –
sie können Leben retten. Die für diesen Bericht
durchgeführten Forschungsarbeiten zeigen auf,
dass der Zugang zu unbedenklichem Wasser in
Kamerun und Uganda die Sterberaten bei Kin-
dern um über 20 Prozent absenkt. In Ägypten
und Peru verringert das Vorhandensein einer
Spültoilette im Haus das Sterberisiko bei Säug-
lingen um über 30 Prozent.

Vor allem Arme sind betroffen
Es sind vor allem die Armen, die von dem Not-
stand bei der Wasser- und Sanitärversorgung
betroffen sind. Fast zwei Drittel der Menschen,
die über keinen Zugang zu sauberem Wasser
verfügen, müssen mit weniger als zwei US-Dol-
lar am Tag auskommen, ein Drittel sogar mit
weniger als einem US-Dollar. Mehr als 660
Millionen Menschen ohne Sanitärversorgung
verfügen über weniger als zwei US-Dollar am
Tag, davon über 385 Millionen über weniger als
einen US-Dollar.

Diese Fakten haben weitreichende Folgen
für die Politik. Sie zeigen schonungslos auf, dass
von der Versorgung abgekoppelte Bevölke-
rungsteile wenige Möglichkeiten haben, einen
verbesserten Zugang aus eigener Kraft zu finan-
zieren. Zwar spielt der private Sektor vielleicht
eine Rolle bei der Erbringung der Versorgungs-
dienstleistungen, doch öffentliche Finanzierung
ist für die Überwindung von Defiziten bei der
Wasser- und Sanitärversorgung unverzichtbar.

Die Art und Weise, wie der Zugang zu einer
adäquaten Wasser- und Sanitärversorgung in
vielen Ländern verteilt ist, spiegelt die Verteilung
des Wohlstands wider. Von den reichsten 20
Prozent der Bevölkerung haben durchschnittlich
etwa 85 Prozent Zugang zu Leitungswasser im
eigenen Haushalt, während es bei den ärmsten
20 Prozent der Bevölkerung nur 25 Prozent sind.
Die Ungleichheit reicht aber noch weiter. In vie-
len Entwicklungsländern gilt übereinstimmend
die absurde Regel, dass den ärmsten Menschen
nicht nur weniger – und weniger sauberes –
Wasser zur Verfügung steht, sondern dass sie
dafür auch mit die höchsten Preise zahlen, die es
auf der Welt überhaupt gibt:
• Die Bewohner der Slums von Jakarta, Mani-

la oder Nairobi zahlen fünf bis zehn Mal

mehr für die gleiche Menge Wasser als 
die Menschen, die in wohlhabenderen
Gegenden derselben Städte leben – und
mehr als die Verbraucher in London oder
New York.

• Besserverdienende Haushalte verbrauchen
weit größere Mengen an Wasser als arme
Haushalte. In Daressalam und Mumbai
liegt der Wasserverbrauch pro Kopf in den
Außenbezirken, die an das Versorgungsnetz
angeschlossen sind, um das 15-fache höher
als in den Slumgebieten dieser Städte.

• Die ungerechte Gestaltung der Wasserprei-
se hat absurde Konsequenzen für die Armut
von Haushalten. Die ärmsten zwanzig Pro-
zent der Haushalte in El Salvador, Jamaika
und Nicaragua geben durchschnittlich über
zehn Prozent ihres Haushaltseinkommens
für Wasser aus. In Großbritannien gilt alles,
was über dem Grenzwert von drei Prozent
liegt, als besondere Härte.

Prognose für die Erreichung der
Millenniums-Entwicklungsziele
Mit den Millenniums-Entwicklungszielen ver-
folgen die Regierungen nicht zum ersten Mal
ein Paket hochgesteckter Zielvorgaben. „Was-
ser- und Sanitärversorgung für alle“ innerhalb
eines Jahrzehnts zu erreichen, war eines der ehr-
geizigen Ziele, die nach hochrangigen Konfe-
renzen in den 1970er und 1980er Jahren aufge-
stellt wurden. Doch das Erreichte blieb weit
hinter den Versprechungen zurück. Wird es
dieses Mal anders sein?

Im Ganzen gesehen ist die Welt beim Ziel
der Wasserversorgung auf Kurs, hauptsächlich
dank der großen Fortschritte, die in China und
Indien gemacht wurden; bei der Sanitärversor-
gung hingegen liegen nur zwei Regionen – Ost-
asien und Lateinamerika – auf Zielkurs. Hinter
dem Gesamtbild verbergen sich jedoch erhe-
bliche Unterschiede zwischen den einzelnen
Regionen und innerhalb von Staaten.
• Wenn sich der Trend so fortsetzt wie bis-

her, wird in Afrika südlich der Sahara das
Ziel der Wasserversorgung erst im Jahr
2040 und das der Sanitärversorgung sogar
erst im Jahr 2076 erreicht sein. Bei der Sani-
tärversorgung liegt Südasien vier Jahre hin-
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auskommen
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Schätzungen lassen jedoch darauf schließen,
dass der Nutzen die Kosten bei weitem über-
wiegt. Die Zusatzkosten, die entstehen, wenn
die Millenniums-Entwicklungsziele mit der
kostengünstigsten, nachhaltigsten Technologie
erreicht werden sollen, belaufen sich auf etwa
zehn Milliarden US-Dollar im Jahr. Folgende
Ergebnisse sind zu erwarten, wenn es gelingt,
die Lücke zwischen den gegenwärtigen und den
anvisierten Trends bei der Erreichung des Mil-
lenniums-Entwicklungsziels der Wasser- und
Sanitärversorgung zu schließen:
• Rund 203.000 weniger Todesfälle von Kin-

dern im Jahr 2015 und über eine Million
geretteter Kinderleben im Verlauf des nächs-
ten Jahrzehnts

• 272 Millionen hinzugewonnene Schultage
allein schon durch weniger Durchfallerkran-
kungen.

• Ein wirtschaftlicher Nutzen in Höhe von
circa 38 Milliarden US-Dollar jährlich. Der
Zugewinn für Afrika südlich der Sahara –
etwa 15 Milliarden US-Dollar – würde 60
Prozent der Entwicklungshilfe entsprechen,
die 2003 in die Region geflossen ist. Süd-
asien würde fast sechs Milliarden US-Dol-
lar gewinnen.
Kann es sich die Welt leisten, die Kosten

eines beschleunigten Fortschritts bei der Was-
ser- und Sanitärversorgung zu bestreiten? Die
eigentliche Frage ist: Kann es sich die Welt leis-
ten, diese Investitionen nicht zu tätigen?

Die Kosten von zehn Milliarden US-Dollar,
die mit der Erreichung dieses Millenniums-
Entwicklungsziels verbunden sind, erscheinen
auf den ersten Blick enorm – sie müssen jedoch
in den Zusammenhang gestellt werden. Diese
Summe ist geringer als das, was die Welt in fünf
Tagen für militärische Zwecke ausgibt; sie ent-
spricht noch nicht einmal ganz der Hälfte des
Betrags, den die reichen Länder jedes Jahr für
Mineralwasser ausgeben. Also ein geringer Preis
für eine Investition, die Millionen junger Leben
retten kann, ein ungenutztes Bildungs-
potenzial freisetzen kann, Menschen von
Krankheiten erlösen kann, die sie ihrer
Gesundheit berauben, und eine volkswirt-
schaftliche Rendite abwerfen kann, die zu
mehr Wohlstand führt.

ter dem Zeitplan zurück; die arabischen
Staaten hinken bei der Wasserversorgung
gar 27 Jahre hinterher.

• Betrachtet man die einzelnen Länder, so
wird voraussichtlich in 55 Staaten bei 234
Millionen Menschen das Ziel der Wasser-
versorgung nicht erreicht werden.

• Das Ziel der Sanitärversorgung wird der
Prognose zufolge bei 430 Millionen Men-
schen in 74 Ländern verfehlt werden.

• Für die Verwirklichung der Zielvorgaben in
Afrika südlich der Sahara wird es erforder-
lich sein, die Bevölkerungszahl, die neu an
die Wasserversorgung angeschlossen wird,
von jährlich zehn Millionen im vergange-
nen Jahrzehnt auf 23 Millionen pro Jahr in
den kommenden zehn Jahren zu steigern. In
Südasien müssten 43 Millionen Menschen
im Jahr gegenüber jetzt 25 Millionen an die
Sanitärversorgung angeschlossen werden.
Die Millenniums-Entwicklungsziele sollten

als Mindestmaß an Versorgung betrachtet wer-
den, nicht als Obergrenze. Selbst wenn sie er-
reicht werden, wird es weltweit noch enorme
Defizite geben. Der bisherige Verlauf gibt inso-
fern Anlass zur Besorgnis, als dass die Welt
darauf zusteuert, schlechter als die vom Ver-
sprechen der Millenniums-Entwicklungsziele
festgelegte Mindestvorgabe abzuschneiden.

Die Lücke zwischen gegenwärtigen
Trends und den Zielvorgaben schließen
Dieses Bild zu ändern, ist nicht nur das Rich-
tigste, sondern auch das Sinnvollste, was man
tun kann. Es ist richtig, weil Wasser- und Sani-
tärversorgung grundlegende Menschenrechte
sind – und keine Regierung dazu bereit sein
sollte, sich dem aktuellen Ausmaß der Men-
schenrechtsverletzungen oder dem damit ein-
hergehenden Verlust menschlichen Potenzials
zu verschließen. Und es ist sinnvoll, weil der
Zugang zu Wasser- und Sanitärversorgung
Menschen dazu befähigt, sich einen Weg aus
der Armut zu bahnen und einen Beitrag zum
Wohlstand des Landes zu leisten.

Die möglichen Vorteile, die von Fortschrit-
ten bei der Wasser- und Sanitärversorgung für
die menschliche Entwicklung entstehen kön-
nen, lassen sich nur schwer quantifizieren.
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Vier Grundvoraussetzungen des Erfolgs
Wenn hochrangige internationale Konferen-
zen, vollmundige Erklärungen und kühne Ziel-
vorgaben für sauberes Wasser und eine Grund-
versorgung im Sanitärbereich sorgen würden,
wäre die globale Krise längst überwunden. Seit
Mitte der 1990er Jahre hat es einen Wildwuchs
internationaler Konferenzen zum Thema Was-
ser gegeben, der mit einer Vielzahl internatio-
naler Partnerschaften auf höchster Ebene ein-
herging. Inzwischen gibt es 23 UN-Organisa-
tionen, die sich mit der Wasser- und Sanitärver-
sorgung befassen.

So viele Konferenzen, so viel Aktivität –
und doch so wenig Fortschritt. Blickt man
zurück auf das vergangene Jahrzehnt, so kann
man sich kaum des Eindrucks erwehren, dass
das Manko bei der Wasser- und Sanitärversor-
gung in zu vielen Worten und zu wenigen
Taten besteht. Für die nächsten zehn Jahre
bedarf es eines konzertierten internationalen
Handelns, das in den Strategien der einzelnen
Länder seinen Ausgang nimmt, aber auch einen
globalen Aktionsplan beinhaltet. Zwar gibt es
keine Patentrezepte, wie Verbesserungen er-
reicht werden können; der Erfolg hängt jedoch
von vier Grundvoraussetzungen ab:
• Wasser ernsthaft zu einem Menschenrecht

erheben. Alle Regierungen sollten das Men-
schenrecht auf Wasser verankern, indem sie
entsprechende Gesetzgebung einführen
anstatt es bei vagen Verfassungsaussagen zu
belassen. Um wirklich etwas zu bedeuten,
muss dieses Menschenrecht einen Rechts-
anspruch auf eine sichere, verfügbare und
bezahlbare Wasserversorgung mit sich brin-
gen. Die Ausgestaltung dieses Anspruchs
wird von den Gegebenheiten in den jeweili-
gen Ländern und Haushalten abhängen.
Der Mindestanspruch für jeden Bürger soll-
te jedoch 20 Liter sauberes Wasser am Tag
betragen – und zwar kostenlos für diejeni-
gen, die zu arm sind, etwas zu bezahlen. Für
die Erreichung dieser Zielvorgabe sollten
eindeutige Bezugspunkte gesetzt werden,
wobei nationale und lokale Regierungen
und Wasserlieferanten in die Pflicht ge-
nommen werden. Private Anbieter spielen
zwar eine Rolle bei der Erbringung der Was-

serversorgung, doch die Sicherung des Men-
schenrechts auf Wasser ist Aufgabe des
Staates.

• Nationale Strategien für Wasser- und Sani-
tärversorgung entwerfen. Alle Regierungen
sollten nationale Pläne erstellen, um rasche-
re Fortschritte bei der Wasser- und Sanitär-
versorgung erzielen zu können; darin soll-
ten ehrgeizige Zielvorgaben aufgestellt wer-
den, die durch Finanzmittel und klare Stra-
tegien zur Überwindung von Ungleichhei-
ten abgesichert werden. Die Wasser- und
noch mehr die Sanitärversorgung wurden
bei der Planung der Armutsreduzierung
bisher nicht gebührend berücksichtigt. 
Sie leiden an chronischer Unterfinanzie-
rung, denn die öffentlichen Ausgaben in
diesem Bereich betragen meist weniger als
0,5 Prozent des BIPs. Lebensrettende
Investitionen in die Wasser- und Sanitär-
versorgung werden von den Militärausga-
ben weit in den Schatten gestellt. In Äthio-
pien werden für militärische Zwecke zehn-
mal höhere Haushaltsmittel bereitgestellt
als für die Wasser- und Sanitärversorgung –
in Pakistan sogar das 47-fache. Die Regie-
rungen sollten sich zum Ziel setzen, min-
destens ein Prozent des BIP für die Wasser-
und Sanitärversorgung auszugeben. Die Be-
kämpfung von Ungleichheit setzt ein Be-
kenntnis zu Finanzierungsstrategien voraus
– dazu gehören ein Finanzausgleich, Quer-
subventionen und weitere Maßnahmen –,
die eine auch für die Armen erschwingliche
Wasser- und Sanitärversorgung sichern.
Nationale Strategien sollten Bezugspunkte
für mehr Gerechtigkeit vorsehen wie zum
Beispiel:
• Millenniums-Entwicklungsziele. Sie soll-

ten auf der Zielvorgabe für das Jahr 2015
aufbauen, nämlich den Anteil der Welt-
bevölkerung zu halbieren, die keinen
Zugang zu Wasser- und Sanitärversor-
gung hat. Dies sollte durch eine Politik
verfolgt werden, die darauf abzielt, die
Kluft zwischen Arm und Reich um die
Hälfte zu verringern. 

• Strategiepapiere zur Armutsreduzierung.
Sie sollten auf der Zielvorgabe für das

Für die nächsten zehn Jahre

bedarf es eines konzertierten

internationalen Handelns,

das in den Strategien der 

einzelnen Länder seinen 

Ausgang nimmt, aber auch

einen globalen Aktionsplan

beinhaltet
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der sich verlässlich planen lässt. Weiterhin
besteht ein Handlungsspielraum zur Unter-
stützung der Bemühungen lokaler Verwal-
tungen und kommunaler Versorgungsun-
ternehmen, auf dem örtlichen Kapitalmarkt
Mittel aufzunehmen.

• Einen globalen Aktionsplan erarbeiten. Die
internationalen Bemühungen um raschere
Fortschritte bei der Wasser- und Sanitärver-
sorgung waren bislang zu zersplittert und
ineffektiv, mit einem Übermaß an hochran-
gigen Konferenzen und einem chronischen
Mangel an praktischem Handeln. Ganz im
Gegensatz zur Stärke der internationalen
Resonanz auf die HIV/ AIDS-Epidemie
und den Bildungsnotstand rangieren Was-
ser- und Sanitärversorgung eher unter „fer-
ner liefen“ auf der globalen Entwicklungs-
agenda. Die G-8-Länder haben zwar vor
zwei Jahren einen globalen Aktionsplan
zugesagt, doch keine Priorität bei der Was-
ser- und Sanitärversorgung gesetzt. Ein sol-
cher globaler Aktionsplan, der dazu dienen
soll, Finanzmittel zu mobilisieren, die
Regierungen von Entwicklungsländern bei
der Nutzung des örtlichen Kapitalmarkts zu
helfen und das Capacity Building zu för-
dern, könnte als Brennpunkt des öffent-
lichen Engagements und der politischen
Bemühungen hinsichtlich der Wasser- und
Sanitärversorgung fungieren.

Bereitstellung von 
Wasser zum Leben

„Das Menschenrecht auf Wasser“, so die Erklä-
rung des UN-Ausschusses für wirtschaftliche,
soziale und kulturelle Rechte, „berechtigt jeder-
mann zu ausreichendem, sicherem, annehmba-
rem, physisch zugänglichem und erschwingli-
chem Wasser für den persönlichen und den
häuslichen Gebrauch“. Diese fünf Kernmerk-
male stellen die Grundlagen einer sicheren Was-
serversorgung dar. Sie werden jedoch häufig miss-
achtet.

Woran liegt es, dass die Armen weniger Zu-
gang zu sauberem Wasser erhalten und mehr
dafür bezahlen? In städtischen Gebieten ist
meistens das Versorgungsunternehmen, das das

Jahr 2015 aufbauen, nämlich den Anteil
der Weltbevölkerung zu halbieren, die
keinen Zugang zu Wasser- und Sanitär-
versorgung hat. Dies sollte durch eine
Politik verfolgt werden, die darauf ab-
zielt, die Kluft zwischen Arm und Reich
um die Hälfte zu verringern.

• Wasserlieferanten. Sie sollten sicherstel-
len, dass öffentliche wie private Versor-
gungsunternehmen sowie kommunale
Körperschaften eindeutige Bezugspunk-
te für Gleichberechtigung setzen und
entsprechende Sanktionen für deren
Nichtbeachtung vorsehen.

• Nationale Pläne mit internationaler Hilfe
unterstützen. Für viele der ärmsten Länder
ist Entwicklungshilfe von entscheidender
Bedeutung. Um Fortschritte bei der Was-
ser- und Sanitärversorgung erzielen zu kön-
nen, bedarf es beträchtlicher Anfangsinves-
titionen mit langen Tilgungsfristen. Auf-
grund mangelnder Staatseinkünfte sind 
die Finanzierungsmöglichkeiten vieler der
ärmsten Länder eingeschränkt; gleichzeitig
findet das Kostendeckungspotenzial im
herrschenden Ausmaß der Armut seine
Grenzen. Die meisten Geber von Entwick-
lungshilfe erkennen die Bedeutung einer
funktionierenden Wasser- und Sanitärver-
sorgung an. Allerdings ist das Entwicklungs-
hilfeaufkommen im Verlauf des letzten
Jahrzehnts real zurückgegangen und wenige
Geber messen diesem Sektor Priorität bei –
in die Wasser- und Sanitärversorgung flie-
ßen noch nicht einmal fünf Prozent der
gesamten Entwicklungshilfe. Damit das
Millenniums-Entwicklungsziel wieder in
Reichweite kommt, müsste das Mittelauf-
kommen in etwa verdoppelt, also jährlich
um 3,6 bis 4 Milliarden US-Dollar aufge-
stockt werden. Es bedarf innovativer Finan-
zierungsstrategien, wie sie mit der Interna-
tionalen Finanzierungsfazilität gegeben
sind, um jetzt die nötige Vorfinanzierung
bereitzustellen und zu verhindern, dass das
Millennium-Entwicklungsziel verfehlt wird.
Die Geber sollten Strategien fördern, die in
nationaler Regie betrieben werden, indem
sie langfristige Unterstützung anbieten, mit
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Leitungsnetz betreibt, die günstige und zuver-
lässigste Bezugquelle für Wasser. Arme Haus-
halte werden seltener an das Leitungsnetz ange-
schlossen und erhalten ihr Wasser häufiger aus
diversen unaufbereiteten Quellen. In Daressa-
lam oder Ouagadougou sind weniger als 30 Pro-
zent der Haushalte an die Wasserversorgung
angeschlossen.

Haushalte, die nicht an das Versorgungs-
netz angeschlossen sind, haben wenige Wahl-
möglichkeiten. Sie müssen entweder Wasser
aus ungeklärten Quellen oder einer öffentli-
chen Quelle verwenden oder es von diversen
Zwischenhändlern – beispielsweise Betreibern
von Zapfstellen, fliegenden Wasserverkäufern
und Tankwagenfahrern – käuflich erwerben.
Bei der Diskussion über die Privatisierung der
Wasserversorgung wurde meist die Tatsache
übersehen, dass die überwiegende Mehrheit der
Armen ohnehin schon ihr Wasser auf privaten
Märkten einkaufen muss. Auf diesen Märkten
wird Wasser unterschiedlichster Qualität zu
hohen Preisen angeboten.

Hohe Preise für die Armen
Je weiter die Menschen von der Versorgungs-
quelle entfernt sind, desto mehr steigen die
Preise. Wenn Wasser den Weg über Zwischen-
händler nimmt, von denen jeder Transport- und
Vertriebskosten aufschlägt, treibt dies den Preis
in die Höhe. Arme Leute, die in Slums leben,
zahlen oft fünf bis zehn Mal mehr für den Liter
Wasser als wohlhabendere Menschen, die in
derselben Stadt wohnen.

Die Preispolitik der Versorgungsunter-
nehmen verschärft diese Probleme noch. Die
meisten Versorgungsunternehmen wenden
heute gestaffelte Tarife an. Dabei steigt der
Preis in Abhängigkeit von der Verbrauchs-
menge und soll so Fairness und Effizienz ge-
währleisten. In der Praxis haben sie jedoch oft
den Effekt, dass die ärmsten Haushalte in die
höchsten Tarifgruppen geraten. Der Grund
dafür ist, dass die Zwischenhändler, die die
armen Haushalte beliefern, Wasser en gros ein-
kaufen und damit den höchsten Preis bezah-
len. In Dakar zahlen arme Haushalte, die auf
Standrohre bzw. Zapfstellen angewiesen sind,
über das Dreifache von dem was sie zahlen

müssten, wenn sie an das Versorgungsnetz an-
geschlossen wären.

Wenn also die Versorgungsunternehmen
so viel günstigere Direktpreise anbieten, wa-
rum lassen sich dann arme Haushalte nicht an
das Versorgungsnetz anschließen? Oft ist der
Grund dafür, dass sie sich die Anschlussgebühr
einfach nicht leisten können – selbst in den
ärmsten Ländern kann diese mehr als um-
gerechnet 100 US-Dollar betragen. In Manila
entspricht die Anschlussgebühr an die Wasser-
versorgung für die ärmsten 20 Prozent der
Haushalte etwa drei Monatseinkommen; in
den kenianischen Städten sind es sogar sechs
Monatseinkommen. Auch der Wohnort wirkt
sich hemmend auf den Zugang zum Netz aus.
In vielen Städten verweigern die Versorgungs-
unternehmen Haushalten einen Wasseran-
schluss, die keinen offiziellen Grundbuchtitel
vorweisen können; damit grenzen sie einige der
ärmsten Haushalte aus.

Haushalte in ländlichen Gebieten haben mit
ihren eigenen ausgeprägten Problemen zu kämp-
fen. Da sie nicht an die offizielle Wasserversor-
gung angeschlossen sind, betreiben ländliche
Gemeinden üblicherweise ihre eigenen Wasser-
versorgungssysteme, auch wenn staatliche Be-
hörden zumeist an der Erbringung der Dienst-
leistung beteiligt sind. Die Vorgehensweise der
meisten Behörden war bisher von einem hierar-
chischen Führungsstil geprägt, der oft dazu führ-
te, dass unangepasste Technologie an ungeeigne-
ten Standorten eingesetzt und nur wenig Rück-
sprache gehalten wurde. Das Ergebnis war eine
Kombination von Unterfinanzierung und gerin-
ger Bedarfsdeckung, auf Kosten der Landfrauen,
die weiterhin das benötigte Wasser mühevoll von
weit her heranschaffen müssen.

Öffentliche Versorgungsträger 
spielen eine Schlüsselrolle
In den letzten Jahren war die internationale
Diskussion über das Menschenrecht auf Was-
ser beherrscht von einer polarisierten Ausei-
nandersetzung über die Rolle, die hierbei dem
privaten und dem öffentlichen Sektor zu-
kommt. Dabei wurden zwar wichtige Fragen
aufgeworfen, doch der Großteil der Debatte
verpuffte wirkungslos.

Je weiter die Menschen 

von der Versorgungsquelle

entfernt sind, desto mehr

steigen die Preise
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bezahlbare und zugängliche Wasserversorgung
aufzubauen.

Heute bieten sich wirkliche Chancen, aus
Misserfolgen zu lernen und auf Erfolgen aufzu-
bauen. Das Kriterium für die Bewertung politi-
scher Maßnahmen sollte nicht sein, ob der Ver-
sorgungsträger sich in öffentlicher oder privater
Hand befindet, sondern ob er etwas für die
Armen leistet oder nicht.

Einige Länder haben bei der Wasserversor-
gung rasche Fortschritte verzeichnet. Von
Kolumbien über den Senegal bis hin nach Süd-
afrika sind innovative Strategien entwickelt
worden, um arme Haushalte in städtischen Ge-
genden in die Versorgung einzubinden. Global
liegt zwar die Landbevölkerung hinter der städ-
tischen Bevölkerung zurück, doch so unter-
schiedlichen Ländern wie Marokko und Ugan-
da ist es gelungen, die Bedarfsdeckung stark zu
verbessern. Wo liegen die Schlüssel zum Erfolg?

Politische Führerschaft und erreichbare
Zielvorgaben bewirken etwas
Wie in diesem Bericht ständig betont wird, gibt
es keine Patentlösungen. Eine Politik, die in
einem Bereich vorteilhafte Ergebnisse für die
Armen bringt, kann in anderen Bereichen ver-
sagen. Aus den Erfolgsgeschichten lassen sich
jedoch einige generelle Lehren ziehen. Die ers-
te und vielleicht wichtigste davon ist, dass es auf
politische Führerschaft ankommt. Die zweite
Lehre lautet: Der Fortschritt hängt davon ab,
dass in den nationalen Plänen erreichbare Ziel-
vorgaben gesetzt werden, die durch Finanzie-
rungsmaßnahmen und Strategien zur Überwin-
dung von Ungleichheit abgesichert werden.

Dies bedeutet nicht, dass pauschale Subven-
tionen kritiklos gutgeheißen werden. In Chile,
Kolumbien und Südafrika kommen gut konzi-
pierte Subventionen bei den Armen an – und
sie bewirken tatsächlich etwas. Doch in vielen
Fällen gereichen Subventionen, die angeblich
für mehr Gerechtigkeit in der Preisgestaltung
der Versorgungsunternehmen sorgen sollen, in
Wahrheit den Wohlhabenderen zum Vorteil
und nutzen den armen Haushalten, die nicht
an das Versorgungsnetz angeschlossen sind,
kaum etwas. Ähnlich verhält es sich in weiten
Teilen von Afrika südlich der Sahara: Besser-

Manche Privatisierungsprogramme haben
positive Ergebnisse geliefert. Aber die Gesamt-
bilanz ist nicht gerade ermutigend. Von Argen-
tinien über Bolivien und die Philippinen bis hin
zu den Vereinigten Staaten hat sich die Annah-
me als verfehlt erwiesen, dass der private Sektor
eine Art Wundermittel darstellt, mit dem sich
der Ausgleich schaffen und die Effizienz her-
stellen lassen, die nötig sind, um raschere Fort-
schritte bei der Wasserversorgung für alle zu
erzielen. Die bisherigen Misserfolge bei der
Umstrukturierung des Versorgungsgefüges be-
weisen zwar nicht, dass dem privaten Sektor gar
keine Rolle zukommt; sie zeigen jedoch, dass
bei den öffentlich-privaten Partnerschaften
mehr Vorsicht, Regulierung und Verpflichtung
zur Fairness gefordert sind.

Zwei spezifische Aspekte der Wasserversor-
gung in Ländern mit geringer Bedarfsdeckung
können als Warnung davor dienen, sich zu sehr
auf den privaten Sektor zu verlassen. Erstens
weist der Wasserversorgungssektor viele der
charakteristischen Merkmale eines natürlichen
Monopols auf. Solange es keine starke Regulie-
rungskapazität gibt, die durch Regeln über
Preisbildung und Investitionen das öffentliche
Interesse wahrt, besteht die Gefahr des mono-
polistischen Missbrauchs. Zweitens ist öffentli-
che Finanzierung in Ländern mit hoher Armut
unter den unversorgten Bevölkerungskreisen
Voraussetzung für eine verbesserte Versorgungs-
lage, unabhängig davon, ob es sich um öffent-
liche oder private Versorgungsträger handelt.

Die Privatisierungsdiskussion hat manch-
mal von einem drängenden Problem abgelenkt:
einer Reform der öffentlichen Versorgungsun-
ternehmen. Öffentliche Versorgungsträger do-
minieren die Wasserversorgung in den Ent-
wicklungsländern; sie kommen für über 90 Pro-
zent der über das Leitungsnetz gelieferten Was-
sermenge auf. Viele Versorgungsunternehmen
im Besitz der öffentlichen Hand kommen den
Armen nicht zugute, weil sie eine ineffiziente
Betriebsführung ohne ordentliche Rechen-
schaftslegung mit mangelnder Fairness bei der
Finanzierung und Preisgestaltung verbinden.
Manchen Versorgungsunternehmen – Porto
Alegre in Brasilien ist ein herausragendes 
Beispiel – ist es jedoch gelungen, eine für alle
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verdienende Haushalte, die über einen An-
schluss an das Versorgungsnetz verfügen, profi-
tieren am meisten davon, dass Wasser zu Prei-
sen verkauft wird, die längst nicht zur Deckung
der Betriebs- und Unterhaltungskosten ausrei-
chen.

Regulierung und nachhaltige Kosten-
deckung sind unabdingbar für größere
Fairness und höhere Effizienz
Da Wasserversorgungsnetze natürliche Mono-
pole darstellen, ist eine Regulierung erforderlich,
um sicherzustellen, dass die Versorgungsträger
den Anforderungen an Effizienz und Fairness
gerecht werden – und damit die Interessen der
Verbraucher schützen. In vielen Entwicklungs-
ländern hat sich der Aufbau starker, unabhän-
giger Regulierungsbehörden als schwierig erwie-
sen; die Folge waren Einmischung durch die
Politik und mangelnde Rechenschaftslegung.
Bemühungen, durch einen Dialog zwischen
Versorgungsträgern und Bürgern zu einer Regu-
lierung zu gelangen, haben jedoch manchenorts
zu großen Fortschritten geführt – so im indi-
schen Hyderabad.

Allgemeiner betrachtet ist es wichtig, dass
Regierungen die Reichweite der Regulierung
über die offiziellen Netzwerkbetreiber hinaus
auch auf die informellen, von den Armen ge-
nutzten Märkte ausweiten. Regulierung bedeu-
tet nicht, die Tätigkeit der Anbieter einzu-
schränken, die für die Versorgung der Armen
sorgen. Es bedeutet allerdings, dass mit diesen
Anbietern zusammengearbeitet wird, damit
bestimmte Regeln bezüglich einer fairen Preis-
gestaltung und der Wasserqualität eingehalten
werden.

Eine nachhaltige und faire Kostendeckung
gehört zu jedem Reformprogramm dazu. Viel-
fach gibt es gewichtige Gründe dafür, die Was-
serpreise auf ein realistischeres Niveau anzuhe-
ben und die Effizienz der Wasserbewirtschaf-
tung zu steigern: In vielen Ländern sind die
Wasserverluste zu hoch und die Heberaten zu
gering, um ein funktionsfähiges System finan-
zieren zu können.

Der Maßstab für Nachhaltigkeit und Fair-
ness variiert je nach Land. In vielen Ländern
mit niedrigem Einkommen besteht aufgrund

von Armut und niedrigen Durchschnittsein-
kommen nur ein begrenzter Spielraum für Kos-
tendeckung. Hier kommt es entscheidend auf
die Bereitstellung öffentlicher Mittel an, die
durch Entwicklungshilfe abzusichern sind. In
Ländern mit mittlerem Einkommen besteht
größerer Handlungsspielraum für eine faire
Kostendeckung, wenn die Regierungen Mecha-
nismen einsetzen, um die finanzielle Belastung
armer Haushalte zu verringern.

Länder mit mittlerem Einkommen, aber
auch manche Länder mit niedrigem Einkom-
men, haben außerdem die Möglichkeit, stärker
auf örtliche Kapitalmärkte zurückzugreifen. In
diesem Bereich kann Unterstützung aus dem
Ausland etwas bewirken – durch die Stellung
von Kreditbürgschaften und andere Mechanis-
men, die zur Senkung der Zinssätze und zu höhe-
rer Risikobereitschaft der Märkte beitragen.

Aufbauend auf dem nationalen und globa-
len Planungsrahmen, der in Kapitel 1 beschrie-
ben wird, ergeben sich folgende Kernstrategien
zur Überwindung der Ungleichheit beim Zu-
gang zu Wasser innerhalb der einzelnen Länder:
• Klare Zielvorgaben zur Verringerung von

Ungleichheit setzen, als Teil der nationalen
Strategie zur Armutsreduzierung und des
Berichterstattungssystems über die Millen-
niums-Entwicklungsziele; Halbierung der
Kluft zwischen Arm und Reich bei der
Bedarfsdeckung.

• Sozialtarife einrichten, wie sie in Südafrika
entwickelt wurden und die entweder kos-
tenlos oder zu bezahlbaren Preisen ausrei-
chend Wasser für Grundbedürfnisse bereit-
stellen.

• Sicherstellen, dass kein Haushalt mehr als
drei Prozent seines Einkommens für die
Deckung seines Wasserbedarfs aufwenden
muss.

• Zielgerichtete Subventionen für den An-
schluss armer Haushalte an die Wasserver-
sorgung zur Verfügung stellen, wie sie in
Chile und Kolumbien entwickelt wurden.

• Im Rahmen einer Übergangsstrategie ver-
stärkt in die Bereitstellung von Standrohren
bzw. Zapfstellen investieren, um den Armen
sauberes, bezahlbares Wasser zur Verfügung
zu stellen.
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auf, dass die Art und Weise, wie Fäkalien besei-
tigt werden, eine der stärksten Determinanten
für das Überleben der Kinder ist: Wo der
Übergang zu einer verbesserten Sanitärversor-
gung erfolgt, verringert sich die Kindersterb-
lichkeit insgesamt um rund ein Drittel. Eine
verbesserte Sanitärversorgung bringt über die
einzelnen Haushalte hinaus Vorteile für das
gesamte Gemeinwesen – bessere Gesundheit,
verbesserte Lebensgrundlagen und mehr Wür-
de. Toiletten mögen vielleicht nicht wie Kataly-
satoren des menschlichen Fortschritts erschei-
nen – es spricht jedoch alles dafür, dass sie es
sind.

Warum ist das Defizit so groß?
Wenn doch Sanitärversorgung von so entschei-
dender Bedeutung für den sozialen und wirt-
schaftlichen Fortschritt ist, warum ist dann 
das Defizit so groß – und warum ist die Welt 
so weit davon entfernt, die Zielvorgabe des ent-
sprechenden Millenniums-Entwicklungsziels
zu erreichen? Viele Faktoren spielen mit her-
ein.

Der erste ist die politische Führerschaft
oder vielmehr: der Mangel an politischer Füh-
rerschaft. Die Politik, die bei der Sanitärver-
sorgung betrieben wird, ist genauso von Be-
deutung für die Lage einer Nation wie Wirt-
schaft, Verteidigung oder Handel es sind, doch
wird Sanitärversorgung immer nur als zweit-
oder drittrangig behandelt. Mehr noch als die
Wasserversorgung wird die Sanitärversorgung
vom Zusammenwirken institutioneller Frag-
mentierung, schwacher nationaler Planung 
und geringem politischem Ansehen beeinträch-
tigt.

Armut ist ein weiteres Fortschrittshemm-
nis: Gerade den ärmsten Haushalten fehlt es oft
an den finanziellen Mitteln zur Beschaffung
sanitärer Einrichtungen. Aber es gibt noch an-
dere Faktoren, die einem Vorankommen im
Wege stehen, darunter die mangelnde Nach-
frage durch die Haushalte und die Ungleich-
stellung der Geschlechter. Frauen messen der
Sanitärversorgung meist größere Bedeutung 
zu als Männer, doch weibliche Prioritäten 
fallen bei der Haushaltsplanung weniger ins
Gewicht.

• Gesetzliche Regelungen erlassen, die es den
Menschen ermöglichen, die Versorgungs-
träger zur Rechenschaft zu ziehen.

• In Verträge über öffentlich-private Partner-
schaften klare Bezugspunkte für die Gleich-
stellung armer Haushalte beim Zugang zu
einer bezahlbaren Wasserversorgung auf-
nehmen.

• Wirksame und von der Politik unabhängige
Regulierungssysteme entwickeln, die sowohl
für das offizielle Versorgungsnetz als auch
für informelle Versorgungsträger gelten.

Das riesige Defizit bei 
der Sanitärversorgung stopfen

„Die Kloake ist das Gewissen der Stadt“, schrieb
Victor Hugo in Die Elenden. Dabei bezog er
sich zwar auf das Paris des 19. Jahrhunderts,
doch auch heute noch ist der Zustand der Sani-
tärversorgung ein aussagekräftiger Indikator für
den Stand der menschlichen Entwicklung in
allen Gemeinschaften.

Fast die Hälfte der Bevölkerung in den Ent-
wicklungsländern hat keinen Zugang zu Sani-
tärversorgung. Eine noch weitaus größere Zahl
hat keinen Zugang zu Sanitärversorgung von
guter Qualität. Von dem Defizit sind alle Krei-
se der Gesellschaft betroffen. Die Bedarfsde-
ckungsquoten in vielen der ärmsten Länder der
Welt sind erschreckend gering: Nur etwa ein
Drittel der Menschen in Afrika südlich der
Sahara und in Südasien haben Zugang zu Sani-
tärversorgung – in Äthiopien sogar nur etwa
ein Siebtel der Bevölkerung. Insbesondere in
Ländern mit höherem Einkommen kommt in
diesen Statistiken jedoch die volle Tragweite
des Problems nicht zum Ausdruck. In Jakarta
und Manila wurden die bestehenden Kanalisa-
tionssysteme durch die rasche Verstädterung
völlig überfordert, da nicht ausreichend in ihre
Modernisierung investiert wurde. Dies hatte
zur Folge, dass überall auf Grubenlatrinen
zurückgegriffen wurde, die nun das Grundwas-
ser verseuchen, Flüsse verpesten, Wasserquellen
verunreinigen und die öffentliche Gesundheit
gefährden.

Sanitärversorgung bringt in vieler Hinsicht
Nutzen. Länderübergreifende Studien zeigen
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Wie Partnerschaften zwischen 
Gemeinwesen und Regierung 
etwas bewegen können
Das beängstigende Ausmaß des Defizits bei der
Sanitärversorgung und die Langsamkeit des
Fortschritts bei dessen Überwindung werden
manchmal als Beweis dafür gesehen, dass die
Zielvorgabe des Millenniums-Entwicklungs-
ziels unerreichbar geworden sei. Die Bedenken
sind sicher berechtigt, doch die Folgerung ist
ein Trugschluss. Denn es gibt auch viele Bei-
spiele für rasche Fortschritte bei der Sanitärver-
sorgung, von denen ein Teil von der Basis her
durch örtliche Gemeinwesen bewirkt werden
und andere wiederum von den Regierungen:
• In Indien und Pakistan haben durch die

Zusammenarbeit von Slumbewohnerverei-
nigungen Millionen von Haushalten eine
Sanitärversorgung erhalten; dabei wurde die
Stärke der Gemeinschaft genutzt, um Res-
sourcen zu mobilisieren. Viele Organisatio-
nen auf Gemeindeebene wie der Nationale
Verband der Slumbewohner in Indien und
das Pilotprojekt Orangi in Pakistan, haben
gezeigt, was durch praktisches Handeln alles
bewegt werden kann.

• In Bangladesch entwickelte sich die Kam-
pagne für Umfassende Sanitärversorgung
von einem gemeindenahen Projekt zu
einem landesweiten Programm, das einen
raschen Zuwachs beim Zugang zu Sanitär-
versorgung bewirkt. Kambodscha, China,
Indien und Sambia haben dieses Modell
übernommen.

• Durch Regierungsprogramme konnte in
Kolumbien, Lesotho, Marokko und Thai-
land der Zugang zu Sanitärversorgung quer
durch alle Einkommensgruppen erweitert
werden. Auch im indischen Bundesstaat
Westbengalen wurde Außerordentliches
geleistet.

• In Brasilien hat der Gemeinschaftsansatz
bei der Abwasserentsorgung Kosten gesenkt
und eine Sanitärversorgung für Millionen
von Haushalten ermöglicht – jetzt wird die-
ser Ansatz auch anderenorts übernommen.
Jede einzelne dieser Erfolgsstorys hat ihre

Wurzeln woanders. Um auf örtliche Probleme
zu reagieren, wurden völlig unterschiedliche

politische Maßnahmen entwickelt. In allen 
Fällen lag jedoch der Hauptakzent darauf, 
die Nachfrage nach Sanitärversorgung zu ent-
wickeln anstatt Versorgungsmodelle anzuwen-
den, die von der Angebotsseite vorgegeben wur-
den. Die Initiative und Mitwirkung der Bevöl-
kerung vor Ort war dabei ausschlaggebend. Von
gleicher Bedeutung war jedoch auch das Inter-
agieren von Regierungsbehörden und lokalen
Gemeinwesen.

Der Ausgangspunkt für Veränderungen
kann sein, lokale Lösungen für lokale Probleme
zu finden. Es liegt jedoch an den Regierungen,
die Voraussetzungen für die Lösung nationaler
Probleme zu schaffen, indem finanzielle Mittel
mobilisiert und die Marktbedingungen für 
die Bereitstellung angepasster Technologie zu
einem bezahlbaren Preis hergestellt werden.
Von der Bevölkerung ausgehende Initiativen
sind von großer, ja sogar entscheidender Bedeu-
tung. Sie können jedoch staatliches Handeln
nicht ersetzen. Genausowenig kann private
Finanzierung durch arme Haushalte jemals an
die Stelle öffentlicher Finanzierung und Dienst-
leistungen treten.

Das Tabu im Umgang mit 
menschlichen Fäkalien überwinden
Eine der wichtigsten Lehren, die wir aus den
Erfolgsgeschichten bei der Sanitärversorgung
ziehen können, ist: Rasche Fortschritte sind
möglich. Mit der Unterstützung durch Geber-
hilfe sind selbst die ärmsten Länder in der Lage,
die Ressourcen zu mobilisieren, die für Verän-
derungen nötig sind. Das vielleicht größte Hin-
dernis hierfür kann in einem Wort zusammen-
gefasst werden: Stigmatisierung.

Zwischen Sanitärversorgung und HIV/AIDS
bestehen einige beunruhigende Parallelen. Bis vor
nicht allzu langer Zeit hemmten die kulturellen
und sozialen Tabus, die HIV/AIDS umgaben,
die Entwicklung wirksamer nationaler und inter-
nationaler Gegenmaßnahmen und verursachten
somit gewaltige menschliche Kosten. Diese Tabus
sind inzwischen ins Wanken gekommen, was
sicher am zerstörerischen Ausmaß des Problems
liegt, aber auch daran, dass sämtliche Gesell-
schaftsschichten, über alle Einkommensgruppen
hinweg, von HIV/AIDS betroffen sind.
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tums und zurückgehender Wasservorräte auf-
tut. Geht der Welt das Wasser aus?

Wohl kaum. Doch unsichere Wasserversor-
gung stellt durchaus eine Bedrohung für die
menschliche Entwicklung eines großen – und
weiter wachsenden – Teils der Menschheit dar.
Gnadenloser Wettbewerb, Umweltbelastungen
und Unwägbarkeiten beim Zugang zu Wasser
als produktiver Ressource sind die Hauptgrün-
de, warum ein erheblicher Teil der Weltbevöl-
kerung über keine gesicherte Wasserversorgung
verfügt.

Global betrachtet gibt es mehr als genug
Wasser für alle Menschen und deren Bedürfnis-
se. Wieso ist dann Wasserknappheit ein Pro-
blem? Zum Teil liegt das daran, dass Wasser,
genau wie materieller Reichtum, zwischen den
Ländern und innerhalb von ihnen ungleich ver-
teilt ist. Ländern im Nahen Osten, in denen
Wasserknappheit herrscht, nützt es nichts, dass
Brasilien und Kanada über weit mehr Wasser
verfügen als sie jemals verbrauchen könnten.
Genauso wenig nützt es den Menschen in den
Dürregebieten im Nordosten Brasiliens, dass
ihren Landsleuten im Durchschnitt mehr Was-
ser zur Verfügung steht als in den meisten Län-
dern der Welt. Ein weiteres Problem liegt darin,
dass der Zugang zu Wasser als produktiver Res-
source einen Zugang zur Infrastruktur voraus-
setzt – aber auch der ist zwischen den Ländern
und innerhalb der einzelnen Länder höchst
ungleich verteilt.

An konventionellen Indikatoren gemessen
ist die Wasserknappheit im Anstieg begriffen.
Heute stehen etwa 700 Millionen Menschen in
43 Ländern weniger als die 1.700 Kubikmeter
pro Person und Jahr zur Verfügung, die als
Grenzwert für Wasserknappheit gelten – zuge-
gebenermaßen eine willkürlich gezogene Gren-
ze. Bis zum Jahr 2025 wird diese Zahl drei Mil-
liarden erreicht haben, weil die Wasserknapp-
heit in China, Indien und Afrika südlich der
Sahara ständig zunimmt. Doch Hochrechnun-
gen wie diese, die nur den nationalen Landes-
durchschnitt betrachten, geben das ganze Aus-
maß des Problems nicht angemessen wieder.
Die Bewohner Nordchinas – immerhin 538
Millionen Menschen – leben in einer Region,
die schon jetzt stark unter Wasserknappheit lei-

Bei der Sanitärversorgung halten sich die
Tabus jedoch hartnäckig. Auch dadurch erklärt
sich, warum das Thema von der Politik kaum
aufgegriffen wird und in Wahlkampagnen oder
öffentlichen Debatten nur selten zur Sprache
kommt. Grund dafür, warum das Stigma sich so
lange gehalten hat, ist wohl auch, dass die Krise
bei der Sanitärversorgung im Vergleich zur
HIV/AIDS-Krise stärker diskriminierend wirkt
– denn betroffen sind in erster Linie die Armen,
nicht die Bessergestellten. Wenn man dieses
Problem angehen will, muss man sich des Aus-
maßes der Kosten, die durch das Defizit bei der
Sanitärversorgung verursacht werden, stärker
bewusst sein. Es gilt außerdem, Sanitärversor-
gung auf breiterer Ebene als Grundrecht anzu-
erkennen.

Zu den vordringlichsten politischen Aufga-
ben im Zusammenhang mit Sanitärversorgung
zählen:
• Die Entwicklung politischer Institutionen

auf nationaler und lokaler Ebene, die den
Stellenwert von Sanitärversorgung in sozia-
len und wirtschaftlichen Fortschritt umset-
zen.

• Die Stärkung von Initiativen auf Gemein-
deebene durch staatliche Maßnahmen, die
auf die Förderung von Erfolgsmethoden
gerichtet sind.

• Das Investieren in bedarfsgesteuerte Heran-
gehensweisen, mit denen Versorgungsträger
den Bedürfnissen der Bevölkerung begeg-
nen, wobei Frauen ein Mitspracherecht bei
der Festlegung der Prioritäten einzuräumen
ist.

• Finanzielle Unterstützung gerade auch für
die ärmsten Haushalte, um dafür zu sorgen,
dass auch sie sich Sanitärversorgung leisten
können.

Mit Wasserknappheit, Risiken 
und Gefährdung umgehen

Die Wasserdiskussion Anfang des 21. Jahrhun-
dert wird zunehmend von einer malthusiani-
sche Diagnose des Problems geprägt. Es werden
dringende Warnungen ausgesprochen, die auf
die „düstere Rechnung“ verweisen, die sich
angesichts zunehmenden Bevölkerungswachs-
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det. Weltweit leben rund 1,4 Milliarden Men-
schen in Wassereinzugsgebieten, in denen der
Verbrauch bereits jetzt über der Nachhaltig-
keitsgrenze liegt.

Wasserknappheit belastet auch die Umwelt.
Übermäßiger Wasserverbrauch äußert sich mit
am deutlichsten in Flusssystemen, die nicht
mehr zum Meer gelangen, zusammenschrump-
fenden Seen und absinkenden Grundwasser-
spiegeln. So lässt sich am Niedergang großer
Flusssysteme – vom Colorado River in den Ver-
einigten Staaten bis hin zum Gelben Fluss in
China – sichtbar erkennen, dass ihnen mehr
Wasser entnommen wird als nachfließt. Weni-
ger sichtbar, aber der menschlichen Entwick-
lung genauso abträglich, ist die rasche Erschöp-
fung der Grundwasserreserven in Südasien. In
Teilen Indiens fällt der Grundwasserspiegel
jährlich um mehr als einen Meter ab und stellt
damit die Zukunft der Landwirtschaft aufs Spiel.

Dies sind zwar reelle Anzeichen von Was-
sermangel, doch dieser wurde durch eine ver-
fehlte Politik verursacht. Bei der Wasserbewirt-
schaftung hat die Welt sich verhalten wie
jemand, der sorglos mit der Kreditkarte auf Ein-
kaufstour geht, ohne ausreichend Geld auf dem
Konto zu haben. Einfach ausgedrückt: Die ein-
zelnen Länder haben weit mehr Wasser ver-
braucht, als sie tatsächlich hatten; zahlenmäßig
ausdrücken lässt sich dies anhand der Wieder-
auffüllungsrate. Ergebnis: Eine enorme wasser-
bedingte ökologische Schuldenlast, die künfti-
gen Generationen weitervererbt wird. Diese
Schuldenlast lässt nicht nur erhebliche Zweifel
an volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen
aufkommen, in denen die Übernutzung knap-
pen und wertvollen natürlichen Kapitals nicht
berücksichtigt wird – sie wirft auch ernsthafte
Fragen über unsere Verantwortung gegenüber
künftigen Generationen auf. Zu geringe Was-
serpreise (in manchen Fällen sogar Nulltarife)
haben die Übernutzung begünstigt: Wenn man
einen Porsche im Supermarkt zum Schnäpp-
chenpreis bekommen könnte, wäre der Artikel
auch schnell ausverkauft.

Szenarien künftiger Wassernutzung geben
Anlass zu schweren Bedenken. Seit fast einem
Jahrhundert ist der Wasserverbrauch fast dop-
pelt so schnell angestiegen wie die Bevölkerung

und ein Ende dieses Trends ist nicht in Sicht.
Dabei wird die Bewässerungslandwirtschaft
weiterhin am meisten Wasser verbrauchen –
gegenwärtig entfallen auf sie über 80 Prozent
des Verbrauchs in den Entwicklungsländern.
Doch auch der Bedarf von Industrie und städ-
tischen Verbrauchen steigt ständig an. Im Zeit-
raum bis zum Jahr 2050 wird das auf der Welt
verfügbare Wasser eine Landwirtschaft speisen
müssen, die 2,7 Milliarden Menschen zusätz-
lich ernähren und ihnen eine Lebensgrundlage
bieten muss. Bis zum Jahr 2025 wird jedoch
nicht die Landwirtschaft, sondern die Industrie
für den Großteil des prognostizierten Anstiegs
beim Wasserverbrauch verantwortlich sein.

Das Angebot erhöhen
In der Vergangenheit haben Regierungen auf
Wassermangel meist mit Bemühungen um die
Erhöhung des Angebots reagiert. Großangeleg-
te Programme zur Umleitung von Flüssen in
China und Indien zeigen deutlich, dass dieser
Ansatz immer noch viele Anhänger hat. Ande-
re Optionen auf der Angebotsseite haben eben-
falls an Bedeutung gewonnen. Die Meerwasser-
entsalzung gewinnt an Boden, auch wenn dieses
Verfahren durch die hohen Energiekosten vor-
nehmlich für reichere Länder und Küstenstäd-
te in Frage kommt. Importe von „virtuellem
Wasser“ – dem Wasser, das in die Herstellung
importierter Nahrungsmittel fließt – sind eine
weitere Möglichkeit. Doch hierzu fehlen Län-
der mit hohen Nahrungsmitteldefiziten, aber
niedrigem Einkommen die Mittel – außerdem
besteht im Hinblick auf die Ernährungssicher-
heit die Gefahr, dass das betreffende Land die
Fähigkeit verliert, sich selber zu versorgen.

Die Nachfrage dämpfen
Politische Maßnahmen auf der Nachfrageseite
haben größere Erfolgschancen. Durch die Erhö-
hung des „Ertrags pro Tropfen“ mithilfe neuer
produktivitätssteigender Techniken könnte es
gelingen, die Wassersysteme zu entlasten. All-
gemeiner betrachtet muss die Preisgestaltung
bei der Wasserversorgung den Wert des kostba-
ren Nasses besser wiedergeben. Die frühzeitige
Abschaffung widersinniger Subventionen, die
den übermäßigen Wasserverbrauch noch för-
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Dürren und Überschwemmungen sind Ex-
tremformen einer unsicheren Wasserversor-
gung und haben verheerende Auswirkungen
auf die menschliche Entwicklung. Im Jahr 2005
waren über 20 Millionen Menschen am Horn
von Afrika von einer schlimmen Dürre betrof-
fen. Zur gleichen Zeit wurde Mosambik von
Überschwemmungen heimgesucht, die sein
Bruttonationaleinkommen um schätzungs-
weise 20 Prozent schrumpfen ließen. Unregel-
mäßige Regenfälle und extreme Veränderungen
des Wasserstroms können Vermögenswerte
zerstören, Existenzen gefährden und das
Wachstumspotenzial ganzer Volkswirtschaf-
ten verringern – so in Äthiopien, wo Schwan-
kungen in der Niederschlagsmenge das Wachs-
tumspotenzial laut Angaben der Weltbank um
etwa ein Drittel reduzieren. Betroffen sind
ganze Gesellschaften. Wiederum tragen aber
die Armen die Hauptlast wasserbedingter 
Härten.

Den Klimawandel bewältigen
Der Klimawandel verändert rund um den Glo-
bus das Wesen der unsicheren Wasserversor-
gung von Grund auf. Die Bedrohung durch die
Erwärmung der Atmosphäre ist zwar inzwi-
schen international anerkannt, doch deren
Auswirkungen auf gefährdete landwirtschaft-
liche Erzeuger in Entwicklungsländer wurden
noch zu wenig untersucht. Der Rahmenkon-
vention der Vereintenn Nationen zum Klima-
wandel, die bereits 1992 verabschiedet wurde,
sprach eine Warnung an die Regierungen aus:
„Wo ein Risiko ernsthafter und nicht wieder
gutzumachender Schädigung besteht, sollte das
Fehlen absoluter wissenschaftlicher Gewissheit
nicht zum Vorwand für verspätetes Handeln
gemacht werden.“ Es gibt wohl wenige War-
nungen, die dermaßen leichtfertig in den Wind
geschlagen wurden.

Die globale Erwärmung wird das wasser-
wirtschaftliche Gefüge, von dem die Verfügbar-
keit von Wasser abhängt, grundsätzlich verän-
dern. Modellrechnungen lassen komplexe Fol-
gen erkennen, die sehr stark von Mikroklimata
geprägt sein werden. Die erdrückende Beweis-
last lässt sich aber in einer einfachen Formel
zusammenfassen: In vielen Gegenden der Welt,

dern, wäre ein Schritt in die richtige Richtung
für Länder wie Indien und Mexiko – denn dort
wurden durch subventionierten Strom für gro-
ße landwirtschaftliche Betriebe unbeabsichtig-
terweise Anreize für die Übernutzung von
Grundwasser geschaffen. Leider ist es so, dass
Regierungen den Raubbau an einer wertvollen
natürlichen Ressource bezuschusst haben – auf
Kosten der Umwelt und künftiger Generatio-
nen.

Mit der Unsicherheit umgehen
Viele Regierungen von Entwicklungsländern
überall auf der Welt sehen sich heute der Not-
wendigkeit gegenüber, heftige Kurskorrekturen
bei der Wasserversorgung vorzunehmen. Die
Neuordnung von Angebot und Nachfrage im
Rahmen ökologischer Nachhaltigkeit und der
Verfügbarkeit von Wasser – eines der wichtigs-
ten Ziele bei den neuen Strategien eines inte-
grierten Wasserressourcenmanagements – wird
möglicherweise Gewinner und Verlierer her-
vorbringen. Es gibt zwar auch Szenarien, bei
denen alle Seiten gewinnen. Doch die Gefahr
besteht, dass die Interessen der Armen zur Sei-
te gedrängt werden, wenn große landwirtschaft-
liche Betriebe und die Industrie – zwei Grup-
pierungen mit erheblichem politischem Ein-
fluss – ihre Ansprüche anmelden. In vielen
Gesellschaften ist Wasser gleich Macht – und
eine ungleiche Verteilung dieser Macht kann zu
tiefgehenden Ungleichheiten beim Zugang zu
Wasser führen.

Die Infrastruktur der Wasserversorgung ist
von entscheidender Bedeutung, um die Unwäg-
barkeiten zu verringern und Risiken abzumil-
dern. Auf der ganzen Welt bestehen enorme
Ungleichheiten beim Zugang zu Infrastruktur.
Sie lassen sich an einfachen Indikatoren ablesen
wie zum Beispiel der Speicherkapazität für
Wasser: Die Vereinigten Staaten speichern
rund 6.000 Kubikmeter Wasser pro Person,
Äthiopien nur 43. Zwar sind selbst reiche Län-
der wasserbedingten Störereignissen manch-
mal schutzlos ausgeliefert; man denke nur an
die Zerstörungen, die der Hurrikan Katrina 
in New Orleans angerichtet hat. Doch die
schwerste Risikolast haben die armen Länder zu
tragen.
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wo schon jetzt die größte Wasserknappheit
herrscht, wird es noch weniger Wasser geben
und es wird schwerer werden, Wasserströme
vorherzusagen, auch weil es häufiger zu Extrem-
ereignissen kommen wird. Unter anderem wer-
den folgende Auswirkungen prognostiziert:
• Die merklich geringere Wasserverfügbar-

keit in Ostafrika, der Sahelzone und im süd-
lichen Afrika infolge geringerer Nieder-
schläge und höherer Temperaturen wird
einen starken Rückgang der Produktivität
bei Grundnahrungsmitteln zur Folge ha-
ben. Hochrechnungen, die für regenbewäs-
serte Gebiete in Ostafrika durchgeführt
wurden, ergaben mögliche Produktivitäts-
verluste von bis zu 33 Prozent bei Mais,
über 20 Prozent bei Sorghum und 18 Pro-
zent bei Hirse.

• Durch die Beeinträchtigung der Nahrungs-
mittelproduktion sind weitere 75 bis 125
Millionen Menschen von Hunger bedroht.

• Das beschleunigte Abschmelzen der Glet-
scher wird mittelfristig dazu führen, dass in
einer großen Gruppe von Ländern in Ost-
asien, Südasien und Lateinamerika weniger
Wasser zur Verfügung steht.

• Störungen im Ablauf des Monsuns in Süd-
asien können bewirken, dass zwar die
Regenmenge ansteigt, aber es insgesamt
weniger Regentage gibt und daher mehr
Menschen von Dürre bedroht sind.

• Durch das Ansteigen des Meeresspiegels
wird es in Ländern wie Bangladesch, Ägyp-
ten und Thailand zu Frischwasserverlusten
der Flussdeltasysteme kommen.
Die internationale Reaktion auf die Bedro-

hung einer sicheren Wasserversorgung, die vom
Klimawandel ausgeht, war bislang unzurei-
chend. Multilaterale Bemühungen waren schwer-
punktmäßig darauf gerichtet, den zukünftigen
Klimawandel abzuschwächen. Diese Anstren-
gungen sind enorm wichtig, und es gilt vor
allem, eine einschneidendere Senkung der Koh-
lenstoffemissionen zu vereinbaren, wenn das
gegenwärtige Kyoto-Protokoll im Jahr 2012
ausläuft. Ein vorrangiges Ziel sollte sein, die glo-
bale Erwärmung in Zukunft einzudämmen,
und zwar auf einen Temperaturanstieg von
maximal 2º C über dem vorindustriellen Niveau.

Um diese Zielvorgabe zu erreichen, werden
erhebliche Korrekturen der Energiepolitik
sowohl in den Industrie- als auch in den Ent-
wicklungsländern nötig sein, verbunden mit
der Bereitstellung von Finanzmitteln für den
Transfer sauberer Technologien.

Mehr Anpassung statt 
bloßer Abmilderung
Selbst wenn es gelingt, den Kohlenstoffaus-
stoß in Zukunft drastisch zu verringern,
bedeuten die bisherigen Emissionen, dass die
Welt mit den Gefahren des Klimawandels
leben muss. Klimawandel ist keine künftige
Bedrohung, sondern schon jetzt eine Realität,
an die sich Länder und Menschen anpassen
müssen. In keinem Bereich ist die Herausfor-
derung zur Entwicklung wirksamer Adapta-
tionsstrategien dringlicher als beim Regenfeld-
bau. Die Existenzgrundlagen von Millionen
Menschen, den Ärmsten der Welt, geraten
immer stärker in Gefahr, je größer die Schwan-
kungen bei der Verteilung der Niederschläge
werden und je mehr im Einzelfall das Wasser-
angebot abnimmt.

Internationale Anpassungshilfe sollte einen
Eckpfeiler des multilateralen Rahmenwerks für
die Bewältigung des Klimawandels bilden.
Doch bisher ist noch beklagenswert wenig Hil-
fe geflossen. Der Anpassungsfonds des Kyoto-
Protokolls wird nach heutigen Schätzungen bis
zum Jahr 2012 nur etwa 20 Millionen US-
Dollar an Mitteln mobilisieren, während die
Globale Umweltfazilität – der wichtigste
multilaterale Mechanismus der Anpassung –
für den Zeitraum 2005 bis 2007 50 Millionen
US-Dollar zur Förderung von Anpassungsmaß-
nahmen bereitgestellt hat.

Außerhalb des multilateralen Rahmens
stehen durch Kürzungen bei der landwirt-
schaftlichen Entwicklungshilfe weniger Finanz-
mittel für Anpassungsmaßnahmen zur Verfü-
gung. In den letzten zehn Jahren ist das Hilfe-
aufkommen – sowohl in absoluten Zahlen als
auch relativ – rapide gesunken. Die insgesamt
an die Entwicklungsländer geleistete Agrarhilfe
hat sich seit Anfang der 1990er Jahre real von
jährlich 4,9 auf 3,2 Milliarden US-Dollar ver-
ringert, was einem Rückgang von 12 auf 3,5
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schaftungspolitik und der Entwicklungs-
hilfe die Maßnahmen gegen die globale
Erwärmung neu ausrichten.

• Die Agrarhilfe bis zum Jahr 2010 verdreifa-
chen, d.h. das jährliche Mittelaufkommen
von drei auf zehn Milliarden US-Dollar
steigern. Dabei müsste die für landwirt-
schaftliche Zwecke nach Afrika fließende
Hilfe von jährlich etwa 0,9 auf rund 2,1 Mil-
liarden US-Dollar erhöht werden – so
sehen es zumindest das Umfassende Pro-
gramm zur Entwicklung der afrikanischen
Landwirtschaft der Afrikanischen Union
(CAADP) und die Neue Partnerschaft für
die Entwicklung Afrikas (NEPAD) vor.

Mit der Konkurrenz um Wasser in
der Landwirtschaft umgehen

Vor hundert Jahren löste William Mulholland,
der Leiter der Wasserbehörde von Los Angeles,
das Problem des Wassermangels in seiner Stadt
mit einer neuartigen, genauso brutalen wie
wirksamen Maßnahme: Er nahm sich das Was-
ser einfach. Durch die erzwungene Umlenkung
von Wasser, das bislang nur von Farmern im
über 300 Kilometer entfernten Owens Valley
genutzt wurde, machte er es möglich, dass Los
Angeles zu einer der am schnellsten wachsen-
den Städte der Vereinigten Staaten wurde.

Die Zeiten haben sich geändert – heutzuta-
ge legen die Kalifornier ihre Wasserstreitigkei-
ten auf gerichtlichem Wege bei. Doch in vielen
Entwicklungsländern verschärft sich die Kon-
kurrenz um Wasser in einem beängstigenden
Tempo und führt dabei zu heftigen – manchmal
auch gewaltsamen – Auseinandersetzungen. Die
Gefahr ist, dass die Mulholland-Methode unter
neuen Vorzeichen wieder auf den Plan tritt –
und das Ergebnis nicht von der Sorge um Armut
und die menschliche Entwicklung, sondern von
der bloßen Macht diktiert wird.

Von Land zu Land gestaltet sich die Kon-
kurrenz unterschiedlich. Doch es lassen sich
zwei generelle Tendenzen erkennen. Erstens:
Der wachsende Wasserbedarf in städtischen
Ballungsgebieten und der Industrie geht zu Las-
ten der Landwirtschaft – daran wird sich nichts
ändern. Zweitens: Auch unter den Landwirten

Prozent der gesamten Entwicklungshilfe ent-
spricht. Sämtliche Regionen waren davon
betroffen. Die landwirtschaftliche Entwick-
lungshilfe, die an Afrika südlich der Sahara
geleistet wird, beträgt heute noch knapp eine
Milliarde US-Dollar, weniger als halb so viel wie
1990. Der Erfolg der Anpassung wird davon
abhängen, ob es gelingt, eine Trendwende ein-
zuleiten.

Der künftige Weg
Länder sehen sich bei der Wasserbewirtschaf-
tung ganz unterschiedlichen Herausforderun-
gen ausgesetzt. Es kristallisieren sich jedoch
einige generelle Themen heraus – und damit
einige generelle Anforderungen an erfolgreiche
Strategien. Die wichtigsten davon sind:
• Strategien für ein integriertes Wasserres-

sourcenmanagement entwickeln, die den
nationalen Wasserverbrauch innerhalb der
Grenzen der ökologischen Nachhaltigkeit
halten und einen einheitlichen Planungsrah-
men für alle Wasserressourcen darstellen.

• Gleichheit und die Interessen der Armen in
den Mittelpunkt des integrierten Wasser-
ressourcenmanagements stellen.

• Wasserbewirtschaftung zu einem festen Be-
standteil nationaler Strategien der Armuts-
reduzierung machen.

• Den wahren Wert von Wasser anerkennen
– durch eine angemessene Preispolitik,
einen Neuansatz der volkswirtschaftlichen
Gesamtrechnung und die Abschaffung
widersinniger Subventionen, die eine Über-
nutzung nur noch fördern.

• Eine armenfreundlichere Wasserversorgung
herstellen, indem durch die Trennung von
Gewerbe- und Haushaltsabwässern unbe-
denkliche Abwässer zur produktiven Nut-
zung zur Verfügung gestellt und mit den
Landwirten bei der Verringerung des gesund-
heitlichen Risikos zusammengearbeitet wird.

• Nationale Investitionen und internationale
Investitionsbeihilfen für die Infrastruktur
der Wasserversorgung erhöhen – dazu ge-
hören die Speicherung von Wasser und der
Hochwasserschutz.

• Durch stärkere Betonung der Anpassungs-
strategien bei der nationalen Wasserbewirt-
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verschärft sich der Konkurrenzkampf um das
kostbare Nass. An beiden Fronten besteht die
Gefahr, dass die Landwirtschaft im Allgemei-
nen und arme ländliche Haushalte im Besonde-
ren die Verlierer der Anpassung sein werden. 

Dies hätte schwerwiegende Auswirkungen
für die weltweiten Bemühungen um Armutsre-
duzierung. Denn trotz der rasch voranschrei-
tenden Verstädterung lebt die Mehrheit der
extrem Armen dieser Welt immer noch in länd-
lichen Gebieten; Kleinbauern und Landarbei-
ter sind am stärksten von Unterernährung be-
troffen. Die Bewässerungslandwirtschaft, der
größte Wasserverbraucher in den meisten Län-
dern, wird unter heftigen Druck geraten. Ange-
sichts der Bedeutung, die diese Systeme für die
Steigerung der landwirtschaftlichen Produkti-
vität, die Ernährung einer ständig wachsenden
Bevölkerung und die Verringerung von Armut
haben, ist dies eine gewaltige Herausforderung
für die menschliche Entwicklung.

Vermittlung durch wirtschaftliche und
politische Strukturen

Mit steigender Nachfrage nach Wasserres-
sourcen ist eine gewisse Umverteilung zwischen
den Verbrauchern und einzelnen Wirtschafts-
zweigen unausweichlich. Immer wenn ein Kon-
kurrenzkampf um knappe Ressourcen stattfin-
det, vermitteln wirtschaftliche und politische
Strukturen sowie Rechts- und Eigentumsre-
gelungen zwischen konkurrierenden Wasseran-
sprüchen. Angesichts der wachsenden Konkur-
renz wird in Zukunft die Möglichkeit, an 
Wasser zu gelangen, verstärkt von dem Nach-
druck abhängen, mit dem einzelne Akteure ihre
Ansprüche geltend machen. Dabei wird das
Abschneiden der ärmsten und schutzlosesten
Gesellschaftsmitglieder davon abhängen, wie
Institutionen zwischen rivalisierenden Forde-
rungen vermitteln und mit diesen umgehen –
aber auch davon, ob die Regierungen die Zu-
gangsgerechtigkeit in den Mittelpunkt ihrer
nationalen Politik stellen.

Einen Ausgleich zwischen Effizienz 
und Gerechtigkeit schaffen
Die Anpassung ist bereits in vollem Gange.
Schon jetzt versuchen Städte und Industrie-

zweige, auf die hydrologischen Ressourcen
ländlicher Gebiete zuzugreifen, was unweiger-
lich zu Streitigkeiten und gelegentlich auch zu
gewalttätigen Protesten führt. Auch zwischen
unterschiedlichen Landesteilen und verschiede-
nen Verbrauchern kommt es immer häufiger zu
Konflikten dieser Art.

Manche betrachten die Entwicklung des
Handels mit Wasserrechten auf dem privaten
Markt als Lösung für den Ausgleich von Effi-
zienz und Gerechtigkeit bei der Anpassung an
die Umverteilung von Wasser. Es wird argu-
mentiert, dass Regierungen die Voraussetzun-
gen für die produktivere Nutzung einer knap-
pen Ressource schaffen können, indem sie land-
wirtschaftlichen Erzeugern den Verkauf von
Wasser ermöglichen und durch entsprechende
Ausgleichszahlungen gleichzeitig eine Ver-
dienstmöglichkeit für die Bauern erschließen.

Ob private Wassermärkte die Lösung für
ein systembedingtes Problem bieten können,
sei dahingestellt. Selbst in den USA, wo kom-
plexe Vorschriften und Institutionen zur Rege-
lung dieser Märkte vorhanden sind, lassen sich
die Interessen der Armen oft nur schwer wah-
ren. In Chile erhöhte die Einführung privater
Wassermärkte in den 1970er Jahren zwar die
Effizienz, führte aber auch zu starken Unge-
rechtigkeiten und Marktverzerrungen durch
Machtkonzentration und Informationsdefizite.
Bei Entwicklungsländern, deren institutionelle
Kapazität schwächer ausgeprägt ist, stößt das
Marktmodell auf Grenzen.

Die Zuweisung von Wasser und Vergabe
von Wasserrechten steuern
Viele Regierungen richten den Blick über die
Wassermärkte hinaus und bemühen sich da-
rum, dem Anpassungsdruck durch mengenmä-
ßige Zuweisungen und die Vergabe von Was-
serrechten zu begegnen. Dies ist sicherlich ein
vielversprechender Ansatz. Doch auch hier
wird die Stellung der Armen häufig durch die
ungleiche Verteilung formeller und informeller
Macht geschwächt. Im indonesischen Westjava
haben sich Textilfabriken die Wasserrechte von
Kleinbauern widerrechtlich angeeignet. Und
auf den Philippinen stehen Landwirte, die
Bewässerungsbau betreiben, gegenüber den
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Der Umgang mit Gewohnheitsrechten wirft
weitere Probleme auf. Anders als oft vermutet,
beinhalten gewohnheitsrechtliche Ansprüche auf
Wasser eine genaue Bewirtschaftung und Vorga-
ben zur Bewahrung der ökologischen Nachhaltig-
keit. Doch sie benachteiligen auch häufig ärmere
Haushalte und Frauen. Durch die Einführung
formeller Vorschriften und Gesetze ändert sich
nicht automatisch etwas daran. Im Senegal-Tal
haben die Inhaber von Gewohnheitsrechten ihre
Macht dazu missbraucht, bestimmte soziale
Gruppen weiterhin vom Zugang zu Wasser aus-
zuschließen. In Tansania wiederum kam die Ein-
führung formeller Wasserrechte den kommer-
ziellen Landwirtschaftsbetrieben entlang des
Pangani-Flusses zugute – und geriet den strom-
abwärts gelegenen Kleinbauern zum Nachteil.

Stärker auf Gerechtigkeit achten
Aus den Wasserreformen lässt sich die Lehre
ziehen, dass viel mehr Gewicht auf Gerechtig-
keit gelegt werden muss. Im Gegensatz z.B. zu
Bodenreformen haben auf der Agenda des inte-
grierten Wasserressourcenmanagements Ver-
teilungsbelange bislang keinen hohen Stellen-
wert eingenommen. Zwar gibt es durchaus Aus-
nahmen – so in Südafrika –, aber selbst dort hat
es sich als schwierig erwiesen, eine Umvertei-
lung zu erzielen.

Bewässerungssysteme sind das Herzstück
der Anpassung. Zwischen Bewässerungsinfra-
struktur und Armut besteht ein signifikanter
Zusammenhang. Länderübergreifende Studien
kommen zu dem Ergebnis, dass die Verbreitung
von Armut bei der an das Bewässerungsnetz
angeschlossenen Bevölkerung normalerweise
20-40 Prozent niedriger liegt als bei der nicht
angeschlossenen, wobei es allerdings eine hohe
Streuung gibt. In manchen Ländern scheint
Bewässerung ein sehr viel stärkerer Motor der
Armutsreduzierung zu sein als in anderen.
Dabei spielen Ungleichheiten innerhalb der
einzelnen Länder eine große Rolle. Länder wie
Indien, Pakistan, und die Philippinen, die von
hoher Ungleichheit geprägt sind, schneiden
sowohl bei der Effizienz als auch bei der Ge-
rechtigkeit schlechter ab als Länder, in denen
vergleichsweise mehr Gleichheit herrscht, z.B.
China und Vietnam.

Kommunen als Verbraucher auf verlorenem Pos-
ten. Eine weitere Bedrohung ergibt sich daraus,
dass keine ausreichenden Vorschriften vorhan-
den sind oder bestehende Vorschriften nicht
durchgesetzt werden. In Indien führt die unkon-
trollierte Entnahme von Grundwasser entlang
des Bhavani-Flusses zu weniger Wasser und grö-
ßerer Armut in künstlich bewässerten Gebieten.

Wasserrechte sind von entscheidender
Bedeutung für die menschliche Sicherheit in
landwirtschaftlich genutzten Gebieten. Wenn
Anrechte auf Wasser plötzlich verloren gehen
oder ausgehöhlt werden, sind Existenzen ge-
fährdet, die Menschen stehen schutzloser da
und die Armut verschärft sich in großem Um-
fang. Für Arme sind Wasserrechte sehr viel
wichtiger als für Begüterte, und das hat einen
einfachen Grund: Arme Menschen verfügen
nicht über die finanziellen Mittel und politi-
schen Mitsprachemöglichkeiten, um ihre Inte-
ressen wahren zu können, wenn sie nicht durch
Vorschriften geschützt werden. Wasserrechte
haben wenig Wert, wenn sie in der Praxis den
Mächtigen zugute kommen.

Einen Ausgleich zwischen formellen 
und Gewohnheitsrechten schaffen
Afrika südlich der Sahara sieht sich ganz beson-
deren Schwierigkeiten gegenüber. Die Regie-
rungen dort bemühen sich – mit der Un-
terstützung durch Geberländer – darum, das
Bewässerungspotenzial auszuweiten und zu-
sätzlich zu – oder anstelle von – Gewohnheits-
rechten auch formelle Rechte zu etablieren.
Welche Konsequenzen hat dies für die mensch-
liche Entwicklung?

Die Ergebnisse werden davon abhängen,
was für eine Politik betrieben wird. Die Auswei-
tung der Bewässerungskapazität ist ein wichti-
ger Faktor, da sie das Potenzial für Produktivi-
tätssteigerungen und Risikoeindämmung birgt.
Die Region ist überwiegend auf Regenfeldbau
angewiesen. Gleichzeitig stellt die Bewässe-
rungsinfrastruktur eine knappe und umkämpf-
te Ressource dar. Die Erfahrung aus der west-
afrikanischen Sahelzone zeigt, dass Kleinbauern
beim Zugang zu Bewässerung oft nicht mit den
großen, kommerziell orientierten Erzeugern
konkurrieren können.
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Dieser Befund lässt erkennen, dass Produk-
tivitätssteigerung und Armutsreduzierung im
Zusammenhang mit Bewässerung sich nicht von
vornherein ausschließen müssen. Es gibt noch
erheblichen Handlungsspielraum, um dem
Anpassungsdruck in der Landwirtschaft durch
Maßnahmen zu begegnen, die in einer sich ge-
genseitig verstärkenden positiven Dynamik so-
wohl die Effizienz als auch die Gerechtigkeit
erhöhen. Der Schlüssel für erfolgreiche Refor-
men liegt in fairer Kostenteilung, armenfreund-
lichen öffentlichen Investitionen und der Mit-
wirkung von Erzeugern am Management.

Tief sitzende Ungleichheiten 
der Geschlechter angehen
Will man die Position der Nutzer von Bewässe-
rungssystemen wirklich stärken, so bedarf dies
Maßnahmen, um die tief verwurzelte Ungleich-
stellung von Frauen und Männern anzugehen.
Frauen sind in Bewässerungssystemen doppelt
benachteiligt. In vielen Ländern verfügen sie
über keine formellen Bodenrechte und sind
daher vom Management der Bewässerungssys-
teme ausgeschlossen. Gleichzeitig verwehren
informelle Ungleichheiten – wie bei der Ar-
beitsteilung im Haushalt, dem öffentlichen
Auftreten von Frauen und in anderen Berei-
chen – den Frauen eine Mitsprachemöglichkeit
bei der Entscheidungsfindung. 

Selbst bei den ehrgeizigsten Projekten zur
Übertragung von Managementbefugnissen von
staatlichen Behörden auf die Nutzer hat sich
die Überwindung dieser strukturellen Hinder-
nisse als schwierig erwiesen. Im indischen Bun-
desstaat Andhra Pradesh haben arme Bauern
heute ein weit größeres Mitspracherecht beim
Management – doch arme weibliche Landwir-
te dürfen immer noch nicht mitreden. Verän-
derungen sind jedoch möglich. In Uganda hat
Gesetzgebung, die eine Vertretung der weibli-
chen Bevölkerung in Wassernutzervereinigun-
gen vorschreibt, bereits etwas bewirkt. 

Die Armen erreichen
Eine der größten Herausforderungen der
Zukunft liegt darin, sicherzustellen, dass Stra-
tegien für die Erhöhung der Wasserproduktivi-
tät auch die Armen miteinschließen. Technolo-

gie ist in ihrer Verteilungswirkung nicht neutral
– und die Gefahr besteht, dass die Bemühungen
um mehr Ertrag pro Tropfen des vorhandenen
Wassers an den armen Haushalten vorbeige-
hen.

Das muss aber nicht so sein. Durch das Wie-
deraufleben kleinflächiger Wassererntepro-
gramme in Indien, um der Grundwasserkrise zu
begegnen, können hohe Renditen erzielt und
gleichzeitig Risiken und Gefährdungen verrin-
gert werden. In ähnlicher Weise müssen Tech-
niken der Mikrobewässerung nicht nur großen
Betrieben, die mit hohem Kapitaleinsatz pro-
duzieren, zugute kommen. Neue, innovative
Konzepte und kostengünstige Tropfbewässe-
rungstechniken werden inzwischen verbreitet
eingesetzt. Auch dies bietet große soziale und
wirtschaftliche Vorteile. Wenn 100 Millionen
Kleinbauern kostengünstige Bewässerungstech-
niken nutzen können, so eine Schätzung, könn-
te dies Ertragssteigerungen von über 100 Milli-
arden US-Dollar netto bewirken – und be-
trächtliche Multiplikatoreffekte für die Erzie-
lung von Einkommen und die Schaffung von
Arbeitsplätzen mit sich bringen. 

Die Art und Weise, wie Regierungen von
Entwicklungsländern mit der Herausforderung
eines Ausgleichs zwischen Gerechtigkeits- und
Effizienzvorgaben bei der Wasserbewirtschaf-
tung umgehen, wird sich stark auf die mensch-
liche Entwicklung auswirken. Das Grundprin-
zip muss lauten, die Interessen der Armen in
den Mittelpunkt einer Politik des integrier-
ten Wasserressourcenmanagements zu stellen.
Doch dieses Prinzip muss durch praktische
Maßnahmen, die den Armen zugute kommen,
abgesichert werden. 
Dazu zählen u.a. folgende Maßnahmen:
• Die Wasser- und Bodenrechte armer Haus-

halte stärken.
• Gewohnheitsrechte achten und diese Rech-

te in formelle Rechtssysteme übernehmen.
• Durch Stärkung ihrer Rechtsposition und

rechenschaftspflichtige Institutionen die
Fähigkeit armer Menschen zur Beanspru-
chung und Verteidigung von Wasserrech-
ten erhöhen.

• Nationale Bewässerungsinvestitionen ver-
stärken und die Kürzung von Mitteln für

Eine der größten 

Herausforderungen liegt

darin, sicherzustellen, dass

Strategien zur Erhöhung der

Wasserproduktivität auch 

die Armen miteinschließen
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renz zur Ursache von Konflikten und künftigen
Kriegen um Wasser werden könnte. Doch die-
se Befürchtung ist überzogen: Zusammenarbeit
spielt im Leben der Menschen immer noch eine
weit größere Rolle als Konflikt. Doch die laten-
te Gefahr grenzübergreifender Spannungen
und Konflikte darf nicht außer Acht gelassen
werden. Zwar verfügen die meisten Länder über
institutionelle Mechanismen zur Verteilung
von Wasser und der Beilegung von Konflikten
im Inland, doch institutionelle Mechanismen,
die über Grenzen hinweg wirken, sind weit
schwächer entwickelt. Das Zusammenwirken
von Wassermangel und schwachen Institutio-
nen birgt echte Konfliktgefahren.

Gegenseitige wasserwirtschaftliche
Abhängigkeit
Wasserwirtschaftliche Verflechtung ist kein abs-
trakter Begriff. Zwei Fünftel der Weltbevölke-
rung leben in Wassereinzugsgebieten, die sich
mehrere Länder teilen. Internationale Flüsse
sind Lebensadern, die Staaten verbinden: So hat
z.B. der Amazonas neun Anrainerstaaten und
der Nil sogar elf. Flüsse verbinden auch die
Lebensgrundlagen der Menschen. Der Mekong,
eines der großen Flusssysteme der Welt, wird in
seinem Oberlauf in China zur Stromerzeugung
genutzt und ermöglicht in seinem Unterlauf und
Delta die Existenzsicherung für über 60 Millio-
nen Menschen durch Reisanbau und Fischerei.

Die gegenseitige Abhängigkeit beim Wasser
bringt aber noch weitergehende Verflechtun-
gen mit sich. Als produktive Ressource ist Was-
ser einmalig, denn es kann nie nur für einen ein-
zigen Zweck vereinnahmt werden, sondern
fließt gewissermaßen zwischen Sektoren und
Nutzern hin und her. Dies gilt innerhalb einzel-
ner Länder genauso wie zwischen Ländern. Die
Art und Weise, wie ein am Oberlauf eines
Fließgewässers gelegenes Land dieses nutzt,
wirkt sich unweigerlich auf die Menge, zeitliche
Verfügbarkeit und Qualität des Wassers aus,
das für die stromabwärts gelegenen Nutzer
bereitsteht. Dieselbe Interdependenz trifft auch
für Grundwasserleiter und Seen zu.

Warum ist nun grenzübergreifendes Was-
sermanagement eine Frage der menschlichen
Entwicklung? Die Antwort lautet: Weil Miss-

den Bewässerungssektor zurücknehmen,
wobei die Entwicklungshilfe in den nächs-
ten 20 Jahren zu verdoppeln ist – auf etwa
vier Milliarden US-Dollar im Jahr.

• Mehr Gerechtigkeit innerhalb der Bewässe-
rungssysteme schaffen, um die Ziele von
Armutsreduzierung und Effizienzsteige-
rung durch nachhaltige und faire Mechanis-
men der Kostenteilung zu fördern.

• Das Management und die Finanzierung von
Bewässerungssystemen dezentralisieren, um
die Position der Nutzer zu stärken.

• Bewässerungsmaßnahmen in breiter ange-
legte ländliche Entwicklungsprogramme ein-
beziehen, um die Landwirtschaft für Klein-
bauern profitabler zu machen.

• Gleiches Recht auf Wasser für Frauen und
Männer in den Mittelpunkt der nationalen
Entwicklung stellen und Maßnahmen um-
setzen, um die Mitsprachemöglichkeiten
von Frauen bei Entscheidungen in der Was-
serbewirtschaftung zu vergrößern.

• Eine integrierte Wasserernte- und Grund-
wasserpolitik entwickeln, die von der klein-
flächigen zur großflächigen Infrastruktur
führt.

• Die Entwicklung, Verbreitung und Über-
nahme armenfreundlicher Techniken vor-
antreiben. 

Grenzüberschreitende Wasser-
bewirtschaftung zur Förderung 
der menschlichen Entwicklung

Wasser verursacht wechselseitige Abhängigkei-
ten. Innerhalb der einzelnen Länder muss die
Ressource Wasser für verschiedenste Zwecke
geteilt werden, von der Umwelt über Landwirt-
schaft, Industrie und Haushalte. Doch Wasser
ist gleichzeitig auch die am stärksten flüchtige
Ressource. Wasser überschreitet Ländergren-
zen und führt damit Nutzer über Grenzen hin-
weg in einem System gegenseitiger wasserwirt-
schaftlicher Abhängigkeit zusammen.

Die zunehmende Konkurrenz um Wasser
innerhalb der einzelnen Länder baut einen
Druck auf, der letztlich nationale Grenzen
sprengt. Manche Beobachter äußern die Be-
fürchtung, dass grenzüberschreitende Konkur-
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erfolge auf diesem Gebiet Folgen haben kön-
nen, die Ungleichheit, Umweltzerstörung und
umfassendere soziale und wirtschaftliche Ein-
bußen bewirken. 

Es mangelt nicht an eindringlichen Beispie-
len. Die Verlandung des Aralsees, die manch-
mal als schlimmste von Menschen verursachte
Umweltkatastrophe, die es je gab, beschrieben
wird, ist ein extremes Fallbeispiel. Weniger
wahrgenommen wird die Schädigung gemein-
sam genutzter Flusssysteme und Seen durch
Übernutzung: Das Zusammenschrumpfen des
Tschad-Sees in Afrika südlich der Sahara ist ein
Beispiel hierfür. 

Eine unfaire Wasserbewirtschaftung kann
schon bestehende Ungleichheiten und unsiche-
re Wasserversorgung noch verstärken. So sehen
sich beispielsweise die Bewohner der besetzten
palästinensischen Gebiete einem akuten Was-
sermangel gegenüber. Der eingeschränkte Zu-
gang zu Oberflächenwasser spielt dabei sicher
eine Rolle. Schwerer wiegt die Ungleichvertei-
lung bei der gemeinsamen Nutzung der unter
der West Bank verlaufenden Grundwasserleiter
durch Israel und Palästina. Die israelischen
Siedler in der West Bank verbrauchen im Durch-
schnitt pro Kopf etwa neun Mal so viel Wasser
wie die Palästinenser, mit denen sie sich viele
Wasserquellen teilen. 

Zusammenarbeit nützt der 
menschlichen Entwicklung
Eine erfolgreiche Zusammenarbeit bei der Be-
wirtschaftung gemeinsam genutzter Gewässer
kann auf vielen Ebenen einen Nutzen für die
menschliche Entwicklung abwerfen. Zusam-
menarbeit verringert nicht allein das Konflikt-
potenzial; sie kann auch weitere Vorteile er-
schließen, indem sie die Qualität gemeinsam
genutzten Wassers verbessert, Wohlstand und
gesichertere Existenzgrundlagen schafft und
den Handlungsspielraum für eine breitere
Kooperation eröffnet.

Die Erfahrung wirft ein Licht auf den
potenziellen Nutzen von Zusammenarbeit,
aber auch die Kosten, die bei fehlender Koope-
ration entstehen. In den Ländern der Euro-
päischen Union ist es durch Zusammenarbeit
gelungen, die Fließgewässerqualität enorm zu

verbessern – mit Vorteilen für Industrie,
Gesundheitswesen und Privatverbraucher. Im
südlichen Afrika dient ein gemeinsames Infra-
strukturprogramm als Einkommensquelle für
Lesotho und als Quelle sauberen Wassers für
Südafrika. In Brasilien und Paraguay zahlt 
sich gemeinsames Fließgewässermanagement in
Form von erzeugtem Strom aus. Hingegen
bezahlten die Länder Zentralasiens einen
hohen Preis dafür, dass sie nicht zusammenar-
beiten – dort bestehen große Defizite bei der
Nutzung des vorhandenen Wassers zu Bewäs-
serungszwecken und zur Stromerzeugung.

Auch wenn Pessimisten, die ständig die
Gefahr von Wasserkriegen beschwören, das
Gegenteil behaupten: Konflikte um Wasser
waren bisher die Ausnahme, nicht die Regel. In
den letzten 50 Jahren wurden nur 37 Fälle
gemeldet, in denen es zwischen Staaten zu
Gewaltanwendung bei Wasserdisputen kam –
und in den meisten dieser Zwischenfälle kam es
nur zu kleineren Auseinandersetzungen. In der
Zwischenzeit wurden über 200 Wasserabkom-
men ausgehandelt. Einige davon – wie beispiels-
weise das zwischen Indien und Pakistan
geschlossene Abkommen über das Indus-
Becken – blieben sogar während bewaffneter
Konflikte in Kraft.

Zwar kommt es nur selten zu Konflikten,
doch bei der Zusammenarbeit hat es oft geha-
pert. Meistens beschränkte sich die Zusammen-
arbeit auf die technische Steuerung des Wasser-
flusses und dessen mengenmäßige Verteilung.
Dank einiger Initiativen in Flusseinzugsgebie-
ten – insbesondere der Initiative für das Nil-
Becken – ändert sich das Bild allmählich. Der
Fortschritt wurde jedoch durch begrenzte
Mandate, eine schwache institutionelle Kapazi-
tät und Unterfinanzierung gehemmt. Dies sind
allesamt Bereiche, in denen internationale Zu-
sammenarbeit und Partnerschaften viel bewir-
ken können.

*                  *                  *

Das Thema Wasser zieht sich durch sämtli-
che Bereiche des menschlichen Lebens. Im Ver-
lauf der Menschheitsgeschichte hat die Wasser-
bewirtschaftung Menschen und Regierungen
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der Zivilisation im Industal und in Mesopota-
mien war der Umgang mit Wasser als produk-
tiver Ressource von ausgeklügelten Infrastruk-
tursystemen gekennzeichnet, mit denen ver-
sucht wurde, das produktive Potenzial des Was-
sers nutzbar zu machen und gleichzeitig sein
zerstörerisches Potenzial in den Griff zu be-
kommen. Wie verletzlich die Menschen ge-
genüber dem Fehlschlagen dieser Bemühungen
oder infolge von Veränderungen im Wasser-
kreislauf waren, lässt sich am Niedergang gan-
zer Zivilisationen, dem Zusammenbruch land-
wirtschaftlicher Systeme und der Zerstörung
der Umwelt ablesen. Angesichts der Bedrohung
durch den Klimawandel und dem wachsenden
Druck auf die Frischwasserressourcen unserer
Erde könnte sich die Herausforderung, die
Wasserkrise im 21. Jahrhundert zu bewältigen,
als eine der schwierigsten erweisen, die es je in
der Geschichte der Menschheit gab.

vor weittragende technische und politische
Herausforderungen gestellt. Die Geschichte der
Wasserbewirtschaftung ist zugleich eine Ge-
schichte menschlichen Erfindungsreichtums
und menschlicher Schutzlosigkeit. Immer wa-
ren es innovative Technologien, die es erst er-
möglicht haben, dass sauberes Wasser zum
Leben zur Verfügung gestellt werden konnte –
von den Aquädukten im antiken Rom bis hin
zu den großen Ingenieurbauwerken im Europa
und in den Vereinigten Staaten des 19. Jahr-
hunderts. Andererseits haben unhygienisches
Wasser und unzureichende Sanitärversorgung
im Verlauf des vergangenen Jahrhunderts mehr
Menschenleben gefordert als jede andere Todes-
ursache – und in vielen Entwicklungsländern
tun sie das auch heute noch.

Die Bewirtschaftung von Wasser als Le-
bensgrundlage kann auf eine noch längere
Geschichte zurückblicken. Seit dem Anbruch
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Acht Gründe, weshalb die Welt bei der Wasser- und Sanitärversorgung handeln sollte – 
Anknüpfungspunkte zu den Millenniums-Entwicklungszielen

Die Millenniums-Entwicklungsziele sind die termingebundenen Ziel-

vorgaben der internationalen Gemeinschaft für die Überwindung der

extremen Armut und die Schaffung von mehr Freiheit für die Men-

schen. Doch sie stellen mehr dar als nur einen Katalog quantitativer

Bezugspunkte, die bis zum Jahr 2015 erreicht werden sollen – sie ver-

körpern eine breit angelegte Vision gemeinsamer Entwicklungspriori-

täten. Diese Vision wurzelt in der eigentlich banalen Auffassung, dass

extreme Armut und äußerst ungleich verteilte Chancen keine unent-

rinnbaren Merkmale des Menschseins sind, sondern heilbare Leiden,

und dass die Fortsetzung dieses Zustands uns alle zurückwirft und

eine Bedrohung für die Sicherheit und den Wohlstand aller bedeutet.

Die vielfältigen Zielvorgaben, die mit den Millenniums-Entwick-

lungszielen gesteckt wurden, reichen quer durch ein ausgedehntes

Spektrum eng miteinander zusammenhängender Aspekte der Ent-

wicklung – von der Reduzierung extremer Armut über die Gleichstel-

lung von Mann und Frau bis hin zu Gesundheit, Bildung und Umwelt.

Die einzelnen Aspekte sind durch ein komplexes Gefüge von Wech-

selwirkungen miteinander verknüpft. Nachhaltige Fortschritte in

einem Bereich hängen maßgeblich vom Vorankommen in allen ande-

ren Bereichen ab. Mangelnde Fortschritte in einem Bereich können

Verbesserungen in großem Maßstab hemmen. Bei der Wasser- und

Sanitärversorgung treten die Verflechtungen deutlich zu Tage. Wenn

in diesen Bereichen keine rascheren Fortschritte erzielt werden, wer-

den viele Länder die Millenniums-Entwicklungsziele verfehlen. Dies

würde nicht nur Millionen der Ärmsten der Welt zu einem Leben in

vermeidbarer Armut, bei schlechter Gesundheit und mit verpassten

Chancen verdammen, sondern auch die enormen Ungleichheiten, die

innerhalb von Ländern und zwischen Ländern bestehen, weiter beste-

hen lassen. Menschliche Entwicklung beschränkt sich zwar nicht auf

die Millenniums-Entwicklungsziele, doch diese Ziele bilden einen

zweckmäßigen Bezugsrahmen, der zu einem besseren Verständnis

der Zusammenhänge von Fortschritten in unterschiedlichen Berei-

chen führt – und der entscheidenden Bedeutung von Fortschritten bei

der Wasser- und Sanitärversorgung.

Ziel 1: Beseitigung der
extremen Armut und
des Hungers

• Das Fehlen von unbedenklichem Wasser und einer 
hinreichenden Sanitärversorgung ist eine Hauptursache 
von Armut und Unterernährung:

• In den Entwicklungsländern hat jeder fünfte Mensch 
– insgesamt 1,1 Milliarden – keinen Zugang zu einer
unbedenklichen Wasserquelle.

• Jeder zweite Mensch – insgesamt 2,6 Milliarden – hat
keinen Zugang zu einer angemessenen Sanitärversorgung.

• Durch unzureichende Wasser- und Sanitärversorgung 
verursachte Krankheiten und Produktivitätsverluste 
betragen in den Entwicklungsländern zwei Prozent des
BIPs, in Afrika südlich der Sahara sogar fünf Prozent –
mehr als an Entwicklungshilfe in die Region fließt.

• In vielen der ärmsten Länder haben nur 25 Prozent der
ärmsten Haushalte Leitungswasser in ihrer Wohnung zur
Verfügung, gegenüber 85 Prozent der reichsten Haushalte.

• Die ärmsten Haushalte zahlen bis zu zehnmal mehr für ihr
Wasser als begüterte Haushalte.

• Wasser ist eines der wichtigsten Produktionsmittel für 
die Kleinbauern, die mehr als die Hälfte des Teils der 
Weltbevölkerung darstellen, der mit weniger als einem 
US-Dollar am Tag auskommen muss.

• Wachsender Druck zur Umverteilung von Wasser von der
Landwirtschaft auf die Industrie droht die ländliche Armut 
in die Höhe zu treiben.

• Einbindung der Wasser- und Sanitärversorgung in 
nationale und internationale Strategien zur Erreichung 
der Millenniums-Entwicklungsziele erfordert politische 
Maßnahmen mit folgenden Zielen:

• Den Zugang zu Wasser zu einem Menschenrecht machen
und Gesetze erlassen, mit denen dieses Recht schrittweise
umgesetzt wird, um zu gewährleisten, dass jedem 
Menschen mindestens 20 Liter sauberes Wasser am 
Tag zur Verfügung stehen.

• Öffentliche Investitionen zum Ausbau des Wasserversor-
gungsnetzes in städtischen Gebieten und zur Verbesserung
der Versorgung in ländlichen Gebieten erhöhen.

• Sozialtarife, Quersubventionen und Investitionen in
Standrohre einführen, um sicherzustellen, dass 
niemandem der Zugang zu Wasser aufgrund seiner 
Armut verwehrt wird, wobei angestrebt wird, dass 
maximal drei Prozent des Haushaltseinkommens für 
Wasser aufgewendet werden muss.

• Die Wasserversorgungsunternehmen regulieren, um die
Effizienz zu steigern, mehr Gleichheit zu schaffen und 
Verantwortlichkeit gegenüber den Armen sicherzustellen.

• Eine Politik betreiben, die bei der Erschließung von Wasser-
ressourcen für landwirtschaftliche Zwecke Nachhaltigkeit 
mit Fairness verbindet.

• Die Entwicklung und Übernahme armenfreundlicher 
Bewässerungstechniken fördern.

Millenniums-
Entwicklungsziel Warum Regierungen handeln sollten Wie Regierungen handeln sollten

Ziel 2: Verwirklichung
der allgemeinen Grund-
schulbildung

• Millionen von Mädchen können nicht die Schule besuchen,
weil sie von weit her Wasser herbeischaffen müssen, und
sehen daher einem Leben als Analphabetinnen und mit
begrenzten Wahlmöglichkeiten entgegen.

• Zielvorgaben und Strategien für die Verwirklichung der 
allgemeinen Grundschulbildung mit Strategien verbinden,
die sicherstellen, dass alle Schulen über eine verbesserte
Wasser- und Sanitärversorgung mit getrennten Toiletten 
und Waschräumen für Mädchen verfügen.

(Fortsetzung auf der nächsten Seite)
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• Wasserbedingte Krankheiten wie Durchfall und parasitäre
Infektionen kosten jedes Jahr 443 Millionen Schultage – 
dies entspricht einem ganzen Schuljahr für alle siebenjährigen
Kinder in Äthiopien – und vermindern das Lernpotenzial.

• Eine unzureichende Wasser- und Sanitärversorgung in den
Schulen bedroht in vielen Ländern die Gesundheit der Kinder.

• Das Fehlen einer hinlänglichen Wasser- und Sanitärversor-
gung in den Schulen ist ein Hauptgrund, weshalb Mädchen
die Schule abbrechen.

• Durch Wasser und unzulängliche Sanitärversorgung 
übertragene parasitäre Infektionen hemmen das Lern-
potenzial von über 150 Millionen Kindern.

• Sanitärversorgung und Hygiene in den Lehrplan der Schulen
integrieren und damit die Kinder mit dem Wissen ausstatten,
das sie benötigen, um Gesundheitsrisiken begegnen zu können
und das sie dazu befähigt, Veränderungen in ihren Gemein-
schaften zu bewirken.

• Öffentliche Gesundheitsprogramme in Schulen und lokalen
Gemeinschaften einrichten, um wasserbedingte Infektions-
krankheiten zu verhindern und zu behandeln.

Millenniums-
Entwicklungsziel Warum Regierungen handeln sollten Wie Regierungen handeln sollten

Ziel 3: Förderung der
Gleichstellung der Ge-
schlechter und Stärkung
der Rolle der Frauen

• Erschwerter Zugang zu Wasser- und Sanitärversorgung hält
die Ungleichstellung von Mann und Frau aufrecht und
schwächt die Rolle der Frauen.

• Frauen tragen die Hauptlast der Verantwortung für das
Herbeischaffen von Wasser und verbringen oft bis zu vier
Stunden am Tag mit Fußmärschen, Schlangestehen und
Wassertragen. Das ist die Hauptursache von Zeitarmut.

• Die Zeit, die Frauen mit der Pflege von Kindern verbringen, die
an wasserübertragenen Erkrankungen leiden, schmälert ihre
Möglichkeiten, sich produktiv zu betätigen.

• Millionen Frauen erleben eine unzulängliche Sanitärversor-
gung als entwürdigend und als Sicherheitsrisiko.

• In vielen Ländern erzeugen Frauen einen Großteil der Lebens-
mittel, genießen aber nur einen eingeschränkten Anspruch
auf Wasser.

• Die Gleichstellung von Frauen bei der Wasser- und Sanitär-
versorgung in den Mittelpunkt der nationalen Strategien zur
Armutsreduzierung stellen.

• Gesetze erlassen, die für Wasserkomitees und anderen
Gremien eine Frauenquote vorschreiben.

• Sanitärversorgungskampagnen unterstützen, die Frauen ein
größeres Mitspracherecht bei der Gestaltung von Beschlüssen
über öffentliche Investitionen und Haushaltsausgaben geben.

• Das Besitzrecht und die Vorschriften für Bewässerungs- und
andere Wassernutzerverbände reformieren, um sicherzustellen,
dass Frauen die gleichen Rechte genießen.

Ziel 4: Senkung der
Kindersterblichkeit

• 1,8 Millionen Kinder – fast 5.000 am Tag – sterben jedes
Jahr an Durchfallerkrankungen, der zweitgrößten Ursache der
Kindersterblichkeit; für die überwiegende Mehrheit dieser
Todesfälle sind schmutziges Wasser und eine unzureichende
Sanitärversorgung verantwortlich.

• Zugang zu sauberem Wasser und Sanitärversorgung kann
das Sterberisiko von Kindern um bis zu 50 Prozent verringern.

• Durch unsauberes Wasser verursachter Durchfall ist eine der
größten Todesursachen weltweit – daran sterben fünf Mal so
viele Kinder wie an HIV/AIDS.

• Sauberes Wasser und Sanitärversorgung gehören zu den
wirksamsten Maßnahmen zur Senkung der Kindersterblich-
keit: Die Erreichung des Millenniums-Entwicklungsziels bei
der Wasser- und Sanitärversorgung selbst auf dem einfach-
sten Versorgungsniveau würde im nächsten Jahrzehnt über
eine Million Leben retten; durch die allgemeine Herstellung
einer angemessenen Versorgung würde die Zahl verhinderter
Todesfälle von Kindern auf zwei Millionen steigen.

• Wasserübertragene Krankheiten verstärken tief greifende
soziale Ungerechtigkeit – bei Kindern aus armen Familien ist
das Sterberisiko drei bis vier Mal so hoch wie bei Kinder aus
reichen Familien.

• Durch unzureichende Wasser- und Sanitärversorgung verur-
sachte Kindersterblichkeit als nationalen Notstand betrachten
– und als Verletzung grundlegender Menschenrechte.

• Die internationale Hilfe nutzen, um eine grundlegende 
Gesundheitsversorgung zur Verhinderung und Behandlung 
von Durchfallerkrankungen zu gewährleisten.

• Die Zielvorgaben für die Senkung der Kindersterblichkeit
bewusst mit denen für verbesserten Zugang zu Wasser- 
und Sanitärversorgung verknüpfen.

• Den Bedürfnissen der ärmsten Haushalte bei öffentlichen 
Investitionen und Strategien der Wasser- und Sanitär-
versorgung Vorrang einräumen.

• Sicherstellen, dass in den Strategiepapieren zur Armuts-
reduzierung der Zusammenhang zwischen Wasser- und
Sanitärversorgung und Kindersterblichkeit anerkannt wird.

• Jährliche Schätzungen über die Zahl der Todesfälle von 
Kindern herausgeben, die auf Probleme bei der Wasser- 
und Sanitärversorgung zurückzuführen sind.
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Ziel 5: Verbesserung der
Gesundheit von Müttern

• Eine funktionierende Wasser- und Sanitärversorgung 
verringert das Vorkommen von Krankheiten und Gesundheits-
störungen – wie Anämie, Vitaminmangel und Trachoma –, die
der Gesundheit von Müttern abträglich sind und zu erhöhter
Müttersterblichkeit beitragen.

• Eine verbesserte Wasser- und Sanitärversorgung als 
Schlüsselkomponente von Strategien zur Gleichstellung 
von Frau und Mann betrachten.

• Die Rolle von Frauen bei der Gestaltung von Entscheidungen
zur Wasser- und Sanitärversorgung auf der Haushalts-, lokalen
und nationalen Ebene stärken.

Millenniums-
Entwicklungsziel Warum Regierungen handeln sollten Wie Regierungen handeln sollten

Ziel 6: Bekämpfung von
HIV/AIDS, Malaria und
anderen Krankheiten

• Ein unzulänglicher Zugang zu Wasser- und Sanitärversorgung
macht hygienische Bedingungen schwerer erreichbar und
setzt Menschen mit HIV/AIDS einem erhöhten Infektionsrisiko
aus.

• Mit HIV infizierte Mütter brauchen sauberes Wasser zur 
Herstellung von Babymilch.

• Die Erreichung der Millenniums-Entwicklungszielvorgabe für
die Wasser- und Sanitärversorgung würde im Gesundheits-
wesen die Kosten zur Behandlung durch Wasser übertragener
Infektionskrankheiten um 1,7 Milliarden US-Dollar senken und
damit Mittel zur Bekämpfung von HIV/AIDS freisetzen.

• Eine unzureichende Sanitärversorgung und Entwässerung
trägt zu Malaria bei – einer Krankheit, die jedes Jahr rund 
1,3 Millionen Menschenleben fordert, davon 90 Prozent
Kinder unter fünf Jahren.

• Die Wasser- und Sanitärversorgung in nationale und globale
Strategien zur Bekämpfung der Malaria und Verbesserung der
Lebensbedingungen für HIV/AIDS-Patienten integrieren.

• Sicherstellen, dass Haushalten, in denen Menschen mit HIV/
AIDS gepflegt werden, kostenlos mindestens 50 Liter Wasser
täglich zur Verfügung gestellt wird.

• In Entwässerungs- und Sanitärversorgungsanlagen investieren,
die dafür sorgen, dass es weniger Fliegen und Stechmücken
gibt.

Ziel 7: Sicherung der
ökologischen Nachhal-
tigkeit

Den Anteil der Men-
schen, die keinen nach-
haltigen Zugang zu
unbedenklichem Trink-
wasser und grundlegen-
der Sanitärversorgung
haben, um die Hälfte
senken

• Wenn sich der gegenwärtige Trend fortsetzt, wird das 
Ziel, den Anteil der Weltbevölkerung, die keinen Zugang zu
Wasser- und Sanitärversorgung haben, um die Hälfte zu 
senken, bei der Wasserversorgung um 234 Millionen und bei
der Sanitärversorgung um 430 Millionen Menschen verfehlt
werden.

• In Afrika südlich der Sahara wird es erforderlich, die Bevölke-
rungszahl, die neu an die Wasserversorgung angeschlossen
wird, von jährlich 7 Millionen im vergangenen Jahrzehnt auf
28 Millionen pro Jahr bis zum Jahr 2015 zu steigern.

• Zu langsame Fortschritte bei der Wasser- und Sanitärver-
sorgung hemmen das Vorankommen in anderen Bereichen.

• Praktische Maßnahmen ergreifen, die das Bekenntnis zu 
den Millenniums-Entwicklungszielen in konkretes Handeln
umsetzen.

• National und international die politische Führerschaft ergreifen,
um das doppelte Defizit bei der Wasser- und Sanitärversor-
gung zu überwinden.

• Die Millenniums-Entwicklungsziele um die Zielvorgabe 
erweitern, die bei der Wasser- und Sanitärversorgung 
bestehenden Ungleichheiten zwischen den reichsten 
und den ärmsten 20 Prozent um die Hälfte zu senken.

• Unabhängige Regulierungsinstanzen dazu befugen, die 
Versorgungsträger für die Bereitstellung effizienter und 
bezahlbarer Dienstleistungen an die Armen in die Verant-
wortung zu nehmen.

Den Verlust von
Umweltressourcen
umkehren

• Der Raubbau an den Wasserressourcen stellt eine wachsende
Bedrohung für die menschliche Entwicklung dar und häuft
eine ökologische Schuldenlast auf, die künftigen Generationen
weitervererbt wird.

• Die Zahl der Menschen, die in Ländern leben, in denen Was-
serknappheit herrscht, wird sich von heute 700 Millionen bis
zum Jahr 2025 auf über drei Milliarden erhöhen.

• Über 1,4 Milliarden Menschen leben in Flusseinzugsgebieten,
in denen die Nutzung des Wassers bereits jetzt über der 
Wiederauffüllungsrate liegt, was zur Austrocknung von 
Flüssen und Erschöpfung der Grundwasserreserven führt.

• Wasser als wertvolle natürliche Ressource behandeln statt als
entbehrliches Konsumgut, das ohne Rücksicht auf ökologische
Nachhaltigkeit ausgebeutet werden kann.

• Die volkswirtschaftliche Gesamtrechnung korrigieren, um die
realen wirtschaftlichen Verluste wiedergeben zu können, die
durch die Erschöpfung der Wasserressourcen entstehen.

• Eine integrierte Politik des Wasserressourcenmanagements
einführen, die den Wasserverbrauch innerhalb der Grenzen
ökologischer Nachhaltigkeit hält und die Bedürfnisse der
Umwelt mit einkalkuliert.

(Fortsetzung auf der nächsten Seite)
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Acht Gründe, weshalb die Welt bei der Wasser- und Sanitärversorgung handeln sollte – 
Anknüpfungspunkte zu den Millenniums-Entwicklungszielen (Fortsetzung)

• Durch die vom Klimawandel bedingte unsichere Wasser-
versorgung droht die Zahl unterernährter Menschen bis zum
Jahr 2080 um 75-120 Millionen Menschen anzuwachsen,
da die Produktion von Grundnahrungsmitteln in vielen
Ländern Afrikas südlich der Sahara um über 25 Prozent
zurückgehen wird.

• Die Übernutzung des Grundwassers stellt eine ernsthafte
Bedrohung für die Agrarsysteme, Ernährungssicherheit und
Lebensgrundlagen in ganz Asien und dem Nahen Osten dar.

• Eine Politik durchsetzen, die Anreize zum Wassersparen 
schafft und widersinnige Subventionen, die die Übernutzung
des Wassers nur noch fördern, abschafft.

• Die Vorgaben des Kyoto-Protokolls zur Verringerung des
Kohlenstoffausstoßes bekräftigen, um diesen bei einem 
Niveau von 450 ppm zu stabilisieren, die Mechanismen für 
den Transfer sauberer Technologie stärken und für alle Länder
einen stärkeren multilateralen Rahmen für die Senkung der
Emissionen bis zum Jahr 2012 schaffen.

• Auf einzelstaatlicher Ebene Anpassungsstrategien für den
Umgang mit den Folgen des Klimawandels entwickeln – 
und verstärkt Mittel für die Anpassung bereitstellen.

Millenniums-
Entwicklungsziel Warum Regierungen handeln sollten Wie Regierungen handeln sollten

Ziel 8: Aufbau einer
weltweiten Entwick-
lungspartnerschaft

• Bei der Wasser- und Sanitärversorgung besteht keine wirk-
same weltweite Partnerschaft und von aufeinanderfolgenden
hochrangigen Konferenzen sind nicht die Impulse ausgegan-
gen, die erforderlich sind, um die Wasser- und Sanitärversor-
gung verstärkt auf die internationale Tagesordnung zu setzen.

• Die Regierungen vieler Länder haben bei der Umsetzung der
Politik und Finanzierung, die für beschleunigten Fortschritt
nötig sind, versagt.

• Die Wasser- und Sanitärversorgung sind nur ansatzweise in
die Strategiepapiere zur Armutsreduzierung integriert.

• Viele Länder mit einer hohen Kindersterblichkeit durch Durch-
fallerkrankungen geben weniger als 0,5 Prozent ihres Brutto-
inlandsprodukts (BIP) für die Wasser- und Sanitärversorgung
aus – nur einen Bruchteil von dem, was sie für den Militär-
haushalt zur Verfügung stellen.

• Die reichen Länder haben der Wasser- und Sanitärversorgung
in internationalen Entwicklungshilfepartnerschaften keine
Priorität beigemessen. Das Hilfeaufkommen für diesen Sektor
ist real zurückgegangen und liegt nur noch bei vier Prozent
der gesamten Entwicklungshilfe.

• Die internationale Agrarhilfe hat sich seit Anfang der 1990er
Jahre um ein Drittel verringert, was einem Rückgang von 
12 auf 3,5 Prozent der gesamten Entwicklungshilfe entspricht.

• Einen globalen Aktionsplan umsetzen, um politisches Handeln
zu bewirken, die Wasser- und Sanitärversorgung auf die
Tagesordnung der G-8 zu setzen, Mittel zu mobilisieren und 
die Planungsprozesse der einzelnen Länder zu unterstützen.

• Nationale Pläne entwickeln, die die Milleniums-Entwicklungs-
zielvorgabe für Wasser- und Sanitärversorgung mit klaren 
mittelfristigen Finanzmaßnahmen und konkreten politischen
Maßnahmen zur Überwindung der Ungleichheit verknüpfen.

• Durch Dezentralisierung, Kapazitätsentwicklung und angemes-
sene Finanzierung die Fähigkeiten von Kommunalverwaltungen
und örtlichen Gemeinschaften stärken, wobei mindestens ein
Prozent des BIPs durch öffentliche Mittel für die Wasser- und
Sanitärversorgung bereitzustellen sind.

• Die auf die Wasserversorgung gerichtete Entwicklungshilfe 
bis zum Jahr 2010 um jährlich 3,6 bis 4 Milliarden US-Dollar
zu steigern und Mittel in Höhe von zwei Milliarden US-Dollar 
für Afrika südlich der Sahara bereitzustellen.

• Die Agrarhilfe bis zum Jahr 2010 von drei auf zehn Milliarden
US-Dollar im Jahr erhöhen und dabei verstärkt den Schwer-
punkt auf die Sicherung der Wasserversorgung legen.



1 Die Krise der Wasser- und 
Sanitärversorgung beenden



„Das Menschenrecht auf 
Wasser berechtigt jedermann 
zu ausreichendem, ungefährlichem,
sicherem, annehmbarem, physisch
zugänglichem und erschwinglichem
Wasser für den persönlichen und
den häuslichen Gebrauch.“
UN Allgemeiner Kommentar Nr. 715 zum Recht auf Wasser, 2002

„Es gibt keine noblere Aufgabe, 
die der zivilisierte Mensch in
Angriff nehmen sollte, als die
Reform der Sanitärversorgung.“
Boston Board of Health, 1869



Zu Beginn des 21. Jahrhunderts wird durch
die Verletzung des Menschenrechts auf sau-
beres Wasser und Sanitärversorgung mensch-
liches Potenzial in riesigem Ausmaß vernichtet.
In der heutigen immer wohlhabenderen und
immer stärker vernetzten Welt sterben mehr
Kinder, weil es ihnen an sauberem Wasser und
Toiletten fehlt, als aus fast irgendeinem ande-
ren Grund. Mehr Leben wird vernichtet, weil
Menschen vom Zugang zu sauberem Wasser
und grundlegender sanitärer Versorgung ausge-
schlossen sind, als durch irgendeinen Krieg oder
Terrorakt. Es wird dadurch auch die tiefgreifen-
de Ungleichheit der Lebenschancen verstärkt,
die einzelne Länder und die Menschen inner-
halb einzelner Länder voneinander trennt: 
aufgrund ihrer Vermögensverhältnisse, ihres
Geschlechts oder anderer Charakteristika, auf
die Entbehrungen zurückzuführen sind.

Durch die weltweiten Defizite bei der Was-
ser- und Sanitärversorgung werden nicht nur
Leid verursacht und menschliche Potenziale
verschwendet, es wird auch der Wohlstand
untergraben und das wirtschaftliche Wachstum
gebremst. Dadurch verursachte Produktivitäts-
verluste schwächen die Anstrengungen von
Millionen der ärmsten Menschen der Welt,
sich durch Arbeit aus der Armut zu befreien.
Ganze Länder werden dadurch in ihrer Ent-

wicklung aufgehalten. Ob man sie aus dem
Blickwinkel der Menschenrechte, sozialer Ge-
rechtigkeit oder des gesunden wirtschaftlichen
Menschenverstandes betrachtet – die Schäden
aufgrund der Entbehrungen im Bereich Wasser
und Sanitärversorgung sind nicht zu rechtfer-
tigen. Es ist nicht nur aus moralischen Gründen
richtig und geboten, diese Entbehrungen zu
überwinden. Es ist auch vernünftig, weil die 
mit unsauberem Wasser und dürftiger Sanitär-
versorgung zusammenhängende Verschwen-
dung menschlicher Potenziale letztendlich allen
schadet.

Dieses Kapitel dokumentiert das Ausmaß
der Krise im Bereich Wasser- und Sanitärver-
sorgung und geht ihren Ursachen nach. Es ver-
deutlicht die Kosten dieses Problems für die
menschliche Entwicklung, und den potentiel-
len Nutzen, wenn man es löst. Ein besserer
Zugang zu Wasser und sanitärer Versorgung
würde die menschliche Entwicklung katalysa-
torartig einen riesigen Sprung nach vorne brin-
gen und Chancen für Fortschritte in den Berei-
chen öffentliche Gesundheit und Bildung und
beim wirtschaftlichen Wachstum eröffnen.
Warum werden diese Chancen also in solch
einem riesigen Umfang vertan? 

Zum Teil, weil kein ausreichendes Bewusst-
sein bezüglich des Ausmaßes des Problems
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Sauberes Wasser und Sanitärversorgung können die menschliche Entwicklung
entscheidend voranbringen oder scheitern lassen. Sie sind grundlegend für das, was
Menschen tun und werden können – für ihre Fähigkeiten. Der Zugang zu Wasser
ist nicht nur ein grundlegendes Menschenrecht und an sich ein wichtiger Indikator
für menschlichen Fortschritt. Er verleiht auch anderen Menschenrechten Gehalt
und ist eine Voraussetzung dafür, weitergehende Ziele menschlicher Entwicklung
zu erreichen.
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litischer Natur. Sozialreformer, Ärzte, führen-
de Verwaltungsbeamte und Wirtschaftsvertre-
ter schlossen sich zu mächtigen Koalitionen
zusammen, durch die sie die Wasser- und Sa-
nitärversorgung ganz oben auf die politische
Tagesordnung setzten. Sie zwangen die Regie-
rungen, anzuerkennen, dass es ineffizient und
verschwenderisch war, Krankheiten heilen zu
müssen, die auf unsauberes Wasser zurückzu-
führen waren. Krankheiten durch sauberes
Wasser und Sanitärversorgung zu verhindern,
war die bessere Alternative.

Zu Beginn des 21. Jahrhunderts hat die
Welt die Möglichkeit, bei der menschlichen
Entwicklung einen weiteren Sprung nach vorn
möglich zu machen. Innerhalb einer Generati-
on könnte die globale Krise im Bereich Wasser-
und Sanitärversorgung der Geschichte angehö-
ren. Die Welt verfügt über die Technologie, die
finanziellen Mittel und die menschlichen Kapa-
zitäten, Millionen Menschen vom Fluch unsi-
cherer Wasserversorgung zu befreien. Was fehlt
ist der politische Wille und die nötige Weit-
sicht, diese Ressourcen für das öffentliche Wohl
einzusetzen. Die Fortschritte in den reichen
Ländern waren durch einen neuen Gesell-
schaftsvertrag zwischen Regierungen und Bür-
gern ermöglicht worden – einem Vertrag, der
auf dem Gedanken beruht, dass alle Menschen
gemeinsam Bürger ihres Landes sind, und der
die staatliche Verantwortung anerkennt. Die
Welt mag sich inzwischen verändert haben.
Doch heute wie damals hängt der Fortschritt
von Partnerschaften und politischer Führung
ab. Die nationale Politik bildet den Ausgangs-
punkt, denn ohne wirksame nationale Hand-
lungskonzepte können Fortschritte nicht dau-
erhaft vorangebracht werden. Die Herausforde-
rung besteht darin, dass im Rahmen eines glo-
balen Aktionsplans für den Bereich Wasser-
und Sanitärversorgung die Regierungen der
entwickelten Länder durch deutliche Anstren-
gungen im Bereich Entwicklungshilfe die
glaubwürdigen Bemühungen der Entwick-
lungsländer unterstützen müssen. 

besteht, und zum Teil, weil die Anstrengungen
nationaler Regierungen und der internationa-
len Gemeinschaft, Armut und Ungleichheit in
Angriff zu nehmen, unzureichend sind und die
Krise sich dadurch fortsetzt. Im Gegensatz zu
einigen anderen globalen Bedrohungen für die
menschliche Entwicklung, wie z. B. HIV/Aids,
ist die Krise im Bereich Wasser- und Sanitärver-
sorgung in erster Linie eine Krise, die die
Armen im Allgemeinen und Frauen im Beson-
deren betrifft – zwei Gruppen, die bei der Fest-
legung nationaler Prioritäten nur über begrenz-
te Verhandlungsmacht verfügen. Wasser und
sanitäre Versorgung sind auch die Stiefkinder
der internationalen Entwicklungszusammen-
arbeit. Während die internationale Gemein-
schaft in beeindruckendem Maße Mittel mo-
bilisiert hat, um sich gegen die potenzielle
Gefahr einer Vogelgrippe-Epidemie zu wapp-
nen, bleibt die existierende Epidemie, die tag-
täglich Hunderte von Millionen von Menschen
plagt, unbeachtet.

Die Krise im Bereich Wasser und Sanitär-
versorgung, mit der arme Haushalte in Ent-
wicklungsländern heute zu tun haben, weist
Parallelen zu einer früheren Periode in der
Geschichte der heute reichen Länder auf.
Wenige Menschen in der industrialisierten
Welt denken darüber nach, wie wichtig sau-
beres Wasser und sanitäre Versorgung in der
Geschichte ihrer Länder waren und wie ihre
Chancen im Leben dadurch geprägt werden.
Vor nicht allzu vielen Generationen standen
die Bewohner von London, Paris und New
York vor den gleichen Bedrohungen der Was-
serversorgungssicherheit wie die Einwohner
von Lagos, Mumbai und Rio de Janeiro heute.
Wasser, das durch ungeklärte Abwässer ver-
schmutzt war, kostete Kinder das Leben, verur-
sachte Gesundheitskrisen, untergrub das
Wachstum und hielt die Menschen in der
Armut gefangen. Durch neue Technologien
und finanzielle Mittel wurde der allgemeine
Zugang zu sauberem Wasser ermöglicht. Doch
die entscheidenden Veränderungen waren po-
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befreien



In der Geschichte der Menschheit entsprach
das Leben weitestgehend der Beschreibung von
Thomas Hobbes als „gefährlich, brutal und
kurz”. Die Lebenserwartung zum Zeitpunkt der
Geburt betrug bei unseren jagenden und sam-
melnden Vorfahren rund 25 Jahre, und im
Europa der 1820er Jahre betrug sie noch immer
nicht mehr als 40 Jahre. Für den glücklichen
Teil der Weltbevölkerung, der in den heute rei-
chen Ländern lebte, begann sich dieses Bild ab
Ende des 19. Jahrhunderts radikal zu wandeln.1

Neue Medikamente, eine verbesserte Ernäh-
rungslage, bessere Unterkünfte und höhere Ein-
kommen trugen allesamt dazu bei. Doch die
Trennung des Wassers von menschlichen
Exkrementen war ein entscheidender Faktor.

Was die Wasser- und Sanitärversorgung
angeht, so haben die Länder tendenziell kein
besonders weit zurückreichendes Gedächtnis.
Heute leben die Menschen in den Städten
Europas und der Vereinigten Staaten frei von
Angst vor Infektionskrankheiten, die durch
Wasser übertragen werden. Um die Wende
zum 20. Jahrhundert hatte das Bild noch ganz
anders ausgesehen. Dadurch, dass es infolge der
Industrialisierung zu einer riesigen Ausweitung
des Wohlstands kam, erhöhte sich das Einkom-
men. Doch Verbesserungen bei den wesent-
licheren Indikatoren wie Lebenserwartung,
Kindersterblichkeit und öffentlicher Gesund-
heit blieben weit dahinter zurück. Der Grund:
Die Städte boten den Menschen mehr Mög-
lichkeiten, Wohlstand anzuhäufen, doch sie
setzten sie auch dem Wasser aus, das durch
menschliche Abfälle verseucht war. Weil das
Wasser verunreinigt war, wurden wirtschaft-
liches Wachstum und menschliche Entwick-
lung voneinander abgekoppelt. Erst als eine
Revolution im Bereich Wasser- und Sanitärver-
sorgung diese Verknüpfung wieder herstellte,
begannen die Schaffung von Wohlstand und
die menschliche Wohlfahrt Hand in Hand zu
gehen (Kasten 1.1).

Diese Revolution kündigte bislang nie da
gewesene Verbesserungen bei der Lebenserwar-

tung und der Überlebensquote von Kindern an
– und die bessere öffentliche Gesundheit wirk-
te als Motor für wirtschaftlichen Fortschritt.
Als sauberes Wasser und Sanitärinfrastruktur
zur Verfügung standen und die Menschen
gesünder und wohlhabender wurden, entstand
ein positiver Rückkopplungseffekt von wirt-
schaftlichem Wachstum und menschlicher
Entwicklung. Doch die steigende Rendite, die
durch Investitionen in sauberes Wasser erwirt-
schaftet wurde, führte auch dazu, dass die Welt
in den Bereichen Wohlstand, Gesundheit und
Chancen tief gespalten wurde und dass sich
diese für die Welt von heute charakteristische
Kluft immer weiter vergrößerte.2

Wie die ungesicherte Wasser-
versorgung wirtschaftliches Wachs-
tum und menschliche Entwicklung
voneinander abkoppelte

Zu Beginn des 21. Jahrhunderts gehören 
durch Wasser übertragbare Krankheiten in den
reichen Ländern der Vergangenheit an. Sehr
viel weniger als ein Prozent der gesamten Sterb-
lichkeit sind darauf zurückzuführen. Um die
Wende zum 19. Jahrhundert hatten Krank-
heiten wie Durchfälle, Ruhr und Typhus noch
eine große Gefahr dargestellt. Ende des 
19. Jahrhunderts waren in den Städten der
USA jeder zehnte Todesfall auf eine dieser
Krankheiten zurückzuführen. Die Opfer waren
vor allem Kinder. Die Säuglingssterblichkeit in
Detroit, Pittsburgh und Washington D.C.
betrug mehr als 180 Todesfälle pro 1.000
Lebendgeburten – und war damit fast doppelt
so hoch wie heute in Afrika südlich der Sahara.3

Chicago war die Typhus-Hauptstadt des Lan-
des. Hier wurden pro Jahr durchschnittlich
20.000 Fälle gemeldet. Auch in Großbritannien
gingen ein halbes Jahrhundert nach der ersten
Reformwelle im öffentlichen Gesundheitssys-
tem vom Wasser noch immer große Gefahren
aus. Die Säuglingssterblichkeit in Birmingham
und Liverpool betrug mehr als 160 Todesfälle

Chicago war die 

Typhus-Hauptstadt 

des Landes
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Kasten 1.1 Ein großer Sprung nach vorn – von der Wasserreform zur Reform der Sanitärversorgung 
im Großbritannien des 19. Jahrhunderts

„Das Parlament war mehr als gezwungen, auf die große Plage

Londons, den unerträglichen Geruch, mit dem Erlass eines Gesetzes

zu reagieren.“ So kommentierte die London Times das Ereignis, das

als „Großer Gestank“ benannt wurde. Der Gestank des Abwassers,

der während des langanhaltenden heißen Sommers im Jahr 1858 aus

der Themse aufstieg, war so eindringlich, dass die „Mutter der

Parlamente“ notgedrungener Weise für eine gewisse Zeit schließen

musste. Jenseits des Parlaments waren die Probleme jedoch sehr

viel ernster.

Mit der fortschreitenden Industrialisierung und Urbanisierung

während des 19. Jahrhunderts wurden schnell wachsende Städte wie

London, Manchester oder Birmingham zum Zentrum für Infektions-

krankheiten. Das Abwasser in den wenigen Senkgruben quoll über

oder sickerte in das Erdreich, floss in die Elendsviertel und gelang

letztlich in die Flüsse, wie etwa die Themse, den einzigen Trink-

wasserquellen.

Während Menschen, die in Armut lebten, starben, fühlten sich 

die Abgeordneten von dem Gestank beleidigt. In den späten 1890er

Jahren wurden in Großbritannien 160 Säuglinge tot und 1000 lebend

geboren (siehe Grafik) – dies entspricht in etwa der heutigen Sterb-

lichkeitsrate bei Säuglingen in Nigeria. Kinder starben hauptsächlich

an Durchfallerkrankungen und Ruhr (Dysenterie). Auch heute noch

sterben Kinder in Entwicklungsländern an Erkrankungen, die schon

damals eine einzige Ursache hatten: das Abwasser wurde nicht vom

Trinkwasser getrennt. Mit dem Durchschnittseinkommen, das sich in

der Zeit von 1840 bis etwa 1895 verdoppelte, stieg gleichzeitig die

Kindersterblichkeit leicht an – ein deutlicher Verweis auf die

fortschreitende Diskrepanz zwischen Wohlstand und menschlicher

Entwicklung.

Als zunehmend bewusst wurde, dass die urbane Industrialisie-

rung zahlreiche Menschenleben forderte, waren die Politiker gezwun-

gen, das Thema Wasser auf die Agenda zu bringen. Im Jahr 1834

wurde das Büro des Obersten Standesbeamten eingerichtet. Unent-

wegt wurden hier die Zahlen der Todesfälle aktualisiert, was in der

Öffentlichkeit Besorgnis erregte. Sozialforschungen, die in dieser Zeit

durchgeführt wurden, waren ein weiteres entscheidendes Instrument,

das zu einer Reform beitrug. Mit seinem „Bericht über die sanitäre

Lage der arbeitenden Bevölkerung Großbritanniens“ lieferte Edwin

Chadwick einen Beweis für eine Krise von besonderem Ausmaß, in

dem er grafisch detailliert die Konsequenzen des Wasser- und Sani-

tärproblems dokumentierte. Wasser, das von privaten Firmen zu

unerschwinglichen Preisen zur Verfügung gestellt wurde, mangelhaf-

te Abwassersysteme und Überflutung der Senkgruben spielten dabei

eine bedeutende Rolle. „Der jährliche Verlust an Menschenleben, der

aufgrund von Abwasserschmutz und schlechter Belüftung zu bekla-

gen ist“ schlussfolgerte Chadwick, „ist viel größer als die Opfer, die

in allen Kriegen der Moderne, an denen dieses Land beteiligt war,

durch Tod und Verwundung erbracht wurden.“ (S. 369) Seine Emp-

fehlungen: Jeder Haushalt sollte mit einer eigenen Wasserleitung

sowie einer Latrine, die mit einem Abwasserkanal verbunden ist, aus-

gestattet werden. Die Verantwortung, sauberes Wasser zur Verfügung

zu stellen, sollte bei der Stadt liegen.

Die Reform fand in zwei

bedeutenden Wellen statt. Die

erste Welle konzentrierte sich

auf das Thema Wasser und 

wurde in den 1840er Jahren mit

dem Public Health Act (1848)

eingeleitet und später mit dem

Metropolitan Water Act (1852)

fortgesetzt. Die Versorgung der

Öffentlichkeit mit Trinkwasser

wurde somit ausgeweitet. Die

Entdeckung John Snows im

Jahr 1854, dass Cholera – die

größte epidemische Geißel der

Menschheit – eine durch Wasser

übertragene Infektionskrankheit

ist, dessen Verbreitung dadurch

aufgehalten werden kann, indem

der Zugang zu dekontaminier-

ten Wasservorräten gewährleis-

tet wird, trug zum Reformauf-

schwung bei. Bis zum Jahr 1880

hatten die Gemeinden die priva-

ten Wasserfirmen als Hauptlie-

feranten in den Ortschaften und

Städten abgelöst.

Während der zweiten gro-

ßen Reformwelle verlagerte sich

der Fokus des öffentlichen Han-

delns vom Thema Wasser hin

zur Sanitärversorgung und

erreichte ihren Höhepunkt nach

1880. Dies spiegelt sich in den

zahlreich getätigten öffentlichen

Investitionen wieder. In der Zeit

von etwa 1885 bis Mitte der

1890er Jahre erhöhten sich die

Kapitalausgaben im Sanitärbe-

reich pro Kopf um mehr als das

Zweifache der feststehenden

Preise (Grafik 2). Im Laufe des

nächsten Jahrzehnts verdoppel-

ten sich die Ausgaben ein weite-

res Mal.

Mit der Kluft zwischen Was-

serversorgung und effektiver

Abwasserentsorgung brach eine öffentliche Gesundheitskatastrophe

aus. Straßen und Flüsse wurden aufgrund der zunehmenden Belas-

tung durch Wasser übertragene Erreger enorm verunreinigt. Obwohl

die Häufigkeit der Cholera- und Typhuserkrankungen abnahm, star-

ben noch immer viele Menschen an Magen-Darm-Erkrankungen –

insbesondere Kinder erlagen ihren Durchfallerkrankungen. Aufgrund
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pro 1.000 Lebendgeburten, mehr als Hälfte die-
ser Todesfälle war auf Durchfallerkrankungen
und Ruhr zurückzuführen.4 Die hohe Kinder-
sterblichkeit bremste die Zunahme der Lebens-
erwartung. Bis zum letzten Viertel des 19. Jahr-
hunderts stieg die Lebenserwartung in der
industrialisierten Welt kaum. Die Menschen
wurden wohlhabender, aber nicht gesünder.5

Warum gab es inmitten des Wohlstands,
der sich infolge der Industrialisierung aus-
breitete, keine Fortschritte bei der Lebenser-
wartung und der Zahl der überlebenden Kinder
– zwei der wesentlichsten Indikatoren für die
Situation der Menschen? Zum Teil, weil die
Industrialisierung und Urbanisierung arme

Migranten vom Lande in die städtischen Slums
zogen, wo es an Wasser- und Sanitärinfrastruk-
tur fehlte – ein Szenario, wie es sich heute in
vielen der ärmsten Länder der Welt darstellt.
Die Städte boten zwar Arbeitsplätze und höhe-
re Einkommen, doch sie setzten die Menschen
auch verstärkt tödlichen Krankheitserregern
aus, die durch überlaufende Senkgruben,
Abwasser- und Entwässerungskanäle übertra-
gen wurden.6

Fast jede Großstadt stand vor dem gleichen
Problem. Zum Ende des 19. Jahrhunderts wur-
de in einem Bericht über die öffentliche
Gesundheit in Paris beklagt, dass die ärmeren
Stadtviertel zu einer „offenen Kloake“  gewor-
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der Missstände auf lokaler Ebene, entwickelte sich ein zunehmender

Handlungsdruck, die Problematik anzugehen.

Die Daten in Bezug auf die Lebenserwartung und Kindersterb-

lichkeit verdeutlichen das Problem (siehe Grafik 1). In den Jahren

nach 1840 erhöhte sich die Lebenserwartung nicht zuletzt aufgrund

der ersten Reformwelle im Bereich der Wasserversorgung. Dieser

Trend riss jedoch Ende der 1870er Jahre abrupt ab. Erst in den 

frühen Jahren nach 1880, als die Reform im Sanitärbereich ins Spiel

kam, setzte sich der Aufwärtstrend fort. Dies spiegelte sich in einer

enormen Abnahme der Kindersterblichkeit wieder. Die positiven

Entwicklungen sind allerdings nicht allein auf die Reform im Sanitär-

bereich zurückzuführen, auch wenn der Höchststand der getätigten

Investitionen im Bereich der Abwasserentsorgung zufällig mit dem

Beginn der allgemeinen Abnahme der Kindersterblichkeit zeitlich auf-

einander fällt und dadurch eine kausale Verbindung suggeriert wird.

In den folgenden (etwas mehr als zehn) Jahren bis 1900 fiel die 

Sterblichkeitsrate bei Säuglingen von 160 auf 100 Todesfälle pro

1000 Lebendgeburten – und stellt damit einen der drastischsten

Rückgänge in der Geschichte dar. Katalysator dieser Entwicklung

waren die öffentlichen Investitionen im Bereich der Abwasserentsor-

gung und nicht etwa das zunehmend steigende Privateinkommen.

Zwischen 1900 und 1912 erhöhte sich das durchschnittliche Einkom-

men lediglich um sechs Prozent.

Neue Finanzierungsansätze spielten während der zweiten

Reformwelle eine wesentliche Rolle. Die zunehmende Forderung

nach öffentlichem Handeln brachte die Suche nach neuen Finanzme-

chanismen auf den Weg, um dem Dilemma, welches auch heute noch

in den Entwicklungsländern bekannt ist, angehen zu können: Wie

können hohe Vorauszahlungen von einer begrenzten Ertragsbasis

finanziert werden, ohne dabei Steuern oder Kosten auf politisch

unrealistische Summen zu erhöhen. Die Regierungen entwickelten

innovative Lösungen. Die Städte ergänzten die niedrigverzinslichen

Quelle: Bell und Millward 1998; Szreter 1997; Hassan 1985; Woods, Watterson und Woodward 1988; Woods, Watterson und Woodward 1989; Bryer 2006.

Darlehen der Zentralregierung mit der kommunalen Kreditaufnahme

auf den Anleihenmärkten. Gegen Ende des 19. Jahrhunderts waren

ein Viertel der lokalen Regierungsschulden auf die Reformen in den

Bereichen der Wasserver- und Abwasserentsorgung zurückzuführen.

Diese enorme Mobilisierung öffentlicher Finanzmittel reflektiert

den sich ändernden politischen Stellenwert der Wasser- und Sanitär-

versorgung. Die Reform im Sanitärbereich wurde zu einem Sammel-

platz für Sozialreformer, Kommunalführer und von öffentlichen

Gesundheitsorganen, die zunehmend die unangemessene Abwas-

serentsorgung als Hemmnis nicht nur des menschlichen Fortschritts

sondern auch eines wirtschaftlichen Aufschwungs sahen. Die öffent-

liche Stimme der Zivilgesellschaft spielte eine Schlüsselrolle, um die

Reform im Sanitärbereich voranzubringen. Somit konnten Fortschrit-

te im öffentlichen Gesundheitssektor erzielt werden.

Warum aber kam es zu dieser Zeitspanne zwischen den beiden

großen Reformwellen? Unter den wichtigsten Koalitionspartnern

während der ersten Reformwelle waren die Industriellen, die zwar

Wasser für ihre Fabriken benötigten, aber keineswegs bereit waren,

höhere Steuern für die Erweiterung der Sanitäranlagen zur Nutzung

für die Armen zu zahlen. Die politisch einflussreichen Segmente der

Gesellschaft waren also weiterhin eher daran interessiert, sich mit

den beschämenden Auswirkungen der schlechten Abwasserentsor-

gung in den Elendsvierteln zu begnügen, als sich mit einer universel-

len Grundversorgung zu beschäftigen. Erst mit der Reform des Wahl-

systems und der Ausweitung des Wahlrechts, wurde die Stimme der

Armen zu einem entscheidenden Faktor. 

Dies ist die Geschichte Großbritanniens im 19. Jahrhundert und

nicht die Geschichte der Entwicklungsländer des 21. Jahrhunderts.

Gleichwohl liefert sie zwei deutliche Parallelen: Zum einen zeigt sie auf,

in welcher Weise die Wasserver- und Abwasserentsorgung den sozia-

len Fortschritt aufhalten kann, zum anderen, wie durch Koalitionen zur

Umsetzung sozialer Reformen Veränderungen erwirkt werden können.
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Kasten 1.2 Den Zusammenhang zwischen Rasse, Krankheit und Ungleichheit in 
US-amerikanischen Städten durchbrechen

Wir sind der Meinung, dass es in unserer Verantwortung liegt zu
sagen, dass hohe Wasserpreise nicht im Interesse der öffentlichen
Gesundheit liegen. Trinkwasser in ausreichender Menge, zu er-
schwinglichen Preisen für alle gehört zu den stärksten Einrichtungen,
um die Gesundheit in jedem Teil der Gesellschaft zu fördern. Einzig
aus diesem Grund sind wir von der kommunalen Trägerschaft über-
zeugt. North Carolina Board of Health, 1898

Die Menschen, die vor 100 Jahren in New York, Chicago oder Detroit
lebten, hätten die heutigen Gesundheitsprobleme in den ärmsten
Ländern der Welt sehr gut verstehen können – aufgrund der bitteren
Erfahrungen, die sie machen mussten, war ihnen die Bedeutung von
sauberem Wasser bewusst.

Zu Beginn des 20. Jahrhunderts waren Infektionskrankheiten die
Ursache für 44 Prozent der Todesfälle in den Städten der USA. Durch
Wasser übertragene Krankheiten, wie etwas Typhus, Cholera und
Durchfall, gehörten zu den häufigsten Todesursachen. Ein Viertel der
Todesfälle sind allein auf diese Infektionskrankheiten zurückzuführen.
Lediglich an Tuberkulose starben wesentlich mehr Menschen. 

Zwei Probleme behinderten den Fortschritt im Bereich der
menschlichen Gesundheit – beide sind den Menschen in den heu-
tigen Elendsvierteln von Lagos, Nairobi und Manila nicht unbekannt.
Erstens: Die Wasserversorgung wurde zwar von privaten Firmen
wesentlich verbessert, doch in den Haushalten der Ärmsten konnte
man sich eine direkte Wasserzufuhr nicht leisten. Das Zitat des
Gesundheitsamts North Carolinas (North Carolina Board of Health)
reflektiert die zunehmende Besorgnis der öffentlichen Gesundheits-
institutionen in der damaligen Zeit. Zweitens: Die frühen privaten und
kommunalen Wassersysteme verursachten ein weiteres Problem.
Enorme Anteile menschlicher Exkremente und des Straßenmülls wur-
den in die Kanalisation und die überlasteten Senkgruben gespült und
gelangten schließlich zurück in das Wasserversorgungssystem.

Obwohl alle Teile der Gesellschaft von dieser Situation betroffen
waren, hatte sie auf einige stärkere Auswirkungen als auf andere. Die

Armen, die sich weder eine Wasserzufuhr noch in Flaschen abgefüll-
tes Wasser leisten konnten, waren auf das Wasser aus Brunnen und
auf das Oberflächenwasser der Flüsse und Seen angewiesen.
Zusätzlich waren sie es, die unter den schlimmsten Abwasserproble-
men litten. Der ungleiche Zugang zu sicherem Trinkwasser verstärk-
te die Ungleichheit in der Gesundheit. Die Rate der Sterbefälle, die
auf Typhus zurückzuführen waren, war innerhalb der afroamerika-
nischen Bevölkerung, die in Städten wie New Orleans lebte, etwa
doppelt so hoch wie die Sterblichkeitsrate der weißen Bevölkerung.

Wie aber kam es zu dem Durchbruch, die Infektionskrankheiten
einzudämmen? Ausschlaggebend dafür war die Kommunalisierung
des Wassers (Tabelle 1). Nach dem Jahr 1900 lösten kommunale Ein-
richtungen die privaten Wasserdienstleister allmählich ab. Die öffent-
lichen Versorgungsdienste in New Orleans, die Kommunalisierung
des Wassers fand hier im Jahr 1908 statt, erweiterten das Netz.
Gleichzeitig senkten sie, im Vergleich zu den privaten Anbietern, die
Preise um 25 Prozent. In den zehn Jahren bis 1915 wurde das
Wasserversorgungssystem, gemessen in Leitungskilometern, um ein
4,5-faches erweitert, konzentriert auf die Elendsviertel.

Ausschlaggebend für diese kommunale Revolution waren außer-
dem die Maßnahmen, die getroffen wurden, um die Menschen vor
schädlichen Bakterien im Wasser zu schützen. Programme zur Ver-
besserung der Infrastruktur waren dabei von wesentlicher Bedeu-
tung. Jersey City kehrte dem Fluss Passaic den Rücken zu, um sich
stromaufwärts die saubereren Quellen zu Nutze zu machen. Chicago
konstruierte ein Kanalisationssystem, womit die Abwässer stromab-
wärts in die Flüsse Illinois und Mississippi geleitet wurden, statt sie in
den Michigan See, dem Wasserreservoir der Stadt, zurückzuführen.
Die Stadt Cleveland verlängerte das Wasserzuflusssystem um etwa
sieben Kilometer in den Erie-See, um den Abstand zum ufernahen
verschmutzten Abwasser zu vergrößern. Eine Schlüsselrolle jedoch
kam der Einführung von Wasserfiltersystemen und der Entwicklung
von Systemen zur Desinfizierung von Wasser durch Chlor zu, wie an
den Daten von Cincinnati (Tabelle 2) und Detroit sichtbar wird. In den
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den seien und tagtäglich die Gesundheit und
das Leben der Menschen bedrohten.7 Die Krise
der öffentlichen Gesundheit in Chicago kam
dadurch zustande, dass die Stadt den Michigan-
See sowohl für die Wasserversorgung als auch
für die Abwasserentsorgung nutzte. Das ging so
lange gut, bis die Bevölkerung nach dem Bür-
gerkrieg zunahm und die Stadt schließlich ihre
eigenen Abwässer trank, mit fatalen Folgen: 
12 Prozent der Bevölkerung starben Mitte der
1880er Jahre an durch Wasser übertragbaren
Krankheiten. Typhus und Cholera-Epidemien
erfassten in regelmäßigen Abständen Städte wie
New Orleans und New York.8 Auch um Krank-
heiten zu bekämpfen wurden in London und
Paris vor 1850 Abwassersysteme gebaut. Doch
die Abwasserkanäle entwässerten in die Them-
se und die Seine, so dass beide Flüssen stanken
– im Fall der Themse so sehr, dass im heißen
Sommer des Jahres 1858 durch diesen Vorfall,
den man „Great Stink“ („Großen Gestank“)
nannte, das Parlament gezwungen war, vorüber-
gehend seine Arbeit auszusetzen.9

Die Abkopplung der Wasser- 
und Sanitärversorgung – und die 
Verzögerung von Fortschritten 

Die Fortschritte im Bereich Wasser- und
Sanitärversorgung wurden durch die voran-
schreitenden wissenschaftlichen Erkenntnisse
und Technologien vorangebracht, und vor
allem auch durch politische Zusammenschlüsse
von Wirtschaftsvertretern, Stadtverwaltungen
und Sozialreformern. Doch es wurden nur
stückchenweise Fortschritte gemacht. Schnell
war die Wasserversorgung sehr viel weiter ent-

wickelt als die Abwasser- und Entwässerungs-
systeme, die zum Abwassermanagement nötig
waren. Das Ergebnis: eine Zunahme der über-
tragenen Krankheiten (siehe Kasten 1.1).10

Gegen Ende des 19. Jahrhunderts wurden
die Regierungen aktiv, um die Kluft zwischen
der Wasser- und der Sanitärversorgung zu
schließen. In Großbritannien wurde der Aus-
bau der Abwassersammelsysteme durch öffent-
liche Investitionen finanziert. Ab den 1880er
Jahren nahm die Lebenserwartung innerhalb
von vier Jahrzehnten um erstaunliche 15 Jahre
zu. Der Großteil des Zugewinns war auf die ver-
ringerte Anzahl der Todesfälle bei Kindern
zurückzuführen. In den Vereinigten Staaten
wurde das New York Board of Health, eine
1866 geschaffene städtische Einrichtung, damit
betraut, das periodische Auftreten der Cholera
und anderer die Stadt heimsuchenden Krank-
heitsepidemien zu durchbrechen. Die Schaf-
fung dieser Einrichtung war ein Zeichen dafür,
dass anerkannt wurde, dass die mit der Wasser-
und Sanitärversorgung zusammenhängenden
Krankheiten nicht auf die ärmeren Wohn-
gebiete der Stadt beschränkt werden konnten –
und dass staatliches Handeln nötig war, um
private Anliegen geltend zu machen.11 Auch
anderswo folgte man diesem Beispiel. Die Kom-
munen übernahmen die Wasserversorgung und
führten Systeme zum Filtern und Chloren des
Wassers ein.12 Nach einer Schätzung begründet
sich die Hälfte des Rückgangs der Sterblichkeit
in den Vereinigten Staaten im ersten Drittel des
20. Jahrhunderts allein durch die Wasseraufbe-
reitung (Kasten 1.2).13 In keinem anderen Zeit-
raum in der Geschichte der USA gab es einen
so schnellen Rückgang der Sterblichkeitszif-
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Jahren von 1880 bis 1940 erhöhte sich der Anteil der Bevölkerung,
der filtriertes Wasser nutzte, von einem auf über 50 Prozent.

Die Wasserreformen trugen im Wesentlichen zu einer Verbesse-
rung der allgemeinen Gesundheit bei. In den 40 Jahren nach 1890
erhöhte sich die Lebenserwartung bei Geburt um 16 Jahre, die Kin-
dersterblichkeit nahm erheblich ab und Typhus wurde sichtbar einge-
dämmt. In keiner anderen Epoche in der amerikanischen Geschichte
ist solch ein enormer Rückgang der Todesfälle zu verzeichnen. Jedes

Quelle: Cutler und Miller 2005; Cain und Rotella 2001; Troesken 2001; Blake 1956.

einzelne Leben, das somit gerettet wurde, ist 500 US-Dollar wert
(Preisverhältnis im Jahr 2002). Jeder US-Dollar, der in diesem Zusam-
menhang ausgegeben wurde, hat im Gesamtergebnis 23 US-Dollar
erzeugt und dadurch die Kosten im Gesundheitsbereich verringert.
Die Ausgaben, die im frühen 20. Jahrhundert in den Vereinigten Staa-
ten im Wasser- und Sanitärbereich getätigt wurden, verdeutlichen
den Wert finanzieller Investitionen – so wie dies auch heute auf die
Entwicklungsländer zutrifft.



lagen gebaut worden, mit denen menschliche
Abfälle entfernt, behandelt und in Gegenden
entsorgt werden konnten, wo sie nicht das
Trinkwasser verseuchen würden.14

fern. Ab 1920 hatte fast jede Großstadt in der
heutigen industrialisierten Welt aufbereitetes
Wasser. Innerhalb eines weiteren Jahrzehnts
waren in den meisten Städten große Kläran-
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Menschen sind gezwungen,

in Gräben, Plastiktüten oder

am Straßenrand ihre Notdurft

zu verrichten

Die Debatten über die Globalisierung konzen-
trieren sich zwangsläufig auf die großen Wohl-
standsunterschiede, die reiche und arme Länder
voneinander trennen. Diese Kluft ist deutlich
sichtbar (siehe Zum Stand der menschlichen
Entwicklung). Weniger Aufmerksamkeit wird
auf die anderen Ungleichheiten gelenkt, die
Einfluss auf den Wohlstand der einzelnen Län-
der und auf das Wohlergehen ihrer Bürgerin-
nen und Bürger haben. Die globale Trennlinie,
die diejenigen mit und diejenigen ohne Zugang
zu Wasser und Sanitärversorgung voreinander
trennt, ist ein typisches Beispiel.

Reiche Welt, arme Welt

Menschen in den reichen Ländern können sich
nicht gut vorstellen, was es in einem Entwick-
lungsland heißt, keinen sicheren Zugang zu sau-
berem Wasser zu haben. Die Sorgen über eine
Wasserkrise machen in regelmäßigen Abstän-
den Schlagzeilen. In einigen Teilen Europas
kommt es immer häufiger vor, dass die Wasser-
vorräte abnehmen, der Wasserspiegel der Flüs-
se zurückgeht, Gartenschläuche nicht benutzt
werden dürfen, und die Bevölkerung von Po-
litikern ermahnt wird, weniger Wasser zu ver-
brauchen. In den USA ist das Management des
Wassermangels in Bundesstaaten wie Kalifor-
nien und Arizona seit langem ein politisches
Anliegen. Doch fast jeder in der entwickelten
Welt hat mit einem Griff zum Wasserhahn sau-
beres Wasser zur Verfügung. Der Zugang zu
privaten und hygienischen Sanitäranlagen ist
allgemein vorhanden. Fast niemand stirbt auf-

grund eines Mangels an sauberem Wassers oder
sanitärer Versorgung – und junge Mädchen
müssen nicht der Schule fernbleiben, weil sie zu
Hause Wasser holen müssen.

Einen Gegensatz dazu stellt die Lage in der
sich entwickelnden Welt dar. Wie in anderen
Bereichen der menschlichen Entwicklung hat
es im Bereich der Wasser- und Sanitärversor-
gung Fortschritte gegeben (Grafik 1.1). Den-
noch hat zu Beginn des 21. Jahrhunderts jeder
Fünfte in der sich entwickelnden Welt – insge-
samt rund 1,1 Milliarden Menschen – keinen
Zugang zu sauberem Wasser. Etwa 2,6 Milliar-
den Menschen, fast die Hälfte der Gesamt-
bevölkerung der Entwicklungsländer, haben
keinen Zugang zu einer angemessenen Sanitär-
versorgung. Was bedeuten diese wichtigen
Eckzahlen?

In verschiedener, wesentlicher Hinsicht ver-
bergen sie die Realität, wie sie von den Men-
schen, die hinter diesen Statistiken stehen, tag-
täglich erlebt wird. Diese Realität bedeutet, dass
die Menschen gezwungen sind, in Gräben, Plas-
tiktüten oder am Straßenrand ihre Notdurft zu
verrichten. „Kein Zugang zu sauberem Wasser“
ist ein Euphemismus für große Entbehrungen.
Es bedeutet, dass Menschen mehr als einen
Kilometer von der nächsten sicheren Wasser-
quelle entfernt leben, und dass sie ihr Wasser
aus Be- oder Entwässerungsgräben oder fließen-
den Gewässern holen, welche mit Krankheits-
erregern und Bakterien verseucht sein könnten,
die schwere Krankheiten und Todesfälle verur-
sachen können. In den ländlichen Gegenden
Afrikas südlich der Sahara teilen sich Millionen

Die heutige Krise in der globalen 
Wasser- und Sanitärversorgung



Menschen die Wasserquellen für ihren häus-
lichen Bedarf mit Tieren, oder sie verlassen sich
auf ungeschützte Brunnen, die eine Brutstätte
für Krankheitserreger darstellen. Auch be-
schränkt sich das Problem nicht auf die ärms-
ten Länder. In Tadschikistan holt fast ein Drit-
tel der Bevölkerung Wasser aus Kanälen und
Bewässerungsleitungen, mit dem Risiko, sich
den verschmutzten Abwässern aus der Land-
wirtschaft auszusetzen.15 Das Problem besteht
nicht darin, dass die Menschen sich der Gefah-

ren nicht bewusst sind – es besteht darin, dass
sie keine Wahl haben. Abgesehen von den
gesundheitlichen Risiken bedeutet der unzu-
reichende Zugang zu Wasser, dass Frauen und
junge Mädchen viele Stunden damit verbrin-
gen, Wasser für den Haushalt zu holen und zu
schleppen.

Einfache Vergleiche zwischen den reichen
und den armen Ländern machen das Ausmaß
der globalen Ungleichheiten deutlich (Grafik
1.2). Der durchschnittliche Wasserverbrauch
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Allmählicher Rückgang: Die weltweiten Defizite in der Wasser- und SanitärversorgungGrafik 1.1
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reicht von 200 bis 300 Litern pro Person pro
Tag in den meisten europäischen Ländern bis
zu 575 Litern in den Vereinigten Staaten. Die
Bewohner von Phoenix, Arizona, einer Wüs-
tenstadt mit einigen der grünsten Rasenflächen
in den Vereinigten Staaten, verbrauchen mehr
als 1.000 Liter Wasser am Tag. Im Gegensatz
dazu liegt der durchschnittliche Verbrauch in
Ländern wie zum Beispiel Mosambik bei we-
niger als 10 Litern. Nationale Durchschnitts-
werte verschleiern zwangsläufig sehr hohe
Abweichungen. In Entwicklungsländern ver-
brauchen Menschen ohne Zugang zu einer ver-
besserten Wasserquelle sehr viel weniger, auch
weil Wasser schwer ist und sie es über weite
Entfernungen schleppen müssen. Der für eine
fünfköpfige Familie international festgelegte
Mindestbedarf von 100 Litern am Tag wiegt ca.
100 kg – eine schwere Last, insbesondere für
junge Mädchen, wenn sie sie über zwei bis drei
Stunden schleppen müssen. Ein weiteres Pro-
blem besteht darin, dass arme Haushalte sich
oft nicht mehr als eine geringe Menge Wasser
leisten können, die sie auf den informellen
Märkten kaufen – ein Thema, auf das wir 
später zurückkommen werden. 

Was ist die Untergrenze für eine angemes-
sene Wasserversorgung? Eine Armutsgrenze 
für Wasserarmut festzulegen ist aufgrund der
klimatischen Unterschiede, der Saisonalität,
individueller Haushaltsmerkmale und anderer
Faktoren schwierig. Menschen im trockenen
Norden Kenias brauchen zum Beispiel mehr
Trinkwasser als in London oder Paris. Laut
internationaler Normen, die von Organisatio-
nen wie der Weltgesundheitsorganisation
(WHO) und dem Kinderhilfswerk der Verein-
ten Nationen (UNICEF) festgelegt wurden,
wird der Mindestbedarf bei 20 Litern pro Tag
aus einer Quelle innerhalb von einem Kilome-
ter vom Haushalt entfernt angesetzt. Dies
reicht als Trinkwasser und für die persönliche
Grundhygiene aus. Unterhalb dieses Niveaus
ist die Fähigkeit der Menschen eingeschränkt,
ihr körperliches Wohlbefinden und ihre Wür-
de, die mit persönlicher Reinlichkeit zusam-
menhängt, zu erhalten. Würde man auch den
Bedarf zum Schöpfduschen und Wäsche
Waschen berücksichtigen, so würde sich der
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persönliche Mindestbedarf auf rund 50 Liter
pro Tag erhöhen. 

Große Teile der Weltbevölkerung leben
entweder auf Dauer oder mit Unterbrechungen
weit unterhalb der Grenze, die den Mindestbe-
darf an Wasser darstellt. Für die etwa 1,1 Mil-
liarde Menschen auf der Welt, die mehr als
einen Kilometer von einer Wasserquelle ent-
fernt leben, beträgt der tägliche Verbrauch oft
weniger als fünf Liter Wasser, welches zudem
hygienisch nicht unbedenklich ist.16 Um diese
Zahlen im Kontext zu sehen: Der Mindest-
bedarf einer stillenden Mutter, die auch nur
geringe körperliche Arbeit verrichtet, beträgt
7,5 Liter pro Tag.17 Mit anderen Worten, jede/r
Fünfte in Entwicklungsländern hat keinen aus-
reichenden Zugang zu Wasser, um selbst den
grundlegendsten Bedarf für das eigene Wohler-
gehen und die Entwicklung ihrer/seiner Kinder
zu decken. In ländlichen Gebieten sind die Pro-
bleme am gravierendsten. In Uganda beträgt
der durchschnittliche Verbrauch in ländlichen
Gebieten zwischen 12 und 14 Litern pro Tag.
Mit der zunehmenden Entfernung zu den Was-
serquellen geht in der Trockenzeit der Ver-
brauch drastisch zurück. In den ariden Gebie-
ten im westlichen Indien, in der Sahel-Zone
und in Ostafrika kann in der Trockenzeit die
Verfügbarkeit von Wasser deutlich unter fünf
Liter pro Tag fallen. Doch auch die Menschen,
die in städtischen Regionen leben, erleben
extreme Wasserknappheit. In Kleinstädten in
Burkina Faso beträgt der Wasserverbrauch pro
Tag im Durchschnitt fünf bis zehn Liter, in den
informellen Siedlungen in Chennai, Indien,
acht Liter.18

Es sind nicht nur die rund 1,1 Milliarde
Menschen, die unter extremen täglichen Ent-
behrungen leiden. Darüber hinaus gibt es noch
sehr viel mehr Mangel. Menschen, die inner-
halb einer Entfernung von einem Kilometer
Zugang zu einer Wasserquelle haben, nicht aber
in ihrem Haus oder Hof, verbrauchen in der
Regel rund 20 Liter im Durchschnitt. In einer
Studie der Weltgesundheitsorganisation
(WHO) und des Kinderhilfswerks der Verein-
ten Nationen (UNICEF) aus dem Jahr 2001
wird geschätzt, dass rund 1,8 Milliarden Haus-
halte in dieser Situation sind.19

Ohne herunterzuspielen, wie ernst das ist,
was in den reichen Ländern als Wassermangel
angesehen wird, sind die Gegensätze doch
bemerkenswert. In Großbritannien nutzt ein
Durchschnittsbürger mehr als 50 Liter Wasser
pro Tag für die Toilettenspülung – mehr als 
das Zehnfache des Wassers, das Menschen, in
großen Teilen des ländlichen Afrika südlich der
Sahara pro Tag insgesamt zur Verfügung steht.
Ein Amerikaner, der fünf Minuten lang duscht,
verbraucht mehr Wasser als ein typischer Slum-
bewohner in einem Entwicklungsland am gan-
zen Tag. Einschränkungen bezüglich der Ver-
wendung von Rasensprengern und Garten-
schläuchen mögen den Haushalten in reichen
Ländern zweifelsohne Unannehmlichkeiten
bereiten. Doch dort fehlt den Eltern nicht
ausreichend Wasser, um ihre Kinder sauber zu
halten, um grundlegende Hygienestandards
aufrecht zu erhalten, durch die sich Killer-
Infektionen abwehren lassen, oder um ihre
Gesundheit und Würde zu bewahren.

Natürlich verringert der Wasserverbrauch
in den reichen Ländern nicht die Verfügbarkeit
von Wasser in armen Ländern. Der globale Ver-
brauch ist kein Nullsummenspiel, bei dem ein
Land weniger bekommt, wenn ein anderes
mehr bekommt. Aber Vergleiche machen die
Disparitäten im Zugang zu sauberem Wasser
deutlich, und nirgendwo besser als bei in
Flaschen abgefülltem Mineralwasser.20 Die 
25 Milliarden Liter Mineralwasser, die die 
US-amerikanischen Haushalte jährlich ver-
brauchen, sind mehr als die Menge an sauberem
Wasser, die die 2,7 Millionen Menschen im
Senegal verbrauchen, die keinen Zugang zu
einer verbesserten Wasserquelle haben. Und die
dazwischen liegenden Deutschen und Italiener
verbrauchen so viel Mineralwasser, dass es rei-
chen würde, den Grundbedarf zum Kochen,
Waschen und für andere Haushaltszwecke von
mehr als drei Millionen Menschen in Burkina
Faso zu decken. Während ein Teil der Welt
einen Designer-Markt mit in Flaschen abgefüll-
tem Wasser stützt, das keinen greifbaren
gesundheitlichen Nutzen bringt, leidet ein
anderer Teil der Welt unter akuten Risiken für
die öffentliche Gesundheit, weil die Menschen
Wasser aus Entwässerungskanälen trinken

Ein Amerikaner, der 

fünf Minuten lang duscht,

verbraucht mehr Wasser als

ein typischer Slumbewohner

in einem Entwicklungsland

am ganzen Tag
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Unterschiede zwischen den Regionen. Bei Was-
ser hat Afrika südlich der Sahara bei weitem den
niedrigsten Versorgungsgrad (55 Prozent),
wenngleich die meisten Menschen ohne saube-
res Wasser in Südasien leben. Was die Sanitär-
versorgung angeht, so ist der Mangel gleichmä-
ßiger verteilt. Der Versorgungsgrad in Südasien
ist fast genauso niedrig wie in Afrika südlich der
Sahara. In beiden Regionen haben zwei von drei
Personen keinen Zugang dazu. Der Hälfte der
Bevölkerung in Ostasien und einem Viertel der
Bevölkerung in Lateinamerika fehlt der Zugang
zu selbst der einfachsten Sanitärversorgung.
Rund 40 Entwicklungsländer stellen für weniger
als 70 Prozent ihrer Bürgerinnen und Bürger
sauberes Wasser zur Verfügung und 54 Länder
bieten für höchstens die Hälfte ihrer Be-
völkerung eine sichere Sanitärversorgung 
(Grafik 1.3).

Die globale Momentaufnahme verdeutlicht
das erschreckende Ausmaß der Krise im
Bereich Wasser- und Sanitärversorgung. Doch
es lenkt auch die Aufmerksamkeit auf zwei
weiterreichende Probleme. Das erste betrifft
das Verhältnis zwischen Wohlstand und der
Bereitstellung von Wasser- und Sanitärinfra-
struktur. Im Durchschnitt steigt der Versor-
gungsgrad im Bereich der Wasser- und Sanitär-
infrastruktur mit dem Einkommen: Je reicher
das Land, desto höher der Versorgungsgrad.
Diese Erkenntnis überrascht nicht, denn
Dienstleistungen müssen entweder aus den
Budgets der Haushalte oder durch öffentliche
Ausgaben finanziert werden. Überraschender
ist die sehr große Schwankungsbreite um den
Durchschnitt. 

Viele Länderbeispiele veranschaulichen,
dass der Zusammenhang zwischen Wohlstand
und der Wasser- und Sanitärversorgung nicht
perfekt ist. Die Philippinen haben ein höheres
Durchschnittseinkommen als Sri Lanka, doch
ein geringerer Teil der Bevölkerung hat Zugang
zu sanitärer Versorgung. Auf ähnliche Weise
mag Indien mit seinem hohen Wachstum 
– eine Erfolgsgeschichte der Globalisierung –
Bangladesch übertrumpfen, doch das Blatt
wendet sich, wenn die Meßlatte des Erfolgs 
an die Sanitärversorgung angelegt wird. Trotz
seines um rund 60 Prozent höheren Durch-

müssen, oder Wasser aus Flüssen und Seen, wel-
ches sie sich mit Tieren teilen, und das mit
gesundheitsschädlichen Bakterien infiziert ist.

Wohlstand spielt eine Rolle…

Die aggregierten globalen Daten zur Wasser-
und Sanitärversorgung verschleiern große
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Grafik 1.3 Der Weg zur allgemeinen Versorgung ist  
für viele Länder beschwerlich
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schnittseinkommens hat Indien einen niedrige-
ren Versorgungsgrad im Sanitärbereich. Eine
ähnliche Kluft zwischen Wohlstand und Ver-
sorgungsgrad lässt sich bei der Wasserversor-
gung beobachten. Mit einem niedrigeren
Durchschnittseinkommen hat Ägypten besse-
ren Zugang zu sauberem Wasser als China, und
in Tansania ist der Versorgungsgrad besser als
in Äthiopien. Bei der Wasser- und Sanitärver-
sorgung, wie auch in anderen Bereichen der
menschlichen Entwicklung, bestehen große
Unterschiede zwischen den einzelnen Ländern
bezüglich des Umfangs, in dem sie Wohlstand
in Fortschritte bei der menschlichen Entwick-
lung umsetzen – ein Ergebnis, dass die Auf-
merksamkeit auf die Bedeutung politischer
Handlungskonzepte lenkt (Grafik 1.4).

… und die Sanitärversorgung fällt
hinter der Wasserversorgung zurück

Das zweite Problem, dass die globalen Daten
verdeutlichen, ist die Kluft zwischen der Was-
ser- und der Sanitärversorgung. Alle Regionen
und fast alle Länder fallen im Bereich der Sani-
tärversorgung weit hinter der Wasserversor-
gung zurück – und es gibt keine Hinweise
darauf, dass diese Kluft kleiner wird. In Süd-
asien ist der Zugang zu verbesserter Sanitärver-
sorgung nicht einmal halb so gut wie der
Zugang zu Wasser. Anderswo beträgt die Kluft
zwischen 29 Prozent (in Ostasien) und 18 Pro-
zent (in Afrika südlich der Sahara). Diese
Unterschiede spielen nicht nur deshalb eine
Rolle, weil der Zugang zu sanitärer Versorgung
an sich von Bedeutung ist, sondern auch, weil
der Nutzen eines verbesserten Zugangs zu 
Wasser und der Nutzen sanitärer Versorgung
sich gegenseitig verstärken – ein Aspekt, der
durch die Erfahrungen in Europa und in den
Vereinigten Staaten im 19. Jahrhundert deut-
lich wurde (siehe Kästen 1.1 und 1.2). In Ägyp-
ten untergräbt in der Nil-Delta-Region das
Ausmaß der Verschmutzung durch ungeklärte
Abwässer den potentiellen gesundheitlichen
Nutzen eines fast allgemeinen Zugangs zu Was-
ser. Durchfallerkrankungen und Hepatitis A
treten in vielen peri-urbanen Siedlungen weit-
aus häufiger auf, als aufgrund des Einkommens
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Einnahmen und Ausgaben in den 
Bereichen Wasser- und Sanitär-
versorgung: Wohlstand und 
Erbringung der Dienstleistungen 
weichen häufig voneinander ab

Grafik 1.4

������� Indikator Tabelle 7 und 14.

1.000

2.000

3.000

4.000

5.000

6.000

7.000

8.000

9.000

0

10.000

80

70

60

50

40

30

20

10

0

90

100

Indien

Sri Lanka
Philippinen

Thailand

Mexiko

Sri Lanka

Thailand

Bangladesch

Mexiko

Philippinen

Bangladesch

Indien

Tschad

Tschad

Senegal

Senegal

1.000

2.000

3.000

4.000

5.000

6.000

0

BIP pro Kopf (Kaufkraft-
parität-PPP, 2004, in US-Dollar)

80

70

60

50

40

30

20

10

0

90

100

Zugang zu verbesserten
Wasserquellen (%)

Vietnam

Vietnam

Indonesien

China

Ägypten

Indonesien

Ägypten

China

Äthiopien

Äthiopien
Tansania

Tansania

BIP pro Kopf (Kaufkraft-
parität-PPP, 2004, in US-Dollar)

Zugang zu verbesserten
Sanitäranlagen (%)



BERICHT ÜBER DIE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG 200648

1

D
ie

 K
ri

se
 d

er
 W

as
se

r-
 u

nd
 S

an
it

är
ve

rs
or

gu
ng

 b
ee

nd
en

Kasten 1.3 Die „fliegenden Toiletten“ von Kibera – die Vernachlässigung der 
Wasser- und Sanitärversorgung in den Elendsvierteln Nairobis ist eine Bedrohung

Die Verhältnisse hier sind schrecklich. Überzeugen sie sich selbst.

Abwasser ist überall. Einige Menschen benutzen Grubenlatrinen,

doch diese sind flach und überfluten bei Regen. Die meisten

Menschen nutzen Eimer oder Plastiktüten als Toiletten – und Kinder

verrichten ihre Notdurft in den Straßen und Höfen. Unsere Kinder

leiden permanent an Durchfallerkrankungen und anderen Infektionen,

weil es überall schmutzig ist. Mary Akinyi, Dorf Mugomo-ini, Kibera

Die sich weit erstreckende Siedlung, die in weniger als sieben Kilo-

meter Entfernung des kenianischen Parlaments im Zentrum Nairobis

liegt, ist einer der größten afrikanischen Slums südlich der Sahara.

Seine Bewohner sind von der schlimmsten Unterversorgung im

Wasser- und Sanitärbereich der Welt betroffen. Doch Menschen wie

Mary Akinyi fehlen zu oft in den Statistiken.

Laut des Berichts der kenianischen Regierung über die Millen-

niumsentwicklungsziele haben 93 Prozent der Bewohner Nairobis

Zugang zu sauberem Wasser und 99 Prozent Zugang zu Sanitär-

anlagen. Es fällt schwer, diese Zahlen mit dem Leben in Kibera zu

vereinbaren. Zwischen 500.000 und eine Million Menschen leben in

diesem Slum – die genauen Zahlen sind unbekannt. Mit 2.000 bis

3.000 Menschen pro Quadrathektar ist dieses Gebiet das wohl am

dichtesten bevölkerte Gebiet Afrikas südlich der Sahara. Eine Durch-

schnittsfamilie mit drei bis vier Personen lebt gemeinsam in einem

Zimmer in einer Hütte, die aus Lehm, Holz, Plastik und Wellblech

besteht.

Allein ein kurzer Blick in die Straßen Kiberas ist ausreichend, um

die in dem Regierungsbericht veröffentlichten Daten zu hinterfragen.

Eine hohe Bevölkerungsdichte, Überbevölkerung und das Fehlen der

Infrastruktur sind Ursachen für diese erschütternde Wasser- und

Sanitärversorgung. Die Abwasserkanäle entlang den Bordsteinkanten

der Straßen sind häufig verstopft, Grubenlatrinen überfluten während

der Regenzeit und Kinder wühlen in den Bergen des liegengeblie-

benen Mülls.

Unzuverlässig sind auch die Daten zur Dienstleistungsver-

sorgung. Weniger als 40 Prozent der Haushalte haben Zugang zu

legalen Wasserleitungen. Für gewöhnlich ist dies eine Steigrohr.

Lediglich einem Drittel von denen, die ein solches besitzen, steht ein-

mal aller zwei Tage Wasser zur Verfügung. Etwa 80 Prozent der Haus-

halte kaufen einen Teil oder ihre gesamten Wasservorräte von priva-

ten Händlern, deren Durchschnittspreis bei 3,50 US-Dollar pro Kubik-

meter liegt. Während der trockenen Jahreszeit erhöhen die Händler

die Preise um beinahe das Zweifache. Dieser Durchschnittspreis ist

um ein Siebenfaches höher als der Preis, den die Bewohner in den

wohlhabenden Siedlungen, die von der Nairobi Water and Sewage

Company beliefert werden, bezahlen – und höher als die Preise in

London oder New York. Etwa 700 Wasserkioske gibt es in dem Slum,

obwohl sich der Verkauf eher auf größer Kioske konzentriert, die von

den Slumherren betrieben werden – sie sind ein Grund, warum gegen

unfaire Praktiken nicht öffentlich protestiert wird.

Menschen, die auf diese Kioske angewiesen sind, benötigen

häufig mehr als eine Stunde, um Wasser zu besorgen. In Monaten

der Trockenzeit dauert es länger. Zudem verbrauchen sie einen Groß-

teil ihres geringen Einkommens. Für Familien, in denen zwei Erwach-

sene ein Mindestgehalt verdienen, beansprucht der durchschnittliche

Wasserverbrauch 20 Prozent ihres Einkommens – eine immense

Belastung ihres Haushaltsbudgets. 

Die Sanitärversorgung ist noch lückenhafter. In einigen Gebieten

teilen sich bis zu 150 Personen eine einzige Latrine. Häufig fehlt es

diesen Latrinen an Privatsphäre und Sicherheit, sie sind unhygienisch

und in schlechtem Zustand, die Wände herausgebrochen und die

Gruben quellen über. Der Stadtrat Nairobis stellt in Kibera keinerlei

Sanitärdienste zur Verfügung.

Eines der wohl überzeugendsten Beweismittel, das gegen die

offiziellen Daten verwendet werden kann, sind die ‚fliegenden Toilet-

ten’. Da weder öffentliche noch private Latrinen zur Verfügung ste-

hen, bleibt vielen Bewohnern Kiberas keine andere Wahl, als für ihre

Notdurft Plastiktüten zu verwenden, die sie anschließend in Gräben

oder an den Straßen entsorgen. Zwei von drei Personen in Kibera

sehen die ‚fliegende Toilette’ als primäre und einzig mögliche Metho-

de zur Beseitigung von Exkrementen an. Es ist nicht schwer, die

Gründe hierfür zu verstehen. In einem Gebiet des Slums – in Laina

Saba – standen gegen Ende des Jahres 1990 für 40.000 Menschen

lediglich zehn funktionierende Grubenlatrinen zur Verfügung. Falls für

die Situation im Slum überhaupt eine Schätzung abgegeben werden

kann, so würde die Rate der Abdeckung der Sanitärversorgung in

Kibera wahrscheinlich weit unter 20 Prozent liegen.

Einen weiteren Beweis über die tatsächliche Situation der Was-

ser- und Sanitärversorgung in Kibera liefert gleichzeitig die öffentliche

Gesundheit. Die Kioskinhaber sind dabei die letzte Rettung in der

Not. Allerdings sind die Rohre, die sie nutzen, um sich Zugang zu den

Wassernetzen zu verschaffen, überwiegend defekt. Dies führt unter

anderem dazu, dass durch den Sog Exkremente und andere Verun-

reinigungen des Abwassers in diese Leitungen eindringen. Häufig

auftretende Infektionskrankheiten wie Durchfall, Hauterkrankungen,

Typhus und Malaria sind direkt auf die unzureichende Wasserversor-

gung und das Fehlen der nötigen Infrastruktur zur fachgerechten Ent-

sorgung der Exkremente und des Abwassers zurückzuführen. Die

Zahl der Menschen, die aufgrund von Durchfallerkrankungen sterben,

ist in Kibera wesentlich höher als im restlichen Teil Nairobis (Siehe

Tabelle).

In der Vergangenheit sind die Versorgungsbetriebe den Bedürf-

nissen der Bewohner Kiberas selten gerecht geworden. Das Wasser-

leitungsnetz beschränkt sich auf lediglich 25 Kilometer. Der Slum wird

im Gegensatz zu anderen Siedlungen mit weitaus weniger Wasser

versorgt. Einer der Gründe ist, dass die Versorgungsbetriebe das

Wasser, insbesondere in den Zeiten der Wasserknappheit, in die

Gegenden der Wohlhabenden umleiten. Bei der Zuleitung in den

Slum Kibera verliert die Nairobi Water and Sewage Company auf-

grund von lecken Rohren und dem illegalem Anzapfen der Leitungen

bis zu 40 Prozent des Wassers. Die Gesamteinnahmen der Versor-

gungsbetriebe betragen weniger als ein Drittel des veranschlagten

Preises, was ein deutlicher Verweis auf die extremen Management-

(Fortsetzung nächste Seite)



vorausgesagt wird. Die Verschmutzung durch
Abwässer ist dafür einer der wichtigsten Fakto-
ren.21 Länder, die zulassen, dass der Versor-
gungsgrad im Sanitärbereich hinterherhinkt,
werden zwangsläufig feststellen, dass aus diesem
Grund die Fortschritte im Bereich der Wasser-
versorgung weniger Nutzen bringen werden.

Die Daten weisen systematisch 
ein zu geringes Defizit aus

Die globalen Daten zur Wasser- und Sanitär-
versorgung werden durch das Joint Monitoring
Project der Weltgesundheitsorganisation
(WHO) und des Kinderhilfswerks der Verein-
ten Nationen (UNICEF) zur Verfügung

gestellt. Diese Daten zeigen ein düsteres Bild.
Doch das Bild ist sogar noch düsterer, als die
Daten es zeigen. Zwar haben sich die Methoden
zu Datenerfassung verbessert, doch die Zahlen
stellen aus einer Vielzahl von Gründen die 
Probleme nur unzureichend dar. Ein Teil des
Problems besteht darin, dass das physische Vor-
handensein einer „verbesserten“  Wasserquelle
oder Sanitäreinrichtung – wie einer Zapfstelle
oder einer Grubenlatrine – nicht immer ein
exakter Indikator für verbesserten Zugang ist:
Die Technologien funktionieren unter
Umständen nicht immer richtig. Eine weitere
Schwierigkeit besteht in der Reichweite der
Daten. Bei nationalen Erhebungen werden
einige Personen – insbesondere die Armen –
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Kasten 1.3 Die „fliegenden Toiletten“ von Kibera – die Vernachlässigung der 
Wasser- und Sanitärversorgung in den Elendsvierteln Nairobis ist eine Bedrohung (Fortsetzung)

probleme ist. Die Bewohner des Elendsviertels geben jährlich schät-

zungsweise fünf Millionen US-Dollar für den Kauf von Wasser in den

Kiosken aus – Geld, mit dem das Wasserleitungsnetz ausgebaut und

Wasseranschlüsse für die Armen finanziert werden könnten. Warum

findet die Dienstleistungsversorgung in einem solch begrenzten Rah-

men statt? Teilweise liegt es daran, dass Kibera eine ‚illegale’, infor-

melle, Siedlung ist und die Kommunalbehörden sowie die Landeigen-

tümer keineswegs verpflichtet sind, jegliche Versorgungsdienste zur

Verfügung zu stellen.

Private Märkte scheitern aus verschiedenen Gründen daran, die

Kosten zu senken und die Versorgung zu verbessern. Straßenhänd-

ler berichten, dass sie gezwungen werden, Schutzgelder an Beamte

und die Wasserversorgungsbetriebe zu zahlen, um an das Leitungs-

netz angeschlossen zu werden – die so entstehenden zusätzlichen

Kosten werden auf die Kunden übertragen. Gleichzeitig sind die pri-

vaten Anschlusskosten sowie die Kosten für die Installation von Was-

serleitungen enorm hoch, denn die Händler profitieren nicht von den

Kostenersparnissen. Die Errichtung eines Kioskes kostet durch-

Quelle: Kenia 2005; UN-HABITAT 2003; WSP-AF 2005c; Collignon und Vézina 2000.

schnittlich etwas 1.000 US-Dollar – eine Investition, die mittels hoher

Wasserpreise getilgt werden kann.

Eine weitere Quelle der Preisinflation ist die Wechselbeziehung

zwischen Kiosk und Wasserversorgungsbetrieb. Da die Kioske als

Gewerbe eingestuft werden, bezahlen ihre Eigentümer eine Grund-

stücksgebühr, die dem Zweifachen der Mindestgebühr eines Haus-

halts entspricht. Auch diese Kosten bezahlen letztlich die Konsumen-

ten.

Die Herausforderung für die öffentlichen Behörden in Kibera

besteht darin, das Ausmaß der Probleme anzuerkennen – und

gemeinsam mit den lokalen Institutionen Lösungen zu entwickeln.

Entscheidend ist, dass Eigentumsrechte formalisiert, die Lieferanten

des Privatsektors festgelegt, die Wassermonopole der Slumherren

gebrochen und die öffentliche Abwasserentsorgung, die Räumung

und die Beseitigung des Klärschlamms, ausgedehnt werden. Gleich-

zeitig von Bedeutung ist, legislative Maßnahmen zu erlassen, um

somit die Landeigentümer zur Verantwortung zu ziehen und aufzufor-

dern, die Wasser- und Sanitärversorgung zu verbessern.

Sterblichkeitsrate bei Kindern unter fünf Jahren und Häufi gkeit von Durchfall-Erkrankungen in Kenia

Wohngebiet

Sterblichkeitsrate bei Säuglingen

(pro 1.000 Lebendgeburten)

Sterblichkeitsrate bei

Kindern unter fünf Jahren

(pro 1.000 Lebendgeburten)

Häufi gkeit von blutigem Durchfall bei 

Kindern unter drei Jahren drei Wochen

vor der Befragung in Prozent

Kenia (Land und Stadt) 74 112 3,0

Land 76 113 3,1

Nairobi 39 62 3,4

Weitere Stadtgebiete 57 84 1,7

Nairobi, informelle Siedlungen 91 151 11,3

Kibera 106 187 9,8

Embakasi 164 254 9,1

Quelle: APHRC 2002.



• Jakarta. Nationale Daten weisen aus, dass
mehr als 90 Prozent der städtischen Regio-
nen Indonesiens durch eine verbesserte
Wasserversorgung erreicht werden. Doch
nach Erhebungen, die die große Anzahl der
informellen Bewohner Jakartas – einer
Stadt mit mehr als 12 Millionen Einwoh-
nern – einbeziehen, wird geschätzt, dass
weniger als ein Viertel der Bevölkerung voll-
ständig aus verbesserten Wasserquellen 
versorgt wird. Die übrigen Einwohner ver-
lassen sich auf eine Vielzahl von Quellen,
darunter Flüsse, Seen und private Wasser-
verkäufer. Die Diskrepanz: rund 7,2 Millio-
nen Menschen.23

• Nairobi. Die Daten für Nairobi geben einen
Zugang zu verbesserter Wasser- und Sanitär-
versorgung von mehr als 90 Prozent an. Die-
se Zahl lässt sich mit den tatsächlichen
Erfahrungen der Armen kaum in Einklang
bringen. Mehr als eine Million Menschen,
die in informellen Siedlungen in Nairobi in
Slums leben – rund ein Drittel der Bevölke-
rung der Stadt – sind von privaten Verkäu-
fern als sekundärer Wasserquelle abhängig.
Bei der Sanitärversorgung sieht es noch
schlechter aus. Die „fliegenden Toiletten“
von Kibera – Plastiktüten, in die die Men-
schen ihre Notdurft verrichten und die sie
dann auf die Straße werfen – zeugen von
dem geringen Versorgungsgrad Nairobis
mit Sanitärinfrastruktur, ebenso wie die
hohe Kindersterblichkeit in den Slums
(Kasten 1.3).
Sanitäre Versorgung und Wasserverschmut-

zung. Ein angemessener Versorgungsgrad mit
Sanitärinfrastruktur definiert sich zum Zwecke
internationaler Veröffentlichungen anhand der
Technologie (siehe Kapitel 3). Doch das Vor-
handensein von Technologien für eine verbes-
serte Sanitärversorgung – wie zum Beispiel eine
Grubenlatrine – ist bestenfalls ein partieller
Indikator. 

In vielen Ländern stellt das uralte Problem,
Wasser und Exkremente voneinander getrennt
zu halten, noch immer eine riesige Herausfor-
derung für die Politik dar – und für die öffent-
liche Gesundheit. Infrastrukturelle Defizite
und Schäden bzw. Schwund gehören zum Kern

nicht ausreichend erfasst, denn sie leben in
Gegenden, die von Regierungen offiziell nicht
anerkannt sind. Infrastrukturelle Defizite und
Schäden oder Schwund werden in den Statisti-
ken ebenfalls nicht berücksichtigt, und auch
nicht, dass die Wasserversorgung, wo sie exis-
tiert, oft unzuverlässig ist, was die Menschen
zwingt, sich einen großen Teil der Zeit auf
andere Quellen zu verlassen.

Die fehlenden Millionen. Millionen arme
Menschen tauchen in den nationalen Statisti-
ken nicht auf. Da sie in informellen Siedlungen
leben, werden sie einfach nicht gezählt.
• Mumbai. Veröffentlichte Daten legen nahe,

dass Mumbai, die fünftgrößte Stadt der
Welt, zu mehr als 90 Prozent mit sauberem
Wasser versorgt wird. Diese Zahl ist mit
ziemlicher Sicherheit übertrieben. Nach
einigen Schätzungen leben fast die Hälfte
der 18 Millionen Einwohner der Stadt 
heute in den Zopadpatti – buchstäblich
Hüttengegenden – die auf Stadtplänen als
amorphe graue Zonen erscheinen, die sich
entlang der Bahnlinien drängen oder sich in
kleine Buchten und alte Mangrovensümpfe
ausdehnen. Ihre Bewohner tauchen in den
Statistiken der Stadtverwaltung nicht auf.
Eine solche Gegend ist Dharavi, ein riesiges
Slumgebiet zwischen dem internationalen
Flughafen und dem Finanzviertel von
Mumbai. Fast eine Million Menschen leben
hier. Die Slumbewohner leben in einem
Umfeld, das tagtäglich ihre Gesundheit
bedroht. Es wird geschätzt, dass es jeweils
eine Toilette für 1.440 Menschen gibt.22 In
der Regenzeit werden die Straßen, die über
keine Entwässerung verfügen, zu Schmutz-
wasserkanälen und transportieren mensch-
liche Exkremente. Die Menschen in Gegen-
den wie Dharavi verlassen sich auf Brunnen,
Tankwagen oder unsichere Quellen, aus
denen sie ihr Trinkwasser beziehen. Darü-
ber hinaus gibt es zerfallende Wohnblöcke,
oder chawls, wo die Bewohner mit rosten-
den Rohren, undichten Wasserhähnen und
stark heruntergekommenen Wassertanks
auskommen müssen. Typischerweise teilen
sich 15 Familien einen Wasseranschluss, aus
dem es zwei Stunden am Tag Wasser gibt. 
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Millionen armer Menschen

tauchen in den nationalen

Statistiken nicht auf. Da sie in

informellen Siedlungen leben,

werden sie nicht gezählt



des Problems. In Lateinamerika werden weni-
ger als 14 Prozent der menschlichen Abfälle
bzw. Abwässer in irgendeiner Weise behandelt.
Der Rest wird in Flüsse und Seen abgeladen,
oder man lässt zu, dass sie ins Grundwasser
sickern. China ist bekannt dafür, dass es gelun-
gen ist, sowohl in städtischen als auch in länd-
lichen Gebieten den Zugang zu Wasser zu ver-
bessern, doch die Verschmutzung durch
menschliche und Industrieabfälle stellt ein
ernstes Problem dar. Sechzehn Städte mit
jeweils mehr als einer halben Million Menschen
haben keine Abwasseraufbereitungsanlagen.24

Landesweit werden weniger als 20 Prozent der
städtischen Abfälle in irgendeiner Form behan-
delt, was die Haushalte dazu zwingt, ihr Wasser
abzukochen, bevor sie es trinken können. Im
Jahr 2003 berichtete die staatliche Umweltbe-
hörde, mehr als 70 Prozent des Wassers in fünf
der sieben größten chinesischen Fluss-Systeme
sei für den menschlichen Gebrauch zu stark
verschmutzt. 

Ein weiteres Problem besteht darin, dass in
vielen Ländern die Städte nicht über die Infra-
struktur verfügen, um die Abfälle aus Gruben-
latrinen einzusammeln. Das Ergebnis ist, dass
Abwasser in die Wasserversorgungssysteme
gelangt. „Verbesserte Sanitärversorgung“  für
die einen kann für andere – wie in Manila –
Verschmutzung und Gefahren für die öffent-
liche Gesundheit bedeuten (Kasten 1.4).

Eine unzureichende Wasserinfrastruktur
kann hohe Risiken mit sich bringen, selbst in
Städten mit hohem Versorgungsgrad. Es heißt,
Pakistan habe in städtischen Gebieten im
Bereich der verbesserten Wasserinfrastruktur
einen Versorgungsgrad von mehr als 90 Pro-
zent. Doch wie sieht es in der Praxis aus? In den
Städten Lahore (mit einer Bevölkerung von
fünf Millionen) und Karachi (zehn Millionen)
schätzt man, dass die Hälfte der Bevölkerung in
informellen Slumgebieten lebt. Beide Städte
verlassen sich auf eine Kombination von
Grundwasser und Kanalwasser. Mehr als 
40 Prozent des zur Verfügung gestellten Was-
sers werden nicht gefiltert und 60 Prozent der
Abwässer nicht behandelt, so dass durch Was-
ser übertragene Krankheitsepidemien an der
Tagesordnung sind. In Lahore behandeln nur

etwa drei von 100 Gewerbezweigen ihr Ab-
wasser chemisch. Es gibt keine Kläranlage. In
Karachi haben zwei der größten Industriegebie-
te des Landes keine Anlagen zur Behandlung
von Abwässern. Das Abwassersammelsystem ist
baufällig und es gibt keine Anlagen zur Behand-
lung von Abwasser. Durch menschliche Abfäl-
le und industrielle Verschmutzung hat sich die
Qualität des Grundwassers, von dem die Was-
serversorgung einer wachsenden Zahl an Haus-
halten abhängt, stark verschlechtert.25 Überall
in den städtischen Regionen Pakistans stellt
unsauberes Wasser eine ständige Gefahr für die
öffentliche Gesundheit dar. Allein in der ersten
Hälfte des Jahres 2006 brachen in Karachi,
Lahore, Peschawar und Faisalabad größeren
Epidemien von durch Wasser übertragenen
Krankheiten aus – eine Folge der aufgrund
beschädigter Rohre ins Trinkwasser sickernden
Abwässer und Industrieabfälle. Die Krise ist so
dramatisch, dass ein großes öffentliches Inves-
titionsprogramm auf den Weg gebracht wurde,
um mehr als 6.000 Wasserfilteranlagen zu
finanzieren. 

Anorganische Vergiftungen. Natürliche Sub-
stanzen in unbehandeltem Wasser stellen für
Millionen von Menschen ein Risiko dar. Schät-
zungsweise 60 Millionen Menschen, die unbe-
handeltes Grundwasser als Trinkwasser ver-
wenden, sind Arsen-Verseuchungen ausgesetzt,
mehr als die Hälfte von ihnen in Bangladesch.
Im Laufe der kommenden 50 Jahre werden
300.000 Todesfälle durch Krebs und 2,5 Mil-
lionen Fälle von Arsenvergiftung zu den voraus-
berechneten menschlichen Kosten gehören.
Zonen mit hoher Fluorid-Konzentration stel-
len eine zusätzliche Gefahr dar. In Afrika
erstreckt sich eine Zone entlang des Ostafrika-
nischen Grabens von Eritrea bis Malawi. Eine
weitere erstreckt sich von der Türkei durch den
Irak, Iran, Afghanistan, Indien, Nordthailand
und China. Nach jüngsten Informationen 
tritt die Fluorosis weltweit in mindestens 
25 Ländern auf. Wie viele Menschen insgesamt
betroffen sind, ist nicht bekannt, doch nach
vorsichtiger Schätzung wären es mehrere zehn
Millionen.26

Zeit, fließendes Wasser und Verfügbarkeit.
Das Vorhandensein einer verbesserten Techno-

Überall in den städtischen

Regionen Pakistans stellt

unsauberes Wasser eine

ständige Gefahr für die

öffentliche Gesundheit dar
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sowohl verbesserte als auch nicht verbesserte
Wasserquellen. Dies wirft Fragen bezüglich des
Bildes auf, das anhand der globalen Daten
gezeichnet wird.

Nationale Statistiken weisen unter
Umständen darauf hin, dass eine verbesserte
Wasserquelle an sich vorhanden ist, während
jedoch die Haushalte, die Zugang dazu haben,

logie zur Wasserversorgung, wie ein Wasser-
hahn oder ein Standrohr, ist ein weiterer
partieller Indikator für den Zugang zu Wasser.
Für viele Menschen kommt lange Zeit kein
Wasser aus der Leitung. Das zwingt die Haus-
halte, auf die unsicheren informellen Wasser-
märkte zurückzugreifen. Allgemeiner gesagt
nutzen Millionen armer Haushalte regelmäßig
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Kasten 1.4 Die Kluft zwischen der philippinischen Wasser- und Sanitärversorgung

Trotz all seiner Vorteile ist das gegenwärtige System der Wassertoiletten die schlechteste Erfindung, die

eingeführt werden kann.... Die Unmengen an Fäkalien werden dadurch lediglich aus unseren Häusern

gespült, um unsere Flüsse in Fäulnis zu ersticken und vorm Haus unserer Nachbarn zu verrotten. So 

lernen wir unseren tödlichsten Feind kennen.

Scientific American, 24. Juli 1869

Im 19. Jahrhundert beklagten Sozialreformer und Ingenieure in Europa und den USA, dass die Ver-

breitung von Latrinen ohne sachgemäße Entsorgungsvorrichtungen eine Bedrohung der öffentlichen

Gesundheit darstellt. Die philippinische Hauptstadt Manila ist der Beweis, dass das Problem auch

heute noch aktuell ist. Laut offizieller Statistik liegt die Abdeckungsrate im Bereich Sanitärversorgung bei

etwas mehr als 80 Prozent – eine Zahl, die die Problematik verharmlost.

Seit 1997, als die Lokalbehörden die Wasserver- und Abwasserentsorgung privatisierten, lag der

Schwerpunkt darauf, den Zugang zu sauberem Wasser im Ostteil der Stadt, in dem aufgrund der Priva-

tisierung der Dienstleister die Versorgung verbessert wurde, als auch im westlichen Stadtteil, in dem die

Privatisierung scheiterte, zu erhöhen. Die Abwasserentsorgung stand aufgrund der enormen Unterversor-

gung und den unzureichend getätigten Investitionen in der Vergangenheit weniger im Mittelpunkt

Weniger als vier Prozent der Bevölkerung der Metropole Manilas sind an das Abwassersystem

angeschlossen. Dies führt dazu, dass sich die wohlhabenden Haushalte ihre eigenen Abwasseranlagen

installieren. Üblich sind Toiletten mit Wasserspülung, die an private septische Klärbehälter angeschlos-

sen sind. Meist werden sie in großen Wohnkomplexen genutzt. Heute sind etwa 40 Prozent der Haus-

halte mit Latrinen vor Ort ausgestattet, was als eine Verbesserung gilt. In Manila gibt es schätzungs-

weise mehr als eine Million septische Klärbehälter.

Problematisch ist, dass eine Abwasseraufbereitung und Entsorgungsmöglichkeiten kaum vorhanden

sind. Daraus folgt die willkürliche Entsorgung von unsachgemäß behandeltem Abwasser in den Fluss

Pasig – einem komplexen Netzwerk an Wasserwegen, das den See Laguna de Bay mit der Bucht von

Manila und mit einem gigantischen urbanen Ballungsgebiet verbindet. Die Bewohner der informellen

Siedlungen an den Flussufern entsorgen jährlich weitere 35 Tonnen an festen Hausabfällen in den Pasig.

Insgesamt deponieren etwa zehn Millionen Menschen ihren unbehandelten Müll in den Fluss.

Diese Gewohnheit hat schwerwiegende Auswirkungen auf die Gesundheit. Der Pasig ist einer der am

stärksten verunreinigten Flüsse weltweit, wobei 70 Prozent seiner Verschmutzung der Verunreinigung

durch den Menschen verursacht ist. Die Werte der nachgewiesenen Fäkalkoliformen übersteigen den

vom Amt für Umwelt und natürliche Ressourcen festgelegten Standard um eine vielfaches – etwa ein

Drittel aller Erkrankungen in Manila sind auf unsauberes Wasser zurückzuführen. Insbesondere die 

4.4 Millionen Menschen, die entlang des Flusses leben, sind, vor allem während der Regenzeit von Juni

bis Oktober, in der das Wasser die Ufer überschwemmt, von akuten Gesundheitsproblemen betroffen. 

In der Trockenzeit ändert der Pasig seine Fließrichtung und transportiert den Müll in den Laguna-See,

womit neue Gesundheitsprobleme entstehen.

Ehrgeizige Pläne zur Reinigung des Flusses wurden entwickelt, doch wurde bisher kein einziger

tatsächlich umgesetzt. Teilweise lag es daran, dass die Regierung und die Wasserunternehmen daran

scheiterten, eine kohärente Strategie zur Bekämpfung der Abwasserversorgungskrise in Manila zu

entwickeln.

Quelle: WSP–EAP 2003; AusAID 2006.



insbesondere während der Trockenzeit mit
Versorgungsunterbrechungen fertig werden
müssen. In Delhi, Karachi und Kathmandu
werden weniger als zehn Prozent der Haushal-
te, die einen Leitungswasseranschluss haben, 
24 Stunden am Tag bedient. Zwei oder drei
Stunden Wasser werden als Standard angese-
hen.27 Zwar leiden arme Haushalte beim
Zugang zu Wasser unter den größten Entbeh-
rungen, weil sie mit geringerer Wahrscheinlich-
keit an die öffentliche Wasserversorgung ange-
schlossen sind. Doch die dürftige Bereitstellung
der Dienstleistungen betrifft die meisten Men-
schen. Dies legt nahe, dass es in Hinblick auf die
Verbesserung und die Ausweitung der Versor-
gung eine starke Interessenkomplementarität
gibt.

In der Nähe einer funktionierenden Zapf-
stelle zu leben, garantiert noch keinen ein-
fachen Zugang. Der Weg mag kurz sein, doch
die Zeit, die man ansteht, kann lang sein. In
Dhaka beträgt der Versorgungsgrad mit verbes-
serten Wasserquellen über 90 Prozent, doch
dies beinhaltet öffentliche Wasseranschlüsse
für Slumbewohner, bei denen auf einen
Anschluss 500 Nutzer kommen.28 In ländlichen
Gebieten sind die Probleme noch stärker ausge-

prägt. Untersuchungen in Burkina Faso, Mala-
wi und Mali ergaben, dass auf dem Lande zu
jedem beliebigen Zeitpunkt mindestens ein
Drittel der Wasserstellen außer Betrieb sind.29

Ähnliche Zahlen werden für Südasien genannt.
Im südindischen Bundesstaat Andhra Pradesh,
wo durch eine Erhebung in den Dörfern festge-
stellt wurde, dass es viele Wasserstellen gibt,
berichteten die Dorfbewohner, dass mehr als
die Hälfte der Wasserstellen jeweils nicht funk-
tionierten.30 Noch ernster ist das Problem der
Saisonalität in den ländlichen Gebieten.
Durchschnittswerte bei der Zeit, die zum Was-
serholen benötigt wird, verschleiern die großen
Schwankungen zwischen der Trockenzeit und
der Regenzeit. Eine Studie in einer semi-ariden
Region Nigerias ergab, dass der Anteil der
Haushalte, die ihr Wasser von einer Quelle
holten, die mehr als einen Kilometer entfernt
lag, in der Trockenzeit von vier Prozent auf 
23 Prozent stieg, während der durchschnitt-
liche Verbrauch von 38 auf 18 Liter pro Tag
sank.31 Veränderungen bei der Verfügbarkeit
spiegelten sich in den Indikatoren für den
Gesundheitszustand von Kindern wider. In der
Trockenzeit verdoppelte sich die Zahl der
Durchfallerkrankungen. 

Für einzelne Personen,

Haushalte und ganze 

Gesellschaften ist der

Zugang zu sauberem 

Wasser und sanitärer 

Versorgung eine der 

Grundlagen für 

Fortschritte bei der 

menschlichen Entwicklung
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Für einzelne Personen, Haushalte und ganze
Gesellschaften ist der Zugang zu sauberem
Wasser und sanitärer Versorgung eine der
Grundlagen für Fortschritte bei der menschli-
chen Entwicklung. In diesem Teil betrachten
wir die weiterreichende Rolle der Wasser- und
Sanitärversorgung, wenn es darum geht,
• die Einkommensarmut zu verringern,
• die Kindersterblichkeit zu senken,
• sich im Laufe des Lebenszyklus fortset-

zende Nachteile zu beenden,
• weiterreichende Gesundheitskosten niedrig

zu halten,

• die Schulbildung von Mädchen zu verbes-
sern,

• Zeit für Mädchen und Frauen freizusetzen,
• ein Gefühl menschlicher Würde sicher-

zustellen.

Verschlimmerung der Einkommens-
armut – die Auswirkungen der Krise
auf den Wohlstand

Manchmal werden Bedenken bezüglich der
finanziellen Kosten der Verringerung der 
Defizite bei der Wasser- und Sanitärversorgung

Die Kosten der Krise für die menschliche Entwicklung



geschätzt würde es rund neun Mal mehr kosten,
wenn man zulässt, dass die Defizite bei der
Wasser- und Sanitärversorgung fortbestehen,
als wenn man sie beseitigt. Letztendlich sind die
Argumente für staatliches Handeln im Bereich
der Wasser- und Sanitärversorgung in den
Menschenrechten und moralischen Impera-
tiven verwurzelt. Gleichzeitig weist die Kosten-
Nutzen-Analyse darauf hin, dass der gesunde
wirtschaftliche Menschenverstand diese Argu-
mente wirksam stützt. 

Der zweite Punkt bezieht sich auf die Ver-
teilung. Die Schätzungen der wirtschaftlichen
Verluste im Zusammenhang mit den Defiziten
im Bereich Wasser- und Sanitärversorgung
basieren auf regionalen Daten. Der größte Teil
der Verluste wird jedoch von Menschen getra-
gen, die unter oder knapp über der Armuts-
grenze leben. Die Verluste werden überpropor-
tional von den Armen getragen, denn die
Armen machen einen großen Teil der Bevöl-
kerung aus, die keinen Zugang zu Wasser- 
und Sanitärversorgung hat. Dies lässt darauf
schließen, dass die Anstrengungen einiger der
ärmsten Haushalte der Welt, Ressourcen für
Nahrung, Gesundheit, Bildung und – was ent-
scheidend ist – Produktion zu mobilisieren,
durch unzureichende Investitionen in die
Wasser- und Sanitärversorgung untergraben
werden. Daraus folgt, dass die Armen aus Inves-
titionen in diese Bereiche mit Sicherheit über-
proportional Nutzen ziehen werden, was auch
den Anstrengungen zur Minderung der Armut
zu Gute kommt.

Verzögerungen bei der 
Senkung der Kindersterblichkeit –
der tödliche Zusammenhang zum
Zeitpunkt der Geburt

In großen Teilen der sich entwickelnden Welt
stellt verunreinigtes Wasser eine ungleich
größere Bedrohung der menschlichen Sicher-
heit dar, als gewaltsame Konflikte. Diese Bedro-
hung beginnt bei der Geburt. Unsauberes Was-
ser und fehlende Sanitärversorgung stehen in
direktem Zusammenhang mit der riesigen
Kluft bei den Lebenschancen zum Zeitpunkt
der Geburt, welche die Kinder, die in reichen

vorgebracht. Nationalen Regierungen ist sehr
bewusst, wie es sich auf die knappen Haushalt-
mittel auswirkt, wenn mannigfaltige Forderun-
gen nach mehr Ausgaben gestellt werden.
Weniger Aufmerksamkeit wurde bislang den
wirtschaftlichen Kosten der Krise im Bereich
Wasser- und Sanitärversorgung gewidmet, und
den Folgen dieser Kosten in Bezug auf Wohl-
stand oder Armut.

Untersuchungen, die von der Weltgesund-
heitsorganisation (WHO) für diesen Bericht
durchgeführt wurden, verwendeten ein globa-
les Modell, um die bestmöglichen Schätzungen
bezüglich der Kosten des Defizits in den Be-
reichen Wasser- und Sanitärinfrastruktur abzu-
leiten.32 Dieses Modell fragt danach, was unter-
schiedliche Regionen einsparen könnten, wenn
die gesamte Bevölkerung Zugang zu grund-
legender kostengünstiger Technologie im
Bereich Wasser- und Sanitärversorgung hätte.
Einige der Ergebnisse:
• Die Gesamtkosten des derzeitigen Defizits

belaufen sich auf 170 Milliarden US-Dollar,
oder 2,6 Prozent des BIP der Entwicklungs-
länder.

• Die Kosten in den Ländern Afrikas südlich
der Sahara belaufen sich auf insgesamt 
23,5 Milliarden US-Dollar, oder fünf Pro-
zent des BIP – eine Zahl, die größer ist als
die gesamte Entwicklungshilfe und Ent-
schuldung im Jahr 2003.

• Die Verluste nach Regionen betragen 
29 Milliarden US-Dollar in Lateinamerika,
34 Milliarden in Südasien und 66 Milliar-
den in Ostasien.
Diese Zahlen sind mit Vorsicht zu behan-

deln. Dennoch machen sie zwei wichtige Punk-
te deutlich. Der erste ist eine Abwandlung des
Leitmotivs, dass Vorbeugen besser ist als Hei-
len. Die Zielvorgabe des Millenniums-Entwick-
lungsziels, den Anteil der Bevölkerung ohne
Zugang zu Wasser- und Sanitärversorgung zu
halbieren, würde, wenn man in kostengünstige,
nachhaltige Technologien investiert, jährlich
ca. zehn Milliarden US-Dollar kosten. Der all-
gemeine Zugang würde diese Zahl in Abhängig-
keit von der jeweiligen Technologie auf 20 bis
30 Milliarden US-Dollar erhöhen.33 Konserva-
tiv, am unteren Ende des Kostenspektrums,
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Ländern geboren werden, von denen trennt, die
in armen Ländern auf die Welt kommen. Zwar
steigt die Lebenserwartung in Entwicklungslän-
dern, doch die Defizite bei der Wasser- und
Sanitärversorgung verlangsamen diesen Anstieg
und bremsen die Fortschritte in Richtung einer
Annäherung an die reichen Länder.

Von den 60 Millionen Todesfällen weltweit
im Jahr 2004 waren 10,6 Millionen – fast 
20 Prozent – Kinder unter fünf Jahren. Diese
Todesfälle machten in Entwicklungsregionen
wie Afrika südlich der Sahara und Südasien ein
Drittel aller Todesfälle aus, in den reichen Län-
dern aber weniger als ein Prozent. Die Wasser-
und Sanitärversorgung hängt mit dem hohen
Anteil der Todesfälle bei Kindern unter fünf
Jahren direkt zusammen. Der Zusammenhang:
die jährlich fünf Milliarden Fälle von Durch-
fallerkrankungen bei Kindern in Entwicklungs-
ländern. Diese Krankheitsfälle sind neben aku-
ten Atemwegserkrankungen die zweitwichtigs-
te Ursache von Todesfällen bei Kindern. Sie
fordern jährlich das Leben von 1,8 Millionen
Kindern unter fünf Jahren, oder rund 4.900
Kinderleben pro Tag (Grafik 1.5). Die Anzahl
der Todesfälle, die mit der doppelten Gefahr
durch unsauberes Wasser und schlechte Sanitär-
versorgung zusammenhängen, wird in weiten
Kreisen nicht zur Kenntnis genommen. Welt-
weit sterben mehr Menschen an Durchfaller-
krankungen als an Malaria oder Tuberkulose.
Fünfmal so viele Kinder sterben an Durchfällen
als an HIV/Aids.

Die Krise im Bereich Wasser- und Sanitär-
versorgung stellt in vielen Ländern eine wach-
sende Gefahr für die menschliche Sicherheit
dar. Die meisten Todesfälle durch Durchfaller-
krankungen – mehr als eine Million im Jahr
2004 – werden durch Shigellen oder blutigen
Durchfall verursacht. Anders als andere Durch-
fallerkrankungen lassen sich Infektionen mit
Bakterien der Gattung Shigella nicht wirksam
mit einfachen oralen Rehydrierungstherapien
behandeln, sondern erfordern teurere Antibio-
tika. Selbst für Haushalte, die sich die Behand-
lung leisten können, stellt Shigella eine wach-
sende Gefahr dar, denn der Erreger hat rasch
eine Resistenz gegen Antibiotika entwickelt. In
Nord- und Ostindien sind nach einer Unter-

brechung von 14 Jahren wieder arzneimittelre-
sistente Shigellen aufgetreten. In ähnlicher
Weise hat sich in ländlichen Gegenden im
Westen Kenias die Hälfte aller Fälle von Durch-
fallerkrankungen als behandlungsresistent er-
wiesen.34

Sauberes Wasser und Sanitärversorgung
gehören zu den wirksamsten vorbeugenden
Maßnahmen zur Verringerung der Kinder-
sterblichkeit. Sie sind in Bezug auf Durchfaller-
krankungen das, was Immunisierungen in
Bezug auf Killer-Krankheiten wie Masern oder
Kinderlähmung sind: ein Mechanismus zur
Minderung von Risiken und zur Vermeidung
von Todesfällen. Es werden dadurch Leben
gerettet, und zusätzlich machen vorgelagerte
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ein Säugling stirbt, um 57 Prozent, ver-
glichen mit einem Säugling in einem Haus-
halt ohne Zugang zu sanitärer Versorgung
(Grafik 1.6). 

• Peru: Der Zugang zu einer Toilette mit
Wasserspülung reduziert das Risiko, dass
ein Säugling stirbt, um 59 Prozent, vergli-
chen mit einem Säugling in einem Haushalt
ohne Zugang zu sanitärer Versorgung. 
Der wichtigste Weg zur Minderung des

Risikos sind weniger Durchfallerkrankungen.
Schwankungen bei der Verringerung von Risi-
ken machen darauf aufmerksam, wie wichtig
eine ganze Reihe unterschiedlicher Faktoren
sind, die die Ergebnisse der Risikominderung
beeinflussen. Wie bereits festgestellt, können
verbesserte Technologien nicht isoliert betrach-
tet werden. Doch sie können potentiell deut-
liche Verbesserungen im Bereich der öffent-
lichen Gesundheit ermöglichen. Wir haben
Daten aus Haushalterhebungen verwendet, um
die Risikoprofile in Bezug auf Durchfallerkran-
kungen im Zusammenhang mit verschiedenen
Sanitärversorgungstechnologien zu untersu-
chen. Zwei wichtige Ergebnisse haben sich
herauskristallisiert. Erstens haben sowohl sau-
beres Wasser als auch die Sanitärversorgung
großen Einfluss darauf, wie häufig Durchfaller-
krankungen auftreten. In Ghana verringert ein
im Haus vorhandener Leitungswasseranschluss
die Häufigkeit um fast 70 Prozent, in Vietnam
um fast 40 Prozent (Grafik 1.7). In ähnlicher
Weise verringern Toiletten mit Wasserspülung
zum Beispiel in Mali, Nicaragua und Ägypten
das Risiko um mehr als 20 Prozent (Grafik 1.8).
Zweitens gibt es eine Hierarchie der Risikomin-
derung. Grubenlatrinen mindern das Risiko,
jedoch in geringerm Umfang als Toiletten mit
Wasserspülung, und der Zugang zu einer ver-
besserten Wasserquelle außerhalb des Hauses
reduziert das Risiko in geringerem Umfang als
ein Leitungswasseranschluss im Haus.35

Warum gibt es bei der Risikominderung so
große Schwankungen, je nach Art der Techno-
logie und zwischen einzelnen Ländern? Im All-
gemeinen sinkt das Risiko, wenn Haushalte auf
der Technologie-Leiter nach oben steigen. Toi-
letten mit Wasserspülung und Leitungswasser
im Haus reduzieren die Risiken stärker als zum

Investitionen in die Wasser- und Sanitärversor-
gung wirtschaftlich Sinn, denn dadurch lassen
sich die nachgelagerten Kosten im Gesund-
heitssystem verringern. Der allgemeine Zugang
zu selbst der einfachsten Wasser- und Sanitär-
versorgung würde die finanzielle Belastung der
Gesundheitssysteme in Entwicklungsländern
um rund 1,6 Milliarden US-Dollar jährlich
reduzieren – und um 610 Millionen in Afrika
südlich der Sahara, was rund sieben Prozent des
Gesundheitsbudgets der Region ausmacht. 

In welchem Umfang verringert sich die
Wahrscheinlichkeit, dass Kinder sterben, wenn
man von einer nicht verbesserten Wasserquelle
oder Sanitäreinrichtung zu einer verbesserten
wechselt? Mit dieser Frage haben sich länder-
übergreifende Studien beschäftigt, die für die-
sen Bericht erstellt wurden (siehe Technische
Anmerkung 3). Es wurden Daten aus Haus-
haltserhebungen in 15 Ländern verwendet, um
zu analysieren, wie sich das Risikoprofil der
Haushalte mit verbesserter Wasser- und Sani-
tärversorgung verändert. Die Ergebnisse unter-
streichen das Potenzial vorgelagerter Maßnah-
men in den Bereichen Wasser- und Sanitärver-
sorgung, um die Anzahl der Todesfälle bei
Kindern zu verringern: 
• Uganda: Der Zugang zu einer verbesserten

Wasserquelle reduziert das Risiko der Säug-
lingssterblichkeit um 23 Prozent. 

• Ägypten: Der Zugang zu einer Toilette mit
Wasserspülung reduziert das Risiko, dass
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Grafik 1.6

Senkung der Sterblichkeitsrisiken (in Prozent)
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Beispiel Grubenlatrinen und öffentliche Zapf-
stellen. Es gibt viele Gründe für solche Unter-
schiede. Die Wassermenge ist offensichtlich zu
berücksichtigen. Haushaltserhebungen in Kenia,
Tansania und Uganda haben ergeben, dass
Haushalte mit Leitungswasseranschluss im
Haus im Durchschnitt 16 Liter pro Tag zum
Waschen und für die Hygiene verwenden.
Haushalte ohne Leitungswasser verwenden
weniger als sechs Liter. In unserer Untersu-
chung haben wir nicht direkt gefragt, warum
sich die Ergebnisse bei ähnlichen Technologien
zwischen den einzelnen Ländern stark unter-
scheiden. Die Ergebnisse weisen jedoch auf die
Bedeutung von Faktoren hin, die über die Fra-
ge hinausgehen, welche Technologie die Haus-
halte verwenden – Faktoren wie zum Beispiel
der Zustand der öffentlichen Infrastruktur in
den Bereichen Wasser- und Sanitärversorgung
(zum Beispiel sind selbst Haushalte, die eine
Latrine im Haus einbauen und einen Wasser-
anschluss einrichten, durch schlechte Straßen-
entwässerung Risiken ausgesetzt).

Unsere Studien unterstreichen jedoch das
Potenzial, durch Fortschritte bei der Wasser-
und Sanitärversorgung in großem Umfang die
Todesfälle bei Kindern zu reduzieren. Diese
Erkenntnis ist für die Millenniums-Entwick-
lungsziele unmittelbar relevant. Angesichts der
Tatsache, dass in Hinblick auf die Zielvorgabe,
die Todesfälle bei Kindern um zwei Drittel zu
reduzieren, nur halb so schnelle Fortschritte
gemacht werden wie nötig – und dass im Jahr
2015 zwischen dem Ergebnis und der Zielvor-
gabe voraussichtlich eine Lücke von vier Millio-
nen nicht verhinderten Todesfällen bei Kin-
dern klaffen wird – könnten Fortschritte im
Bereich Wasser- und Sanitärversorgung eine
zentrale Rolle spielen, um die Welt wieder auf
Kurs zu bringen.

Sich fortsetzende Nachteile 
im Lebenszyklus

Eine vorzeitige Sterblichkeit mag die beunru-
higendste Folge der Defizite im Bereich Was-
ser- und Sanitärversorgung sein, doch auch
Krankheitsfälle, die nicht tödlich enden, kön-
nen schlimme, lebenslange Auswirkungen

haben. Krankheiten im Säuglingsalter können
Nachteile – einschließlich kognitiver und kör-
perlicher Behinderungen – mit sich bringen,
die sich von der Wiege bis zur Bahre erstrecken.

Wiederholter Durchfall vor Ende des ersten
Lebensjahrs ist für Vitaminmangel und Unter-
ernährung mit verantwortlich. Unterernährte
Kinder leiden mit größerer Wahrscheinlichkeit
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Sauberes Wasser senkt das Gesundheitsrisiko von DurchfallGrafik 1.7
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Reduzierung des Risikos einer Durchfallerkrankung (in Prozent)

Toilette mit Spülung Grubenlatrine

Quelle: Fuentes, Pfütze und Seck 2006b.

Zugang zu Sanitärversorgung senkt das Gesundheitsrisiko 
von Durchfall



Die unmittelbaren Kosten der Nachteile im
Lebenszyklus werden natürlich von einzelnen
Personen getragen, in Form von Gesundheits-
risiken, geringerem Einkommen und höherer
Anfälligkeit. Doch durch die geringere Produk-
tivität und die Schwächung des Humankapitals
erleiden ganze Länder Verluste.

Steigende umfassendere 
Gesundheitskosten

Eine schlechte Wasser- und Sanitärversorgung
führt in allen Lebensphasen zu chronischen
Leiden, die nicht tödlich enden. Zu jedem belie-
bigen Zeitpunkt leiden fast die Hälfte der Men-
schen in Entwicklungsländern unter einer oder
mehreren der häufigsten durch unzureichende
Wasser- und Sanitärversorgung bedingten
Krankheiten, wie Durchfällen, Drachenwurm-
Infektionen, der Körnerkrankheit (Trachom)
oder Bilharziose (Kasten 1.5). Diese Krankhei-
ten füllen in Entwicklungsländern die Hälfte
aller Krankenhausbetten, und vermutlich leidet
darunter ein noch größerer Anteil der Patien-
ten, die in ambulanten Basisgesundheitsstatio-
nen behandelt werden, insbesondere in Slums
und armen ländlichen Gebieten. Gemessen
anhand der konventionellen globalen Gesund-
heitsindikatoren ist die mit der Wasser- und
Sanitärversorgung zusammenhängende Krank-
heitslast enorm. Nach Angaben der Weltge-
sundheitsorganisation (WHO) ist diese Krank-
heitslast pro Jahr für den Verlust von 60 Millio-
nen um Behinderungen bereinigten Lebens-
jahren verantwortlich, oder von vier Prozent
der globalen Gesamtsumme.39

Was Zahlen wie diese nicht erfassen, sind
die Schmerzen und als Leid, das mit wasserbe-
dingten Krankheiten verbunden ist. Auch wird
dadurch nicht erfasst, wie Krankheitsphasen
ohnehin anfällige Menschen ins Elend stürzen
können. Die zu Erblindungen führende
Körnerkrankheit ist ein gutes Beispiel. Die
Krankheit wird durch die Fliege musca sorbens
übertragen, ein Insekt, das für seine Brut
menschliche Fäkalien bevorzugt. Diese Fliegen
graben sich in die Augen der Menschen, von
Säuglingen bis hin zu Älteren, was jahrzehnte-
lang zu wiederholten Infektionen führt. 

an Durchfällen, und die Krankheitsphasen 
dauern länger an. Durchfälle wiederum tragen
zu Gewichtsverlust, Wachstumsstörungen und
Vitaminmangel bei. Studien in Gambia, im
Sudan und Uganda haben gezeigt, wie Durch-
fälle die Gewichtszunahme bei Säuglingen
beeinträchtigen, insbesondere im Alter von 
7 bis 12 Monaten.36

Kinder, die ständig unter wasserbedingten
Krankheiten leiden, nehmen diese Nachteile
mit in die Schule. Eine schlechte Gesundheit
verringert unmittelbar das kognitive Potenzial
und beeinträchtigt durch häufiges Fehlen, man-
gelnde Aufmerksamkeit und frühen Schul-
abbruch indirekt die Schulbildung. Wasser-
bedingte Krankheiten kosten 443 Millionen
Schultage pro Jahr. Das entspricht einem gan-
zen Schuljahr aller siebenjährigen Kinder in
Äthiopien. 

Fast die Hälfte dieser verlorenen Schultage
ist auf Darmparasiten zurückzuführen, die durch
Wasser und Fäkalien übertragen werden. Mehr
als 150 Millionen Kinder im schulpflichtigen
Alter sind von den am stärksten verbreiteten
Darmwürmern, wie Spulwürmern, Peitschen-
würmern und Hakenwürmern, stark betroffen.
Es ist doppelt so wahrscheinlich, dass infizierte
Kinder der Schule fernbleiben, als Kinder ohne
derartige Infektionen. Selbst wenn infizierte
Kinder zur Schule gehen, sind ihre Leistungen
schlechter. Tests weisen darauf hin, dass es zu
negativen Auswirkungen auf das Gedächtnis,
auf die Problemlösungsfähigkeiten und auf die
Konzentrationsdauer kommt.37

Die Zusammenhänge zwischen einer ungesi-
cherten Versorgung mit sauberem Wasser und
Gesundheit und Bildung erstrecken sich bis ins
Erwachsenenalter. Studien in vielen Ländern
haben eine enge Korrelation zwischen der Kör-
pergröße von Erwachsenen und dem Einkom-
men ergeben. Kinder, die wiederholt unter anste-
ckenden Krankheiten und Durchfall leiden, wer-
den wahrscheinlich beim Erreichen der Adoles-
zenz und des Erwachsenenalters kleiner sein, was
mit kognitive Beeinträchtigungen und geringeren
Schulkenntnissen und Fähigkeiten korreliert. So
können Durchfälle in der Kindheit Wegbereiter
für verringerte Verdienstmöglichkeiten und
Armut im Erwachsenenalter werden.38

BERICHT ÜBER DIE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG 200658

1

D
ie

 K
ri

se
 d

er
 W

as
se

r-
 u

nd
 S

an
it

är
ve

rs
or

gu
ng

 b
ee

nd
en

Zu jedem beliebigen 

Zeitpunkt leiden fast die 

Hälfte der Menschen in 

Entwicklungsländern unter

einer oder mehreren der 

häufigsten durch 

unzureichende Wasser- und

Sanitärversorgung bedingten

Krankheiten



BERICHT ÜBER DIE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG 2006 59

1

D
ie K

rise der W
asser- und S

anitärversorgung beenden

Kasten 1.5 Die Defizite der Wasserver- und Abwasserentsorgung gehen auf Kosten der Gesundheit

Wir befragten eine Frau während des Programms, inwiefern Trichia-
sis (eine Augenkrankheit, die sich aus Trachoma generiert) ihre
Arbeitsfähigkeit beeinflusst. Sie antwortete: „Meine Augenlider 
beißen wie ein Hund und kratzen wie ein Dorn. Könnten Sie auf einem
Dorn stehen? Stellen Sie sich vor, sie hätten einen Dorn in ihrem Fuß,
den Sie nicht entfernen können – nun versuchen Sie doch, vom
Arbeiten zu sprechen.“

Dr. Paul Emerson, Technischer Direktor des 
Carter Center’s Trachoma Control Program

„Es würde mir alles bedeuten, vollständig zu genesen; Ich würde
arbeiten und meine Familien unterstützen können.“

Mare Aleghan, Trachoma-Patient in Äthiopien, 42 Jahre

Die Erkrankungen, die auf eine unangemessene Wasserver- und

Abwasserentsorgung zurückzuführen sind, reichen weit über die

vermeidbare Kindersterblichkeit hinaus. Etwa fünf Prozent der welt-

weiten Infektionen sind auf Erkrankungen durch Wasser zurückzu-

führen. Der Schmerz und das Leid, die mit dieser Last einhergehen,

liegen jenseits unserer Vorstellungen.

Im Übereinkommen wurde festgelegt, dass die durch Wasser

verursachten Krankheiten in drei Kategorien unterteilt werden kön-

nen: die durch Wasser übertragenen Krankheiten (wie etwa Durchfall-

erkrankungen, die übertragen werden durch mit Fäkalien konta-

miniertes Wasser), die hygieneabhängigen Krankheiten (betroffen

sind Augen und Haut, die mit kontaminierten Wasser in Berührung

kommen, wie zum Beispiel bei der Trachoma-Erkrankung) und die auf

Wasser basierenden Krankheiten (verursacht durch die im kontami-

nierten Wasser lebenden Parasiten, zum Beispiel Schistosomiasis

oder andere Helminithen). Eine vierte Kategorie, die in den folgenden

Abschnitten nicht berücksichtigt wird, sind die durch Insekten über-

tragenen Krankheiten, so zum Beispiel das Denguefieber oder die

Malaria. Einige der auf verseuchtem Wasser beruhenden Krankheiten

erreichen in den Entwicklungsländern epidemische Ausmaße:

• Interne Helminithen. Bis zu zehn Prozent der Bevölkerung in den

Entwicklungsländern sind mit Eingeweidewürmern, insbesonde-

re mit Spulwürmern (Ascariris lumbricoides), Peitschenwürmern

(Trichuris trichuria) oder Hakenwürmern, infiziert. Die Infektion ist

auf die unsachgemäße Beseitigung der Fäkalien sowie niedrige

Hygienestandards zurückzuführen. Sie trägt zur Unterernährung,

geistigen Entwicklungsstörungen und Anämie (Blutarmut) bei.

Kinder, die von einem Wurmbefall betroffen, leiden vier mal

häufiger als gesunde Kinder an Untergewicht.

• Cholera. Cholera-Epidemien sind insbesondere in Gebiete mit

einer hohen Bevölkerungskonzentration und schlechter Sanitär-

versorgung eine Hauptgefahr. Durch starke Regengüsse werden

Latrinen überflutet und das Wasser verseucht. Die Bevölkerung

ist schließlich den Cholera-Bakterien ausgeliefert. Im Jahr 2005

litt Westafrika an über 63.000 Cholera-Fällen, wobei 1 .000 Men-

schen daran starben. Insbesondere Senegal war nach den Über-

schwemmungen während der Regenzeit in Dakar enorm betrof-

fen. Mit mehr als 400 Todesfällen monatlich, musste Angola in

Quelle: Sight Savers International 2006; WHO 2006a; The Carter Center 2006.

den ersten sechs Monaten im Jahr 2006 eine der schlimmsten

Epidemien beklagen, die in den letzten Jahren über Afrika südlich

der Sahara hinwegfegten.

• Trachoma. Chlamydia trachomatis  ist der Organismus, der die

Trachoma-Erblindung verursacht. Er wird mit den Händen oder

durch Fliegen übertragen, die sich auf das Gesicht setzen und

sich von der Flüssigkeit tränender Augen ernähren. Kinder sind

ein bevorzugtes Ziel. Laut Weltgesundheitsorganisation (WHO)

führte eine Trachoma-Infektion bei etwa sechs Millionen Men-

schen zur Erblindung. Weitere 150 Millionen Menschen müssen

dringend behandelt werden und bei schätzungsweise 500 Millio-

nen Menschen hat die Krankheit bereits ein kritisches Stadium

erreicht. Die Infektionskrankheit ist endemisch in 55 Ländern, mit

über zwei Millionen infizierten Menschen allein in China und

Indien zusammen (siehe Tabelle). Man glaubt, dass die meisten

blinden Menschen in Äthiopien leben, wobei ein Drittel der Fälle

mit Trachoma in Verbindung gebracht werden. 

Erreicht die Infektion ein fortgeschrittenes Stadium, kann sie nur

noch operativ behandelt werden. Obwohl eine Operation verhältnis-

mäßig einfach ist und etwa zehn US-Dollar kostet, wird sie vielen

Betroffenen verwehrt: Allein in Äthiopien benötigen etwa eine Mil-

lion Menschen eine Operation, doch werden jedes Jahr lediglich

60.000 Infizierte tatsächlich operiert. Arme Haushalte sind unverhält-

nismäßig oft von der Infektion betroffen, da die Krankheit auf Über-

bevölkerung und das Fehlen von hygienisch sauberem Wasser 

für die Körperpflege zurückzuführen ist. Der Produktivitätsverlust 

aufgrund von Trachoma liegt bei schätzungsweise 2,9 Milliarden 

US-Dollar pro Jahr.

• Schistosomiasis. Etwa 200 Millionen Menschen in 74 Ländern

sind von Schistosomiasis, einer Saugwürmergattung, befallen,

mindestens weitere 600 Millionen Menschen sind stark gefähr-

det. 20 Millionen der Infizierten leiden sehr unter der Krankheit,

120 Millionen zeigen Symptome. Laut Schätzungen finden 

80 Prozent der Übertragungsfälle in Afrika südlich der Sahara

statt und der Befall fordert jährlich Tausende Opfer. Eine Infektion

durch Schistosomiasis, die auf die unhygienische Beseitigung

menschlicher Fäkalien zurückzuführen ist, kann beim Kontakt mit

kontaminiertem Wasser über das Trinkwasser, beim Waschen, an

den Wasserstellen beim Wasser holen sowie beim Hüten von

Tieren übertragen werden.

Anzahl der Menschen mit Trachoma-Erblindung 
nach Land oder Region, 2004 

Region Anzahl der Menschen mit Trachoma-Erblindung

China 1.174.000

Indien 865.000

Andere asiatische Länder und Inseln 1.362.000

Afrika südlich der Sahara 1.380.000

Nahost 927.000

Lateinamerika 158.000

Gesamtzahl 5.866.000

Quelle: Sight Savers International 2006.



Die zeitliche Belastung durch Wasserholen
und -schleppen ist eine Erklärung, warum es
beim Schulbesuch in vielen Ländern zwischen
Jungen und Mädchen sehr große Unterschiede
gibt. In Tansania gehen von den Mädchen, die
nicht mehr als 15 Minuten von einer Wasser-
quelle entfernt wohnen, 12 Prozent mehr zu
Schule, als aus Haushalten, die von der nächs-
ten Wasserquelle mindestens eine Stunde ent-
fernt liegen. Die Schulbesuchsquoten von Jun-
gen schwanken sehr viel weniger je nach Entfer-
nung zu Wasserquellen.40 Für Millionen armer
Haushalte besteht ein direktes Substitutions-
verhältnis zwischer der in der Schule oder der
mit Wasserholen verbrachten Zeit. Dies sind
die Worte eines zehnjährigen Mädchens, das 
in El Alto, Bolivien an einer Zapfstelle nach
Wasser ansteht:

Natürlich wäre ich gerne in der Schule. Ich
möchte lesen und schreiben lernen – und ich
möchte mit meinen Freundinnen und Freunden
zusammen sein. Aber wie soll das gehen? Meine
Mutter braucht mich zum Wasserholen und die
Zapfstelle hier ist nur von 10 bis 12 Uhr offen.
Man muss sich frühzeitig anstellen, weil so viele
Leute hierherkommen.

Wenn die Schule keine geeigneten Hygiene-
einrichtungen hat, ist es auch weniger wahr-
scheinlich, dass junge Mädchen, insbesondere
nach der Pubertät, zum Unterricht gehen. Die
Eltern nehmen Mädchen oft aus der Schule,
wenn diese nicht über angemessene, getrennte
Toiletten für Mädchen verfügt, weil sie sich 
um deren Sicherheit und Privatsphäre sorgen.
Von den Mädchen in Afrika südlich der Sahara,
die die Grundschule abbrechen, tun dies nach
einer Schätzung rund die Hälfte aufgrund der
dürftigen Wasser- und Sanitärversorgung.41

Das erklärt auch, warum eine Verbesserung 
der Sanitärversorgung in Schulen die Bil-
dungsnachfrage von Mädchen erhöhen kann.
Zwischen 1990 und 2000 trug ein UNICEF-
Programm zur sanitären Versorgung von Schu-
len in Bangladesch wesentlich dazu bei, dass die
Anzahl der Mädchen, die sich anmeldeten, um
elf Prozent stieg.42 Umgekehrt kann eine unzu-
reichende Infrastruktur die Fortschritte der
Länder beeinträchtigen, die sich darum bemü-
hen, Bildung für alle zu realisieren. In Uganda

Die Opfer empfinden die Infektion, als ob sie
Dornen in den Augen hätten. 

Für Millionen von Menschen ist die Körner-
krankheit ein Weg in die Armut. Mit fortschrei-
tendem Krankheitsverlauf bis hin zur Erblin-
dung können die Menschen nicht mehr arbei-
ten und müssen von Familienmitgliedern
betreut werden (siehe Sonderbeitrag des frühe-
ren US-Präsidenten Jimmy Carter in Kapitel 3).
Kinder sind am häufigsten infiziert, und Frauen
sind mit etwa dreimal so hohen Infektionsraten
anfälliger als Männer, hauptsächlich, weil sie
sich um die Kinder kümmern. Einst war die
Körnerkrankheit in den Vereinigten Staaten
verbreitet, heute kommen Trachome fast nur
noch in Entwicklungsländern vor, wo es jährlich
150 Millionen gemeldete Krankheitsfälle und
zwei Millionen Neuerblindungen gibt.

Die Körnerkrankheit ist eine Illustration
der umfassenderen Wechselwirkungen zwischen
wasserbedingten Krankheiten und Armut. Diese
Krankheiten verringern gleichzeitig das Ein-
kommen, erhöhen die Haushaltsausgaben und
führen dazu, dass zukünftiger Verdienst ent-
geht. Wenn Menschen aus armen Haushalten
krank werden, sinkt ihre Produktivität, und
damit ihre Fähigkeit, Einkommen zu erwirt-
schaften oder Nahrungsmittel anzubauen. Weil
die Armen selten krankenversichert sind, müs-
sen sie die Kosten aus ihrem gegenwärtigen Ein-
kommen bestreiten, Vermögensgegenstände
verkaufen oder Geld leihen. Dass sich dem-
zufolge ihre Ressourcen erschöpfen, verstärkt
die Armutsfalle und macht die Menschen in
Zukunft noch anfälliger.

Beeinträchtigung der 
Schulbildung von Mädchen

Für junge Mädchen bedeutet eine fehlende
Grundversorgung mit Wasser- und sanitären
Anlagen, dass ihnen Chancen im Bildungsbe-
reich und damit verbunderen Chancen zur
Stärkung ihrer Rolle entgehen. Defizite bei der
Wasser- und Sanitärversorgung stellen für alle
Kinder eine Gefahr dar. Doch junge Mädchen
und Frauen übernehmen einen überpropor-
tional hohen Teil der Kosten, die ein Haushalt
zu tragen hat. 
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haben nur acht Prozent der Schulen genügend
Latrinen, und nur ein Drittel davon haben
separate Latrinen für Mädchen – Defizite, die
erklären helfen, warum das Land Probleme hat,
die Schulabbrecherquoten von Mädchen nach
der Pubertät zu reduzieren.43

Disparitäten im Bildungsbereich, die mit
der Wasser- und Sanitärversorgung zusammen-
hängen, haben lebenslange Auswirkungen, die
sich über Generationen fortsetzen. Bildung
kann die Rolle von Frauen stärken, so dass sie
an Entscheidungen in ihren Gemeinschaften
teilhaben können. Als Erwachsene haben Mäd-
chen mit Schulbildung mit größerer Wahr-
scheinlichkeit kleinere, gesündere Familien –
und die Wahrscheinlichkeit, dass ihre Kinder
sterben, ist geringer, die Wahrscheinlichkeit,
dass sie Bildung erhalten, ist größer als bei Kin-
dern weniger gebildeter Mütter. Diese Vorteile
wirken kumulativ, ebenso wie die Nachteile, die
mit geschlechtsspezifischen Benachteiligungen
im Bereich Wasser- und Sanitärversorgung
zusammenhängen. 

Verschärfung der Zeitarmut 
und geschlechtsspezifischer
Ungleichheiten

In fast allen Ländern weist die geschlechtsspe-
zifische Arbeitsteilung den Frauen Verantwor-
tungsbereiche zu, an denen die Männer nicht
beteiligt sind. Die Arbeitsteilung innerhalb des
Haushalts, gekoppelt mit den Problemen im
Bereich der Grundversorgung, verstärkt die
tiefgreifenden Ungleichheiten zwischen den
Geschlechtern.

Dass Frauen so viel Zeit mit Wasserholen
verbringen müssen, stellt eine schwere Belas-
tung für sie dar. Im ländlichen Senegal, in
Mosambik und Ost-Uganda verbringen Frauen
im Durchschnitt 15 bis 17 Stunden in der
Woche mit Wasserholen. Es ist nichts Unge-
wöhnliches, wenn Frauen der Trockenzeit
mehr als 10 Kilometer weit laufen müssen.
Durch Untersuchungen in Ost-Uganda wurde
herausgefunden, dass die Haushalte im Durch-
schnitt pro Jahr 660 Stunden damit verbringen,
Wasser zu holen. Dies bedeutet zwei volle
Monate Arbeit, mit den damit verbundenen

Opportunitätskosten in den Bereichen Bil-
dung, Einkommenserwerb und Freizeit der
Frauen.44 Nach einer Schätzung werden in
Afrika südlich der Sahara rund 40 Milliarden
Stunden pro Jahr mit Wasserholen verbracht,45

– das entspricht der Arbeit, die die gesamte
arbeitende Bevölkerung in Frankreich in
einem Jahr verrichtet. Durch die Zeit, die mit
Wasserholen verbracht wird, verkürzt sich die
Zeit, die für andere Aktivitäten wie die Betreu-
ung von Kindern, Erholung oder produktive
Arbeit zur Verfügung steht. Dadurch ver-
schärft sich die Zeitarmut, die Rolle der Frau-
en wird geschwächt und das Einkommen fällt
niedriger aus.

Untersuchungen, die in Indien von der
Frauengewerkschaft SEWA (Self Employed
Women’s Association) durchgeführt wurden,
machen diese Wechselwirkungen deutlich.
Frauen, die in semi-ariden Gebieten des Bun-
desstaates Gujarat in einem erfolgreichen
Kleinunternehmerinnen-Projekt arbeiten, ver-
brachten drei bis vier Stunden pro Tag mit
Wasserholen. In den Sommermonaten, wenn
die zum Wasserholen erforderliche Zeit um
zwei Stunden pro Tag zunahm, passten sich die
Frauen an, indem sie die Zeit, die sie mit der
Arbeit in Kleinunternehmen verbrachten,
reduzierten. SEWA rechnete aus, dass die Frau-
en je nach unternehmerischer Tätigkeit ein
zusätzliches Einkommen von 100 US-Dollar
pro Jahr verdienen können, wenn sich die Zeit,
die sie mit Wasserholen verbringen, auf eine
Stunde pro Tag reduziert. Dies weist auf einen
sehr hohen Einkommensverlust für die Frauen
in dieser sehr armen Gegend hin. Aber es war
nicht nur das entgangene Einkommen, das eine
Rolle spielte. Die Frauen betonten auch, wie
wichtig ihnen der Einkommenserwerb für ihre
Unabhängigkeit war.46

Untergrabung der 
menschlichen Würde

Wir fühlen uns im Sommer so schmutzig und
unsauber. Wochenlang waschen wir unsere
Sachen nicht. Die Leute sagen, diese Dalits sind
schmutzig und stinken. Doch wie können wir
sauber sein, ohne Wasser?47

Dass Frauen so viel Zeit 

mit Wasserholen verbringen

müssen, stellt eine schwere

Belastung für sie dar
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heit warten, egal, was für ein Problem das für sie
ist.“49 Die zeitliche Steuerung der Körperfunk-
tionen ist in vielen Ländern eine Hauptursache
für Leberinfektionen und akute Verstopfung. 

Der Verlust an Würde, den Frauen mit dem
Mangel an Privatsphäre im sanitären Bereich
verbinden, erklärt auch, warum Frauen der
Sanitärversorgung mehr Bedeutung beimessen
als Männer. Als sie in Umfragen über den
Nutzen von Latrinen befragt wurden, antwor-
teten Frauen wie Männer in Kambodscha,
Indonesien und Vietnam, dass der Hauptvor-
teil darin bestünde, ein sauberes Zuhause und
ein sauberes dörfliches Umfeld zu haben, ohne
schlechte Gerüche und Fliegen.50 Doch die
Frauen waren stärker dafür, Geld für Toiletten
auszugeben. Sie schätzten den Wert von Toilet-
ten im Verhältnis zu den Kosten sehr viel höher
ein und betonten dabei sehr, wie vorteilhaft die
Privatsphäre sei. Es war auch sehr viel wahr-
scheinlicher, dass Frauen den Kauf von Latrinen
initiierten (siehe Kapitel 3). Die Unterfinanzie-
rung der Sanitärversorgung bei der Ressoucen-
allokation der Haushalte und des Staates ist
daher zum Teil ein Ergebnis der Tatsache, dass
Frauen bei der Festlegung von Prioritäten eine
schwache Stimme haben.

Diese Worte einer indischen Frau aus einer
niedrigen Kaste erfassen das Verhältnis zwischen
Wasser und Menschenwürde. Würde ist schwie-
rig zu messen – doch sie steht im Zentrum der
menschlichen Entwicklung und unseres Wohl-
empfindens, wie Adam Smith erkannte. In Der
Wohlstand der Nationen bezog er in die „lebens-
wichtigen Güter“  für das Wohlergehen ein,
Güter, „ohne die selbst die ärmste Person, ob
Mann oder Frau, sich aus Selbstachtung scheuen
würde, sich in der Öffentlichkeit zu zeigen“.48

Der Zugang zu einer sicheren, hygienischen,
privaten Sanitärversorgung ist einer der stärks-
ten Indikatoren für Würde. Für Millionen
Frauen weltweit ist der unzureichende Zugang
eine Ursache für Scham, körperliches Unbeha-
gen und Unsicherheit. Das Verhalten in diesem
Bereich wird durch kulturelle Normen streng
kontrolliert. In vielen Fällen bedeutet dies, dass
Frauen nicht dabei gesehen werden sollen,
wenn sie ihre Notdurft verrichten – eine Bedin-
gung, die sie dazu zwingt, das Haus vor Sonnen-
aufgang oder nach Anbruch der Dunkelheit zu
verlassen, um ihre Privatsphäre zu wahren. 
Wie eine Frau in Bangladesch es ausdrückte:
„Männer können dem Ruf der Natur jederzeit
folgen, … aber Frauen müssen bis zur Dunkel-
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Nationale Durchschnittszahlen verschleiern
die tiefen strukturellen Ungleichheiten beim
Zugang zu Wasser- und Sanitärversorgung. In
vielen Ländern kommen die Ungleichheiten
einem System von Wasser-Apartheid gleich, die
sich auf den jeweiligen Wohlstand oder Wohn-
ort oder auf andere sich vor- oder nachteilig
auswirkende Merkmale gründet. Die Ungleich-
heiten beim Zugang zu Wasser- und Sanitärver-
sorgung werden umgesetzt in weiter reichende
Ungleichheiten bei den Lebenschancen, die die
Grundprinzipien der Chancengleichheit und
gemeinsamen Bürgerrechte aushöhlen. 

Der größte Teil des Defizits 
betrifft die Armen

Wie stellt sich das Defizit bei der Wasser- und
Sanitärversorgung im Verhältnis zur Verteilung
der Armut in der Welt grafisch dar? Indem man
Daten aus Haushaltserhebungen heranzieht,
kann man ein ungefähres Bild der Überlappun-
gen zwischen Armut und dem fehlenden
Zugang zu einer verbesserten Wasser- und Sani-
tärversorgung entwickeln. Der Zusammenhang
ist bei Wasser am stärksten ausgeprägt. Etwa ein
Drittel der Menschen ohne Zugang zu einer

Die Krise trifft die Armen bei weitem am Härtesten



verbesserten Wasserquelle lebt von weniger als
einem US-Dollar am Tag. Ein doppelt so hoher
Anteil lebt von weniger als zwei US-Dollar am
Tag. Diese Zahlen lassen darauf schließen, dass
660 Millionen Menschen ohne Zugang zu 
Wasser bestenfalls über beschränkte Kapazitäten
verfügen und kaum mehr als nur einen kleinen
Betrag für einen Anschluss an die Wasserver-
sorgung bezahlen können. Von dieser Gesamt-
zahl fallen 385 Millionen Menschen unter die
absolute Armutsgrenze von einem US-Dollar
am Tag (Grafik 1.9). Mehr als die Hälfte der 
1,1 Milliarden Menschen ohne Zugang zu Was-
ser gehören in der Einkommensverteilung zu
den ärmsten 40 Prozent.

Diese Zahlen sind kein Beweis für einen
kausalen Zusammenhang. Den Menschen fehlt
es unter Umständen an Wasser, weil sie arm
sind, oder sie sind vielleicht arm, weil es ihnen
an Wasser fehlt. Die Statistiken legen jedoch
sehr stark nahe, dass es eine gegenseitige Bezie-
hung zwischen Einkommensarmut und Ent-
behrungen beim Zugang zu Wasser gibt. 

Auch im Bereich Sanitärversorgung gibt es
einen engen Zusammenhang zwischen Armut
und dem Zugang zu Sanitärinfrastruktur. Auf
die ärmsten zwei Fünftel aller Haushalte ent-
fällt mehr als die Hälfte des globalen Defizits.
Fast 1,4 Milliarden Menschen ohne Zugang
leben von weniger als zwei US-Dollar pro Tag.
Doch der Versorgungsgrad im Bereich Sanitär-
infrastruktur ist sehr viel geringer als bei der
Wasserversorgung, selbst in höheren Einkom-
mensgruppen. Ein Viertel der reichsten 20 Pro-
zent der Bevölkerung in Entwicklungsländern
hat keinen Zugang zu verbesserter Sanitärver-
sorgung. Unter den zweitreichsten 20 Prozent
hat sogar die Hälfte keinen Zugang.

Die Wohlstandsverteilung bei den Men-
schen ohne Zugang zu Wasser- und Sanitärver-
sorgung hat wichtige praktische Implikationen
für die Politik – und für die Millenniums-
Entwicklungsziele. Die wichtigsten inländischen
Finanzierungsquellen für die Wasser- und Sani-
tärversorgung sind die Haushalte (Zahlung von
Gebühren, Anschlusskosten, Arbeitseinsatz
und Kapitalkosten) und der Staat (Steuern oder
Entwicklungshilfe). In jedem Land wird die
richtige Kombination aus Haushaltsbeiträgen

und öffentlichen Geldern von den Umständen
abhängen, z.B. vom Durchschnittseinkommen,
der Armut und den Einkommensprofilen der
Haushalte, die keinen Zugang zu den Wasser-
versorgungssystemen haben. In Ländern mit
hohem und mittlerem Einkommen haben die
Haushalte Spielraum, die Betriebskosten der
Bereitstellung zu finanzieren, wenngleich der
Staat eine entscheidende Rolle bei der Finanzie-
rung der Kapitalkosten zum Bau des Versor-
gungssystems spielt. In Ländern mit niedrigem
Einkommen und in Ländern mit mittlerem
Einkommen und niedrigem Versorgungsgrad
unter der armen Bevölkerung sind öffentliche
Finanzmittel der Schlüssel zur Verbesserung
des Zugangs. Die 660 Millionen Menschen, die
mit weniger als zwei US-Dollar am Tag aus-
kommen müssen und keinen Zugang zu Was-
ser haben, und die ebenso armen 1,4 Milliarden
Menschen, die keinen Zugang zu Sanitärversor-
gung haben, sind nicht in der Lage, durch ihre
Haushaltsausgaben die Kosten der öffentlichen
Wasserversorgungsbetriebe zu decken.

Die Ungleichheit ist beim Zugang zu Was-
ser ein beherrschendes Thema. In den meisten
reichen Ländern unterscheidet man die Men-
schen nicht danach, woher sie ihr Wasser bezie-
hen oder welche Art von Toiletten sie benut-
zen. In vielen Entwicklungsländern bestimmt
sich durch die Position in der Wohlstandsver-
teilung, woher man sein Wasser bezieht und wo
man seine Notdurft verrichtet.

Der Zugang zu Leitungswasser ist stark
differenziert. In einer Analyse von 17 Bevölke-
rungs- und Gesundheitserhebungen in Ent-
wicklungsländern, die für diesen Bericht durch-
geführt wurden, fand man heraus, dass die Ver-
fügbarkeit in den reichsten 20 Prozent der
Haushalte rund 85 Prozent betrug, verglichen
mit 25 Prozent in den ärmsten 20 Prozent der
Haushalte. In einer großen Gruppe von Län-
dern beträgt in Bezug auf Wasseranschlüsse im
Haushalt das Verhältnis des Versorgungsgrads
zwischen dem am besten und dem am schlech-
testen versorgten Fünftel typischerweise vier zu
eins oder fünf zu eins. In Peru haben die reichs-
ten 20 Prozent alle Zugang zu Leitungswasser,
während zwei Drittel der ärmsten 20 Prozent
der Haushalte ihr Wasser entweder von Ver-
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liches Nationaleinkommen bietet keine Garan-
tie für einen hohen Versorgungsgrad unter der
armen Bevölkerung. In Brasilien haben die
reichsten 20 Prozent der Bevölkerung auf
einem Niveau Zugang zu Wasser und Sanitär-
anlagen, das weitgehend mit dem der reichsten
Länder vergleichbar ist. Die ärmsten 20 Prozent
unterdessen haben sowohl bei Wasser als auch
bei der Sanitärversorgung einen niedrigeren
Versorgungsgrad als Vietnam, wobei deutlich
ist, dass der Versorgungsgrad mit dem Einkom-
men steigt (Grafik 1.12). 

Ungleichheiten beim Zugang zu Wasser-
und Sanitärversorgung stehen in engem Zusam-
menhang mit darüber hinaus gehenden Chancen-
ungleichheiten – angefangen mit der Chance, am
Leben zu bleiben. Weiter oben in diesem Kapi-
tel betonten wir, wie sehr die Ungleichheiten
im Bereich der Wasser- und Sanitärversorgung
dazu beitragen, dass sich die großen Disparitä-
ten im Gesundheitsbereich fortsetzen. Diese
Disparitäten verhindern, dass die Lebenserwar-
tung der einzelnen Länder sich schneller
angleicht. Genauso sieht es auch innerhalb ein-
zelner Länder aus.

Es ist sehr viel wahrscheinlicher, dass in
armen Haushalten die Menschen unter anste-
ckenden Krankheiten leiden – und dass Kinder
in diesen Haushalten sterben. Länderübergrei-
fende Studien zeigen, dass 56 Prozent aller
Todesfälle unter den ärmsten 20 Prozent der
Bevölkerung auf übertragbare Krankheiten
zurückzuführen sind, verglichen mit acht Pro-
zent der Todesfälle bei den reichsten 20 Pro-
zent. In ähnlicher Weise ist die Sterblichkeit
von Kindern unter fünf Jahren bei den ärmsten
20 Prozent in der Wohlstandverteilung oft
mehr als doppelt so hoch wie bei den reichsten
20 Prozent51 – in Bolivien und Peru ist sie vier-
oder fünfmal so hoch. Und die Sterblichkeit
unter den ärmsten 20 Prozent sinkt nur halb so
schnell wie in vielen Ländern im Durchschnitt
– ein Problem, das der Bericht über die mensch-
liche Entwicklung 2005 als eine der größten
Bedrohungen für die Millenniums-Entwick-
lungsziele identifiziert hat.

Die ungleiche Kindersterblichkeit ist auf
viele mit der Armut zusammenhängenden Fak-
toren zurückzuführen, unter anderem auf eine

käufern beziehen oder es aus ungeschützten
Quellen holen (Grafik 1.10). Beim Zugang zu
Sanitärversorgung sind die Disparitäten ebenso
ausgeprägt. Da diese Ungleichheiten damit
zusammenhängen, wie die Überlebenschancen,
die Bildung und die Einkommensarmut verteilt
sind, haben sie bedeutende Auswirkungen auf
die menschliche Entwicklung.

Einige Länder verzeichnen selbst auf einem
sehr niedrigen Versorgungsniveau große Un-
gleichheiten. In Sambia haben drei Viertel der
reichsten 20 Prozent der Haushalte Zugang zu
Toiletten mit Wasserspülung. Unter den ärms-
ten 20 Prozent nutzt ein ähnlicher Anteil offe-
nes Gelände – und es besteht kein erfasster
Zugang zu einer Toilette mit Wasserspülung
(Grafik 1.11). Mit steigendem Einkommen ver-
bessert sich der durchschnittliche Versorgungs-
grad. Doch selbst ein recht hohes durchschnitt-
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Grafik 1.10 Die Unterschiede in der Wasserversorgung
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mangelhafte Ernährung und den schlechten
Zugang zu erschwinglicher Gesundheitsversor-
gung. Doch wenn die Menschen dem Risiko
durch Wasser übertragener Krankheiten ver-
stärkt ausgesetzt sind, bedeutet dies einen wich-
tigen kausalen Zusammenhang. In der philip-
pinischen Stadt Cebu sind Durchfallerkran-
kungen die zweitwichtigste Ursache für Todes-
fälle bei Säuglingen – doch bei Kindern der
ärmsten 20 Prozent der Bevölkerung ist die
Sterblichkeit vier mal so hoch wie bei den
reichsten 20 Prozent. Durchfallerkrankungen
sind für zwölf Prozent der Todesfälle in der
Stadt verantwortlich, aber auch für 20 Prozent
der Ungleichheit bei der Sterblichkeit der Kin-
der der Reichen und der Kinder der Armen.52

Ungleichheiten bei der Gesundheit und
Sterblichkeit zeigen, dass man über die aggre-
gierten Zahlen hinaus die spezifischen Probleme
betrachten muss, mit denen die ärmsten Haus-
halte konfrontiert sind. Angesichts der zentra-
len Rolle, die unsauberes Wasser und eine dürf-
tige Sanitärversorgung bei der Übertragung von
ansteckenden Krankheiten spielen, wird in
jeder Strategie zur Verringerung von Ungleich-
heiten im Gesundheitsbereich besonderes
Gewicht darauf gelegt werden müssen, die auf
unterschiedlichen Wohlstand zurückzuführen-
den Unterschiede in diesem Bereich zu reduzie-
ren. Es gibt wichtige Argumente dafür, für die
Millenniums-Entwicklungsziele Zielvorgaben
festzulegen, die über die Durchschnittswerte
einer Gesellschaft hinausreichen und die Ver-
ringerung der Disparitäten als ausdrückliches
Ziel anstreben. Ebenso gibt es im Bereich
Wasser- und Sanitärversorgung Gründe für die
Festlegung klarer, auf Gerechtigkeit ausgerich-
teter Zielvorgaben. Zielvorgaben, wie zum Bei-
spiel die Halbierung der Disparitäten zwischen
den reichsten und ärmsten 20 Prozent der
Bevölkerung, könnten dazu beitragen, dass
politische Handlungskonzepte entsprechend
ausgerichtet werden.

Die Armen zahlen mehr – und 
mehr als sie sich leisten können

Die Debatten über die Wasserversorgung
haben zu polarisierten Positionen bezüglich der

Preisgestaltung geführt. Eine Seite ruft dazu
auf, die Kostenteilung stärker zu betonen. Die
Haushalte sollen für das Wasser, das sie nutzen,
mehr bezahlen. Die andere Seite befürchtet,
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unterhalb der absoluten Armutsgrenze von
einem US-Dollar pro Tag (Grafik 1.13).

Ähnliche Ausgabenmuster werden für
Haushalte in anderen Regionen gemeldet. In
Uganda machen die Wasserausgaben bei den
ärmsten 20 Prozent in der Einkommensver-
teilung ganze 22 Prozent des Durchschnittsein-
kommens der städtischen Haushalte aus.54 Bei
einer Hausehaltserhebung in Jakarta wurde
herausgefunden, dass mehr als 40 Prozent der
Haushalte mindestens fünf Prozent ihres Ein-
kommens für Wasser ausgeben.55 (Regulie-
rungsbehörden in Großbritannien definieren
sämtliche Wasserausgaben, die bei mehr als drei
Prozent der gesamten Haushaltsausgaben liegen,
als Hinweis darauf, dass ein Härtefall vorliegt.)

Diese Zahlen zu den Haushaltsausgaben
warnen davor, mehr Kostendeckung undiffe-
renziert als Finanzierungsstrategie zu überneh-
men. In den höheren Einkommensgruppen,
von denen viele hohe Subventionen erhalten,
gibt es sehr viel Spielraum für mehr Kosten-
deckung. Unterhalb der Armutsgrenze gilt
nicht das gleiche Prinzip. Die derzeitigen hohen
Ausgaben der Armen werden manchmal als
Hinweis fehlinterpretiert, dass die Armen zu
zahlen bereit und in der Lage seien. In gewisser
Hinsicht ist die Tatsache, dass arme Haushalte
viel Geld für Wasser ausgeben, ein Hinweis auf
ihre Zahlungsbereitschaft. Angesichts der Tat-
sache, dass die Alternativen von der Nutzung
gesundheitsgefährdender Wasserquellen bis zu
einem hohen Zeitaufwand für das Wasserholen
reichen, werden arme Haushalte unter
Umständen ihre begrenzten Ressourcen eher
für Wasser ausgeben. 

Zahlungsbereitschaft ist jedoch nicht das
gleiche wie Zahlungsfähigkeit – zumindest
nicht insoweit sich der Begriff auf die mensch-
liche Entwicklung bezieht. Wenn die Ausgaben
für Wasser einen großen Teil des Budgets der
Haushalte ausmachen, die unterhalb oder
knapp oberhalb der Einkommensarmutsgrenze
leben, stehen Ausgaben für andere Dinge –
Gesundheit, Bildung, Ernährung und Produk-
tion – auf dem Spiel. Darüber hinaus können
jährliche Durchschnittszahlen die Hochpreis-
phasen verschleiern, durch die es in der Trocken-
zeit, wenn die Haushaltsbudgets am stärksten

dass die Kostenteilung und die Anwendung von
Marktprinzipien den Zugang der Armen zu bil-
ligem Wasser gefährden könnten. Beide Seiten
bringen wichtige Argumente vor. Doch beide
übersehen einige der grundlegenden Realitäten,
wie arme Haushalte sie erleben. Viele dieser
Haushalte haben nicht die Kapazitäten, kosten-
deckende Gebühren auf kommerzieller Basis 
zu tragen. Gleichzeitig ist die Vorstellung, dass
die Armen Zugang zu reichlich billigem Wasser
haben, eine Illusion. Um ihren grundlegen-
den Wasserbedarf zu decken, zahlen die meis-
ten bereits sehr viel mehr, als sie sich leisten
können – auf Wassermärkten, die sie noch
ärmer machen. Die Preisgestaltung bei Wasser
spiegelt ein einfaches, widersinniges Prinzip
wider: Je ärmer man ist, umso mehr muss man
zahlen.

Es gibt noch nicht ausreichend Untersu-
chungen darüber, welche Rolle Wasser im
Haushaltsbudget der Armen spielt. Was klar
ist, ist, dass für Millionen von Haushalten der
hohe Preis für Wasser bei bereits überstrapa-
zierten Ressourcen eine Belastung darstellt. Für
diesen Bericht zusammengestellte Daten aus
Lateinamerika zeigen, dass in den ärmsten 
20 Prozent der Haushalte in Argentinien, 
El Salvador, Jamaika und Nicaragua mehr als
zehn Prozent der Ausgaben auf Wasser entfal-
len.53 Rund die Hälfte dieser Haushalte lebt
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belastet werden, zu extremen Härten kommen
kann.

Im Wesentlichen rechnen die Haushalte
den Nutzen ihrer Ausgaben für Wasser gegen
den Nutzen der Ausgaben in anderen Bereichen
auf, die als gesellschaftliches Mindestmaß an
Anspruchsberechtigungen gesehen werden soll-
ten. Wenn man die finanziellen Belastungen
reduziert, die die Wasserausgaben in den Bud-
gets der Armen ausmachen, würde sich dadurch
in vielen Fällen das Haushaltseinkommen erhö-
hen. Die Aussichten, der Armut zu entkom-
men, würden sich verbessern, und die Wider-
standsfähigkeit gegen Krisen würde zunehmen.

Die Ungleichheiten bei der Wasserversor-
gung beziehen sich nicht nur auf den Zugang
und die Ausgaben, sondern auch auf den Preis.
Eines der immer wiederkehrenden Themen bei
der Wasserversorgung in der gesamten sich ent-
wickelnden Welt ist, dass der Preis in umge-
kehrtem Verhältnis zur Zahlungsbereitschaft
steht. In der Tat zahlen einige der ärmsten
Menschen, die in städtischen Slums leben, zum
Teil Wasserpreise, die zu den höchsten welt-
weit gehören. In Jakarta, Lima, Manila und
Nairobi bezahlen Haushalte in den Slums und
billigen Wohngegenden typischerweise min-
destens fünf bis zehn mal so viel für ihr Wasser,
wie Einwohner der selben Stadt, die über ein
hohes Einkommen verfügen. In Manila bezie-
hen schätzungsweise vier Millionen Menschen
ihr Wasser durch Wiederverkäufer wie Wasser-
kioske, Handkarren-Verkäufer oder Wasser-
lieferanten. Ihre durchschnittliche monatliche
Wasserrechnung beträgt zehn bis zwanzig US-
Dollar. Im Gegensatz dazu zahlen direkt an die
öffentliche Wasserversorgung angeschlossene
Haushalte nur drei bis sechs US-Doller im
Monat, verbrauchen aber fünfmal mehr Was-
ser56 (Grafik 1.14). Die Wohlstandskluft bei
den Wasserpreisen hat auch eine internationa-
le Dimension. Die Armen in den städtischen
Gegenden der Entwicklungsländer zahlen nicht
nur mehr für ihr Wasser als die Einwohner der
selben Stadt, die über ein hohes Einkommen
verfügen, sie zahlen auch mehr als die Men-
schen in den reichen Ländern. Einige der ärms-
ten Menschen der Welt, die in den sich ausbrei-
tenden Slumgebieten von Accra oder Manila

leben, zahlen mehr für ihr Wasser, als die
Menschen in London, New York oder Rom
(Grafik 1.15).

Warum stehen die Wasserpreise in vielen
Ländern in umgekehrtem Verhältnis zur Zah-
lungsfähigkeit? Die Gründe sind unterschied-
lich, doch in städtischen Regionen ist die
Markt-Entfernung zwischen dem Wassernut-
zer und dem öffentlichen Versorgungsbetrieb
ein entscheidender Faktor. Formale Wasseran-
bieter, die die städtischen Versorgungssysteme
betreiben, bieten das Wasser in der Regel am
billigsten an. Die Haushalte, die durch einen
Wasserhahn im Haus direkt an dieses System
angeschlossen sind, erhalten Zugang zu diesem
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schnitt mehr als zwei Stunden am Tag damit zu
verbringen, an Zapfstellen, die höchstens vier
bis fünf Stunden pro Tag in Betrieb sind, auf
Wasser zu warten. 

Die Wechselwirkungen zwischen dem Preis
und Standortnachteilen helfen auch die großen
Disparitäten bei der Wasserversorgung zu
erklären, durch die viele Städte geteilt werden.
Selten ist das zugrunde liegende Problem ein
absoluter Mangel. Die meisten Städte haben
mehr als genug Wasser, das für alle ausreichen
würde. Das Problem besteht darin, dass das
Wasser nicht gleichmäßig verteilt wird:58

• Lima produziert jeden Tag mehr als 300
Liter Wasser pro Kopf, aber 60 Prozent der
Bevölkerung bekommen nur 12 Prozent des
Wassers.

• In Guayaquil, Ecuador, fließen im Guayas-
Fluss jeden Tag Milliarden von Litern
durch die Stadt. Die Außenbezirke mit
hohem Einkommensniveau haben allgemei-
nen Zugang zu Leitungswasser. Gleichzeitig
sind rund 800.000 Menschen, die in infor-
mellen Siedlungen oder Siedlungen mit
niedrigem Einkommensniveau leben, von
Wasserhändlern abhängig. Rund 40 Prozent
der Bevölkerung müssen mit drei Prozent
des Leitungswassers auskommen.

• In Chennai, Indien, beträgt die durch-
schnittlich bereitgestellte Wassermenge 
68 Liter pro Tag, aber in Gegenden, die sich
auf Tankwagen verlassen, werden nicht
mehr als acht Liter am Tag verbraucht. In
Ahmedabad nutzen 25 Prozent der Bevöl-
kerung 90 Prozent des Wassers.

• Viele Länder in Afrika südlich der Sahara
sind mit einer nationalen Krise der Wasser-
versorgung konfrontiert – doch die Krise ist
ungleich verteilt. Bewohner der Oyster 
Bay-Siedlung in Dar-es-Salam, Tansania, wo
das Einkommensniveau hoch ist, nutzen im
Durchschnitt 166 Liter Wasser am Tag,
während in Moshi Haushalte ohne Leitungs-
wasser im Durchschnitt 19 Liter am Tag 
nutzen (Grafik 1.16). 
Auf dem Wohlstandsniveau basierende

Ungleichheiten werden nicht isoliert wirksam.
Innerhalb einzelner Haushalte führt die
geschlechtsspezifische Arbeitsteilung dazu, dass

Wasser. Arme Haushalte ohne Anschluss müs-
sen das Wasser der öffentlichen Versorgungsbe-
triebe über ein Netz von Zwischenhändlern
kaufen. Die Preise steigen stark, wenn das Was-
ser über Zwischenhändler wie Verkäufer, Tank-
wagen und andere Transportunternehmen wei-
tergegeben wird. Durch einen Anschluss ans
Versorgungsnetz würde der Preis pro Wasser-
einheit sinken. Doch es gibt zwei wesentliche
Hürden, warum diese Option nur einge-
schränkt besteht: die hohen Kapitalkosten
sowie Verbote, die es nicht erlauben, Personen,
die ohne formelle Eigentumsrechte in informel-
len Siedlungen leben, an die Wasserversorgung
anzuschließen.

Durch diese Hürden erklären sich auch die
Ungleichheiten beim Zugang zum Versor-
gungsnetz. In Accra, Ghana, beträgt in Gegen-
den mit hohem Einkommensniveau der Anteil
derjenigen, die an die Versorgung angeschlossen
sind, im Durchschnitt 90 Prozent, und in 
Siedlungen mit niedrigem Einkommensniveau 
16 Prozent.57 Die Menschen in den sich ausbrei-
tenden Slumgebieten von Madina und Adenta
im Südosten der Stadt kaufen ihr Wasser von
Zwischenhändlern, die von Tankwagengesell-
schaften beliefert werden, welche wiederum das
Wasser in großen Mengen von den öffentlichen
Versorgungsbetrieben kaufen. Das Ergebnis:
Viele der 800.000 Menschen in Accra, die an
oder unterhalb der Armutsgrenze leben, zahlen
zehnmal mehr für ihr Wasser, als die Einwoh-
ner von Gegenden mit hohem Einkommensni-
veau. Was die Sache noch schlimmer macht:
Die Wassermenge, die den Verbrauchern in
den Slums zur Verfügung steht, sinkt oft auf-
grund des Überkonsums der Haushalte in
Gegenden mit hohem Einkommensniveau. Die
Wassermenge, die den Slums von Städten wie
Accra und Nairobi zur Verfügung gestellt wird,
wird in Zeiten von Wassermangel herunterge-
fahren, um den Wasserfluss in Gebiete mit
hohem Einkommensniveau aufrechtzuerhal-
ten, wo sich die zur Verfügung gestellte Wasser-
menge auf mehr als 1.000 Liter pro Person pro
Tag beläuft. Die Einwohner des wohlhabenden
Parklands-Distrikts in Nairobi bekommten 
24 Stunden am Tag Wasser. Die Bewohner der
Slums von Kibera sind gezwungen, im Durch-
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Grafik 1.16

Wassernutzung, 2004
(Liter pro Person pro Tag)

������� Thompson et al. 2002.
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Frauen und junge Mädchen durch die Nachteile
stärker belastet sind als Männer, denn sie sind
es, die für das Wasserholen, Kochen und die
Betreuung der jungen, älteren und kranken
Familienmitglieder verantwortlich sind. Über
die Haushaltsebene hinausgehend wirken
Ungleichheiten beim Einkommen mit weiter-
gehenden Ungleichheiten zusammen. Zu den
wichtigsten gehören:
• Die Kluft zwischen Stadt und Land. Einige

der größten Disparitäten bei der Wasser-
und Sanitärversorgung bestehen zwischen
städtischen und ländlichen Gebieten. In
den Entwicklungsländern als Gruppe
beträgt der Versorgungsgrad bei der verbes-
serten Wasserversorgung in städtischen
Gebieten 92 Prozent, in ländlichen Gebie-
ten aber nur 72 Prozent. Der Versorgungs-
grad im Sanitärbereich weist eine noch grö-
ßere Schieflage auf. So ist der Versorgungs-
grad in städtischen Regionen doppelt so
hoch wie in ländlichen Regionen (Grafik
1.17). Zum Teil kann die Kluft zwischen
Stadt und Land auf Einkommens- und
Armutsunterschiede zurückgeführt werden.
Der Mangel an Einkommen ist in länd-
lichen Gebieten im Allgemeinen stärker
ausgeprägt. Doch andere Faktoren sind
ebenfalls von Bedeutung. Es ist schwieriger
und pro Kopf auch mit höheren Kosten ver-
bunden, für die verstreut lebende ländliche
Bevölkerung Dienstleistungen bereitzustel-
len, als für die städtische Bevölkerung. Auch
politische Faktoren spielen mit hinein.
Menschen in ländlichen Gebieten – insbe-
sondere in Randgebieten – haben typischer-
weise eine sehr viel schwächere Stimme als
die städtische Bevölkerung.

• Die Kluft zwischen einzelnen Gruppen. In
vielen Ländern sind Gruppenidentitäten
ein Merkmal, das sich nachteilig auswirkt.
In Lateinamerika spiegelt sich dies in den
Disparitäten zwischen indigenen und nicht-
indigenen Bevölkerungsgruppen wider (Gra-
fik 1.18). In Bolivien haben im Durch-
schnitt 49 Prozent der Menschen, die in-
digene Sprachen sprechen, Zugang zu
Leitungswasser, und mehr als 80 Prozent
der Menschen, die andere als die indigenen

Sprachen sprechen. Der Versorgungsgrad
der ethnischen Minderheiten in Vietnam
beträgt weniger als ein Viertel des Versor-
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Grafik 1.17 Die Kluft zwischen Land und Stadt: Die Ungleichheit im Zugang 
zur Sanitärversorgung bleibt weiterhin enorm hoch
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tischen Regionen und die wohlhabenderen
nördlichen Bundesstaaten mit den kleine-
ren Städten, abgelegeneren ländlichen
Gebieten und schließlich den Bundesstaa-
ten des Armutsgürtels im Süden vergleicht.
Das Beispiel der drei Bundesstaaten Oaxaca,
Chiapas und Guerrero macht deutlich, dass
die physische Verfügbarkeit von Wasser
und der Zugang zu Wasser sehr verschiede-
ne Begriffe sind. In diesen Staaten steht
durch den Regen mehr Wasser zur Verfü-
gung als in anderen Staaten Mexikos, doch
sie haben den schlechtesten Zugang zu
Trinkwasser. Der Zugang ist schlechter als
in Entwicklungsländern mit sehr viel nied-
rigerem Einkommen, wie z. B. Sri Lanka
oder Thailand. 
Regionale Ungleichheiten beim Zugang zu

Wasser- und Sanitärversorgung stehen im
Zusammenhang mit weitergehenden Ungleich-
heiten bei der menschlichen Entwicklung. In
Provinzen wie Huancavelica und Pasco in Peru
liegt der Grad der Versorgung mit sauberem
Wasser weit unter dem nationalen Durch-
schnitt, und die Kindersterblichkeit weit über
dem Durchschnitt. Auch in diesem Fall bedeu-
tet ein Zusammenhang keinen kausalen Zusam-
menhang, aber man muss doch annehmen, dass es
hier zu Wechselwirkungen kommt (Grafik 1.19). 

gungsgrades der Kinh-Mehrheit.59 In Süd-
asien ist das Kastensystem noch immer eine
wichtige Ursache für Ungleichheiten. In
Indien haben die Kastenregeln, die den
Zugang zu Wasser bestimmen, etwas an
Bedeutung verloren, aber sie spielen weiter-
hin, oft auf subtile Weise, eine wichtige Rolle.
In Andhra Pradesh dürfen Frauen aus niedri-
gen Kasten Wasser aus Brunnen in Dörfern
der höheren Kasten beziehen, aber sie dürfen
das Wasser nicht selbst schöpfen – ein Arran-
gement, das zu langen Wartezeiten führt, und
zu einer Abhängigkeit von der Kooperation
der Menschen aus höheren Kasten.60

• Die Kluft zwischen unterschiedlichen Regio-
nen. Steigende Durchschnittseinkommen
schaffen Möglichkeiten, durch Transfer-
zahlungen in ärmere Gegenden regionale
Disparitäten zu reduzieren. Doch die
Transferzahlungen sind oft zu beschränkt,
um die Auswirkungen von Benachteiligun-
gen in der Vergangenheit und ortsspezifi-
schen Mangel ausgleichen zu können. In
Mexiko sind mehr als 90 Prozent der Bevöl-
kerung an eine sichere Wasserquelle ange-
schlossen – und zwei Drittel der Haushalte
sind an eine Abwasserleitung angeschlossen.
Doch der Versorgungsgrad sinkt drastisch,
wenn man die stärker entwickelten städ-
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Die Millenniums-Entwicklungsziele, die die
Staats- und Regierungschefs auf dem Millen-
niumsgipfel der Vereinten Nationen 2000 fest-
gelegt haben, zielen darauf ab, den Anteil der
Menschen ohne Zugang zu sicherer Wasser-
und Sanitärversorgung bis 2015 zu halbieren
(Zielvorgabe 10). Dies ist nicht das erste Mal,
dass die internationale Gemeinschaft sich ehr-
geizige Zielvorgaben gesetzt hat. Anfang der
1980er Jahre schrieben die Regierungen sich
begeistert das Ziel der Wasser- und Sanitärver-
sorgung für alle bis 1990 auf die Fahnen. Zu
Beginn der Dritten Wasserdekade Anfang der
1990er Jahre wurde wieder das gleiche Ziel for-
muliert. Die 1,1 Milliarden Menschen, die heu-
te keinen Zugang zu sauberem Wasser haben,
und die 2,6 Milliarden ohne Zugang zu Sanitär-
versorgung bezeugen, dass hochrangige interna-
tionale Konferenzen und beeindruckende Ziel-
vorgaben die konkreten Maßnahmen zur
Bereitstellung von Wasser, Toiletten und Ab-
wassersammelsystemen nicht ersetzen können.

Wird die Welt 2015 auf eine weitere Deka-
de unerreichter Zielvorgaben zurückblicken?
Oder werden die kommenden zehn Jahre die
sein, in denen die Lücke zwischen internationa-
len Zielen und den Ergebnissen vor Ort
geschlossen wird? Die Antworten darauf wer-
den von nationalen politischen Handlungskon-
zepten und der internationalen Zusammenar-
beit abhängen. Klar ist, dass Erfolge möglich
sind, und dass Versäumnisse durch Verluste an
Menschenleben und verschwendetem mensch-
lichem Potenzial teuer zu bezahlen sein werden.
Gleichzeitig sollte das Millenniums-Entwick-
lungsziel als Anfang und nicht als Ende angese-
hen werden – als ein Schritt auf dem Weg zum
allgemeinen Zugang zu Wasser. Manchmal
wird vergessen, dass selbst wenn die Zielvorga-
be 10 erreicht wird, es im Jahr 2015 immer
noch 800 Millionen Menschen ohne ausrei-
chenden Zugang zu Wasser und 1,8 Milliarden
Menschen ohne ausreichenden Zugang zu Sa-
nitärversorgung geben wird. Aufgrund des

Bevölkerungswachstums wird jede Abwei-
chung von der Zielvorgabe des Millenniums-
Entwicklungsziels bedeuten, dass die Welt
bezüglich der Wasser- und Sanitärversorgung
stillsteht.

Ein Fortschrittsbericht 
zur Zielvorgabe des 
Millennium-Entwicklungsziels

Es wird vorausgesagt, dass im Laufe der nächsten
Dekade die Bevölkerung der Entwicklungslän-
der um 830 Millionen Menschen wachsen wird.
Ein Viertel des Wachstums entfällt auf die Län-
der Afrikas südlich der Sahara, ein Drittel auf
Südasien. Berücksichtigt man dieses Bevölke-
rungswachstum, so lautet die Herausforderung
des Millenniums-Entwicklungsziels verein-
facht, dass bis 2015 mindestens weitere 900
Millionen Menschen Zugang zu Wasser und
1,3 Milliarden Menschen Zugang zu Sanitär-
versorgung brauchen. Diese Zielvorgaben wer-
den nicht erreicht, wenn die Welt auf dem Kurs
„weiter wie bisher“  weitermacht.

Dies bedeutet, dass in einigen der ärmsten
Länder der Welt täglich mehrere Hunderttau-
send neue Anschlüsse gelegt werden müssen. In
einigen Regionen werden die Neuanschlüsse
drastisch zunehmen müssen, um die Zielvorga-
ben in erreichbare Nähe zu rücken (Tabelle
1.1). In Südasien werden pro Jahr 43 Millionen
Menschen neu an die Sanitärinfrastruktur
angeschlossen werden müssen, verglichen mit
25 Millionen Menschen jährlich im Laufe des
vergangenen Jahrzehnts. Die afrikanischen
Länder südlich der Sahara stehen vor einer ähn-
lich beängstigenden Herausforderung. Zwischen
1990 und 2004 wurden pro Jahr durchschnitt-
lich zehn Millionen Menschen mehr mit saube-
rem Wasser versorgt. Um im Laufe der kom-
menden zehn Jahre die Zielvorgabe zu errei-
chen, wird sich diese Zahl auf 18 Millionen pro
Jahr fast verdoppeln müssen. Die Anzahl der
Menschen, die pro Jahr an die Sanitärversor-

Die 1,1 Milliarden 

Menschen, die heute 

keinen Zugang zu sauberem

Wasser haben und die 

2,6 Milliarden ohne Zugang

zur Sanitärversorgung 

bezeugen, dass 

internationale Konferenzen

konkrete Maßnahmen 

nicht ersetzen können
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zu Sanitärversorgung um 16,5 Millionen
erhöhen. 
Diese Zielvorgaben sind beängstigend, aber

erreichbar. In einigen Fällen hat sich der Fort-
schritt in den vergangenen Jahren beschleunigt,
was Anlass zu Optimismus gibt. Viele der ärms-
ten Menschen der Welt zeigen anhand prakti-
scher Ergebnisse, dass die Millenniums-Zielvor-
gabe in erreichbarer Nähe liegt. Doch es sind
sehr viel schnellere Fortschritte nötig, als seit
1990 verzeichnet wurden.

Wie sind die Aussichten, dass die Welt 
das Millenniums-Entwicklungsziel im Bereich
Wasser- und Sanitärversorgung erreicht? Die
globalen aggregierten Daten zeigen ein
gemischtes Bild. Angesichts großer Fortschritte
in bevölkerungsreichen Ländern wie China
und Indien ist die Welt auf dem richtigen Weg,
den Anteil der Menschen ohne Zugang zu Was-
ser zu halbieren – nicht aber den Anteil der

gung angeschlossen werden, wird sich vervier-
fachen müssen – von sieben Millionen auf fast
28 Millionen pro Jahr. Diese aggregierten regio-
nalen Daten bringen für einzelne Länder ganz
besondere Herausforderungen mit sich:
• Burkina Faso muss bis 2015 für weitere acht

Millionen Menschen Zugang zur Sanitär-
versorgung schaffen – fast sechsmal so viele
Menschen, wie derzeit Zugang haben.

• Äthiopien muss den Versorgungsgrad im
Sanitärbereich um den Faktor drei erhöhen
und für weitere 40 Millionen Menschen
Zugang schaffen.

• Ghana muss das Tempo, mit dem sich der
Versorgungsgrad in den Bereichen Wasser-
und Sanitärversorgung erhöht, verneun-
fachen.

• Kenia muss die Anzahl der Menschen 
mit Zugang zu Wasser um 11,6 Millionen
und die Anzahl der Menschen mit Zugang
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Menschen mit Zugang zu einer verbesserten Wasserquelle (in Millionen)

Jährlicher Durchschnittswert 
der Anzahl der Menschen

 1990 2004 Ziel 2015
Erreichter Zugang 

1990–2004

Notwendiger Zugang, 
um das Ziel zu er-

reichen 2004–2015

Afrika südlich der 
Sahara

226,6 383,8 627,1 10,5 23,1

Arabische Staaten  180,1 231,8 335,8 4,7 6,5

Ostasien und Pazifi k-
raum

1.154,4 1.528,2 1.741,2 22,9 24,3

Südasien 840,6 1.296,4 1.538,1 32,5 22,1

Lateinamerika und 
Karibik

334,3 499,0 527,8 9,0 6,1

Welt 2.767,7 4.266,4 5.029,5 79,5 82,4

Menschen mit Zugang zu verbesserten Sanitäranlagen (in Millionen)

Jährlicher Durchschnittswert 
der Anzahl der Menschen

1990 2004 Ziel 2015
Erreichter Zugang 

1990–2004

Notwendiger Zugang, 
um das Ziel zu er-

reichen 2004–2015

Afrika südlich der 
Sahara

148,4 256,5 556,0 7,2 27,9

Arabische Staaten 120,6 196,0 267,2 4,9 6,9

Ostasien und Pazifi k-
raum

467,0 958,2 1.284,9 32,0 33,6

Südasien 242,9 543,8 1.083,3 24,7 42,5

Lateinamerika und 
Karibik

279,6 423,2 492,2 8,6 8,4

Welt 1.456,9 2.663,9 3.994,0 77,5 120,4

Quelle: Berechnungen basieren auf Daten von WHO, UNICEF 2006 und UN 2005.

Tabelle 1.1 Die Zielvorgabe des Millenniums-Entwicklungsziels: Errungenschaften der Ver-
gangenheit und zukünftige Ziele in den Bereichen Wasser- und Sanitärversorgung



Menschen ohne Zugang zu Sanitärversorgung.
Das Problem mit diesen globalen aggregierten
Daten ist, dass dadurch große Unterschiede
zwischen einzelnen Ländern und Regionen ver-
schleiert werden. Bricht man die Daten auf die
regionale Ebene herunter, so kommt man zu
weniger positiven Ergebnissen (Grafik 1.20).
Setzen sich die derzeitigen Trends fort, werden
einige Regionen die Zielvorgabe im Bereich
Wasser- und Sanitärversorgung verfehlen. Die
afrikanischen Länder südlich der Sahara wer-
den die Zielvorgabe in Bezug auf Wasser um
eine ganze Generation verfehlen, und die Ziel-
vorgabe zur Sanitärversorgung um mehr als
zwei Generationen. Südasien wird die Zielvor-
gabe zur Sanitärversorgung um vier Jahre ver-
fehlen, und die arabischen Staaten die Wasser-
Zielvorgabe um 27 Jahre. Blickt man über das
Bild hinaus, das sich auf regionaler Ebene dar-
stellt, und bricht man die Daten auf die natio-
nale Ebene herunter, so wird ersichtlich, dass es
weiteren Grund zur Sorge gibt. Weil die Mil-
lenniums-Entwicklungsziele für alle gelten, sind
es die Leistungen auf nationaler Ebene, die zäh-
len – und die gegenwärtigen Leistungen fallen
weit hinter das Niveau zurück, das erforderlich
ist:
• Wasser: 55 Länder sind nicht auf dem rich-

tigen Weg, und die Zielvorgabe wird um
rund 234,5 Millionen Menschen verfehlt.
Insgesamt 800 Millionen Menschen werden
noch immer keinen Zugang zu Wasser
haben. 

• Sanitärversorgung: 74 Länder sind nicht auf
dem richtigen Weg, und die Zielvorgabe
wird um 430 Millionen Menschen verfehlt.
2,1 Milliarden Menschen werden noch
immer keinen Zugang zu sanitärer Versor-
gung haben.
Diese Zahlen stellen das gesamte Ausmaß

der Unterversorgung als zu gering dar. Zum
Beispiel werden die oben erörterten Probleme
nicht berücksichtigt, die mit der Qualität und
der Stetigkeit der Versorgung zusammenhän-
gen. Auch spiegeln diese Zahlen nicht die Pro-
bleme wider, vor denen Länder stehen, die über
die einfachste Versorgung hinausgehen müssen.
Die Hochrechnung macht jedoch zwei wichtige
Aspekte der Herausforderungen der Millen-

niums-Entwicklungsziele deutlich. Erstens wird
Afrika südlich der Sahara, die ärmste Region
der Welt, 2015 voraussichtlich mit dem größ-
ten Defizit konfrontiert sein. In Bereich Was-
ser- und Sanitärversorgung, wie auch in ande-
ren Bereichen menschlicher Entwicklung, fällt
Afrika südlich der Sahara weiter zurück. 2015
wird mehr als die Hälfte des globalen Versor-
gungsdefizits mit sauberem Wasser auf die Län-
der Afrikas südlich der Sahara entfallen, und
knapp die Hälfte des Defizits im Bereich Sani-
tärversorgung. Auf Südasien entfällt der größte
Teil des restlichen Defizits. Diese größer wer-
dende Kluft zwischen den afrikanischen Län-
dern südlich der Sahara und dem Rest der Welt
wird weitergehende Ungleichheiten in den Be-
reichen Gesundheit, Bildung und Armutsmin-
derung mit sich bringen. 

Zweitens wird sich die weltweit bestehende
Kluft zwischen der Wasser- und der Sanitärver-
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Einige Regionen liegen weit hinter 
der Erreichung der Zielvorgaben 
des Millenniums-Entwicklungs- 
ziels bei der Wasser- und 
Sanitärversorgung zurück

Grafik 1.20
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zusätzliche Bevölkerung versorgen müssen. Ein
großer Teil des Wachstums wird in den oder
um die bereits überfüllten Slums, peri-urbanen
Gebiete und informellen Siedlungen stattfin-
den. Extrem arme Migranten aus ländlichen
Gegenden ziehen in Wohngebiete, in denen es
an einfachster Infrastruktur zur Wasser- und
Sanitärversorgung fehlt. Die Warnsignale las-
sen sich bereits erkennen. In rund 29 Ländern –
darunter China, Indonesien, Mosambik, Nigeria,
den Philippinen, Uganda und dem Jemen – ist
der Versorgungsgrad im Laufe der vergangenen
zehn Jahre gesunken (Grafik 1.21). 

Einsparungen durch Erreichung 
der Millenniums-Zielvorgabe

Was würde es kosten, bei der Wasser- und Sani-
tärversorgung auf den richtigen Kurs einzu-
schwenken, um das Millenniums-Entwicklungs-
ziel zu erreichen? Die Antwort hängt von den
Annahmen ab, die bezüglich des Niveaus und
der Art der Technologie und bezüglich der Kos-
ten der Bereitstellung gemacht werden. Da keine
verlässlichen Daten vorliegen, ist es gewagt, glo-
bale Schätzungen vorzunehmen, doch es gibt
eine überraschend hohe Übereinstimmung bei
den verschiedenen Untersuchungsansätzen. 

Die gegenwärtigen Ausgaben im Bereich
Wasser- und Sanitärversorgung in Entwick-
lungsländern werden auf 14 bis 16 Milliarden
US-Dollar pro Jahr geschätzt (ohne die Klärung
von Abwässern). Der breite Konsens bezüglich
der zusätzlichen Finanzierung, die nötig ist, um
die Millenniums-Zielvorgabe mit kostengüns-
tigen, nachhaltigen Technologien zu erreichen,
beläuft sich auf zehn Milliarden US-Dollar
jährlich.61 Dies stellt die Untergrenze der min-
destens nötigen Finanzierung dar. Darin spie-
geln sich die Kosten wider, die anfallen, wenn
man die Wasser- und Sanitärversorgung auf
dem einfachsten technologischen Niveau aus-
weitet. Will man ein höheres Niveau anbieten
und gleichzeitig die bislang belieferten Men-
schen wie gehabt versorgen, kämen noch einmal
15 bis 20 Milliarden US-Dollar pro Jahr hinzu.
Sehr viel mehr Geld bräuchte man, wenn die
Zielvorgabe die Kosten für das Sammeln und
Klären von Haushaltsabwässern enthielte.

sorgung vergrößern. Es besteht die Gefahr, dass
der potentielle Nutzen von Fortschritten bei 
der Wasserversorgung durch Versäumnisse 
im Bereich der Sanitätsversorgung untergra-
ben wird. In der Tat könnte in Gegenden, 
wo die Entwässerung und die Entsorgung
menschlicher Abfälle unzulänglich sind, ein
Mehr-Angebot an Wasser die Probleme im
Bereich öffentliche Gesundheit verschärfen.
Das gilt insbesondere für die überlaufenen
Städte. Es wäre ein schlimmer Rückschlag 
für die menschliche Entwicklung, wenn die
Welt zu Beginn des 21. Jahrhundert die Fehler
wiederholen würde, die sie in der zweiten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts in Europa gemacht
hat.

Die Kluft zwischen Stadt und Land wird
weiterhin von Bedeutung bleiben. Ländliche
Gebiete werden auch im Jahr 2015 den größten
Teil des globalen Defizits ausmachen. Die
Urbanisierung wird jedoch zunehmenden
Druck erzeugen. Im Laufe der zehn Jahre bis
2015 wird die städtische Bevölkerung in Ent-
wicklungsländern um 675 Millionen Menschen
wachsen, ihr Anteil von 42 Prozent auf 48 Pro-
zent steigen. Nur um den gegenwärtigen Ver-
sorgungsgrad zu halten, werden die Städte diese
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Aufgrund der rapiden Urbanisierung in einigen Ländern sinkt 
der Versorgungsgrad mit Wasser 
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Diese Zahlen sind Annäherungswerte für
die Kostenseite der Gleichung. Wie sieht es mit
dem Nutzen aus? Die Untersuchungen der
Weltgesundheitsorganisation (WHO) für den
diesjährigen Bericht widmen sich dieser Frage.
Aus den Untersuchungen ergeben sich über-
wältigende Argumente für mehr Investitionen
in die Wasser- und Sanitärversorgung. Diese
Argumente gehen über die beschränkte Kosten-
Nutzen-Kalkulation hinaus, so beeindruckend
diese Zahlen auch sind. Die Argumente sind
weiterreichend, eine Aufforderung zu staat-
lichem Handeln. Einige der wichtigsten Ergeb-
nisse:
• Wenn die Millenniums-Zielvorgabe er-

reicht würde, würden im Jahr 2015 insge-
samt 203.000 weniger Kinder sterben,
davon 124.000 in Afrika südlich der Saha-
ra. Zusammengenommen könnten im Lau-
fe der kommenden zehn Jahre mehr als eine
Million Menschenleben gerettet werden,
wenn die Welt den richtigen Kurs einschla-
gen würde.

• Der wirtschaftliche Ertrag in Form von
gesparter Zeit, erhöhter Produktivität und
verringerten Gesundheitskosten beträgt für
jeden in die Erreichung der Zielvorgabe
investierten US-Dollar acht US-Dollar.

• Der wirtschaftliche Gesamtnutzen beläuft
sich auf 38 Milliarden US-Dollar, wobei 
15 Milliarden US-Dollar auf die Länder
Afrikas südlich der Sahara entfallen (knapp
unter zwei Prozent des BIP), acht Milliar-
den US-Dollar auf Lateinamerika und fünf
Milliarden US-Dollar auf Südasien.

• Allein durch die Verringerung der Durch-
fallerkrankungen würde man 272 Millionen
Schultage gewinnen, die meisten davon in
Afrika südlich der Sahara und in Südasien. 

• Wenn man die Zielvorgabe im Bereich
Wasser- und Sanitärversorgung erreicht,
würde man pro Jahr rund 1,7 Milliarden
US-Dollar Kosten einsparen, die mit der
Behandlung wasserbedingter übertragbarer
Krankheiten zusammenhängen. Die Länder
Afrikas südlich der Sahara würden pro Kopf
ca. zwei US-Dollar einsparen – was etwa 
12 Prozent der Staatsausgaben für das
Gesundheitswesen ausmacht.62 Durch die

verringerten Aausgaben würden Mittel für
andere Prioritäten wie HIV/Aids freigesetzt.

• Wenn man nur berücksichtigt, wie sich die
verringerte Zahl an Durchfallerkrankungen
auswirkt, würden die Menschen im Alter
zwischen 15 und 59 Jahren 3,2 Milliarden
Arbeitstage gewinnen. Die durch eine
bequemere Wasserversorgung eingesparte
Zeit würde sich auf weitere 20 Milliarden
Arbeitstage pro Jahr belaufen. Die meisten
dieser Arbeitstage würden Frauen gewin-
nen. Verbunden mit einer höheren Produk-
tivität aufgrund der verbesserten gesund-
heitlichen Situation sind diese Einsparun-
gen potentiell eine bedeutsame Quelle für
Wirtschaftswachstum und Haushaltsein-
kommen.63

Diese Zahlen geben nur ein sehr einseitiges
Bild wider. Sie erfassen zum Beispiel nicht den
Nutzen im Bildungsbereich, zur Stärkung der
Rolle der Frauen, für die menschliche Würde
oder bei der Verringerung von Leid und
Schmerzen dadurch, dass weniger Kinder ster-
ben. Aber sie machen die sich gegenseitig ver-
stärkenden Argumente – wirtschaftlicher Art
und im Sinne der menschlichen Entwicklung –
deutlich, in das Millenniums-Entwicklungsziel
zu investieren.

Die wichtigen Eckzahlen zur Erreichung
des Millenniums-Entwicklungsziel scheinen
groß zu sein. Doch man muss sie im Zusam-
menhang sehen. Die zehn Milliarden US-Dol-
lar, die jährlich erforderlich sind, um die Welt
in Bezug auf das Ziel 2015 auf den richtigen
Kurs zu bringen, entsprechen den globalen
Militärausgaben von rund acht Tagen. Wenn es
darum geht, die menschliche Sicherheit zu
erhöhen (im Unterschied zum enger definier-
ten Verständnis von nationaler Sicherheit), so
würde die Umwidmung selbst geringer Beträge
aus dem Bereich der Militärausgaben in Investi-
tionen in die Wasser- und Sanitärversorgung
sehr große Renditen erwirtschaften. Natürlich
ist die nationale Sicherheit für jedes Land unab-
dingbar. Wenn das Ziel jedoch darin besteht,
das Leben der Bürgerinnen und Bürger zu
schützen, so findet man kaum eine staatliche
Investition, durch die sich potentiell mehr
Leben retten ließen.

Wenn die Millenniums-

Zielvorgabe erreicht würde,
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nen, nicht weiter zu gehen als bis zur Millenni-
ums-Zielvorgabe. Würde die Welt bis 2015 den
allgemeinen Zugang zu Wasser- und Sanitär-
versorgung sicherstellen, würden im Laufe der
nächsten zehn Jahre zwei Millionen Todesfälle
verhindert. Natürlich werden viele argumentie-
ren, dass eine solche Zielvorgabe unrealistisch
sei. Doch durch die Tatsache, dass viele der
ärmsten Länder der Welt in einem Tempo
Fortschritte gemacht haben, das weit über das
hinausgeht, was nötig ist, um die Zielvorgabe zu
erreichen, wird die offensichtliche Gegenfrage
aufgeworfen: Ist die Zielvorgabe für 2015 nicht
ausreichend ambitioniert?

Nach jeglichen Kriterien der Vernunft ist
die Investition, um dieses Millenniums-Ent-
wicklungsziel zu erreichen, ihren Preis wert.
Diese Investition kann im Laufe der kommen-
den zehn Jahre mehr als eine Million Leben ret-
ten, kann die erdrückende Verschwendung von
Bildungspotenzialen beenden und kann als
Katalysator für wirtschaftliches Wachstum wir-
ken. Aus der Perspektive menschlicher Ent-
wicklung besteht die eigentliche Frage nicht
darin, ob die Welt es sich leisten kann, die Mil-
lenniums-Zielvorgabe zu erreichen, sondern ob
sie es sich leisten kann, diese Investition nicht
zu tätigen, und sogar, ob wir es uns leisten kön-

BERICHT ÜBER DIE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG 200676

1

D
ie

 K
ri

se
 d

er
 W

as
se

r-
 u

nd
 S

an
it

är
ve

rs
or

gu
ng

 b
ee

nd
en

Wie die Menschen in der 

reichen Welt haben 

auch die Menschen in 

Entwicklungsländern 

das Recht, bessere 

Versorgungssysteme 

anzustreben

Zu Beginn des Zehnjahres-Countdowns bis
2015 nähert sich die internationale Gemein-
schaft schnell einem Scheidepunkt. Es gibt eine
Chance, im Laufe der kommenden zehn Jahre
für die Millenniums-Entwicklungsziele das zu
tun, was die großen Reformbewegungen des 
19. Jahrhunderts für die Wasser- und Sanitär-
versorgung in Europa und den Vereinigten
Staaten getan haben. Diese Bewegungen kön-
nen uns zeigen, wie man Bündnisse für Verän-
derungen mobilisiert: die Politik – nicht Finan-
zen, Technologie oder Wirtschaft – ist noch
immer der Schlüssel zum Fortschritt. Wenn die
2015er-Ziele erreicht werden und schnelle
Fortschritte in Richtung einer allgemeinen Ver-
sorgung gemacht werden, so würde dies helfen,
Millionen Menschen von der Geißel der Armut
zu befreien, es würde das wirtschaftliche
Wachstum ankurbeln und würde dem Überle-
ben von Kindern, der Bildung und Geschlech-
tergerechtigkeit nutzen.

Das Millenniums-Entwicklungsziel und
2015 sind ein erstes Zwischenziel, noch nicht
das Endziel. Dies gilt in doppeltem Sinne. Erstens
ist das letztliche Ziel im Bereich der Wasser-
und Sanitärversorgung der allgemeine Zugang.

Mit erfolgreicher politischer Führung haben
die meisten Länder das Potenzial, die Zielvor-
gabe zu übertreffen und sich rasch in Richtung
des allgemeinen Zugangs zu bewegen. Zweitens
sollte das Versorgungsniveau, das nötig ist, um
das Kriterium für verbesserten Zugang zu erfül-
len nicht als Endziel angesehen werden, son-
dern als erste Stufe auf einer Leiter. Es würde
schon einen riesigen Unterschied ausmachen,
wenn man sicherstellt, dass alle Menschen
Zugang zu den einfachsten Technologien
haben. Es gäbe dann im Jahr 2015 fast 600.000
Todesfälle bei Kindern weniger. Das wäre eine
große Leistung. Es würden jedoch immer noch
mehr als eine Million Kinder pro Jahr an
Durchfallerkrankungen sterben. Diese Zahl zu
senken wird dauerhafte Fortschritte auf einem
höheren Versorgungsniveau erfordern. Wie die
Menschen in der reichen Welt haben auch die
Menschen in Entwicklungsländern das Recht,
bessere Versorgungssysteme anzustreben. Dazu
gehört zum Beispiel Leitungswasser in den
Häusern, der Zugang zu Netzwerken für die
Sanitärversorgung und eine Wasser- und Sanitär-
versorgungsinfrastruktur, die die Möglichkeit
zur Klärung von Abwässern bietet. Zwar sind

Realisierung von Fortschritten



diese Ziele in vielen Ländern unter Umständen
nicht sofort erreichbar, aber es ist doch wichtig,
dass die Politik Schritt für Schritt darauf hin-
arbeitet, sie zu erreichen.

Die vordringliche Sorge zu Beginn des
Zehnjahres-Countdowns bis zur Zielvorgabe
2015 ist die reale – und wachsende – Gefahr,
dass selbst die Millenniums-Zielvorgabe ver-
fehlt wird. Ein solches Ergebnis abzuwenden
erfordert sofortiges Handeln. Defizite im
Bereich der Wasser- und Sanitärversorgung las-
sen sich nicht rasch beheben. Investitionen und
politische Handlungskonzepte, die heute auf
den Weg gebracht werden, brauchen mehrere
Jahre, um im nötigen Umfang Ergebnisse zu
erzielen. Zeit ist ein Luxus, den sich die Regie-
rungen der Entwicklungsländer und die Geber-
länder nicht leisten können. Wenn politische
Maßnahmen und Investitionen nicht rasch auf
den Weg gebracht werden, wird es zum Aufho-
len zu spät sein.

In Kapitel 2 und 3 geht es ausführlicher um
einige der spezifischen politischen Handlungs-
konzepte, die erforderlich sind, um die Millen-
niums-Zielvorgabe und weitergehende Zielvor-
gaben im Bereich der Wasser- und Sanitärver-
sorgung in erreichbare Nähe zu rücken. Der
Schwerpunkt liegt hier auf einigen der erforder-
lichen zentralen politischen Handlungskonzep-
te und weitergehenden Ansätze in vier Bereichen,
die die Grundlage für zukünftige Fortschritte
darstellen:
• Menschenrechte.
• Nationale Strategien.
• Internationale Entwicklungshilfe.
• Ein globaler Aktionsplan für den Bereich

Wasser- und Sanitärversorgung.

Anerkennung des Menschenrechts
auf Wasser- und Sanitärversorgung 

Der Ausgangspunkt und das vereinende Prin-
zip staatlichen Handelns im Bereich der Was-
ser- und Sanitärversorgung bestehen darin,
anzuerkennen, dass Wasser ein grundlegendes
Menschenrecht ist. Im Jahr 2002 hat der Aus-
schuss für Wirtschaftliche, Soziale und Kultu-
relle Rechte der Vereinten Nationen einen All-
gemeinen Kommentar zum „Menschenrecht

auf Wasser…für den persönlichen und den
häuslichen Gebrauch“, verabschiedet und damit
einen rechtlich nicht bindenden normativen
Rahmen für die schrittweise Umsetzung des
Menschenrechts auf Wasser- und Sanitärver-
sorgung festgelegt.

Nun besteht die wichtigste politische
Herausforderung darin, diesen Rahmen mit
Substanz zu füllen. Ein zentrales Merkmal des
auf Rechten basierenden Ansatzes besteht
darin, dass er auf Prinzipien wie Gleichheit, All-
gemeingültigkeit und Nicht-Diskriminierung
beruht. Menschen von Dienstleistungen im
Bereich der Wasser- und Sanitärversorgung
anhand von Kriterien wie Armut, Zahlungsfä-
higkeit, Gruppenzugehörigkeit oder Wohnort
auszuschließen, ist eine Verletzung des Men-
schenrechts auf Wasser. Wenn Wasser ein
Menschenrecht ist, das die Regierungen zu
gewährleisten verpflichtet sind, so heißt das,
dass viele Regierungen der Welt sowohl in ent-
wickelten als auch in Entwicklungsländern ihre
Verpflichtungen bei weitem nicht ausreichend
erfüllen. Sie verletzen die Menschenrechte ihrer
Bürgerinnen und Bürger in großem Stil.

An einem auf Rechten basierenden Ansatz
festzuhalten erfordert, dass auf nationaler Ebe-
ne Gesetze, politische Handlungskonzepte,
Vorgehensweisen und Institutionen entwickelt
werden, die Schritt für Schritt dazu führen, dass
das Menschenrecht auf Wasser Realität wird.
Die Bereitstellung von mindestens 20 Litern
Wasser pro Person pro Tag sollte als Mindest-
ziel angesehen werden, um das Recht auf Was-
ser zu gewährleisten. In den politischen Hand-
lungskonzepten sollten auf nationaler Ebene
anerkannte Strategien dargelegt werden, durch
die diese Zielvorgabe erreicht werden soll, sowie
Maßstäbe zur Messung der Fortschritte. Ent-
schädigungsmechanismen und die Rechen-
schaftspflicht der Regierungen sind ebenfalls
von entscheidender Bedeutung.

Eines der Merkmale eines Menschenrechts
ist seine Allgemeingültigkeit. In erster Linie
sind es die nationalen Regierungen, die der Ver-
pflichtung nachkommen müssen, Wasser für
alle bereitzustellen – aber es gibt auch globale
Verantwortungsbereiche. Der Allgemeine
Kommentar von 2002 erkannte die besondere
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Der Bereich Wasser- und Sanitärversorgung
hat auf Regierungsebene kaum Fürsprecher.
Ein Ausgangspunkt für Veränderungen besteht
darin, die Wasser- und Sanitärversorgung aus
ihrem Schattendasein herauszuführen und sie
ins politische Alltagsgeschäft zu integrieren.
Typischerweise ist die Verantwortung für die
nationale Wasserversorgung auf mehrere Fach-
ministerien verteilt, die weitergehende Aufga-
ben haben. Meist wird die Zuständigkeit für die
Wasser- und Sanitärversorgung der Haushalte
an untergeordnete Minister übertragen, als Teil
ihres weitergehenden Mandats (von Umwelt
bis hin zu Wohnungsbau oder ländlicher Ent-
wicklung). Die Sanitärversorgung ist vom Zen-
trum der politischen Macht noch weiter ent-
fernt. Würde man Ministerien einrichten, die
der Wasser- und Sanitärversorgung gewidmet
sind und die von ranghöheren Ministern geleitet
werden, so würde dadurch eine politische
Struktur geschaffen, mit der die Fragmentie-
rung des politischen Handlungsrahmens und
die daraus folgende Unterfinanzierung über-
wunden werden kann. Genauso wichtig ist, dass
dies der gesamten Regierung das klare Signal
geben würde, dass die Wasser- und Sanitär-
versorgung ins erste Drittel der nationalen po-
litischen Prioritäten fällt.

Zur fehlenden politischen Vertretung kann
Stigmatisierung hinzukommen. Eine unzurei-
chende Sanitärversorgung ist für den Tod von
einer großen Anzahl von Kindern verantwort-
lich, setzt die öffentliche Gesundheit aufs Spiel,
untergräbt die Menschenwürde und bremst das
wirtschaftliche Wachstum. Doch das Thema ist
mit einem politischen Stigma behaftet, das fast
so intensiv ist, dass es an die Stigmata rund um
HIV/Aids erinnert. Es erfordert nationale poli-
tische Führungsstärke von hohem Rang, um
dieses Stigma und die politische Prüderie rund
um das Thema Sanitärversorgung zu überwin-
den.

Eine vielleicht noch größere Hürde, die
Veränderungen entgegensteht, ist die Wechsel-
wirkung zwischen Stigma und sozialer Aus-
grenzung. Im Falle von HIV/Aids haben der
willkürliche Charakter der Krankheit und die
verheerenden Auswirkungen auf die Menschen
– über wohlstandsbedingte Trennlinien hin-

Verantwortung der entwickelten Staaten an,
ärmere Länder durch „finanzielle und technische
Zusammenarbeit und notwendige Entwick-
lungshilfe“ zu unterstützen.

Einige Kommentatoren sehen die Verwen-
dung von Menschenrechtsbegriffen in Bezug
auf Wasser und andere gesellschaftliche und
wirtschaftliche Anspruchsberechtigungen als
Beispiele für rhetorisches „Geschwätz“  an. Diese
Einschätzung ist falsch. Wasser zu einem Men-
schenrecht zu erklären bedeutet natürlich
nicht, dass die Wasserkrise in kurzer Zeit gelöst
wird. Auch bietet ein Menschenrechtsrahmen
keine automatischen Antworten auf schwierige
politische Fragen bezüglich der Preisgestaltung,
Investitionen und der Bereitstellung von
Dienstleistungen. Die Menschenrechte stellen
jedoch einen mächtigen moralischen Anspruch
dar. Sie können auch die Verhandlungsmacht
stärken, Erwartungen wecken und die Armen
in die Lage versetzen, ihre Anspruchsberech-
tigungen durch rechtliche und politische Kanäle
auszuweiten – und durch Forderungen nach
staatlichen Mitteln und Ressourcen der inter-
nationalen Gemeinschaft.

Entwicklung überzeugender 
nationaler Strategien

Der offensichtliche Ausgangspunkt für eine
Kampagne für den allgemeinen Zugang zu Was-
ser- und Sanitärversorgung ist der politische
Wille, allgemein definiert als Entschluss, das
Thema in den Mittelpunkt der nationalen
Agenda zu rücken. Es ist nicht schwierig, die
finanziellen, technologischen und institutionel-
len Hürden für Fortschritte zu identifizieren,
doch diese Hürden sind oft Symptome eines tie-
fer liegenden Problems – eines politischen Füh-
rungsdefizits. Für die menschliche Entwicklung
und den Wohlstand der Nationen ist die Sicher-
stellung der Versorgung mit sauberem Wasser
und Sanitärinfrastruktur genauso fundamental
wie die Wirtschaftspolitik, der internationale
Handel, das Gesundheits- oder Bildungswesen.
Doch nach der weit verbreiteten Wahrnehmung
werden der Wasser- und Sanitärversorgung nur
begrenzte Forderungsansprüche auf finanzielle
und politische Ressourcen zugestanden.
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weg – politische Führungskräfte und Gruppen
mit hohem Einkommen gezwungen, sich mit
ihren eigenen Vorurteilen auseinanderzuset-
zen: Die Krankheit respektiert keine sozialen
Trennlinien. Im Bereich der Wasser- und
Sanitärversorgung sieht es ganz anders aus. Zu
einem überwältigenden Teil werden die Kosten
der Ausgrenzung von armen Haushalten und
insbesondere von Frauen getragen. Zwar
stimmt es, dass einige der Kosten auf die gesam-
te Gesellschaft umgelegt werden, doch die Men-
schen, die in den städtischen Slums und länd-
lichen Randgebieten leben, tragen die Haupt-
last. Es sind die Kinder der Armen, nicht der
militärischen Machthaber und obersten Regie-
rungsbeamten, die das größte Risiko tragen, an
Durchfallerkrankungen zu früh zu sterben. Es
sind die jungen Mädchen in armen Haushalten,
die mit größter Wahrscheinlichkeit zu Hause
bleiben müssen und nicht zur Schule gehen
können. 

Die Krise im Bereich der Wasser- und Sani-
tärversorgung ist in überwiegendem Maße eine
Krise der gesellschaftlich marginalisierten
Gruppen. Statt diese Krise als eine Bedrohung
für die Gesellschaft als Ganzes wahrzunehmen,
wird sie – wie falsch das auch immer sein mag –
weitgehend als ein Problem angesehen, dass
man einzäunen kann oder mit dem man sich
stückchenweise beschäftigen kann. Diese Sicht-
weise ist eine genauso große Hürde für den
Fortschritt wie Finanzen oder Technologie.
Damit sich dies ändert, müssen führende Poli-
tiker Fragen der Ungleichheit und die Tatsa-
che, dass alle gemeinsam Bürgerinnen und Bür-
ger eines Landes sind, ins Zentrum nationaler
Entwicklungsstrategien rücken – auf eine Art
und Weise, die selten augenscheinlich ist.
Außerdem brauchen die Armen und die Frauen
unter politischen Entscheidungsträgern und
Wasserversorgern eine stärkere Stimme.

Auf vielen Ebenen ist offensichtlich, dass
die Wasser- und Sanitärversorgung nur geringe
Priorität genießt. Mit einigen wenigen beach-
tenswerten Ausnahmen war sauberes Wasser
selten ein Thema, das auf nationaler Ebene
wahlentscheidend war – und man findet kaum
einen einzigen Fall, wo der Zugang zu Toiletten
ein zentrales Anliegen war. Der Druck in Rich-

tung radikaler Reformen glänzt durch Abwe-
senheit. Innerhalb der Regierungen liegt die
Verantwortung für die Wasserversorgung oft
bei einem untergeordneten Ministerposten,
und die Sanitärversorgung wird oft nicht als so
wichtig angesehen, als dass sie überhaupt einen
Ministerposten verdienen würde.

In den nationalen Programmen zur Armuts-
minderung spiegelt sich die weit verbreitete
unkritische Vernachlässigung der Wasser- und
Sanitärversorgung wider. Dieser Sektor taucht
selten prominent in irgendwelchen Strategie-
dokumenten zur Armutsbekämpfung (PRSPs)
auf – den Dokumenten, in denen die nationa-
len Planungen dargelegt und die Kooperations-
bedingungen zwischen Gebern und Empfän-
gern von Entwicklungshilfe definiert werden.
In einer Untersuchung in fünf Ländern fand
sich nur ein Fall, in dem die Wasser- und Sanitär-
versorgung erfolgreich integriert worden war:
Uganda.64 In den meisten PRSPs werden – im
Gegensatz zu makroökonomischen Reformen,
Bildung und Gesundheit – die Wasser- und die
Sanitärversorgung geringschätzig behandelt. Es
werden ihnen kaum mehr als ein paar beschrei-
bende Abschnitte und allgemeine prinzipielle
Erklärungen gewidmet, die keine Ähnlichkeit
mit einer strategischen Reformagenda haben
oder gar eine Finanzierung dafür vorsehen. Die
Schwäche der PRSPs spiegelt wiederum das
begrenzte Interesse der Geber an der Wasser-
und Sanitärversorgung wider.

Die Zuweisung von Haushaltsmitteln ver-
stärkt das Bild, dass die Wasser- und Sanitärver-
sorgung vernachlässigt wird. Es gibt kaum staat-
liche Investitionen, die mehr dazu beitragen,
die menschliche Sicherheit zu erhöhen oder
Wohlstand zu schaffen, als Investitionen in die
Wasser- und Sanitärversorgung. Sauberes Was-
ser und funktionierende Toiletten gehören zu
den wirksamsten Maßnahmen im Gesundheits-
bereich, die Regierungen tätigen können. Hin-
sichtlich des Nutzens, der dadurch erzielt wird,
können sie sich mit Immunisierungsprogram-
men messen. Wie die Ausgaben in den Bereichen
Bildung oder Gesundheit, so nutzen öffentliche
Ausgaben in den Bereichen Wasser- und Sanitär-
versorgung einzelnen Personen wie auch der
Gesellschaft. Es werden dadurch auch weiterge-
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tors sind die Ausgaben im Bereich der Sanitär-
versorgung typischerweise deutlich niedriger als
im Bereich der Wasserversorgung. In Afrika
südlich der Sahara und in Asien liegen die
Investitionen in die Sanitärversorgung im
Durchschnitt bei ca. 12 bis 15 Prozent der
Gesamtausgaben. Insgesamt sind die Ausgaben
nicht nur im Verhältnis zum Nationaleinkom-
men niedrig, sondern auch im Vergleich zu den
Ausgaben in anderen sozialen Bereichen, wie
z. B. im öffentlichen Gesundheitswesen.
Gemessen an den Militärausgaben erreicht die
Kluft riesige Größenordnungen. Zum Beispiel
gibt Indien mehr als achtmal so viel von seinem
nationalen Wohlstand für seinen Militärhaus-
halt aus, als für die Wasser- und Sanitärversor-
gung. Pakistan gibt 47 Mal so viel aus. In Afrika
südlich der Sahara beschränkt das niedrige
Durchschnittseinkommen ganz klar die staatli-
chen Ausgabekapazitäten. Dennoch gelingt es
Äthiopien, einem der ärmsten Länder der Welt
mit einem besonders niedrigen Versorgungs-
grad (und einer besonders hohen Kindersterb-
lichkeit aufgrund von Durchfallerkrankungen),
fast zehnmal so viel für Militärausgaben zu
mobilisieren, wie für die Wasser- und Sanitär-
versorgung. Südafrika ist eines der wenigen
Länder, die weniger für ihren Militärhaushalt
ausgeben, als für die Wasser- und Sanitärversor-
gung.

Die Haushaltsprioritäten werfen einige
wichtige Fragen bezüglich der öffentlichen
Ausgaben auf. Alle Länder sehen die nationale
Sicherheit und Verteidigung als vorrangig an.
Blickt man jedoch durch das Prisma menschli-
cher Sicherheit, kann man kaum die Schlussfol-
gerung vermeiden, dass die Wasser- und Sanitär-
versorgung im Verhältnis zu den Militärausga-
ben unterfinanziert sind. In Indien fordern
Durchfallerkrankungen jährlich rund 450.000
Menschenleben pro Jahr – mehr als in irgendei-
nem anderen Land – und in Pakistan 118.000.
In beiden Ländern ist die Sterblichkeit auf-
grund von Durchfallerkrankungen sehr viel
höher, als man aufgrund des Durchschnittsein-
kommens dieser Länder vorhersagen würde.
Pakistan rangiert in der Weltrangliste der
Todesfälle aufgrund von Durchfallerkrankun-
gen 28 Plätze höher als bei seinem BIP pro

hende öffentliche Güter wie mehr Geschlechter-
gerechtigkeit und Chancengleichheit geschaffen.
Es gibt immer Forderungen, die miteinander in
Konkurrenz stehen, wenn es um die öffentlichen
Ausgaben geht. Doch die hohen gesellschaft-
lichen und wirtschaftlichen Erträge von Inves-
titionen in die Wasser- und Sanitärversorgung
legen nahe, dass diese Investitionen eher eine
Priorität darstellen sollten, statt eines Haushalts-
postens, der jemandem nachträglich noch einge-
fallen zu sein scheint.

Die Struktur der nationalstaatlichen Ausga-
ben erzählt ihre eigene Geschichte. Es ist
schwierig, die tatsächlichen staatlichen Ausga-
ben in den Bereichen Wasser- und Sanitärver-
sorgung zu erfassen – zum Teil aufgrund der
fragmentierten Finanzierung über mehrere
Ministerien hinweg, zum Teil aufgrund der
Dezentralisierung und zum Teil, weil die
Finanzierung durch Geber oft nicht im Staats-
haushalt auftaucht. Typischerweise belaufen
sich die staatlichen Ausgaben in diesem Sektor
insgesamt auf weniger als 0,5 Prozent des BIP.
In Pakistan und Sambia betragen sie nur 
0,1 Prozent (Grafik 1.22). Innerhalb dieses Sek-
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Wasser: In vielen Staatshaushalten ist Wasser von geringer BedeutungGrafik 1.22
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Kopf, und Indien rangiert 14 Plätze höher.
Natürlich spielen viele Faktoren eine Rolle,
doch das niedrige Ausgabenniveau in den Berei-
chen Wasser- und Sanitärversorgung trägt mit
Sicherheit dazu bei.

In den vergangen Jahren gab es einige ermu-
tigende Budget-Entwicklungen bei der Wasser-
und Sanitärversorgung. Viele Regierungen
beginnen die zentrale Bedeutung der Fort-
schritte in diesem Bereich anzuerkennen und
haben im Rahmen nationaler Strategien die
Ausgaben erhöht, um das Millenniums-Ent-
wicklungsziels zu erreichen oder zu übertreffen.
Uganda hat die öffentlichen Ausgaben für die
Wasser- und Sanitärversorgung rasch erhöht,
sowohl anteilig am Bruttonationaleinkommen
– von 0,1 Prozent 1997 auf 0,4 Prozent im Jahr
2002 (und auf vorausgesagte 0,7 Prozent im
Jahr 2004) – und in absoluten Zahlen aufgrund
des hohen Wachstums.65 In Indien hat die Zen-
tralregierung die Ausgaben für die ländliche
Sanitärversorgung seit 2002 vervierfacht, und
die Ausgaben für die ländliche Wasserversor-
gung verdoppelt. Die öffentlichen Ausgaben
wurden als vorrangig identifiziert, um breit
angelegtes Wachstum zu erreichen und die
menschliche Entwicklung zu beschleunigen.
Mit ca. 0,41 Prozent des Bruttonationalein-
kommens 2005/06 liegen die Ausgaben um ein
Drittel höher als 2002/03. Der größte Teil der
Erhöhung kam aus dem nationalen Haushalt.
Die Ausgaben der Bundesstaaten sind aufgrund
großer Haushaltsdefizite und – in einigen der
am schlimmsten betroffenen Bundesstaaten auf-
grund fragwürdiger Allokationsentscheidungen
– beschränkt.

Nationale Haushaltsentscheidungen sind
eine der Schlüsselkomponenten jeder Strategie,
um Fortschritte bei der Wasser- und Sanitär-
versorgung zu erzielen. Ohne berechenbare
Finanzierung kann die Festlegung von Zielen
oder Zielvorgaben zu einer bedeutungslosen
Übung verkommen. Eines der Merkmale der
Länder, die dauerhaft Fortschritte gemacht
haben, ist das politische Engagement, unter-
stützt durch reales Engagement, das sich im
Haushalt widerspiegelt. Das politische Kapital
ist ganz genauso wichtig wie die Finanzen. Und
Wasser als ein Menschenrecht zu etablieren

kann als eine Art Investition von politischem
Kapital angesehen werden – doch es muss etwas
mehr bedeuten, als die Verabschiedung eines
unklaren Prinzips. Allzu oft haben Regierungen
die Menschenrechte in Worten angenommen,
ohne einen politischen Rahmen für ihre
Umsetzung zu schaffen.

Aber es gibt auch Ausnahmen. In Südafrika
war Wasser einst ein Symbol für die Ungleich-
heit der Apartheid. Nun wird es als grundlegen-
des Menschenrecht behandelt. Das ist an sich
nichts Ungewöhnliches. Mehr als 90 Länder
haben das Recht auf Wasser in ihrer Verfassung
zu stehen.66 Zum größten Teil war und ist dies
für ihre Bürgerinnen und Bürger vollkommen
irrelevant. Die verfassungsmäßige Verankerung
dieses Rechts wird nicht durch eine kohärente
Strategie zur Ausweitung des Zugangs zu Was-
ser gestützt. Doch Südafrika hat gezeigt, wie das
Menschenrecht auf Wasser als Mechanismus
zur Stärkung von Mitspracherechten und als
Richtschnur für die Politik dienen kann. Durch
die auf Rechten basierende Reform des Wasser-
sektors konnte Südafrika den Zugang auswei-
ten und das Erbe der Rassenungleichheit aus
der Zeit der Apartheid überwinden, zum Teil
durch auf Rechten basierenden Anspruchs-
berechtigungen (Kasten 1.6). Im Bereich der
Sanitärversorgung sind die nationalen Erfolgs-
geschichten dünner gesät. Doch sogar hier gibt
es einige wirkungsvolle Demonstrationseffekte.
So unterschiedliche Länder wie Bangladesch,
Brasilien, Lesotho und Thailand haben finan-
zielle und technologische Hürden, die den
Fortschritt behinderten, durch mutige und
innovative nationale Strategien überwunden
(siehe Kapitel 3).

In vielen Ländern sind die Fortschritte im
Bereich der Wasser- und Sanitärversorgung von
unten angeschoben wurden. Lokal- und Stadt-
verwaltungen und Versorgungsbetriebe haben
praktische Strategien entwickelt, um die
Ungleichheiten beim Zugang anzugehen.
Gemeinschaften haben nicht untätig darauf
gewartet, dass die Regierung ihnen hilft. Die
Armen auf dem Lande, Frauenorganisationen
und Zusammenschlüsse städtischer Slumbe-
wohner haben ihre eigenen Ressourcen mobili-
siert. In einigen Fällen ist diese Mobilisierung
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Kasten 1.6 Südafrika – aktives Handeln für das Recht auf Wasser

Die Rassenunterschiede zur Zeit des Apartheid-Regimes in Südafrika wurden unter anderem durch den
Zugang zu Wasser definiert. Ein auf Rechten basierender Gesetzesrahmen und die öffentlichen Staats-
bestrebungen, die seit dem Ende der Apartheid darauf abzielten, die Wasserversorgung auszuweiten,
bestärkten die Handlungsfähigkeit der lokalen Kommunen und verringerten die Ungleichheit. Auch wenn
die Aufgabe noch nicht vollständig erfüllt ist – so können andere Länder trotzdem ihre Lehren daraus
ziehen.

Die Umfragen vor den Wahlen im Jahr 1994, dem Ende der Apartheid, ergaben, dass neben der
Gewährleistung sozialer Grunddienste vor allem die Sicherstellung eines Arbeitsplatzes zu den höchsten
Erwartungen der Menschen an die neue Regierung gehörten. Die im Jahr 1996 verabschiedete Verfas-
sung beinhaltete die Charta der Grundrechte, in der das „Recht auf ausreichende Nahrung und angemes-
sene Wasserversorgung“ verankert ist. Mit dem Gesetz für Wasserdienstleistungen (1997) und dem
Nationalen Gesetz zur Wasserversorgung (1998) wurde dieses Verfassungsrecht auf die Gesetzesebene
gehoben. Die wichtigsten Gesetzesbestimmungen im Bereich Wasserversorgung beinhalteten folgende
Punkte:
• Eindeutig definierte mittelfristige Ziele, um alle Haushalte mit 50–60 Liter Wasser zu versorgen sowie

zusätzlich in allen städtischen Haushalten und 75 Prozent der Haushalte auf dem Land eine ange-
messene Sanitärversorgung zu gewährleisten.

• Sozialtarife, um sicherzustellen, dass sich alle Südafrikaner Wasserdienstleistungen in ausreichender
Menge zur angemessenen Abdeckung der Gesundheits- und Hygienebedürfnisse leisten können.
Die Regierung nutzt ihre Regelungsbefugnis, um die Stadtverwaltungen dazu zu verpflichten, dass
alle Haushalte mit einer Basisversorgung von mindestens 25 Liter Wasser gratis versorgt werden. Ziel
ist die kostenlose Grundversorgung mit Wasser für alle bis zum Jahr 2008. Außerdem soll kein Haus-
halt weiter als 200 Meter von einer Wasserquelle entfernt liegen.

• Eine Abstufung der Tarife, um eine Quersubventionierung von Konsumenten mit hohem Wasser-
verbrauch auf jene mit geringem Wasserverbrauch zu gewährleisten. 

• Gerechte Zuteilungstransfers, die die Anzahl der in Armut lebenden Menschen einer jeden Kommune
in einer Formel für Finanztransfers berücksichtigen.
Der neue Gesetzesrahmen hat wichtige Verbesserungen auf den Weg gebracht. Seit dem Jahr 1994

wurde die Anzahl der Menschen mit Zugang zu sicherem Wasser um zehn Millionen Menschen erhöht.
Die Versorgungsrate stieg von 60 Prozent auf 86 Prozent. Heute werden etwa 31 Millionen Menschen mit
Wasser gratis grundversorgt. 

Die Handlungsfähigkeit war ein weniger greifbarer, aber dennoch wichtiger Aspekt der Reform. Das
Amt für Wasserangelegenheiten stellt zwar die nationalen regulatorischen Rahmenbedingungen, doch die
Verantwortung der Umsetzung liegt bei den lokalen Regierungen. Den kommunalen Versorgungsbetrie-
ben und den gewählten Kommunalbehörden werden mit diesen Bestimmungen Verpflichtungen auferlegt.
Gleichzeitig berechtigen sie die Verbraucher, die Umsetzung dieser Verpflichtungen einzufordern. Die
kommunalen Wasserdienstleister sind außerdem verpflichtet, über die Wasserversorgung in ihrem jewei-
ligen Distrikt – getrennt in arme und wohlhabende Verbraucher – detailliert Bericht zu erstatten.

Mit dem Beginn der Reformen wurde eine politische Diskussion zur Gestaltung und Umsetzung ent-
facht. Es gibt Stimmen die behaupten, eine Grundversorgung von 25 Litern kostenlosem Wasser sei nicht
ausreichend. In einigen Gebieten schwanken die Wasservorräte so stark, dass die Menschen zeitweise
gezwungen sind, weite Wege zur Wasserbeschaffung zurückzugelegen. Die Preispolitik der Regierung
führt zusätzlich dazu, dass in einigen Gebieten die Wasserversorgung bei Nichtzahlung eingestellt wird.
Bedenken kamen auf, ob die Wasserversorgung tatsächlich für jeden erschwinglich ist.

Weniger beeindruckende Fortschritte wurden im Gegensatz zur Wasserversorgung im sanitären
Bereich erzielt. Noch immer sind es 16 Millionen Menschen – einer von drei Südafrikanern – die keinen
Zugang zur grundlegenden Sanitärversorgung haben. Zu diesem Scheitern beigetragen hat, dass man
sich nicht auf eine akzeptable Grundversorgung im sanitären Bereich einigen konnte. Die Unfähigkeit, sich
auf eine akzeptable Grundversorgung im sanitären Bereich zu einigen, gepaart mit den Problemen,
gemeinsam Forderungen aufzustellen, haben zu diesem Scheitern beigetragen.

Die Erfahrungen Südafrikas heben drei wesentliche politische Faktoren hervor, um Verbesserungen
zu erzielen: ein eindeutiger nationaler Plan mit gut definierten Zielen, ein starker nationaler Gesetzes-
rahmen mit der Delegierung der Verpflichtung an die lokalen Behörden sowie die ständige Beobachtung
der Umsetzung und der Fortschritte.

Quelle: Muller 2006; Sinanovic et al. 2005.



auf Gleichgültigkeit oder sogar Feindseligkeit
gestoßen. In anderen Fällen sind neue Partner-
schaften zwischen Regierungen und der Bevöl-
kerung entstanden, durch die die Initiativen der
Gemeinschaften gestärkt wurden. 

Ein Beispiel kommt aus Indien. Anfang der
1990er Jahre haben die Nationale Föderation
der Slum-Bewohner, Mahila Milan (ein Netz-
werk aus Spar- und Kreditgruppen, das von
Frauen aus den Slums gegründet wurde) und
die Gesellschaft für die Förderung von „Area
Resource Centres“ (SPARC – eine Nichtregie-
rungsorganisation mit Sitz in Mumbai) als ers-
te neue Designs für öffentliche Toilettenblöcke
eingeführt, um in den Slums die Verschmut-
zung mit Exkrementen zu reduzieren und den
Frauen mehr Privatsphäre zu verschaffen.
Gegen Ende des Jahrzehnts hat Puna, eine Stadt
mit mehr als zwei Millionen Einwohnern, die-
ses Modell übernommen. Die Stadtverwaltung
arbeitet mit den drei Pionieren zusammen, um
den Bedarf zu ermitteln und die Gemeinschaf-
ten zu mobilisieren. Eine solche Mobilisierung
der Gemeinschaften, gestützt durch Maßnah-
men der Regierung, ist eine wichtige Kraft, um
Veränderungen zu bewirken.

Diese Beispiele zeigen, dass rasche Fort-
schritte möglich sind. So beängstigend die
Herausforderung auch erscheinen mag, Regie-
rungen und Menschen haben gezeigt, dass
Armut und ein niedriges Einkommen
Beschränkungen sind, die sich überwinden las-
sen. Das Problem besteht darin, dass Fortschrit-
te bislang nur in einigen Bereichen und nur
stückchenweise erreicht wurden. Kleine Inseln
des Erfolgs zeigen, was möglich ist – doch sie
machen auch die Unzulänglichkeiten deutlich,
aufgrund derer sich die sehr großen Defizite im
Bereich der Wasser- und Sanitärversorgung
fortsetzen.

Jedes Land muss seine eigene politische
Linie finden, um diese Defizite zu überwinden.
Die ärmsten Länder mit einem niedrigen Ver-
sorgungsgrad stehen vor anderen Herausforde-
rungen, als die Länder mit mittlerem Einkom-
men, die einen höheren Versorgungsgrad, eine
umfassendere Infrastruktur und mehr Ressour-
cen haben. Es lässt sich jedoch ein Handlungs-
rahmen identifizieren, der Anhaltspunkte gibt.

Dieser Rahmen hat fünf Hauptsäulen:

1. Nationale Planung. Jedes Land sollte einen
nationalen Plan für die Wasser- und Sanitärver-
sorgung haben, der in nationale Strategien zu
Armutsminderung integriert ist und sich in
mittelfristigen Finanzierungshorizonten und
Haushaltsprioritäten widerspiegelt. Es gibt keine
globalen Rezepte für erfolgreiches Planen. Zu
den Zutaten gehören jedoch klare Ziele,
gestützt durch angemessene Finanzierung, und
die Entwicklung von Strukturen für die Umset-
zung, die die Lokalverwaltungen mit mehr
Macht ausstatten und zugleich die Rechen-
schaftspflicht gegenüber der Bevölkerung her-
stellen. Die Leistungen waren bislang unter-
schiedlich – doch es gibt Anzeichen für Fort-
schritte. Mehr Gleichheit ist für den Fortschritt
von entscheidender Bedeutung. Die meisten
Länder werden das Millenniums-Entwick-
lungsziel und umfassendere Ziele nicht einfach
dadurch erreichen, dass sie die Infrastruktur
ausbauen. Sie müssen sich auch mit der
Ungleichverteilung beim Zugang zu Wasser-
und Sanitärversorgung im Zusammenhang mit
dem jeweiligen Wohlstandsniveau, Wohnort,
Geschlecht und anderen Faktoren beschäftigen.
Jeder nationale Plan sollte deshalb sowohl
Bezugsindikatoren zur Messung der Gesamt-
fortschritte als auch Indikatoren zur Verringe-
rung der Ungleichheit enthalten. Zu den Maß-
nahmen, um ein größeres Engagement für
Gleichheit in die nationalen Strategien zu inte-
grieren, gehört:
• Festlegung eines gesellschaftlichen Mindest-

versorgungsniveaus. Jeder Mensch hat das
Menschenrecht auf mindestens 20 Liter
Wasser pro Tag, unabhängig von seinem
Wohlstand, Wohnort, Geschlecht oder sei-
ner ethnischen oder sonstigen Zugehörig-
keit. Alle nationalen Pläne sollten politische
Handlungskonzepte beinhalten, um den
sozialen Mindeststandard zu erreichen,
sowie Maßstäbe, um die Fortschritte zu
messen.

• Überprüfung der MDG-Richtwerte für
Ungleichheit. Die grundlegenden Bürger-
rechte und Überlegungen zur sozialen
Gerechtigkeit verlangen Gleichheit bei der
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2. Systemfinanzierung. Nationale Planungen
müssen klare Schätzungen über die zur Errei-
chung der Zielvorgaben erforderlichen finan-
ziellen Mittel beinhalten. Sämtliche Finanzie-
rung kommt letztlich aus dem Staatshaushalt
(eine Kategorie, die die Entwicklungshilfe
beinhaltet) oder von den Nutzern. Die geeig-
nete Kombination dieser beiden variiert. In
Länder mit niedrigem Einkommen, begrenz-
tem Versorgungsgrad und großer Armut liegt
ein Richtwert der öffentlichen Ausgaben für
die Wasser- und Sanitärversorgung bei ca. ein
Prozent des BIP (abhängig vom Pro-Kopf-Ein-
kommen und dem Verhältnis zwischen Staats-
einnahmen und BIP), wobei durch Beiträge
zur Kostendeckung und Beiträge der Gemein-
schaften noch einmal einen Betrag in gleicher
Höhe beigesteuert werden sollte. Die Orientie-
rungswerte für Länder mit mittlerem Einkom-
men sind variabler, wenngleich die Möglich-
keiten zur Kostendeckung mit dem Durch-
schnittseinkommen steigen. Weil die Wasser-
und Sanitärinfrastruktur große vorgelagerte
Investitionen erfordert, während die Einnah-
men in einheimischer Währung nach und nach
über einen langen Zeitraum zufließen, können
Strategien zur Mobilisierung von Ressourcen
auf den lokalen Kapitalmärkten helfen, die
Kosten zu verteilen.

3. Ausweitung des Zugangs auf die bislang nicht
versorgten Bevölkerungsgruppen. Die erste und
vordringliche Herausforderung, sowohl bei der
Wasser- als auch bei der Sanitärversorgung,
besteht darin, den Zugang auszuweiten und die
Qualität der Versorgung für die bislang gar
nicht oder nur dürftig versorgten Bevölke-
rungsgruppen zu verbessern. In den folgenden
Kapiteln werden einige Strategien dargelegt, die
funktioniert haben und die praktische Ergeb-
nisse geliefert haben, wenngleich die gleichen
politischen Handlungskonzepte in einem ande-
ren Umfeld zu anderen Ergebnissen führen
können. Ein „Ausweitungspaket“, das den Armen
zugute kommt, beinhaltet:
• Sozialtarife, wie sie in Südafrika entwickelt

wurden, nach denen bis zu einer festgeleg-
ten Grenze kostenfrei Wasser an arme
Haushalte geliefert wird.

Bereitstellung von Wasser für den Grund-
bedarf. Die Überwindung von Ungleichheit
sollte als integraler Bestandteil der nationa-
len Wasserpolitik angesehen werden. Der
gegenwärtige Rahmen der Millenniums-
Entwicklungsziele legt den Schwerpunkt
darauf, auf nationaler Ebene den Anteil der
Bevölkerung ohne Zugang zu Wasser- und
Sanitärversorgung zu halbieren. Diese Ziel-
vorgabe sollte durch Zielvorgaben ergänzt
werden, nach denen die Kluft beim Versor-
gungsgrad zwischen den reichsten 20 Pro-
zent und den ärmsten 20 Prozent der Bevöl-
kerung bis 2010 halbiert werden sollte. Die
Regierungen sollten über ihre Strategien zu
Erreichung der Zielvorgabe und über die
Ergebnisse Bericht erstatten.

• Stärkere Behandlung von Ungleichheit in
Strategiedokumenten zur Armutsbekämp-
fung. Alle Strategiedokumente zur Armuts-
bekämpfung sollten Ziele und Strategien
zur Verringerung der extremen Disparitäten
bei der Wasser- und Sanitärversorgung ent-
halten, mit einem besonderen Fokus auf
den Ungleichheiten aufgrund von Wohl-
stand, Wohnort und Geschlecht.

• Einführung einer Regulierung und Vertrags-
gestaltung zugunsten der Armen. Alle Was-
serversorger sollten bezüglich ihrer Leistun-
gen in Bezug auf Gleichheit an Zielvorgaben
gebunden sein, durch die die Ziele zur Aus-
weitung des Zugangs auf arme Haushalte
festgelegt werden. Die Zielvorgaben sollten
klare Indikatoren für die Ausweitung der
Versorgung auf bislang nicht versorgte
städtische und ländliche Gemeinschaften
beinhalten, sowie für die Ausweitung der
Versorgung durch Standrohre in Slums und
für die Lieferung von kostenlosem oder kos-
tengünstigem Wasser an Haushalte mit
niedrigem Einkommen. Verträge, die inner-
halb von Kooperationen zwischen öffent-
lichen und privaten Akteuren („public-
private partnerships“) aufgesetzt werden,
sollen in diesen Bereichen Zielvorgaben
beinhalten – mit umfänglicher öffentlicher
Bekanntgabe, Überwachung durch eine
unabhängige Regulierungsstelle und Strafen
bei Nichterfüllung (siehe Kapitel 2).

BERICHT ÜBER DIE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG 200684

1

D
ie

 K
ri

se
 d

er
 W

as
se

r-
 u

nd
 S

an
it

är
ve

rs
or

gu
ng

 b
ee

nd
en

Die Überwindung von

Ungleichheit sollte als 

integraler Bestandteil der

nationalen Wasserpolitik

angesehen werden



• Quersubventionen, die durch die Preisgestal-
tung der öffentlichen Versorgungsbetriebe
oder durch gezielte steuerliche Transfer-
leistungen, wie in Chile und Kolumbien,
Ressourcen von Haushalten mit höherem
Einkommen an Haushalte mit niedrigerem
Einkommen transferieren. Wo Subventio-
nen eingesetzt werden, sollte dies gezielt
geschehen, um sicherzustellen, dass die
Nicht-Armen einen größeren Anteil der
Versorgungskosten übernehmen, als es in
den meisten Ländern derzeit der Fall ist.

• Maßnahmen zur nachhaltigen und gerechten
Kostendeckung. Die Versorgungsbetriebe
sollten Gebühren festlegen, um laufende
Kosten zu decken, während die Kapitalkosten
für die Ausweitung der Versorgungssysteme
durch öffentliche Gelder gedeckt werden
sollten. Doch Erschwinglichkeit ist einer
der Schlüssel zu Gleichheit. Eine Daumen-
regel besagt, dass kein Haushalt mehr als
drei Prozent seines Einkommens für die
Wasser- und Sanitärversorgung ausgeben
sollte.

• Strategien zur Stützung der Nachfrage der
ärmsten Haushalte nach Wasser- und Sani-
tärversorgungsleistungen. In den Strategien
muss die Tatsache berücksichtigt werden,
dass die Menschen ohne Zugang zu Wasser
überwiegend unter der absoluten Armuts-
grenze leben, während die Defizite im Be-
reich der Sanitärversorgung sich von unter-
halb der absoluten Armutsgrenze bis hin zu
höheren Einkommensniveaus erstrecken,
wo die Haushalte mehr Kapazitäten haben,
die Versorgung zu finanzieren.

4. Förderung von Basis-Initiativen. Die Unter-
scheidung zwischen „top-down“- und „bottom-
up“-Initiativen wird oft übertrieben. Die Fort-
schritte hängen davon ab, ob die Regierungen
das tun, was Regierungen tun sollen: ein güns-
tiges Umfeld zu schaffen, Ressourcen zu mobi-
lisieren und klare nationale politische Rahmen-
bedingungen festzulegen. Doch wie in den
meisten Fällen, arbeiten Regierungen auch im
Bereich der Wasser- und Sanitärversorgung am
besten, wenn sie Kooperationen eingehen, die
auf der Energie, der Tatkraft und den Innova-

tionen der Bevölkerung auf lokaler Ebene basie-
ren – und wenn sie auf die Menschen hören.
Kooperationen auf der Grundlage echter Par-
tizipation schaffen das Potenzial für eine rasche
Ausweitung lokaler Erfolgsgeschichten.

5. Regulierung für die menschliche Entwicklung.
Die Bereitstellung von Dienstleistungen im
Bereich der Wasser- und Sanitärversorgung
bringt ein breites Spektrum an Anbietern
zusammen und erstreckt sich über komplexe
Märkte. Die Regierungen haben die Verant-
wortung, sicherzustellen, dass die Anbieter und
Märkte reguliert werden, um monopolistischen
Machtmissbrauch zu verhindern und um eine
saubere, erschwingliche und verlässliche Was-
ser- und Sanitärversorgung zu den Armen zu
bringen. Eines der Probleme mit den gegenwär-
tigen Regulierungssystemen besteht darin, dass
deren Geltungsbereich sich nicht über große,
formale Anbieter hinaus erstreckt.

Dies ist eine umfangreiche Agenda. Sie geht
über die enggefasste Beschäftigung mit priva-
tem oder öffentlichem Eigentum hinaus, die die
Debatten zur Wasser- und Sanitärversorgung
dominiert hat. Zwar haben diese Debatten
wichtige Anliegen deutlich gemacht, aber sie
haben auch die Aufmerksamkeit von wichtigen
politischen Fragen abgelenkt. Letztlich ist Was-
ser ein Menschenrecht – und die Regierungen
tragen die Verantwortung, dieses Recht auszu-
weiten. Auch sind öffentliche Einrichtungen
die Hauptanbieter, und in den meisten Län-
dern finanzieren sie die Wasserversorgung. Die
Finanzierung, Bereitstellung und Regulierung
der Wasser- und Sanitärversorgung sind jedoch
große politische Herausforderungen, die nicht
dadurch gelöst werden können, dass man be-
hauptet, dass Wasser ein Menschenrecht sei,
oder indem man über öffentliche oder private
Betreiber debattiert – Themen, auf die wir in
Kapitel 2 und 3 zurückkommen.

Erhöhung der internationalen 
Entwicklungshilfe für die Wasser-
und Sanitärversorgung 

Die internationalen Entwicklungsdiskussionen
stecken oft in einer kaum hilfreichen Debatte

Die Regierungen haben 

die Verantwortung, eine 

saubere, erschwingliche 

und verlässliche Wasser- 

und Sanitärversorgung 

zu den Armen zu bringen

BERICHT ÜBER DIE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG 2006 85

1

D
ie K

rise der W
asser- und S

anitärversorgung beenden



Länderübergreifende Schätzungen legen nahe,
dass die Erreichung der Zielvorgabe 10 im Lau-
fe der kommenden zehn Jahre jährliche Inves-
titionen von ca. 2,7 Prozent des BIP erfordern
wird, oder sieben Milliarden US-Dollar jähr-
lich.68 Länderübergreifende Budgetanalysen
deuten darauf hin, dass die gegenwärtigen Aus-
gaben bei rund 0,3 Prozent des BIP liegen, oder
bei rund 800 Millionen US-Dollar jährlich. Es
gibt keine verlässlichen länderübergreifenden
Schätzungen für die Einnahmen des Staates aus
Quellen wie Haushalten und öffentlichen Ver-
sorgungsbetrieben. Doch die von den Versor-
gungsbetrieben erwirtschafteten Einnahmen
zur Kostendeckung und die von den Gemein-
schaften mobilisierten Mittel zur Finanzierung
der Wasserversorgung würden vermutlich die
gegenwärtigen Gesamtausgaben auf ein Prozent
des Bruttonationaleinkommens oder 2,5 Mil-
liarden US-Dollar anheben.

Geht man optimistisch davon aus, dass die
öffentlichen Ausgaben für die Wasser- und
Sanitärversorgung und die Beteiligung an den
Kosten auf 1,6 Prozent des BIP erhöht werden
könnten, gäbe es immer noch eine Finanzie-
rungslücke von 2,9 Milliarden US-Dollar jähr-
lich. Ein Teil der Finanzierungslücke wird
gegenwärtig durch die Entwicklungshilfe
geschlossen, die im Durchschnitt ca. 830 Mil-
lionen jährlich zur Verfügung stellt. Doch die
finanziellen Mittel, die fehlen, um die Mindest-
zugangsanforderungen des Millenniums-Ent-
wicklungsziels zu erfüllen, belaufen sich immer
noch auf ca. zwei Milliarden US-Dollar pro
Jahr. Wollte man versuchen, die Lücke durch
Kostendeckung zu schließen, würde man die
Wasser- und Sanitärversorgungsleistungen ge-
nau denjenigen vorenthalten, die versorgt wer-
den müssen, um die Zielvorgabe zu erreichen.
Jüngste Schätzungen für die Millenniums-Ent-
wicklungsziele weisen in vielen Ländern Afrikas
südlich der Sahara auf eine große Lücke zwi-
schen der notwendigen Finanzierung und den
gegenwärtig zur Verfügung gestellten Mitteln
hin (Grafik 1.23). Da es bis zum Jahr 2015,
wenn die Zielvorgabe erreicht sein soll, nicht
einmal mehr zehn Jahre sind, hat die Schließung
dieser Lücke dringende Priorität, denn es gibt
zeitliche Verzögerungen zwischen dem Zeit-

darüber fest, ob Geld oder politische Reformen
entscheidender für Fortschritte bei der mensch-
lichen Entwicklung sind.67 Die Realität ist, dass
beide unentbehrlich sind. Natürlich kann Geld
allein die Versorgungsprobleme nicht lösen,
insbesondere nicht die Probleme, die das Ergeb-
nis unbefriedigender politischer Handlungs-
konzepte sind. Doch es kann helfen, einige Be-
schränkungen aufzuheben und gute politische
Handlungskonzepte zu unterstützen. Im Be-
reich der Wasser- und Sanitärversorgung, wie
auch in anderen Bereichen, hängen die Fort-
schritte letztlich davon ab, was die Entwick-
lungsländer selbst tun – aber die Entwicklungs-
hilfe spielt eine kritische Rolle. Viele Länder
mit niedrigem Einkommen können aufgrund
der Armut und niedriger Durchschnittsein-
kommen nur beschränkt einheimische Ressour-
cen mobilisieren, um im nötigen Umfang Inves-
titionen zu finanzieren. Investitionen, die durch
Entwicklungshilfe finanziert werden, können
dazu beitragen, die hohen Erträge für die
menschliche Entwicklung zu ermöglichen,
indem sie die finanziellen Beschränkungen der
Regierungen und armer Haushalte verringern.

Die Länder Afrikas südlich der Sahara zeigen
am deutlichsten die Bedeutung von Entwick-
lungshilfe für die Erreichung des Millenniums-
Entwicklungsziels zur Wasser- und Sanitärver-
sorgung und weitergehender Zielvorgaben.
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Die öffentlichen Investitionen in den Bereichen Wasser- und 
Sanitärversorgung sind unzureichend, um die Zielvorgaben des 
Millenniums-Entwicklungsziels in vielen Ländern zu erreichen 
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punkt der Investition und einem höheren Ver-
sorgungsgrad.

Die meisten Geber erkennen die entschei-
dende Bedeutung der Wasser- und Sanitärver-
sorgung für die menschliche Entwicklung an.
Doch die tatsächlich fließende Entwicklungs-
hilfe ist weniger ermutigend. Läßt man den gro-
ßen Schub an Entwicklungsfinanzierung für
den Irak unberücksichtigt, belief sich die Ent-
wicklungszusammenarbeit im Wasserbereich
im Jahr 2004 auf 3,4 Milliarden US-Dollar.69

Real ist sie heute geringer als 1997, in deut-
lichem Gegensatz zum Bildungsbereich, wo
sich das Entwicklungshilfeengagement im glei-
chen Zeitraum verdoppelt hat, oder im Ge-
sundheitsbereich. Die Entwicklungshilfe für
die Wasser- und Sanitärversorgung ist auch
anteilig an der gesamten Entwicklungshilfe
zurückgegangen – von acht auf fünf Prozent.
Und die internationalen Entwicklungshilfe-
ströme für diesen Sektor variieren stark, was
zeigt, wie unberechenbar die Finanzierung ist.
Es stimmt zwar, dass es viele Bereiche gibt, die
miteinander um Entwicklungshilfe konkurrie-
ren, doch die Gebergemeinschaft hat die Bedeu-
tung der Wasser- und Sanitärversorgung für ein
breites Spektrum an Entwicklungszielen seit
langem anerkannt. Deshalb sind dies besorgnis-
erregende Trends. 

Was ihr Engagement im Bereich der Was-
ser- und Sanitärversorgung angeht, so gibt es
große Unterschiede zwischen den einzelnen
Gebern. Japan ist bei weitem der größte bilate-
rale Geber. Im Zeitraum 2003-04 wies Japan
diesem Bereich durchschnittlich 850 Millionen
US-Dollar zu (Grafik 1.24). Das macht mehr
als ein Fünftel der gesamten Entwicklungshilfe
im Bereich Wasser- und Sanitärversorgung aus.
Rund ein Drittel der Entwicklungshilfe kommt
inzwischen von multilateralen Gebern. Vor fünf
Jahren waren es noch 20 Prozent gewesen.
Dabei dominieren die Internationale Entwick-
lungsorganisation der Weltbank, die „weiche“
Kredite gewährt, und die Europäische Union.
Die Verschiebung in Richtung der multilatera-
len Entwicklungshilfe war für die Finanzierung
der Millenniums-Entwicklungsziele wichtig,
denn die multilaterale Hilfe konzentriert sich
stärker als die bilaterale auf Länder mit nied-

rigem Einkommen und auf die afrikanischen
Länder südlich der Sahara.

Hinter diesen wichtigen Eckzahlen verber-
gen sich große Unterschiede hinsichtlich des
Anteils an der Entwicklungshilfe, den die
Geber dem Bereich der Wasser- und Sanitärver-
sorgung zuweisen. Innerhalb der G-8 investie-
ren zum Beispiel Deutschland und Japan mehr
als sechs Prozent ihrer gesamten Entwicklungs-
hilfe in diesen Sektor, während Italien, Groß-
britannien und die USA drei Prozent oder we-
niger investieren (Grafik 1.25).

Um finanzielle Beschränkungen zu über-
winden, ist die Verteilung der Entwicklungshil-
fe von Bedeutung. Auch hier gibt es Grund zur
Sorge. Die Entwicklungshilfe ist sehr stark kon-
zentriert. Gerade einmal 20 Länder erhalten ca.
drei Viertel der gesamten Entwicklungshilfe.
Die zehn wichtigsten Empfängerländer bilate-
raler Entwicklungshilfe erhalten zwei Drittel
der gesamten Zahlungen. Vier dieser Länder
sind Länder mit eher niedrigem mittlerem Ein-
kommen. Die afrikanischen Länder südlich der
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wie China, Indien und Vietnam, die alle bei der
Allokation der bilateralen Entwicklungshilfe
eine wichtige Rolle spielen. Eine Erhöhung der
Entwicklungshilfe für die afrikanischen Länder
südlich der Sahara sollte nicht auf Kosten ande-
rer legitimer Ansprüche gehen. Entsprechend
ist es wichtig, zu stark vereinfachende Unter-
scheidungen zwischen großen und kleinen
Infrastrukturprojekten zu vermeiden. Es gibt
gewichtige entwicklungspolitische Argumente
für die Unterstützung großer Infrastruktur-
projekte im Bereich der Wasser- und Sanitär-
versorgung als Teil einer Gesamtstrategie für
diesen Sektor: Der Bau von Kläranlagen und
Wasser- und Sanitärversorgungssystemen ist aus
entwicklungspolitischer Sicht kein Luxus. 

Auch kann der geringe Entwicklungshilfe-
Anteil, den die afrikanischen Länder südlich
der Sahara bekommen, nicht allein auf die Ver-
zerrungen auf Geberseite zurückgeführt wer-
den. Viele afrikanische Regierungen haben es
versäumt, der Wasser- und Sanitärversorgung
Priorität beizumessen oder die seit langem
bestehenden Probleme der institutionellen Frag-
mentierung anzugehen. In vielen Ländern wir-
ken Regierungen und Geber auf ungesunde
Weise zusammen und marginalisieren die Was-

Sahara, die Region mit der größten Finanzie-
rungslücke und den größten Defiziten im
Bereich Wasser- und Sanitärversorgung,
bekommen nur rund ein Fünftel der Entwick-
lungshilfe. Wie bei den staatlichen Ausgaben
im Bereich Wasser- und Sanitärversorgung, so
gibt es auch bei der Entwicklungshilfe eine
Schieflage zugunsten der städtischen Bevölke-
rung. Die umfangreiche Finanzierung von
Infrastruktur für die Wasser- und Sanitärver-
sorgung macht ca. die Hälfte der gesamten Ent-
wicklungshilfe in diesem Sektor aus, was ein
Hinweis auf Verzerrungen zugunsten der städ-
tischen Regionen ist. 

Bei der Bewertung der gegenwärtigen Ent-
wicklungshilfe-Allokation ist Vorsicht geboten.
Aus der Perspektive menschlicher Entwicklung
können einfache Assoziationen zwischen Ent-
wicklungshilfe und Ländern mit niedrigem
Einkommen irreführend sein. Länder mit eher
niedrigem mittleren Einkommen, wie z. B.
Marokko, Südafrika und Tunesien sind im
Bereich der Wasser- und Sanitärversorgung alle
wichtige Entwicklungshilfe-Empfänger – und
jedes dieser Länder hat große Probleme und
Anspruch auf externe Unterstützung. Das glei-
che gilt für Länder mit niedrigem Einkommen
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Die Priorität in den Bereichen der Wasser- und Sanitärversorgung ist in einigen 
Geberländern höher als in anderen
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ser- und Sanitärversorgung. Die Geber drücken
ihre Vorlieben oft dadurch aus, dass sie ihre
Prioritäten auf Ausgaben in Bereichen legen, in
denen es überzeugende Sektorpläne oder sek-
torumfassende Ansätze gibt. Solche Ansätze
sind im Bereich der Wasser- und Sanitärversor-
gung chronisch unterentwickelt, was die Geber
davon abhält, sich in diesem Bereich zu engagie-
ren. Aufgrund der begrenzten Unterstützung
durch die Geber gibt es wiederum weniger
Potenziale, um sektorumfassende Ansätze zu
entwickeln, was zu einem Teufelskreis aus
schwacher Planung und Unterfinanzierung
führt.

Was die globale Finanzierung des Millenni-
ums-Entwicklungsziels angeht, so weisen die
gegenwärtigen Entwicklungshilfestrukturen
zwei Schwächen auf. Die am deutlichsten sicht-
bare ist das große Entwicklungshilfe-Defizit im
Verhältnis zum Finanzierungsbedarf. Grob
geschätzt wird die Entwicklungshilfe für den
Bereich Wasser- und Sanitärversorgung um 
ca. 3,6 bis vier Milliarden US-Dollar pro Jahr
zunehmen müssen, um die Zielvorgabe in
erreichbare Nähe zu rücken. Dabei müssten die
afrikanischen Länder südlich der Sahara zusätz-
lich zwei Milliarden US-Dollar zugewiesen
bekommen. Dies hat unmittelbar Priorität.
Ohne mehr Entwicklungshilfe werden viele
Regierungen nicht über genügend Einnahmen
verfügen, um die vorgelagerten Investitionen zu
tätigen, die nötig sind, um das Millenniums-
Entwicklungsziel in erreichbare Nähe zu rücken.
Und es braucht viel Zeit bis politische Refor-
men und Investitionen im Bereich Wasser- und
Sanitärversorgung Erfolge zeigen.

Das zweite Problem besteht darin, dass es in
Bezug auf Entwicklungshilfegelder zwangsläu-
fig eine Schieflage zugunsten der Länder gibt, in
denen die Geber stärker präsent sind – genauer
gesagt zugunsten der Länder, in denen es eine
kritische Anzahl an Gebern gibt, die der Ent-
wicklungshilfe im Bereich Wasser- und Sanitär-
versorgung Priorität beimessen. Dieses Ergeb-
nis überrascht nicht, ist aber zugleich bedeu-
tungsvoll. Länder, in denen Japan ein wichtiger
Partner ist, können sich mit größerer Wahr-
scheinlichkeit Entwicklungshilfegelder für die
Wasser- und Sanitärversorgung sichern. Das

Ergebnis ist, dass in Ländern, in denen die
Geber sich kaum für die Wasser- und Sanitär-
versorgung engagieren, gute politische Hand-
lungskonzepte nicht immer durch ausreichend
Entwicklungshilfe für diesen Sektor gestützt
werden. Zwar bestimmen viele Faktoren die
Allokation von Entwicklungshilfegeldern, doch
es lässt sich kaum die Schlussfolgerung vermei-
den, dass es in vielen Ländern ein Missverhält-
nis zwischen dem nationalen Finanzierungsbe-
darf und der Entwicklungshilfe gibt. Im Jahr
2004 erhielten Ghana und Tunesien beide
jeweils 88 US-Dollar Entwicklungshilfe pro
Person ohne Zugang zu einer verbesserten Was-
serquelle. Burkina Faso und Mosambik erhiel-
ten jeweils zwei US-Dollar pro Person, Südafrika
elf US-Dollar, der Tschad und Nigeria zwischen
drei und vier US-Dollar.

Entwicklungshilfe-Pessimisten stellen die
Rolle der Entwicklungszusammenarbeit bei der
Förderung menschlicher Entwicklung in Frage.
Dieser Pessimismus ist unbegründet. Die inter-
nationale Entwicklungszusammenarbeit hat bei
der Unterstützung von Fortschritten beim
Zugang zu Wasser in Ländern wie Ghana, Süd-
afrika und Uganda eine zentrale Rolle gespielt –
und sie unterstützt weiterhin Fortschritte in
Richtung einer Sanitärversorgung für alle in
Bangladesch und Lesotho. Für Millionen von
Menschen in den ärmsten Ländern der Welt
hat die Entwicklungshilfe Veränderungen
bewirkt. Das heißt nicht, dass nicht sowohl
Geber als auch Entwicklungshilfe-Empfänger
mehr tun können, um die Entwicklungszusam-
menarbeit wirksamer zu machen. Die schwache
Koordination unter den Gebern, die Tatsache,
dass in einigen Fällen lieber auf Projektbasis
gearbeitet wird, als im Rahmen von staatlichen
Programmen, und die gebundene Entwick-
lungshilfe mindern die Wirkungen der Ent-
wicklungszusammenarbeit und tragen dazu bei,
dass die Transaktionskosten für die Entwick-
lungsländer-Regierungen höher ausfallen. Gleich-
zeitig haben es einige Regierungen versäumt,
sicherzustellen, dass ihre Haushaltsentwürfe die
vorgesehenen Maßnahmen auch widerspiegeln.
Deshalb zögern viele Geber, die Programm-
Förderung auszuweiten. Doch in vielen Län-
dern verbessert sich mit wirksameren politi-
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che von Kommunen oder Versorgungsbetrie-
ben ausgegeben werden, können die Zinssätze
auf ein prohibitives Niveau steigen. Dies ist ein
Bereich, in dem nationale politische Hand-
lungskonzepte und eine wirksame Regulierung
der Kapitalmärkte von entscheidender Bedeu-
tung sind. Die entwickelten Länder und multi-
laterale Finanzinstitutionen können nationale
Anstrengungen durch Maßnahmen, wie z. B.
Kreditgarantien, unterstützen, die darauf ab-
zielen, Risiken zu mindern und die Kosten der
Geldbeschaffung zu senken (siehe Kapitel 2).

Aufbau globaler Partnerschaften –
die Argumente für einen globalen
Aktionsplan im Bereich der 
internationalen Wasser- und 
Sanitärversorgung

Eine überzeugende nationale Planung ist die
Grundlage für eine beschleunigte Dynamik in
Richtung der Zielvorgabe des Millenniums-
Entwicklungsziels und letztlich hin zum allge-
meinen Zugang zu Wasser- und Sanitärversor-
gung. Die Mobilisierung einheimischer Res-
sourcen, die Entwicklung effizienter, rechen-
schaftspflichtiger und aufgeschlossener Institu-
tionen und die Umsetzung von Strategien zur
Überwindung von Ungleichheit sind in allen
Ländern die Grundlage für Fortschritte. Doch
in einigen Ländern reicht dies nicht aus. Des-
halb ist die Entwicklungshilfe so wichtig. Allge-
meiner gesagt könnten nationale Planungen
und internationale Anstrengungen im Bereich
der Entwicklungshilfe davon profitieren, wenn
es einen breit angelegten globalen Aktionsplan
für die Wasser- und Sanitärversorgung gäbe.

Die Argumentation für einen solchen Plan
hat ihre Wurzeln zum Teil in der peripheren
Rolle, die die Wasser- und Sanitärversorgung
auf der Tagesordnung zur internationalen Ent-
wicklung spielt, und zum Teil in den Lektionen
aus internationalen Anstrengungen in anderen
Bereichen, wie z.B. HIV/Aids und Bildung.

Abgesehen von der Wasser- und Sanitärver-
sorgung gibt es wohl kaum einen Bereich von
vergleichbarer Bedeutung für die menschliche
Entwicklung, der unter derart schwacher globa-
ler Führung leidet. Das Problem besteht nicht

schen Handlungskonzepten auf nationaler Ebe-
ne auch die Qualität der Entwicklungshilfe. 

Ein weiterer Grund, optimistisch zu sein, ist
die Dynamik, die internationale Entwicklungs-
partnerschaften gewonnen haben, seitdem das
Millenniumsprojekt auf den Weg gebracht
wurde. Auf dem G-8-Gipfel von Gleneagles
2005 wurde eine Verdopplung der Entwick-
lungshilfe bis 2010 zugesagt – eine Verpflich-
tung, die übersetzt zusätzliche 50 Milliarden
US-Dollar bedeutet, wovon die Hälfte für die
Länder Afrikas südlich der Sahara vorgesehen
ist. Es sind innovative Mechanismen entwickelt
worden, um die Entwicklungszusammenarbeit
durch vorfinanzierte Auszahlungen, die gegen
zukünftige Entwicklungshilfezahlungen aufge-
rechnet werden, in die Gegenwart zu verlagern.
Angesichts der Tatsache, dass Investitionen im
Wasserbereich kapitalintensiv sind, der Not-
wendigkeit, Entwicklungshilfezahlungen in die
Gegenwart zu verlagern und des langen Zeit-
rahmens, in dem Planungen im Bereich Was-
ser- und Sanitärversorgung umgesetzt werden
müssen, ist es wichtig, frühzeitig höhere Ent-
wicklungshilfezahlungen zu mobilisieren – und
Auszahlungen, die für spätere Zeiträume budge-
tiert sind, vorzufinanzieren.

Die reichen Länder finanzierten ihre Revo-
lution im Bereich der Wasser- und Sanitärver-
sorgung vor über einem Jahrhundert, indem sie
auf ein breites Spektrum an neuen Finanzie-
rungsmechanismen zurückgriffen, darunter
Kommunalobligationen, die die Kosten über
einen langen Zeitraum verteilen. In der globa–
lisierten Welt Anfang des 21. Jahrhunderts ist
es wichtig, dass die neuen Entwicklungspart-
nerschaften, die im Umfeld der Millenniums-
Entwicklungsziele entwickelt werden, den
ärmsten Ländern der Welt die gleichen Mög-
lichkeiten eröffnen. Die Internationale Finanz-
fazilität, die der britische Finanzminister Gordon
Brown vorgeschlagen hat, ist ein Beispiel (siehe
Sonderbeitrag). 

Über die Entwicklungshilfe hinausgehend
werden viele Länder große Geldbeträge auf den
einheimischen Kapitalmärkten mobilisieren
müssen. In einigen Fällen sind diese Märkte
begrenzt und aufgrund der wahrgenommenen
Risiken, die mit Anleihen verbunden sind, wel-
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darin, dass es nicht genug hochrangige Konfe-
renzen oder ehrgeizige Kommuniqués gäbe. Sie
stehen seit über drei Jahrzehnten standardmä-
ßig auf den internationalen Konferenz-Kalen-
dern, seit der ersten UN-Konferenz zu Wasser,
die 1977 in Mar del Plata, Argentinien, statt-
fand. Dieses Ereignis führte zur Annahme eines
Aktionsplans, der die erste Internationale
Trinkwasser- und Sanitärdekade einleitete.
Diese Konferenz ist, was ihren Einfluss angeht,
bis heute ein Meilenstein. Doch die beein-
druckende Zielvorgabe der „Wasser- und Sanitär-
versorgung für alle“  bis 1990 und die darauf fol-
gende Bestätigung des gleichen unerreichten
Ziels für 2000 und noch eine weitere hochran-
gige Konferenz offenbarten eine große Kluft
zwischen der Festlegung von Zielvorgaben und
der strategischen Planung zur Erreichung die-
ser Zielvorgaben.

Seit Mitte der 1990er nahm die Anzahl der
Wasserkonferenzen stark zu. Zwei große interna-
tionale Partnerschaften – der Weltwasserrat und
die Globale Wasserpartnerschaft – sind daraus
hervorgegangen und haben eine beeindruckende
Folge globaler Berichte und Treffen beaufsich-
tigt, wie z.B. das alle drei Jahre stattfindende
Weltwasserforum, das 2006 in Mexiko-Stadt
stattfand. Wasser spielte auch auf breiter angeleg-
ten UN-Konferenzen wie dem Weltgipfel für
nachhaltige Entwicklung eine prominente Rolle.

Dennoch lässt sich kaum die Schlussfolge-
rung vermeiden, dass heute, wie auch in den
1970er Jahren, eine sehr große Lücke zwischen
den Ministererklärungen und Konferenzkom-
muniqués und praktischen Strategien zur Errei-
chung einer Wasser- und Sanitärversorgung für
alle besteht. All dies soll nicht die entscheiden-
de Rolle herabwürdigen, die internationale
Konferenzen zur problembezogenen Informa-
tion, Meinungs- und Bewusstseinsbildung auf
Seiten politischer Entscheidungsträgern und
der Öffentlichkeit spielen. Doch wenn das Ziel
letztlich darin besteht, den Zugang armer Frau-
en und Männer zu Wasser zu verbessern, so
sind die Leistungen weniger beeindruckend –
und es gibt nur wenig Argumente für mehr
internationale Konferenzen, denen es an klaren
Aktionsprogrammen fehlt, mit denen tatsäch-
lich Veränderungen bewirkt werden könnten.

Was die Wasser- und Sanitärversorgung
angeht, so leidet die Welt offen gesagt an einem
Überschuss an Konferenz-Aktivitäten und
einem Handlungsdefizit. Sie leidet auch unter
Fragmentierung. Es gibt nicht weniger als 
23 UN-Organisationen, die mit der Wasser-
und Sanitärversorgung zu tun haben. Abgese-
hen von den Koordinationsproblemen und
Transaktionskosten innerhalb der einzelnen
Länder hat die Vielfalt der Akteure einer Ent-
wicklung starker internationaler Fürsprecher
für die Wasser- und Sanitärversorgung entge-
gengewirkt. 

Die Tagesordnung der G-8-Länder bestä-
tigt das Problem. Bei ihrem Gipfeltreffen in
Evian, Schweiz, vor drei Jahren haben die G-8
einen Aktionsplan zu Wasser angenommen,
um einen breites Spektrum an Zielen zu errei-
chen und um in erster Linie die Länder zu
unterstützen, die sich politisch verpflichten, der
Versorgung mit hygienisch einwandfreiem
Trinkwasser und einfachen Sanitäranlagen
Vorrang zu geben.70 Seitdem ist nichts entstan-
den, was die Beschreibung „Aktionsplan“  ver-
dienen würde. Die Entwicklungshilfe stagniert
und es ist kein glaubwürdiger Versuch gemacht
worden, die Verpflichtungen, die auf interna-
tionalen Konferenzen wie dem dritten und
vierten Weltwasserforum 2003 und 2006 ein-
gegangen wurden, in praktische globale Strate-
gien umzusetzen, durch die sich Ergebnisse
erzielen lassen würden.

Wenn es Beweise für den geringen Stellen-
wert der Wasser- und Sanitärversorgung auf der
Tagesordnung der G-8 braucht, so wurden diese
beim Gipfeltreffen von Gleneagles 2005 gelie-
fert. Es gab nicht nur keinen Verweis auf das,
was in Evian beschlossen worden war, das
Thema wurde auch in der von den G-8-Ländern
entworfenen Strategie für die afrikanischen
Länder südlich der Sahara nicht erwähnt.

Es sind nur noch zehn Jahre bis 2015, so
dass es an der Zeit ist, der Verpflichtung Folge
zu leisten, einen globalen Aktionsplan für die
Wasser- und Sanitärversorgung zu entwerfen.
Das bedeutet nicht, dass komplexe, bürokrati-
sche „top-down“-Planungsprozesse eingeführt
werden müssen. Das Ziel bestünde vielmehr
darin, eine institutionelle Anbindung zu schaf-
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Wie würde ein globaler Aktionsplan im
Bereich der Wasser- und Sanitärversorgung
funktionieren? Und welchen Unterschied wür-
de ein globaler Aktionsplan im Leben armer
Menschen machen? Was seine Arbeitsweise
angeht, so würde ein globaler Plan die Geber
unter einem einzigen multilateralen Dach
zusammenbringen – organisiert unter der
Schirmherrschaft relevanter UN-Organisatio-
nen, der Europäischen Union und der Welt-
bank. Der Schwerpunkt würde darauf liegen,
Mittel zur Verfügung zu stellen und Unterstüt-
zung für die Schaffung von Kapazitäten zu leis-
ten, sowie auf Koordination und Kohärenz
statt auf der Schaffung neuer Bürokratien. 

Ein globaler Rahmen, der sich auf die natio-
nale Ebene stützt und in Strategiedokumente
zur Armutsbekämpfung und in nationale Ent-
wicklungspläne eingebettet ist, könnte eine
Plattform zur Behandlung der politischen,
institutionellen und Finanzierungsprobleme
bieten, während die Länder versuchen, ihre
Strategien für die Wasser- und Sanitärversor-
gung voranzubringen und schnellere Fort-
schritte zu machen. Auf die globale Ebene zu
gehen ersetzt nicht, auf lokaler Ebene zu begin-
nen. Doch man kann auf den grundlegenden
Pakt der Millenniums-Entwicklungsziele auf-
bauen: Dass gute politische Handlungskonzep-
te und ernsthafte Absichten, auf nationaler
Ebene Leistungen zu erbringen, die Unterstüt-
zung der internationalen Gemeinschaft anzie-
hen werden. Ein solcher Plan könnte ineinan-
der greifende Vorteile für Länder haben, deren
Regierungen wirklich handeln wollen:
• Internationales Engagement in Gang brin-

gen und den Stellenwert der Wasser- und
Sanitärversorgung erhöhen. Die Annahme
eines Aktionsplans durch die G-8 und die
breitere Gebergemeinschaft würde die zen-
trale Bedeutung der Fortschritte bei der
Wasser- und Sanitärversorgung für die Mil-
lenniums-Entwicklungsziele deutlich machen.
Richtig gestaltet und umgesetzt könnte ein
solcher Plan im Bereich der Wasser- und
Sanitärversorgung das leisten, was der Glo-
bale Fonds im Bereich HIV/Aids geleistet
hat – ein institutionelles Zentrum schaffen,
das den Stellenwert des Wasser- und Sani-

fen, um internationalen Anstrengungen zu
Mobilisierung von Mitteln zu unternehmen,
Kapazitäten zu schaffen und – vor allem – rasches
politisches Handeln zu fördern, indem die Was-
ser- und Sanitärversorgung stärker ins Zentrum
der Entwicklungsagenda gerückt wird.

Damit ein globaler Rahmen Ergebnisse lie-
fern kann, muss er auf nationaler Ebene veran-
kert sein und in die nationalen Planungsprozes-
se eingebettet sein. Er muss auch in einer ech-
ten Entwicklungspartnerschaft verwurzelt sein.
Letztlich liegt es in der Verantwortung nationa-
ler Regierungen, glaubwürdige nationale Pläne
aufzustellen und transparente und rechen-
schaftspflichtige Institutionen für ihre Umset-
zung zu schaffen. Doch das die Millenniums-
Entwicklungsziele unterstützende Kernprinzip
besagt, dass Regierungen, die sich für Fort-
schritte engagieren, nicht durch fehlende inter-
nationale Unterstützung und fehlende finan-
zielle Mittel aufgehalten werden dürfen. Einen
globalen Aktionsplan zu entwickeln, würde
helfen, diese verbalen Verpflichtungen in die
Tat umzusetzen.

Laufende Initiativen bieten nützliche An-
knüpfungspunkte. Sowohl der Globale Fonds
zur Bekämpfung von Aids, Tuberkulose und
Malaria als auch, weniger beeindruckend, aber
in nichtsdestoweniger wichtigem Umfang die
Fast-Track-Initiative „Bildung für alle“ haben
reale Ergebnisse gebracht.71 Keine dieser beiden
Initiativen erfordert große organisatorische
Strukturen. Der Globale Fonds hat eine kleine
Bürokratie, keine Mitarbeiter in den einzelnen
Ländern, und dient nur als Instrument zur
Finanzierung und zur Schaffung von Kapazitä-
ten. Er verlässt sich auf Regierungsstrategien
und unterstützt eine starke Rolle der Zivilge-
sellschaft. Der Zusatznutzen des Globalen
Fonds besteht darin, dass er einen zentralen
Punkt für politisches Handeln darstellt, Mit-
tel wirksam einsetzt, um gute politische Hand-
lungskonzepte zu unterstützen, und Kapa-
zitäten aufbaut. In ähnlicher Weise hat die
Fast-Track-Initiative „Bildung für alle“ gehol-
fen, in rund einem Dutzend Ländern Finanzie-
rungslücken zu schließen und die Unterstüt-
zung der Geber im Bildungsbereich zu koor-
dinieren.72
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tärversorgungsproblems erhöht. Er könnte
ein deutliches Signal an nationale Regierun-
gen aussenden, dass dieser Sektor eine wach-
sende Bedeutung haben wird, und könnte
damit Anreize für eine bessere Planung auf
nationaler Ebene schaffen. In Bezug auf
politische Handlungskonzepte könnte der
globale Plan breit angelegte modellhafte
Strategien identifizieren, um Ungleichhei-
ten zu überwinden und Fortschritte zu
beschleunigen, und er könnte einen globa-
len Rahmen schaffen, der als eine Grundla-
ge zur Bewertung von politischen Hand-
lungskonzepten Anhaltspunkte bietet. Die
Überwachung der Umsetzung und der
Fortschritte dieser Strategien würde auf den
Treffen des Internationalen Währungs-
fonds und der Weltbank sowie der G-8 in
Bezug auf die Wasser- und Sanitärversor-
gung ein zentraler Punkt werden. 

• Leistungen überwachen. Die Entwicklungs-
hilfe-Geber verlangen zu Recht ein hohes
Maß an Rechenschaftspflicht und Transpa-
renz auf Seiten der Entwicklungshilfe-Emp-
fänger. An die Gebergemeinschaft werden
sehr viel schwächere Standards angelegt. Es
gibt keine Mechanismen, um die entwickel-
ten Länder dafür zur Rechenschaft zu zie-
hen, dass sie ihre abgegebenen Versprechen,
Entwicklungshilfe zu leisten, auch einhal-
ten, oder in Bezug auf die Qualität der Hilfe.
Der globale Aktionsplan im Bereich der
Wasser- und Sanitärversorgung würde
einen solchen Mechanismus schaffen. Er
würde eine jährliche Bewertung der Leis-
tungen der Geber umfassen. Diese jährliche
Bewertung bestünde aus zwei Teilen. Sie
würde beinhalten, dass die Entwicklungshil-
fe-Empfänger überprüfen, in welchem
Umfang die Geber im Bereich der Wasser-
und Sanitärversorgung die breiter angeleg-
ten Richtlinien und Zielvorgaben der Orga-
nisation für wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung einhalten, die 2005
angenommen wurden, um die Wirksamkeit
der Entwicklungshilfe durch mehr Budget-
hilfen, eine bessere Berechenbarkeit der
Entwicklungshilfe und niedrigere Transak-
tionskosten aufgrund verbesserter Harmo-

nisierung und Koordination zu erhöhen.
Der globale Aktionsplan im Bereich der
Wasser- und Sanitärversorgung würde auch
eine unabhängige Evaluierung der Entwick-
lungshilfeprogramme anhand der im Mil-
lenniums-Entwicklungsziel und in nationa-
len Strategien festgelegten Zielvorgaben
beinhalten und er würde so das Verständ-
niss der Entwicklungshilfe-Geber und Emp-
fänger darüber verbessern helfen, was funk-
tioniert und was nicht.

• Mobilisierung zukünftiger Entwicklungs-
hilfemittel. Der globale Aktionsplan würde
die internationalen Bemühungen fokussie-
ren, die externen Mittel, die notwendig
sind, um die Millenniums-Entwicklungszie-
le zu erreichen, an die Finanzierungslücken
in einzelnen Ländern anzupassen. Wenn
man dies vorhat, ist die erste wesentliche
Zutat die verlässliche, langfristige Mittelzu-
sage, unter der Voraussetzung, dass die Län-
der glaubwürdige Reformen planen und
umsetzen. Verbindliche Vorabverpflichtun-
gen der Geber können den Ländern die Ver-
sicherung geben, dass wenn sie ihre Ver-
pflichtungen erfüllen, die Geber auch die
Finanzierung bereitstellen werden. 
Die Ausweitung des Zugangs zu Wasser-

und Sanitärversorgung erfordert im Voraus
große Investitionen, rentiert sich aber erst lang-
fristig. Deshalb zieht dieser Sektor im Vergleich
zu Investitionsprojekten, die sofortigen, greif-
baren Nutzen bringen und für den die Politiker
leichter Anerkennung beanspruchen können,
oft den Kürzeren. Eine sichere Finanzierung
kann Reformern den Rücken stärken, indem sie
die Hebelwirkung ermöglicht, die sich aus der
Zusicherung externer finanzieller Hilfe ergibt.
Im Zentrum des Aktionsplans stünde ein kon-
kreter Zeitplan, um die Entwicklungshilfe im
Bereich der Wasser- und Sanitärversorgung im
Laufe der kommenden zehn Jahre um 3,4 bis
vier Milliarden US-Dollar jährlich zu erhöhen,
wobei vorgesehen sein sollte, Finanzierungs-
möglichkeiten in die Gegenwart vorzuverla-
gern. Die afrikanischen Länder südlich der
Sahara stünden im Mittelpunkt des globalen
Aktionsplans, nicht nur, um zusätzliche 1,5 bis
zwei Milliarden US-Dollar Entwicklungshilfe
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Sonderbeitrag: Die Finanzierung zur Erreichung des Millenniums-Entwicklungsziels 
im Bereich Wasser- und Sanitärversorgung jetzt angehen

Von Japan über die Europäische Union bis hin zu den Vereinigten

Staaten sehen die Menschen in der entwickelten Welt sauberes Was-

ser und grundlegende Sanitärversorgung als Selbstverständlichkeit

an. Doch weltweit wird einer zu großen Anzahl von Menschen noch

immer der Zugang zu diesen grundlegenden Menschenrechten vor-

enthalten. Dieser Bericht dokumentiert auf eindrucksvolle Weise die

gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Kosten einer Krise im Bereich

der Wasser- und Sanitärversorgung.

Die Wasser- und die Sanitärversorgung sind nicht nur für das

menschliche Leben unentbehrlich, sie sind auch in jedem Land Bau-

steine für Entwicklung. Deshalb enthält eines der acht Millenniums-

Entwicklungsziele eine spezielle Zielvorgabe, den Anteil der Men-

schen ohne nachhaltigen Zugang zu sicherer Trinkwasser- und

Sanitärversorgung bis 2015 zu halbieren. 

Der Mangel an Wasser- und Sanitärversorgung betrifft überpro-

portional Frauen und Mädchen, die traditionell dafür verantwortlich

sind, für die Familie Wasser zu holen. Für Mädchen im Schulalter ist

die Zeit – manchmal Stunden –, die sie auf dem Weg zur nächsten

Wasserquelle verbringen, Zeit, die für ihre Schulbildung verloren geht.

Dies nimmt ihnen die Chance, Arbeit zu bekommen und die Gesund-

heit und den Lebensstandard ihrer Familien sowie ihre eigene

Gesundheit und ihren Lebensstandard zu verbessern. Schulen ohne

Zugang zu sauberem Wasser oder Sanitärversorgung beweisen

nachdrücklich, wie die menschliche Entwicklung und die Millen-

niums-Entwicklungsziele miteinander in Zusammenhang stehen.

Man kann keine wirksamen Bildungssysteme aufbauen, wenn die

Kinder ständig krank sind und der Schule fernbleiben. Und man kann

keine Bildung für alle erreichen, wenn Mädchen zu Hause bleiben

müssen, weil ihre Eltern sich darüber Sorgen machen, dass es keine

separaten Toiletten gibt.

Heute verstehen wir sehr gut den Zusammenhang zwischen sau-

berem Wasser, verbesserter Gesundheit und mehr Wohlstand. Wir

haben das Wissen, die Technologie und die finanziellen Ressourcen,

um die Versorgung mit sauberem Wasser und Sanitärinfrastruktur für

alle Realität werden zu lassen. Nur brauchen wir zu diesen Ressour-

cen noch den entsprechenden politischen Willen zum Handeln.

Um die Infrastruktur für ein effektives landesweites Wasser- und

Sanitärversorgungssystem – von Wasserleitungen über Pumpsta-

tionen bis hin zu Klärwerken – aufzubauen, braucht man Investitionen

in einem Umfang, der über das hinausgeht, was sich die ärmsten

Länder zu leisten beginnen können. Außerdem sind vorab große

Investitionen erforderlich, und es fallen längerfristige Instandhal-

tungskosten an. Angesichts des hohen Anteils der Bevölkerung, die

in Entwicklungsländern keinen ausreichenden Zugang zu Wasser-

und Sanitärversorgung hat und die mit weniger als einem US-Dollar

pro Person pro Tag überlebt, ist es nicht möglich, diese vorgelager-

ten Kosten über Verbrauchsgebühren zu decken.

Im Jahr 2005 haben die Regierungen der entwickelten Länder

versprochen, die Entwicklungshilfe insgesamt zu erhöhen. Die Euro-

päische Union hat sich verpflichtet, die Entwicklungshilfe bis 2015

auf 0,7 Prozent ihres Einkommens zu erhöhen. Die G-8-Staaten

haben sich verpflichtet, die Entwicklungshilfe für Afrika bis 2010 zu

verdoppeln. Als die G-8-Staaten diese Zusage machten, erkannten

sie an, dass diese Entwicklungshilfe auch dazu dient, sicherzustellen,

dass die Bevölkerung der Entwicklungsländer Zugang zu sicherer

Wasser- und Sanitärversorgung bekommt. Die traditionellen Erhö-

hungen der Entwicklungshilfebudgets der Geber werden jedoch nicht

ausreichen, um die zusätzlichen Mittel aufzubringen und die festge-

legten Zielvorgaben im Bereich der Entwicklungshilfe einzuhalten. Es

sind innovative Finanzierungsmechanismen nötig, um die Leistungen

zu erbringen und um die Finanzierung aufzubringen, die dringend

benötigt wird, um die Millenniums-Entwicklungsziele zu erreichen –

und nirgendwo ist dies deutlicher, als bei der Wasser- und Sanitär-

versorgung.

Ganz offen gesagt kann die Welt nicht darauf warten, bis die sich

schrittweise erhöhenden Entwicklungshilfezahlungen verfügbar sind,

und dann erst die Krise im Bereich Wasser- und Sanitärversorgung

angehen. Diese Krise tötet heute Kinder und bremst die Entwicklung

– und wir müssen jetzt handeln. Deshalb sind eine Reihe innovativer

Finanzierungsmechanismen in Betracht gezogen und umgesetzt

worden, um finanzielle Mittel für Entwicklung im Voraus zu mobilisie-

ren. Ein Beispiel dafür ist die Internationale Finanzfaziliät (IFF).

Die IFF mobilisiert Ressourcen auf den internationalen Kapital-

märkten, indem langfristige Staatsanleihen ausgegeben werden, die

von den Geberländern über 20 bis 30 Jahre zurückgezahlt werden.

Eine kritische Menge an Mitteln kann so unmittelbar für Investitionen

in die Entwicklung verfügbar gemacht werden, während die Rück-

zahlungen über einen längeren Zeitraum aus den Entwicklungshilfe-

budgets der entwickelten Länder geleistet werden.

Die Prinzipien der Verlagerung in die Gegenwart sind bereits auf

die IFF für Immunisierungen angewendet worden. Durch sofortige

Investitionen von zusätzlichen vier Milliarden US-Dollar in Impfungen

gegen vermeidbare Krankheiten wird die überraschende Anzahl von

fünf Millionen Menschenleben bis 2015 gerettet, und weitere fünf

Millionen darüber hinaus.

Diese Prinzipien können auch für den Wasserbereich hochgradig

relevant sein. Die Renditen von Vorab-Investitionen in die Wasser-

und Sanitärversorgung würden die Kosten der Geldbeschaffung auf

den Rentenmärkten deutlich übertreffen, selbst wenn man die

Zinskosten berücksichtigt. Tatsächlich hat die Weltgesundheitsorga-

nisation (WHO) geschätzt, dass der Ertrag einer Investition von einem

US-Dollar in die Sanitärversorgung und Hygiene in Ländern mit

niedrigem Einkommen im Durchschnitt bei ca. acht US-Dollar liegt.

Das ist nach jedem Buchhaltungssystem eine gute Investition.

Es ist nicht neu, Ressourcen auf den Kapitalmärkten zu mobilisie-

ren, um in die Wasser- und Sanitärversorgung zu investieren. Zu

Beginn des vergangenen Jahrhunderts gaben die Industrieländer

Staatsanleihen aus und nutzten die Kapitalmärkte, um die finanziel-

len Mittel für Investitionen in die Wasser- und Sanitärinfrastruktur

aufzubringen. Und kürzlich gaben Länder wie Südafrika Kommunal-

obligationen aus, um schnell eine kritische Menge an Ressourcen

aufzubringen, um solche Investitionen zu tätigen.

Natürlich müssen wir anerkennen, dass die neuen Entwicklungs-

partnerschaften zur Unterstützung der Millenniums-Entwicklungs-



aufzubringen, sondern auch um die Wasser-
und Sanitärversorgung ins Zentrum der Afrika-
Strategie zu rücken, die von den G-8-Staaten in
Gleneagles verabschiedet wurde. Der globale
Aktionsplan würde einen Rahmen dafür bieten,
Entwicklungshilfe in Abhängigkeit von Leis-
tungen zu erbringen, wobei die Entwicklungs-
hilfe-Empfänger im Rahmen nationaler Pla-
nungen klare Richtwerte für ihre Leistungen
festlegen und die Geber sich an Richtwerte für
die Leistung der zugesagten Entwicklungshilfe
halten (siehe Sonderbeitrag von Gordon Brown
und Ngozi Okonjo-Iweala).
• Mobilisierung inländischer Mittel. Der glo-

bale Aktionsplan würde die Mobilisierung
inländischer Mittel unterstützen und ergän-
zen. Für die meisten Länder mit mittlerem
Einkommen und einige Länder mit niedri-
gem Einkommen stellen die nationalen
Kapitalmärkte potentiell eine langfristige
Finanzierungsquelle dar. Weil die Einnah-
men aus Investitionen in die Wasser- und
Sanitärversorgung in nationaler Währung
erzielt werden, ist es wichtig, dass die Kre-
ditaufnahme zur Unterstützung dieser
Investitionen eher in nationaler als in aus-
ländischer Währung erfolgt – eine der
schwierigen Lektionen aus fehlgeschlagenen
Privatisierungen. Das Problem besteht
darin, dass die Risikoeinschätzungen der
Märkte und die Schwäche der lokalen Ka-
pitalmärkte sowohl die Geldbeschaffungs-
kosten erhöhen können, als auch die verfüg-

baren Mittelzuflüsse verringern können.
Die internationale Unterstützung durch
multilaterale und bilaterale Institutionen
kann diese Wirkungen abschwächen, indem
die Versorgungsbetriebe oder kommunalen
Einrichtungen Kreditbürgschaften erhalten
und so in die Lage versetzt werden, ein sehr
gutes (dreifaches) AAA Rating zu bekom-
men. Dies ist ein Bereich, der in den vergan-
genen Jahren rasch gewachsen ist (siehe
Kapitel 2). Ein globaler Aktionsplan würde
die Bereitstellung von Krediten zwar nicht
institutionalisieren, doch er könnte einen
Rahmen schaffen, um Kooperationen zwi-
schen staatlichen und privaten Akteuren
(„public-private partnerships“) zu koor-
dinieren und zu unterstützen, um Modelle
zu entwickeln und um technische Beratung
anzubieten. 

• Unterstützung der Entwicklung von Kapa-
zitäten und nationaler Planung. Das Defizit
im Bereich der Wasser- und Sanitärversor-
gung zu überwinden stellt viele der ärmsten
Länder der Welt vor akute Planungsproble-
me. Das Erbe der Fragmentierung, die
schwache Entwicklung der Institutionen
und zu wenig Investitionen in den Aufbau
fachlicher Kapazitäten sind Hürden für
Fortschritte. In den Bereichen HIV/Aids
und Bildung wurde durch globale Initiati-
ven technische Hilfe und Unterstützung bei
der Schaffung von Kapazitäten geleistet, als
Mechanismus, um Länder für die Entwick-
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Sonderbeitrag: Die Finanzierung zur Erreichung des Millenniums-Entwicklungsziels 
im Bereich Wasser- und Sanitärversorgung jetzt angehen (Fortsetzung)

ziele zweiseitige Verträge sind. Es gibt Verpflichtungen und Verant-

wortung auf beiden Seiten. Die Entwicklungsländer sollten an ihren

Fähigkeiten gemessen werden, die Mittel aus der Entwicklungshilfe

effizient und transparent einzusetzen, um die Ärmsten mit sauberem

Wasser und Sanitärversorgung zu erreichen. Doch die Entwicklungs-

länder und ihre Bürgerinnen und Bürger haben auch Anspruch darauf,

dass gute politische Handlungskonzepte durch berechenbare Ent-

wicklungshilfefinanzierung unterstützt werden, deren Größenordnung

der Herausforderung entspricht. 

Die entwickelten Länder sollten nicht nur daran gemessen wer-

den, ob sie die Millenniums-Entwicklungsziele wollen, sondern auch

daran, ob sie die Mittel bereitstellen, diese auch zu erreichen. Indem

sie helfen, sauberes Wasser und grundlegende Sanitärversorgung

bereitzustellen, zeigen sie, dass diese Versprechen mehr sind, als 

nur eine vorübergehende Mode-Erscheinung – dass sie eine Ver-

pflichtung für unsere Generation darstellen.

Gordon Brown, MP, Finanzminister, 

Großbritannien 

Ngozi Okonjo-Iweala, Finanzminister, Nigeria



Pakts zur Wasser- und Sanitärversorgung deut-
lich. Die Afrikanische Entwicklungsbank hat
erkannt, dass das Defizit im Bereich der Was-
ser- und Sanitärversorgung Fortschritte in den
Bereichen Gesundheit, Bildung und Wirt-
schaftswachstum bremst und hat einen speziel-
len Wasserfonds eingerichtet, um Fortschritte
in Richtung des Millenniums-Entwicklungs-
ziels und die allgemeine Versorgung bis 2025 zu
unterstützen. Ein mittelfristiger Aktionsplan,
der Anhaltspunkte gibt, wurde vom Afrikani-
scher Ministerrat für Wasser, und der Neuen
Partnerschaft für Afrikas Entwicklung (NEPAD)
für den Zeitraum 2005 bis 2009 entwickelt. In
getrennten Verhandlungen mit acht Gebern
hat die Afrikanische Entwicklungsbank in
Bezug auf ein angestrebtes Volumen von 615
Millionen Dollar Zusagen über etwa 50 Millio-
nen Dollar erhalten, die in unterschiedlichen
Zeiträumen von einem bis drei Jahren ausge-
zahlt werden sollen.73 Ein globaler Rahmen, der
von wichtigen Gebern gestützt wird, würde hel-
fen, die Transaktionskosten zu senken und im
nötigen Umfang Mittel zu beschaffen.

Ein globaler Aktionsplan im Bereich Was-
ser- und Sanitärversorgung ist kein Ziel an sich.
Er ist ein Mittel, um die Effektivität der inter-
nationalen Kooperation zu erhöhen und Ent-
wicklungspartnerschaften aufzubauen, die die
Welt auf den richtigen Weg bringen können,
um das Millenniums-Entwicklungsziel zu errei-
chen und Fortschritte in Richtung des allgemei-
nen Zugangs zu Wasser- und Sanitärversorgung
zu erzielen. Es sind nicht einmal mehr zehn Jah-
re bis 2015, wenn die Zielvorgabe erreicht sein
soll. Ein globaler Aktionsplan könnte einen
berechenbaren langfristigen Rahmen für Ent-
wicklungspartnerschaften bieten, die als Kata-
lysator für menschliche Fortschritte wirken
könnten, indem sich der Nutzen aus dem
Bereich der Wasser- und Sanitärversorgung auf
andere Bereiche menschlicher Entwicklung
ausbreitet. Zwar steht die genaue Ausgestaltung
eines globalen Plans natürlich zur Debatte und
muss im Dialog erfolgen, doch ein „weiter wie
bisher“ sollte nicht länger als Option angesehen
werden.

lungszusammenarbeit zu qualifizieren. Im
Bereich der Wasser- und Sanitärversorgung
würde der globale Aktionsrahmen die sek-
torumfassende Planung unterstützen und
Mittel für die Schaffung von Kapazitäten
mobilisieren. Wie in den Bereichen HIV/
Aids und Bildung würde ein überzeugendes,
vertikal ausgerichtetes Programm die Ver-
breitung von modellhaften Beispielen, die
Rechenschaftspflicht, die Messung von
Leistungen und die Vermittlung gegenüber
politischen Akteuren und der Zivilgesell-
schaft fördern. Es würde auch helfen, sicher-
zustellen, dass durch die Mittel aus der
Entwicklungshilfe die Gesamtfinanzierung
ausgeweitet wird, und dass nicht staatliche
Mittel dadurch ersetzt werden.

• Verbesserung der Kohärenz und Koordina-
tion unter den Gebern. Auf nationaler Ebene
würde ein glaubwürdiger globaler Planungs-
rahmen den Gebern ein Instrument an die
Hand geben, um ihre einzelnen Programme
an einer nationalen Strategie auszurichten.
Dies würde die derzeitigen Bemühungen
unterstützen, die Vorgehensweisen der
Geber und ihre Berichterstattungsanforde-
rungen zu harmonisieren. Es würde eine
Reihe gemeinsamer Standards festgelegt, die
die Transaktionskosten reduzieren würden,
die mit der Vielfalt an Berichterstattungsan-
forderungen der Geber zusammenhängen.
Zudem würde dadurch sichergestellt, dass
die Geber bei der Unterstützung ihrer 
Lieblingsprogramme nicht Projekte und
Anstrengungen doppeln. Ein solcher globa-
ler Planungsrahmen würde auch helfen, feh-
lende Übereinstimmungen zwischen der
Allokation der Entwicklungshilfe und dem
Engagement der Regierungen zu identifizie-
ren. Er würde – wie beim Globalen Fonds
und der Fast Track Initiative – ein multila-
terales Instrument bieten, um Finanzie-
rungslücken in Ländern zu schließen, die
nicht ausreichend bilaterale Entwicklungs-
hilfe bekommen.
Die jüngsten Entwicklungen in Afrika süd-

lich der Sahara machen das Potenzial eines
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2 Wasser für den 
menschlichen Verbrauch
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„Wir empfinden es als 
unsere Pflicht zu sagen,
dass hohe Wasserpreise
nicht im Interesse der 
öffentlichen Gesundheit 
sein können. Reines Wasser
in Hülle und Fülle, zu einem
Preis, den alle Menschen
bezahlen können, ist für die
Förderung der Gesundheit
in einer Gemeinschaft eine 
besonders große Hilfe.“
North Carolina Board of Health, 1898



Den Zugang zu Wasser weltweit zu gewährleis-
ten, ist eine der größten Herausforderungen im
Bereich der menschlichen Entwicklung, mit de-
nen die internationale Gemeinschaft im frühen
21. Jahrhundert konfrontiert ist. Der einge-
schränkte Zugang zu Wasser übt eine Brems-
wirkung auf das Wirtschaftswachstum aus, ist
eine Quelle für extreme Ungleichheiten auf-
grund von Reichtum und Geschlecht und stellt
eines der Haupthindernisse für einen schnelle-
ren Fortschritt bei der Verwirklichung der 
Millenniums-Entwicklungsziele (MDGs) dar.
(siehe den Sonderbeitrag des Generalsekretärs
der Vereinten Nationen, Kofi Annan). Ganze
Länder werden durch das tödliche Zusammen-
wirken von unsicherer Wasserversorgung und
Armut zurückgeworfen. Die moralische, ethi-
sche und normative Verpflichtung, dieses Bild
zu verändern, beruht auf der Erkenntnis, dass
sauberes Trinkwasser ein Menschenrecht ist –
und eine notwendige Voraussetzung dafür, an-
dere Rechte, die in der Allgemeinen Erklärung
der Menschenrechte und darüber hinaus ge-
henden internationalen Regelungen enthalten
sind, auch wahrnehmen zu können. Warum

sind im Hinblick auf Wasserversorgung für alle
Menschen so ungleiche und langsame Fort-
schritte erzielt worden?

Jahrelang wurde die Debatte über diese Fra-
ge von einem Wortwechsel über die relativen
Vorzüge öffentlicher oder privater Wasser-An-
bieter beherrscht. In den 1990er Jahren wurde
die Privatisierung als eine Lösung angesichts des
Versagens öffentlicher Anbieter von weiten
Kreisen befürwortet. Private Wasserversor-
gungsunternehmen, wurde argumentiert, wür-
den mit mehr Effizienz arbeiten, neue Finanz-
ströme erzeugen und für mehr Rechenschaftsle-
gung sorgen. Die Erfahrungen sind zwar sehr
unterschiedlich, das private Versorgungsange-
bot erwies sich jedoch nicht als die Zauberfor-
mel. In vielen Fällen blieben die vom privaten
Sektor erwarteten Vorteile im Hinblick auf Ef-
fizienz, Finanzierung und Management aus.
Gleichzeitig kann man die Probleme bei der öf-
fentlichen Wasserversorgung in vielen Ländern
nicht leugnen. Häufig geht bei öffentlichen
Versorgungsunternehmen Ineffizienz einher
mit fehlender Rechenschaftslegung und Un-
gleichheit, und Wasser wird zu einem niedrigen
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„Das Menschenrecht auf Wasser,“ stellt der Ausschuss der Vereinten Nationen
über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte fest, beinhaltet, dass „jeder
Mensch Anspruch auf ausreichendes, sauberes, akzeptables, physisch zugängliches
und bezahlbares Wasser für seinen persönlichen und häuslichen Gebrauch hat.“1

Diese fünf zentralen Voraussetzungen stellen die Grundpfeiler für eine sichere
Wasserversorgung dar. Sie sind auch die Eckdaten, an denen sich für einen sehr
hohen Prozentsatz der Menschheit umfassende und systematische Menschen-
rechtsverletzungen festmachen lassen. Für etwa 1,1 Milliarden Menschen ist ausrei-
chendes, sauberes, akzeptables und bezahlbares Wasser zum Leben eine Hoffnung
für die Zukunft, jedoch keine Realität in der Gegenwart.
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Debatte „öffentlich oder privat“ verschleiert
worden sind.

Das erste Hindernis ist die Ungleichheit. Es
ist wesentlich unwahrscheinlicher, dass arme
Haushalte einen Anschluss an eine saubere
Wasserquelle haben, entweder weil sie sich dies
nicht leisten können, oder weil sie außerhalb
der Reichweite des Versorgungsnetzes leben. Es
gibt auch eine Umkehrrelation zwischen dem
Preis und der Fähigkeit zu bezahlen: Millionen
der ärmsten Menschen der Welt bezahlen teil-
weise die weltweit höchsten Preise für Wasser
und zerstören damit ihr produktives Potenzial
und ihre Gesundheit. Wenn Wasser ein Men-
schenrecht ist, muss es ein Bürgerrecht sein,
dessen Schutz für alle Menschen gilt, unabhän-
gig von Reichtum oder Zahlungsfähigkeit, von
Geschlecht oder Wohngebiet. 

Das zweite Hindernis ist fehlende Macht
zur Durchsetzung von Rechten. Menschen-
rechte können ein schlagkräftiges Instrument

Preis an Bevölkerungsgruppen mit hohem Ein-
kommen geliefert, und die Armen müssen sich
mit einem qualitativ schlechten Dienstleis-
tungsangebot oder gar keinem abfinden. Aus
der Perspektive armer Haushalte ist die Debat-
te über die relativen Vorteile von Dienstleistun-
gen des öffentlichen oder privaten Sektors eine
Ablenkung von einem viel grundlegenderen
Problem: von den unzureichenden Leistungen
sowohl öffentlicher als auch privater Wasseran-
bieter bei der Bewältigung des Problems der
weltweiten Defizite bei der Wasserversorgung. 

Letztlich liegt es in der Verantwortung der
nationalen Regierungen, nach und nach für die
Verwirklichung des Menschenrechts auf Was-
ser zu sorgen, indem sie einen gesetzgeberischen
und regulierenden Rahmen schaffen, an den
sich alle Dienstleistungsanbieter halten müssen,
öffentliche wie private. Ein solches Regelwerk
muss zwei Hindernisse überwinden, die in 
Kapitel 1 zur Sprache kamen, und die durch die
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Sonderbeitrag: Zugang zu sauberem Wasser ist ein grundlegendes menschliches Bedürfnis und Menschenrecht

Viele Menschen betrachten Wasser als etwas Selbstverständliches:

Sie drehen den Wasserhahn auf, und das Wasser fließt. Oder sie

gehen in den Supermarkt und können zwischen Dutzenden verschie-

dener Mineralwassersorten wählen. Aber für mehr als zwei Milliarden

Menschen auf unserem Planeten steht sauberes Wasser nicht zur

Verfügung. Und etwa 2,6 Milliarden Menschen haben keinen Zugang

zu anständiger Sanitärversorgung. Die Konsequenzen sind ver-

heerend. Fast zwei Millionen Kinder sterben jedes Jahr an Krankhei-

ten, die mit verschmutztem Wasser und schlechter Sanitärversor-

gung zusammenhängen – weitaus mehr als die Anzahl derer, die

durch gewaltsame Konflikte ums Leben kommen. Gleichzeitig wird

überall auf der Welt die Wasserqualität und die zur Verfügung stehen-

de Wassermenge durch Verschmutzung, überhöhten Verbrauch und

schlechte Wasserbewirtschaftung verringert. 

Vor diesem Hintergrund habe ich am Weltwassertag 2004 ein

Beratungsgremium für Wasser- und Sanitärversorgung gebildet. Das

20-köpfige Gremium besteht aus technischen Experten, wichtigen

Persönlichkeiten und anderen, die nachweislich über viel Erfahrung

verfügen, wie man die Maschinerie von Regierungen bewegen kann.

Bis zu seinem vorzeitigen Tod im Juli 2006 wurde es sehr versiert vom

früheren Ministerpräsidenten Japans, Ryutaro Hashimoto, geleitet.

Trotz dieses tragischen Verlustes setzt das Gremium seine Bemühun-

gen fort und arbeitet eng zusammen mit dem UN-System, mit inter-

nationalen und regionalen Institutionen, nationalen Regierungen, den

Medien, der Privatwirtschaft und der Zivilgesellschaft allgemein, um

das Problembewusstsein zu schärfen, Ressourcen zu mobilisieren

und die Ausbildung von mehr Kapazitäten zu fördern. Die Wasser-

krise – wie viele andere Herausforderungen, vor denen unsere Welt

steht – kann nur durch Partnerschaften, die nationale Politik mit inter-

nationalem Handeln kombinieren, in vollem Umfang angegangen

werden. 

Die unglaublichen Zahlen, die wir bei der Diskussion der heutigen

Herausforderungen im Wasser- und Sanitärbereich verwenden,

dürfen aber nicht von den individuellen Schicksalen der Menschen

ablenken. Der diesjährige Bericht über die menschliche Entwicklung

kommt zur richtigen Zeit und ist eine aussagekräftige Erinnerung

daran, dass die globale Wasserkrise ein menschliches Gesicht hat:

Ein Kind, bedroht von Durchfallanfällen, die schließlich zum Tod füh-

ren, ein Mädchen, das nicht zur Schule gehen kann, weil es Wasser

holen muss oder eine Mutter, die ihr Potenzial nicht entwickeln kann,

weil sie sich um Verwandte kümmern muss, die durch verschmutz-

tes Wasser erkrankt sind. Die Vereinten Nationen beteiligen sich

intensiv an diesem Kampf. Der Zugang zu sauberem Wasser ist ein

grundlegendes menschliches Bedürfnis und Menschenrecht. Und

Wasser und Sanitärversorgung stehen im Zentrum unseres Strebens,

allen Menschen der Welt, nicht nur einigen wenigen Glücklichen, zu

ermöglichen, in Würde, Wohlstand und Frieden zu leben. 

Kofi A. Annan

Generalsekretär der 

Vereinten Nationen



für Veränderungen sein. Sie dürfen jedoch
nicht nur in normativen Stellungnahmen ver-
ankert sein, sondern müssen auch in die Gesetz-
gebung, in Regulierungs- und Managementsys-
teme aufgenommen werden, die Regierungen
und Wasser-Anbieter allen Bürgern gegenüber,
auch den armen, rechenschaftspflichtig machen.
Nur allzu oft dient die Sprache der Menschen-
rechte als Schleier, hinter dem die Rechte armer
Menschen von Institutionen, die kaum oder gar
nicht Rechenschaft ablegen müssen, verletzt
werden.

Schnellere Fortschritte bei der Verwirkli-
chung der MDGs und bei der Wasserversor-
gung weltweit sind durchaus möglich. In vielen
Ländern hat es immense Fortschritte bei der
Wasserversorgung der Gesamtbevölkerung ge-
geben, sowohl in städtischen als auch in länd-
lichen Gebieten. Innovative Partnerschaften
zwischen dem öffentlichen, privaten und kom-
munalen Sektor haben den Zugang zu Wasser
in einigen der ärmsten Gegenden der Welt neu
erschlossen. Bisher hat es jedoch nur sehr unsys-
tematische Fortschritte gegeben. Es ist drin-
gend notwendig, dass mehr Regierungen zuge-
ben, dass die sichere Wasserversorgung stark ge-
fährdet ist – gleichzeitig müssen nationale Stra-
tegien zur Abwendung einer solchen Wasser-
versorgungskrise entwickelt werden.

Die Ausweitung der Wasserversorgungs-In-
frastruktur auf Menschen, die derzeit keinen
Zugang zu „ausreichendem, sauberem, akzepta-
blem, für sie erreichbarem und bezahlbarem“
Wasser haben, wirft schwierige Fragen der Fi-
nanzierung auf. Wasser mag zwar ein Men-
schenrecht sein, irgendjemand muss jedoch die
Kapitalinvestitionen und Betriebskosten be-
zahlen – entweder die Nutzer oder die Steuer-
zahler und die Regierung. Noch problemati-
scher ist, dass eine solche Kapitalinvestition ein
hohes Mindestvolumen erfordert, was bedeu-
tet, dass eine Vorfinanzierung nötig ist, deren
Rückzahlung sich über einen Zeitraum von 20
Jahren oder sogar länger erstreckt. In Ländern,
in denen ein großer Teil der bisher nicht mit
Wasser versorgten Bevölkerung unterhalb der
Armutsgrenze lebt und in denen nur begrenzte
Staatsfinanzen zur Verfügung stehen, wirft dies
Probleme auf, die über die Fragestellung „öf-

fentliche oder private Wasserversorgung“ hinaus-
gehen. Dies gilt auch für die Entwicklung von
nachvollziehbaren, auf Rechenschaftspflicht
und Transparenz basierenden Regulierungssys-
temen, die den Armen mehr Macht in die
Hand geben und die Dienstleistungsanbieter
verpflichten, Rechenschaft abzulegen.

Jetzt, wo bis zur endgültigen Verwirk-
lichung der MDGs im Jahr 2015 noch weniger
als zehn Jahre Zeit bleibt, erhält die Herausfor-
derung, die Fortschritte zu deren Verwirk-
lichung zu beschleunigen, eine neue Dimension
der Dringlichkeit. Ein Jahrzehnt ist in der Poli-
tik ein langer Zeitraum. Es ist jedoch nur eine
sehr kurze Frist, um Strategien zu entwickeln
und umzusetzen, mit denen die Anzahl der
Menschen weltweit halbiert werden kann, die
keinen Zugang zu Wasser haben. Es besteht die
Gefahr, dass eine weitere Verzögerung dazu
führt, dass diese Millenniumsentwicklungs-
Zielvorgabe nicht mehr erreicht werden kann
und dadurch der Fortschritt auf anderen Gebie-
ten zunichte gemacht wird und auf Dauer eine
Situation der Benachteiligung bestehen bleibt,
durch die menschliche Fortschritte bei der Be-
kämpfung extremer Armut, Ungleichheit und
der Bedrohung der öffentlichen Gesundheit
hinausgezögert werden (siehe dazu den Sonder-
beitrag des brasilianischen Präsidenten Luiz
Inácio Lula da Silva).

In diesem Kapitel werden einige der Proble-
me von Regierungsführung und Finanzierung
behandelt, die gelöst werden müssen, wenn das
Menschenrecht auf Wasser für alle Menschen
verwirklicht werden soll. Es beginnt mit einer
Fragestellung, die den Kern der Verletzung des
Menschenrechts auf Wasser berührt: Warum
bezahlen die Armen mehr? Wenn man weiß,
wo arme Menschen ihr Wasser herbekommen
und die Marktstrukturen kennt, innerhalb derer
sie agieren, kann man sich diese Frage beant-
worten – und man kann eine staatliche Politik
entwickeln, die auf eine Beseitigung der zugrun-
deliegenden Ungleichheit abzielt. Anschließend
wird in dem Kapitel auf die weiter gefasste De-
batte um Wassermanagement und Dienstleis-
tungsanbieter eingegangen. Wir sind der Auf-
fassung, dass beide Akteure, der private und der
öffentliche Sektor, bei der Umsetzung des

Es ist dringend notwendig,

dass mehr Regierungen

zugeben, dass die sichere

Wasserversorgung stark

gefährdet ist
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lungen schließen lassen müssen. Eine gute Poli-
tik zahlt sich aus und schnelle Fortschritte sind
nicht nur in städtischen Gebieten, sondern
auch in Gegenden auf dem Land, die bisher
nicht berücksichtigt wurden, möglich.

Menschenrechts auf Wasser eine Rolle spielen
sollten, wenngleich die Verantwortung letztlich
bei der Regierung liegt. Am Ende des Kapitels
wird gezeigt, dass Erfahrungen in der Vergan-
genheit nicht unbedingt auf künftige Entwick-
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Sonderbeitrag: Sauberes, verfügbares und bezahlbares Wasser ist ein Menschenrecht 
und eine Grundlage für wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt

Die Verabschiedung der Millenniums-Entwicklungsziele war ein Sieg

der internationalen Zusammenarbeit und ein Triumph der Werte der

menschlichen Solidarität über die Doktrin moralischer Indifferenz.

Allerdings wird man uns an den Ergebnissen messen, die wir zustan-

debringen, nicht an den Versprechen, die wir gemacht haben. We-

niger als ein Jahrzehnt trennt uns vom Jahr 2015, und wir müssen uns

einer unbequemen Wahrheit stellen: Die Weltgemeinschaft ist immer

noch weit davon entfernt, die Millenniums-Entwicklungsziele zu errei-

chen. 

Nirgendwo wird dies deutlicher demonstriert als beim Zugang zu

sauberem Wasser und zu Sanitärversorgung. Niemand von uns soll-

te bereit sein, eine Welt hinzunehmen, in der jedes Jahr 1,8 Millionen

Kinder an Durchfall sterben, viele aus Mangel an sauberem Wasser

und einer Toilette; eine Welt, in der Kindern grundlegende Bildung

verweigert wird und in der Millionen Menschen Opfer von Armut und

schlechter Gesundheit werden. 

In Brasilien haben wir versucht, als Bestandteil unserer breiter

angelegten Politik, eine gerechtere, weniger gespaltene und mensch-

lichere Gesellschaft zu schaffen, auch das Problem der Wasser- und

Sanitärversorgung anzugehen. Wir haben Fortschritte gemacht. Der

Zugang zu sauberem Wasser hat sich im Land verbessert – und neue

Gesetze werden die Rechenschaftspflicht der Wasserversorgungs-

unternehmen gegenüber den Menschen, die sie versorgen, ausbau-

en. Bei der Sanitärversorgung findet das in Brasilien entwickelte

System inzwischen breite Anwendung, und Investitionen in diesem

Sektor haben spürbar zugenommen.

Ich erwähne dies nicht, um Brasilien als Modell hochzuhalten,

dem andere folgen sollten, und ich behaupte nicht, dass wir unsere

Probleme gänzlich gelöst hätten. Wir wissen gut, dass wir mehr tun

müssen, um den Zugang zu Wasser und sanitärer Versorgung für 

die besonders Armen zu verbessern, insbesondere in ländlichen

Gebieten. Aber ich will darauf hinweisen, dass ich als Präsident die

Millenniums-Entwicklungsziele für Wasser und Sanitärversorgung als

integralen Bestandteil von Strategien sehe, die Ungleichheit reduzie-

ren, Armut bekämpfen und eine bessere Verteilung des Nutzens von

Wachstum gewährleisten. Deshalb haben wir die Millenniums-

Entwicklungsziele als verpflichtende Referenzpunkte in sämtlichen

Politikbereichen verankert – auch die Ziele im Bereich der Wasser-

und Sanitärversorgung.

Der Bericht über die menschliche Entwicklung 2006 verdeutlicht

eindrucksvoll die Kosten des globalen Wasser- und Sanitärdefizits.

Dieses Defizit muss schneller beseitigt werden, wenn wir unsere Ver-

pflichtungen zur Umsetzung der Millenniums-Entwicklungsziele bis

2015 erfüllen wollen. Nationale Regierungen müssen mehr tun. Und

die internationale Gemeinschaft muss ebenfalls viel mehr tun, durch

Hilfe, Technologietransfer, Kapazitätsaufbau und Partnerschaften. Ich

unterstütze den Aufruf, im Rahmen eines globalen Aktionsplans zur

Verwirklichung der Millenniums-Entwicklungsziele die Wasser- und

Sanitärversorgung ins Zentrum der globalen Entwicklungsagenda 

zu rücken. Eine solche Maßnahme würde helfen, Ressourcen zu

mobilisieren und uns auf die Herausforderungen zu konzentrieren, vor

denen wir alle stehen. 

Sauberes, verfügbares und bezahlbares Wasser ist ein Men-

schenrecht. Es ist auch eine der Grundlagen für wirtschaftliche und

soziale Entwicklung. Diese Grundlagen zu stärken, ist nicht immer

einfach: es erfordert politische Führung und es kostet Geld. Aber

wenn wir heute kein politisches und finanzielles Kapital investieren,

müssen wir morgen den hohen Preis verlorener Chancen für sozialen

Fortschritt und wirtschaftliches Wachstum zahlen. 

Luiz Inácio Lula da Silva

Präsident der Föderativen Republik Brasilien



Warum wird etwa 1,1 Milliarden Menschen
der Zugang zu ausreichend sauberem Wasser,
mit dem sie ihre grundlegendsten Bedürfnisse
befriedigen können, verwehrt? Und warum
sind so viele Menschen gezwungen, auf Wasser-
quellen zurückzugreifen, die ihre Gesundheit
gefährden und manchmal sogar ihr Leben?

Messungen über Wasserknappheit auf na-
tionaler Ebene sind für die Beantwortung dieser
Fragen wenig hilfreich. Für Haushalte sind na-
tionale Indikatoren über die Verfügbarkeit pro
Kopf der Bevölkerung größtenteils bedeutungs-
los. Überall in den Entwicklungsländern ist der
tägliche Kampf, an Wasser zu gelangen, eine
ständige Belastung für die menschlichen, finan-
ziellen und physischen Ressourcen armer Haus-
halte, ungeachtet der Tatsache, ob das jeweilige
Land – oder eine konkrete Ortschaft – in dem
oder der sie leben, unter Wasserknappheit lei-
det. Wie in Kapitel 1 erwähnt, steht für die
Menschen in den Slums von Jakarta, Mumbai
und Nairobi nur wenig sauberes Wasser zur
Verfügung, während ihre Nachbarn in den Vor-
städten mit hohem Einkommen nicht nur ge-
nug Wasser haben, um den Bedarf ihrer Haus-
halte zu decken, sondern auch, um das Grün ihrer
Rasenflächen zu pflegen und ihre Swimming-
pools zu füllen.

Es gibt einige ganz offensichtliche Parallelen
zwischen einer unsicheren Wasserversorgung
und der Ernährungsunsicherheit in Haushal-
ten. Von Hunger sind nach wie vor große Teile
der Weltbevölkerung betroffen. Selten wird je-
doch eine Hungersnot oder das noch weiter
verbreitete Problem der Unterernährung durch
das Fehlen von Nahrungsmitteln auf lokalen
Märkten verursacht. Einige der schlimmsten
Hungersnöte in der Geschichte der Menschheit
haben sich ohne irgendeine erkennbare Verän-
derung des Nahrungsmittelangebots ereignet.
Und die Unterernährung ist heutzutage mit-
unter in Ländern besonders gravierend, in de-
nen es durchaus ausreichend Nahrungsmittel
gibt: beispielsweise ist in dem Nahrungsmittel-

Selbstversorgerland Indien ein Fünftel der 
Bevölkerung unterernährt (siehe Indikatoren-
Tabelle 7). Die Menschen sind in einem Um-
feld, wo es Nahrungsmittel im Überfluss gibt,
aus dem gleichen Grund unterernährt, aus dem
sie keinen Zugang zu sauberem Wasser haben,
obwohl es mehr als genug für alle gibt: aufgrund
von ungleicher Verteilung und von Armut.2

Das Konzept der Zugangsrechte kann dazu
beitragen, das scheinbare Paradoxon der
Knappheit inmitten der Vielfalt zu entschlüs-
seln. Dieses Konzept wurde von Amartya Sen
entwickelt, um das Paradoxon des Hungers in-
mitten des Überflusses zu erklären. Zugangs-
rechte werden in diesem Zusammenhang als
„die Gesamtmenge alternativer Waren- und
Dienstleistungspakete“ verstanden, die „man
sich durch die Nutzung verschiedener recht-
licher Kanäle aneignen kann“.3 Damit sind
nicht Rechte oder moralische Ansprüche im
normativen Sinne gemeint, sondern die Mög-
lichkeit von Menschen, Güter oder Dienstleis-
tungen zu erwerben, entweder durch Kauf oder
Tausch oder durch einen juristisch anerkann-
ten und durchsetzbaren Anspruch gegenüber
einem Dienstleister. 

Der Entitlement-Ansatz bietet nützliche
Erkenntnisse im Hinblick auf die unsichere
Wasserversorgung, weil er die Aufmerksam-
keit auf die Marktstrukturen, institutionellen
Richtlinien und die strukturellen Vorgaben
beim Dienstleistungsangebot lenkt, die die Ar-
men ausgrenzen. Er erklärt auch die zugrunde-
liegenden Marktstrukturen, die dazu führen,
dass arme Menschen viel mehr für ihr Wasser
bezahlen als die reichen. Die Menschen erhal-
ten Zugang zu Wasser durch Tausch in Form
von Bezahlung (an Versorgungsunternehmen,
informelle Anbieter oder Wasserverbände),
rechtliche Ansprüche Anbietern gegenüber
und ihre eigene Arbeit (zum Beispiel durch das
Schöpfen und Nachhausetragen von Wasser
aus Bächen und Flüssen oder durch das Graben
von Brunnen). Ob Haushalte ihren Grundbe-
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Warum die Armen mehr bezahlen – 
und weniger Wasser bekommen



„verbesserter Zugang“ wie Wasser, das aus
Bächen oder ungeschützten Brunnen gewon-
nen wird. 

Für die internationale Berichterstattung ist
die Unterscheidung „verbesserter“ und „nicht
verbesserter“ Zugang klar umrissen und zweck-
mäßig. Gleichzeitig ist sie jedoch für die Be-
schreibung der Realität vor Ort zutiefst irrefüh-
rend. In der realen Welt der Haushalte mit un-
sicherem Zugang zu Wasser ist die einfache Ab-
grenzung von verbessertem und nicht verbes-
sertem Zugang illusorisch. Millionen armer
Haushalte greifen bei ihren täglichen Wasser-
nutzungsgewohnheiten sowohl auf Wasser aus
verbessertem Zugang als auch auf solches aus
nicht verbessertem Zugang zurück. Frauen, die
in den Slums der indischen Stadt Puna leben,
berichten, dass sie ihr Trinkwasser von öffent-
lichen Wasserzapfstellen holen (eine verbesser-
te Zugangsquelle), dass sie zum Waschen je-
doch an einen Kanal gehen. Bei Untersuchun-
gen in Cebu, auf den Philippinen, wurden bei
Haushalten, die nicht an das zentrale Wasser-
versorgungsnetz angeschlossen waren, fünf
Wassernutzungsmuster festgestellt (Tabelle
2.1). In städtischen Slums und Dörfern auf dem
Lande holen arme Haushalte mitunter zu be-
stimmten Zeiten im Jahr Wasser aus einem ge-
schützten Brunnen oder aus einem Standrohr,
während der trockenen Jahreszeit sind sie je-
doch teilweise gezwungen, ihr Wasser aus Flüs-
sen oder Bächen zu schöpfen. Die Bezugsquel-
len des an einem bestimmten Tag genutzten
Wassers hängen von Faktoren ab, die vom Preis
über die Verfügbarkeit bis hin zur Einschätzung
der Qualität reichen. 

Durch das internationale Berichtssystem
lassen sich zwar nützliche Erkenntnisse gewin-
nen, es ist aber dennoch eine Art statistische
Konstruktion. Betrachten wir beispielsweise Ja-
karta. Aus den internationalen Berichtssyste-
men geht hervor, dass fast 90 Prozent der Stadt-
bewohner in Indonesien einen verbesserten
Wasserzugang haben. Untersuchungen über
Haushalte in Indonesien zeigen jedoch, dass
fast zwei von drei Menschen in Jakarta eine
Vielzahl von Wasserquellen nutzen, darunter
Flach- und Tiefbrunnen (geschützte und unge-
schützte), Standrohre (verbesserter Zugang)

darf an sauberem Wasser decken können, hängt
teilweise von ihren eigenen Ressourcen ab und
teilweise davon, wie die staatliche Politik den
Zugang zu Infrastruktur und Wasser gestaltet,
unter anderem durch Investitionsentscheidun-
gen, Preispolitik und rechtliche Bestimmungen,
nach denen sich die Anbieter richten müssen. 

„Verbesserter“ und „nicht 
verbesserter“ Zugang zu Wasser –
eine illusorische Abgrenzung von
sauber und schmutzig 

In den meisten reichen Ländern hat der Aus-
druck „Zugang zu Wasser“ eine einfache und
von jedermann verstandene Bedeutung. Fast je-
der Bürger hat Zugang zu einem Wasserhahn in
seinem Haus, der an ein Versorgungsnetz ange-
schlossen ist, das von einem Versorgungsunter-
nehmen betrieben wird. Die Versorgungsunter-
nehmen sind beauftragt, das Netz instand zu
halten und für die Einhaltung der Wasserqua-
litätsstandards zu sorgen – und sie sind berech-
tigt, einen festgesetzten Preis für die Dienstleis-
tung, die sie erbringen, in Rechnung zu stellen.
In den ärmsten Ländern der Welt bedeutet
„Zugang zu Wasser“ etwas ganz anderes.

Durch die Sprache internationaler Daten-
sammlungen wird mitunter die Art und Weise,
wie arme Haushalte ihr Wasser beziehen, ver-
schleiert. In internationalen Statistiken wird
zwischen „verbessertem“ und „nicht verbesser-
tem“ Zugang unterschieden. Der Begriff „ver-
bessert“ umfasst drei Dimensionen von Wasser-
versorgungssicherheit: Qualität, Nähe und
Quantität. Im Rahmen der internationalen Be-
richterstattung werden Menschen der Katego-
rie „mit Zugang zu Wasser“ zugeordnet, wenn
sie mindestens 20 Liter sauberes Wasser täglich
aus einer Quelle, die weniger als einen Kilome-
ter von ihrer Wohnung entfernt ist, zur Verfü-
gung haben. Ganz allgemein definiert die Tech-
nologie, ob die Quelle den Kriterien eines ver-
besserten Wasserzugangs entspricht. Wasseran-
schlüsse in Häusern, Standrohre, Pumpen und
geschützte Brunnen werden der Kategorie „ver-
besserter Zugang“ zugeordnet. Wasser, das von
Verkäufern und Wasser-Tankwagen bezogen
wird, fällt ebenso wenig unter die Kategorie

2

W
as

se
r 

fü
r 

de
n 

m
en

sc
hl

ic
he

n 
Ve

rb
ra

uc
h

Durch die Sprache

internationaler

Datensammlungen 

wird mitunter die Art und

Weise, wie arme Haushalte

ihr Wasser beziehen,

verschleiert

BERICHT ÜBER DIE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG 2006104



und Wasserverkäufer (nicht verbesserter Zu-
gang). Die drei am häufigsten erwähnten Kom-
binationen waren Grundwasser und Wasserver-
käufer, Wasserversorgungsnetz und Grundwas-
ser, und Wasserversorgungsnetz und Verkäufer
(Grafik 2.1).

Warum gibt es diese Nutzungsvielfalt? Die
Nutzung von Wasserquellen variiert je nach
Tages- und Jahreszeit aufgrund von Verände-
rungen der Wasserqualität und des Drucks in
den Wasserleitungen. Niedriger Wasserdruck
im Leitungsnetz und Unregelmäßigkeiten bei
der Versorgung sind die Ursache dafür, dass
man sich in den Haushalten in Jakarta mit ei-
ner zusätzlichen Quelle behilft – meist ist dies
ein Flachbrunnen. In vielen Stadtgebieten kann
das Grundwasser jedoch nicht als Trinkwasser
genutzt werden, weil es versalzt oder ver-
schmutzt ist. Grundwasser wird lediglich zum
Putzen oder Waschen verwendet oder, um die
Wasserkosten auf bezahlbare Beträge zu redu-
zieren. 

Aus Untersuchungen bei einer größeren
Gruppe von Ländern geht hervor, dass Wasser-
nutzungsmuster viel komplexer und dynami-
scher sind, als das statische Bild vermittelt, das
in internationalen Berichtssystemen präsentiert
wird. Die Verhaltensmuster im wirklichen Le-
ben werden ständig angepasst. Dabei spielen
Überlegungen hinsichtlich der Wasserqualität,
der Nähe, des Preises und der verlässlichen Ver-
fügbarkeit eine wichtige Rolle. In Bangalore, in
Indien, nutzen fast ein Drittel der Haushalte
innerhalb des vom Bangalore Water Supply and
Sewerage Board versorgten Gebietes öffentliche
Zapfstellen. Innerhalb dieser Gruppe haben sie-
ben Prozent keine andere Wasserquelle. Die
restlichen nutzen Wasser aus öffentlichen Zapf-
stellen und Grundwasser zusätzlich zu dem
Wasser, das über die Wasserleitung in den
Haushalt gelangt. Mehr als die Hälfte dieser
Haushalte geben an, dass sie nur an durch-
schnittlich drei Tagen in der Woche Zugang zu
Wasser aus der Wasserleitung haben. Während
der Regenzeit ist die Wasserleitung ungefähr
sieben Stunden täglich in Betrieb, in der Tro-
ckenzeit vier Stunden.4

Neben den komplexen Wassernutzungs-
mustern, die für die meisten Städte in den Ent-

wicklungsländern charakteristisch sind, spielen
die Ungleichheiten, die sich aus den Vermö-
gensverhältnissen und dem Standort ergeben,
eine zentrale Rolle bei der Strukturierung der
Wassermärkte. Wie in Kapitel 1 beschrieben,
gibt es innerhalb einzelner Länder eine tiefe
Kluft beim Zugang zu Wasserquellen, die in die
Kategorie verbessert fallen. Wenn Menschen
arm sind, sind sie mit sehr hoher Wahrschein-
lichkeit von einer nicht verbesserten Wasser-
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Haupt-Wasserquelle

Bevölke-
rungsanteil 

(in %) Hauptverwendung Anmerkungen

Typ 1
Weiterverkäufer

4
Sämtliche Zwecke (Trink-
wasser, Kochen, Waschen)

Die meisten dieser Wassernutzer 
leben in abgelegenen Gebieten und 
haben keine andere Möglichkeit.

Typ 2
Öffentlicher Brunnen

34 Sämtliche Zwecke —

Typ 3
Brunnen

15
Etwa die Hälfte nutzen 
ihn für sämtliche Zwecke 

Etwa die Hälfte nutzen ihn für 
sämtliche Zwecke außer für Trink-
wasser und bekommen Trinkwasser 
von einem ans Leitungsnetz ange-
schlossenen Nachbarn.

Typ 4
Öffentliche Zapfstelle

8
Zwei Drittel nutzen sie 
für sämtliche Zwecke  

Ein Drittel nutzt sie nur für Trink-
wasser und nutzen Wasser aus 
einem öffentlichen Brunnen zum 
Waschen und Wäschewaschen. 
Einige kaufen Wasser gelegent-
lich von einem ans Leitungsnetz 
angeschlossenen Nachbarn. 

Typ 5
Nachbar ist ans Leitungs-
netz angeschlossen

38
Etwa die Hälfte nutzen es 
für sämtliche Zwecke 

Etwa die Hälfte nutzen es nur als 
Trinkwasser und zum Kochen und 
nutzen öffentliche Brunnen für 
andere Zwecke.

Tabelle 2.1   Cebu, Philippinen: Wasserverbrauchsmuster bei Haushalten, 
   die nicht an das Leitungsnetz angeschlossen sind

Quelle: Verdeil 2003a. 

Grafik 2.1 Die meisten Haushalte in 
Jakarta beziehen ihr Wasser 
aus mehreren Quellen
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Nutzer aus Haushalten mit niedrigem Einkom-
men stammen, ist diese Quelle überall in den
Städten in den Entwicklungsländern eine Was-
ser-Lebenslinie für arme städtische Haushalte.
In Nouakchott in Mauretanien geben etwa 30
Prozent der Haushalte an, dass sie ihr Wasser
an einem Standrohr bzw. einer Zapfstelle ho-
len, in Bamako in Mali sind es 49 Prozent. In
Dakar im Senegal wird die Hälfte der Bevölke-
rung, die keinen privaten Wasseranschluss be-
sitzt, über Standrohre versorgt.5 Ganz ähnlich
in Ouagadougou, wo über ein Versorgungsun-
ternehmen schätzungsweise 80 Prozent der
Haushalte versorgt werden; zwei Drittel davon
erhalten ihr Wasser durch Standrohre. 

In anderen Regionen existieren ähnliche
Versorgungsmuster. Wenn arme Menschen in
Südasien Zugang zu Leitungswasser haben, be-
deutet dies mit größter Wahrscheinlichkeit,
dass sie Zugang zu einer öffentlichen Wasser-
zapfstelle oder einem Standrohr haben statt 
einen privaten Wasseranschluss in ihrer Woh-
nung. In der indischen Stadt Bangalore bei-
spielsweise erreicht das Water Supply and Sewe-
rage Board ungefähr 80 Prozent der Bevölke-
rung; davon haben etwa 73 Prozent private
Wasseranschlüsse. Die ärmsten Haushalte nut-
zen jedoch regelmäßig öffentliche Zapfstellen.
Bei den reichsten Haushalten dagegen sind es 
lediglich drei Prozent.6 In Katmandu in Nepal
versorgt das kommunale Wasserversorgungsun-
ternehmen etwa drei Viertel der Bevölkerung,
die Hälfte der armen Bevölkerung ist jedoch von
öffentlichen Zapfstellen abhängig.7

Zapfstellen bzw. Standrohre könnte man
sich als eine Weiterverkaufsstelle für Wasser
des Versorgungsunternehmens vorstellen. Die-
se Verkaufsstellen werden teilweise von Nach-
barschaftskomitees oder anderen Organisatio-
nen vor Ort betrieben, teilweise von Individu-
en, die von einem kommunalen Anbieter unter
Vertrag genommen worden sind. In fast allen
Fällen sind jedoch Standrohre nur die Spitze 
eines Weiterverkaufs-Eisbergs. In vielen Städ-
ten werden dadurch nicht alle Gebiete erreicht.
Oft werden städtische Randgebiete, Slums und
abgelegenere Bezirke nur sehr schlecht versorgt.
Sogar in Gebieten, die erreicht werden, ist die
Versorgung mitunter unzureichend und unre-

quelle abhängig – und sind den damit verbun-
denen gesundheitlichen Risiken ausgesetzt.
Mehr als 70 Prozent der Menschen, die keinen
Zugang zu einer verbesserten Wasserquelle ha-
ben, müssen mit weniger als zwei US-Dollar
täglich auskommen, und etwa die Hälfte dieser
Gruppe hat weniger als einen US-Dollar täglich
zum Überleben. In vielen Ländern kann man
sehr gut vom Einkommen darauf schließen, 
ob Menschen einen verbesserten Zugang zu
Wasser haben und mit welcher Art Technolo-
gie dieses Wasser verfügbar gemacht wird. 

Wasser wird von verschiedenen 
Anbietern bezogen

In den Industrieländern beziehen die Men-
schen ihr Wasser in der Regel von einem einzi-
gen Anbieter. In den meisten Entwicklungslän-
dern beziehen die Menschen ihr Wasser von ei-
ner verblüffenden Vielzahl von Anbietern. Das
primäre Netz, das normalerweise von einem
einzigen städtischen Versorgungsunternehmen
betrieben wird, funktioniert neben einer gro-
ßen Vielzahl von Anbietern; viele davon fungie-
ren als Zwischenhändler zwischen dem Versor-
gungsunternehmen und dem Haushalt. Eine
jede Untersuchung über den Zugang zu Wasser
muss daher damit beginnen, sich den Flicken-
teppich der Bezugsquellen genauer anzusehen.

Wasserversorgungsunternehmen sind von
den Regierungen autorisiert, Wasser durch das
Netz von Pumpen und Wasserleitungen, aus
denen das formelle Wassersystem der Stadt be-
steht, zu liefern. Der Hauptabsatzmarkt für die-
se Versorgungsunternehmen sind normalerwei-
se die Abnehmer in den Haushalten mit Was-
serleitungen in ihren Wohnungen, und Ge-
schäftsleute. Die Anschlussraten sind jedoch
sehr unterschiedlich – und sind in Gegenden
mit hohem Einkommen wesentlich höher. In
Städten wie Daressalam in Tansania und Oua-
gadougou in Burkina Faso haben weniger als 30
Prozent der Haushalte einen Wasseranschluss.

Viele arme Haushalte kommen mit dem
Versorgungsnetz des Betreibers nicht durch ei-
nen privaten Wasseranschluss in ihrem Haus-
halt in Kontakt, sondern durch ein Standrohr
bzw. eine Zapfstelle. Da die meisten Standrohr-
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gelmäßig, und während der Trockenzeiten wird
das Wasser oft rationiert. Wasserverkäufer sind
ein wichtiges Bindeglied zwischen armen Haus-
halten und dem Versorgungsnetz. Einige Ver-
käufer operieren von Kiosks aus und verkaufen
Wasser weiter, das sie von Tankwagenfahrern
gekauft haben, die Zugang zu Wasser aus Was-
serleitungen oder aus Standrohren bzw. Zapf-
stellen von Versorgungsunternehmen haben. In
Accra, der Hauptstadt von Ghana, und in
Guayaquil in Ecuador machen sich jeden Mor-
gen große Tankwagen-Verbände auf den Weg
in Siedlungen mit niedrigem Einkommen und
verkaufen dort Wasser an Haushalte und Zwi-
schenhändler. Andere Verkäufer liefern Wasser
per Fahrrad oder Eselskarren in Gebiete, in de-
nen keine Anschlüsse zum Versorgungsnetz
existieren. Verlässliche Daten sind kaum zu 
bekommen; man schätzt jedoch, dass in den
Städten in Afrika südlich der Sahara etwa 10 bis
30 Prozent der Haushalte mit geringem Ein-
kommen Wasser von Nachbarn und Wasser-
Kiosks kaufen.8

Zusammengefasst kann man sagen, dass
arme städtische Haushalte, die nur einge-
schränkten oder gar keinen Zugang zum for-
mellen Netz haben, ihr Wasser aus mehreren
Quellen beziehen. Neben Flüssen und Bächen
kommen auch eine Reihe anderer Bezugsquel-
len als Verkäufer infrage, wie zum Beispiel Was-
sertankwagenfahrer, private Standrohr-Betrei-
ber, Wasserkiosk-Betreiber und Wasserliefe-
ranten. Während die Debatte über öffentliche
oder private Wasserversorgung fortgesetzt
wird, agieren arme Haushalte im wirklichen 
Leben längst auf hoch kommerzialisierten 
privaten Wassermärkten – Märkten, die (oft
qualitativ schlechtes) Wasser zu außerordent-
lich hohen Preisen anbieten.

Die Preisleiter in städtischen 
Slums erklimmen 

Händler, die Wasser weiterverkaufen, erwei-
tern auf diese Weise die Reichweite des Wasser-
leitungsnetzes. Indem sie den Menschen Was-
ser liefern, bieten sie eine Dienstleistung an, die
für die Haushalte wichtige Vorteile mit sich
bringt – diese Dienstleistung hat jedoch ihren

Preis. Der Preis steigt mit der Entfernung vom
Versorgungsunternehmen und wird durch die
Anzahl der Zwischenhändler zwischen Netz
und Endverbraucher definiert. 

Für die menschliche Entwicklung ist die op-
timale Art, Wasser zu beziehen, wenn ein
Haushalt regelmäßig mit sauberem Leitungs-
wasser versorgt wird. Aufgrund von Erfahrun-
gen in verschiedenen Ländern kann man davon
ausgehen, dass Haushalte, die auf ihrem Grund-
stück (oder im Umkreis von 100 Metern) mit
Wasser aus einem Wasserhahn versorgt wer-
den, üblicherweise etwa 50 Liter Wasser täglich
verbrauchen. Bei Haushalten mit mehreren
Wasseranschlüssen erhöht sich diese Menge auf
100 Liter oder sogar mehr.9 Untersuchungen in
städtischen Haushalten in Kenia, Tansania und
Uganda ergaben, dass Familien, die einen eige-
nen Wasseranschluss in ihrer Wohnung hatten,
durchschnittlich dreimal soviel Wasser ver-
brauchten wie Familien ohne Leitungswasser.10

Ist ein Wasseranschluss in der Wohnung vor-
handen, müssen Frauen und junge Mädchen
auch nicht mehr Wasser holen gehen. 

Eine an ein Versorgungsnetz angeschlosse-
ne Wasserleitung im Haushalt bringt auch finan-
zielle Vorteile mit sich. In Kosten pro Einheit
betrachtet, ist Wasser aus einem Wasserversor-
gungsnetz bei weitem die kostengünstigste Lö-
sung. Wenn das Netz einmal eingerichtet ist,
sinken durch Kostenersparnisse durch Erzie-
lung von Größenvorteilen die Grenzkosten, die
durch Lieferung einer jeden zusätzlichen Was-
sereinheit entstehen, erheblich. Subventionen
sind ein weiterer Mechanismus zur Preisredu-
zierung: Versorgungsunternehmen werden nor-
malerweise subventioniert und erhalten ein
breites Spektrum von direkten und indirekten
Subventionen, die dafür sorgen, dass der Was-
serpreis ein ganzes Stück weit unter den tat-
sächlichen Kosten bleibt. 

Mit jedem Schritt, mit dem man sich von
der Option „Wasseranschluss im Haushalt
selbst“ entfernt, dreht man ein kleines bisschen
an der Preisspirale (Grafik 2.2). Wasserverkäu-
fer fungieren oft als Bindeglied zwischen Haus-
halten ohne Wasseranschluss und dem Versor-
gungsunternehmen. In einigen Fällen wird dem
Versorgungsunternehmen Wasser abgekauft
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schnittspreis für Wasser von einem Versorgungs-
unternehmen 0,55 US-Dollar pro Kubikmeter
und bei Tankwagen 5,50 US-Dollar. Das gleiche
gilt für die Slums von Akkra und Nairobi. Dort
bezahlen die Menschen, die Wasser bei Wasser-
verkäufern kaufen, normalerweise achtmal soviel
pro Liter wie Haushalte, die durch eine Wasser-
leitung von Versorgungsunternehmen beliefert
werden.

Große Preisunterschiede werden mitunter
als Beweis für Profitmacherei interpretiert. Die-
se Interpretation ist jedoch nicht ganz korrekt.
In einigen Fällen trifft es zwar sicher zu, 
dass Wassertankwagen-Großunternehmen oder
Kiosk-Betreiber in der Lage sind, überhöhte
Profite zu erwirtschaften. Die ursächlichen
Gründe der Wasserpreisinflation zwischen
Versorgungsunternehmen und armen Haushal-
ten können jedoch auf umfassendere struktu-
relle Hintergründe zurückgeführt werden. Die
Weiterverkaufspreise steigen mit der Entfer-
nung, denn die Transportkosten zu informellen
Slums und städtischen Randgebieten, die weit
von Wasserverkaufsstellen entfernt oder in
schlecht zu erreichenden Gegenden liegen, sind
hoch. Die Preise steigen auch mit der Anzahl
der beteiligten Zwischenhändler, von denen 
jeder seinen Profitanteil hinzuaddiert.

Standrohr-Nutzer sind ebenfalls von der
Preisspirale betroffen. Auch wenn Standrohre
bzw. Zapfstellen fast nur von armen Haushal-
ten genutzt werden, die am wenigsten Geld zur
Verfügung haben, sind die Preise für das dort
geholte Wasser normalerweise um ein Vielfa-
ches höher als die Preise, die für Wasser verlangt

und an die Haushalte weiterverkauft. Ein Bei-
spiel dafür sind private Standrohr-Betreiber. In
anderen Fällen wird Wasser beim Versorgungs-
unternehmen gekauft und an Zwischenhändler
weiterverkauft, die es wiederum an die Haushal-
te verkaufen. In Akkra beispielsweise kaufen 
private Wassertank-Unternehmen dem Versor-
gungsunternehmen Wasser ab und verkaufen es
an ein breites Spektrum von Zwischenhändlern,
die die Slum-Bezirke mit Wasser versorgen.

Je weiter das Wasser die Vermarktungskette
durchläuft, desto stärker schießen die Preise in die
Höhe. Wasser, das von Verkäufern und in Was-
serkarren geliefert wird, ist oft zehn- bis zwanzig-
mal teurer als Wasser, das von einem Versor-
gungsunternehmen geliefert wird (Tabelle 2.2).
In Barranquilla in Kolumbien beträgt der Durch-

2

W
as

se
r 

fü
r 

de
n 

m
en

sc
hl

ic
he

n 
Ve

rb
ra

uc
h

BERICHT ÜBER DIE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG 2006108

0

1

2

3

4

5
US-Dollar pro Kubikmeter Wasser

Öffentliche
Wasser-

versorgungs-
unternehmen

Private
Leitungs-

netze

Weiter-
verkäufer

Tank-
wagen

Wasser-
träger

��������Kariuki und Schwartz 2005.
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�����Basierend auf einer Literaturrecherche mit Daten aus 47 Ländern 
und 93 Orten.

Grafik 2.2 Öffentliche Wasserversor-
gungsunternehmen liefern 
das preiswerteste Wasser 

Tabelle 2.2     Unabhängige Wasseranbieter: 
                 wichtige, aber teure Akteure in lateinamerikanischen Städten

Stadt

Von unabhängigen
Anbietern belieferte 

Haushalte
(in %)

Durchschnittspreis
(US-Dollar pro Kubikmeter)

Art des
Anbieters

Unabhängige
Anbieter

Versorgungs-
unternehmen

Cordoba, Argentinien 15–20 1,25–2,50 0,54 Netzwerk

Asuncion, Paraguay 30 0,30–0,40 0,40 Kleines Netzwerk

Barranquilla, Kolumbien 20–25 5,50–6,40 0,55 Tankwagen

Guatemala City >32 2,70–4,50 0,42 Tankwagen 

Lima, Peru 26–30 2,4 0,28 Tankwagen 

Quelle: Solo 2003. 



werden, das über die Wasserleitung direkt in
die Haushalte fließt. Eine Studie in Dakar kam
zu dem Ergebnis, dass Nutzer eines Standrohrs
das 3,5-fache der Sozialtarifrate zahlten, die von
Familien mit niedrigem Einkommen bezahlt
wurde, die an das Wasserleitungsnetz ange-
schlossen waren.11 Das ist nicht ungewöhnlich.
Erfahrungen in anderen Ländern – zum Bei-
spiel in Benin, Kenia, Mali und Uganda – zei-
gen, dass Menschen, die ihr Wasser aus Stan-
drohren kaufen, üblicherweise dieselben Preise
zahlen müssen wie Großverbraucher. Diese
Preise sind zweimal so hoch wie der einfache
Haushaltstarif in Benin, dreimal so hoch in
Mali und fünfmal so hoch in Côte d’Ivoire und
Mauretanien.12 Die Besorgnis darüber, dass
Wasser zu einer Ware wird, war eine heftige Re-
aktion auf die Privatisierung, und allgemeiner
betrachtet, auf die Kommerzialisierung der
Wasserversorgungsbetriebe. In einer Hinsicht
ist diese Besorgnis gerechtfertigt. Als eine Quel-
le des Lebens sollte Wasser nicht als Ware be-
handelt werden, und es sollte auch nicht auf
Märkten gehandelt werden, die von denselben
Prinzipien beherrscht werden, wie, sagen wir
mal, Märkte für Luxusautos oder Spielwaren.
Die harte Tatsache bleibt jedoch bestehen, dass
Millionen der ärmsten und verwundbarsten
Menschen der Welt bereits jetzt auf Märkten
agieren müssen, auf denen Wasser als Ware ge-
handelt wird und auf denen sie besonders hohe
Preise zahlen müssen.

Warum die Tarifgestaltung wichtig ist 

Der Zugang zu Wasser wird für arme Haushal-
te über die Wassertarife definiert. Die meisten
Regierungen regulieren die Tarife, um einer
Vielzahl von Gerechtigkeits- und Effizienzan-
forderungen gerecht zu werden. Die Tarife wer-
den festgesetzt, um Haushalte mit bezahlbarem
Wasser zu versorgen, und um ausreichende Ein-
nahmen zu erzielen, damit Teile der Lieferkos-
ten oder sogar sämtliche Lieferkosten abge-
deckt werden können. Das Problem in vielen
Fällen ist, dass Tarifstrukturen, die die Gleich-
heit fördern sollen, das Gegenteil bewirken. 

Bei der Tarifgestaltung gibt es wichtige
Unterschiede zwischen einzelnen Ländern

(Grafik 2.3). In einigen Fällen - zum Beispiel in
Dhaka in Bangladesch – wird von allen Nut-
zern eine flat rate d.h., ein Pauschalpreis, ver-
langt, unabhängig davon, wie viel Wasser sie
verbrauchen. Solche Strukturen, die keinerlei
Anreize zum Wassersparen bieten, werden üb-
licherweise dort angewandt, wo die Versor-
gungsunternehmen wenige Kapazitäten haben,
den Verbrauch über Wasserzähler zu kontrol-
lieren. Weiter verbreitet ist das Blocktarifsys-
tem, bei dem die Preise stufenweise je nach
Wasserverbrauch ansteigen. Sowohl die Anzahl
der Preisstufen als auch die Preissteigerungen
von Block zu Block können dabei variieren. 

Ansteigende Blocktarife zielen darauf ab, ei-
nige Ziele der staatlichen Politik zu erreichen.
Wenn im ersten Block ein geringer oder Nullta-
rif angewendet wird, kann dies dazu beitragen,
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Ob die Subventionen für ein Versorgungs-
unternehmen progressiv gestaltet werden,
hängt von dem Profil der Haushalte ab, die von
dem Unternehmen beliefert werden: Je gerin-
ger der Anteil armer Haushalte ist, die einen
Wasseranschluss haben, desto niedriger ist die
Subventionsprogression. Eine subventionierte
soziale Preisabstufung ist nur dann eine wir-
kungsvolle Strategie, mit der arme Haushalte
erreicht werden, wenn sie auch einen Wasser-
anschluss haben. Und Quersubventionen von
Haushalten mit hohem Verbrauch (und hohem
Einkommen) für Haushalte mit niedrigem Ver-
brauch (niedrigem Einkommen) sind nur dann
effektiv, wenn eine ausreichende Anzahl von
Kunden die höheren Blocktarife zahlt. Eine
ganz offensichtliche Gefahr besteht darin, dass
hohe Preise die Nutzer zu alternativen Versor-
gungsquellen treiben. 

Blocktarife können für die Armen struktu-
relle Nachteile mit sich bringen. Das liegt da-
ran, dass die privaten Händler und Zwischen-
händler, die Haushalte ohne privaten Wasser-
anschluss versorgen, normalerweise ihr Wasser
en gros und damit aus der höchsten Preisstufe
beziehen. Die Betreiber von Standrohren bzw.
Zapfstellen, Wasserverkäufer und Tankwagen-
fahrer verkaufen daher Wasser weiter, das von
den Versorgungsunternehmen zu Höchstprei-
sen verkauft wird. Das gleiche gilt, wenn arme
Haushalte sich zusammenschließen und sich ei-
nen Wasseranschluss mit Zähler teilen, ein ganz
übliches Verfahren in vielen Ländern. Durch
ihr gemeinsam erreichtes Verbrauchsniveau
werden sie in die höheren Preisstufen getrieben. 

Wenn die informellen Wassermärkte sich
für die Armen als so unvorteilhaft erweisen, wa-
rum befriedigen sie ihre Nachfrage nicht über
die formellen Netzbetreiber statt über Zwi-
schenhändler? Ein Teil der Erklärung liegt in
den Kosten für einen Wasseranschluss. Diese
Kosten sind sehr unterschiedlich, liegen jedoch
in Südasien bei durchschnittlich 41 US-Dollar
und in Lateinamerika bei 128 US-Dollar. In
Ländern in Afrika südlich der Sahara wie bei-
spielsweise Benin, Kenia und Uganda liegen die
Wasseranschlusskosten bei über 100 US-Dol-
lar.14 Und die Kosten sind in der Regel höher, je
größer die Distanz vom Netz ist. Für arme

dass sich mehr Menschen das Wasser leisten
können. In Durban in Südafrika werden 25 Li-
ter Wasser am Tag kostenlos zur Verfügung ge-
stellt13 – in Form eines Sozialtarifs. Bei einem
höheren Verbrauch steigt der Preis stark an.
Hier handelt es sich um einen wichtigen Be-
standteil des gesetzgeberischen Rahmens zur
Umsetzung des Menschenrechts auf Wasser,
der in Kapitel 1 behandelt wird. Höhere Preis-
stufen zielen darauf ab, eine Effizienzsteigerung
bei Versorgungsunternehmen zu ermöglichen,
indem negative Anreize für einen zu hohen
Wasserverbrauch geschaffen und Einnahmen
zur Deckung der Unkosten erzielt werden.
Blocktarife schaffen auf diese Weise das Poten-
zial, mit den Einnahmen die Kosten der Belie-
ferung zu decken, dadurch ein nachhaltiges
Finanzierungsmodell zu ermöglichen und gleich-
zeitig Wasser zur Befriedigung der Grund-
bedürfnisse zu liefern, ohne dass die Betriebs-
kosten dabei gedeckt werden.

In vielen Ländern wird ein niedriger Tarif
für eine Grundmenge von Wasser verlangt,
wenige folgen jedoch dem politischen Beispiel
Südafrikas und liefern dieses Wasser umsonst.
Die Höhe des Grundtarifs und die Preissteige-
rungen zwischen den einzelnen Blöcken sind
jedoch von Land zu Land verschieden. Beson-
ders hoch sind die Preissteigerungen in Ländern
wie Burkina Faso und Senegal, während in
Bangalore in Indien bis zu einem hohen Ver-
brauchsniveau nur geringe Preissteigerungen zu
verzeichnen sind.

Unter günstigen Bedingungen können an-
steigende Blocktarife den Zugang zu Wasser
und die Zugangsgerechtigkeit fördern. Die Re-
sultate hängen jedoch von einer Reihe von Fak-
toren ab. In vielen Versorgungsunternehmen
werden die Tarife weit unter dem Niveau fest-
gesetzt, das erforderlich wäre, um die Gesamt-
betriebskosten zu decken. Dies bedeutet im
Endeffekt eine Subventionierung aller Haus-
halte, die einen privaten Wasseranschluss ha-
ben. Auf der anderen Seite der Bilanz spiegelt
sich die Diskrepanz zwischen Einnahmen und
Kosten in Transferleistungen der Regierung,
steigenden Schulden und reduzierten Ausgaben
für die Instandhaltung oder einer Kombination
aller drei Faktoren wider. 
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Haushalte, die keinen Zugang zu Kreditmärk-
ten haben, stellen Kosten in dieser Größenord-
nung eine unüberwindbare Barriere dar. Die
durchschnittlichen Anschlusskosten für Haus-
halte, die zu den ärmsten 20 Prozent der Bevöl-
kerung gehören, reichen von etwa drei Monats-
gehältern in Manila bis hin zu sechs Monats-
gehältern in Kenia und mehr als einem Jahres-
gehalt in Uganda.

Zu den finanziellen kommen oft noch
rechtliche Barrieren hinzu. Viele Versorgungs-
unternehmen, die sichergehen wollen, dass sich
ihre Investitionen in die Erweiterung des Lei-
tungsnetzes auch auszahlen, liefern Wasser nur
an Haushalte, die einen formellen Eigentumsti-
tel besitzen. Mehr als eine Milliarde Menschen
leben jedoch in offiziell nicht anerkannten
Stadt- und Vorstadtgebieten in Entwicklungs-
ländern. Da 80-90 Prozent des Bevölkerungs-
wachstums in den städtischen Gebieten in Ent-
wicklungsländern zu erwarten sind, kündigt
sich hier ein Versorgungsengpass an, der sich im
Laufe der Zeit noch verschlimmern wird. In
Abidjan, Côte d’Ivoire, der wohlhabendsten
Stadt in Westafrika, gibt es mehr als 80 offiziell
nicht anerkannte Wohngebiete. Schätzungs-
weise ein Viertel der Bevölkerung von Ouaga-
dougou wohnt in offiziell nicht anerkannten
Gebieten und kann daher keine grundlegenden
Wasserversorgungs-Dienstleistungen in An-
spruch nehmen.15 Da durch die Verstädterung
immer mehr Menschen vom Land in informel-
le Siedlungsgebiete ziehen, könnte eine Nicht-
anerkennung von Wohnrechten ein immer
stärkeres Hindernis für die Verwirklichung des
Millenniums-Entwicklungsziels zu Wasser wer-
den. Dieses Problem hat sich tatsächlich schon
auf die sinkenden Versorgungsraten in einigen
Städten ausgewirkt (siehe Kapitel 1).

Hinter den unmittelbaren Barrieren liegen
noch viel grundlegendere Problematiken. Im
Vergleich zu reichen Ländern hat das formelle
Wasserleitungsnetz in vielen Entwicklungslän-
dern nur eine begrenzte Reichweite. Die Wasser-
und Abwassernetze wurden nicht dafür konzi-
piert, die ärmsten Stadtteile zu erreichen oder da-
für, allen Menschen den Zugang zu ermöglichen
(Kasten 2.1). Sie wurden eigentlich dafür konzi-
piert, die Interessen der Eliten zu befriedigen. 

Bemühungen, sich über das Enklavenmo-
dell, ein Erbe aus der Kolonialzeit, hinwegzuset-
zen, waren von unterschiedlichem Erfolg ge-
krönt. Es gibt zumindest einige immer wieder
auftretende Probleme. Viele Versorgungsunter-
nehmen stecken in einem Teufelskreis von Un-
terfinanzierung, mangelnder Instandhaltung
und zu geringer Ausdehnung des Netzes fest.
Da die Einnahmen aus den Wasserpreisen weit
unter dem für den Betrieb und die Instandhal-
tung des Netzes erforderlichen Niveau liegen,
ist kein Geld da, um eine Ausweitung hin zu
bisher nicht versorgten Haushalten in dem
Umfang, in dem sie erforderlich wäre, zu finan-
zieren. Viele Entwicklungsländer sind auch mit
einer akuten Form des Dilemmas konfrontiert,
vor dem die reichen Länder vor mehr als einem
Jahrhundert standen: Wie kann man den Zu-
gang auf arme Haushalte ausweiten, ohne die
Tarife in unerschwingliche Höhen steigen zu
lassen. Im Gegensatz zu den reichen Ländern in
der entscheidenden Phase ihrer Entwicklung
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Kasten 2.1 Die Last der Geschichte: Viele Netzwerke 
wurden nicht für die Armen konzipiert

Das historische Erbe bestimmt nicht den Zustand der heutigen Wasser- und Sanitär-

infrastruktur in Entwicklungsländern – aber es wirkt sich dennoch stark aus. In Europa

und Nordamerika war es politisches Ziel, rasche Fortschritte zu erzielen, damit die

gesamte Bevölkerung Zugang zu Wasser- und Sanitärversorgung bekam. Dieses Ziel

bestimmte Finanzierung und Technologie. Dies ist in weiten Teilen der Entwicklungs-

länder jedoch nicht der Fall. 

Nehmen wir Lagos, in Nigeria. Zu Beginn des 20.Jahrhunderts hat die euro-

päische wirtschaftliche und politische Elite in eine städtische Wasser- und Sanitär-

infrastruktur investiert. Aber diese konzentrierte sich auf reiche Enklaven. Frühe

Anstrengungen, diese Infrastruktur auf ärmere Stadtbezirke auszudehnen, wurden an-

gesichts der steigenden Kosten rasch zugunsten einer Strategie der Segregation auf-

gegeben. Ähnliche Muster von Ein- und Ausgrenzung charakterisierten Städte von

Puebla bis Jakarta und Algier. Dieses Entwicklungsmodell konnte keinen allgemeinen

Zugang zum öffentlichen Gut Wasser erzielen und schuf stattdessen Segregation und

Oasen des Zugangs zu einer sicheren Wasserversorgung für die Eliten. 

Ein ähnliches Modell wurde bei der Finanzierung gewählt. In Lateinamerika finan-

zierten die Eliten Investitionen in Wasser- und Sanitärversorgung durch Steuern, wäh-

rend die Gebühren unterhalb der Betriebskosten lagen. Ein Autor beschrieb dies als

ein „System struktureller Defizite, auf der Grundlage von Ad-hoc-, unsystematischen

und Notfall-Interventionen, Krediten und Subventionen von staatlichen, bundesstaat-

lichen oder internationalen Kreditinstituten. Von Anfang an erforderten die hohen Kos-

ten städtischer Hoch- und Tiefbauarbeiten ein hohes Maß an (üblicherweise externer)

Finanzierung, während die politischen und wirtschaftlichen Akteure niedrige Wasser-

preise forderten.“

(Swyngedouw, S. 37).

Quelle: Gandy 2006; Bakker et al. 2006; Swyngedouw 2006; Chikhr Saïdi 2001.



für die Versorgung mit sauberem Wasser sind
in städtischen Gebieten und in schwach besie-
delten ländlichen Gebieten am höchsten, aber
im Durchschnitt kostet eine Ausweitung des
Wasserversorgungsnetzes in ländlichen Gebie-
ten weniger als in dicht besiedelten städtischen
Gebieten. Drei charakteristische Merkmale der
Wasserversorgung auf dem Land können zur
Erklärung der niedrigen Versorgungsniveaus
beitragen:
• Wassermangel vor Ort. Auf nationaler Ebe-

ne ist Wassermangel selten ein Problem.
Die Armen auf dem Land leben jedoch oft
in trockenen Gebieten, in denen saisonbe-
dingt Wassermangel auftritt. Im Norden
Kenias, in der Sahelzone und in dürreanfäl-
ligen Gebieten von Gujarat in Indien trock-
nen die Brunnen oft für einen langen Zeit-
raum aus. In den semi-ariden Gebieten von
Westnigeria erhöhen sich die Zeiten für das
Wasserholen in der Trockenzeit von vier
auf sieben Stunden. Zeitarmut ist daher 
eine Folge des saisonalen Wassermangels
(Kasten 2.2).

• Kommunen und Anbieter. In den meisten
ländlichen Gebieten übernehmen die Kom-
munen die Versorgung, Instandhaltung und
den Ausbau der Wasserversorgungssysteme.
Insbesondere in ariden oder semi-ariden
Gebieten erfordert dies ein hohes Niveau
von kommunaler Mobilisierung. Kommu-
nalbehörden und nicht große städtische
Wasserwerke sind oft die Schlüsselinstan-
zen für Bohrlöcher und Handpumpen. Die
Rechenschaftspflicht dieser Gremien und
die Stärke kommunaler Wassernutzerver-
bände haben einen starken Einfluss auf die
Versorgung.

• Politik und Armut. Zusätzlich zu den Proble-
men von Finanzierung und Technik müssen
ländliche Kommunen noch die doppelte Last
einer hohen Armutsrate und eines geringen
politischen Einflusses tragen. Weit verstreut
siedelnde Bevölkerungsgruppen auf dem
Land, insbesondere in marginalen Gebieten,
haben wenig Einfluss auf die institutionellen
Entscheidungsprozesse, in denen Beschlüsse
gefasst und Prioritäten für die Verwendung
von finanziellen Ressourcen gesetzt werden. 

fehlen den meisten Entwicklungsländern die
finanziellen Ressourcen, das Dilemma über staat-
liche Finanzierung zu lösen, selbst wenn sie den
politischen Willen haben, dies zu tun. 

Der vorherige Abschnitt hat vor allem die
speziellen Probleme behandelt, mit denen arme
Haushalte konfrontiert sind. Sie sind jedoch
nicht der einzige Kundenkreis, der betroffen ist.
In vielen Entwicklungsländern haben Haushal-
te, die an ein Versorgungsunternehmen ange-
schlossen sind, zwar nominell billiges Wasser,
sie haben jedoch akute Probleme mit der Regel-
mäßigkeit der Wasserversorgung. Versorgungs-
engpässe haben dazu geführt, dass eine immer
größere Zahl von Haushalten mit mittlerem
Einkommen ebenfalls auf die informellen Was-
sermärkte und in die Selbstversorgung abge-
drängt wird. Die Wasserversorgung ist ein Sek-
tor, in dem vielleicht mehr als auf anderen Ge-
bieten Arme und Nicht-Arme ein gemeinsames
Interesse an Investitionen haben, damit das
Netz erweitert, die Effizienz gesteigert und 
dadurch eine regelmäßige Versorgung gewähr-
leistet werden kann.

Die Armen auf dem Land – 
am Ende der Versorgungskette 

Wie in städtischen Gebieten bringt auch auf
dem Land sauberes, zugängliches und bezahlba-
res Wasser eine ganze Reihe von Vorteilen für
die Gesundheit, die Bildung und den Lebens-
unterhalt mit sich. Die Vorteile für die Gleich-
berechtigung der Geschlechter sind in ländli-
chen Gebieten noch stärker ausgeprägt, weil
dort Frauen und junge Mädchen mehr Zeit mit
Wasserholen verbringen, insbesondere wäh-
rend der Trockenzeit. Es gibt kaum etwas Bes-
seres als Investitionen in die Wasserversorgung
auf dem Land, wenn man Gewinne für die
menschliche Entwicklung und Verbesserungen
im Leben der Armen erzielen will. In den meis-
ten Entwicklungsländern jedoch ist das Was-
serversorgungsniveau auf dem Land wesentlich
schlechter. Warum war es bisher so schwer, die
Trennung zwischen Stadt und Land, die in Ka-
pitel 1 näher beschrieben wird, zu überwinden?

Die finanziellen Kosten sind nicht die of-
fensichtlichste Barriere. Die Pro-Kopf-Kosten
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Die meisten armen Haushalte auf dem
Land beziehen ihr Wasser aus einer Vielzahl
von Quellen. Ganz oben auf der Liste rangieren
nicht verbesserte Quellen – Seen, Bäche, Flüsse.
Die am weitesten verbreiteten verbesserten
Wasserquellen sind geschützte Dorfbrunnen.
Bei Bemühungen, die Wasserversorgung auszu-
weiten, hat man sich vor allem auf Bohrlöcher
und Pumpen konzentriert. Mehr noch als in
städtischen Gebieten hängt der Erfolg auf dem
Land davon ab, ob die Kommunen den Willen
und die Kapazitäten haben, Arbeitskraft und
Finanzen für den Betrieb und die Instandhal-
tung beizusteuern – gleichzeitig aber auch von
der Bereitschaft der Dienstleistungsanbieter,
die Nachfrage nach einer geeigneten Technolo-
gie zu befriedigen. 

Wie in städtischen Gebieten können Daten
über verbesserte Technologien über die wirkli-
che Versorgungslage in einem beträchtlichen
Maße hinwegtäuschen. Durch unzureichende
Wartung der Infrastruktur, ungenügende Aus-
bildung für Reparaturarbeiten und nicht ausrei-
chende finanzielle Mittel für den Betrieb sind
die Wasserversorgungssysteme auf dem Land in
vielen Ländern wieder zusammengebrochen.
Um nur ein Beispiel zu nennen: Eine Untersu-
chung in Äthiopien ergab, dass 29 Prozent der
Handpumpen und 33 Prozent der mechanisch
betriebenen Bohrlöcher in ländlichen Gebieten
aufgrund von Wartungsproblemen nicht funk-
tionierten.16 In Ruanda muss schätzungsweise
ein Drittel der Wasserversorgungsinfrastruk-
tur auf dem Land dringend repariert werden.
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Kasten 2.2 Wasserversorgung: geschlechtsspezifische Aspekte und Zeitarmut

Einer der wichtigsten Vorteile eines verbesserten Zugangs zu

Wasser ist die Zeitersparnis für Frauen und Mädchen und ihre

erweiterten Wahlmöglichkeiten. Wasserholen ist Teil einer ge-

schlechtsspezifischen Arbeitsteilung, die Ungleichheit innerhalb

von Haushalten verstärkt, zu Zeitarmut beiträgt und die mensch-

lichen Entwicklungsmöglichkeiten eines großen Teils der Weltbevöl-

kerung beeinträchtigt.

Soziale und kulturelle Normen beeinflussen die Arbeitsteilung im

Haushalt. In Entwicklungsländern sind Kinderbetreuung, Pflege von

kranken und alten Menschen, die Zubereitung von Mahlzeiten und

das Sammeln von Wasser und Brennholz Aufgaben, die überwiegend

die Frauen übernehmen. Solche Normen bedeuten ungleiche

Arbeitszeiten von Männern und Frauen: Zeituntersuchungen in Benin,

Madagaskar, Mauritius und Südafrika deuten auf wöchentliche

Arbeitszeitunterschiede von fünf bis sieben Stunden hin. 

Unter anderem beim Wasserholen manifestiert sich die Ungleich-

heit der Geschlechter. Im ländlichen Benin sind Mädchen zwischen 

6 und 14 Jahren durchschnittlich eine Stunde am Tag damit beschäf-

tigt, Wasser zu holen, ihre Brüder im Vergleich dazu nur 25 Minuten.

In Malawi gibt es je nach Jahreszeit erhebliche Unterschiede im

Hinblick auf die Zeit, die für Wasserholen benötigt wird, Frauen

Quelle: Wodon und Blackden 2006.

wenden jedoch durchgängig vier- bis fünfmal so viel Zeit für diese

Arbeit auf wie Männer. 

Warum ist das für die menschliche Entwicklung wichtig? Zeit 

ist eine wichtige Ressource für die Entwicklung von Fähigkeiten.

Ausufernde Zeitbeanspruchung für grundlegende Tätigkeiten führt zu

Erschöpfung, verringert die für Erholung und Kinderbetreuung zur

Verfügung stehende Zeit und reduziert die Wahlmöglichkeiten – sie

schränkt die substanziellen Freiheiten, die Frauen in Anspruch

nehmen können, ein. Sie stellt außerdem ein Dilemma dar, für das es

keine befriedigende Lösung gibt. Soll eine Frau sich um ein krankes

Kind kümmern oder zwei Stunden mit Wasserholen verbringen?

Sollen Mädchen Wasser holen statt zur Schule zu gehen und damit

ihren Müttern freie Zeit für das Anpflanzen von Nahrungsmitteln oder

für andere einkommensschaffende Tätigkeiten verschaffen? Oder

sollten sie zur Schule gehen, um die Fähigkeiten zu erlernen, mit

denen sie der Armut entfliehen können?

Zeitarmut trägt auch zu Einkommensarmut bei. Sie reduziert die

Zeit, die für einkommensschaffende Tätigkeiten zur Verfügung steht,

sie begrenzt die Möglichkeit von Frauen, Marktchancen wahrzuneh-

men und behindert ihre Möglichkeit, Fähigkeiten und Kenntnisse zu

erwerben, mit denen sie zukünftig mehr Geld verdienen könnten.

Frauen müssen mehr Zeit für Wasserholen aufwenden, insbesondere in ländlichen Gebieten (Minuten pro Tag) 

Benin, 1998 Ghana, 1998/99 Guinea, 2002/03 Madagaskar, 2001

Frauen Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen Männer

In der Stadt 16 6 33 31 10  3 16 10

Auf dem Land 62 16 44 34 28 6 32 8

Landesweit 45 12 41 33 23 5 27 9



eine Reduzierung der Durchfallerkrankungen
und anderer Krankheiten. Nach der Durchfüh-
rung von sieben Wasserprojekten im indischen
Bundesstaat Kerala ergaben Untersuchungen,
dass das Auftreten von durch Wasser übertra-
genen Krankheiten in den fünf Jahren nach
dem Bau von Tiefbrunnen um die Hälfte zu-
rückgegangen war, während in Gebieten, in de-
nen keine Projekte durchgeführt wurden, keine
Veränderungen zu verzeichnen waren.17 In der-
selben Untersuchung wurde auch festgestellt,
dass die Ausgaben der Haushalte für von Was-
serverkäufern bezogenes Wasser gesunken wa-
ren. Etwa die Hälfte der Familien, die in das
Programm einbezogen waren, gaben ungefähr
12 Prozent eines Einkommens am Rande der
Armutsgrenze dafür aus, Wasser von Wasser-
verkäufern zu beziehen. Nach der Durchfüh-
rung des Projekts fiel dieser Prozentsatz auf vier
Prozent, und es wurden Mittel für Ausgaben in
anderen Bereichen frei.

Abgesehen vom unmittelbaren finanziellen
Gewinn reduziert der Zugang zu sauberem
Wasser die Arbeitszeitbelastung für Frauen und
eröffnet dadurch Gelegenheiten für einkom-
mensschaffende Maßnahmen. In Sri Lanka be-
richteten Haushalte auf dem Land in einem
von Gebern unterstützten Programm, dass sie
30 Stunden Arbeitszeit im Monat sparen würden
– das sind drei Tage Arbeit in einem typischen
Dorf.18

Neben den technischen Faktoren ist die Haupt-
ursache für einen Zusammenbruch der Versor-
gung in ländlichen Gebieten das Versäumnis,
die ländlichen Kommunen – insbesondere die
Frauen – bei der Auswahl, der Standortwahl
und der Handhabung verbesserter Technolo-
gien mit einzubeziehen.

Sauberes Wasser ist in ländlichen Gebieten
oft Mangelware, kostenloses sauberes Wasser
ist allerdings noch seltener zu bekommen. Die
Nutzung von Wasserstellen in den Dörfern
und die Wasserkomitees erfordern Leistungen
in Form von Arbeitskraft (Brunnen graben)
und Geld, um die Instandhaltung und die Kapi-
talkosten für Pumpen und Brunnenmaterialien
decken zu können. Üblicherweise wird folgen-
dermaßen verfahren: Ein Wasserkomitee in ei-
nem Dorf wirbt Gelder ein, um ein Bohrloch zu
bauen und eine Handpumpe zu kaufen. Für das
Recht, dort Wasser zu holen, ist die Zahlung ei-
nes einmaligen Mitgliedsbeitrags erforderlich
und eine monatliche Gebühr, damit die Be-
triebs- und Instandhaltungskosten gedeckt wer-
den können. 

Die menschlichen und wirtschaftlichen
Kosten einer unzureichenden Wasserversor-
gung in ländlichen Gebieten sind hoch und
spiegeln die große Bedeutung von Wasser für
die menschliche Entwicklung wider. Durch
eine verbesserte Wasserversorgung entstehen
Vorteile für die Gesundheit, unter anderem
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Wasserversorgungsnetze gehören zum wert-
vollsten Besitz eines jeden Landes. Wie mit die-
sem Besitz umgegangen und wie er verwaltet
wird, ist entscheidend für die menschliche Ent-
wicklung, insbesondere in Ländern, die im Hin-
blick auf eine sichere Wasserversorgung vor
großen Herausforderungen stehen. In vielen

der ärmsten Länder der Welt wird durch die
Versorgungsnetze nur ein kleiner Teil der be-
sonders armen Menschen erreicht. Chronische
Unterfinanzierung, geringe Effizienz und nur
begrenztes Grundkapital zur Ausweitung des
Netzes führen unweigerlich dazu, dass das Sys-
tem eine Enklave bleibt.

Wasserbewirtschaftung unter Effizienz- 
und Gleichheitskriterien 



In den vergangenen Jahren ist über die
Balance beim Engagement des privaten und
öffentlichen Sektors im Wasserbereich heftig
debattiert worden. Einige argumentieren, dass
eine verstärkte Einbeziehung des privaten Sek-
tors automatisch zu mehr und besseren Dienst-
leistungen pro investierten Dollar führt, ebenso
zu mehr Rechenschaftslegung und Transpa-
renz. Andere betonen, dass Wasser ein lebens-
wichtiges öffentliches Gut ist und dass die
Definition von Wasser als Menschenrecht
grundsätzlich nicht mit Marktprinzipien ver-
einbar ist.

Die Erfahrungen legen ein paar prosaische-
re Schlussfolgerungen nahe. Privates Engage-
ment ist nicht der eine entscheidende Leucht-
streifen am Horizont, der über Erfolg und
Misserfolg beim Wasserangebot entscheidet. Es
ist auch kein Garant für Markteffizienz. Was-
serversorgung durch ein Netz ist ein natürliches
Monopol, wodurch umfangreiche Effizienzstei-
gerungen durch Wettbewerb nur sehr einge-
schränkt möglich sind, und eine effektive Regu-
lierung im Interesse der Verbraucher ein Muss
ist. Die Regulierung hat in diesem Zusammen-
hang die Schlüsselfunktion, Wettbewerbsdruck
zu erzeugen, Preise und Qualitätsstandards fest-
zusetzen, Zielvorgaben für Investitionen und
Instandhaltung zu machen und sicherzustellen,
dass die Vorteile aus den Effizienzsteigerungen
auch an die Verbraucher weitergegeben werden.
Unter den richtigen institutionellen Bedingun-
gen kann der Privatsektor die Technologien,
das Know-how und die Ressourcen beisteuern,
um den Zugang zu Wasser zu verbessern. Diese
Bedingungen durch wirkungsvolle Regulie-
rungsinstanzen zu schaffen, ist eine sehr kom-
plexe Angelegenheit, die weit über die Verab-
schiedung von Gesetzen und die Übernahme
von Modellen aus anderen Ländern hinausgeht.
Entscheidungen über die geeignete Mischung
von öffentlich und privat müssen von Fall zu
Fall unter Berücksichtigung lokaler Werte und
Bedingungen gefällt werden. Die Herausforde-
rung für alle Anbieter, öffentliche wie private,
besteht darin, den Zugang zur Wasserversor-
gung auszuweiten und die Preisnachteile auszu-
gleichen, denen arme Haushalte ausgesetzt
sind. 

Öffentliche Anbieter haben 
eine Schlüsselfunktion bei der 
Versorgung und Finanzierung 

Die laufenden Debatten über die Wasserversor-
gung haben eine lange Vorgeschichte. Zu Be-
ginn des 19. Jahrhunderts waren in Europa und
den Vereinigten Staaten private Unternehmen
die Hauptanbieter von Wasser. Die Ansicht,
dass der Staat sich aus dem Dienstleistungsan-
gebot heraushalten sollte, damit die Steuern
niedrig gehalten werden konnten, wurde von
breiten Teilen der Bevölkerung unterstützt.
Gegen Ende des Jahrhunderts waren private
Akteure durch kommunale Anbieter ersetzt
worden oder waren strengen Vorschriften un-
terworfen.19 Wasser wurde als zu wichtig für die
öffentliche Gesundheit, den staatlichen Wohl-
stand und den menschlichen Fortschritt erach-
tet, als dass man es Unternehmen überlassen
wollte, deren Ziel darin bestand, den Profit zu
maximieren statt möglichst hohe Gewinne für
den sozialen Bereich zu erzielen.

In jüngster Zeit war die Rolle öffentlicher
und privater Anbieter Gegenstand ziemlich hit-
ziger öffentlicher Debatten, die jedoch kaum zu
neuen Erkenntnissen führten. In mancherlei
Hinsicht war die Intensität der Debatte er-
staunlich realitätsfern. Die Anzahl der Men-
schen, die durch private Wasserversorgungsun-
ternehmen beliefert wird, ist zwar gestiegen –
von etwa 51 Millionen im Jahr 1990 auf fast
300 Millionen im Jahr 2002 – jedoch werden
mehr als 70 Prozent der gesamten Investitionen
weltweit von öffentlichen Wasserversorgungs-
unternehmen getätigt, und weniger als drei Pro-
zent der Menschen in den Entwicklungslän-
dern erhalten Wasser- oder Sanitärversorgungs-
dienstleistungen von privaten oder teilweise
privaten Anbietern.20 In Brasilien werden 25
von 27 Hauptstädten von Bundesstaaten von
öffentlichen Unternehmen versorgt und nur
zwei von teilprivatisierten Unternehmen.21

Ein Problem bei der Wasserversorgung ist
in vielen Ländern die Schwäche öffentlicher
Anbieter. Es gibt unterschiedliche Gründe für
diese Schwäche; immer wiederkehrende The-
men sind jedoch schlechte Regierungsführung
und der Verfall der Infrastruktur, der durch zu
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rungsproblems in vielen Entwicklungsländern.
Die Tarife sind oft so angelegt, dass sie nur ei-
nen kleinen Teil der Betriebskosten abdecken.
Bei einer Studie über Wasserversorgungsunter-
nehmen in Asien Ende der neunziger Jahre kam
heraus, dass bei 35 von 49 Anbietern die Be-
triebseinnahmen nicht die Erfordernisse des
Betriebs und der Instandhaltung abdeckten.25

Wenn keine öffentlichen Investitionen vorhan-
den sind, um die Lücke zu füllen, ist der Verfall
vorprogrammiert. Eine höhere Kostendeckung
durch zahlungskräftige Haushalte würde Ein-
nahmen für die Instandhaltung und damit ver-
bundene Effizienzsteigerungen mobilisieren
und gleichzeitig Mittel erwirtschaften, um die
Nachfrage bei Haushalten, die nicht zahlen
können, zu befriedigen. Die öffentlichen Ver-
sorgungsunternehmen sind jedoch oft viel 
zu sehr darum bemüht, billiges Wasser für die
Reichen zu liefern als bezahlbares Wasser für
die Armen. 

Wasserversorgungsunternehmen können
nicht isoliert betrachtet werden. Wie gut öf-
fentliche Anbieter die Effizienz-, Gleichheits-
und Rechenschaftskriterien erfüllen, wird
durch die allgemeine politische Kultur des
Dienstleistungsangebots mitbestimmt – und
durch die Politik im Bereich öffentlicher Inves-
titionen im Allgemeinen. In den meisten rei-
chen Ländern werden die Kapitalinvestitionen
in die Wasserversorgungsinfrastruktur über öf-
fentliche Investitionen getätigt oder über priva-
te Investitionen, die durch Regierungsbürg-
schaften abgesichert sind. In vielen Entwick-
lungsländern kann Ineffizienz im Wassersektor
teilweise auf chronische Unterfinanzierung des
Netzes über einen sehr langen Zeitraum hinweg
zurückgeführt werden. 

Wenn man das Versagen einiger öffentli-
cher Versorgungsunternehmen zugibt, bedeu-
tet dies nicht, dass eine Versorgung durch den
privaten Sektor erforderlich ist, um Erfolge zu
erzielen. Einige öffentliche Versorgungsunter-
nehmen in Entwicklungsländern erreichen die
betrieblichen Leistungen privater Unterneh-
men mit besonders hohem Leistungsniveau,
oder übertreffen sie sogar. Öffentliche Versor-
gungsunternehmen in Singapur verlieren weni-
ger Wasser als private Versorgungsunterneh-

geringe Investitionen verursacht wird. Struktu-
ren der Regierungsführung spielen eine zentra-
le Rolle. Viele öffentliche Versorgungsunter-
nehmen arbeiten mit einem Dienstleistungs-
modell, das von oben nach unten geht, und das
weder transparent ist, noch auf die Bedürfnisse
der Nutzer Rücksicht nimmt. Wenn überhaupt
irgendeine Rechenschaftslegung erfolgt, ergeht
sie an einflussreiche Politiker und nicht an die
Kommunen, die von dem Versorgungsunter-
nehmen beliefert (oder übergangen) werden.
Die Versorgungsleistungen der Unternehmen
bestehen in vielen Fällen aus einer Kombinati-
on von Ungleichheit und Ineffizienz. Eine grö-
ßere Menge Wasser, das öffentliche Versor-
gungsunternehmen liefern, wird gar nicht erst
abgerechnet, entweder aufgrund von Leckagen
in den Leitungen, die nicht instand gehalten
wurden oder wegen defekter Berechnungssyste-
me. 

Zu geringe Einnahmen wiederum führen zu
einem Teufelskreis aus verfallenden Vermö-
genswerten, Wasserverlusten, dem Kassieren zu
niedriger Einnahmen, geringen Investitionen
und einem fortschreitenden Verfall der Infra-
struktur. In Städten wie Delhi, Dhaka22 und
Mexico City23 fließt etwa 40 Prozent des Was-
sers, das in das Leitungsnetz gepumpt wird, aus
undichten korrodierten Leitungen wieder he-
raus oder wird illegal weiterverkauft. Verlorenes
Wasser führt zu Einnahmeverlusten, die für die
Instandhaltung und Ausweitung des Netzes ge-
braucht würden. Keines dieser Probleme ist je-
doch auf den öffentlichen Sektor beschränkt.
Private Versorgungsunternehmen in Großbri-
tannien beispielsweise wurden zum wiederhol-
ten Mal von den Regulierungsbehörden mit
Geldbußen belegt, weil sie die vielen Lecks
nicht beseitigten. Zu geringe Investitionen sind
auch nicht nur in armen Ländern eine Ursache
für Ineffizienz. Die Environmental Protection
Agency in den USA schätzt, dass in den nächs-
ten zwei Jahrzehnten 68 Milliarden US-Dollar
benötigt werden, nur um die existierende Was-
serversorgungsinfrastruktur in den größeren
Städten in den Vereinigten Staaten zu reparie-
ren und instand zu halten.24

Die Preisgestaltung bei den Versorgungsun-
ternehmen ist ein wichtiger Teil des Finanzie-
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men in Großbritannien. In Porto Alegre, in
Brasilien, konnten durch eine Reform der Ver-
sorgungsunternehmen Effizienzsteigerungen
und eine verbesserte demokratische Rechen-
schaftslegung erreicht werden (Kasten 2.3). Die
Wasserbehörde der Stadt, die in kommunalem
Besitz ist, ermöglicht für alle Haushalte den
Zugang zu sauberem und bezahlbarem Wasser
– und konnte das Einnahmeniveau drastisch
steigern und die Wasserverluste reduzieren.
Politische und finanzielle Autonomie haben
entscheidend zum Erfolg beigetragen.

Wie das Beispiel Porto Alegre zeigt, kann
eine Reform der Versorgungsunternehmen die
Leistungen verbessern, ohne etwas an den Be-
sitzverhältnissen zu ändern. Hier handelt es
sich nicht um einen Einzelfall. In Sri Lanka ent-
wickelte sich das National Water Supply and

Drainage Board zum effizienten Anbieter,
nachdem durch Regierungsreformen die Koor-
dination zwischen den Behörden und das
finanzielle Abschneiden verbessert wurden.26

Die Wasserversorgungsunternehmen in Indien
werden mitunter alle als ineffizient bezeichnet.
In Hyderabad jedoch konnte das Wasserversor-
gungsunternehmen das Netz ausweiten und die
bessere Leistungen beim Kassieren der Einnah-
men, bei Reparaturen und beim Dienstleis-
tungsangebot erzielen.27 In vielen Ländern gibt
es im öffentlichen Sektor große Effizienzunter-
schiede. In Kolumbien beispielsweise weisen 
die Versorgungsunternehmen in Bogotà und
Medellin hohe Effizienzstandards auf, während
die öffentlichen kommunalen Unternehmen,
die Städte an der karibischen Küste versorgen,
am anderen Ende der Effizienzskala operieren.

2

W
asser für den m

enschlichen Verbrauch

BERICHT ÜBER DIE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG 2006 117

Kasten 2.3 Öffentliche Dienstleistungen können funktionieren – 
ein gutes Beispiel dafür ist das Wasser- und Abwasserdezernat in Porto Alegre

Porto Alegre, die Hauptstadt des Bundesstaates Rio Grande do Sul

in Brasilien mit 1,4 Millionen Einwohnern hat eine der niedrigsten

Kindersterblichkeitsraten des Landes (14 Todesfälle pro 1.000 Le-

bendgeburten in einem Land, in dem der nationale Durchschnitt bei

65 liegt) und einen Index für menschlichen Entwicklung, der mit

reichen Ländern vergleichbar ist. Das effiziente städtische Manage-

ment bei der Wasser- und Sanitärversorgung hat bei dieser Erfolgs-

geschichte eine wichtige Rolle gespielt. 

Die städtischen Wasseranbieter haben den Zugang zu Wasser

für die gesamte Bevölkerung realisiert. Die Wasserpreise –  0,30 US-

Cent pro Liter – gehören mit zu den niedrigsten des Landes. Gleich-

zeitig hat inzwischen die Abwasseraufbereitung ein Niveau von fast

30 Prozent erreicht, verglichen mit zwei Prozent im Jahr 1990. In fünf

Jahren sollen es 77 Prozent sein. Die Effizienzindikatoren entspre-

chen etwa denen in den erfolgreichsten Privatunternehmen der Welt.

Das Verhältnis von Mitarbeiterzahl zu Haushaltsanschlüssen, ein viel-

fach angewandter Indikator, beträgt 3:1000. Dieses Verhältnis beträgt

in Delhi 20:1000 und bei Privatunternehmen in Manila 5:1000.

Die Arbeitsbedingungen des Städtischen Dezernats für Wasser

und Abwasser (DMAE), das komplett im Besitz der Stadt Porto 

Alegre ist, können diesen Erfolg erklären:

• Als eigenständige juristische Person genießt es betriebliche und

finanzielle Autonomie.

• Es erhält keine Subventionen und ist finanziell eigenständig.

• Als finanziell eigenständige juristische Person kann es Inves-

titionskredite ohne städtische Hilfe aufnehmen.

Das Betriebsmandat kombiniert soziale und wirtschaftliche

Zielsetzungen. Das Wasserversorgungsunternehmen hat eine Null-

Dividenden-Politik: Alle Profite werden wieder in das System rein-

Quelle: Viero 2003; Maltz 2005.

vestiert. Die Steuerbefreiung des Unternehmens ermöglicht die nied-

rigen Wasserpreise. Zudem ist es verpflichtet, mindestens ein Viertel

der Jahreseinnahmen in die Wasserinfrastruktur zu investieren. 

Warum hat Porto Alegre trotz einer hohen Zahl von Armen unter

den Kunden den Zugang zu Wasser für die Gesamtbevölkerung

erreicht? Teilweise weil die Preise im Durchschnitt niedrig sind und

teilweise weil Haushalte mit niedrigem Einkommen, Wohlfahrtsein-

richtungen und die Bewohner von Sozialwohnungen des Bundes-

staats und der Stadt einen Sozialtarif von weniger als der Hälfte des

Grundtarifs bezahlen. Die Verwaltungsstrukturen des Wasserversor-

gungsunternehmens kombinieren regulatorische Aufsicht mit einem

hohen Grad an öffentlicher Partizipation. Der Generaldirektor wird

vom Bürgermeister ernannt, aber ein Beratungsgremium – aus Inge-

nieuren, medizinischem Personal, Umweltschützern und Vertretern

einer großen Zahl von Organisationen der Zivilgesellschaft – beauf-

sichtigt das Management und hat die Kompetenz, alle wichtigen

Fragen zu entscheiden. 

Porto Alegre’s Haushaltsberatungsprozess unter Partizipation der

Bürger ist eine Form direkter Demokratie mit jährlich 44 öffentlichen

Versammlungen in 16 Gebieten der Stadt. Die Teilnehmer stimmen

über ihre Prioritäten ab und hören Vorschläge der Manager in sechs

Kernbereichen, darunter auch die Wasserversorgung. Zur Vorberei-

tung werden Plakatwände auf den öffentlichen Plätzen installiert, auf

denen die tatsächlichen Ausgaben den geplanten Ausgaben gegen-

übergestellt werden, und auf denen auch der Investitionsplan, der auf

den Haushaltsprozess folgt, dargestellt ist. Die öffentliche Kontrolle

über den städtischen Haushalt und die Priorität, die die Wasser-

versorgung genießt, schaffen große Anreize für eine hohe Dienst-

leistungsqualität. 



es zwar schwierig, diese Bedingungen zu schaf-
fen; die Stärkung der Verhandlungsposition der
Bürger durch einen gesetzlich vorgegebenen
Rahmen für Reformen kann dabei jedoch eine
entscheidende Rolle spielen. 

Private Anbieter – 
jenseits von Konzessionen 

Ein zentrales Element der Reformen in vie-
len Entwicklungsländern war die Einführung
des Wettbewerbs um das Recht, das zentrale
Wasserversorgungsnetz zu betreiben. Die
Einführung von Konzessionen stand dabei im
Zentrum der Debatte. Privates Engagement
erstreckt sich jedoch über ein viel größeres
Spektrum. 

Angesichts der Vielfalt der öffentlich-priva-
ten Partnerschaften ist Vorsicht geboten, wenn
man sämtliche Aktivitäten, an denen der priva-
te Sektor beteiligt ist, unter die allgemeine
Überschrift „Privatisierung“ subsumieren will.

Die Bedingungen, unter denen der Privat-
sektor auf den Wassermärkten operiert, sind
auf verschiedenen Ebenen wichtig. Ein komple-
xes Arsenal von Marktvereinbarungen ist mög-
lich (Tabelle 2.3). Diese Vereinbarungen haben

Was sind also die zentralen Elemente für
eine Reform der Versorgungsbetriebe? Die
Umstände können zwar variieren, üblicherwei-
se operieren erfolgreiche öffentliche Versor-
gungsunternehmen jedoch in einem öffentli-
chen politischen Umfeld, das vier Hauptbedin-
gungen erfüllt:
• Zweckbindung von Mitteln und finanzielle

Autonomie, die vor politischer Einmischung
beim Mitteleinsatz schützen.

• Eine partizipatorische und transparente
Politik, um die Rechenschaftslegung zu
fördern.

• Trennung von Regulierungsbehörde und
Dienstleistungsanbieter. Die Regulierungs-
behörde hat die Aufgabe, eindeutig definier-
te Leistungsstandards zu überwachen und
zu veröffentlichen.

• Angemessene öffentliche Finanzierung zur
Ausweitung des Netzes, gleichzeitig Ent-
wicklung einer nationalen Strategie, mit der
schrittweise das Ziel „Wasser für Alle“ er-
reicht werden kann.
Diese Bedingungen sind für den Manage-

mentrahmen privater Unternehmen genauso
relevant wie für öffentliche Versorgungsunter-
nehmen. Wie weiter unten dargestellt wird, ist
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Option Besitzverhältnisse Management Investitionen Risiko
Dauer

(in Jahren) Beispiele 

Dienstleistungsvertrag Öffentlich Öffentlich-Privat Öffentlich Öffentlich 1–2 Finnland, Maharashtra (Indien)

Bewirtschaftungsvertrag Öffentlich Privat Öffentlich Öffentlich 3–5
Johannesburg (Südafrika),

Monagas (Venezuela),
Atlanta (USA)

Pachtvertrag 
(affermage)

Öffentlich Privat Öffentlich Öffentlich-Privat 8–15
Abidschan (Côte d’Ivoire),

Dakar (Senegal)

Konzession Öffentlich Privat Privat Privat 20–30

Manila (Philippinen), Buenos Aires 
(Argentinien), Durban (Südafrika), 

La Paz-El Alto (Bolivien), 
Jakarta (Indonesien)

Privatisierung
(Verkauf von Staats-
eigentum)  

Privat Privat Privat Privat Unbegrenzt Chile, Großbritannien

Quelle: Jaglin 2005.

Tabelle 2.3  Private Beteiligung an Wasserversorgungsunternehmen kann vielerlei Formen annehmen...



nur im Falle einer vollständigen Privatisierung
Auswirkungen auf die Besitzverhältnisse. Allge-
meiner formuliert, beeinflussen die Bedingun-
gen, unter denen Regierungen mit dem Privat-
sektor Verträge schließen, die Management-
strukturen, das Investitionsverhalten und die
Verteilung des Risikos. Konzessionen übertra-
gen das Management, das Risiko und die Ver-
antwortung für Investitionen auf den Privatsek-
tor, während andere öffentlich-private Verein-
barungen zum Beispiel das vertragliche Ausla-
gern einiger Aspekte des Managements oder des
Betriebs von Wasserleitungsnetzen beinhalten. 

Privatisierung (vollständiger 
Rückzug des Staates) ist selten 
Nur wenige Länder – Frankreich ist eines da-
von – weisen eine lange Geschichte privater
Wasserbewirtschaftung auf. Die Privatisierung
in Chile erfolgte in den achtziger Jahren, jedoch
erst, als fast die gesamte Bevölkerung Zugang zu
Wasser hatte. Seit damals hat das Land sehr
gute Leistungen sowohl hinsichtlich der Effi-
zienz als auch hinsichtlich der Zugangsgerech-
tigkeit aufzuweisen. In Großbritannien wurde
sehr spät privatisiert. Die öffentlichen Versor-
gungsunternehmen wurden Ende der achtziger
Jahre verkauft – und leiteten ein Interesse an
der Privatisierung der Wasserversorgung in vie-
len Entwicklungsländern ein. 

Seit damals hat es gemischte Resultate gege-
ben. In dem Jahrzehnt, das auf die Privatisie-
rung folgte, konnten die Wasserunternehmen
in Großbritannien weit höhere Profite erwirt-
schaften als vorhergesagt und konnten den An-
teilseignern Dividenden zahlen, die weit über
den durchschnittlichen Gewinnen auf den Bör-
senmärkten lagen. 

Dies führte zu einem Abfluss von Kapital
aus unterbewerteten Unternehmen, das für die
Entwicklung nötig gewesen wäre. Das Fehlen
eines expliziten Mechanismus zur gerechten
Aufteilung der Rendite aus den erwirtschafte-
ten Gewinnen zwischen Aktionären und Ver-
brauchern – und auch die als viel zu hoch einge-
stuften Bruttogewinne – führten zu Kritik.
Dies führte zur Bildung eines starken, unabhän-
gigen Regulierungsgremiums zum Schutz der
Verbraucherinteressen, zur Festsetzung von In-

vestitionszielen und zur Überwachung von Ef-
fizienzsteigerungen.28 Es gibt jedoch weiterhin
ernste Probleme aufgrund von unzureichenden
Investitionen und zu hohen Wasserverlusten.
Die Erfahrungen in Großbritannien zeigen,
dass die Entwicklung und der geregelte Ablauf
einer Regulierungsreform selbst in Ländern mit
hoch entwickelten institutionellen Kapazitäten
schwierig sind. Beim übereilten Verkauf öffent-
licher Vermögenswerte musste das öffentliche
Interesse als Folge der Privatisierung Verluste
hinnehmen, obwohl eine verbesserte Regulie-
rung einige der Fehlentwicklungen wieder kor-
rigiert hat.

Das Konzept der Konzessionen wurde
vielfach ausprobiert und getestet – mit
gemischten Resultaten 
In den neunziger Jahren erfolgten private Inves-
titionen im Wasserbereich hauptsächlich über
Konzessionen: Private Firmen aus dem In- und
Ausland übernahmen die Verantwortung für
die Finanzierung und den Betrieb der Systeme.
Durch einige Konzessionen wurden die Effi-
zienz verbessert, die Wasserverluste reduziert,
die Liefermengen erhöht, mehr Wasserzähler
installiert, das Kassieren von Einnahmen und
das Versorgungsnetz ausgeweitet. In Marokko,
wo von 1997 bis 2002 vier Konzessionen verge-
ben wurden, konnte die Versorgung ausgewei-
tet werden (etwa die Hälfte der Bevölkerung
wird heutzutage über Konzessionen versorgt)
und der Zufriedenheitsgrad der Verbraucher
stieg.29 Über die Ost-Manila-Konzession konn-
te der Prozentsatz der Bevölkerung, der 24
Stunden am Tag mit Wasser versorgt wird, von
etwa 15-20 Prozent im Jahr 2000 auf mehr als
60 Prozent erhöht werden. Die Gesamtversor-
gungsrate stieg von 65 Prozent auf 88 Prozent.
Als Teil einer nationalen Strategie „Wasserzu-
gang für Alle“ wandelte der südafrikanische
Staat ein Wasserversorgungsunternehmen in
Durban in einen Konzessionsbetrieb um. Auch
wenn der gleichberechtigte Zugang für alle Tei-
le der Bevölkerung immer noch Anlass zur Sor-
ge gibt, hat es bereits eindeutige Verbesserun-
gen beim Zugang armer Haushalte gegeben.

Diesen Fällen stehen einige spektaku-
läre hochgradige Fehlschläge gegenüber.30 In 
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gerliches Verhalten abgekühlt, irgendwelche
Vereinbarungen abzuschließen. Die wichtigsten
internationalen Unternehmen wie Suez, das
größte Wasserversorgungsunternehmen der
Welt, Veolia Environnement und Thames
Water ziehen sich aus Konzessionen in Ent-
wicklungsländern zurück, mitunter weil Regie-
rungen und Regulierungsinstanzen Druck aus-
üben. So beendete beispielsweise Thames Water
im Jahr 2004 den Betrieb eines Versorgungsun-
ternehmens in China, zwei Jahre nachdem die
chinesische Regierungen entschied, dass die
Rendite zu hoch war.31

Cochabamba, in Bolivien, kam eine Konzes-
sionsvereinbarung im Jahr 2000 angesichts po-
litischer Proteste nicht zustande. In Argentinien
brach eine dreißigjährige Konzessionsvereinba-
rung im Jahr 2001 gleichzeitig mit der Wirt-
schaft des Landes zusammen. Die für West-
Manila vergebene Konzession erlitt dasselbe
Schicksal und wurde im Jahr 2003 beendet. In
Jakarta endete eine Konzession im Jahr 2004 in
einer Gerichtsverhandlung zwischen den kom-
munalen Behörden und dem Unternehmen.
Der Enthusiasmus in Bezug auf Konzessionen
ist im Privatsektor inzwischen auf ein eher zö-
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Kasten 2.4 Was ist bei Konzessionen schiefgelaufen? Drei Fehlschläge und drei Lektionen

Der Dominoeffekt scheiternder Konzessionen hat eine heftige Debat-

te über die Rolle des Privatsektors bei der Wasserversorgung in der

Vergangenheit, der Gegenwart und der Zukunft angeheizt. Während

die Faktoren, die das Scheitern verursachten, unterschiedlich sind,

gibt es doch wichtige Lektionen aus drei Schlüsselbeispielen:

• Cochabamba. Das Abkommen von 1999, unter dem die bolivia-

nische Regierung eine Konzession mit 40-jähriger Laufzeit an ein

Konsortium ausländischer Firmen vergab, bleibt ein allgemeiner

Bezugspunkt. Gemäß dem Gesetz zur Trinkwasser- und Sanitär-

versorgung von 1999 autorisierte die Regierung die Privatisierung

der Wasserversorgung und strich die Subventionen. Die Kunden

mussten nicht nur mehr für ihr Wasser bezahlen, sondern Klein-

bauern in der Umgebung mussten nun Gebühren für Wasser be-

zahlen, das sie bislang kostenlos aus öffentlichen Standrohren

erhielten. Die Preiserhöhungen sollten zu den Kapitalkosten für

den Bau eines neuen Dammes sowie einer Aufbereitungsanlage

beitragen. Proteste führten zur Aufhebung des Gesetzes von

1999, zum Scheitern der Konzession und einem Gerichtsverfah-

ren, das eine der beteiligten Firmen gegen die bolivianische

Regierung anstrengte.

• Manila. Die Konzessionen mit einer Laufzeit von 25 Jahren, die

1997 für West-Manila vergeben wurden, scheiterten 2003. Der

entscheidende Auslöser war die Auslandsverschuldung. Während

der ersten fünf Jahre der Konzession verzeichnete Maynilad, ein

Joint Venture zwischen Ondeo, einem transnationalen Unterneh-

men, und einer philippinischen Firmengruppe, Betriebskostenver-

luste und türmte einen Schuldenberg von 800 Millionen Dollar auf,

um die Ausweitung des Geschäftsbetriebs zu finanzieren. Die

Abdeckung nahm von 58 Prozent auf 84 Prozent zu, aber die ost-

asiatische Finanzkrise trieb die Verbindlichkeiten in die Höhe. Als

das Städtische Wasser- und Abwasserwerk-System sich weiger-

te, einer Anpassung der Tarifraten zur Deckung der Verluste des

Betriebs zuzustimmen, wurde die Konzession beendet.

• Buenos Aires. Die 30-Jahres-Konzession, die 1993 an ein

Konsortium ausländischer Firmen und an lokale Firmengruppen

Quelle: Slattery 2003; Castro 2004.

vergeben wurde, wurde mit dem argentinischen Wirtschafts-

zusammenbruch beendet. Während des Bietverfahrens hatte 

das Konsortium seine Intention angedeutet, die Gebühren um 

29 Prozent zu senken, betriebswirtschaftliche Verluste führten je-

doch zu Gebührenerhöhungen und Vertragsneuverhandlungen.

Es gab keine Klauseln für die Abdeckung von Wechselkurs-

zusammenbrüchen, so dass das Konsortium allen Risiken aus-

gesetzt war, die mit hohen Auslandskrediten verbunden sind.

Aus diesen Beispielen kann man mindestens drei wichtige

Lektionen ableiten. Die erste Lektion, die in Cochabamba sehr nach-

drücklich demonstriert wurde, ist, dass es auf Transparenz ankommt.

Weder von der Regierung, noch von den Unternehmen oder den

Geldgebern und internationalen Finanzinstitutionen wurden glaub-

würdige Versuche unternommen, die Verträge in der öffentlichen

Meinung zu unterstützen oder die Meinungen der Armen zu berück-

sichtigen. Eine Konsequenz war, dass keine Vorkehrungen getroffen

wurden, die Gewohnheitsrechte der ohnehin stark gefährdeten 

indigenen Völker zu schützen – ein Faktor, der politisch explosiv 

wurde.

Die zweite Lektion betrifft das Spannungsverhältnis zwischen

kommerziellen und sozialen Anforderungen. Firmen übernehmen

Konzessionen, um Profite für ihre Aktionäre zu erzeugen. Gebühren-

erhöhungen zur Finanzierung von Profiten und Investitionen können

jedoch die Wasserversorgung armer Haushalte gefährden. Sie erhö-

hen zudem die Wahrscheinlichkeit politischer Reaktionen, die die

zentrale Bedeutung von Wasser in der Gemeinschaft widerspiegeln.

Versuche, Profite durch die Erhöhung von Wassergebühren zu er-

zielen, um damit den Schuldendienst aus Auslandskrediten und

Währungsabwertung zu finanzieren, haben sich als sozial und 

politisch nicht tragbar erwiesen.

Die dritte Lektion ist möglicherweise die wichtigste. Es wurde

maßlos unterschätzt, wie kompliziert die Verbesserung des Zugangs

zu Wasser für Arme ist. Wäre das Problem richtig eingeschätzt wor-

den, so hätten öffentliche Gelder und subventionierte Anschlüsse

eine größere Rolle gespielt.



Was war schief gelaufen? Wenn private Un-
ternehmen als Anbieter in die Märkte in den
Industrieländern einsteigen, können sie auf
eine umfangreiche Infrastruktur zurückgreifen
(die mit früheren öffentlichen Investitionen be-
zahlt wurde), durch die auf einem Markt, der
durch ziemlich hohe Durchschnittseinkom-
men definiert wird, der Zugang für die gesamte
Bevölkerung ermöglicht wird. In den Entwick-
lungsländern entsteht durch eine schlecht ent-
wickelte, oft verfallene Infrastruktur, durch ge-
ringe Anschluss- und hohe Armutsraten eine
immer größere Spannung zwischen der wirt-
schaftlichen Leistungsfähigkeit und der Versor-
gung aller Menschen mit bezahlbarem Wasser.
Drei sehr häufige Fehlentwicklungen, die mit
der Regulierung, der finanziellen Nachhaltig-
keit und der Transparenz der Vertragsabschlüs-
se zusammenhängen, können auf diese Zwänge
zurückgeführt werden (Kasten 2.4):
• Ausweitung des Leitungsnetzes. Ein primäres

Ziel von Regierungen bei der Konzessions-
vergabe ist die Ausweitung des Leitungsnet-
zes. Im Rahmen der Konzession in Buenos
Aires stieg zwar die Zahl der Anschlüsse,
allerdings in einem geringeren Umfang als
es im Vertrag vorgesehen war. In den ärms-
ten Stadtgebieten gab es die geringsten Fort-
schritte.32 In Jakarta wurden im Rahmen des
Konzessionsvertrags drei Viertel der neuen
Anschlüsse in Haushalten mit mittleren
und höheren Einkommen und in Regie-
rungs- und kommerziellen Unternehmen
eingerichtet. 

• Neuverhandlungen von Tarifen. Wassertari-
fe sind eine sehr politische Angelegenheit.
Unter kommerziellen Gesichtspunkten
werden durch die Tarifeinnahmen Profite
für die Aktionäre und Kapital für künftige
Investitionen erwirtschaftet. Aber eine Ta-
rifpolitik, die auf Profitmaximierung ausge-
richtet ist, kann zu einer Verringerung des
sozialen Wohlbefindens führen und politi-
sche Unruhen auslösen. In Cochabamba er-
höhte der Konzessionsinhaber die Tarife,
um damit einen Teil der Kosten weiterzu-
geben, die durch die Ausweitung der Infra-
struktur entstanden waren – mit sehr explo-
siven Konsequenzen. In Buenos Aires wur-

den die Tarife erst reduziert und dann im
Zeitraum von 1993 bis 2002 sechsmal er-
höht, was effektiv fast zu einer Verdoppe-
lung führte, da der private Betreiber Profita-
bilität mit der Umsetzung der Zielvorgaben
kombinieren wollte.

• Finanzierung. Das hohe Mindestvolumen
von Kapitalinvestitionen im Wasserbereich
führt dazu, dass Kredite für die Ausweitung
des Netzes von entscheidender Bedeutung
sind. Die Aktivitäten im Rahmen der Kon-
zession in Manila und Buenos Aires waren
durch eine hohe Auslandsverschuldung be-
lastet. In Buenos Aires wurden die Inves-
titionen hauptsächlich über Anleihen und
angespartes Geld finanziert, wobei der
Eigenkapitalanteil unter fünf Prozent lag.
Da die Anleihen im Ausland in Dollar getä-
tigt wurden, die Einnahmen jedoch in loka-
ler Währung erfolgten, führte dies zu einer
starken Abhängigkeit von den Wechsel-
kursschwankungen bei der Fremdwährung.
Durch die Finanzkrisen in Ostasien und Ar-
gentinien wurden die Konzessionen in
West Manila und Buenos Aires mit nicht
mehr tragbaren Schulden belastet. Der Net-
toverlust von 1,6 Milliarden US-Dollar, der
2002 vom Konzessionsinhaber in Buenos
Aires verzeichnet wurde, war fast ausschließ-
lich auf eine Geldentwertung zurückzu-
führen, durch die die Auslandsschulden-
verpflichtungen des Unternehmens verdrei-
facht wurden.

Andere Formen der 
Beteiligung des Privatsektors 
Private Unternehmen ziehen sich zwar aus
Konzessionen zurück, sie sind jedoch nach wie
vor an einer breiten Palette von Dienstleis-
tungsangeboten und -aktivitäten im Wasser-
bereich beteiligt. Die öffentlich-private Wasser-
bewirtschaftung bleibt in den Debatten über
Wassermanagement ein zentrales Thema.

Pachtverträge (Leasing oder affermage) sind
eine übliche Form von öffentlich-privater Part-
nerschaft. Bei diesem Modell delegiert die Re-
gierung die Durchführung einer öffentlichen
Dienstleistung an ein Unternehmen, das dafür
eine vereinbarte Gebühr zahlt, die normaler-

In den Entwicklungsländern

entsteht durch eine schlecht

entwickelte, oft verfallene
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Standrohren bzw. Zapfstellen erhalten. Die Ge-
bühren an den Standrohren liegen weit unter
dem Maximaltarif (sie liegen jedoch immer
noch über dem Minimaltarif.). Im Senegal wer-
den im Leasingvertrag stufenweise Ziele für die
Wasserversorgung durch Standrohre bzw.
Zapfstellen formuliert. Das Ziel ist, dass die
Wasserversorgung über Standrohre 30 Prozent
der Anschlüsse in Dakar und 50 Prozent in an-
deren Städten ausmachen soll, und dass pro
Person 20 Liter zur Verfügung stehen sollen. In
Abidschan hat die Leasingvereinbarung über
ein System, das durch einen eindeutigen Regu-
lierungsrahmen geregelt ist, zu einer Erhöhung
der Versorgungsraten geführt (Kasten 2.5). In
all diesen Fällen hat es ernste Umsetzungspro-
bleme gegeben. Beispielsweise haben die soziale
Preisgestaltung und Subventionen in Côte
d’Ivoire und im Senegal für die ärmsten Haus-
halte nur bedingt Vorteile gebracht. Dennoch
lassen sich an diesen Beispielen einige der Stra-
tegien erläutern, die Regierungen entwickeln
können, wenn sie für die Verwirklichung des
Rechts auf Wasser einen praktischen Umset-
zungsrahmen schaffen wollen.

weise auf der Menge des verkauften Wassers ba-
siert. Das Betriebsvermögen bleibt dagegen im
Besitz einer Holdinggesellschaft, die für die Re-
gierung arbeitet. Das Nationale Amt für Was-
ser- und Sanitärversorgung in Burkina Faso ar-
beitet landesweit mit Leasing-Verträgen in 36
kleinen und großen Städten. Das Affermage-
Modell findet auch in Abidschan, Côte d’Ivoi-
re, und im Senegal Anwendung, wo das Wasser
in den Städten von der Nationalen Wasserge-
sellschaft des Senegal, einer Kapital-Holdingge-
sellschaft, bewirtschaftet wird, und von Senegal
Wasser, einem privaten Vertragspartner, mit
dem ein Leasingvertrag über das Betreiben des
Systems abgeschlossen wurde.

Leasingverträge haben in Ländern zu posi-
tiven Ergebnissen für die menschliche Entwick-
lung geführt, wo Regierungen gut definierte
Ziele, unterstützt durch Regulierungsmecha-
nismen, festgesetzt haben. Das Nationale Amt
für Wasser- und Sanitärversorgung in Burkina
Faso ist eines der wenigen Versorgungsunter-
nehmen in Afrika südlich der Sahara, das eine
Strategie entwickelt hat, damit gewährleistet
wird, dass die Armen bezahlbares Wasser aus
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Kasten 2.5 Eine Wasserpreispolitik für die Armen in Côte d’Ivoire

Die Gebührenpolitik der Wasserversorgungsunternehmen kann einen

erheblichen Einfluss auf den Zugang zu Wasser haben. Während

seine Leistungsbilanz durchwachsen ist, hat das private Wasserver-

sorgungsunternehmen in Abidschan, die Wassergesellschaft von

Côte d’Ivoire (SODECI), einige innovative Strategien entwickelt, um

mehr Menschen Zugang zu Wasser zu ermöglichen. Die Versor-

gungsrate ist in den letzten zehn Jahren in Abidschan und anderen

Teilen des Landes ständig gestiegen.

SODECI wendet drei Methoden an, um den Zugang zu Wasser für

die Armen zu verbessern: subventionierte Haushaltsanschlüsse,

einen progressiven Blocktarif und lizenzierte Wasser-Weiterverkäufer

in informellen Siedlungen. Die Subvention für Haushaltsanschlüsse

wird durch einen Zuschlag auf die Wasserrechnungen finanziert, den

der Wasser-Entwicklungsfonds (FDE), eine öffentliche Einrichtung,

verwaltet. SODECI berechnet armen Haushalten 40 US-Dollar pro

Anschluss statt 150 US-Dollar. Diese aus internen Ressourcen finan-

zierte Subvention reduziert die Abhängigkeit von Geldgebern und

erhöht langfristig die Nachhaltigkeit.

Der progressive Blocktarif subventioniert diejenigen mit niedrigem

Verbrauch (die Armen) und ist ein Anreiz gegen Wasserverschwendung.

Auch der Tarif pro Einheit für Großverbraucher ist moderat, um sie nicht

dazu zu bringen, das System zu verlassen. Um das Problem der Was-

Quelle: Collignon 2002.

serversorgung für illegale Siedlungen zu lösen, wo SODECI nicht aktiv

werden darf, lizenziert das Wasserwerk Weiterverkäufer. Diese Weiter-

verkäufer kaufen das Wasser zu normalen Tarifen und bezahlen eine

Kaution (300 US-Dollar), um das Risiko zu senken, dass sie nicht bezah-

len. Weiterverkäufer sind verantwortlich für Investitionen, um das Netz

in ihrem Gebiet auszuweiten und dürfen ihre Investitionen durch Was-

serverkäufe refinanzieren. Obwohl diese Praxis den Versorgungsgrad

effektiv erhöht, müssen die armen Familien als Kunden dieser Weiterver-

käufer für die Investitionskosten in das Leitungsnetz doppelt bezahlen:

einmal durch die Gebühren, die dem Weiterverkäufer beim Verkauf des

Wassers in Rechnung gestellt werden, und erneut durch den Endpreis,

den sie den Weiterverkäufern bezahlen, die ebenfalls Gebühren für ihre

Investitionen für die Belieferung des Viertels berechnen.

Vier zentrale Lektionen kann man aus den Erfahrungen von

SODECI ziehen:

• Strategien für die Armen müssen gut koordiniert werden.

• Quersubventionen können den Armen helfen.

• Die Management- und Finanzkraft des Wasserversorgungsunter-

nehmens ist wichtiger als die Tatsache, ob es sich in öffentlichem

oder privatem Besitz befindet.

• Eine gute Regulierung nützt die relativen Stärken öffentlicher und

privater Akteure optimal aus.



Bewirtschaftungsverträge sind eine andere
Form von öffentlich-privater Partnerschaft. Es
handelt sich um Vereinbarungen, bei denen
eine Kommune oder eine Kommunalbehörde
Management-Dienstleistungen von einem Un-
ternehmen kauft. In Ghana wurde 2005 ein
neues Wassergesetz verabschiedet, das die Re-
gierung darauf verpflichtet, private Akteure im
Wasserversorgungsbereich durch Bewirtschaf-
tungsverträge stärker einzubinden. Im Rahmen
dieser Politikreform wurde Ende 2005 ein pri-
vates Unternehmen für einen Fünf-Jahres-
Bewirtschaftungsvertrag verpflichtet, der die
Versorgung von Accra und anderen größeren
Städten regelt. Durch eine Kombination aus
Unterfinanzierung, Ineffizienz und ungerech-
ter Preispolitik war es dem in öffentlichem
Besitz befindlichen Versorgungsunternehmen
Ghanesische Wassergesellschaft nicht gelun-
gen, die städtischen Gebiete landesweit mit
Wasser zu versorgen, und Bewirtschaftungsver-
träge werden jetzt als ein Teil der Problemlösung
angesehen. 

Wird dieses neue Vorgehen sich auszahlen?
Einige der gesetzten Ziele sind ermutigend. In
Accra bedeutet dies unter anderem, dass 50.000
neue Wasseranschlüsse in Haushalten einge-
richtet werden und die schon angeschlossenen
Kunden wieder regelmäßig mit Wasser versorgt
werden sollen. In dem Programm ist auch die
Errichtung von 350 öffentlichen Standrohren
im Jahr für bisher nicht versorgte städtische Ge-
biete vorgesehen.33 Die Resultate werden davon
abhängen, wie eindeutig die Verträge formu-
liert sind – und von der Regulierung. Anlass zur
Besorgnis geben die unzureichenden Finanzie-
rungs- und Versorgungsstrategien im Hinblick
auf ein Erreichen der ärmsten Haushalte. Hin-
zu kommt, dass die Details hinsichtlich der
Preisgestaltung bei Standrohren und der Ver-
sorgung armer Gebiete recht vage formuliert
sind. 

Es ist klar, dass Bewirtschaftungsverträge
keine einfache Lösung für tief verwurzelte Pro-
bleme bei der Wasserversorgung sein können.
Seit 1998 hat beispielsweise Mauretanien eine
Reihe mutiger Reformen durchgeführt. Allein
im Jahr 2001 wurden vier neue Institutionen
zur Bewirtschaftung der Wasser- und Sanitär-

versorgung geschaffen. Die neue Strategie sieht
vor, dass in ländlichen Gebieten und Kleinstäd-
ten der Privatsektor eine wesentlich wichtigere
Rolle spielen soll. Über 350 Verträge über netz-
gebundene Dienstleistungsangebote wurden
unterzeichnet. In zwei Dritteln davon sind pri-
vate Anbieter miteingebunden. Erst 2005 wur-
de jedoch ein neues nationales Gremium ge-
schaffen, das die Bewirtschaftung und Finanzie-
rung der Einrichtungen überwachen und die
Fortschritte überprüfen soll - die Nationale
Agentur für Trinkwasser und Sanitärversor-
gung. Auch jetzt sind die Ziele und die Preis-
strategien für Leasingvereinbarungen noch
nicht wirklich gut definiert, und die Sektorplä-
ne sind stark unterfinanziert. Schätzungen ge-
hen davon aus, dass für ein Erreichen des Mil-
lenniums-Entwicklungsziels 65 Millionen US-
Dollar an öffentlichen Ausgaben erforderlich
sind – die gegenwärtigen Ausgaben belaufen
sich auf etwa fünf Millionen US-Dollar. Ohne
angemessene Finanzierung und klar definierte
Zielvorgaben können Bewirtschaftungsverträge
nicht effektiv sein.

Es ist schon an sich schwierig, die institu-
tionellen Voraussetzungen für erfolgreiche
Wasserbewirtschaftungsverträge zu schaffen.
Bei Untersuchungen über Bewirtschaftungs-
verträge in Johannesburg, in Südafrika, und in
Monagas, in Venezuela, wurden insbesondere
zwei Schwierigkeiten festgestellt. Erstens kann
eine doppelte Übertragung von Aufgaben –
Übertragung der Verantwortung für den Be-
trieb von der Kommunalbehörde auf ein Ver-
sorgungsunternehmen und vom Versorgungs-
unternehmen auf dritte Unternehmen – die
Rechenschaftslegung und die Versorgung ver-
schleiern. Die Verbraucher werden dadurch
entmachtet, denn es ist auf diese Weise schwie-
rig, die institutionelle Anlaufstelle zu identifi-
zieren, über die die Anbieter zur Rechenschaft
gezogen werden können. Zweitens sind die
Kommunalbehörden oft sowohl Anteilseigner
als auch Regulierungsinstanz. Es ist schwierig,
diese doppelte Identität miteinander zu verein-
baren, nicht zuletzt, weil dadurch das Versor-
gungsunternehmen in die Kommunalpolitik
verstrickt werden kann. Aus den Erfahrungen
auf internationaler Ebene lässt sich ein starkes
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In Finnland wird eine umfassende Vergabe
von Verträgen über nicht-substanzielle Was-
serversorgungsdienstleistungen an externe An-
bieter praktiziert. 60-80 Prozent der Ausgaben
kommunaler Wasserversorgungsunternehmen
werden auf diese Weise getätigt.36 Die am häu-
figsten ausgelagerten Dienstleistungen im
Wasserbereich sind die Erstellung von detail-
lierten Entwürfen, Konstruktionsarbeiten,
Abwasserschlammbehandlung, Lieferung von
Ausrüstung und Material, Reparaturen in
Arbeitsräumen und Labordienste. Eine kleine
Gruppe privater Unternehmen und ein öffent-
liches Versorgungsunternehmen, Helsinki
Wasser, haben vor kurzem begonnen, Bewirt-
schaftungsdienstleistungen anzubieten. Der
Markt ist allerdings immer noch recht be-
schränkt, da nur drei private Betreiber Dienst-
leistungen anbieten, hauptsächlich für die
Abwasseraufbereitung.

Ob öffentlich oder privat – 
einige Probleme bleiben die gleichen 
Aus einer Untersuchung über öffentliche und
private Anbieter kann man wohl am ehesten die
Lehre ziehen, dass es keine klaren und schnell
umsetzbaren Erfolgsmuster gibt, die für alle
Länder sinnvoll sind. Es gibt einige Anbieter in
öffentlichem Besitz (Porto Alegre), die Welt-
spitzenleistungen erbringen, ebenso einige pri-
vatisierte Unternehmen (Chile). Viele Versor-
gungsunternehmen der öffentlichen Hand ver-
sagen bei nüchterner Betrachtung bei der Ver-
sorgung der Armen – und dieses Versagen
hängt mit Unterfinanzierung und schlechtem
Management zusammen. Die Vorstellung je-
doch, dass das Versagen des öffentlichen Sek-
tors durch die vermutete Effizienz, bessere Re-
chenschaftslegung und die finanziellen Vortei-
le privater Konzessionen schnell korrigiert wer-
den kann, ist nur bedingt gerechtfertigt, wie
man anhand der Entwicklungen in Cochabam-
ba, Buenos Aires und West-Manila beobachten
konnte. Ohne einen schlüssigen nationalen
Plan und eine Finanzierungsstrategie zur Ver-
wirklichung des Wasserzugangs für alle Men-
schen werden weder der öffentliche noch der
private Sektor das gegenwärtige Enklavenmo-
dell überwinden können.

Plädoyer für eine unabhängige Regulierungs-
instanz ableiten.34

Die Komplexität stellt bei Bewirtschaf-
tungsverträgen ein weiteres Problem dar, insbe-
sondere in Ländern, in denen es keine starke ad-
ministrative Kompetenz gibt. Über Verträge,
Verantwortlichkeiten, Versorgungszielvorga-
ben und Vertragsstrafen zu verhandeln, ist eine
enorme Herausforderung. Das trifft sogar auf
reiche Länder mit einer hoch entwickelten ad-
ministrativen Kompetenz zu. Im Jahr 1999
schloss die Stadt Atlanta in den USA mit einem
Unternehmenskonsortium einen 20-Jahresver-
trag über den Betrieb und die Instandhaltung
der Wasserversorgung – ein Schachzug, der teil-
weise deshalb erfolgte, weil die Stadt von der
Umweltschutzbehörde zur Zahlung von Buß-
geldern wegen Nichteinhaltung der Wasser-
qualitätsstandards aufgrund von verfallender
Infrastruktur verurteilt worden war. Der Ver-
trag wurde nach vier Jahren wieder beendet,
weil die städtischen Behörden behaupteten,
dass das Unternehmen die vereinbarten Leis-
tungen nicht erfüllt hätte. Im Zuge der Beendi-
gung des Vertrages kam es allerdings zu um-
fangreichen Rechtsstreitigkeiten auf beiden Sei-
ten.

Ein anderer Weg, den kommunale Anbie-
ter einschlagen können, um die Effizienzsteige-
rungen, die durch den Privatsektor angeboten
werden, anzuzapfen, führt über Dienstleis-
tungsverträge. Bei einer solchen Vereinbarung
kaufen Anbieter von einem Unternehmen, das
nicht substanziell an der Unternehmensfüh-
rung oder -finanzierung beteiligt ist, eine
Dienstleistung. Solche Vereinbarungen wer-
den sowohl in den Industrie- als auch in den
Entwicklungsländern immer üblicher. In eini-
gen Fällen haben sich Dienstleistungsverträge
als sehr effizient erwiesen. Untersuchungen in
Maharashtra, in Indien, zeigen, dass die Ver-
tragsvergabe von Rechnungswesen, Reparatur-
arbeiten, Wasseraufbereitung und Verbesse-
rung der Infrastruktur an externe Anbieter die
Leistung eines Versorgungsunternehmens ver-
bessern kann. Untersuchungen bei Verbrau-
chern weisen eine gestiegene Zufriedenheit
nach.35 Der Erfolg hängt jedoch von einer
starken Regulierungsinstanz ab.
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Wasser ist ein Menschenrecht. Menschenrech-
te gelten jedoch nicht viel, wenn sie nicht von
praktischen politischen Maßnahmen flankiert
werden, durch die sie geschützt und erweitert
werden – oder wenn keine Mechanismen zur
Rechenschaftslegung existieren, die die Armen
mit mehr Macht ausstatten, ihre Rechte einzu-
fordern. Wenn der Zugang zu sauberem, be-
zahlbarem Wasser ein Menschenrecht ist, wer
ist dann verpflichtet, Wasserversorgungsdienst-
leistungen anzubieten? Und wie soll die Infra-
struktur, von der die Wasserversorgung ab-
hängt, finanziert werden? Wasser wird immer
als eine „Gabe Gottes“ bezeichnet – irgendwer
muss jedoch für das Verlegen der Wasserleitun-
gen, für die Instandhaltung der Pumpen und
die Wasseraufbereitung bezahlen. Die Finan-
zierung und das Angebot von Wasserversor-
gungsdienstleistungen, die sich auch die Armen
leisten können, durch Anbieter, die Transpa-
renz und Rechenschaftslegung gewährleisten,
stellen nach wie vor eine große Herausforde-
rung für die staatliche Politik dar. Wie man in
den kommenden Jahren mit diesen Herausfor-
derungen umgeht, wird sich ganz entscheidend
auf die Sicherheit der Wasserversorgung und
die menschliche Entwicklung auswirken. 

Der Ausgangspunkt für schnellere Fort-
schritte im Bereich der Wasserversorgung lässt
sich in zwei Worten zusammenfassen: nationa-
le Strategie. Wie schon in Kapitel 1 vorgeschla-
gen, sollte jedes Land einen nationalen Plan zur
Wasser- und Sanitärversorgung vorlegen. Diese
nationalen Pläne werden zwar verschieden sein,
sie sollten jedoch vier Grundbestandteile ent-
halten, wenn sie erfolgreich sein wollen:
• Klare Ziele und Eckdaten festlegen, anhand

derer Fortschritte bei der nationalen Was-
serpolitik gemessen werden können.

• Gewährleisten, dass politische Maßnahmen
im Bereich der Wasserversorgung durch ge-
sicherte Rückstellungen für die Finanzie-
rung in den jährlichen Haushaltsplänen
und der mittelfristigen Finanzplanung ab-
gesichert werden. 

• Eindeutige Strategien entwickeln, mit de-
nen strukturelle Ungleichheiten, basierend
auf Vermögensverhältnissen, Wohngegend
und anderen Charakteristika, die sich nach-
teilig auswirken, überwunden werden kön-
nen. 

• Managementsysteme schaffen, die dafür
sorgen, dass die Regierungen und die Was-
seranbieter im Hinblick auf die Umsetzung
der von der nationalen Politik vorgegebe-
nen Ziele Rechenschaft ablegen.
In diesem weitgefassten Rahmen sollten

Reformen der Wasserversorgungspolitik als in-
tegraler Bestandteil nationaler Strategien zur
Armutsreduzierung betrachtet werden. In Ka-
pitel 1 wurden für diesen Rahmen einige Erfor-
dernisse im institutionellen Bereich beschrieben.
In diesem Kapitel widmen wir uns den speziel-
len politischen Maßnahmen im Bereich der
Wasserversorgung.

Öffentliche Finanzierung und 
Zugang für die Armen in den Städten

Die Finanzierung der Wasserversorgung ist der
Schlüssel zu einer Ausweitung des Zugangs zu
Wasser. Vom kommerziellen Standpunkt aus
betrachtet ist es das Ziel der Wasseranbieter,
ausreichende Einnahmen zu erwirtschaften, um
die Betriebskosten zu decken, wobei die Kapi-
talkosten für die Ausweitung der Infrastruktur
durch eine Mischung aus öffentlichen Ausga-
ben und Investitionen des Dienstleistungsan-
bieters gedeckt werden sollten. Vom Stand-
punkt der menschlichen Entwicklung aus be-
trachtet gibt es eine Obergrenze für die Kosten-
deckung über die Gebühren. Diese Obergrenze
ist dann erreicht, wenn sich arme Haushalte
kein Wasser mehr leisten können. 

Nachhaltige und gerecht 
verteilte Kostendeckung
Wenn die volle Kostendeckung das Ziel ist,
würde für Millionen von Menschen, die derzeit
keinen Zugang zu Wasser haben, eine sichere
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Netzerweiterung stehen jeweils verschiedene
Länder auch vor unterschiedlichen Problemen.
In einigen Ländern, vor allem solchen mit mitt-
lerem Einkommen, besteht die Herausforde-
rung darin, zusätzliche Einnahmen zu erwirt-
schaften, entweder durch Steuern oder durch
eine Umstrukturierung der aktuellen Ausga-
benprioritäten. In anderen Ländern kommt der
Entwicklungshilfe eine entscheidende Rolle zu.
Der Ausgangspunkt muss jedoch immer sein,
herauszufinden, was sich die Armen leisten
können. In dieser Frage gibt es zwar Diskussi-
onsspielraum, eine Obergrenze von drei Pro-
zent des Haushaltseinkommens könnte jedoch
ein ungefährer Orientierungspunkt sein. 

Mehr Zugangsgerechtigkeit durch 
Preisgestaltung und Subventionierung 
Wasser ist eines in einer Reihe von Gütern,
über die sich soziale Gerechtigkeit und Bürger-
rechte definieren. Eine Möglichkeit, soziale So-
lidarität zu üben und sich für Bürgerrechte, die
für alle gelten, zu engagieren, besteht in der
Preisgestaltung und in finanziellen Transfer-
leistungen, durch die Wasser für alle Menschen
verfügbar und bezahlbar wird. Um gerechte Re-
sultate für alle zu erzielen, ist eine Kombination
von Preis- und Zugangspolitik erforderlich, die
auch gezielte Subventionen mit einbezieht.

Subventionierte Wasseranschlüsse. Durch eine
Subventionierung der Wasseranschlüsse für
arme Haushalte kann eine wichtige Barriere
zum Wasserversorgungsnetz beseitigt werden.
Das gleiche trifft für innovative Zahlungsstra-
tegien zu. Seitens der Versorgungsunterneh-
men in Jakarta wurden Abschlagszahlungen
vorgeschlagen. In Côte d’Ivoire wird in den
Rechnungen eine Ergänzungsabgabe für den
Wasserentwicklungsfonds erhoben. Etwa 40
Prozent dieser Einnahmen werden zur Subven-
tionierung von Wasseranschlüssen verwendet.
Diese Subvention ist jedoch nicht speziell auf
die arme Bevölkerung ausgerichtet. Anderswo
haben Versorgungsunternehmen abgestufte
Preissysteme eingeführt. In El Alto, in Bolivien,
bezahlten nur 20 Prozent der Haushalte, die im
ersten Laufjahr des Konzessionsprogramms der
Stadt einen Wasseranschluss bekamen, die vol-

Wasserversorgung unerreichbar. Erinnern wir
uns, dass mehr als 363 Millionen Menschen, die
keinen Zugang zu sauberem Wasser haben, von
weniger als einem Dollar täglich leben müssen.
729 Millionen müssen mit weniger als zwei
Dollar täglich auskommen. Durch die Armut
wird den Wassergebühren eine natürliche Gren-
ze gesetzt. Untersuchungen in Lateinamerika
deuten darauf hin, dass kostendeckende Was-
sertarife für einen von fünf Haushalten in der
Region Probleme der Bezahlbarkeit aufwerfen
würden. In einigen Ländern – unter anderem 
in Bolivien, Honduras, Nicaragua und 
Paraguay – würde bei kostendeckenden Tari-
fen fast die Hälfte der Bevölkerung Probleme
haben, das Wasser bezahlen zu können. In 
Afrika südlich der Sahara ist die Bezahlbarkeit
ebenfalls ein ernstes Problem. Dort hätten etwa
70 Prozent der Haushalte Probleme, ihre Was-
serrechnung zu bezahlen, wenn die Anbieter
auf eine volle Kostendeckung abzielen wür-
den.37

Unabhängig von der Belastung der Haus-
halte würde eine volle Kostendeckung in einem
ganz unmittelbaren Sinn Rückschläge für die
Bemühungen um Armutsreduzierung mit sich
bringen. Bei einer vollen Kostendeckung für die
Wasserversorgung würde sich die Armutsrate
in Ländern mit mittlerem Einkommen in La-
teinamerika um ein Prozent erhöhen, in Län-
dern in der Region mit niedrigem Einkommen
um zwei Prozent. In Asien und Afrika wären
die Auswirkungen noch gravierender, da dort
die Tarife ausgehend von einem weit niedrige-
ren Niveau erhöht werden müssten. In Maure-
tanien und Mosambik würde die Armutsrate
um sieben Prozent steigen, wenn die Wasser-
gebühren auf das Niveau der vollen Kosten-
deckung angehoben würden.38

Diese Zahlen machen deutlich, dass öffent-
lichen Ausgaben bei der Finanzierung der Aus-
weitung der Wasserversorgungssysteme auf
arme Haushalte eine zentrale Rolle zukommt.
Sie verdeutlichen auch die potenziell wichtige
Rolle von Quersubventionen beziehungsweise
von Transferleistungen von Nutzern mit höhe-
rem Einkommen zu Nutzern mit niedrigerem
Einkommen bei der Preisgestaltung der Versor-
gungsunternehmen. Bei der Finanzierung der
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len Gebühren. Eine wichtige Neuerung bestand
darin, dass den Haushalten gestattet wurde,
ihre eigene Arbeitskraft beizusteuern und Grä-
ben für die Leitungen auszuheben. Das Versor-
gungsunternehmen akzeptierte dies als eine
Form der Zahlung in Naturalien.39 Auch hier
jedoch wurden die Vorschriften nicht als Teil
einer ganzheitlichen Strategie zur Umsetzung
spezieller Zielvorgaben im Hinblick auf Was-
seranschlüsse für besonders arme Menschen
entwickelt.

Gezielte Subventionen. In einigen Ländern wird
der Verbrauch bei Bevölkerungsgruppen mit
niedrigem Einkommen durch gezielte Subven-
tionen finanziert. In Chile wurden die Wasser-
preise bis auf das Niveau der vollen Kostende-
ckung erhöht, ohne dass die Versorgungsziele
aufgegeben wurden. 25-85 Prozent der Wasser-
kosten von Haushalten werden durch Subven-
tionen abgedeckt, bei gleichzeitiger Staffelung
für ausgewählte Haushalte mit niedrigem Ein-
kommen (Kasten 2.6). Einer der Gründe für
den Erfolg des chilenischen Modells ist, dass die
staatlichen Behörden in der Lage sind, arme
Haushalte eindeutig zu identifizieren und die
Subventionszahlungen ohne hohe Abflüsse an
die Nicht-Armen weiterzugeben. Diese Kom-
petenz haben sie sich durch die Erfahrungen
mit einem umfangreichen Sozialhilfesystem
über einen langen Zeitraum hinweg angeeignet. 

Sozialtarife. Eine andere Methode, das Wasser
für arme Haushalte erschwinglicher zu machen,
besteht darin, eine Wassermenge, die ausreicht,
um die Grundbedürfnisse zu befriedigen, zu
einem niedrigen Preis oder kostenlos zu liefern.
In den meisten Ländern werden derzeit Block-
tarife angewendet, die einzelnen Tarifstufen
sind jedoch unterschiedlich. In Südafrika wer-
den mit dem Sozialtarif 25 Liter kostenlos abge-
geben – eine Praxis, die viel öfter angewendet
werden könnte. Gegen das Sozialtarifmodell
gibt es zwei Vorbehalte. Erstens können in Län-
dern mit niedrigen Anschlussraten arme Haus-
halte, die nicht an das Leitungsnetz angeschlos-
sen sind, nicht über Sozialtarife erreicht wer-
den. Auch in Südafrika bereitet dies Probleme,
da auch dort die Wasseranschlussraten bei armen

Haushalten unterschiedlich hoch sind. Haus-
halte ohne Wasseranschluss müssen oft Wasser
bei Großhändlern kaufen, die ihr Wasser vom
Versorgungsunternehmen zum höchsten Block-
tarif kaufen. Zweitens sind für eine Sozialta-
rifregelung Wasserzähler erforderlich, die in 
armen Wohngebieten nicht sehr verbreitet
sind.

Die Versorgung informeller Siedlungen. In vielen
Ländern lebt die Mehrzahl städtischer Haus-
halte in informellen Siedlungen ohne Wasser-
anschluss im eigenen Haushalt. Die Millionen
von Menschen, die in diesen Gebieten leben,
haben außerordentliche Initiativen an den Tag
gelegt, um Zugang zur Wasserversorgung zu be-
kommen: Sie haben kilometerweit Leitungen
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Kasten 2.6 Wasserverbrauchs-Subventionen in Chile – 
höhere Effizienz und mehr Zugangsgerechtigkeit 

Die Wasserversorgung in Chile ist privatisiert. Gleichzeitig sorgt ein starkes regulato-

risches System für eine Kombination aus hoher Effizienz bei der Wasserversorgung

und einem ebenso hohen Niveau an Zugangsgerechtigkeit. Viele Faktoren haben dazu

beigetragen. Startvorteile waren unter anderem, dass vor der Privatisierung bereits

fast die gesamte Bevölkerung Zugang zur Wasserversorgung hatte und ein hochent-

wickeltes Leitungsnetz existierte. Starkes Wirtschaftswachstum hat ebenfalls eine

wichtige Rolle gespielt, ebenso gezielte Wassersubventionen.

Chile führte in den frühen neunziger Jahren mittelabhängige Wasserverbrauchs-

subventionen ein, um sicherzustellen, dass Haushalte mit niedrigem Einkommen sich

Wasseranschlüsse leisten können. Die Subventionen decken 25 bis 85 Prozent der

monatlichen Wasserrechnung eines Haushaltes für bis zu 15 Kubikmeter im Monat ab.

Die Regierung erstattet dem Unternehmen den Betrag auf der Basis des tatsächlichen

Wasserverbrauchs. Die Subvention wird komplett aus dem Haushalt der Zentralregie-

rung bezahlt. Haushalte müssen die Subvention bei der Stadtverwaltung beantragen,

die feststellt, ob die Subvention gezahlt werden kann. Die Subvention kann man sich

als progressiven Blocktarif vorstellen, bei dem die Subventionen in einem umgekehr-

ten Verhältnis zum Haushaltseinkommen stehen: die Unterstützung nimmt in dem

Maße ab, in dem das Einkommen über der Mindestschwelle für einkommensabhän-

gige Subventionen liegt. 

1998 erhielten etwa 13 Prozent der chilenischen Haushalte – fast 450 000 Men-

schen – Subventionen, was 33,6 Millionen US-Dollar kostete. Dieses System hat es

ermöglicht, die Gebühren zu erhöhen, Ressourcen für die Instandhaltung und Netz-

erweiterung zu mobilisieren und negative Auswirkungen auf arme Menschen zu

minimieren.

Es gibt zwei Grundvoraussetzungen für den Erfolg dieses Modells in Chile. Keine

davon kann einfach in anderen Entwicklungsländern reproduziert werden. Erstens

erfordert dieses System die Fähigkeit, Haushalte mit niedrigem Einkommen zu iden-

tifizieren, die Politik darauf zuzuschneiden und die Unterstützung auch real ankommen

zu lassen. Zweitens muss jeder Haushalt einen Wasserzähler haben. 

Quelle: Alegría Calvo und Celedón Cariola 2004; Gómez-Lobo und Contreras 2003;
Paredes 2001; Serra 2000.



Verbesserung der Gesundheit und für mehr
Wohlbefinden eröffnen, können sie die extre-
men Ungerechtigkeiten beim Zugang zu Was-
ser reduzieren, die in Kapitel 1 beschrieben
wurden. Jedoch sind nicht alle Subventionen in
ihren Auswirkungen gleich – und einige dienen
eher dazu, die Zugangsgerechtigkeit zu fördern
als andere.

Subventionen im Bereich der Wasserversor-
gung fußen auf einer einfachen Überlegung.
Wenn ein großer Anteil der Bevölkerung die
Kosten für die Wasserversorgung nicht bezah-
len kann, es jedoch für die menschliche Ent-
wicklung zwingend notwendig ist, die Versor-
gung zu gewährleisten, eröffnen Quersubventio-
nen, Preisabstufungen und staatliche Transfer-
leistungen die Möglichkeit, dies zu tun. In
Wirklichkeit finanzieren diese Maßnahmen den
Bedarf der Haushalte, die sonst aufgrund ihrer
Armut von der Versorgung ausgeschlossen wä-
ren. Nicht alle Subventionen führen jedoch zu
positiven Resultaten für die Armen. Der Was-
serentwicklungsfonds in Côte d’Ivoire sollte
Wasseranschlüsse für arme Haushalte finanzie-
ren, ließ jedoch die ärmsten Stadtgebiete aus,
weil nicht offiziell genehmigte Siedlungen nicht
förderungswürdig sind. Hinzu kommt, dass sich
einige arme Haushalte einen Anschluss trotz
Subventionierung nicht leisten konnten, da die
Anschlussgebühren stark steigen je größer die
Entfernung zum Hauptnetz ist.

Subventionen mithilfe des Wassertarifs
können zu unterschiedlichen Resultaten führen
(Grafik 2.4). Wenn die Anschlussraten niedrig
sind und die meisten Haushalte, die keinen
Wasseranschluss haben, arm sind, ist es un-
wahrscheinlich, dass der sozial gestaffelte Block-
tarif zu progressiven Ergebnissen führt. In Ban-
galore, in Indien, und in Katmandu, in Nepal,
beispielsweise kommt ein System ansteigender
Blocktarife zur Anwendung, die Nicht-Armen
profitieren davon jedoch mehr als die Armen.41

In Bangalore erhalten die reichsten 20 Prozent
der Haushalte 30 Prozent der Wassersubven-
tionen und die ärmsten 20 Prozent erhalten
10,5 Prozent.42 In Katmandu erhält der durch-
schnittliche nicht-arme Haushalt 44 Prozent
mehr Subventionen als der durchschnittliche
arme Haushalt.43

verlegt, haben Gräben ausgehoben und haben
für ihr gemeinsames Wohl zusammengearbei-
tet. Bemühungen seitens der Gemeinschaften
vor Ort allein können das Problem jedoch nicht
lösen. Die Versorgungsunternehmen sind bis-
her nicht gewillt, das Leitungsnetz auf Haushal-
te auszuweiten, die keine Eigentumsrechte vor-
weisen können, weil sie befürchten, dass dies
das Kassieren von Gebühren gefährden könnte.
Neue Vorgehensweisen sind erforderlich. Die
Behörden können für existierende informelle
Siedlungen volle oder vorläufige Aufenthalts-
rechte gewähren. Sie können auch verlangen,
dass die Versorgungsunternehmen Wasser an
alle Menschen liefern, unabhängig vom Wohn-
ort. Wenn nötig, können sie Finanzbürgschaf-
ten übernehmen oder Investitionsanreize bie-
ten. Auch die Versorgungsunternehmen kön-
nen etwas unternehmen. Ein Unternehmen in
Manila hat die unterirdischen Wasserleitungen
bis an den Rand von Slums verlängert und den
Haushalten gestattet, überirdische Anschlüsse
in Form von kleinen Plastikschläuchen einzu-
richten, die an Wasserzähler angeschlossen sind,
und von Anwohnerverbänden und Nichtregie-
rungsorganisationen betrieben werden. Solche
Maßnahmen können sich positiv auf die Zu-
gangsgerechtigkeit auswirken (in Manila wur-
den dadurch die Wasserkosten in den Slums, die
nun mit Wasser beliefert werden, um 25 Pro-
zent gesenkt) und ebenso auf die Effizienz (die
Einnahmeverluste, die durch illegale Anschlüsse
entstehen, werden dadurch reduziert).

Quersubventionen durch Wassernutzer mit
höherem Einkommen sind eine weitere Mög-
lichkeit, das Wasser für arme Haushalte er-
schwinglicher zu machen. In Kolumbien wur-
den Quersubventionen im Gesetz über Öffent-
liche Dienstleistungen für Wohngebiete von
1994 festgeschrieben und geografisch gezielt
vergeben.40 Durch die Maßnahme konnte der
Zugang zu Wasser für die ärmsten 20 Prozent
der Bevölkerung verbessert werden, und das
Land wurde in die Lage versetzt, die Zielvorga-
be des Millenniums-Entwicklungsziels sogar zu
übertreffen.

Subventionen können große gesellschaftli-
che wie auch private Vorteile mit sich bringen.
Davon abgesehen, dass sie Chancen für eine
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Im Kontrast zu diesen Beispielen sind einige
Subventionssysteme allerdings höchst erfolg-
reich. In Chile werden Bedürftigkeitsprüfungen
durchgeführt, um Bewohner von Wohngebie-
ten mit geringem Einkommen zu identifizieren,
die Wassersubventionen erhalten sollen, und
das Versorgungsunternehmen wird durch Zah-
lungen der Regierung entschädigt. In Kolum-
bien werden Eigentumswerte und Aufenthalts-
rechte als Kriterien herangezogen, um arme
Haushalte zu identifizieren. In beiden Fällen er-
halten arme Haushalte einen großen Anteil der
Subventionen im Wasserversorgungsbereich.
Auch der Sozialtarif in Durban, in Südafrika,
führt zu einer progressiven Verteilung der Was-
sersubventionen, weil dort 98 Prozent der ar-
men Haushalte einen Wasseranschluss haben
(Grafik 2.5). In anderen Gegenden der Provinz
Kwazulu-Natal führen die Subventionen zu

nicht so überzeugenden Resultaten, weil weni-
ger arme Haushalte einen Wasseranschluss ha-
ben. Man kann daraus lernen, dass eine Subven-
tionierung über Wassertarife nur in dem Maße
den Armen zugute kommt, wie arme Haushalte
auch an das Leitungsnetz angeschlossen sind.

Es bringt potenziell größeren Gewinn für
die Zugangsgerechtigkeit, wenn man die Ein-
richtungen subventioniert, die von den Armen
benutzt werden. Standrohre bzw. Zapfstellen
sind daher ein naheliegender Ort, an dem man
beginnen sollte. Es ist zwar das letztendliche
Ziel, für alle Haushalte private Wasseranschlüs-
se einzurichten, in vielen Ländern ist dies je-
doch in der nahen Zukunft kein umsetzbares
Ziel. Standrohre sind die Haupt-Wasserquelle
für Millionen armer Haushalte. Subventionen
für Standrohre sind daher die progressivsten,
die im Rahmen des Wasserversorgungssystems
verteilt werden können (Kasten 2.7). 
In vielen Ländern kaufen Standrohrnutzer je-
doch Wasser der höchsten Preisstufe, und sie
quersubventionieren dadurch den häuslichen
Verbrauch von Haushalten mit hohem Ein-
kommen und mit eigenem Wasseranschluss. In
einigen Ländern hat man Wege gefunden, dies
zu vermeiden. In Bangalore erreichen lediglich
14 Prozent der Standrohr-Subventionen nicht
die arme Bevölkerung – bei privaten Wasseran-
schlüssen steigt diese Prozentzahl auf 73 Pro-
zent.44 In Burkina Faso können städtische
Haushalte mit niedrigem Einkommen Wasser
aus Standrohren zu den wohl niedrigsten Prei-
sen in Afrika südlich der Sahara kaufen. 

2

W
asser für den m

enschlichen Verbrauch

BERICHT ÜBER DIE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG 2006 129

Wen erreichen die 
Wassersubventionen?

Grafik 2.4
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Grafik 2.5 Sozialtarife funktionieren nur, wenn es viele Wasseranschlüsse gibt
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Provinzregierung und der Kommune, wodurch
konkurrierende politische Parteien ins Spiel ka-
men. Die Interessen der Verbraucher waren je-
doch nicht vertreten. Über viele Aspekte der
Konzession wurde geheim verhandelt; daher
hatte die Regulierungsbehörde nur eingeschränkt
Zugang zu Informationen aus den Unterneh-
men und der Regierung. 

In dem System in Buenos Aires fehlten
einige der zentralen Merkmale der erfolg-
reicheren Regulierungsgremien in Chile,
Großbritannien, den Vereinigten Staaten und
anderswo:
• Politische Unabhängigkeit in Verbindung

mit einer starken Tradition der Gemein-
wohlorientierung.

• Überprüfungsrechte und Sanktionsvoll-
macht, wobei das Regulierungsgremium das
Recht erhält, von Unternehmen Informa-
tionen über eine ganze Reihe von Leistungs-
merkmalen zu verlangen, Strafen für nicht
erbrachte Leistungen zu verhängen, und
Preiserhöhungen zu begrenzen. Vor kurzem
verlangte die chilenische Regulierungsbe-
hörde interne Unternehmensunterlagen
über Steuerrückzahlungen, um konzernin-
terne Gewinnverschiebungen und zu gering
angegebene Profite zu untersuchen. 

• Information der Öffentlichkeit über Preisge-
staltung, Wasserqualität und Kostenstruk-
turen.

• Partizipation der Öffentlichkeit, um zu ge-
währleisten, dass die Interessen der Ver-
braucher berücksichtigt werden. In den
Vereinigten Staaten bieten Bürgerbeiräte
ein Forum für die Verbraucher, um die Leis-
tungen von Dienstleistungsanbietern zu
überwachen. Verbrauchergruppen in Groß-
britannien haben einen geregelten Zugang
zur Regulierungsbehörde, dem Amt für
Wasserversorgung.
Das Problem in vielen Entwicklungslän-

dern ist, dass es für die Regulierungskompetenz
der Regulierungsbehörden ganz eindeutige
Grenzen gibt. Oft fehlen die Ressourcen für
eine wirkungsvolle Regulierung. Auch Gesetze,
die für eine Gewaltenteilung zwischen Regie-
rung und Regulierungsbehörde sorgen, fehlen
oft. Allgemeiner formuliert, wird in Ländern,

Auf die Regulierung kommt es an

Für die stufenweise Realisierung des Menschen-
rechts auf Wasser und den Schutz des öffentli-
chen Interesses bei der Wasserversorgung ist
Regulierung von entscheidender Bedeutung.
Auf einem Markt mit begrenztem Wettbewerb
und für ein Produkt, das für das menschliche
Wohlergehen von fundamentaler Bedeutung
ist, müssen Regulierungsbehörden sicherstellen,
dass mit den Anbietern ein Verfahren gefunden
wird, das sowohl Zugangsgerechtigkeit als auch
Effizienz gewährleistet. 

Viele Länder haben darunter gelitten, dass
es keine effektiven Regulierungsinstitutionen
gab. In Buenos Aires wurde eine Regulierungs-
behörde geschaffen, die die Wasserkonzession
überwachen sollte. In dem System waren jedoch
Schwächen schon mit angelegt. Das Gremium
war hoch politisiert, zu den Mitgliedern zählten
unter anderem Vertreter des Präsidialamts, der
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Kasten 2.7 Standrohre erreichen die Armen, aber der Preis ist oft zu hoch

Über Standrohre können arme Haushalte Zugang zu bezahlbarem Wasser bekom-

men. Sie können auch dazu dienen, den Armen seitens der Regierung gezielte Unter-

stützung zukommen zu lassen, da sie in allererster Linie von den Armen benutzt

werden und nicht von den Wohlhabenden. Allerdings gibt es damit durchaus gemisch-

te Erfahrungen. 

Im Senegal hat eine Partnerschaft zwischen einem privaten Wasseranbieter, der

Nationalen Wasserbehörde und einer nationalen  Nichtregierungsorganisation dafür

gesorgt, dass durch Standrohre 500.000 Menschen in Gebieten mit geringem

Einkommen Zugang zur Wasserversorgung erhielten. Für den Bau der öffentlichen

Zapfstellen und ihren Anschluss an das Wassernetz werden Subventionen gezahlt.

Diese Vereinbarung hat den Zugang zur Wasserversorgung ausgeweitet, da jedoch

Standrohrnutzer höhere Tarife bezahlen müssen, liegen die Kosten für Wasser immer

noch dreimal höher als der niedrigste Haushaltstarif. 

In den Philippinen gibt es ähnliche Probleme. Private Wasserfirmen in Manila

haben Wasseranschlüsse für etwa 50.000 arme Haushalte in dichtbesiedelten Gebie-

ten in Form von Standrohren gebaut, wobei Organisationen der lokalen Bevölkerung

als Vermittler fungierten. Da die Haushalte nun Wasser aus einer Quelle mit Wasser-

zähler beziehen können, reduzieren diese Verträge den Wasserpreis pro Einheit um

etwa ein Viertel. Aber der Endpreis ist immer noch mehr als doppelt so hoch wie der

niedrigste Preis, den Wasserversorgungsunternehmen für Haushalte in Rechnung

stellen. 

Würden Subventionen stattdessen für Standrohre gezahlt, würde dies den

Zugang verbessern und die Zugangsgerechtigkeit fördern. Es hätte gleichzeitig eine

Anstoßwirkung und würde andere private Anbieter zwingen, ebenfalls ihre Preise zu

senken. 

Quelle: WUP 2003; McIntosh 2003.



wo die demokratische Rechenschaftslegung nur
schwach entwickelt ist, durch fehlenden Druck
auf Regierungen und Unternehmen, Informa-
tionen offen zu legen, die Position der Regulie-
rungsbehörde geschwächt.

In Ländern, denen die administrative Kapa-
zität und die Institutionen fehlen, die erforder-
lich wären, um eine wirkungsvolle Regulierung
zu gewährleisten, können Transparenz und öf-
fentliche Aktionen von Bürgern für einen regu-
lierenden Anstoß von der Basis her sorgen. So-
ziale Aktionen gut organisierter Bevölkerungs-
gruppen vor Ort haben eine wichtige Rolle da-
bei gespielt, die von Unternehmen verursach-
ten Umweltschäden in Entwicklungsländern
zu reduzieren und die Einhaltung entsprechen-
der Standards und die Offenlegung von Infor-
mationen zu erzwingen. Auch die Zivilgesell-
schaft hat sich engagiert, mehr Informationen
verlangt und Informationen über mangelhafte
Leistungen von Wasserversorgungsunterneh-
men veröffentlicht. Durch die Verwendung
von Bürger-Berichtskarten bekamen Anlieger-
verbände und lokale Bevölkerungsgruppen in
Bangalore, Indien, die Gelegenheit, bei der
Reform des Wasserversorgungsunternehmens
mitzubestimmen, und die Rechenschaftslegung
wurde durch Überprüfung und Veröffent-
lichung von Bewertungen über die Leistungen
des Versorgungsunternehmens verbessert (Kas-
ten 2.8). Dieses Modell wurde in vielen Ländern
nachgeahmt. Dort, wo die Manager der Versor-
gungsunternehmen und die kommunalen Füh-
rungspersönlichkeiten mit Dialogangeboten
reagiert haben, hat es spürbare Verbesserungen
im Dienstleistungsangebot gegeben.

Diese Initiativen an der Basis sind wichtig,
sie haben jedoch Grenzen. Bürgergruppen, Zi-
vilgesellschaft und Wassernutzer-Verbände
operieren nicht in einem Vakuum. Ihre Aktivi-
täten und ihr Handlungsspielraum, Verände-
rungen zu bewirken, werden von den politi-
schen Maßnahmen und Institutionen der Re-
gierung beeinflusst, insbesondere vom normati-
ven und gesetzgeberischen Rahmen und vom
politischen Spielraum, den die Regierung
schafft. In Südafrika nach der Apartheid schuf
die Verfolgung eines auf Rechten basierenden
Ansatzes bei der Wasserversorgung einen kla-

ren gesetzgeberischen Rahmen für die Versor-
gungsunternehmen. Genauso wichtig war, dass
dadurch bei den Bürgern ein Gefühl der Erwar-
tung und des Anspruchs auf Wasser erzeugt
wurde, wodurch lokale Gemeinschaften ermu-
tigt wurden, von den Kommunalbehörden, pri-
vaten Versorgungsunternehmen und der Regie-
rung Rechenschaftslegung zu verlangen. Un-
weigerlich bleibt das Menschenrecht auf Was-
ser in Südafrika ein umstrittenes politisches
Thema, wie man anhand des hohen Stellen-
werts der Debatten über Versorgung, Preisge-
staltung und die angemessene Grenze für die
kostenlose Wasserbelieferung beobachten
kann. Es ist jedoch sehr wichtig festzuhalten,
dass die Menschenrechtsgesetzgebung den Bür-
gern ein tatsächliches Mitspracherecht in der
Wasserversorgungspolitik gegeben hat. Ob
Druck seitens der Basis erfolgreich ist, hängt
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Kasten 2.8 Bürger-Berichtskarten – ein Stimmrecht für Veränderungen

Wasserversorgungsunternehmen, sowohl öffentliche als auch private, sind oft ab-

gehoben und  nicht rechenschaftspflichtig, es fehlt ihnen an Transparenz, und sie

ignorieren die Anliegen der Öffentlichkeit. Wenn die Stimme der Nutzer in den Verwal-

tungsstrukturen berücksichtigt wird, kann man dieses Bild ändern. 

Vor zehn Jahren hat das Public Affairs Centre, eine indische Nichtregierungsorga-

nisation aus Bangalore, eine  neue Herangehensweise an regulative Kontrolle einge-

führt. Mit öffentlichen Veranstaltungen und einer Fragebogenuntersuchung führte es

eine großangelegte Bestandsaufnahme der gesellschaftlichen Wahrnehmung der

öffentlichen Dienstleistungen durch, die die Stadtverwaltung bereitstellt, darunter

auch das Bangalore Water Supply and Sewerage Board. In der Untersuchung, die in

einer Bürger-Berichtskarte zusammengefasst wurde, wurden eine schwach ausge-

prägte Kundenorientierung und ein hoher Korruptionsgrad konstatiert sowie die Wahr-

nehmung der Bürger, dass sie teure, qualitativ schlechte Dienstleistungen erhielten. 

Nach einer zweiten derartigen Untersuchung 1999 führten die Landesregierung

und die Kommunalbehörden einen strukturierten Konsultationsprozess ein. Das

Bangalore Water Supply and Sewerage Board initiierte gemeinsame Programme mit

lokalen Bürgergruppen und Anwohnerverbänden zur Verbesserung der Dienstleistun-

gen, zur Ausweitung der Wasseranschlüsse auf arme Haushalte und zur Diskussion

von Reformoptionen. Zur Bekämpfung der Korruption wurden neue Beschwerde-

verfahren eingerichtet. Bis 2003 verzeichnete diese Untersuchung echte Verbesserun-

gen, wobei arme Haushalte über eine deutliche Verringerung der Bestechungsgelder

für Anschlüsse und über Effizienzverbesserungen berichteten.

Seit ihrer Einführung wurde diese Untersuchung auf ländliche und städtische Ge-

biete in 23 indischen Bundesstaaten ausgeweitet. Sie wurde auch in die Philippinen

und die Ukraine sowie nach Tansania und Vietnam exportiert. Mitte 2005 begannen

drei Städte in Kenia – Kisumu, Mombasa und Nairobi – eine Untersuchung bei der

Wasser- und Sanitärversorgung, bei der Bürgervereinigungen, Nichtregierungsorgani-

sationen  und Dienstleistungsanbieter an einen Tisch gebracht wurden.

Quelle: Paul 2005; Adikeshavalu 2004.



viel zu langsam, um die Zielvorgabe in greifbare
Nähe zu rücken – und die ohnehin schon gro-
ßen Ungleichheiten nehmen noch zu. Erfah-
rungen zeigen jedoch, dass schnelle Fortschrit-
te beim Überwinden von Nachteilen auf dem
Lande möglich sind. 

Für die Partizipation der Bevölkerung vor
Ort sind vernünftige Rahmenbedingungen
für das Wassermanagement erforderlich 
Die Bevölkerung auf dem Land musste schon
zu viele Entwicklungsexperimente über sich er-
gehen lassen. Oft wurde Wasser von Regie-
rungsbehörden unter Anwendung eines
Dienstleistungsmodells geliefert, das einen
Von-oben-nach-unten-Ansatz verfolgte und
mit der Nutzung unangemessener, nicht be-
zahlbarer Technologien verbunden war, die
nicht an die Bedürfnisse vor Ort angepasst wa-
ren. In jüngster Zeit haben sich plötzlich die
Partizipation der Bevölkerung vor Ort und ge-
eignete Technologien als der neueste Schrei für
die Wasserversorgung auf dem Land entpuppt.
In vielen Fällen wurde die Partizipation lokaler
Gemeinschaften jedoch für die Umsetzung von
politischen Maßnahmen der Regierung, zum
Aufbringen von Finanzmitteln und zur Über-
windung technologischer Hindernisse instru-
mentalisiert. Sie wurde dagegen nicht als Mittel
zur Stärkung der Verhandlungsposition der
Menschen vor Ort oder zur Verbesserung ihrer
Durchsetzungsfähigkeit bei Forderungen ange-
sehen. Heute legt die große Anzahl zusammen-
gebrochener Wasserstellen in ländlichen Gebie-
ten in vielen Entwicklungsländern Zeugnis
über das Scheitern dieses Modells ab.

Die Rahmenbedingungen für das Wasser-
management entwickeln sich allmählich in eine
positivere Richtung, da die Erkenntnis zu-
nimmt, dass die speziellen Probleme, die in
ländlichen Gebieten auftreten, und die zentra-
le Rolle von Gemeinschaften vor Ort beim Ver-
sorgungsangebot klare institutionelle Heraus-
forderungen darstellen. Die Bevölkerung vor
Ort wird nicht bereit sein, für die Instandhal-
tung von Wassertechnologien zu sorgen, die sie
für die Bedürfnisse vor Ort für ungeeignet oder
irrelevant hält. Erfahrungsgemäß wird sie auch
nicht als Durchführungsinstanzen für politi-

jedoch bei der Wasserversorgung, wie auch auf
anderen Gebieten, zumindest teilweise von Ge-
setzen ab, die die Rechte der Menschen definie-
ren und unterstützen, Unternehmen und öf-
fentliche Versorgungsbetriebe zur Rechen-
schaft zu ziehen.45 Aktionen der Zivilgesell-
schaft sind schon an sich ein wichtiger Faktor
für Veränderungen – sie können jedoch durch
die Politik der Regierung gestärkt oder ge-
schwächt werden. 

Ein Problem bei den derzeitigen Regulie-
rungsverfahren besteht darin, dass sich der Re-
gulierungsauftrag nur auf die formellen Lei-
tungsnetz-Anbieter bezieht. Die meisten Regie-
rungen versuchen, wenn auch oft unzurei-
chend, den Preis zu regulieren, die Qualität zu
überwachen, und zu überprüfen, ob die regel-
mäßige Wasserversorgung durch das Netz ge-
währleistet ist. Bisher wurde viel weniger Auf-
merksamkeit darauf verwendet, Wasserverkäu-
fer, Tankwagenbetreiber und andere Wasseran-
bieter zu regulieren. Hier besteht eine ernste
Regulierungslücke, insbesondere aus der Per-
spektive armer Haushalte in Slums und infor-
mellen Siedlungen. 

Es muss eine Priorität sein, diese Lücke
durch politische Interventionen seitens des
Staates, die die Quantität, Qualität und den
Preis von Wasser außerhalb des formellen Ver-
sorgungsnetzes regulieren, zu schließen. Eines
der wirkungsvollsten Instrumente, dieser He-
rausforderung im Regulierungsbereich zu be-
gegnen, ist, eine öffentliche Wasserversorgung
über Standrohre anzubieten, zu Preisen, die
sich auf dem untersten Niveau der Blocktarif-
skala, die von den Versorgungsunternehmen
angewandt wird, bewegen. Dies würde private
Anbieter, Wasserverkäufer und andere Kleins-
tanbieter dazu zwingen, sich auf einen sozialen
Marktpreis einzulassen, der von der Regie-
rungspolitik vorgeschrieben wird. 

Die Armen erreichen

Zu langsame Fortschritte in ländlichen Gebie-
ten sind nach wie vor ein Problem, wenn das
Millenniums-Entwicklungsziel im Bereich Was-
ser erreicht werden soll. In vielen Ländern stei-
gen die Versorgungsraten mit sauberem Wasser
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sche Maßnahmen fungieren, die von aus der
Ferne agierenden, nicht rechenschaftspflichti-
gen und undurchsichtigen Planungsgremien
entworfen worden sind. Die geballte Kraft
lokaler Gemeinschaften kann als Katalysator
für schnellere Fortschritte dienen – ein darauf
zugeschnittenes Wasserbewirtschaftungskon-
zept ist jedoch erforderlich, damit überhaupt
etwas passiert.

Regierungen und Geberländer betonen in-
zwischen die Notwendigkeit eines bedarfsori-
entierten Ansatzes. Auf ganz grundsätzlicher
Ebene heißt das einfach nur, dass beim Wasser-
versorgungsangebot vor allem davon ausgegan-
gen werden sollte, was die Nutzer wollen, wel-
che Technologien sie bezahlen können und
wollen und welche sie auch instandhalten kön-
nen. Die lokale Bevölkerung kommt bereits
ganz zu Anfang ins Spiel, wenn es um die Parti-
zipation im Entwurfsprozess geht und sie ihre
eigenen Pläne einbringen und kollektiv über
den Typus und das Niveau der Versorgungs-
dienstleistungen beschließen kann, die sie benö-
tigt. Dieser Prozess geht natürlich nicht ohne
Probleme vonstatten. Lokale Gemeinschaften
auf dem Land sind nicht homogen, und bei der
Partizipation der Bevölkerung vor Ort kann
verschleiert werden, dass die Frauen und die
arme Landbevölkerung von der Entscheidungs-
findung ausgeschlossen sind. Dennoch bildet
die Einbeziehung der lokalen Gemeinschaften
eine Basis für Fortschritte.

Es ist schwierig, Bedingungen für erfolgrei-
che bedarfsorientierte Verfahren zu schaffen.
Dezentralisierung und Übertragung von Befug-
nissen auf lokale Behörden sind wichtig, jedoch
nicht immer erfolgreich. In Äthiopien wurden
durch Dezentralisierung umfangreiche Befug-
nisse auf Distrikt- und Kommunalbehörden
übertragen. Die finanziellen and menschlichen
Kapazitäten sind jedoch immer noch schwach
ausgeprägt, und in einigen Gebieten wird der
rechtliche Status der Dorfkomitees für Wasser-
und Sanitärversorgung nicht anerkannt.46 Loka-
le Gemeinschaften auf dem Land haben da-
durch schlechte Chancen, Ansprüche bei den
Kommunalbehörden durchzusetzen. In ande-
ren Fällen hat das Wassermanagement von ei-
ner Kombination aus Dezentralisierung und

verbesserter politischer und finanzieller Priori-
tätensetzung profitiert, und es hat dadurch
auch Fortschritte beim Versorgungsgrad ge-
geben. Die Dezentralisierung der ländlichen
Wasserversorgung in Ghana ist ein Beispiel für
einen bedarfsorientierten Ansatz, der funktio-
niert (Kasten 2.9).

Nationale Planungs- und 
Armutsbekämpfungsstrategien im
Wasserversorgungsbereich haben zu 
unterschiedlichen Resultaten geführt
Strategiepapiere zur Armutsbekämpfung
(PRSPs) sind wichtige politische Absichtserklä-
rungen und bilden einen Rahmen für die inter-
nationale Zusammenarbeit. Anhand von Län-
dern mit einer klar definierten Strategie zum
Erreichen der Zielvorgaben im Bereich der
Wasser- und Sanitärversorgung lässt sich nach-
weisen, dass mit politischem Engagement auf
nationaler Ebene, unterstützt durch Entwick-
lungshilfe, eindrucksvolle Ergebnisse erzielt
werden können.47 Die schlechte Nachricht ist,
dass die meisten PRSPs im Bereich Wasser- und
Sanitärversorgung keinerlei Vorgaben enthal-
ten – Ausdruck dessen, dass diesem Bereich
kaum Priorität gegeben wird.

In einigen Ländern wurden der Rahmen der
Millenniums-Entwicklungsziele und der PRSP-
Prozess dazu genutzt, die Wasserversorgung auf
dem Land zu einem zentralen Anliegen der na-
tionalen Planungen zur Armutsbekämpfung zu
machen. In Benin hat der Nationale Wasserrat,
eine hochrangige Ministerialbehörde, ländliche
Gebiete und Kleinstädte zum Schwerpunkt der
nationalen Strategie zur Verwirklichung des
Millenniums-Entwicklungsziels erklärt. Das
Wasserhaushaltsprogramm, mit dem im Jahr
2001 begonnen wurde, stellt einen stabilen Fi-
nanzierungsrahmen dar und definiert landes-
weit eindeutig die finanziellen Rückstellungen
für jeden Distrikt. Auch der Senegal hat in sei-
nem PRSP die Wasser- und Sanitärversorgung
als eine Priorität identifiziert. Dort wurde im
Jahr 2004 ein nationales Programm eingerich-
tet, mithilfe dessen die Aktivitäten der verschie-
denen Akteure unter Federführung eines hoch-
rangigen nationalen Gremiums koordiniert
werden konnten. Ein erklärtes Ziel ist unter an-
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Wasserversorgungsbereich in die mittelfristige
Finanzplanung der Regierung aufgenommen
und damit sichergestellt worden ist, dass die po-
litischen Bekenntnisse auch in der Haushalts-
planung zum Ausdruck kommen. Tansania be-
findet sich in der frühen Phase von Reformen,
und auch dort sind die Entwicklungen ermuti-
gend. Seit 1999 haben weitere zwei Millionen
Menschen Zugang zur Wasserversorgung erhal-
ten, und die Regierung hat das Ziel formuliert,
dass die Wasserversorgung auf dem Land bis
2010 auf 85 Prozent steigen soll.49 Bei der Ver-
sorgung gibt es allerdings große Ungleichhei-
ten: 76 der 113 ländlichen Distrikte weisen eine
Versorgungsrate von weniger als 50 Prozent
auf; am schlechtesten ist die Versorgung im
Zentrum und im Südosten des Landes. In den
Distrikten Rufiji und Liwale im Südosten liegt
der Versorgungsgrad bei weniger als zehn Pro-

derem, die Wasserversorgung durch ein ausge-
weitetes nationales Bohrloch-Programm auf
3.300 Siedlungen auszuweiten. Eine detaillierte
Finanzkostenaufstellung hat ermöglicht, po-
tenzielle große Finanzierungslücken zu identifi-
zieren: Die erforderlichen Ausgaben in ländli-
chen Gebieten werden auf 42 Millionen US-
Dollar geschätzt, mit einer Finanzierungslücke
von 22 Millionen US-Dollar.48 Der Erfolg der
Wasserstrategie im Senegal wird ganz entschei-
dend von der Reaktion der Geberländer abhän-
gen, der politische Rahmen für den Erfolg ist 
jedoch schon einmal gegeben.

Erfahrungen zeigen, dass schnelle Fort-
schritte möglich sind. Die Regierung in Uganda
hat eine starke nationale Strategie entwickelt,
mit klaren Zielvorgaben, die durch finanzielle
Ressourcen abgesichert sind (Kasten 2.10). Ent-
scheidend ist, dass die Finanzierung für Ziele im
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Kasten 2.9 Wasserversorgung auf dem Lande in Ghana – ein partizipatorischer Ansatz, der funktioniert

In wenig mehr als einem Jahrzehnt hat Ghana die Struktur für seine

ländliche Wasserversorgung umgebaut und den Zugang zu Wasser

durch partizipativere – und effizientere – Versorgungssysteme aus-

geweitet. 

Es hat dramatische Veränderungen gegeben. Zu Beginn der

neunziger Jahre wurde die ländliche Wasserversorgung durch das

Ghanesische Wasser- und Abwasserunternehmen organisiert, einen

öffentlichen Versorgungsbetrieb, der für Planung, Bau und Instand-

haltung der ländlichen Wasserversorgung verantwortlich war. Bohr-

löcher waren in Ghana mit die teuersten der Welt, und wegen der

schlechten Wartung waren nur etwa 40 Prozent der Handpumpen 

zu jedem beliebigen Zeitpunkt in Betrieb. 

Jährlich bekommen jetzt etwa 200.000 Menschen mehr Zugang

zur Wasserversorgung. Die Versorgungsrate ist von 55 Prozent im Jahr

1990 auf 75 Prozent in 2004 gestiegen, wobei die ländlichen Gebiete

eine herausragende Position einnehmen. Ghana hat diese Fortschrit-

te durch umfassende Reformen eines kopflastigen Systems, das nicht

auf seine Kunden reagierte und nicht funktionierte, erreicht.

Die Verantwortung für die ländliche Wasserversorgung wurde auf

die Kommunalverwaltungen und ländliche Gemeinschaften über-

tragen. Die Zuständigkeit für die Koordination und Umsetzung der

nationalen Strategie für die von den Gemeinschaften vor Ort bewirt-

schaftete Wasser- und Sanitärversorgung wurde auf die Wasser- und

Sanitärversorgungsagentur für lokale Gemeinschaften übertragen –

eine stark dezentralisierte Institution mit multidisziplinärem Personal

in zehn Regionen des Landes. Die regionalen Teams unterstützen die

Bezirksversammlungen direkt bei der Planung und dem Management

von guten Dienstleistungen im Wasser- und Sanitärbereich. 

Quelle: Lane 2004; WSP-AF 2002e; Indikatorentabelle 7.

Neue politische Strukturen für die Wasserbewirtschaftung 

wurden als Bestandteil eines breiter angelegten Dezentralisierungs-

programms entwickelt. Bezirksversammlungen als wichtiger 

Bestandteil der gewählten Kommunalverwaltungen sind verantwort-

lich für die Bearbeitung und Priorisierung der Anträge auf Wasser-

anschluss, vergeben Aufträge für selbst gegrabene Brunnen und

Latrinenbau und verwalten außerdem ein Subventionsprogramm für

Latrinen. Sie stellen ferner fünf Prozent der Kapitalkosten von

Wasserinfrastruktur zur Verfügung. 

Dorfstrukturen sind Teil des neuen Systems. Um Kapital-

zuschüsse beantragen zu können, müssen Gemeinschaften dörf-

liche Wasserkomitees bilden und detaillierte Pläne ausarbeiten, wie

sie ihr System betreiben, einen finanziellen Beitrag von fünf Prozent

der Kapitalkosten erbringen und die Betriebskosten aufbringen 

wollen.

Eine Evaluierung im Jahr 2000 stellte erhebliche Verbesserungen

fest:

• Mehr als 90 Prozent der Menschen waren zufrieden mit Standort,

Menge und Qualität der Wasserversorgung.

• Die überwältigende Mehrheit der Bevölkerung hatte zu den Ka-

pitalkosten beigetragen, und 85 Prozent trugen auch zu den

Betriebs- und Wartungskosten bei. Die meisten glaubten, dass

dieses Prinzip der finanziellen Beiträge fair ist und hatten die 

Absicht, diese auch künftig zu bezahlen. 

• Mehr als 90 Prozent der Komitees für die Wasser- und Sanitärver-

sorgung hatten Trainingskurse erhalten, Bankkonten eröffnet und

hielten regelmäßige Sitzungen ab. Frauen spielten in diesen

Komitees eine aktive und einflussreiche Rolle. 



zent.50 Künftige Erfolge werden davon abhän-
gen, ob man Strategien zur Überwindung die-
ser Ungleichheiten entwickeln kann. 

Die Geberländer werde auch ihre Entwick-
lungshilfestrategien überprüfen müssen. In
Tansania ist die Ausweitung der Wasserversor-
gung auf dem Land eine klar definierte Priorität
bei der Armutsbekämpfung. In den Jahren
2002/03 flossen jedoch mehr als 60 Prozent des
Entwicklungshaushalts in städtische Gebiete.
Ein Grund dafür ist, dass mehr als die Hälfte
des Haushalts im Bereich der Wasserversor-
gung durch Entwicklungshilfe finanziert wird –
und es gibt eine klare Präferenz der Geberlän-
der für Wasserrehabilitationsprogramme in
den Städten, da man dort von einem höheren
Kostendeckungs- und Eigenfinanzierungspo-
tenzial ausgehen kann.51 Hinzu kommt, dass die

finanzielle Dezentralisierung mit der politi-
schen Dezentralisierung nicht Schritt halten
konnte und daher die Kommunalbehörden in
ländlichen Gebieten nur über sehr einge-
schränkte Mittel verfügen. Die Entwicklungs-
hilfe-Geberländer kritisieren zwar sehr häufig
eine ihrer Ansicht nach politische Bevorzugung
der Städte, oft wird aber gerade diese Bevorzu-
gung in ihren Programmen reflektiert und ver-
stärkt. 

Einige Länder haben sich beeindruckende
Ziele im Hinblick auf die Ausweitung der Was-
serversorgung auf dem Land gesetzt, haben es
jedoch nicht geschafft, politische Maßnahmen
zu ihrer Umsetzung zu entwickeln. Die Bereit-
stellung von Finanzmitteln konnte allerdings
mit den Zielvorgaben nicht Schritt halten. Die
Wasserversorgung wird ohnehin ständig unter-
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Kasten 2.10 „Etwas für alle, nicht alles für einige“ in Uganda

Uganda ist weltweit führend bei der Reform des Wassersektors.

Kohärente Politik und finanzielle Rahmenbedingungen wurden seit

Mitte der neunziger Jahre entwickelt, wobei Wasser als Priorität der

nationalen Armutsbekämpfungsstrategie festgelegt wurde. Die Was-

serpolitik von 1999 definiert eine Strategie und einen Investitionsplan,

der bis 2015 auf einen Versorgungsgrad von 100 Prozent abzielt. Das

Organisationsprinzip lautet: „Etwas für alle, nicht alles für einige.“

Politisches Engagement bedeutete natürlich auch Finanzierung.

Die Haushaltsbewilligungen für Wasser haben sich von 0,5 Prozent

der öffentlichen Ausgaben im Jahr 1997 auf 2,8 Prozent im Jahr 2002

erhöht. Entwicklungshilfeunterstützung aus dem allgemeinen Staats-

haushalt hat zu diesem Zuwachs beigetragen. Management und

Ressourcen wurden dezentralisiert und auf die Kommunalverwal-

tungen übertragen. Die Versorgungsraten stiegen von 39 Prozent im

Jahr  1996 auf 51 Prozent im Jahr 2003. Dies bedeutet, dass im Jahr

2003 5,3 Millionen Menschen mehr Zugang zu sauberem Wasser

hatten, die meisten in ländlichen Gebieten. 

Wasser und Sanitärversorgung sind in Ugandas Armuts-

bekämpfungs-Aktionsplan als prioritäre Bereiche festgelegt. Als

Zwischenziel wurde festgesetzt, bis 2009 die Zahl der Menschen

mit Zugang zu sauberem Wasser um 3,9 Millionen und die Zahl

derer mit Sanitärversorgung um 4,4 Millionen zu erhöhen. Pläne für

einzelne Distrikte beinhalten Maßnahmen, 75 Prozent der Schulen

bis zum selben Termin mit einer angemessenen Sanitär- und

Wasserversorgung auszustatten, bei gleichzeitiger Verbesserung

des Verhältnisses von Latrinen pro Schüler in ländlichen Gebieten.

Zurzeit werden Wassernutzerverbände, deren Mitglieder zur Hälfte

aus Frauen bestehen, als zentrale Anlaufstellen für Training und

Management etabliert.

Quelle: Slaymaker und Newborne 2004; Uganda 2004; AfDB 2005a,b.

Uganda wird zu Recht als führend bei Wasser und Sanitärversor-

gung angesehen. Das Land hat einen leistungsfähigen Planungspro-

zess entwickelt, der gut definierte Koordinierungsmechanismen mit

sektorübergreifendem Ansatz, Zielvorgaben mit mittelfristigen Finan-

zierungszusagen und jährlichen Fortschrittsüberprüfungen beinhaltet.

Bisher erzielter Fortschritt bedeutet jedoch nicht, dass Uganda das

Wasser- und Sanitärdefizit bereits überwunden hat, und die politische

Umsetzung steht vor einer Reihe von Herausforderungen. In ländlichen

Gebieten hängt der Versorgungsgrad eng mit dem sozioökonomischen

Status zusammen. Die nationale Wasserpolitik legt fest, dass jede

Wasserstelle 300 Menschen versorgen soll, was 3,3 Wasserstellen pro

1.000 Menschen bedeutet. Aber im Bezirk Tororo in Ost-Uganda liegt

die Verfügbarkeit von Wasserstellen zwischen weniger als einer pro

1.000 Menschen in zwei Unterbezirken und mehr als drei in den beiden

am besten versorgten Unterbezirken. Der Versorgungsgrad hängt eng

mit dem sozioökonomischen Status der Gemeinschaften zusammen,

wobei die Armen meist das Nachsehen haben. 

Durch diese Ungleichheit lässt sich unter anderem erklären, wa-

rum sich die durchschnittliche Zeit für das Wasserholen bei den länd-

lichen Armen nicht spürbar reduziert hat, obwohl der Versorgungsgrad

gestiegen ist. Gemeinsam mit den langsamen Fortschritten bei der

Sanitärversorgung trägt dies zur Erklärung einer der Anomalien in der

menschlichen Entwicklungsbilanz Ugandas bei: der nicht sinkenden

Kindersterblichkeitsrate trotz sinkender Einkommensarmut und hohem

Wirtschaftswachstum. Die schlechte Koordination zwischen lokalen

Planungsbehörden in einigen der ärmsten ländlichen Regionen wurde

als wichtiges Hindernis identifiziert. Mehr Kompetenzen für Kommunal-

verwaltungen und mehr Gewicht für ärmere Gebiete sind Schlüssel-

faktoren für die Beseitigung dieses Hindernisses.



Ein schlechtes Haushaltsmanagement kann
zu einem Teufelskreis führen. In Malawi wer-
den in der nationalen Politik kohärente Ziel-
vorgaben, Strategien und Finanzierungsziele
nicht ausreichend berücksichtigt. Die Ursache
liegt in einer langen Vorgeschichte schlechten
Managements im Bereich der Wasserversor-
gung verbunden mit schlechtem Haushaltsma-
nagement. Das Misstrauen zwischen Regierung
und Geberländern geht inzwischen so weit, dass
die Geberländer parallele Systeme eingerichtet
haben, die unabhängig von den Regierungspro-
grammen operieren. Das Ministerium für Was-
serentwicklung kontrolliert inzwischen weni-
ger als 12 Prozent des Entwicklungshaushalts,
und die Geberländer finanzieren den Rest über
ihre eigenen Programme. Die Ausgaben außer-
halb des Haushalts sind wahrscheinlich dreimal
so hoch wie die im Haushalt vorgesehenen Aus-
gaben. Hinzu kommt, dass die Entwicklungs-
hilfezahlungen von 14 Millionen US-Dollar im
Jahr 2003 auf zwei Millionen US-Dollar im
Jahr 2005 sanken. Diese Tatsache spiegelt die
Bedenken der Geberländer hinsichtlich des
Haushaltsmanagements und des Versagens, der
Wasserversorgung bei der der Armutsbekämp-
fung Priorität zu geben, wider. In Malawi zei-
gen sich eindeutig die Konsequenzen, die aus ei-
ner geringen Kompetenz der Regierung bei der
Umsetzung, aus dem Fehlen eines kohärenten
Planungsrahmens und der Besorgnis der Geber-
länder im Hinblick auf Korruption erwach-
sen.52 In einer solchen Situation gibt es keine
Gewinner: Regierungen sind mit höheren
Transaktionskosten konfrontiert (da sie ver-
schiedenen Gebern gegenüber Rechenschaft ab-
legen müssen), die Effizienz der Entwicklungs-
hilfe verringert sich, und die Armen auf dem
Land sind die Verlierer, weil ihnen weniger
Wasser zur Verfügung steht.

Innovative Regierungen haben einen klaren
politischen Rahmen und Zusagen über öffentli-
che Investitionen mit Managementreformen
kombiniert, die darauf abzielen, mehr Nachfrage
an der Basis zu erzeugen. Dies ist in ländlichen
Gebieten, wo die Bewirtschaftung durch die lo-
kale Bevölkerung für die Aufrechterhaltung der
Wasserinfrastruktur von entscheidender Bedeu-
tung ist, besonders wichtig (Kasten 2.11).

finanziert, in einigen Ländern besteht jedoch
außerdem eine große Lücke zwischen den im
Haushalt eingestellten Mitteln und den tat-
sächlichen öffentlichen Investitionen. In Sam-
bia wurden in den Jahren 1999 und 2000 weni-
ger als fünf Prozent der im Haushalt vorgesehe-
nen Mittel für die Wasserversorgung tatsäch-
lich ausgegeben, bevor diese Mittel im Wahl-
jahr 2001 auf 30 Prozent angehoben wurden.
Die Umsetzung des Haushalts wurde zwar ver-
bessert, trotzdem wird durch die Zuweisungen
und die bewilligte Entwicklungshilfe weniger
als die Hälfte der Finanzmittel abgedeckt, die
erforderlich sind, wenn Sambia die in seiner na-
tionalen Strategie formulierten Ziele erreichen
will. 

2

W
as

se
r 

fü
r 

de
n 

m
en

sc
hl

ic
he

n 
Ve

rb
ra

uc
h

BERICHT ÜBER DIE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG 2006136

Kasten 2.11 Die Position der Landbevölkerung in Marokko stärken –
lokale Nachfrage führt zu verbesserter Versorgungsquote

Bei der Bereitstellung von Dienstleistungen geht es um mehr als um Finanzierung,

Infrastruktur und Technologie. Es geht auch um mehr politische Macht – wie das

Wasserversorgungsprogramm für die Landbevölkerung in Marokko (PAGER) zeigt.

Vor zehn Jahren rangierten ländliche Gebiete bei der Trinkwasserversorgung in

Marokko weit hinter den Städten. Weniger als eine Person von fünf hatte auf dem

Land Zugang zu Wasser, verglichen mit neun von zehn in den Städten. In der trocke-

nen Jahreszeit gingen Frauen und Kinder üblicherweise zehn oder mehr Kilometer zu

Fuß zum Wasserholen. Die Abhängigkeit von unsicheren Wasserquellen wie Flüssen

führte zu gehäuftem Auftreten von Bilharziose, Durchfall und Cholera. Die nationale

Planung war bruchstückhaft, und es gab keine klare Strategie, wie man die verstreu-

ten ländlichen Siedlungen mit den niedrigsten Anschlussquoten erreichen sollte. 

Das änderte sich mit PAGER. 1995 wurde mit dem neuen Programm die Wasser-

versorgung innerhalb eines starken nationalen Planungsrahmens dezentralisiert. Kom-

munalverwaltungen wurden verpflichtet, Bedarfsabschätzungen in Zusammenarbeit

mit Organisationen der Bevölkerung vor Ort vorzunehmen. Maßnahmen werden durch

Anträge der ländlichen Bevölkerung auf Infrastrukturausbau in die Wege geleitet. Etwa

80 Prozent des Haushalts für diese Maßnahmen kommen von der Zentralregierung,

15 Prozent von Verbänden lokaler Bevölkerungsgruppen und fünf Prozent von den

Nutznießern. Die Bewirtschaftung der Infrastruktur wird an die lokalen Gemeinschaf-

ten übertragen, die von Ingenieuren und technischen Experten unterstützt werden. 

Im vergangenen Jahrzehnt erhielten weitere vier Millionen Menschen auf dem

Land Zugang zu sauberem Wasser, womit der Versorgungsgrad auf 50 Prozent erhöht

wurde. Abgesehen vom Zeitgewinn für die Frauen gab es weitere Multiplikatoren-

effekte. Der Grundschulbesuch von Mädchen auf dem Lande erhöhte sich zwischen

1999 und 2003 von 30 Prozent auf 51 Prozent. Es gab auch ausgeprägte Verbesse-

rungen bei der öffentlichen Gesundheit. Und die Wasserversorgung hat sich als

Katalysator für einen breiter angelegten sozialen Wandel erwiesen. Durch Dezentra-

lisierung und Wassernutzerverbände haben sich Gemeinschaften von passiven

Empfängern von Dienstleistungen der Regierung zu Akteuren des Wandels weiterent-

wickelt, wobei insbesondere die Stärkung der Position der Frauen dabei eine große

Rolle gespielt hat. 

Quelle: Dubreuil und Van Hofwegen 2006.



Partnerschaften zwischen Regierungen und
der Bevölkerung können eine durchschlagende
Katalysatorfunktion für Veränderungen haben.
Diese Partnerschaften können sich auf lokale
Initiativen stützen und diese relativ schnell aus-
bauen, um den Versorgungsgrad zu erhöhen. In
den achtziger Jahren leistete Olavanna, eine
hauptsächlich ländliche dörfliche Gemeinschaft
im indischen Bundesstaat Kerala, Pionierarbeit
bei der Errichtung eines Wasserversorgungssys-
tem für kleine Dörfer und gab dadurch den An-
stoß für eine Reform des Programms für Was-
ser- und Sanitärversorgung auf dem Lande in
Kerala.53 In vier Distrikten arbeiten die staat-
lichen und kommunalen Behörden jetzt mit
Dörfern zusammen, um diesen Ansatz weiter
auszubauen. Das Olavanna-Modell versorgt
93.000 Haushalte mit sauberem Trinkwasser,
von denen 60 Prozent unterhalb der Armuts-
grenze leben. Wie in anderen erfolgreichen,
nachfrageorientierten Modellen werden die
Kapitalkosten durch die Regierung gedeckt,
während die Instandhaltung und Bewirtschaf-
tung auf Organisationen der Bevölkerung vor
Ort übertragen wurde. 

Internationale Unterstützung 
für die Finanzierung vor Ort

Die heute reichen Länder waren in der Lage, die
öffentlichen Investitionen zur Verwirklichung
des Zugangs zu Wasser- und Sanitärversorgung
für die gesamte Bevölkerung über öffentliche
Ausgaben und Staatsverschuldung zu finanzie-
ren. Niedrige Einkommen und begrenzte Ein-
nahmen ermöglichen in vielen Entwicklungs-
ländern nur in sehr eingeschränktem Umfang
eine Finanzierung über öffentliche Ausgaben –
daher sind, wie in Kapitel 1 erläutert, höhere
Entwicklungshilfezahlungen erforderlich. Der
Zugang zu Krediten ist in vielen Ländern auf-
grund der Schwäche der lokalen Kapitalmärkte
und des als hoch eingeschätzten Risikos eben-
falls sehr eingeschränkt. Internationale Ent-
wicklungshilfe kann bei der Mobilisierung von
Krediten ebenso helfen wie bei der Überwin-
dung von Finanzierungsbarrieren. 

Wie die Erfahrungen mit fehlgeschlagenen
Konzessionen eindringlich beweisen, ist es

wichtig, Kredite auf lokalen Kapitalmärkten zu
mobilisieren, um das Risiko von Wechselkurs-
schwankungen zu vermeiden. Neue Einkom-
mensquellen für Anfangsinvestitionen können
die Versorgungsunternehmen mit dem Kapital
für die Installation einer neuen Infrastruktur
und die Ausbesserung der bestehenden Infra-
struktur ausstatten, was wiederum für neue
Einnahmen in der Zukunft sorgt. Internationa-
le Unterstützung kann dazu beitragen, Zwänge
zu überwinden und den Zugang zu Kapital-
märkten für subnationale Einheiten – wie bei-
spielsweise Kommunen und Versorgungsunter-
nehmen in öffentlichem Besitz - zu verbessern,
und gleichzeitig das Risiko zu senken.54

• Teilkredit-Garantien. Im Jahr 2002 verga-
ben die Kommunalbehörden in der Stadt
Johannesburg eine 153 Millionen US-Dol-
lar-Anleihe. Die Internationale Finanzkor-
poration (IFC) und die südafrikanische
Entwicklungsbank übernahmen eine Teil-
garantie, die die Kreditwürdigkeit der An-
leihe erhöhte und die Laufzeit auf 12 Jahre
verlängerte. In Mexiko vergab im Jahr 2003
die Kommune Tlanepantla eine zehnjährige
Anleihe, für die die Kommune und ihr
Wasserversorgungsunternehmen auf den
mexikanischen Kapitalmärkten die Garan-
tie übernahmen. Teilkredit-Garantien von
der IFC erhöhten den Wert der Anleihe.
Kreditunterstützungen erhöhten das Ver-
trauen in die Anleihen und senkten die Kos-
ten für die Finanzierung der Wasser- und
Sanitärversorgung. 

• Ressourcen gemeinsam nutzen. Die Zusam-
menarbeit zwischen Kommunen und priva-
ten Anbietern kann die Mobilisierung von
Ressourcen günstig beeinflussen. Der Städ-
tische Entwicklungsfonds in Tamil Nadu,
der von den Behörden des Bundesstaats
1996 eingerichtet wurde, entwickelte den
Gemeinsamen Fond für Wasser- und Sani-
tärversorgung – eine mit 300 Millionen Ru-
pien ausgestattete Einrichtung, die durch
Anleihenmärkte für 14 kleinere Kommu-
nen geschaffen wurde – mit einer Teilkre-
dit-Garantie der US Agency for Internatio-
nal Development. Der Erfolg dieses Fonds
führte dazu, dass der Bundesstaat Karnataka
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und ihre Bürger mit angemessenen Dienstleis-
tungen zu versorgen, beinhaltet weitreichende
finanzielle, institutionelle und technische He-
rausforderungen. 

Wie schon in Kapitel 1 dargelegt, müssen
die meisten Regierungen im Kontext nationa-
ler Planungsstrategien, die auf eine Lösung der
miteinander verbundenen Probleme von Ar-
mut und Ungleichheit abzielen, die Haushalts-
mittel für die Wasserversorgung erhöhen. Die
Millenniums-Entwicklungsziele geben eine Rei-
he von Zielen zur Ausweitung der Wasserver-
sorgungsquote vor. In die nationalen Wasser-
versorgungspläne sollten jedoch ebenfalls expli-
zite Zielvorgaben für die Zugangsgerechtigkeit
aufgenommen werden. Es wäre ein sinnvoller
Ausgangspunkt, wenn man das Millenniums-
Entwicklungsziel der Halbierung des Anteils
der Menschen weltweit ohne Zugang zu saube-
rem Wasser durch eine zusätzliche Zielvorgabe
im Hinblick auf die Zugangsgerechtigkeit er-
gänzen würde. Diese könnte vorsehen, bis 2010
die Kluft bei der Wasserversorgung zwischen
den reichsten und den ärmsten 20 Prozent oder
zwischen städtischen und ländlichen Gebieten
zu halbieren. Eine solche Zielvorgabe für die
Zugangsgerechtigkeit könnte sogar von den
Ländern, die auf dem richtigen Weg sind, die
für das Jahr 2015 gesetzten Ziele zu erreichen,
beschlossen werden. 

Die speziellen politischen Maßnahmen, die
erforderlich sind, um das Menschenrecht auf
Wasser Realität werden zu lassen, werden von
Land zu Land verschieden sein. Der Versor-
gungsgrad, die jeweilige Struktur im Hinblick
auf Zugangsungerechtigkeiten, der Zustand
von Institutionen und die Höhe der Einkom-
men spielen allesamt eine Rolle, wenn es darum
geht, Parameter für politische Maßnahmen zu
definieren. Einige allgemeine Ansätze lassen
sich jedoch aus der in diesem Kapitel vorge-
nommenen Analyse formulieren:
• Das Menschenrecht auf Wasser in gesetzli-

chen Bestimmungen verankern. Es ist zwar
wichtig, ein in der Verfassung festgeschrie-
benes Recht auf Wasser zu haben – nicht so
wichtig jedoch wie die rechtliche Verpflich-
tung der Regierungen und Wasseranbieter,
dieses Recht auch in die politische Praxis

das Modell übernahm, unterstützt durch ei-
nen gemeinsamen Finanzentwicklungs-
fonds seitens der indischen Regierung. 

• Dezentralisierte Zusammenarbeit. Über
Verbindungen zwischen Kommunen in rei-
chen Ländern und kommunalen Anbietern
in Entwicklungsländern konnten neue Fi-
nanzierungsquellen erschlossen werden.
Die Provinzregierung von Drenthe, in den
Niederlanden, und 11 Kommunen gründe-
ten eine gemeinnützige Gesellschaft und
schlossen Joint-Venture-Verträge mit 12
Kommunalbehörden in Indonesien ab. Die
gemeinnützige Gesellschaft operiert über
den Erwerb eines Mehrheits-Aktienanteils
beim kommunalen indonesischen Wasser-
versorgungsunternehmen, verbessert da-
durch die Effizienz des Betriebs und ver-
kauft die Anteile an die Kommunalbehörde
zurück. 
Außerhalb des Rahmens der traditionellen

Entwicklungshilfe entstehen auch andere na-
tionale Initiativen. Ein Beispiel dafür ist der de-
zentralisierte internationale Finanzierungsan-
satz, der in Frankreich entwickelt wurde. Im
Jahr 2005 wurde durch ein neues Gesetz – das
Oudin-Gesetz – ein Rahmen für eine dezentra-
lisierte Zusammenarbeit im Bereich der Was-
ser- und Sanitärversorgung geschaffen, in den
sechs französische Entscheidungsgremien für
Wassereinzugsgebiete einbezogen waren. Kom-
munale Behörden können jetzt bis zu ein Pro-
zent ihrer Wasser- und Sanitärversorgungsbud-
gets in internationale Entwicklungsprogramme
investieren. Im Jahr 2005 kamen etwa 37 Mil-
lionen US-Dollar an Verpflichtungen zusam-
men. Wenn andere Länder mit hohem Ein-
kommen diese Art von Ansatz übernehmen
würden, könnten einer Schätzung zufolge etwa
drei Milliarden US-Dollar im Jahr aufgebracht
werden – eine wichtige neue Finanzquelle für
die Wasser- und Sanitärversorgung.55

*                    *                    *

Die Verpflichtung von Regierungen, auf die
vollständige Verwirklichung des Rechts auf Zu-
gang zu sauberem, bezahlbarem Wasser als
grundlegendes Menschenrecht hinzuarbeiten
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umzusetzen. Der erste Schritt muss sein, die
Investitionen, die Preisgestaltung und die
Überwachungsmechanismen festzulegen,
die erforderlich sind, um das Recht auf ein
grundlegendes Minimum von 20 Litern
Wasser für jeden Bürger schrittweise für die
gesamte Bevölkerung zu verwirklichen.

• Die Wasserversorgung ins Zentrum von Ar-
mutsbekämpfungsstrategien und Haushalts-
planung rücken. Ein erster Schritt ist, einen
kohärenten Wasserversorgungsplan zu ent-
wickeln. Diesen Plan in den Strategien zur
Bekämpfung von Armut und extremer Un-
gleichheit und in den mittelfristigen Fi-
nanzplanungen zu verankern, ist der zweite
Schritt – und eine Notwendigkeit für nach-
haltige Fortschritte. Nur allzu oft leiden
mutige Versorgungspläne unter dem Syn-
drom „Zielvorgaben ohne finanzielle Absi-
cherung“.

• Mehr Investitionen für die Armen. Die Was-
serversorgung ist unterfinanziert. Die größ-
ten Finanzierungslücken finden sich in
ländlichen Gebieten und in informellen
Siedlungen in den Städten. Wenn man die-
se Lücken schließen will, sind mehr Finanz-
mittel und eine Umwidmung öffentlicher
Ausgaben erforderlich – hin zur lokalen Be-
völkerung auf dem Land, die man mit Brun-
nen und Bohrlöchern versorgen muss und
zu den städtischen Slumgebieten, die mit
Standrohren bzw. Zapfstellen versorgt wer-
den müssen 

• Mehr Sozialtarife. In alle nationalen Strate-
gien zur Verwirklichung des Zugangs zu
Wasser für alle Menschen sollte ein Passus
aufgenommen werden, der allen Haushal-
ten die Versorgung mit einem Minimum an
Wasser zur Grundbedürfnisbefriedigung
garantiert. Für die Ärmsten sollte dieses
Wasser kostenlos zur Verfügung gestellt
werden.

• Quersubventionen überdenken und neu ge-
stalten. Quersubventionen können eine ent-
scheidende Rolle spielen, wenn man den Ar-
men bezahlbares Wasser liefern will. Nur
allzu oft entstehen gerade für die Nicht-Ar-
men durch Quersubventionen große finan-
zielle Vorteile, während arme Haushalte,

die öffentliche Zapfstellen nutzen, Wasser
zu Höchstpreisen kaufen müssen. Wenn
man Quersubventionen dazu verwenden
würde, in Gegenden mit geringem Versor-
gungsgrad Standrohr-Nutzer zu unterstüt-
zen, wäre dies ein Schritt in die richtige
Richtung. Es sollte ein zentrales Merkmal
aller nationalen Strategien sein, zu gewähr-
leisten, dass aus Standrohren bezahlbares
Wasser bezogen werden kann.

• Klare Ziele setzen – und Anbieter zur Re-
chenschaft ziehen. In vertraglichen Verein-
barungen im Rahmen öffentlich-privater
Bewirtschaftungsvereinbarungen sollten
klare Ziele für die Ausweitung des Wasser-
zugangs für arme Haushalte, die in Slums-
leben, formuliert werden, unter Angabe der
Anzahl der abzudeckenden Haushalte, des
Investitionsniveaus und der Preisgestaltung.
Bei Nichterbringen der Leistung sollten
Bußgelder verhängt werden. Dieselben Vor-
schriften sollten für öffentliche Anbieter
gelten, wobei das Erbringen der Leistung
durch Anreizsysteme gefördert werden 
sollte.

• Einen Regulierungsrahmen schaffen und aus-
weiten. Die Einrichtung einer unabhängi-
gen Regulierungsbehörde, die die Wasseran-
bieter überwacht, ist unabdingbar um zu ge-
währleisten, dass die Wasserversorgung
auch im öffentlichen Interesse vonstatten
geht. Gleichzeitig muss die Regulierungsbe-
hörde nicht nur die Betreiber des Leitungs-
netzes kontrollieren, sondern auch die Zwi-
schenhändler, die die Armen mit Wasser
versorgen.

• Dem ländlichen Sektor Priorität einräumen.
Die Wasserversorgung auf dem Land stellt
eine besonders Herausforderung dar. Die
Regierungen müssen auf der Basis von er-
folgreichen nachfrageorientierten Ansätzen
dafür sorgen, dass die Dienstleistungsanbie-
ter mehr auf die Bedürfnisse der Bevölke-
rung vor Ort eingehen, die sie versorgen,
und dieser gegenüber Rechenschaft ablegen.
Die Dezentralisierung der Wasserbewirt-
schaftung kann eine wichtige Rolle spielen,
vorausgesetzt, die dezentralisierten Institu-
tionen haben die technische und finanzielle
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Versorgungsunternehmen helfen, das Kapital
zu mobilisieren, das für die Ausweitung des Lei-
tungsnetzes gebraucht wird. Die Europäische
Union könnte viel tun, indem sie die innovati-
ven Finanzierungsmodelle einiger Mitgliedstaa-
ten in größerem Maßstab übernimmt. Wenn
man beispielsweise das Modell des französi-
schen Oudin-Gesetzes auf Europa ausweiten
würde, könnte man einen Rahmen für mehr
Kapazität in den armen Ländern schaffen.
Zweifellos würde man auf rechtliche und finan-
zielle Hindernisse stoßen. Mit einem solchen
Vorstoß würde Europa jedoch ein Zeichen ei-
nes starken europäischen Engagements für glo-
bale Gerechtigkeit setzen und der Verwirk-
lichung der Millenniums-Entwicklungsziele
noch einmal einen starken Anstoß geben.

Kapazität, die entsprechenden Dienstleis-
tungen zu übernehmen.
Internationale Entwicklungshilfe ist ent-

scheidend, wenn die Finanzierungslücken ge-
schlossen werden sollen, durch die die Verwirk-
lichung des Millenniums-Entwicklungsziels in-
frage gestellt ist, insbesondere in Ländern mit
niedrigem Einkommen. Viele Länder müssen
aber auch über private Kapitalmärkte neue Res-
sourcen mobilisieren. Die institutionelle He-
rausforderung liegt zwar auf lokaler Ebene, es
gibt jedoch Lösungen mithilfe globaler Partner-
schaften, die öffentliche Versorgungsunterneh-
men dabei unterstützen können, neue Finan-
zierungsquellen zu erschließen. Die Weiter-
entwicklung von Kontokorrentkreditgarantie-
Vereinbarungen könnte den Kommunen und
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3 Das riesige Defizit 
bei der Sanitärversorgung
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„,Latrinen für uns!?‘ 
riefen sie verwundert. ,Wir
erledigen unser Geschäft doch
im Freien. Latrinen sind für
euch Höhergestellten.‘“
Mahatma Gandhi berichtet vor dem Hygieneausschuss 
in Rajkot über die Misere der Unberührbaren, 1896

„Schmutziges Wasser 
kann man nicht waschen.“
Afrikanisches Sprichwort



Als weltweite Gemeinschaft sehen wir uns
einem riesigen Defizit bei der Sanitärversor-
gung gegenüber – einem Defizit, das ganz über-
wiegend in den Entwicklungsländern zu Tage
tritt. Heute hat fast jeder zweite Mensch in 
den Entwicklungsländern keinen Zugang zu
einer verbesserten Sanitärversorgung. Eine noch
weitaus größere Zahl hat keinen Zugang zu
Sanitärversorgung von guter Qualität. Sanitär-
versorgung für alle ist zwar schon seit den
1970er Jahren ein vorrangiges Entwicklungs-
ziel, aber bislang wurden nur mühselige Fort-
schritte erzielt. Der Versorgungsgrad nimmt
zu. Doch wenn Umfang und Wirksamkeit von
Sanitärversorgungsprogrammen nicht rasch
gesteigert werden, rückt die Millenniums-Ent-
wicklungszielvorgabe für das Jahr 2015 in wei-
te Ferne.

Und das wäre ein herber Rückschlag für die
menschliche Entwicklung. Jeder Prozentpunkt
Unterschied, der sich zwischen der Millen-
niums-Entwicklungszielvorgabe und dem Sta-
tus quo auftut, kommt Abermillionen kranker
Menschen und Zehntausenden vermeidbaren
Todesfällen von Kindern gleich. Zugang zu
grundlegender Sanitärversorgung ist ein eigen-
ständiges Kernziel menschlicher Entwicklung:
Für Millionen von Menschen, die keine ge-
sundheitlich unbedenkliche, die Privatsphäre
wahrende und leidlich bequeme Toilette zur

Verfügung haben, stellt der Stuhlgang eine stän-
dige Entwürdigung, aber auch eine Bedrohung
ihres Wohlbefindens dar. Doch Sanitärversor-
gung ist noch von weit größerer Tragweite für
die menschliche Entwicklung. Ohne ein Min-
destmaß an Sanitärversorgung verpufft der
Nutzen, den der Zugang zu sauberem Wasser
bringt – und die mit dem Sanitärversorgungs-
defizit verbundenen Ungleichheiten, mögen sie
nun gesundheitlicher, geschlechtsspezifischer
oder anderer Natur sein, untergraben systema-
tisch den Fortschritt bei Bildung, Armutsredu-
zierung und der Schaffung von Wohlstand.

Verbesserungen bei der Sanitärversorgung
können die realen Wahlmöglichkeiten und
grundlegenden Freiheiten von Menschen
erweitern und als Katalysator für vielfältige
Faktoren wirken, die der menschlichen Ent-
wicklung zuträglich sind. Sie können Menschen
– insbesondere Kinder – vor Bedrohungen
ihrer Gesundheit schützen. Sie können Men-
schen den Weg aus der Armut weisen, indem
sie die Risiken und Anfälligkeiten verringern,
von denen sie in einem Kreislauf der Entbeh-
rungen festgehalten werden. Sie können die
Produktivität steigern, das Wirtschaftswachs-
tum ankurbeln und Arbeitsplätze schaffen.
Und sie können bewirken, dass Menschen wie-
der Stolz für ihr Zuhause und ihre Gemein-
schaft empfinden.

Zugang zu grundlegender

Sanitärversorgung ist ein

eigenständiges Kernziel,

doch er ist noch von weit

größerer Tragweite für die

menschliche Entwicklung
3
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Das riesige Defizit
bei der Sanitärversorgung3KAPITE

L

„Die Geschichte der Menschheit“, schrieb Victor Hugo in Die Elenden, „spiegelt
sich in der Geschichte der Kloaken wider…. Die Kloake ist das Gewissen der Stadt.“
Er benutzte das Kanalisationssystem in Paris Mitte des 19. Jahrhunderts als
Metapher für die Befindlichkeit der Stadt.1 Doch der Zustand der Sanitärver-
sorgung sagt noch weit mehr über die Lage einer Nation aus – und noch Tief-
gründigeres über den Stand der menschlichen Entwicklung.
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werden sollte. Dies widerspricht der Realität,
denn über die Hälfte der Bevölkerung in den
Entwicklungsländern sind dazu gezwungen,
ihren Stuhlgang im Freien zu verrichten. Damit
sind hohe Kosten für die menschliche Entwick-
lung wie auch für die wirtschaftliche Entwick-
lung von Ländern verbunden. Doch dies veran-
lasst die politische Führung nicht dazu, hoch-
rangige Minister oder Kommissionen damit zu
beauftragen, ein Problem in den Griff zu
bekommen, das sich eigentlich nur als nationa-
ler Notstand bezeichnen lässt. Stattdessen wird
Sanitärversorgung weiter in die Hinterzimmer
der Politik verbannt.

Die Parallelen zur HIV/AIDS-Problematik
sind zugleich lehrreich und bedrückend. Auch
HIV/AIDS wurde lange Zeit unter den Teppich
gekehrt. Die Welt zahlt immer noch den Preis
für die mangelnde Bereitschaft der Führung, in
einem Frühstadium der Pandemie entschlossen
zu handeln, als es noch möglich gewesen wäre,
das Schlimmste zu verhindern. Im Fall der
Sanitärversorgung müssen Millionen von Men-
schen jeden Tag dafür bezahlen, dass dem Pro-
blem unzureichender Versorgung nicht ins
Auge gesehen wird – viele von ihnen, insbeson-
dere Kinder armer Eltern, sogar mit ihrem
Leben. Bei HIV/AIDS wurde das Thema erst
ernsthaft auf die politische Tagesordnung
gesetzt und begonnen, ihm mit politischen
Maßnahmen wirksam zu begegnen, als die poli-
tische Führung, Organisationen der Zivilgesell-
schaft, die Medien und die einfachen Leute
anfingen, offen über das Problem zu sprechen.
Bei der Sanitärversorgung gilt es nun einen ähn-
lichen Wandel zu erzwingen.

Dieses Kapitel wirft ein Licht auf das Aus-
maß des globalen Defizits bei der Sanitärversor-
gung. Nach einem kurzen Abriss der Grundzüge
des Sanitärversorgungsdefizits wird die Frage
gestellt, warum man bei der Verringerung dieses
Defizits nur so langsam vorangekommen ist, und
es werden einige der strukturellen Gründe ge-
nannt, die als Erklärung dafür dienen können,
warum der Fortschritt bei der Sanitärversorgung
hinter dem bei der Wasserversorgung zurückge-
blieben ist. Einer der Hauptgründe ist, dass es
nicht gelungen ist, Ungleichheiten zu überwin-
den und den ärmsten Bevölkerungsteilen Wahl-
möglichkeiten zu bieten. Das Kapitel geht an-
schließend auf einige der politischen Maßnah-
men und Strategien ein, die den Rahmen für
raschere Fortschritte geschaffen haben. Von Slum-
bewohnern und armen Landbewohnern ergriffe-
ne Selbsthilfemaßnahmen zeigen, wieviel durch
Initiativen von unten bewirkt werden kann,
wenn die institutionellen Voraussetzungen stim-
men. Doch allein damit lassen sich keine ausrei-
chend schnellen Fortschritte erzielen, sondern nur
durch Partnerschaften zwischen örtlicher Bevöl-
kerung und Kommunalverwaltungen unter dem
Dach wirksamer nationaler Strategien.

Wenn die Welt bei der Sanitärversorgung
schneller vorankommen will, gilt es noch viele
Hindernisse aus dem Weg zu räumen. Das
womöglich größte Hindernis ist Stigmatisie-
rung. Es gibt eine ganze Literatur über das
Schamgefühl, das Menschen empfinden, denen
keine sanitären Anlagen zur Verfügung stehen.
Auf höherer politischer Ebene wird überwie-
gend dazu tendiert, Sanitärversorgung als Pro-
blem zu behandeln, das nicht offen diskutiert
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Die einfache Unterteilung 

in „verbesserte“ und „nicht

verbesserte“ Technologien

wird dem Ausmaß des

Defizits nicht gerecht
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Wie bei der Wasserversorgung ist auch bei der
Sanitärversorgung das internationale Datenma-
terial nicht ausreichend aussagekräftig. Tech-
nologie spielt zwar eine wichtige Rolle bei der

Versorgung, doch die einfache Unterteilung in
„verbesserte“ und „nicht verbesserte“ Techno-
logien wird dem Ausmaß des Defizits nicht
gerecht und gibt es nur unzureichend wieder.

2,6 Milliarden Menschen sind ohne Sanitärversorgung



Das Beängstigendste am Defizit bei der
Sanitärversorgung ist wahrscheinlich sein schie-
res Ausmaß. Wie in Kapitel 1 aufgezeigt wurde,
haben rund 2,6 Milliarden Menschen keinen
Zugang zu angemessener Sanitärversorgung –
das zweieinhalb Mal so viele, wie diejenigen, die
kein sauberes Wasser zur Verfügung haben.
Allein zur Umsetzung der Millenniums-Ent-
wicklungszielvorgabe, die globale Bedarfslücke
gegenüber 1990 zu halbieren, müssten zwi-
schen jetzt und dem Jahr 2015 jährlich mehr als
120 Millionen Menschen an eine verbesserte
Sanitärversorgung angeschlossen werden. Und
selbst dann wären immer noch 1,8 Milliarden
Menschen unversorgt.

Wenn Menschen in den reichen Ländern
an grundlegende Sanitärversorgung denken, ist
ihre Sichtweise von der in Kapitel 1 dargeleg-
ten historischen Erfahrung geprägt. Fast alle
Bewohner entwickelter Länder haben Zugang
zu einem privaten Spülklosett, das ständig mit
Leitungswasser versorgt wird – wobei sich ein
Wasserhahn in unmittelbarer Nähe der Toi-
lette befindet. Aus hygienischer Sicht ist das
optimal. Die menschlichen Ausscheidungen
werden hier durch Rohre in das Kanalisations-
system und von dort in Kläranlagen geleitet;
damit ist sichergestellt, dass keine Krankheits-
erreger aus den Fäkalien in das Trinkwasser
gelangen können. Außerdem ist durch die in
den sanitären Anlagen vorhandenen Wasser-
hähne die persönliche Hygiene gewährleistet.

Doch am anderen Ende des Spektrums der
Sanitärversorgung sind 2,6 Milliarden Men-
schen dazu genötigt, sich in Plastiktüten und
Eimer, auf Feldern oder in Straßengräben zu
erleichtern. Würde man die Verhältnisse in den
entwickelten Ländern zum Maßstab nehmen,
wären noch viel mehr Menschen ohne ange-
messene Sanitärversorgung als die Daten der
Weltgesundheitsorganisation (WHO) und des
Kinderhilfswerks der Vereinten Nationen
(UNICEF) angeben. Das globale Defizit wür-
de in diesem Fall sprungartig von 2,6 auf etwa 
4 Milliarden Menschen ansteigen.2 Die Kluft,
die sich bei der Sanitärversorgung zwischen den
entwickelten und den Entwicklungsländern
auftut, ist ein frappierendes Beispiel für die
Ungleichheiten bei der menschlichen Entwick-

lung. Sicherlich wird es durch unzureichende
Finanzmittel und technische Möglichkeiten, die
teilweise noch mit Engpässen bei der Wasserver-
sorgung zusammentreffen, unrealistisch, anzu-
nehmen, dass das Vorbild der entwickelten Län-
der in den Entwicklungsländern bald übernom-
men werden kann. Es gilt jedoch über die
Mindestversorgung, die zur Erfüllung der Mil-
lenniums-Zielvorgabe erforderlich ist, hinaus-
zublicken. In den 40er Jahren des 19. Jahrhun-
derts forderten Reformer in Großbritannien, der
Staat solle handeln, damit jedes Haus mit saube-
rem Wasser versorgt wird und eine im Gebäude
gelegene Toilette erhält. Das damals postulierte
Ziel ist heute, mehr als 150 Jahre später, für einen
Großteil der Menschen in den Entwicklungslän-
dern immer noch unerreichbar.

Wer steht wo auf der 
Sanitärversorgungsleiter?

Den weiten Begriff einer „verbesserten“ Ver-
sorgung kann man sich als „Leiter“ der Sanitär-
versorgung vorstellen, die von ganz einfachen
Trockengrubenlatrinen über verbesserte Gru-
benlatrinen, Spüllatrinen mit Wasser und Faul-
gruben bis hin zu konventionellen Abwasser-
systemen reicht (Grafik 3.1). Will man diese
Leiter hochsteigen, ist dies natürlich mit
Kosten verbunden. Einen Haushalt an ein
modernes Abwassersystem anzuschließen kos-
tet etwa 20 Mal soviel wie der Kauf einer ein-
fachen Trockengrubenlatrine.

Die Kluft, die sich bei der

Sanitärversorgung auftut, 

ist ein frappierendes Beispiel

für die Ungleichheiten bei der

menschlichen Entwicklung
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Tertiäre Abwasser-
behandlung

Anschluss an konventionelle Kanalisation

Kanalanschluss mit lokaler Arbeitskraft

Latrine mit Faulbehälter

Spüllatrine

Belüftete verbesserte Grubenlatrine

Einfache Trockengrubenlatrine

Geschätzte Kosten pro Person (in US-Dollar)
0 200 400 600 800

Quelle: Nach Lenton, Wright und Lewis 2005.

Grafik 3.1 Das Erklimmen der Sanitärversor-
gungsleiter ist mit gesundheitlichen 
Vorteilen verbunden, aber auch 
mit Kosten

Kanalanschluss und sekundäre 
Abwasserbehandlung



und vom Trinkwasser fernzuhalten – seit jeher
eine Herausforderung für die menschliche Ent-
wicklung. Doch dort, wo das Kanalisationsnetz
nicht hinreicht und ein Großteil der Bevölke-
rung unversorgt ist, kann sich die Einrichtung
eines Kanalisationssystems, an das alle Haushal-
te angeschlossen werden, aufgrund der hohen
Kapitalkosten verbieten. Unter solchen
Voraussetzungen können kurz- und mittelfris-
tig eine autonome Abwasserentsorgung oder
der Ausbau gemeinsam genutzter Sanitäran-
lagen am praktikabelsten sein.

Über Latrinen hinaus
Die gegenwärtigen Versorgungsstrukturen sind
so vielfältig, dass gegenüber Patentrezepten
Vorsicht geboten ist. In weiten Teilen von Afri-
ka südlich der Sahara ist die Abdeckung durch
das Kanalisationsnetz gering – hier sind weni-
ger als zehn Prozent der städtischen Bevölke-
rung an die öffentliche Abwasserentsorgung
angeschlossen. In Ländern mit höherem
Durchschnittseinkommen sieht es aber oft
nicht anders aus. Städte wie Jakarta und Mani-
la haben geringere Anschlussquoten (acht bis
zehn Prozent) als westafrikanische Städte wie
Dakar und Abidjan. In Städten, wo trotz gerin-
ger Anschlussquoten weit verzweigte Stammka-
näle vorhanden sind, können die Kosten für
Hausanschlüsse über Zulaufkanäle tragbar sein.
Die Kosten schnellen jedoch in die Höhe, wenn
für die Herstellung von Hausanschlüssen hohe
Investitionen in den Bau von Stammkanälen
erforderlich werden.

In manchen Städten sind die Anschlussquo-
ten zwar hoch, doch das Kanalisationssystem
befindet sich in einem erbärmlichen Zustand.
Delhi weist zwar auf den ersten Blick viele
Merkmale der Sanitärversorgung eines entwi-
ckelten Landes auf, doch dies kann nicht über
ernsthafte Probleme hinwegtäuschen. Ein Groß-
teil der Zulaufkanäle des Kanalisationssystems,
die eine Gesamtlänge von 5.600 Kilometern
haben, ist versandet, und auch von den Stamm-
kanälen sind nur 15 Prozent funktionsfähig.
Die Kapazität der 17 Kläranlagen reicht nicht
einmal aus, um die Hälfte der anfallenden
Abwässer zu behandeln, und die meisten Anla-
gen arbeiten weit unter Kapazität. Dies führt

Die Sanitärversorgungsleiter macht auf ein
wichtiges, aber weithin vernachlässigter Pro-
blem staatlicher Politik aufmerksam. Bei den
meisten Kostenkalkulationen für die Millenni-
ums-Entwicklungsziele, einschließlich der in
Kapitel 1, wird zunächst der Finanzierungsbe-
darf für den Einstieg auf der untersten Stufe der
Leiter ermittelt. Der für die Erreichung der
Millenniums-Entwicklungszielvorgabe bei der
Sanitärversorgung angesetzte Preis von zehn
Milliarden US-Dollar bezieht sich auf den
Zugang zur untersten Stufe der Sanitärversor-
gungsleiter – einfache Trockengrubenlatrinen.
Würde man die Kalkulation für höhere Stufen
der Sanitärversorgungsleiter – z. B. Hausan-
schlüsse an die Abwasserentsorgung oder kom-
munale Abwasserbehandlung – durchführen,
würden sich die Kosten schon auf 34 Milliar-
den US-Dollar belaufen.3 Ungeachtet dieses
Kostenunterschieds bieten bessere Sanitärver-
sorgungsstandards erhebliche gesundheitliche
Vorteile. Selbst eine ganz einfache Sanitärver-
sorgung bringt schon Vorteile, doch der Ge-
winn für die menschliche Entwicklung steigt
mit jeder Stufe stärker an. In städtischen Gebie-
ten von Peru, um nur ein Beispiel zu nennen,
sinkt beim Vorhandensein einer Grubenlatrine
im Haus das Risiko von Durchfallerkrankun-
gen um 50 Prozent, während ein Spülklosett
das Risiko um 70 Prozent vermindert.

Beim Übergang vom Stuhlgang im Freien
am untersten Ende des Spektrums hin zur
unbedenklichen Sammlung, Aufbewahrung
und Entsorgung menschlicher Ausscheidungen
und der Behandlung oder Wiederverwendung
von geklärtem Abwasser ergeben sich in den
unterschiedlichen Kontexten auch unter-
schiedliche Schwierigkeiten. In ländlichen
Gebieten ist oft kein Kanalisationsnetz vorhan-
den. Eine Verbesserung der Sanitärversorgung
bedeutet hier zumeist, dass Latrinen immer
weiter verbessert werden, wobei Spüllatrinen
oder Latrinen mit Faulbehältern die sinnvollste
Möglichkeit darstellen. Im urbanen Raum
ergibt sich ein uneinheitlicheres Bild. In städti-
schen Ballungsgebieten haben Kanalisations-
systeme eindeutige Vorteile. Anschlüsse an
Zulauf- und Stammkanäle sind die sicherste
Methode, um Exkremente von den Menschen
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dazu, dass mehr als vier Fünftel der in der Mil-
lionenstadt anfallenden Abwässer unbehandelt
in den Yamuna-Fluss gelangen und so das Risi-
ko flussabwärts getragen wird.4 In Lateinameri-
ka weisen viele Städte Kanalisationsnetze auf,
an die weite Teile der Bevölkerung angeschlos-
sen sind. Doch die Kapazität der Kläranlagen
reicht bei weitem nicht aus: In Brasilien und
Mexiko werden weniger als ein Fünftel der
Abwässer geklärt.5

Die Sanitärinfrastruktur beschränkt sich
jedoch längst nicht auf die Kanalisation. In
Städten wie Jakarta und Manila ist zwar das
Kanalisationsnetz schlecht ausgebaut, doch
infolgedessen ist eine hoch entwickelte Infra-
struktur von Latrinen entstanden. Diese Infra-
struktur ermöglicht zumindest die häusliche
Abwasserentsorgung, auch wenn ein Großteil
der Abwässer immer noch von den Fließgewäs-
sern aufgenommen werden muss. Grubenlatri-
nen und Faulgruben müssen regelmäßig ent-
leert werden, damit sie nicht überlaufen und
damit die Entwässerungskanäle blockieren und
akute sanitäre Probleme verursachen. In Mani-
la ist das Problem, dass die Latrineninfrastruk-
tur weiter entwickelt ist als die Infrastruktur 
bei der Abwasserbehandlung und -entsorgung.
Viele Städte in Afrika südlich der Sahara sehen
sich derselben Schwierigkeit gegenüber. So sind
beispielsweise Kibera, einem Slumviertel von
Nairobi, schätzungsweise 13 Prozent der La-
trinen unbenutzbar, weil sie schon vollgelau-
fen sind.6 Die Entleerung von Latrinen in 
dicht besiedelten Stadtgebieten erfordert eine
ausgedehnte Dienstleistungsinfrastruktur. Der
Schlamm muss entweder manuell oder mittels
Saugpumpen entfernt, in Lastwägen verbracht
und zu Deponien überführt werden. Wenn die
Deponien nicht ordnungsgemäß betrieben wer-
den, kann Ausfluss ins Grundwasser sickern
und von dort in die Fließgewässer gelangen, mit
allen Folgen für die Volksgesundheit.

Qualität und Gerechtigkeit quantifizieren
Unzuverlässige Daten spielen bei der Thematik
der Sanitärversorgung eine große Rolle. In man-
chen Ländern (wie Kenia und Tansania, um
nur zwei zu nennen) wird ein Versorgungsgrad
verzeichnet, der kaum glaubhaft erscheint, wäh-

rend wiederum andere (z. B. Brasilien) eigent-
lich einen weit höheren Versorgungsgrad  auf-
weisen als die Daten von WHO/UNICEF ver-
muten ließen.7 Ganz abgesehen davon sagen
diese Zahlen wenig über die Qualität der Sani-
tärversorgung aus. Defekte oder schlecht funk-
tionierende Latrinen werden zwar bei der Sta-
tistik mitgerechnet, stellen aber ein enormes
Gesundheitsrisiko für Familien und die örtliche
Bevölkerung dar.

Eine unzureichende Sanitärversorgung ge-
fährdet die Gesundheit und Würde aller Be-
troffenen, doch behinderte Menschen sehen
sich besonderen Problemen gegenüber. In den
meisten Ländern mit niedrigem Einkommen
liegen inzwischen verlässlichere Daten aus
Volkszählungen und Haushaltserhebungen
vor, um fundierte Aussagen über die Qualität
und Bedarfsdeckung bei der Sanitärversorgung
treffen zu können. Doch das Datenmaterial ist
selten so gut aufgearbeitet, dass Regierungen
und Versorgungsträger anhand des Einkom-
mensniveaus und anderer Indikatoren eine
genaue Karte der unterversorgten Bezirke und
Stadtteile erstellen könnten. Dies spielt inso-
fern eine Rolle, weil die Verteilung der Benach-
teiligung in die Konzipierung politischer Maß-
nahmen einfließen muss. Gerade in Bezug auf
behinderte Menschen liegen die wenigsten
Daten vor und wurde bisher von der Politik am
wenigsten unternommen (Kasten 3.1).

Wechselwirkungen von Wasser-
versorgung, Sanitärversorgung 
und Hygiene

Der Aufstieg auf der Sanitärversorgungsleiter
verspricht großen Nutzen für das Gesundheits-
wesen. Doch Fortschritte bei der Sanitärversor-
gung sind am wirkungsvollsten, wenn sie mit
Fortschritten bei der Wasserversorgung und
Hygiene einhergehen.

Länderübergreifende Studien zeigen auf,
dass die Art und Weise, wie Fäkalien beseitigt
werden, eine der stärksten Determinanten für
das Überleben der Kinder ist. Üblicherweise
führt der Übergang von einer nicht verbesser-
ten zu einer verbesserten Sanitärversorgung zu
einem Rückgang von über 30 Prozent bei der

Der Übergang von einer 

nicht verbesserten zu 

einer verbesserten 

Sanitärversorgung führt 

zu einem Rückgang der 

Kindersterblichkeit von 

über 30 Prozent
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3.2). Kinder aus Haushalten ohne Toiletten lei-
den doppelt so häufig an Durchfallerkrankun-
gen wie Kinder aus Haushalten, die über eine
Sanitärversorgung verfügen; in Gemeinschaf-
ten ohne Sanitärversorgung ist das Durchfallri-
siko bei Kindern sogar dreimal so hoch wie in
Gemeinschaften, die an Drainagen und Abwas-
serleitungen angeschlossen sind.9 Wenn man es
also unterlässt, Maßnahmen zur verstärkten
Entwicklung der Sanitärinfrastruktur zu ergrei-
fen, kann dies die positive Wirkung von Inves-
titionen einzelner Haushalte in Sanitäranlagen
verringern.10 Umgekehrt schützt ein Haushalt,
der eine Latrine installiert, nicht nur sich selbst
vor den eigenen Fäkalien, sondern auch noch

Kindersterblichkeit, wobei Spülklosetts einen
weit höheren Rückgang bewirken als Gruben-
latrinen.8

Eine angemessene Sanitärversorgung hilft
bei der Unterbrechung des fäkal-oralen Über-
tragungswegs, der die in Kapitel 1 umrissenen
Folgen für das Gesundheitswesen weiter beste-
hen lässt. Sanitärversorgung nützt der Gesund-
heit auf zwei Ebenen – Haushalte, die in eine
Latrine investieren, sichern sich viele Vorteile,
doch noch größeren Nutzen daraus zieht wo-
möglich die Gemeinschaft.

Dies lässt sich anhand von Zahlenmaterial
aus den favelas, den Elendsvierteln, von Salva-
dor, Brasilien gut veranschaulichen (Grafik
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Kasten 3.1 Behinderung und Sanitärversorgung

Für behinderte Menschen bedeutet das physische Vorhandensein

einer verbesserten  Sanitäranlage noch längst nicht, dass sie Zugang

dazu hätten. Und in Haushalten, die über keine verbesserte Sanitär-

versorgung verfügen, sehen sich behinderte Menschen ganz be-

sonderen Problemen gegenüber.

Behinderung spielt bei der Politik der Sanitärversorgung mehr als

nur eine Nebenrolle. Laut Schätzungen der WHO haben rund zehn

Prozent der Weltbevölkerung irgendeinen körperlichen Defekt, der

ihre Beweglichkeit einschränkt. Die Gesamtzahl der Behinderten

steigt weiter – durch das höhere Durchschnittsalter der Bevölkerung

und den Anstieg bei chronischen Krankheiten, Verkehrsunfällen und

Verletzungen durch bewaffnete Konflikte. Die menschlichen Folgen

von Behinderung sind in den Entwicklungsländern oft einschneiden-

der, weil dort Armut weit verbreitet und es um die Sozialfürsorge nicht

so gut bestellt ist.

Behinderte Menschen zählen zu den schutzlosesten Mitgliedern

der Gesellschaft – und auch zu den ärmsten. Behinderung und chro-

nische Armut wirken in einem Teufelskreis zusammen: Wer arm ist, ist

eher behindert, und wenn man behindert ist, ist man eher arm. In

Ecuador gehört die Hälfte der behinderten Menschen der untersten

Einkommensgruppe von 40 Prozent der Bevölkerung an. Auch Er-

hebungen über die Lebensbedingungen behinderter Menschen in

Malawi, Namibia und Simbabwe zeigen, dass sie meist in Haushal-

ten mit unterdurchschnittlichem Einkommen leben. In Namibia ist bei

56 Prozent der Haushalte mit einem behinderten Angehörigen nie-

mand im formellen Sektor beschäftigt, bei Haushalten ohne behin-

derte Familienangehörige beträgt die Vergleichszahl 41 Prozent.

In einigen Haushaltserhebungen werden die besonderen

Benachteiligungen erfasst, mit denen behinderte Menschen bei der

Sanitärversorgung konfrontiert sind. In Namibia haben Haushalte mit

einem behinderten Angehörigen seltener Zugang zu einem privaten

Spülklosett und sind häufiger auf das Gebüsch angewiesen als ande-

re. Unzugängliche Toiletten im öffentlichen Raum, wie die von Schu-

Quelle: CONADIS et al. 2004; SINTEF Unimed 2002, 2003a,b; Jones und Reed 2005; Metts 2000; Metts 2000, Anlage I.

len und Krankenhäusern, können sich auf den Zugang zu Bildung und

Gesundheitsversorgung auswirken. Nach Schätzungen der UNESCO

besuchen 90 Prozent aller behinderten Kinder in den Entwicklungs-

ländern unter anderem wegen unzugänglicher Toiletten nicht die

Schule. Aus Uganda stammt der Bericht des Vaters eines behinder-

ten Kindes, das so begierig darauf war, zur Schule zu gehen, dass es

bis zum Abend nichts trinkt oder isst, weil es sonst die Schultoilette

benutzen müsste:

Mein Sohn, den Sie heute hier sehen, muss viel erdulden. In der

Schule isst er nie etwas, erst wenn er wieder heimkommt. Die

Klos in der Schule sind total verschmutzt. Weil er nur krabbeln

kann und keinen Rollstuhl hat, traut er sich nicht auf die ohnehin

schmutzigen Toiletten. Hinzu kommt, dass die Toilettentüren nicht

breit genug sind, damit unser herkömmliches Dreirad hindurch-

passt. Deshalb muss er es den ganzen Tag ohne Essen aushalten,

bis er zurück zuhause ist.

Die Auffassung ist weit verbreitet, dass der Umgang mit Behin-

derungen eine Technologie und Investitionen erfordern würde, die die

Möglichkeiten von Haushalten und Versorgungsträgern überschrei-

ten. Doch schon oft genügen kleinere Änderungen, damit behinder-

te Menschen die allgemeinen Einrichtungen der Wasser- und Sanitär-

versorgung nutzen können. Dabei entstehen nur ganz geringe

Zusatzkosten: Die Ergebnisse entsprechender Forschung lassen

erkennen, dass es nur ein Prozent mehr kostet, wenn die besonde-

ren Bedürfnisse von Behinderten von vornherein bei der Konstruk-

tion berücksichtigt werden – weit weniger, als wenn man bestehen-

de Anlagen nachträglich umbaut. Fünf Fallstudien aus Südafrika, bei

denen die verschiedensten Arten von Anlagen untersucht wurden,

kommen zu dem Ergebnis, dass die Kosten oft nur 0,5-1 Prozent der

gesamten Projektkosten ausmachen. Im Gemeindezentrum Ikwezi

des Ortes Gugulethu östlich von Kapstadt betrugen die zusätzlichen

Kosten für eine behindertenfreundliche Gestaltung der Toilettenan-

lagen sogar nur 0,31 Prozent der Baukosten.



seine Nachbarn mit. Der hohe externe Nutzen,
den individuelle und kollektive Investitionen in
Sanitäranlagen abwerfen, liefert starke Argu-
mente dafür, dass derlei Investitionen vom
Staat gefördert werden sollten – durch Mittel-
zuweisung, Subventionen und gesetzliche Rege-
lungen.

Hygiene ist ein weiteres Anzeichen von
Volksgesundheit. Krankheitserreger gelangen
über nicht ordentlich gewaschene Hände in
Lebensmittel und Getränke und werden wieder
über den Mund aufgenommen. Wer nicht aus-
reichend widerstandsfähig ist, wird so unwei-
gerlich krank. Da Durchfallerkrankungen durch
Kontakt mit Fäkalien verursacht werden, ge-
nügt schon das Händewaschen mit Wasser und
Seife, um die Kindersterblichkeit zu senken –
zusätzlich sollte natürlich Sorge getragen wer-
den, dass Kinder nicht beim Spielen oder sonst
im Alltag mit Fäkalien in Berührung kommen.11

Die in Burkina Faso gemachten Erfahrun-
gen verdeutlichen die Zusammenhänge zwi-
schen Sanitärversorgung und Hygiene. Mitte
der 1990er Jahre gab es in Bobo-Dioulasso, der
zweitgrößten Stadt des Landes, ein gut funktio-
nierendes Wasserversorgungssystem und die
meisten Haushalte verfügten über Grubenlatri-
nen – trotzdem waren die Kinder aufgrund
mangelnder Hygiene immer noch Risiken aus-
gesetzt. Dem Gesundheitsministerium und ört-
lichen Vereinigungen gelang es, durch Wer-
bung für ein verändertes Verhalten die Zahl der
Durchfallerkrankungen zu senken – beispiels-
weise wurde Müttern nahegelegt, sich nach
dem Windelwechseln die Hände mit Wasser
und Seife zu waschen. Innerhalb von drei Jah-
ren konnten durch diese Kampagne etwa 9.000
Fälle von Durchfall, 800 ambulante Behand-
lungen, 300 stationäre Aufnahmen und 100
Todesfälle vermieden werden – und die Kosten
betrugen gerade einmal 0,30 US-Dollar pro
Einwohner.12

Das Verhalten der Menschen mag bei der
Hygiene eine Rolle spielen, doch der Zugang zu
sauberem Wasser ist erste Grundvoraussetzung.
Eine in kirgisischen Dörfern durchgeführte
Studie ergab, dass nur wenige der Dorfbewoh-
ner sich die Hände wuschen und dass fast die
Hälfte aller Haushalte Fäkalien in Gärten oder

auf der Straße entsorgten.13 Dabei war das Pro-
blem nicht, dass ihnen die Bedeutung von Hygie-
ne nicht bewusst gewesen wäre; es fehlte ihnen
nur an Möglichkeiten, diese zuhause zu prakti-
zieren, da ihnen nicht genug Wasser zur Verfü-
gung stand und kein Geld hatten, Seife zu kau-
fen. In Haushalten, in denen ein Leitungswasser-
anschluss und Waschbecken vorhanden waren,
wuchs man sich dreimal häufiger die Hände.

Es wird zwar oft versucht, die Wirkungen
von Wasserversorgung, Sanitärversorgung und
Hygiene getrennt zu betrachten, doch das führt
nicht weiter. In den Ländern, die heute reich
sind, spielten seinerzeit die großen Ingenieur-
bauwerke – Wasserleitungen, Kanalisations-
netze, Wasserfilterungs- und Abwasserkläranla-
gen – eine Schlüsselrolle bei der Revolutionie-
rung der Wasser- und Sanitärversorgung.
Genauso war Aufklärung entscheidend für die
Verbesserung der Volksgesundheit auf der
Mikroebene. Durch Kampagnen zur Förderung
des Händewaschens, Stillens und Abkochens
von Babyfläschchen erhöhte sich die Renta-
bilität der öffentlichen Investitionen in diesem
Bereich. Wichtig dabei ist, dass politische Maß-
nahmen ergriffen werden, um die Infrastruktur
auszuweiten und die Komplementaritäten zu
nutzen, die über die künstlichen Grenzen zwi-
schen Wasser, Hygiene und Sanitärversorgung
hinweg wirken. Kinder zählen zu den wirk-
samsten Trägern des Wandels (Kasten 3.2).

Das Verhalten der Menschen

mag bei der Hygiene eine

Rolle spielen, doch der

Zugang zu sauberem Wasser

ist erste Grundvoraussetzung
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Der Nutzen der Sanitärversorgung 
hängt vom Handeln der Haushalte 
und des Gemeinwesens ab

Grafik 3.2

Durchfallerkrankungen pro Kind und Jahr in den Favelas von 
Salvador, Brasilien, 1989-90

Quelle: Cairncross et al. 2003.
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bewirken kann. Noch vor zwanzig Jahren war
der Guineawurm in einem großen Landstrich
in Afrika südlich der Sahara eine wichtige Ursa-
che von Not und Armut. Mitte der 1980er Jah-
re waren rund 3,5 Millionen Menschen mit
dracunculus infiziert, dem auch Guineawurm
genannten Parasiten, den Menschen aufneh-
men, wenn sie aus stehenden Kleingewässern
trinken, die Larven dieses Wurms enthalten. Im
menschlichen Körper wächst der Parasit bis zu
einer Länge von etwa 90 Zentimeter heran.
Beim Austritt verursacht er eine Geschwürbil-
dung, die mit starken Schmerzen verbunden ist.
Heute gehört die Guineawurm-Krankheit dank
der von einer globalen Partnerschaft unter
Beteiligung von UNICEF, der Weltgesund-
heitsorganisation (WHO) und dem Carter
Center durchgeführten Bekämpfungsmaßnah-
men schon fast der Vergangenheit an (siehe
Sonderbeitrag des ehemaligen US-Präsidenten
Jimmy Carter). Die Ausrottung der Krankheit
gelang in elf Ländern, acht davon in Afrika gele-
gen. Zwar kommt es in manchen Gebieten –
insbesondere im Sudan – immer noch zu Neu-
infektionen, doch in diesem Fall ist der Kampf
gegen Krankheiten, die durch stehende Gewäs-
ser und unzureichende Sanitärversorgung ver-
ursacht sind, so gut wie gewonnen.

Der Erfolg bei der Bekämpfung der Guinea-
wurm-Krankheit hat die Lebenschancen vieler

Sauberes Wasser, die gesundheitlich unbe-
denkliche Entsorgung von Exkrementen und
persönliche Hygiene sind die drei Grundpfeiler
jeder Strategie, die auf Verbesserungen im
Gesundheitswesen abzielt. Zusammengenom-
men sind sie die wirksamsten Gegenmittel für
Parasitenkrankheiten und andere Infektionen,
die durch Fliegen und andere Vektoren über-
tragen werden und die in Gegenden, wo stehen-
de Gewässer die Hauptquelle für Wasser zum
Trinken, Kochen und Waschen darstellen, das
Leben so vieler Menschen beeinträchtigen. Sau-
beres Wasser und persönliche Hygiene können
zwar schon für sich etwas ausrichten. Der Nut-
zen für die Volksgesundheit bleibt jedoch
begrenzt, solange keine adäquate Sanitärversor-
gung und Entwässerung erfolgt und keine bes-
sere Infrastruktur für die Entsorgung von Ex-
krementen geschaffen wird. Deshalb müssen
politische Maßnahmen bei der Wasser- und
Sanitärversorgung als Teil einer integrierten
Strategie betrachtet werden.

Das beängstigende Ausmaß von mensch-
lichem Leiden, das durch das globale Defizit bei
der Sanitärversorgung verursacht wird, kann
leicht den Eindruck erwecken, das Problem sei
unüberwindbar. Doch dieser Eindruck täuscht.
Im letzten Jahrzehnt hat sich herausgestellt,
dass ein konzertiertes Vorgehen auf nationaler
und internationaler Ebene durchaus etwas
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Kasten 3.2 Kinder als Träger des Wandels

Das Klassenzimmer ist mit am besten dazu geeignet, positive Veränderungen im Hygieneverhalten her-

beizuführen. Wenn man Kindern gute Hygienegewohnheiten wie das Händewaschen beibringt, schützt

man damit deren Gesundheit und fördert damit einen Wandel, der über die Schule hinauswirkt. In

Mosambik wurde im Rahmen einer landesweiten Kampagne Kindern beigebracht, wie sie andere Kinder

über die Bedeutung des Händewaschens und Probleme im Zusammenhang mit der Sanitärversorgung

aufklären können. In China und Nigeria konnte durch Hygieneprojekte auf Schulebene, die vom Kinder-

hilfswerk UNICEF gefördert wurden, ein Anstieg von 75-80 Prozent beim Händewaschen mit Seife ver-

bucht werden.

In einigen Ländern wurden die Themen Hygiene und Sanitärversorgung in den landesweit geltenden

Lehrplan aufgenommen. In Tadschikistan beteiligen sich über 11.000 Schüler und Schülerinnen an einem

Programm zur Aufklärung über Sanitärversorgung. In Bangladesch haben Schulen und Nichtregierungs-

organisationen Schülerbrigaden eingerichtet, die das Wissen um Hygiene und Sanitärversorgung von

den Schulen zurück in die Gemeinschaften tragen.

Derartige Programme auf Schulebene ermöglichen eine angemessene Wasser- und Sanitärversor-

gung und schaffen nach Jungen und Mädchen getrennte Sanitäranlagen.

Quelle: IRC International Water and Sanitation Centre 2004; International Training Network Centre 2003; UNICEF 
und IRC International Water and Sanitation Centre 2005; UNICEF 2005a, 2006a.



Millionen Menschen erheblich verbessert. Es ist
jedoch weiteres, dringendes Handeln erforderlich,
um auch Bedrohungen wie Trachoma und andere
parasitäre Infektionen aus dem Weg zu räumen.

Schlussendlich können globale Initiativen
dieser Art nur dann optimale Wirkung ent-
falten, wenn sie durch den Auf- und Ausbau
einer Infrastruktur begleitet sind, die Haus-
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Sonderbeitrag: Wasser- und Sanitärversorgung: eine horrende Herausforderung, die wir dennoch bewältigen können

Es schlimm, mit ansehen zu müssen, wie die Zukunft eines Kindes

durch Krankheiten bedroht oder beeinträchtigt wird, die sich verhin-

dern ließen. Das Recht auf Gesundheitsversorgung und das Recht

auf unbedenkliches, sauberes und bezahlbares Wasser sind Grund-

voraussetzungen für ein würdevolles Leben und völkerrechtlich aner-

kannt. Doch jedes Jahr sterben Millionen Menschen an wasserbe-

dingten Krankheiten, und Millionen müssen sinnlos leiden. Niemand

von uns sollte sich gegenüber den schockierenden Folgen von unzu-

länglichem Zugang zu sauberem Wasser und Sanitärversorgung ver-

schließen, wie sie in diesem Bericht beschrieben sind.

Des Ausmaß des Problems bei der Wasser- und Sanitärversor-

gung stellt eine horrende Herausforderung dar, die wir dennoch

bewältigen können. Noch vor wenigen Generationen waren die

Bewohner der großen Städte Europas und der Vereinigten Staaten

schwerwiegenden Gesundheitsrisiken aufgrund von unsauberem

Wasser und unzulänglicher Sanitärversorgung ausgesetzt. Bis Ende

des 19. Jahrhunderts gelang es, diese Bedrohung durch konzertier-

tes politisches Handeln auf einzelstaatlicher Ebene in den Griff zu

bekommen. Heute, zu Beginn des 21. Jahrhunderts, müssen wir den

politischen Willen, der damals den Fortschritt in den heute reichen

Ländern ermöglicht hat, auch gegenüber den Problemen der übrigen

Welt zeigen.

Zusammen mit meinen Mitarbeitern im Carter Center setze ich

mich für die Ausrottung der Guineawurm-Krankheit (Drakunkulose)

und die Eindämmung von Trachoma ein, zwei schrecklichen Leiden,

die durch die Bereitstellung von sauberem Wasser, Sanitär- und Ge-

sundheitsversorgung verhindert werden können. Trachoma steht welt-

weit an erster Stelle der Ursachen vermeidbarer Blindheit. Noch vor 50

Jahren waren auch Teile der Vereinigten Staaten von dieser Krankheit

betroffen – darunter auch mein Heimatort Plains in Georgia. Heute

wissen wir zwar, wie sich solche Krankheiten abwehren lassen, doch

jedes Jahr sterben immer noch über 1,4 Millionen Kinder an Darmpa-

rasiten und Millionen von Menschen in den Entwicklungsländern lei-

den weiterhin an Trachoma. Doch es hat auch Fortschritte gegeben.

Guineawurm, eine wasserübertragene Parasitenkrankheit, ist auf

dem besten Weg, zur ersten Krankheit zu werden, die ohne Impfstoff

oder ärztliche Behandlung ausgerottet wird. Am Vorkommen der

Guineawurm-Krankheit in einem geographischen Gebiet lässt sich

ablesen, dass dort bitterste Armut herrscht und kein sauberes Trink-

wasser zur Verfügung steht. Die Krankheit ist dermaßen schmerzhaft

und kräftezehrend, dass davon nicht nur das Opfer selbst, sondern

das gesamte Umfeld betroffen ist. Sie lähmt die landwirtschaftliche

Produktion und führt dazu, dass weniger Kinder die Schule besuchen

können. Sie wirkt verheerend auf ohnehin schon verarmte Gemein-

schaften und rückt für sie Gesundheit und Wohlstand in noch weite-

re Ferne.

Guineawurm ist die zweite Krankheit in der Geschichte, deren

Ausrottung zum Ziel erklärt wurde – bei der Ausrufung der Internatio-

nalen Trinkwasser- und Sanitärdekade (1981–90). Im Jahr 1986 nah-

men das Carter Center, die Zentralen für Seuchenkontrolle und -

prävention der USA, das Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen, die

Weltgesundheitsorganisation und die von Guineawurm betroffenen

Länder die Herausforderung der Ausrottung dieser Krankheit an.

Als das Programm anlief, gab es in 20 Ländern Afrikas und

Asiens etwa 3,5 Millionen Fälle von Drakunkulose. Seitdem ist es

gelungen, die Krankheit zu 99,7 Prozent auszurotten: Im Jahr 2005

wurden nur noch 10.674 Erkrankungsfälle in neun Ländern gemeldet

– alle davon in Afrika. Heute bemühen sich unsere Bündnispartner

zusammen mit Tausenden engagierter Gesundheitsfürsorger an der

Basis weiterhin intensiv um die Bekämpfung der letzten Reste von

Guineawurm-Krankheit. Als jemand, der aktiv an dieser Kampagne

teilnimmt, ist mein vorrangiges Ziel die völlige Ausrottung dieser

furchtbaren Geißel. Die bislang erzielten Fortschritte stimmen mich

zuversichtlich, dass uns dies noch zu meinen Lebzeiten gelingen

wird.

Es bleibt noch einiges zu tun, bis der Guineawurm endgültig von

der Erdoberfläche verschwunden ist – die schwierigere Aufgabe stellt

sich jedoch in der Bereitstellung von unbedenklichem Trinkwasser

und Sanitärversorgung für alle. Den Anteil der Menschen ohne Zu-

gang zu Wasser- und Sanitärversorgung bis zum Jahr 2015 auf die

Hälfte zu senken, wie die Vorgabe der Millenniums-Entwicklungszie-

le lautet, ist ein erster Schritt in die richtige Richtung. Wenn es nicht

gelingt, dieses Ziel zu erreichen, wird das gesamte Projekt der Millen-

niums-Entwicklungsziele zurückgeworfen. Ohne entscheidende Fort-

schritte bei der Wasser- und Sanitärversorgung ist es nicht möglich,

in sozialen Fragen – wie besseren Lebens- und Bildungschancen für

Kinder und Reduzierung der extremen Armut – schneller voran-

zukommen.

Jetzt, da die Guineawurm-Krankheit beinahe besiegt ist, ist es

nur passend, dass ein weiteres großes internationales Vorhaben

angelaufen ist, um unbedenkliches Wasser für 1,1 Milliarden Men-

schen und eine angemessene Sanitärversorgung für 2,6 Milliarden

Menschen bereitzustellen. Diese edlen Bemühungen helfen bei der

Bewältigung der größten Herausforderung unserer Zeit – die sich wei-

tende Kluft zwischen Reich und Arm in unserer Welt zu überbrücken.

Jimmy Carter, 39. Präsident der Vereinigten Staaten;

Gründer, The Carter Center; 

Träger des Friedensnobelpreises 2002



werden, um die Mittel freizusetzen, die zur
Verwirklichung einer angemessenen Wasser-
und Sanitärversorgung für alle erforderlich
sind.

halte mit sauberem Wasser versorgt und 
die Abwässer entsorgt. Der Schlüssel zum
Erfolg liegt in einzelstaatlichen Strategien, die
von einem globalen Aktionsplan gestützt
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Toiletten mögen vielleicht nicht wie Katalysa-
toren des menschlichen Fortschritts erscheinen
– es spricht jedoch alles dafür, dass sie es sind.
Eine adäquate Sanitärversorgung birgt das
Potenzial kumulativen Nutzens für Gesund-
heitswesen, Arbeitsplätze und Wirtschafts-
wachstum. Warum also wird dann heute – zu
Beginn des 21. Jahrhunderts – so viel mensch-
liches Potenzial verschwendet, nur weil ver-
gleichsweise primitive Technologien nicht ver-
fügbar sind? Und warum ist die öffentliche
Sanitärversorgung so weit hinter der Wasser-
versorgung zurückgeblieben? Diese Fragen sind
heutzutage in Debatten über menschliche Ent-
wicklung von so großem Belang wie sie es in den
entwickelten Ländern vor über einem Jahrhun-
dert waren. Die Antwort liegt in sechs Hemm-
nissen, die alle ineinander greifen: einzelstaat-
liche Politik, Verhalten, Wahrnehmung, Ar-
mut, Geschlecht und Versorgung. Keines dieser
sechs Hemmnisse darf isoliert betrachtet wer-
den. Doch jedes von ihnen dient zur Erklärung,
warum bei dem seit langem verfolgten Ziel der
„Sanitärversorgung für alle“ bisher so langsame
Fortschritte erzielt wurden.

Einzelstaatliche Politik als Hemmnis

In Kapitel 2 wurde die Rolle von einzelstaat-
licher Politik und politischer Führerschaft für
raschere Fortschritte beim Zugang zu Wasser
dargestellt. Bei der Sanitärversorgung ist noch
auffallender als bei der Wasserversorgung, wie
sehr es an einer wirksamen nationalen Politik
gebricht. Der Zustand der Sanitärversorgung

eines Landes ist mit ausschlaggebend für seine
Aussichten auf menschliche Entwicklung, und
doch wird der Sanitärversorgung nur selten,
wenn überhaupt, ein wichtiger Platz auf der
politischen Agenda von Staaten eingeräumt.

Dies trifft selbst auf Länder zu, die rasche
Fortschritte bei der Wasserversorgung ver-
zeichnen konnten. Südafrika ließ seinen erfolg-
reichen Bemühungen zur Verbesserung des
Zugangs und der Verminderung von Ungleich-
heiten bei der Wasserversorgung keine entspre-
chenden Anstrengungen in punkto Sanitärver-
sorgung folgen. Das gleiche gilt für Marokko. In
letzterem Fall nahm die Nationale Trinkwas-
serbehörde in vielen Städten, aber auch in länd-
lichen Gebieten, eine höchst wirkungsvolle
Rolle bei der Erweiterung des Zugangs zu
Wasser ein. Der Fortschritt bei der Sanitär-
versorgung wurde jedoch durch eine weit
wirkungslosere nationale Strategie, die Auf-
splitterung von Zuständigkeiten, unzulängliche
Finanzierung und eingeschränkte Kapazitäten
der dörflichen Gemeinschaften gebremst.

Verhalten als Hemmnis

In schwachen politischen Bezugssystemen der
einzelnen Länder und der geringeren Priorität,
die der Sanitärversorgung im Vergleich zur
Wasserversorgung beigemessen wird, äußert
sich auch die Haltung der Haushalte. Partizipa-
torische Forschung hat an den Tag gebracht,
dass die Bevölkerung eher die Wasser- als die
Sanitärversorgung als Priorität betrachtet. Da-
für gibt es einleuchtende Erklärungen. Durch

Warum ist die Sanitärversorgung so weit 
hinter der Wasserversorgung zurückgeblieben?



das Nichtvorhandensein von sauberem Wasser
ist das Leben unmittelbarer bedroht als durch
fehlende Sanitäranlagen. Darüber hinaus bringt
der Anschluss eines Haushalts an die Wasserlei-
tung einen direkten und konkret erfahrbaren
Nutzen durch die damit verbundene Zeiter-
sparnis und die Abwendung gesundheitlicher
Risiken unabhängig vom Verhalten anderer
Haushalte.

Dagegen hängt der mit Sanitärversorgung
verbundene Nutzen mehr von Faktoren ab, die
über den einzelnen Haushalt hinausgehen. So
wirft womöglich der Bau einer Latrine keinen
Nutzen in gesundheitlicher Hinsicht ab, solan-
ge andere Haushalte nicht dasselbe tun: In
schlecht entwässerten Slums schützt das Vor-
handensein einer Latrine in einem Haushalt
noch nicht vor den Fäkalien der übrigen Haus-
halte. Hinzu kommt, dass der Latrinenbau eher
als Gemeinschaftsangelegenheit betrachtet wird,
denn die Gemeinschaft zieht daraus einen Nut-
zen in Form verringerter Gesundheitsrisiken,
während für den einzelnen Haushalt die Vor-
teile nicht so konkret erfahrbar sind wie bei der
Wasserversorgung. Für die Haushalte sind die
Nachteile eines fehlendem Zugangs zu saube-
rem Wasser womöglich offenkundiger als die
Nachteile der seit langem praktizierten Sanitär-
methoden – wie die Nutzung von Feldern oder
Fliessgewässern als Toilette – und die Vorteile
einer geregelten Sanitärversorgung drängen sich
nicht so unmittelbar auf wie die Vorteile, die mit
Zugang zu sauberem Wasser verbunden sind.

Wahrnehmung als Hemmnis

Für Regierungen und viele Organisationen der
Entwicklungszusammenarbeit ist der öffentli-
che Nutzen von Gesundheit und Wohlstand
das eigentliche Argument für staatliches Han-
deln im Sanitärbereich. Auf der Haushaltsebe-
ne sieht es oft anderes aus. Befragungen, die in
Dörfern in Indonesien, Kambodscha und Viet-
nam durchgeführt wurden, erbrachten überein-
stimmend das Ergebnis, dass die Haushalte „ein
sauberes Zuhause und ein dörfliches Umfeld
ohne üble Gerüche und Fliegen“ als größten
Vorteil einer geregelten Sanitärversorgung be-
trachten; an zweiter Stelle wird Komfort ge-

nannt, während das Gesundheitsargument erst
an dritter Stelle kommt. Auch in Benin messen
ländliche Haushalte dem eigenen Wohlbefin-
den – mit Geruchsfreiheit als Maßstab – und
dem Komfort größere Bedeutung zu als der
Gesundheit.14

Die Sichtweise der Haushalte, die Sanitär-
versorgung eher als private Annehmlichkeit zu
betrachten denn als Aufgabe des Staates, hat
auch die Politik nicht unbedingt in der Not-
wendigkeit der Entwicklung einer nationalen
Strategie bestärkt. Zu begreifen, was den Men-
schen an einer verbesserten Sanitärversorgung
wichtig ist und warum, ist ein erster Schritt hin
zu einem nachfrageorientierten Ansatz. Doch
der Bedarf ist keinesfalls als statisch zu betrach-
ten. Aufklärung, Sozialmarketing und poli-
tische Kampagnen können Bedarfsmuster ver-
ändern, indem sie Ansprüche erhöhen und
neue Erwartungen schaffen.

Armut als Hemmnis

Eine verbesserte Sanitärversorgung kann an den
Kosten scheitern, wenn weite Teile der Be-
völkerung unversorgt sind. Dabei sind es im
Gegensatz zur Wasserversorgung nicht vorran-
gig nur die ganz Armen, die ohne ausreichende
Sanitärversorgung dastehen; dennoch ist Ar-
mut weiterhin eines der größten Hemmnisse.
Fast 1,4 Milliarden Menschen ohne Zugang zu
Sanitärversorgung müssen mit weniger als zwei
US-Dollar am Tag auskommen. Für die meis-
ten von ihnen ist selbst die kostengünstigste
Technologie kaum bezahlbar.

So in Vietnam, wo die Millenniums-Ent-
wicklungszielvorgabe bei der Sanitärversorgung
bereits erreicht ist. In ländlichen Gebieten hat
sich dort der Versorgungsgrad stark verbessert,
wobei allerdings das Ausgangsniveau sehr nied-
rig war. Doch die ärmsten Haushalte sind ver-
gleichsweise sehr schlecht gestellt (Grafik 3.3).
In Kambodscha reicht der Tageslohn eines
Landarbeiters nicht annähernd aus, um eine
Familie angemessen zu ernähren – für Gesund-
heit, Kleidung und Bildung bleibt überhaupt
nichts übrig. Da eine einfache Trockengruben-
latrine 20 Tageslöhne kosten würde, erklärt
dies wohl schon die enorme Diskrepanz bei der

Der Bau einer Latrine 

wirft womöglich keinen

gesundheitlichen Nutzen ab, 

solange andere Haushalte

nicht dasselbe tun
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Mitteln für Toiletten höher bewertet als die
männliche.15

Doch die geringen Mitsprachemöglichkei-
ten von Frauen bei der Festlegung von Ausgabe-
prioritäten im Haushalt bedeuten, dass gerade
diejenige Bevölkerungsgruppe, die die stärkste
Nachfrage nach Sanitärversorgung äußert,
kaum beeinflussen kann, wofür das Geld letzt-
endlich ausgegeben wird. Aus demselben
Grund ist die Bedeutung, die Frauen der Sani-
tärversorgung beimessen, aus den Entschei-
dungsfindungen über den Haushalt hinaus, in
politischen Strukturen von der Dorf- über die
kommunale bis hin zur zentralstaatlichen Ebe-
ne nur selten zu erkennen. Die Stärkung der
Stellung der Frauen ist daher einer der erfolg-
versprechendsten Mechanismen, um die Nach-
frage wirksam zu erhöhen.

Versorgung als Hemmnis

Betrachtet man nach der Nachfrage- nun auch
die Angebotsseite, so ist zu erkennen, dass nicht
allein das Nichtvorhandensein einer bezahlba-
ren Sanitärtechnologie, sondern auch das Über-
angebot unangepasster Technologien fort-
schrittshemmend wirkt. Dadurch entsteht ein
Missverhältnis zwischen dem, was die Men-
schen wollen, und dem, was der Staat anbietet.
So sind beispielsweise Spüllatrinen, die mittels
staatlicher Programme bereitgestellt wurden,
oft nur auf geringe Akzeptanz gestoßen, weil in
den örtlichen Gemeinwesen die Wasserversor-
gung nicht sichergestellt ist. In anderen Fällen
war es zu schwierig oder zu teuer, die von staat-
lichen Behörden angebotenen Technologien
instandzuhalten. Vielerorts stehen ungenutzte
Anlagen, die von Ingenieuren ohne Berücksich-
tigung der Bedürfnisse und Prioritäten örtli-
cher Gemeinschaften konstruiert und durch
unverantwortliche Regierungsstellen vor Ort
abgeladen wurden. Der Zeithorizont ist ein
weiterer Faktor bei der Versorgung. Wie die
Erfahrung aus vielen Ländern zeigt, erfordern
Fortschritte bei der Sanitärversorgung einen
Planungsrahmen von 10–15 Jahren, weit länger
als bei der Wasserversorgung. Dagegen ist bei
Geberorganisationen und nationalen Planungs-
stellen ein zwei- bis dreijähriger Zyklus üblich.

Versorgungslage von Reichen und Armen (Gra-
fik 3.4). In Kibera, Nairobi, kostet der Bau einer
Grubenlatrine etwa 45 US-Dollar – das ent-
spricht zwei Monatslöhnen für jemanden, der
nur den Mindestlohn erhält. Nur durch För-
dermaßnahmen wie staatliche Zuschüsse oder
Mikrokredite mit langer Rückzahlungsfrist
kann hier armen Haushalten die Finanzierung
einer ausreichenden Sanitärversorgung ermög-
licht werden.

Geschlecht als Hemmnis

Die geringe Nachfrage nach Sanitärversorgung
in vielen örtlichen Gemeinschaften lässt sich
unter anderem auch damit erklären, dass
Männer und Frauen nicht gleichgestellt sind.
Aus vielen Ländern liegen Belege dafür vor,
dass Frauen größeren Wert auf die Verfüg-
barkeit privater Sanitäranlagen legen als
Männer. Darin kommen auch die größeren
Nachteile zum Ausdruck, die Frauen aufgrund
mangelnder Versorgung zu erleiden haben –
Sicherheitsrisiken, Entwürdigung und ge-
sundheitliche Folgen. In Kambodscha, Indo-
nesien und Vietnam durchgeführte Untersu-
chungen ergaben, dass die weibliche Bevölke-
rung übereinstimmend die Bereitstellung von
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In Vietnam sind die Armen ver-
gleichsweise sehr schlecht gestellt

Grafik 3.3

Quelle: Phan, Frias und Salter 2004.
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Der langsame Fortschritt bei der Sanitärversor-
gung gibt seit langem Anlass zur Besorgnis.
Nach über drei Jahrzehnten hochrangiger Kon-
ferenzen, politischer Kurswechsel und hochge-
steckter, aber unverwirklichter Zielvorgaben
herrscht heute eine weitgehend pessimistische
Stimmung in Bezug auf das Millenniums-
Entwicklungsziel für Sanitärversorgung. Die-
ser Pessimismus ist aber genauso unangebracht
wie der überzogene Optimismus früherer An-
sätze .

Von weitem betrachtet bietet sich bei der
globalen Sanitärversorgung ein düsteres Bild.
Doch bei näherem Hinsehen stellt sich heraus,
dass sich hinter dem Gesamtbild eine erstaunli-
che Vielfalt lokaler und sogar nationaler Er-
folgsgeschichten verbirgt. In manchen Fällen
ging der Wandel von der Basis aus, von den
Menschen, die von der Krise der Sanitärversor-
gung am schlimmsten betroffen sind – Bewoh-
ner von Slums und ländliche Gemeinschaften,
wo nicht einmal eine primitive Sanitärversor-
gung vorhanden ist. In anderen Fällen haben
Behörden und Versorgungsträger die Initiative
übernommen oder bei der Ausweitung von
Aktionen, die von der Basis ausgingen, eine
Schlüsselrolle eingenommen. Was die Erfolgs-
torys verbindet, ist das Doppelprinzip, dass
Rechte für alle gelten und Verantwortung ge-
meinsam übernommen wird, Bausteine eines
jeden Sozialkontrakts zwischen dem Staat und
seinen Bürgern. Innerhalb dieses weiten Rah-
mens ziehen sich Gemeinwesenorientierung,
Einsatz von angepasster Technologie sowie
nachfrageorientierte und verantwortungsvolle
Leistungserbringung wie ein roter Faden durch
alle erfolgreichen Projekte.

Handeln von unten 
kann viel bewirken

Das Prinzip, dass Rechte für alle gelten und
Verantwortung gemeinsam übernommen wird,
ist von ganz praktischer Bedeutung. In den
Elendsvierteln der Städte, wo viele Menschen

auf dichtem Raum wohnen, hängt der Erfolg
jeder Gemeinschaftsinitiative von der Mitwir-
kung der Einzelnen ab, besonders wenn es um
eine verbesserte Sanitärversorgung geht. Mithil-
fe der Mobilisierung an der Basis hat sich das
Orangi-Pilotprojekt in Karatschi in den letzten
zwei Jahrzehnten zu einem Programm entwi-
ckelt, durch das Millionen von Slumbewohnern
in den Genuss von Sanitärversorgung kom-
men.16 Dabei wirkten fast alle Bewohner mit –
weil eine kollektive Sicht der Vorteile bestand
und gemeinsam Verantwortung für Freisetzung
dieses Potenzials übernommen wurde (Kasten
3.3).

Das Orangi-Projekt begann als kleine
Gemeinschaftsinitiative und hat sich dann in
der Zusammenarbeit mit der Kommunalver-
waltung immer weiter ausgeweitet. Es ist wich-
tig, eine gewisse Größenordnung zu erreichen,
da kleine, isolierte Projekte keinen Fortschritt
auf Landesebene anstoßen oder aufrechterhal-
ten können. Außerdem kann die Energie und
Innovationskraft, die von Aktionen auf Ge-
meindeebene ausgeht, die Fähigkeit des Staates
zur Herbeiführung eines Wandels stärken.

In Indien waren Anfang der 1990er Jah-
re der Dachverband der nationalen Slumbe-
wohner-Initiativen (NSDF), die Gesellschaft
zur Förderung von Gebietsressourcenzentren
(SPARC) – eine Nichtregierungsorganisation
(NRO) mit Sitz in Mumbai – und Mahila
Milan, ein von Slum- und Gehsteigbewohne-
rinnen gegründetes Netzwerk von Spargruppen
wegbereitend für einen neuen Handlungsan-
satz für Planung und Betrieb öffentlicher Toi-
lettenblocks. Damit reagieren sie darauf, dass es
armen Haushalte in dichtest besiedelten
Gegenden nicht möglich war, Latrinen zu
installieren. Vor dem Bau wurden Befragungen
der Slumbewohner durchgeführt, Ersparnisse
mobilisiert und Organisationen für den Betrieb
der Toiletten gebildet. Zu den konstruktiven
Neuerungen gehörte, dass es ab sofort getrenn-
te Anlagen für Männer und Frauen gab. An-
fänglich fanden diese Bemühungen bei den ört-
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eigenen Toilettenblocks zu bauen und zu
unterhalten. Die Auflagen wurden gelockert
und die Vorschriften flexibler gehandhabt. 
In Chittagong, Bangladesch, entwickelte die
internationale NRO Water Aid gemeinsam mit
örtlichen NROs und städtischen Behörden kol-
lektive Latrinen, die von je 150 Haushalten ge-
meinsam genutzt werden – Kostenpunkt: um-
gerechnet 0,60 US-Dollar pro Monat und
Haushalt.17 Durch diese von gemeinwesenori-
entierten Organisationen betriebenen Latrinen
erhielten wesentlich mehr Menschen eine Sani-
tärversorgung als es mit den Mitteln einzelner
Haushalte möglich gewesen wäre.

Das Versagen der bisherigen angebotsge-
steuerten Handlungsansätze hat ein Umden-
ken in der Politik ausgelöst. Mit am deutlichs-
ten kommt dies in der gemeinwesenorientier-
ten Kampagne für umfassende Sanitärversor-
gung zum Ausdruck, einem Handlungsansatz,
der zum Ziel hat, die Nachfrage nach einer ver-
besserten  Sanitärversorgung zu schaffen.18 Die
Kampagne für umfassende Sanitärversorgung
in Bangladesch wurde ursprünglich von örtli-
chen NROs initiiert, hat aber inzwischen den
Status eines nationalen Programms erlangt. Der
Erfolg der Kampagne hat es mit ermöglicht, das
Land auf Kurs für die Millenniums-Entwick-
lungszielvorgabe bei der Sanitärversorgung zu
halten (Kasten 3.4).

lichen Behörden keine Unterstützung. Doch
inzwischen wurde das Konzept in Puna, einer
Stadt mit über zwei Millionen Einwohnern,
umgesetzt – dort arbeitete die Stadtverwaltung
mit NSDF, SPARC und Mahila Milan zusam-
men. Zwischen 1999 und 2001 wurden über
440 Toilettenblocks gebaut und damit 10.000
neue Toiletten geschaffen. Die Finanzierung
übernahm die Regierung des Bundesstaates
Maharashtra, wobei Planung und Instandhal-
tung in der Verantwortung der NROs lagen.

Die Mitwirkung der Bevölkerung vor Ort
ist wahrscheinlich die größte Einflussgröße für
den Erfolg – oder Misserfolg – öffentlicher
Sanitäranlagen. Bis vor kurzem konnten derlei
Anlagen in kommunaler Regie keine gute
Bilanz vorweisen – schlechter Erhaltungszu-
stand, ungünstige Standortwahl und ähnliche
Mankos führten dazu, dass sie von der Bevölke-
rung kaum angenommen wurden. Diese Bilanz
beginnt sich allmählich zum Positiven zu wen-
den. In der namibischen Hauptstadt Wind-
hoek musste die Stadtverwaltung eingestehen,
dass staatliche Sanitäranlagen den Armen nicht
zugute kamen, da die Qualitätsstandards zu
hohe Kosten verursachten. In Zusammenarbeit
mit dem nationalen Dachverband der Hütten-
bewohner-Initiativen veränderten die Kommu-
nalbehörden die Vorschriften dahingehend,
dass es Stadtteilkomitees möglich wurde, ihre
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Kasten 3.3 Initiative von unten – das Orangi-Projekt

Orangi ist eine große informelle Siedlung – in der Landessprache

katchi abadi – in Karatschi, Pakistan. Dort wohnen über eine Million

zumeist arme Menschen. Die Erfolgsgeschichte von Orangi ist Sinn-

bild für die Fähigkeit von Gemeinschaften, sich besseren Zugang zu

Sanitärversorgung zu verschaffen.

1980 startete eine lokale Nichtregierungsorganisation das Orangi-

Pilotprojekt. Ziel war es, in Zusammenarbeit mit örtlichen Gemein-

schaften die himmelschreienden sanitären Verhältnisse in der Sied-

lung in den Griff zu bekommen. Dabei wurde bei der Mobilisierung

der Schwerpunkt auf die Straße als Organisationseinheit gelegt. In

einem Prozess des Dialogs und der Aufklärung wurden die Anwoh-

ner der einzelnen Straßen dazu aufgefordert, sich in Gruppen zusam-

menzufinden und Abwasserkanäle zu bauen, um das Abwasser aus

ihren Häuschen ableiten zu können. Die Kooperation zwischen den

jeweils für ihre Straße Verantwortlichen ermöglichte es dann, größe-

re Kanäle zu bauen, in denen die Abwässer aus mehreren Straßen

Quelle: Satterthwaite et al. 2006; Hasan 2005; Zaidi 2001.

zusammengeführt wurden. Ursprünglich wurden die über die Kanäle

abgeführten Abwässer in nahegelegene Ablaufrinnen eingeleitet. 

Doch nach etlichen Verhandlungen mit der Stadtverwaltung erklärte

sich die Stadt schließlich bereit, einen Stammkanal zu finanzieren,

um das Abwasser sammeln und aus der Wohngegend ableiten zu

können.

Seit Anfang der 1980er Jahre ging die Säuglingssterblichkeit in

dem Elendsviertel von 130 Todesfällen auf 1.000 Lebendgeburten auf

heute unter 40 zurück. Fast 100.000 Familien in über 6.000 Straßen

beteiligten sich an dem Projekt – das sind 90 Prozent aller Bewohner

des Stadtteils. Durch die Schulung von Gemeinwesenarbeitern in der

Instandhaltung des Kanalisationssystems und die Nutzung vorhan-

dener Arbeitskraft konnten die Kosten der Sanitärversorgung auf ein

Fünftel von dem gesenkt werden, was normalerweise angefallen

wäre. Dies ermöglichte es dem Projekt, mit bezahlbaren Abwasser-

gebühren seine Kosten zu decken.



Beim Handlungsansatz der Kampagne für
umfassende Sanitärversorgung erfolgt zunächst
eine gemeinwesenorientierte Auswertung der
bestehenden Sanitärpraktiken, zu denen übli-
cherweise der Stuhlgang im Freien gehört.19

Dabei wird von Bewohnern selbst in Zusam-
menarbeit mit anderen Haushalten die Kartie-
rung der Stellen vorgenommen, an denen der
Stuhlgang üblicherweise erfolgt, um die Über-
tragungswege von Krankheiten und den Um-
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Kasten 3.4 Bangladeschs Kampagne für umfassende Sanitärversorgung

Vor zehn Jahren wies Bangladesch, eines der ärmsten Länder der Welt, mit die niedrigste Quote bei der Sanitärversorgung im ländlichen Raum

auf. Heute hat das Land sich das hohe Ziel gesteckt, bis zum Jahr 2010 eine landesweite Sanitärversorgung zu gewährleisten. Mit kräftiger

Unterstützung durch die Entwicklungshilfepartner des Landes ist geplant, jährlich 2,4 Millionen Haushalte neu in die Sanitärversorgung ein-

zubeziehen.

Die Kampagne für umfassende Sanitärversorgung ist das Kernstück des Erfolgs von Bangladesch. An der Kampagne, die Ende der 1990er

Jahre von einer Nichtregierungsorganisation (NRO) des Landes initiiert wurde, sind heute über 600 NROs beteiligt, die eng mit örtlichen

Behörden zusammenarbeiten, um für eine verbesserte Sanitärversorgung zu werben.

Der Ausgangspunkt der Vorgehensweise ist die Mitwirkung örtlicher Gemeinschaften bei der Bestimmung der Probleme, die mit dem Stuhl-

gang im Freien einhergehen. Dazu wird die Menge der Exkremente, die in der Umgebung von Dörfern abgelagert sind, berechnet, verunrei-

nigte Zonen werden kartiert und Übertragungswege von Durchfallerkrankungen sowie generellere Probleme der Volksgesundheit ermittelt. Der

„Marsch der Schande“ zu den Gebieten, in denen der Stuhlgang verrichtet wird, sowie die Berechnung der Fäkalienmenge sind die beiden

Methoden, die eingesetzt werden, um zunächst Betroffenheit bei der Bevölkerung zu erzeugen. Ziel ist, dass das Problem des Stuhlgangs im

Freien auf Gemeindeebene diskutiert und dokumentiert und über die Folgen für die Gesundheit nachgedacht wird. Sobald das Interesse ein-

mal entfacht ist, können die Dorfbewohner dazu motiviert werden, mit Behörden, NROs, religiösen Organisationen und anderen zusammen

ein Forum für Belange der Sanitärversorgung einzurichten.

Mit dem Fortschreiten der Kampagne entstand im Gefolge der zunehmenden Nachfrage nach sanitären Anlagen ein blühender Kleinge-

werbesektor. Bangladesch ist heute weltweit führend bei der Herstellung, Vermarktung und Instandhaltung kostengünstiger Latrinen. Ende des

Jahres 2000 gab es offiziell 2.400 Kleinbetriebe, die Latrinen herstellten. Inzwischen ist diese Zahl auf 3.000 angestiegen, was einmal mehr

beweist, dass kleine Anbieter sich am besten auf örtliche Märkte einstellen können. Die Latrinenkosten sind stark gesunken. Die Arbeit der

Dörfer wurde dabei durch Mikrofinanzierungsprogramme unter der Federführung von NROs unterstützt, in deren Rahmen Sparguthaben mobi-

lisiert und Kredite zur Verfügung gestellt wurden.

Das Programm zielte zwar vornehmend auf nachfrageorientierte Handlungsansätze ab, doch auch die nationale Politik war von Bedeu-

tung. Die letzten Regierungen haben alle die Sanitärversorgung im ländlichen Raum zu einer Priorität erhoben. Die Nationalen Grundsätze 

für Wasser- und Sanitärversorgung, die 1998 erstellt wurden, bilden den politischen Rahmen für Partnerschaften von Kleinunternehmen und

Gemeinwesengruppen und stellen über lokale und nationale Behörden Fördermittel für Vermarktung und Schulung zur Verfügung.

Um sich ein Bild davon machen

zu können, wie hervorragend diese

Partnerschaft funktioniert, genügt

es, einmal Bangladesch mit Indien

zu vergleichen. Vor zehn Jahren

sahen sich beide Länder in etwa

ähnlichen Problemen gegenüber.

Seitdem hat sich Indien eines weit

rascheren Wirtschaftswachstums

erfreut, wodurch die Kluft im Ein-

kommen der beiden Länder noch

größer geworden ist. Doch bei der Sanitärversorgung im ländlichen Raum ist Indien insgesamt hinter Bangladesch zurückgefallen (s. Tabel-

le), auch wenn einige indische Bundesstaaten Fortschritte verzeichnen konnten.

In den zehn Jahren bis zum Jahr 2015 stellen sich als wichtigste Aufgaben die Erhaltung der Dynamik, die in den letzten Jahren aufge-

baut werden konnte, sowie die Verringerung von Ungleichheiten beim Zugang zur Sanitärversorgung. Es liegen zwar nur stellenweise Daten

vor, doch die Regierung von Bangladesch ist darüber besorgt, hinter der Bedarfsdeckungsquote bei der ausreichenden nationalen Sanitär-

versorgung könnte sich verbergen, dass arme ländliche Haushalte nicht in der Lage sind, selbst die kostengünstigsten Latrinen aus eigener

Kraft zu finanzieren. Sie hat darauf reagiert, indem sie den gesamten Anteil der Sanitärversorgung am Jahresentwicklungsprogramm für die

Subventionierung der Nachfrage unter den ärmsten 20 % der Bevölkerung bereitgestellt hat.

Quelle: Bangladesch 1998, 2005; Kar und Pasteur 2005; Practical Action Consulting 2006a; VERC 2002; WSP-SA 2005. 

Bangladesch Indien

Indikator 1990 2004 Veränderung 1990 2004 Veränderung

Sanitärversorgung, national (in %) 20 39    19  14 33    19

Sanitärversorgung, ländlicher Raum  (in %) 12 35    23   3 22    19

Säuglingssterblichkeit (pro 1.000 Lebend-
geburten) 96 56 –40  84 62  –22

Verbesserungen bei der Sanitärversorgung und Kindersterblichkeit: 
Bangladesch und Indien, 1990-2004

Quelle: Indikatorentabelle 10; WHO und UNICEF 2006.



Staatliche Führung ist unverzichtbar

Die zentrale Rolle der Haushalte bei der Finan-
zierung der Sanitärversorgung, das offenkun-
dige Versagen einiger stark subventionierter,
vom Staat initiierter Projekte sowie die ent-
scheidende Bedeutung der Haushaltsnachfrage
als Katalysator für Veränderungen haben man-
che dazu verleitet, dafür zu plädieren, dass der
Staat sich weitgehend aus diesem Bereich
zurückzieht. Doch die Unterscheidung zwi-
schen dem Handeln von Haushalten oder
Gemeinschaften einerseits und staatlichem
Handeln andererseits ist irreführend und führt
nicht weiter. Staatliche Führung bleibt unver-
zichtbar.

Nationale Strategien erstellen
Wie bei der Wasser-, so ist auch bei der Sanitär-
versorgung eine wirksame Planung auf einzel-
staatlicher Ebene der Ausgangspunkt für die
erfolgreiche Ausweitung der Versorgung . Viele
Länder müssen ihre Denkweise ändern, die der
Sanitärversorgung einen zu geringen Stellen-

fang, in dem die einzelnen Haushalte zu dem
Problem beitragen, zu ermitteln. Ziel dabei ist,
die drei grundlegenden Faktoren anzusprechen,
von denen Impulse für Veränderung ausgehen
können: Ekel, Eigennutz und ein Verantwor-
tungsgefühl des Einzelnen für das Wohlergehen
der Gemeinschaft. Dieser Ansatz wurde in Län-
dern wie Kambodscha, China, Indien und Sam-
bia weiterentwickelt und mit einem gewissen
Erfolg umgesetzt.

Ein innovatives Konzept und entsprechen-
des Marketing kann ausreichende Sanitärver-
sorgung auch für die am stärksten Unterprivile-
gierten in Reichweite bringen. Nehmen wir
zum Beispiel Sulabh in Indien. Diese an den
Grundsätzen Gandhis ausgerichtete Organisa-
tion hat Produkte wie z. B. Latrinen entwickelt,
die für die ärmsten Teile der indischen Gesell-
schaft konzipiert sind – u.a. die niedrigen Kas-
ten und Wanderarbeiter. Am bemerkenswer-
testen sind der Umfang ihrer Tätigkeit –
Bereitstellung von ausreichender Sanitärversor-
gung für rund zehn Millionen Menschen – und
ihr Geschäftsmodell (Kasten 3.5).
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Kasten 3.5 Sulabh – Sanitärversorgung für die Armen in Indien

Sulabh wurde 1970 gegründet, um Problemen zu begegnen, denen sich die unteren Kasten und einkom-

mensschwachen Gruppen in Indien bei der Sanitärversorgung gegenübersehen. Heute ist die Organisation

einer der weltgrößten nichtstaatlichen Anbieter von Sanitäranlagen. Abgesehen von seiner Größe erregt die

Organisation dadurch Aufmerksamkeit, dass sie sich ihre Dienstleistungen auch wirtschaftlich tragen.

In wenig mehr als drei Jahrzehnten ist mit Sulabh aus einem bescheidenen Projekt im indischen Bun-

desstaat Bihar eine Unternehmung geworden, die 1.080 größere und kleinere Städte sowie 455 Bezirke in

27 indischen Bundesstaaten umspannt. Bisher hat die Organisation über 7.500 öffentliche Toilettenblocks

und 1,2 Millionen private Latrinen gebaut und damit zehn Millionen Menschen Zugang zu Sanitärversorgung

verschafft. Eine in Hyderabad durchgeführte Studie ist zu dem Ergebnis gelangt, dass das Einkommen von

etwa der Hälfte der Nutzer von Sulabh-Anlagen unter der Armutsgrenze liegt. Dabei überwiegen Klein-

gewerbetreibende, Arbeiter und Landarbeiter sowie viele Beschäftigte des informellen Sektors.

Sulabh geht nicht karitativ vor, sondern nach einem Geschäftsmodell. Die Organisation schließt Verträ-

ge mit Kommunen und privaten Anbietern ab, um mit öffentlichen Mitteln Toilettenblocks zu bauen. Die ört-

lichen Behörden stellen Land zur Verfügung und finanzieren die Versorgungsanschlüsse vor, doch alle lau-

fenden Kosten werden über Gebühren finanziert. Die Gebühr für einmalige Nutzung beträgt etwa eine Rupie

(umgerechnet zwei US-Cents). Kinder, behinderte Menschen und die nicht Zahlungsfähigen können die

Anlagen kostenlos in Anspruch nehmen. In 29 Slums hat Sulabh Toilettenblocks gebaut, die gebührenfrei

sind, da sie durch Dienstleistungsverträge mit Kommunen finanziert werden.

Sulabh stellt außerdem Latrinen her und vermarktet diese zu einem Kostenpunkt von umgerechnet

zwischen 10 und 500 US-Dollar. Speziell für einkommensschwache Haushalte konzipierte kostengünstige

Latrinen werden mithilfe staatlicher Zuschüsse vermarktet, die die Hälfte der Kosten decken. Darüber hinaus

gewährt der Staat zinsgünstige Kredite mit einer Tilgungsfrist von 12–30 Jahren.

Quelle: Bhatia 2004; Chary, Narender und Rao 2003; Patak 2006.



wert einräumt. Diese Denkweise lässt sich häu-
fig daran ablesen, wo die Zuständigkeit für
Sanitärversorgung innerhalb des Staatsappara-
tes angesiedelt ist. In Afrika südlich der Sahara
ist es am gebräuchlichsten, die Zuständigkeit
für Sanitärversorgung einer Abteilung des
Gesundheitsministeriums zu übertragen, wo-
mit jedoch der Spielraum für mutige politische
Initiativen eingeschränkt wird. Ein weiteres
Problem ist der herrschende Kompetenzwirr-
warr. In Ghana sind die Rollen und Zu-
ständigkeiten bei der Wasserversorgung inner-
halb eines nationalen Planungsrahmens klar
festgelegt. Bei der Sanitärversorgung ist dies
jedoch nicht der Fall – hier ist die Zuständig-
keit auf das Ministerium für Wasserressourcen,
Öffentliche Arbeiten und Siedlungswesen
sowie eine Reihe anderer Ministerien verteilt.
Im Niger ist die Sanitärversorgung zwar dem
Wasserministerium unterstellt, doch die Koor-
dinierung der Sanitärversorgung wird von
einem nationalen Komitee vorgenommen, das
über begrenzte Befugnisse verfügt. In jedem Fall
wäre es der nationalen Planung zuträglich,
wenn sie von einem führenden Ministeriums-
vertreter geleitet würde, der die Entwicklung
und Umsetzung von Strategien der Sanitär-
versorgung koordiniert.

Manche Regierungen können bei der Be-
reitstellung von Zugang zu Sanitärversorgung
eine erfolgreiche Bilanz vorweisen. Seit 1990 ist
es Thailand gelungen, den Versorgungsgrad im
Bereich der Sanitärversorgung landesweit von
80 Prozent auf 100 Prozent zu erhöhen. Dabei
wurden in ländlichen Gebieten besonders deut-
liche Fortschritte erzielt: Über 13 Millionen
Landbewohner sind im Verlauf zweier Jahr-
zehnten in die Versorgung einbezogen worden.
Darin kommt der Stellenwert zum Ausdruck,
der der Sanitärversorgung im nationalen Pla-
nungsgefüge eingeräumt wird.20 Die landeswei-
te Strategie verlangt von jedem Bezirk, Lücken
in der Versorgung von der Dorfebene aufwärts
zu ermitteln – und dann Strategien zu ent-
wickeln, wie sich diese Lücken schließen lassen.
So haben thailändische Regierungsstellungen
Technologien entwickelt, die für die Armen
finanzierbar und erreichbar sind, Schulungen in
der Instandhaltung von Sanitäranlagen durch-

geführt und sich erneuernde Mittel – sog.
„revolving funds“ – bereitgestellt, um die Kapi-
talkosten aufzufangen. Gemeinwesenorientier-
te Aufklärungsprogramme erhöhten gleichzei-
tig den gesundheitlichen Nutzen der Sanitär-
versorgung.

Staatliche Erfolge auf einigen Gebieten kön-
nen das Versagen der Politik auf anderen
Gebieten noch hervorheben. Sowohl Kolum-
bien als auch Marokko haben für einen Teil der
Ärmsten den Zugang zu verbesserter Sanitär-
versorgung ausgeweitet. Der Versorgungsgrad
in Kolumbien betrug im Jahr 2005 etwa 86 Pro-
zent und lag damit weit über dem, was das
Nationaleinkommen des Landes vermuten lie-
ße (Grafik 3.5). In Marokko ist der Versor-
gungsgrad der ärmsten 20 Prozent der Bevölke-
rung seit 1992 auf das Vierfache angestiegen.
Doch in beiden Ländern entstand bei allem
Fortschritt eine Schieflage, die städtische
Gebiete klar gegenüber ländlichen Gebieten
bevorteilt und dadurch die bestehenden
Ungleichheiten noch verschärft.21

Diese Bevorteilung ist teilweise auf die
nationale Politikplanung zurückzuführen. In
Kolumbien wurde die Zuständigkeit für die
Wasser- und Sanitärversorgung an die Kommu-
nen übertragen, die traditionell Erfahrung in
der Erbringung von Dienstleistungen haben.

In jedem Fall wäre es 

der nationalen Planung 

zuträglich, wenn sie 

von einem führenden

Ministeriumsvertreter 

geleitet würde
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Verbesserter Zugang zu Sanitär-
versorgung in Kolumbien und 
Marokko, der den Armen gezielt
zugute kommt

Grafik 3.5
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die ländlichen Gebieten. Politische Ziele und
nationale Vorgaben sind ganz auf den An-
schluss an das Kanalisationsnetz ausgerichtet,
aber in ländlichen Gebieten können Grubenla-
trinen angebrachter sein.

Zusammenarbeit mit Gemeinschaften
Fortschrittshemmende Einstellungen und Ver-
haltensweisen können verändert werden, wenn
es gelingt, ein Umfeld zu schaffen, in dem Sani-
tärversorgung sowohl als Verantwortung von
Haushalten als auch als Recht der Gemein-
schaften betrachtet wird. Ein derartiges Umfeld
setzt eine dynamische Wechselwirkung zwi-
schen Behörden und Gemeinschaften voraus.
Dies bedeutet, dass man sich des Sozialkapitals
von Gemeinschaften bedient und ein Gefühl
für gesellschaftliche Solidarität und Bürgersinn
aufbaut, wobei Regierungen die Aufgabe zu-
kommt, ein politisches Umfeld zu schaffen, das
allen Menschen Fortschritte hin zu verbesserter
Sanitärversorgung ermöglicht.

Einige der bemerkenswertesten Erfolgsge-
schichten bei der Sanitärversorgung sind das
Ergebnis von Partnerschaften zwischen dem
Staat und der Bevölkerung, bei denen ein weites
Spektrum an Organisationen der Zivilgesell-
schaft eine Brückenfunktion einnimmt. Die
Politik kann Nachfrage schaffen und Initiati-
ven der Gemeinschaften auf eine andere Ebene
heben. Die Kampagne für umfassende Sanitär-
versorgung in Bangladesch kann als Beispiel
hierfür dienen. Ein weiteres Beispiel ist der
rasche Fortschritt bei der Sanitärversorgung in
ländlichen Teilen von Lesotho, wo ein überzeu-
gender nationaler Planungsprozess und poli-
tische Führerschaft, die sehr stark auf die Ein-
beziehung örtlicher Gemeinschaften abhoben,
zu wirklichen Fortschritten führte23 (Kasten
3.6).

Viele staatliche Maßnahmen sind zu Recht
kritisiert worden, da die bereitgestellte Tech-
nologie nicht angepasst war, doch die Erfolgs-
geschichten werden weniger beachtet. In Bra-
silien unterstützten die Kommunalverwaltun-
gen einen Wechsel von konventioneller Ka-
nalisationstechnologie zu einer kostengünsti-
geren Alternative, dem Gemeinschaftsansatz
(Kondominialsystem). Dieses System hat zu

Mittelzuweisungen durch die Zentralregierung
an die Kommunen machen zwei Drittel der
Investitionen im Bereich der Wasser- und Sani-
tärversorgung aus, wobei ärmere und kleinere
Kommunen höhere Mittel pro Kopf erhalten.22

Andere Programme der Zentralregierung sehen
Zuschüsse für arme Haushalte vor, damit diese
sich leisten können, die Anschluss- und Nut-
zungsgebühren zu entrichten (s. Kapitel 2), und
stellen kleineren Versorgungsunternehmen Kre-
dite und technische Unterstützung zur Verfü-
gung. Dadurch entstanden armen städtischen
Haushalten konkrete Vorteile. Auch in Marok-
ko wurden von der staatlichen Politik Anreize
dafür geschaffen, dass Versorgungsunterneh-
men ihre Dienstleistungen auf einkommens-
schwache städtische Haushalte ausweiten. Das
Problem in beiden Ländern ist jedoch, dass kei-
ne wirkungsvolle nationale Strategie für die
Sanitärversorgung ländlicher Gebiete vorhan-
den ist. So hat beispielsweise der Nationale Ent-
wicklungsplan Kolumbiens die Bedarfsdeckung
in städtischen Gebieten im Blick, nicht jedoch
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Kasten 3.6 Lesotho – Fortschritt bei der Sanitärversorgung auf dem Land

Vor zwanzig Jahren startete Lesotho mit finanzieller Unterstützung durch das Entwick-

lungsprogramm der Vereinten Nationen und das Kinderhilfswerk der Vereinten Natio-

nen ein kleines Pilotprojekt für die Sanitärversorgung auf dem Land. Seitdem ist der

Versorgungsgrad im ländlichen Raum von 15 auf 32 Prozent angestiegen und liegt

damit höher als in vielen Ländern mit höheren Durchschnittseinkommen. Die neue

Zielvorgabe ist eine flächendeckende Versorgung bis zum Jahr 2010.

Das Projekt erzeugt Nachfrage und leistet Unterstützung für Schulungen im 

Bau von Latrinen. Sanitärteams des jeweiligen Bezirks nutzen Strukturen des ört-

lichen Gemeinwesens, um über die Vorteile einer geregelten Sanitärversorgung auf-

zuklären und Nachfrage nach verbesserten Latrinen zu schaffen. Die Nachfrage wird

mithilfe kleiner örtlicher Anbieter befriedigt, die von kommunalen Behörden durch

Schulungsmaßnahmen unterstützt werden.

Die Verknüpfung von Gesundheits- und Hygieneerziehung mit den Bau- und tech-

nischen Maßnahmen wird auf Landesebene vom Innenministerium (das hauptsächlich

mit Aspekten der technischen Ausrüstung befasst ist) und Gesundheitsministerium

koordiniert. Auch die Abstimmung mit den Wasserversorgungsunternehmen ist bes-

ser geworden.

Eine der Herausforderungen, die sich im Hinblick auf den Zieltermin 2010 stellt,

ist die Einbeziehung der ärmsten Haushalte des Landes. Eine auf volle Kosten-

deckung ohne Subventionierung ausgelegte Politik hat den Anreiz für Innovation 

geschaffen. Doch selbst einfache Latrinen sind für die ganz Armen immer noch uner-

schwinglich. Erst vor kurzem wurden Maßnahmen eingeführt, um durch Mikrokredit-

programme mit langen Kredittilgungsfristen Latrinen bezahlbarer zu machen.

Quelle: Jenkins und Sugden 2006; World Bank 2004b.



einem nachhaltigen Anstieg des Versorgungs-
grads geführt.24

Bei einem konventionellen Kanalisations-
system erfolgt ein separater Anschluss der ein-
zelnen Haushalte. Beim Gemeinschaftsansatz
werden dagegen Blocks oder Gruppen von
Häusern angeschlossen. Dadurch ist es nicht
mehr notwendig, auf jedem Grundstück oder
in jeder Straße eines Viertels Leitungen zu ver-
legen. Das Netz besteht aus zwei Teilen: Die
Stadtkanalisation stellt einen Stammkanal be-
reit, an den parallele Mikrosysteme angeschlos-
sen werden, die das Abwasser aus den Gemein-
schaftsblocks aufnehmen. Dabei werden die
örtlich vorhandenen topographischen und
Drainagebedingungen berücksichtigt, wodurch
sich die Länge des Leitungssystems drastisch
verkürzen lässt. Außerdem kann das Mikro-
system unabhängig betrieben werden, bis es 
an den städtischen Stammkanal angeschlossen
wird.

Bei der Entwicklung dieses Gemeinschafts-
ansatzes in Brasilien ging es nicht allein um
technische Aspekte, sondern genauso um poli-
tische. Die Mitwirkung der Bevölkerung bei der
Entscheidungsbildung wird weithin sowohl als
Recht als auch Pflicht betrachtet, wobei das
Gemeinschaftseigentum (Kondominium) die
soziale Einheit bildet, die kollektive Entschei-
dungen ermöglicht. Die Teilhaber des Gemein-
schaftseigentums müssen sich auf einen geeig-
neten Ort für den Kanalanschluss verständigen
und in Eigenleistung zu erbringenden Arbeiten
wie Bau und Unterhaltung des Mikrosystems
selbst organisieren. Dieses System ist heute
zentraler Bestandteil des Kanalisationssystems,
an das allein in der Hauptstadt Brasilia zwei
Millionen Menschen angeschlossen sind (Kas-
ten 3.7).

Die Voraussetzungen 
für Fortschritte schaffen
Es gibt mehrere offensichtliche Gründe, warum
der Staat eine Führungsrolle einnehmen sollte,
um die Voraussetzungen für Fortschritte bei
der Sanitärversorgung zu schaffen. Gemein-
schaften  oder NROs können aus eigener Kraft
nur Teilerfolge erzielen, auch wenn diese
manchmal ein beeindruckendes Ausmaß an-

nehmen können. Doch Vorstöße auf Projekt-
basis können die finanziellen, politischen und
administrativen Ressourcen, die Regierungen
zur Verfügung haben, nie ersetzen.

So auch im indischen Bundesstaat West-
bengalen. Seit 1990 hat die Regierung des Staats
eine Strategie entwickelt, im Rahmen langfris-
tiger Partnerschaften mit internationalen
Organisationen wie UNICEF, NROs auf bun-
desstaatlicher Ebene und anderen Gruppierun-
gen unter dem Dach von Indiens nationaler
Kampagne für umfassende Sanitärversorgung
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Kasten 3.7 Der Gemeinschaftsansatz bei der Abwasserentsorgung 
in Brasilia – Politik und Technologie

Der Gemeinschaftsansatz (Kondominialsystem) wurde in den 1980er Jahren entwi-

ckelt, um einkommensschwache Haushalte in die Sanitärversorgung einzubinden. In

der Zwischenzeit hat sich dieser Ansatz als praktikable Lösung für das Management

der Abwasserentsorgung ganzer Ballungsgebiete herausgestellt, unabhängig vom

Einkommen der Nutzer. Das Wasser- und Abwasserunternehmen von Brasilia ist ein

einprägsames Beispiel dafür, wie innovative Technologien aus kleinen Projekten auf

Programme, die ganze Städte betreffen, übernommen werden können.

Zu Beginn der 1990er Jahre sah sich die Stadtverwaltung von Brasilia durch die

mangelnde Sanitärversorgung in den Vorstädten der Hauptstadt und die Verschmut-

zung des Paranoa-Sees dazu veranlasst, ein größeres Programm der Sanitärversor-

gung in Angriff zu nehmen. Das Unternehmen stand vor der Aufgabe, 1,7 Millionen

Menschen neu an das Kanalisationsnetz anzuschließen. Da konventionelle Technolo-

gien nicht bezahlbar gewesen wären, machte man sich auf die Suche nach kosten-

günstigen Alternativen.

Nach anfänglichen Pilotstudien entschloss man sich, sowohl für die Vorstädte als

auch für wohlhabendere Stadtteile das Gemeinschaftsmodell einzuführen. Die nötigen

Finanzmittel wurden von der brasilianischen Bundesentwicklungsbank und der Inter-

amerikanischen Entwicklungsbank zur Verfügung gestellt; weitere Zuschüsse kamen

von der Hauptstadt und dem Bundesbezirk. Zwischen 1993 und 2001 wurden etwa

188.000 Gemeinschaftskanalanschlüsse im Bundesbezirk eingerichtet, die das

Abwasser von rund 680.000 Menschen entsorgen.

Von Anfang an wurde der Einbeziehung der Bevölkerung große Bedeutung beige-

messen. Die Haushalte hatten die Wahl, entweder die Anschlüsse unter Aufsicht des

Versorgungsunternehmens selber zu bauen oder für den Anschluss zu bezahlen. Die

Gebühren waren auf Kostendeckung ausgelegt, wobei Haushalte, die sich bereit

erklärten, Leitungen auf ihrem Grundstück zu verlegen und für deren Instandhaltung

zu sorgen, in den Genuss geringerer Gebühren kamen.

Was macht den Erfolg des Kanalisationskonzeptes von Brasilia aus? Erstens: Das

Versorgungsunternehmen traf eine klare Entscheidung hinsichtlich der Technologie,

teilte diese Entscheidung der Öffentlichkeit unmissverständlich mit und passte seine

interne Struktur entsprechend an. Zweitens: Ein dezentrales Sanitärversorgungs-

system mit der Möglichkeit der Anbindung an das gesamtstädtische Versorgungsnetz

sorgte für optimale Flexibilität. Da es bedarfsorientiert war, war es gut für Gemein-

schaftsblocks und verschiedene Mikrosysteme geeignet. Drittens: Durch Mitwirkung

der Bevölkerung konnten die Kosten gesenkt und die Effizienz gesteigert werden.

Quelle: Melo 2005.



ergaben, dass diese Kampagne wenige Arme
erreicht hat, und dass viele der neuen Latrinen
ungenutzt blieben. Das Problem ist also nicht
der Einsatz von Subventionen an sich, sondern
dass es nicht gelang, diese zielgerichtet einzuset-
zen und durch Partnerschaften mit der Bevöl-
kerung eine Nachfrage zu schaffen.

Die hohen Kosten, die mit einem Kanalan-
schluss verbunden sind, bedeuten, dass die Sani-
tärversorgung an Ort und Stelle für viele ein-
kommensschwache Gebiete die praktikabelste
Lösung bleiben wird. Öffentliche Toiletten
nach dem Vorbild von Sulabh und anderen stel-
len eine Möglichkeit dar, die für dichtbesiedel-
te Gebiete in Frage kommt. Doch der Staat
könnte viel mehr tun, um günstige Bedingun-
gen für die Entwicklung solcher Dienstleistun-
gen wie Grubenentleerung und Entsorgung zu
schaffen, die heute in vielen Städten Mangelwa-
re sind. Im Endeffekt tragen die armen Haus-
halte die Kostenlast nicht allein für den Bau
von Latrinen, sondern auch für die Bereitstel-
lung der Infrastruktur zur Entsorgung von Ex-
krementen.

Öffentliche Versorgungsträger oder Koope-
rationen zwischen öffentlichen und privaten
Trägern können etwas bewirken. Kommunale
Versorgungsunternehmen können Verträge
mit dem privaten Sektor nutzen, um Dienstleis-
tungen zu erbringen oder die Voraussetzungen
für deren Erbringung zu schaffen. In Daressa-
lam vergibt die Stadtverwaltung Lizenzen an
Kleinbetriebe zur Entsorgung von Fäkalien-
schlamm zu einem Preis, der auch für arme
Haushalte noch bezahlbar ist. Mit zunehmen-
der Konkurrenz sind auch die Preise für diese
Dienstleistung gefallen. Die Entsorgungsfirmen
sind dazu verpflichtet, den Schlamm auf geneh-
migten Deponien abzuladen. Eine Vorausset-
zung für die Entwicklung der Infrastruktur zur
ordnungsgemäßen Entsorgung von Fäkalien-
schlamm ist das Vorhandensein geeigneter
Deponien. Im Elendsviertel Kibera vor den
Toren Nairobis operieren Kleinanbieter infor-
mell während der Regenzeit, wenn der von
ihnen abgeladene Fäkalienschlamm vom Re-
genwasser weggeschwemmt wird. Dazu gibt es
keine unmittelbare Alternative, da keine offi-
zielle Deponie ausgewiesen ist.

die Sanitärversorgung im ländlichen Raum aus-
zubauen.25 Die Westbengalen-Kampagne ist die
einzige in Indien, bei der eine eigens hiermit
beauftragte Verwaltungseinheit – das Staatliche
Institut für lokale Selbstverwaltungsgremien
und ländliche Entwicklung – für die Überwa-
chung der Versorgung, Überprüfungen und
Auswertungen sowie die Unterstützung und
Schulung örtlicher Verwaltungen zuständig ist.
Die Kampagne baut auf Hygieneerziehung und
die Mitwirkung der Bevölkerung, um eine
Nachfrage zu schaffen. Doch Regierungsstellen
und NROs haben auch viel getan, um das Ange-
bot zu verbessern. Die Kommunalverwaltun-
gen förderten die Fertigung kostengünstiger
Latrinensteine durch einen Verbund ländlicher
Sanitärbedarfhändler und die Regierung leiste-
te außerdem Unterstützung, um Steinmetze für
die Arbeit vor Ort in den Dörfern zu schulen.

Die Ergebnisse können sich sehen lassen.
Als die Regierung des Bundesstaates 1990 ihre
Kampagne für ländliche Sanitärversorgung in
Midnapur, damals dem größten Bezirk Indiens,
startete, lag der Versorgungsgrad bei unter 5 %.
Inzwischen verfügen die Haushalte in dem
Bezirk zu 100 % über Sanitärversorgung. Im
ganzen Bundesstaat wurden in den vergange-
nen fünf Jahren insgesamt 2 Millionen Toilet-
ten gebaut und installiert. Damit stieg der Ver-
sorgungsgrad bei der Sanitärversorgung im
Bundesstaat von 12 % im Jahr 1991 auf heute
über 40 %. Staatliche Zuschüsse decken etwa 40
% der Kosten von Latrinen. Die meisten öffent-
lichen Mittel sind jedoch in Sozialmarketing-
Kampagnen und Programme zum Latrinenbau
geflossen.

Das in Westbengalen in den letzten fünf
Jahren Erreichte baut auf mehr als einem Jahr-
zehnt politischer und institutioneller Investi-
tionen auf. Wie die in anderen Bundesstaaten
gemachten Erfahrungen belegen, ist es ohne
derartige Investitionen schwierig, rasche Fort-
schritte zu erzielen. So lancierte beispielsweise
der Bundesstaat Andhra Pradesh 1997 eine
breit angelegte Sanitärversorgungskampagne.
Doch dabei wurde der Schwerpunkt auf kost-
spielige, stark subventionierte Latrinen gelegt,
die im Durchschnitt fünf Mal mehr kosteten als
die in Westbengalen. Spätere Auswertungen
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Das Finanzierungsproblem

Wie bei der Wasserversorgung müssen Haus-
halte, die an das Netz der Abwasserentsorgung
angeschlossen werden wollen, eine Anschluss-
gebühr und regelmäßige Nutzungsgebühren
bezahlen. Für die große Mehrheit der Haushal-
te ohne Kanalanschluss bringt die Einrichtung
einer Grubenlatrine sowohl finanzielle Kosten
als auch Arbeitsaufwand mit sich. Die Über-
windung des Finanzierungshemmnisses ist wich-
tiger Bestandteil jeder Strategie, die auf schnel-
lere Fortschritte abzielt.

In der Vergangenheit subventionierten
Staaten direkt die Sanitärausrüstung und ver-
suchten so über geringere Preise die Nachfrage
zu erhöhen. Doch nur zu oft profitierten die
besserverdienenden Haushalte überproportio-
nal von diesen Subventionen – sie waren häufig
die einzigen, die sich die Sanitäranlagen, für die
es staatliche Zuschüsse gab, überhaupt leisten
konnten. Dies scheint in Simbabwe geschehen
zu sein, wo durch staatliche Subventionen die
Ausgaben von Haushalten ohne klare Zielrich-
tung auf die Armen gefördert wurden. Die
plötzliche Rücknahme der Subventionen führ-
te dann zu einer scharfen Umkehr des Trends
beim Toilettenbau. In Mosambik brach Ende
der 1990er Jahre ein nationales Programm zum
Ausbau der städtischen Sanitärversorgung, das
über zwei Jahrzehnte hinweg aufgebaut worden
war, zusammen, als Kürzungen der Entwick-
lungshilfe zur Rücknahme der staatlichen Sub-
ventionen und einem Preisanstieg von 400 Pro-
zent bei Latrinensteinen führte.

Nachfrageorientierte 
Märkte entwickeln

Mit dem Aufkommen neuer nachfrageorien-
tierter Ansätze hat sich der Schwerpunkt auf die
Ankurbelung der Nachfrage verlagert. In eini-
gen Fällen sahen diese Ansätze die Aufnahme
von Fremdkapital durch die Nutzer vor. Bangla-
desch und Lesotho verfolgen eine Politik, bei
der nur Arme in den Genuss von Subventionen
gelangen; dort fließt ein Großteil der staatlichen
Zuschüsse in das soziale Marketing von Latri-
nen.26 Diesem Ansatz liegt die unterschwellige

Annahme zugrunde, dass durch höhere Investi-
tionen in Technologie und Produktion die
Latrinenpreise im Verlauf der Marktentwick-
lung auf ein bezahlbares Niveau sinken werden.

Diese Annahme hat sich zumindest teilwei-
se in der Praxis bestätigt. In Bangladesch förder-
te die Kampagne für umfassende Sanitärver-
sorgung hochinnovative Kleinunternehmen,
die sich auf die Bereitstellung und Instandhal-
tung  kostengünstiger Sanitäranlagen speziali-
siert haben. In Lesotho stießen öffentliche In-
vestitionen in Schulung und Marketing auf
starke Resonanz beim privaten Sektor. Latrinen
wurden trotz konstruktiver Verbesserungen
günstiger in der Anschaffung und die Herstel-
lerfirmen stellten sich hervorragend auf die
lokalen Märkte ein.27 Doch dem Markt sind
Grenzen gesetzt, wo Armut grassiert. Sowohl
Bangladesch als auch Lesotho hatten Schwierig-
keiten, die Versorgung auf die ärmsten Gesell-
schaftsschichten auszuweiten – und dieses Pro-
blem könnte den weiteren Fortschritt hemmen,
wenn es nicht gelöst wird.

Aufschlussreich sind die Erfahrungen, die in
Vietnam gemacht wurden – einem Land, das
eine gute Bilanz bei der Verbesserung des
Zugangs zu Sanitärversorgung vorweisen kann.
Wie bereits erwähnt, verbergen sich hinter den
Statistiken der einzelnen Länder große Un-
gleichheiten bei der Bedarfsdeckung zwischen
Reich und Arm wie auch zwischen Stadt und
Land. Zur Erklärung dieser Ungleichheiten
können Kostenfaktoren herangezogen werden:
Latrinen für einkommensschwache Haushalte
werden von Hilfeprogrammen derzeit für 35–
90 US-Dollar zum Kauf angeboten.28 Diese
Haushalte geben im Schnitt 72 Prozent ihres
Einkommens für Nahrungsmittel aus. Wenn
sie das Verbleibende für den Kauf einer Latrine
aufwenden würden, wäre für die Ausgabepos-
ten Gesundheit und Bildung nichts mehr übrig.

Manche Regierungen haben innovative Stra-
tegien für die Quersubventionierung der Sani-
tärversorgung entwickelt. In Burkina Faso
erhebt das öffentliche Wasser- und Sanitärver-
sorgungsunternehmen eine kleine Abwasserab-
gabe von seinen Wasserkunden, von der es die
Hälfte zur Finanzierung von sozialem Marke-
ting von Sanitäranlagen verwendet. Ein weiteres
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für die Finanzierung der Sanitärversorgung blei-
ben. Den Mitteln und Fähigkeiten der ärmsten
Haushalte sind jedoch Grenzen gesetzt. Viele
Regierungen und Geberorganisationen sind
weiterhin strikt dagegen, dass für die Sanitärver-
sorgung der Haushalte Subventionen eingesetzt
werden. Ohne Subventionen wird jedoch eine
adäquate Sanitärversorgung wahrscheinlich für
einen Großteil der Bevölkerung in den Entwick-
lungsländern unerreichbar bleiben. Dies birgt
Risiken für die Volksgesundheit, aber auch im
Hinblick auf die Armut von Haushalten. Es
stimmt sicher, dass die Subventionierung der
Sanitärversorgung in der Vergangenheit nicht
viel gebracht hat. Dies sollte jedoch nicht die
Möglichkeit innovativer Finanzierungskonzep-
te ausschließen, wie beispielsweise Mikrodarle-
hen mit langer Rückzahlungsfrist für die
Anfangsinvestitionen. In Indien arbeitet die
Organisation Water Aid mit Lokalverwaltun-
gen gemeinsam an der Entwicklung solcher
Mikrofinanzierungsinstrumente.31 Initiativen
dieser Art können zu landesweiten Programmen
ausgebaut werden, wenn sie in der Mitbestim-
mung der Gemeinschaften verankert sind.
Während sich Regierungen bemühen, ihre Län-
der auf Kurs für die Millenniums-Entwicklungs-
zielvorgaben für das Jahr 2015 zu bringen, gilt es
Gleichheit und Fairness fest auf die Tagesord-
nung zu setzen. Für den Großteil der Mensch-
heit wird wohl selbst eine einfache Sanitärver-
sorgung in absehbarer Zukunft unerreichbar
bleiben. Ohne finanzielle Unterstützung für die
ärmsten Haushalte wird sich aufgrund von zu
hoch angesetzten Kostendeckungszielen und
Strategien der Nichtsubventionierung der Fort-
schritt verlangsamen. Einen Teil der Kosten
werden die tragen müssen, die von der Versor-
gung ausgeschlossen bleiben. Doch andere Kos-
ten werden auf ganze Gemeinschaften verteilt
werden. Das Argument für die Subventionie-
rung der Sanitär- wie auch der Wasserversor-
gung gründet zum Teil in der Einsicht, dass alle
einen Anspruch auf grundlegende Menschen-
rechte haben, ungeachtet ihrer Zahlungsfähig-
keit, und zum Teil in der Einsicht, dass die Kos-
ten der Ausgrenzung nicht allein die privaten
Haushalte, sondern auch den öffentlichen
Bereich betreffen.

Viertel der Einkünfte aus dieser Abgabe hilft
beim Bau verbesserter Sanitäranlagen in ein-
kommensschwachen Gebieten. So wurde damit
unter anderem die Einrichtung von Sanitäran-
lagen in allen Grundschulen von Ougadougou
finanziert. Die Haushalte können Zuschüsse für
verbesserte Grubenlatrinen und Spüllatrinen
beantragen. Es wird jedoch erwartet, dass sie 70-
80 Prozent der Kosten aus der eigenen Tasche
finanzieren.29 Da diese Kosten aber im Vergleich
zu den Mitteln, über die einkommensschwache
Menschen verfügen, relativ hoch sind, bleiben
die allerärmsten Haushalte vor der Tür.

Jenseits der Finanzierung 
durch die Haushalte
Die meisten Länder, die rasche Fortschritte ver-
zeichnen konnten, haben dies der umfänglichen
Mobilisierung von Haushaltsressourcen zu ver-
danken, bei gleichzeitiger Stützung der Märkte,
die Technologien und Wartung bereitstellen.
Auch hier ist wiederum die Entschiedenheit der
politischen Vorgehensweise der entscheidende
Faktor. In China blieb der Fortschritt bei der
Sanitärversorgung ländlicher Gebiete bis Mitte
der 1990er Jahre weit hinter den städtischen
Gebieten zurück und hemmte damit das Voran-
kommen im Gesundheitsbereich. Inzwischen
wurde die ländliche Sanitärversorgung als fester
Bestandteil in die nationale Gesundheitsstrategie
aufgenommen. Provinz- und Bezirksverwaltun-
gen überwachen den von der Regierung vorgege-
benen Zielfahrplan. Mittel wurden in die Ent-
wicklung und Vermarktung hygienischer Latri-
nen investiert, die speziell für ländliche Gebiete
ausgelegt sind. Diese Maßnahmen waren äußerst
erfolgreich – der Versorgungsgrad bei der ländli-
chen Sanitärversorgung konnte innerhalb von
fünf Jahren verdoppelt werden. Die Finanzierung
kam dabei aus ganz verschiedenen Quellen; die
Kosten wurden zu 70 Prozent von den Nutzern,
zu 15 Prozent von Dorfverbänden und zu weite-
ren 15 Prozent vom Staat getragen. Diese Zahlen
können als Anhaltspunkt für den Umfang gelten,
in dem Haushaltressourcen mobilisiert wurden,
auch wenn die Frage der Bezahlbarkeit für arme
Haushalte bleibt.30

In allen Entwicklungsländern werden die
Ressourcen der Haushalte eine wichtige Quelle
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Die schiere Vielfalt der Erfahrungen, die von
Entwicklungsländern im Bereich des Sanitär-
wesens gemacht wurden, kann als Warnung
gegen Patentrezepte dienen. In manchen Berei-
chen gibt es zwar offensichtliche Parallelen zwi-
schen der Wasser- und der Sanitärversorgung.
In anderen jedoch stellt die Sanitärversorgung
ganze eigene Herausforderungen, da Verände-
rungen nicht allein die Notwendigkeit der
Reform von Politik und Finanzierung mit sich
bringen, sondern oft auch recht radikale Ver-
haltensänderungen. Vier Hauptthemen haben
sich als Indikatoren künftigen Erfolgs erwiesen:

Erstens: Es kommt auf einzelstaatliche Poli-
tik und politisches Führungsverhalten an. 
So unterschiedliche Länder wie Bangladesch, 
China und Lesotho konnten alle rasche Fort-
schritte bei der Sanitärversorgung verzeichnen
– und doch sind sie unterschiedlichen politi-
schen Wegen gefolgt. In jedem Fall haben
jedoch die politischen Führer der Länder deut-
lich zu erkennen gegeben, dass Sanitärversor-
gung Teil der nationalen Entwicklungspolitik
ist. Kolumbien und Marokko haben in den
städtischen Gebieten Fortschritte erzielt, weil
sie mittels der Versorgungsunternehmen über
starke kommunale Strategien der Sanitärversor-
gung verfügen. Ländliche Gebiete haben jedoch
unter schwächeren politischen Rahmenbedin-
gungen gelitten. Die Strategiedokumente zur
Armutsbekämpfung stellen zwar einen Brenn-
punkt für nationale Pläne dar, doch Pläne, die
keine glaubwürdige und nachhaltige politische
Rückendeckung erhalten, liefern keine optima-
len Ergebnisse. Die Stärkung des politischen
und finanziellen Gewichts von Fachministerien
und örtlichen Verwaltungsstrukturen, die mit
der Sanitärversorgung befasst sind, ist Aus-
gangspunkt für die Überwindung der gegen-
wärtigen Fragmentierung.

Zweitens: Die Mitwirkung der Bevölkerung
– auf jeder Ebene – muss zum Bestandteil der
nationalen Planung werden. Die lange Ge-
schichte von Versorgungsmodellen, die von der
Angebotsseite vorgegeben sind und in den

Gemeinschaften auf die Schranken der Nach-
frage treffen, ist ein Ergebnis fehlender Mitwir-
kung. Die Einbeziehung lokaler Gemeinschaf-
ten kann kostengünstige, angepasste Technolo-
gie hervorbringen, die die Versorgungslage ver-
bessern – so beim Gemeinschaftsansatz in Bra-
silien und dem Orangi-Pilotprojekt in Pakistan.

Drittens: Wenn man schnelleren Fort-
schritt will, muss man zunächst ermitteln, wer
nicht versorgt wird, und warum nicht. Das
übergreifende Ziel ist, die Armen in den Mittel-
punkt der Versorgung zu stellen, indem ihnen
die Möglichkeit gegeben wird, die Versorgungs-
träger zu überwachen und zu disziplinieren,
und indem für die Versorgungsträger Anreize
geschaffen werden, zuzuhören, was die Armen
zu sagen haben. In zweierlei Hinsicht wäre es
sinnvoll, die gegenwärtige Millenniums-Ent-
wicklungszielvorgabe bei der Sanitärversorgung
um konkrete Zielvorgaben für die Verringerung
von Ungleichheiten aufgrund von Wohlstand
und Standort zu erweitern: Es würde den Blick
staatlicher Politik schärfen und den Stellenwert
erhöhen, den Ungleichheit als Problem auf der
politischen Tagesordnung einnimmt. Die Hal-
bierung der Ungleichheit zwischen den reichs-
ten und den ärmsten 20 Prozent der Bevölke-
rung oder zwischen Stadt und Land wäre eine
denkbare Ergänzung der Millenniums-Ent-
wicklungszielvorgabe, das nationale Defizit bei
der Bedarfsdeckung zu halbieren. Auch die
Ungleichstellung von Frauen und Männern
beeinträchtigt den Fortschritt bei der Sanitär-
versorgung ganz erheblich. Stärkere Mitspra-
chemöglichkeiten für Frauen in politischen
Debatten und in den Märkten der Sanitärtech-
nologie würden den Anreiz für eine bessere
Versorgung erhöhen. Doch die Überwindung
der Ungleichstellung von Mann und Frau lässt
sich nicht mit sanitärpolitischen Maßnahmen
bewirken, sondern indem man die altherge-
brachten Machtverhältnisse in den Familien
aufbricht. Auch wenn Slumbewohner, arme
Landbewohner und andere an den Rand
gedrängten Gruppen in der nationalen Politik-
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Das größte Hindernis bei der Sanitärversor-
gung ist die mangelnde Bereitschaft nationaler
und internationaler politischer Führer, Exkre-
mente und deren unbedenkliche Entsorgung
auf die internationale Entwicklungsagenda zu
setzen. Bis vor kurzem fand sich auch ein ande-
res Tabuthema nicht auf der internationalen
Entwicklungsagenda – HIV/AIDS. Dieses Tabu
ist nun in vielen Ländern von politischen Füh-
rern und Bündnissen in Frage gestellt worden,
die sich zur Aufgabe gesetzt haben, einer Pan-
demie die Stirn zu bieten, die das menschliche
Wohlergehen in noch nie dagewesenem Aus-
maß untergräbt. Warum ist es dann so schwie-
rig, mit dem Tabu der Sanitärversorgung zu
brechen? Zum Teil liegt dies daran, dass –
anders als bei HIV/AIDS, wo Reiche und Arme
gleichermaßen betroffen sind – die Kosten des
Defizits bei der Sanitärversorgung überwiegend
von den Armen getragen werden. Und zum
Teil daran, dass die menschlichen Kosten hier
weniger sichtbar sind. Dennoch ähnelt das
Defizit bei der Sanitärversorgung HIV/AIDS
in einem entscheidenden Punkt: seinem Poten-
zial für dauerhafte Zerstörung. Ohne starke
Fürsprecher, die Aufklärungsarbeit betreiben,
Mittel mobilisieren und die vorhandenen Part-
nerschaften intensivieren, um etwas zu bewir-
ken, wird eine unzulängliche Sanitärversorgung
weiterhin eine der größten Ursachen von Ar-
mut, Gesundheitsproblemen und Benachteili-
gung bleiben – und eine der gewaltigsten Be-
drohungen für das Projekt der Millenniums-
Entwicklungsziele.

diskussion eine Mitsprachemöglichkeit erhal-
ten sollen, ist dies nur über grundlegende poli-
tische Veränderungen möglich.

Viertens: Internationale Partnerschaften
können viel bewirken. Die Wasser- und Sani-
tärversorgung wird weiterhin von schwachen
und fragmentierten Entwicklungspartnerschaf-
ten und von chronischer Unterfinanzierung
geprägt. Die Sanitärversorgung wird stiefmüt-
terlich behandelt. Es gibt zwar etliche Geber,
die die Sanitärinfrastruktur finanzieren, doch
der Dialog über die Ausweitung der Sanitärver-
sorgung auf die Armen ist noch unterentwi-
ckelt. Wirksame Entwicklungspartnerschaften,
die auf partizipatorischen nationalen Planungs-
prozessen aufbauen, könnten bei der Sanitär-
versorgung wie bei der Wasserversorgung das
Millenniums-Entwicklungsziel wieder in Reich-
weite bringen. Der Vorschlag für einen globalen
Aktionsplan, wie er in Kapitel 1 dargelegt ist,
könnte dabei eine konstruktive Rolle spielen.

Vor drei Jahrzehnten identifizierten inter-
nationale Konferenzen über Wasser- und Sani-
tärversorgung Technologie als größtes Hinder-
nis für den Fortschritt. Damals wurde so argu-
mentiert, dass die Erfindung und Entwicklung
kostengünstiger Alternativen der Technologie
die Anstöße geben würde, um das Problem zu
lösen. In jüngster Zeit wurde Finanzierung als
Haupthindernis identifiziert. Erfahrungen auf
Länderebene und die in diesem Kapitel umris-
senen Fallstudien beweisen jedoch, dass sowohl
technologische als auch finanzielle Hindernisse
überwunden werden können.
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4 Wasserknappheit, Risiken 
und Anfälligkeit
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„Man vermisst sein Wasser
erst, wenn der Brunnen 
ausgetrocknet ist.“
Bob Marley

„Der Frosch trinkt den Teich
nicht leer, in dem er lebt.“
Indianisches Sprichwort



Wahrnehmungen von sicherer Wasserver-
sorgung werden heute stark von Vorstellungen
über Knappheit beeinflusst. Wassermangel gilt
weithin als das definierende Merkmal für un-
sichere Wasserversorgung. Immer häufiger wird
öffentlich die Sorge geäußert, der Welt würde
das Wasser ausgehen. Der Knappheitsaspekt
führt jedoch sowohl zu einer verzerrten als auch
zu einer eingeschränkten Betrachtung unsiche-
rer Wasserversorgung. Er ist verzerrend, weil
ein großer Teil dessen, was als Knappheit
bezeichnet wird, eine politisch bedingte Folge
der schlechten Bewirtschaftung von Wasserres-
sourcen ist. Und er ist einschränkend, weil die
physische Verfügbarkeit nur eine Dimension
unsicherer Wasserversorgung ist.

Es besteht eine verblüffende Ähnlichkeit
zwischen den Wahrnehmungen der heutigen
Weltwasserkrise und der Sorge um eine dro-
hende Nahrungsmittelkrise in einer früheren
Zeit. Anfang des 19. Jahrhundert sagte Thomas
Malthus der Menschheit eine düstere Zukunft
voraus. Sein Bevölkerungsgesetz enthielt die
berühmte – und irrige – Prognose, dass das Be-
völkerungswachstum das Produktivitätswachs-

tum in der Landwirtschaft überholen und ein
immer größeres Ungleichgewicht zwischen
dem Bedarf und dem Angebot an Lebensmit-
teln nach sich ziehen würde.

Nahrungsmittelknappheit, behauptete er,
würde zu wiederkehrenden Hungerzyklen füh-
ren. „Der Geschlechtstrieb der Bevölkerung ist
so viel größer als die Fähigkeit der Erde, Nah-
rungsmittel für viele hervorzubringen“, schloss
Malthus, „dass die menschliche Rasse in irgend-
einer Form vorzeitig aussterben muss“.1

Diese apokalyptische Sichtweise findet
ihren Nachhall in einigen der pessimistischeren
Einschätzungen zukünftiger Szenarios der
Wasserverfügbarkeit. Die Weltwasserkommis-
sion hat die „düsteren Aussichten beim Was-
ser“ als eine der größten Bedrohungen der
Menschheit bezeichnet.2 „Wasserknappheit“,
schreibt ein anderer Kommentator, „wird in
diesem neuen Jahrhundert für viele Menschen
die bestimmende Lebensbedingung sein“.3 Bil-
der schrumpfender Seen und verschwindender
Flüsse verstärken die Wahrnehmung, dass die
Welt in eine Malthus’sche Krise abgleitet und
der Konkurrenzkampf um eine immer knappe-
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L

Menschliche Sicherheit bedeutet, vor unvorhersehbaren Ereignissen geschützt zu
sein, die das tägliche Leben und die Sicherung des Lebensunterhalts beeinträch-
tigen. Von wenigen Ressourcen ist die menschliche Sicherheit in stärkerem Maße
abhängig als von Wasser. Als produktive Ressource ist Wasser zur Sicherung des
Lebensunterhalts der anfälligsten Menschen auf der Welt unverzichtbar. Wasser
hat aber auch zerstörerische Eigenschaften, die bei Unwettern und Überschwem-
mungen spürbar werden können. Sicherheit beim Zugang zu Wasser als Produk-
tionsmittel und Schutz gegen die Anfälligkeiten im Zusammenhang mit der Unge-
wissheit über die gleichmäßige Verfügbarkeit von Wasser zählen zu den wichtigsten
Voraussetzungen für menschliche Entwicklung.
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störerische Kraft entfalten. Der Fortschritt ist
zum Teil davon abhängig, wie und wo die
Natur uns Wasser spendet, maßgeblicher
jedoch von den Institutionen und der Infra-
struktur, durch die Menschen und Gesellschaf-
ten den Zugang zu kalkulierbarer Wasserver-
sorgung und die Widerstandsfähigkeit gegen
Krisen sicherstellen.

Manche Krisen lassen sich leichter vorher-
sagen als andere. Dieses Kapitel schließt mit 
der Erörterung der Folgen einer drohenden
Krise , die bei schlechtem Management die bei
der menschlichen Entwicklung über Generatio-
nen erzielten Fortschritte für einen großen Teil
der Menschheit zunichte machen könnte. Der
Klimawandel stellt eine ernsthafte und sehr 
gut prognostizierbare Bedrohung der sicheren
Wasserversorgung für viele der ärmsten Länder
auf der Welt und Millionen ihrer ärmsten
Haushalte dar. Natürlich ist die Bedrohung
nicht auf arme Länder beschränkt. Reiche
Länder werden die Auswirkungen sich ändern-
der Niederschlagsmuster, extremer Wetterer-
eignisse und eines steigenden Meeresspiegels
spüren. Aber armen Ländern – und den armen
Menschen in jenen Ländern – fehlen die finan-
ziellen Mittel, die den reichen Ländern zur
Risikominderung im benötigten Umfang zur
Verfügung stehen. Internationale Maßnahmen
zur Begrenzung der Kohlenstoffemissionen
sind wichtig, weil sie den durch den Klimawan-
del verursachten zukünftigen Schaden begren-
zen werden. Weil die derzeitigen Schadstoff-
mengen in der Atmosphäre zu einer zukünfti-
gen globalen Erwärmung führen werden, wird
unabhängig davon ein gefährlicher Klimawan-
del Realität werden. Millionen armer Men-
schen, die an der Freisetzung der derzeitigen
Emissionen nur einen minimalen Anteil hat-
ten, müssen in erster Linie ihre Anpassungs-
fähigkeit verbessern. Unglücklicherweise sind
auf nationaler wie internationaler Ebene die
Anpassungsstrategien wesentlich weniger gut
entwickelt als die Strategien zur Schadensmin-
derung.

re Ressource Auslöser von innerstaatlichen
Konflikten und zwischenstaatlichen Wasser-
kriegen sein wird.

In diesem Kapitel wird zuerst auf die
Wasserverfügbarkeit eingegangen. Physische
Wasserknappheit, definiert als unzureichende
Ressourcen zur Deckung des Bedarfs, ist in
manchen Ländern ein Aspekt einer trotzdem
sicheren Wasserversorgung. Absolute Wasser-
knappheit ist jedoch die Ausnahme und nicht
die Regel. Die meisten Länder verfügen über
genügend Wasser, um den Bedarf von Haushal-
ten, Industrie, Landwirtschaft und Umwelt zu
decken. Das Problem liegt in der Bewirtschaf-
tung. Bis in die jüngste Vergangenheit galt
Wasser als eine unbegrenzt verfügbare Ressour-
ce, die bei der Erzeugung von Wohlstand umge-
leitet, entnommen oder verschmutzt werden
konnte. Knappheit ist eine politisch bedingte
Folge dieses zutiefst falschen Ansatzes, die vor-
hersehbare Konsequenz unendlicher Nachfra-
ge nach einer unter Wert verkauften Ressource.
Ein Kommentator merkt dazu ironisch an:
„Wenn jemand Porsche-Fahrzeuge für 3.000
Dollar das Stück verkaufen würde, bestände
auch daran Knappheit.“4

Eine sichere Wasserversorgung ist aber
nicht nur eine Frage von Knappheit, sondern
auch von Risiko und Anfälligkeit – Aspekte,
auf die im zweiten Teil dieses Kapitels einge-
gangen wird. Von den ersten Zivilisationen bis
zur immer stärker globalisierten Welt von heu-
te hat der Erfolg – oder Misserfolg – von Gesell-
schaften bei der Nutzung des Produktivpoten-
zials von Wasser bei gleichzeitiger Beschrän-
kung seines Zerstörungspotenzials den mensch-
lichen Fortschritt bestimmt. Die Prognostizier-
barkeit und Zuverlässigkeit des Zugangs zu
Wasser sowie der Schutz vor wasserbezogenen
Risiken sind Voraussetzungen für das mensch-
liche Wohlergehen. Wie die Bilder leidender
Menschen bei Überschwemmungen in Mosam-
bik und New Orleans oder bei Dürren in Nord-
kenia eindrucksvoll beweisen, kann zu wenig
oder zu viel von etwas Gutem wie Wasser zer-
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Genau wie knapp ist Wasser denn nun auf der
Welt? Es gibt keine einfache Antwort auf diese
Frage. Wasserknappheit kann physischer, wirt-
schaftlicher und institutioneller Art sein und –
wie Wasser selbst – Schwankungen in Zeit und
Raum unterworfen sein. Knappheit ist letztlich
eine Funktion von Angebot und Nachfrage.
Beide Seiten der Angebot-Nachfrage-Glei-
chung werden durch politische Entscheidun-
gen und staatliche Politik beeinflusst.

Knappheit verstehen

„Wasser, Wasser überall, und nirgends ein
Tropfen zu trinken“, klagt der Seemann in
Samuel Coleridges Gedicht Ballade vom See-
mann. Dieser Satz ist nach wie vor eine nütz-
liche erste Annäherung für das Verständnis des
Süßwasservorrats der Welt. Die Erde mag 
der Wasserplanet sein, aber 97 Prozent ihres
Wassers füllt die Ozeane.5 Der Rest ist in den
arktischen Eiskappen oder tief unter der Erd-
oberfläche eingeschlossen, sodass nur ein Pro-
zent in leicht zugänglichen Süßwasser, Seen
und Flüssen für den menschlichen Gebrauch
übrig bleibt. Im Gegensatz zu Erdöl oder Koh-
le ist Wasser eine unendlich erneuerbare Res-
source. In einem natürlichen Kreislauf fällt Nie-
derschlag aus den Wolken, kehrt durch Süß-
wasserflüsse in das salzige Meer zurück und ver-
dunstet wieder in die Wolken. Der Kreislauf
macht klar, warum uns das Wasser nicht 
ausgehen kann. Der Vorrat ist jedoch endlich.
Das hydrologische System des Planeten 
Erde pumpt und leitet jedes Jahr 44.000 Kubik-
kilometer Wasser zum Land. Dies entspricht
6.900 Kubikmeter für jeden Erdbewohner. Ein
großer Teil dieser Menge entfällt auf unkon-
trollierbares Hochwasser oder Wasser in für die
menschliche Nutzung zu isolierten Gebieten.
Aber selbst ohne diesen Teil gibt es auf der Erde
weit mehr Wasser als die Mindestmenge von
1.700 Kubikmetern, die Hydrologen laut
(zugegebenermaßen willkürlicher) Vereinba-
rung als diejenige Menge ansehen, die benötigt

wird, um Nahrungsmittel anzubauen, Indus-
trien zu unterstützen und die Umwelt zu
bewahren.6

Unglücklicherweise ist der internationale
Durchschnitt eine weitgehend irrelevante Zahl.
Aus einem bestimmten Blickwinkel verhält es
sich mit dem Wasser auf der Welt genauso wie
mit dem Reichtum auf der Welt: Global gibt es
mehr als genug davon. Das Problem ist, dass
manche Länder wesentlich mehr davon haben
als andere. Fast ein Viertel des Süßwasservorrats
der Welt befindet sich im Baikalsee im dünn
besiedelten Sibirien.7 Unterschiede der Verfüg-
barkeit innerhalb von Regionen und zwischen
Regionen machen das Verteilungsproblem
weiter deutlich. Lateinamerika verfügt über 
31 Prozent des weltweiten Süßwasservorrats
und damit über zwölfmal so viel Wasser pro
Person wie Südasien. Manche Länder wie Bra-
silien und Kanada erhalten viel mehr Wasser,
als sie verbrauchen können, während andere,
wie Länder im Nahen Osten weniger erhalten,
als sie benötigen. Dem unter Wasserknappheit
leidenden Jemen (198 Kubikmeter pro Person)
hilft es nicht, dass es in Kanada viel zu viel 
Wasser gibt (90.000 Kubikmeter pro Person).
Und die Tatsache, dass in Island mehr als 
300-mal so viel Wasser wie der Schwellenwert
von 1.700 Kubikmeter vorhanden ist, trägt
nicht zur Lösung der Probleme von Regionen
mit Wasserknappheit in China und Indien bei.

Auch innerhalb von Regionen besteht oft
ein großes Ungleichgewicht zwischen Wasser-
ressourcen und Bevölkerung. Als Region ist
Afrika südlich der Sahara mit reichlich Wasser
ausgestattet. Die Aufschlüsselung nach der Ver-
teilung verändert das Bild. Die Demokratische
Republik Kongo verfügt mit 20.000 Kubikme-
tern oder mehr für jeden ihrer Bürger über
mehr als ein Viertel des Wassers der Region,
während Länder wie Kenia, Malawi und
Südafrika bereits unterhalb der Schwelle für
Wassermangel liegen.

Weil Wasser im Gegensatz zu Nahrungs-
mitteln oder Erdöl nicht leicht in großen 

Wasserknappheit kann

physischer, wirtschaftlicher

und institutioneller Art sein,

und Schwankungen in Zeit

und Raum unterworfen 

4

W
asserknappheit, R

isiken und A
nfälligkeit

BERICHT ÜBER DIE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG 2006 171

Mangel in einer Welt mit Wasserknappheit neu überdenken



Zunahme von Wasserknappheit 
und Wassermangel
Gewässerkundler beurteilen Knappheit gewöhn-
lich, indem sie sich das Verhältnis zwischen der
Bevölkerung und dem verfügbaren Wasser
anschauen. Wie bereits erwähnt, lautet die 
Vereinbarung, 1.700 Kubikmeter pro Person 
als nationale Schwelle zur Deckung des Bedarfs
von Landwirtschaft, Industrie, Energieerzeu-
gung und Umwelt zu verwenden. Eine verfüg-
bare Wassermenge von weniger als 1.000 Kubik-
meter gilt als „Wassermangel“ und unter 
500 Kubikmeter als „absoluter Wassermangel“.10

Heute leben etwa 700 Millionen Menschen
in 43 Ländern unterhalb der Schwelle für
Wasserknappheit. Mit einer durchschnitt-
lichen jährlichen Verfügbarkeit von etwa 1.200
Kubikmetern pro Person ist der Nahe Osten
die Weltregion mit der größten Wasserknapp-
heit; nur der Irak, der Iran, der Libanon und 
die Türkei liegen oberhalb der Schwelle. Mit
320 Kubikmeter pro Person zählen die Paläs-
tinenser, insbesondere im Gaza-Streifen, zu den
Menschen, die auf der Welt am stärksten von
Wassermangel betroffen sind. Fast ein Viertel
der Bevölkerung in Afrika südlich der Sahara
lebt heute in einem Land mit Wasserknappheit
– und der Anteil steigt weiter.

Weil viele der am meisten von Wasser-
knappheit betroffenen Länder ein hohes Bevöl-
kerungswachstum aufweisen, wird die pro Kopf
verfügbare Menge rasch kleiner. Verwendet
man 1950 als Vergleichsjahr, hat die Verteilung
des weltweiten Bevölkerungswachstums die
Pro-Kopf-Verfügbarkeit von Wasser drastisch
verändert. Während sich die Verfügbarkeit in
den reichen Ländern in den 1970er Jahren
stabilisiert hat, hielt der Rückgang in den
Entwicklungsländern und insbesondere in den
ariden Entwicklungsländern an (Grafik 4.1).

Wie rasch der Rückgang verlaufen ist, wird
deutlich, wenn die aktuellen Trends in die
Zukunft projiziert werden. 2025 könnten mehr
als drei Milliarden Menschen in Ländern mit
Wasserknappheit leben – und 14 Länder wer-
den von Wasserknappheit in den Wasserman-
gel abrutschen (Grafiken 4.2 und 4.3). Zu den
Entwicklungen bis 2025 zählen unter anderem
die folgenden:

Mengen transportiert werden kann, besteht
nur ein geringer Spielraum für den Handel 
zur Behebung des Ungleichgewichts. Worauf
es ankommt, ist Verfügbarkeit vor Ort und 
Zugang für die Bevölkerung mittels Wasser-
infrastruktur. Dies gilt auch innerhalb von
Ländern. In Nordchina beispielsweise steht
pro Kopf weniger als Viertel so viel Wasser zur
Verfügung wie im Süden.8 Nationale Daten für
Brasilien platzieren das Land in der globalen
Spitzengruppe, was die Wasserverfügbarkeit
angeht. Trotzdem werden Millionen Men-
schen in dem riesigen „Dürrepolygon“, einem
semiariden Gebiet, das neun Bundesstaaten
umfasst und sich über 940.000 Quadratkilo-
meter im Nordosten erstreckt, regelmäßig von
chronischem Wassermangel betroffen. Äthio-
pien verfügt über eine Reihe großer Seen und
Flüsse, ausreichend Grundwasser sowie hohe
Niederschlagsmengen und liegt gleichwohl 
nur wenig oberhalb der Schwelle für Wasser-
mangel. Unglücklicherweise verteilen sich die
Niederschläge sehr ungleich auf die Jahres-
zeiten und variieren außergewöhnlich stark 
im Lauf der Zeit sowie von Ort zu Ort. In
Kombination mit einer beschränkten Infra-
struktur zur Wasserspeicherung und unzu-
reichend geschützten Einzugsgebieten setzt
diese Variabilität Millionen Menschen der
Bedrohung durch Dürren und Überschwem-
mungen aus.

Die Zeit ist ein anderer wichtiger Be-
standteil der Wasserverfügbarkeitsgleichung.
Bei Ländern, die auf den Monsun oder eine
kurze Regenzeit angewiesen sind, liefern die 
nationalen Durchschnittswerte ein verzerrtes 
Bild der tatsächlichen Verfügbarkeit. In großen
Teilen Asiens fallen fast 90 Prozent des jährli-
chen Niederschlags in weniger als 100 Stunden.
Dieser Umstand ist verbunden mit den Gefah-
ren kurzer, intensiver Überschwemmungen
während bestimmter Zeiten im Jahr und an-
haltender Dürren in der übrigen Zeit.9 Die tat-
sächliche Verfügbarkeit im Laufe eines Jahres
hängt folglich nicht nur von der Nieder-
schlagsmenge, sondern auch von der Speicher-
kapazität und dem Ausmaß ab, in dem Fluss-
läufe und Grundwasserleiter wieder aufgefüllt
werden.
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• Verstärkte Knappheit in Afrika südlich der
Sahara mit einem Anstieg der Bevölkerung
in Ländern mit Wasserknappheit von
knapp über 30 auf 85 Prozent bis 2025.

• Verschärfung der Probleme im Nahen
Osten und Nordafrika mit einem Rückgang
der durchschnittlichen Wasserverfügbar-
keit um mehr als ein Viertel. Prognosen
zufolge werden durchschnittlich nur noch
knapp mehr als 500 Kubikmeter pro Person
verfügbar sein, und mehr als 90 Prozent der
Menschen in der Region werden 2025 in
Ländern mit Wasserknappheit leben.

• Bevölkerungsreiche Länder wie China und
Indien stoßen zum Kreis der Länder mit
Wasserknappheit.
So düster diese Prognose auch sein mag, 

gibt sie immer noch nicht das volle Ausmaß des
Problems wieder. Man betrachte nur den Fall
Indien. Das Land mag insgesamt erst auf dem
Weg in die Wasserknappheit sein; 224 Millio-
nen Menschen leben aber bereits jetzt in Ein-
zugsgebieten mit erneuerbaren Wasserressour-
cen unterhalb der Schwelle für Wassermangel
von 1.000 Kubikmeter pro Person. Ursache
hierfür ist, dass mehr als zwei Drittel des erneu-
erbaren Wassers in dem Land Gebiete bergen,
die ein Drittel der Bevölkerung versorgen. In
China sind die nationalen Pro-Kopf-Werte mit
einem Drittel des weltweiten Durchschnitts
bereits niedrig. Die ungleiche Verteilung inner-
halb des Landes verschärft die Situation jedoch
wesentlich: Auf 42 Prozent der chinesischen
Bevölkerung – 538 Millionen Menschen – in

der nördlichen Region entfallen lediglich 
14 Prozent der Wasserressourcen des Landes.
Wenn Nordchina ein separates Land wäre,
wäre seine Wasserverfügbarkeit mit 757 Kubik-
metern pro Person11 mit der in Teilen Nord-
afrika vergleichbar – niedriger als in Marokko
beispielsweise.

Mit Schwellenwerten für Wasserknappheit
sind viele Probleme verknüpft. Wie weiter oben
bereits gezeigt, können die nationalen Durch-
schnittswerte die tatsächliche Verfügbarkeit
verschleiern. Abgesehen von den Verteilungs-
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verbrauch um das Siebenfache zugenommen
hat. Und in dem Maße, wie die Welt reicher
wurde, wurde sie auch durstiger (Grafik 4.4).
Die Muster des Wasserverbrauchs haben sich
ebenfalls geändert. 1900 verbrauchte die Indus-
trie etwa 6 Prozent des Wassers auf der Welt.
Heute liegt dieser Anteil viermal so hoch. 
Im selben Zeitraum hat sich der Anteil der
Kommunen am Wasserverbrauch auf 9 Prozent
verdreifacht.14

Trotz dieser spektakulären Zunahme des
industriellen und kommunalen Wasserbedarfs
im 20. Jahrhundert entnimmt die Landwirt-
schaft immer noch den Löwenanteil. In den
Entwicklungsländern entfallen immer noch
mehr als 80 Prozent des Wasserverbrauchs auf
die Landwirtschaft (Grafiken 4.5 und 4.6).

Die Gründe sind leicht auszumachen.
Manchmal wird angenommen, dass Wasser-
mangel den Umstand beschreibt, dass es nicht
genügend Wasser zur Deckung des Bedarfs von
Haushalten oder Großstädten gibt. Wenn-
gleich manche Großstädte von Wasserknapp-
heit betroffen sind, ist es die Landwirtschaft,
der die wirklichen Probleme drohen. Ein-
fache Berechnungen machen dies deutlich.
Menschen brauchen mindestens 20 bis 50 Liter
Wasser pro Tag. Dem gegenüber stehen die
3.500 Liter, die zur Erzeugung von genügend
Nahrungsmitteln zur Deckung eines täglichen
Mindestbedarfs von 3.000 Kalorien erforder-
lich sind (die Nahrungsmittelerzeugung für
eine vierköpfige Familie erfordert die Wasser-
menge in einem olympischen Schwimmbe-
cken). Mit anderen Worten benötigt man für
die Nahrungsmittelproduktion 70-mal so viel
Wasser, wie Menschen für Haushaltszwecke
verbrauchen.15 Der Anbau von einem einzigen
Kilo Reis beansprucht 2.000 bis 5.000 Liter
Wasser.16 Manche Nahrungsmittel sind jedoch
„durstiger“ als andere. Zum Anbau einer Tonne
Zucker muss beispielsweise achtmal so viel
Wasser wie für eine Tonne Weizen eingesetzt
werden. Die Erzeugung eines einzigen Ham-
burgers verschlingt etwa 11.000 Liter – unge-
fähr die Tagesmenge, die 500 Menschen in
einem städtischen Slum ohne Haushaltswasser-
anschluss zur Verfügung steht. Diese Fakten
helfen zu erklären, warum steigende Einkom-

fragen unterscheiden sich die Länder beträcht-
lich in Bezug auf die Wassermenge, die sie
benötigen, um eine bestimmte Produktions-
menge zu erzeugen, ihre Umwelt zu schützen
und den Bedarf der Bevölkerung zu decken.
Nur die Niederschläge, die in Flüsse abfließen
und das Grundwasser neu bilden, gelten in den
nationalen Gesamtrechnungen als erneuerba-
res Wasser. Auf dieses „blaue Wasser“ entfal-
len nur 40 Prozent der Gesamtniederschläge.
Der Rest – das „grüne Wasser“ – gelangt nie 
in die Flüsse, sondern nährt den Boden, 
verdunstet oder wird von Pflanzen in die
Atmosphäre abgegeben.12 Dies ist die Re-
ssource, die den Regenfeldbau stützt, mit 
dem ein großer Teil der ärmsten Menschen
auf der Welt seinen Lebensunterhalt bestrei-
tet. Trotz aller dieser Probleme und Ein-
schränkungen erfassen die nationalen Werte
für die Wasserverfügbarkeit einige wichtige
Verfügbarkeitsdimensionen.

Der Wasserbedarf wächst 
rascher als die Bevölkerung
In der Geschichte der Wassernutzung ändert
sich manches; anderes bleibt so, wie es immer
war. Die Menschen nutzen Wasser heute wie
früher vorwiegend zur Bewässerung. Einige der
größten Zivilisationen – die ägyptische, meso-
potamische, indische und chinesische – grün-
deten auf der Beherrschung von Flusswasser
und seiner Nutzung für die Landwirtschaft.
Nach wie vor wird Wasser vorwiegend für die
Bewässerung und Landwirtschaft verbraucht.
Seit Anfang des 20. Jahrhunderts nehmen
jedoch der industrielle und kommunale Was-
serverbrauch zu. Gleiches gilt für die Kluft zwi-
schen dem Bevölkerungswachstum und dem
Wasserbedarf: In dem Maße, wie die Welt
reicher und stärker industrialisiert geworden
ist, hat jeder Mensch auch mehr Wasser ver-
braucht.13 Diese Trends haben Malthus’schen
Befürchtungen um zukünftigen Wassermangel
eine oberflächliche Glaubwürdigkeit verliehen.

Mindestens ein Jahrhundert lang ist der
Wasserverbrauch wesentlich rascher gestiegen
als die Bevölkerung – und dieser Trend hält an.
In den vergangenen hundert Jahren hat sich die
Bevölkerung vervierfacht, während der Wasser-
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men und veränderte Ernährungsgewohnheiten
– je wohlhabender Menschen werden, desto
mehr Fleisch und Zucker verzehren sie – dafür
sorgen dass der Wasserverbrauch schneller
wächst als die Bevölkerung.

Auch in Zukunft wird sich das Muster des
Wasserverbrauchs weiter verändern. Durch die
anhaltende Beschleunigung der Urbanisierung
und des Wachstums des produzierenden
Gewerbes wird der Wasserbedarf von Kom-
munen und Industrie weiter zunehmen (siehe
Grafik 4.6).17 Parallel dazu werden Bevölke-
rungs- und Einkommenswachstum den Bedarf
an Bewässerungswasser bei der Produktion von
mehr Nahrungsmitteln nach oben treiben.
2025 wird die Weltbevölkerung fast 8 Milliar-
den Menschen ausmachen, wobei der Anteil
der Entwicklungsländer von 79 auf 82 Prozent
steigen wird. Bis 2050 werden die weltweiten
Agrarsysteme weitere 2,4 Milliarden Menschen
ernähren müssen.

Aus diesen allgemeinen Trends ergeben sich
zwei wichtige Konsequenzen. Erstens wird die
Wasserentnahme in den Entwicklungsländern
zunehmen: Die für 2025 prognostizierten
Entnahmen liegen 27 Prozent über denen von
Mitte der 1990er Jahre. Dies ist die Umkehr 
des Trends in den reichen Ländern. In den Ver-
einigten Staaten ist der Wasserverbrauch heute
niedriger als vor drei Jahrzehnten, obwohl die
Einwohnerzahl um etwa 40 Millionen zuge-
nommen hat.18 Zweitens wird eine Wasserum-
verteilung von der Landwirtschaft zu Industrie
und Kommunen stattfinden. Prognosen ver-
weisen auf einen kontinuierlichen Rückgang
des Anteils der bewässerten Landwirtschaft am
weltweiten Wasserverbrauch auf etwa 75 Pro-
zent des Gesamtverbrauchs im Jahr 2025.19

Aber diese Zahl für die Welt insgesamt gibt das
tatsächliche Ausmaß der Anpassung nicht
angemessen wieder. In einigen Teilen Südasiens
wird der Anteil nicht agrarischer Nutzer beim
Wasserverbrauch von weniger als 5 Prozent
heute bis 2050 auf mehr als 25 Prozent steigen
(Tabelle 4.1).

Hinter diesen Statistiken stecken einige
Fragen mit tiefgreifenden Auswirkungen auf
die menschliche Entwicklung. Am nahelie-
gendsten ist die folgende: Wie wird die Welt

mit einer Ressourcenbasis bei Wasser, für die
bereits heute der Zustand akuter Knappheit
gilt, 2050 weitere 2,4 Milliarden Menschen
ernähren? In einer Welt mit etwa 800 Millio-
nen Unterernährten muss man über diese Fra-
ge ernsthaft nachdenken. Gleiches gilt für ein
Thema, das in der internationalen Diskussion
einen weniger hohen Stellenwert einnimmt.
Die veränderte Verteilung von Wasser auf die
Sektoren hat wichtige Auswirkungen auf die
Verteilung von Wasser auf die Menschen.
Offensichtlich besteht die Gefahr, dass Men-
schen, deren Lebensunterhalt von der Land-
wirtschaft abhängt, deren Rechte, wirtschaft-
licher Einfluss und Mitspracherecht jedoch
weniger etabliert sind, dabei am schlech-
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Quelle: FAO 2006.
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der Ökosysteme zerstört wird, die den Wasser-
fluss und – und letztlich das Leben der
Menschen – aufrechterhalten.

Die Wertschätzung von Wasser hat sich im
Laufe der Zeit langsam gewandelt. 1908 stand
Winston Churchill am Nordufer des Victoria-
Sees, wo das Wasser des zweitgrößten Sees der
Welt über die Owen-Fälle in den Nil stürzte.
Später notierte er, was ihm dabei in den Sinn
gekommen war: „Was für eine Energiever-
schwendung … welch ein ungenutzter Ansatz-
punkt zur Kontrolle der Naturkräfte Afrikas!“20

Zwei Jahrzehnte gelangte Joseph Stalin zu der
berühmt-berüchtigten Erkenntnis, dass das
Wasser von Wolga, Don und anderen Flüssen
nicht weiter ungenutzt bleiben dürfe, und
begann mit dem Bau riesiger Bewässerungs-
systeme und gigantischer Dämme, die das
Kaspische Meer schrumpfen ließen. Mitte der
1970er Jahre verbrauchte die Sowjetunion
achtmal so viel Wasser wie 1913, den größten
Teil für Bewässerung. Churchill und Stalin
sowie den meisten anderen politischen Führer
in den ersten neun Jahrzehnten des 20. Jahr-
hunderts war die Auffassung gemein, dass
Wasser ohne Rücksicht auf die ökologische
Nachhaltigkeit genutzt werden konnte. Dieser
Ansatz hat in den Modellen für das Wasserma-
nagement tiefe Spuren hinterlassen. Lange
haben politische Entscheidungsträger ihre Auf-
merksamkeit nur auf den Wasserverbrauch von
Industrie, Landwirtschaft und Haushalten
gerichtet. Weil er keine politischen Fürsprecher

testen abschneiden. Auf dieses Thema wird 
in Kapitel 5 näher eingegangen.

Überschreitung der Grenzen 
nachhaltiger Nutzung – 
Probleme, Handlungskonzepte 
und Gegenmaßnahmen

Schon immer entstanden menschliche Gesell-
schaften vor allem an Flüssen. Die Menschen
waren früher gezwungen, sich in der Nähe von
Wasser niederzulassen, dass Trinkwasser lie-
fern, Unrat wegschwemmen, die Bewässerung
ermöglichen und Gewerbe mit Energie versor-
gen konnte. In vergangenen hundert Jahren hat
die industrielle Entwicklung die Fähigkeit,
Wasser zu lenken und unter Kontrolle zu brin-
gen, verbessert. Gleichzeitig wurde mehr Was-
ser verbraucht und verschwendet und Wasser
stärker verschmutzt. In vielen Teilen der Welt
haben die Menschen die Grenzen ökologischer
Nachhaltigkeit überschritten. Dies bedroht
heute die menschliche Entwicklung und bürdet
künftigen Generationen hohe Kosten auf.

Jenseits der Nachhaltigkeitsgrenzen
Was geschieht, wenn die Grenzen der nachhal-
tigen Wassernutzung überschritten werden?
Hydrologen beantworten diese Frage unter
Bezugnahme auf komplexe Modelle, die die
Funktionsweise der von Wassereinzugsgebieten
gebildeten Ökosysteme wiedergeben sollen. Die
vereinfachte Antwort lautet, dass die Integrität
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2000 2050

Region

Verbrauch
(Kubik-

kilometer)

Anteil am
Gesamtverbrauch

(%)

Verbrauch
(Kubik-

kilometer)

Anteil am
Gesamtverbrauch

(%)

Afrika südlich der Sahara 10 6 60 38

Ostasien 101 6 511 35

Südasien 34 3 207 25

Zentralasien und Osteuropa 156 29 301 49

Lateinamerika 53 15 270 53

Naher Osten und Nordafrika 24 6 93 28

OECD 518 93 774 72

Welt 897 18 2.216 41

Quelle: IWMI demnächst erscheinend.

Tabelle 4.1     Prognostizierter Wasserverbrauch und Umleitung in nicht agrarische Sektoren  
                 nach Regionen, 2000 und 2050



besitzt, die sich wirksam Gehör verschaffen
können, ist dabei ein vierter Bereich, nämlich
die Umwelt, vernachlässigt worden. Heute
erfahren wir schmerzhaft, dass die für die 
Landwirtschaft und die Industrie durch Infra-
strukturinvestitionen zugänglich gemachten
Wasserressourcen vorher nicht nutzlos waren:
Binnengewässersysteme wie Feuchtgebiete,
Seen und Auen haben wichtige ökologische
Funktionen, für die Wasser unabdingbar ist.

Natürliche Wasservorräte in Flüssen, Seen
oder Grundwasserleitern bestimmen die Para-
meter der Wasserverfügbarkeit. Wenn diese
Parameter nicht eingehalten werden, werden
Wasservorräte zu stark genutzt. Eine Analogie
mit der Finanzwelt macht klar, was das bedeu-
tet. Menschen und Länder können mehr kon-
sumieren, als sie zu einem bestimmten Zeit-
punkt einnehmen, indem sie einen Kredit
aufnehmen, den sie mit späteren Einnahmen
zurückzahlen wollen. Steigt das Einkommen im
Laufe der Zeit genügend, um die Tilgungszah-
lungen leisten zu können, bleiben die Schulden
nachhaltig. Wasser unterscheidet sich jedoch in
einem wichtigen Aspekt von Einkommen. Weil
die zukünftige Wassermenge (im Gegensatz
zum Einkommen) mehr oder weniger unverän-
derlich ist, führt zu starker Verbrauch zur
Übernutzung der Vorräte und einer nicht
nachhaltigen Wasserschuld.21 Tatsächlich sind
heute wir mit einer über mehrere Jahrzehnte
aufgelaufenen Wasserschuldenkrise konfron-
tiert. Ausmaß und Schwere dieser Krise ver-
schärfen sich kontinuierlich.

Wasserschulden sind von Natur aus schwie-
rig zu messen, haben jedoch in vielen Regionen
klar zutage tretende Konsequenzen. Das Inter-
nationale Institut für Wassermanagement ver-
wendet eine vierteilige Skala zur Klassifizierung
von Ländern hinsichtlich der Nachhaltigkeit
des Wasserverbrauchs und berücksichtigt dabei
den Wasserbedarf von Ökosystemen. Dieser
Bedarf ist unabhängig von theoretischer
Umweltrechnungslegung. Wenn der ökolo-
gische Bedarf ignoriert wird, wird die Umwelt,
die den Lebensunterhalt sichert, zerstört, was
der menschlichen Entwicklung auf Dauer scha-
det. Wo der Mensch so viel Wasser verbraucht,
dass die ökologische Integrität von Einzugs-

gebieten nicht gewahrt bleibt, ist ökologische
Belastung die Folge (Karte 4.1). Dies sind die
Krisenherde der Wasserschuldenkrise.

Zu einem zu hohen Wasserverbrauch
kommt es vor allen in Regionen mit Bewässe-
rungslandwirtschaft in großem Umfang wie der
Indus-Ganges-Ebene in Südasien, der Nord-
chinesischen Ebene und den High Plains in
Nordamerika sowie in Gebieten mit rascher
Urbanisierung und industrieller Entwicklung.
Heute leben schätzungsweise 1,4 Milliarden
Menschen in Wassereinzugsgebieten, die ab-
flusslos sind, weil der Wasserverbrauch die
Mindestmenge für die Neubildung übersteigt,
oder die sich der Abflusslosigkeit nähern.22

Solche Einzugsgebiete erstrecken sich über
mehr als 15 Prozent der Landfläche der Erde.
Zu den bekanntesten Beispielen zählen die
folgenden:
• In Nordchina wird schätzungsweise ein

Viertel des Wassers im Gelben Fluss benö-
tigt, um die Umwelt zu bewahren. Auf-
grund der Entnahme durch den Menschen
liegt der Wert derzeit unter 10 Prozent. In
den 1990er Jahren trocknete der Fluss in
den unteren Abschnitten ständig aus, 1997
sogar 226 Tage lang. In jenem Jahr führte er
die letzten 600 Kilometer kein Wasser
mehr.23 Die Austrocknung des Flusses 
verursachte einen Rückgang der jährlichen
Agrarproduktion um 2,7 bis 8,5 Millionen
Tonnen, was 1997 Einbußen im Umfang
von schätzungsweise 1,7 Milliarden US-
Dollar ausmachte.

• Im australischen Murray-Darling-Becken
verbraucht die Bewässerungslandwirtschaft
fast 80 Prozent des verfügbaren Wassers.
Bei einem geschätzten Umweltbedarf von
etwa 30 Prozent ist das Ergebnis umfang-
reiche Umweltzerstörung einschließlich
Versalzung, Nährstoffverschmutzung und
Verlust von Auen und Feuchtgebieten. Das
Becken enthält zwei Drittel der bewässerten
Agrarfläche des Landes. Der Reis, die Baum-
wolle, der Weizen und das Vieh, die von
dort kommen, machen etwa 40 Prozent der
Agrarproduktion des Landes aus, für die
jedoch ein hoher und nicht nachhaltiger
Umwelttribut gezollt werden muss. In den

Zu starker Verbrauch führt

zur Übernutzung der Vorräte

und einer nicht nachhaltigen

Wasserschuld
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der Welt das Wasser ausgeht? Nur bei ober-
flächlichster Betrachtung. Man nehme das
Beispiel des Murray-Darling-Beckens. Die 
Belege für die Wasserknappheit sind eindeutig.
Diese Knappheit ist das Resultat einer früheren
Politik, die es in Kauf nahm, für den zum
Export bestimmten Anbau von Reis, Baum-
wolle und Zucker – drei der Agrarprodukte mit
dem höchsten Wasserbedarf – ein ganzes Öko-
system zu opfern. Das größte Staubecken des
Landes, Cubbie Station enthält mehr Wasser
als der Hafen von Sydney und verliert 40 Pro-
zent davon durch Verdunstung.27 Bis in die
jüngste Zeit haben Wasserverbraucher sehr
niedrige Gebühren für die Nutzung und Ver-
schwendung eines kostbaren Gutes entrichtet –
und die australischen Steuerzahler mussten die
Zeche für Millionen Dollar teure Technikpro-
gramme zum Auffangen salzigen Entwässe-
rungswassers zahlen. Das Problem im Murray-
Darling-Becken ist nicht zu wenig Wasser. Es
besteht darin, dass dort zu viel Baumwolle und
Reis angebaut und zu viel Vieh gezüchtet wird.

Regierungen in Regionen mit Wasser-
knappheit haben begonnen einzusehen, dass sie

letzten Jahren hat so gut wie kein Murray-
Wasser mehr das Meer erreicht.24

• Am Oranje im südlichen Afrika ist die
Umwelt immer stärker belastet. In die 
oberen Flussabschnitte wurden in einem
solchen Maß eingegriffen, dass der kumu-
lierte Speicherraum im Einzugsgebiet die
jährliche Abflussmenge übersteigt.25

Millionen Menschen in Gebieten mit
Wasserknappheit müssen feststellen, dass die
Umwelt nicht nachhaltige Wasserschulden in
großem Umfang einfordert. Beispielsweise
haben Bauern nahe Sana’a im Jemen in den ver-
gangenen 12 Jahren ihre Brunnen um 50 Meter
vertieft. Gleichzeitig ist die Wassermenge, die
sie entnehmen können, um zwei Drittel
zurückgegangen.26 Manche Menschen in Gebie-
ten mit Wasserknappheit verfügen über die
wirtschaftlichen Ressourcen, die Qualifikatio-
nen und die Möglichkeiten, ihre Wasserproble-
me zu bewältigen. Für viele Millionen – Klein-
bauern, Landarbeiter und Weidehirten in
armen Ländern – gilt das nicht.

Stützt eine hohe Umweltbelastung in 
Wassersystemen die Malthus’sche These, dass
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Zu hoher Wasserverbrauch schädigt in vielen Einzugsgebieten die Umwelt

Quelle: Smakhtin, Revenga und Döll 2004.

Geringe Nutzung
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Mäßige Nutzung
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in großen Einzugsgebieten

Übernutzung
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Karte 4.1

Hinweis: Die in dieser Karte gezeigten Grenzen und Namen und die verwendeten Bezeichnungen beinhalten keine offizielle Billigung oder Anerkennung durch die Vereinten Nationen.



etwas gegen nicht nachhaltige Wasserschulden
tun müssen. In China spielt die Bedarfssteue-
rung eine immer wichtigere Rolle im Wasser-
management. Seit 2000 hat die Kommission für
den Gelben Fluss für die am Oberlauf gelegenen
Provinzen Einschränkungen der Wasserent-
nahme verhängt und damit für mehr Wasser in
den unteren Flussabschnitten gesorgt. Im Ein-
zugsgebiet des Hei-Flusses wurde zudem der
Umwelt mehr Wasser zugestanden; hier wer-
den jedoch zukünftig noch strengere Maßnah-
men erforderlich sein. Die Murray-Darling-
Kommission in Australien liefert weitreichen-
de institutionelle Rahmenbedingungen für die
Wiederherstellung des Gleichgewichts zwi-
schen dem Wasserverbrauch der Menschen
und dem Umweltbedarf. Diese Rahmenbedin-
gungen legen jährliche Entnahmeraten in
einem auf dem Muster des Wasserverbrauchs
im Jahr 1993 basierenden Verhältnis fest. 
Manche Kommentatoren vertreten allerdings
den Standpunkt, dass die ökologischen Gren-
zen damit weiterhin überschritten werden.
Regierungen in Südafrika und in anderen Län-
dern haben Gesetze erlassen, die die Berück-
sichtigung des Umweltbedarfs vor der Ausstel-
lung von Genehmigungen zur Entnahme durch
den Menschen vorschreiben (siehe Kasten 4.7
weiter unten in diesem Kapitel). All dies sind
Beispiele dafür, dass Regierungen heute für die
Konsequenzen politischer Fehler in der Ver-
gangenheit büßen müssen. In Zukunft werden
jedoch noch weit radikalere Maßnahmen erfor-
derlich sein.

Allgemeinere Symptome von Knappheit
Die physischen Symptome von zu hohem 
Wasserverbrauch variieren. Zu den am wenigs-
ten sichtbaren, aber am weitesten verbreiteten
Problemen zählen sinkende Grundwasser-
spiegel. Dazu kommt es, wenn mehr Grundwas-
ser entnommen wird, als durch den hydrolo-
gischen Kreislauf neu gebildet wird.28 Im Jemen,
in Teilen Indiens und in Nordchina sinken die
Grundwasserspiegel um mehr als 1 Meter jähr-
lich. In Mexiko überschreiten die Entnahme-
mengen bei etwa einem Viertel der 459 Grund-
wasserleiter des Landes die langfristige Neu-
bildung um mehr als 20 Prozent, wobei die 

zu hohe Entnahme vor allem in den ariden 
Landesteilen erfolgt.29

Die Austrocknung von Flüssen ist ein weite-
res Symptom von Wasserknappheit. Der Welt-
ökosystemstudie zufolge zählen aquatische
Ökosysteme mittlerweile zu den am meisten
geschädigten natürlichen Ressourcen auf der
Welt – ein Befund, der auf das Überschreiten
ökologischer Grenzen zurückgeführt werden
kann.30 In China fallen die Unterläufe des Jang-
tse und des Gelben Flusses für große Teile des
Jahres trocken. Die Liste der Flusssysteme mit
wesentlich zu hoher Entnahme und verringer-
ten Abflüssen umfasst den Colorado, den 
Ganges, den Jordan, den Nil sowie Euphrat und
Tigris.

Seen und Binnengewässer liefern einen
weiteren Indikator für die Übernutzung der
Vorräte. 1960 hatte der Aral-See die Größe von
Belgien und stützte eine blühende lokale Wirt-
schaft. Heute ist er ein hypersaliner See so gut
wie ohne Leben, der nur noch ein Viertel so
groß wie früher ist. Schuld daran sind Planer
des früheren Sowjetstaates, die entschieden,
dass die großen Flüsse Zentralasiens – der Syr
Darja und der Amu Darja – zur Schaffung eines
riesigen bewässerten Baumwollgürtels genutzt
werden sollten. Dieser rücksichtslose Ansatz
zum Wassermanagement besiegelte das Schick-
sal eines ganzen Ökosystems – mit verheeren-
den Folgen für das menschliche Wohlergehen
(siehe Kapitel 6). Die zu hohe Entnahme hat
zur Schrumpfung vieler der großen Seen in
Afrika einschließlich des Tschad , des Nakivale-
und des Nakaru-Sees beigetragen. Teils infolge
des Klimawandels und teils wegen zu hoher
Entnahme ist der Tschad-See auf zehn Prozent
seiner früheren Ausdehnung geschrumpft.

Die Wassermenge ist nicht der einzige maß-
gebliche Indikator für Wasserknappheit. Die
Qualität hat ebenfalls einen Einfluss auf das für
die Nutzung zur Verfügung stehende Volumen.
Und in vielen Einzugsgebieten mit der größten
Knappheit wurde die Wasserqualität durch
Verschmutzung beeinträchtigt. Alle 14 großen
indischen Flusssysteme sind stark verschmutzt.
In Delhi, um nur ein Beispiel zu nennen, wer-
den täglich 200 Millionen Liter unbehandelter
Abwässer und 20 Millionen Liter Abfälle in die 

In vielen Einzugsgebieten

mit der größten Knappheit

wurde die Wasserqualität

durch Verschmutzung 

beeinträchtigt
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Kasten 4.1 China: Umgang mit einer Wasserkrise in einer Volkswirtschaft mit hohem Wachstum

Seit 1979 ist China die am
raschesten wachsende Volkswirt-
schaft auf der Welt. Die Armut ist
drastisch zurückgegangen, wenn-
gleich bei zunehmender Ungleich-
heit, und Bildung und Gesundheit
haben sich in beeindruckender
Weise verbessert. Das rasche
Wachstum hat jedoch die chine-
sischen Wasserressourcen stark
beansprucht. Der wirtschaftliche
Erfolg konnte zu einem Teil durch
eine unter ökologischen Gesichts-
punkten zu hohe Entnahme auf-
rechterhalten werden. Nordchina
ist jetzt aber mit einer sich ver-
schärfenden Krise der Wasser-
bewirtschaftung konfrontiert.

Nordchina steht im Epizen-
trum dieser Krise. Die Flüsse Huai,
Hai und Huang (Gelber Fluss) 
(3-H-Flüsse) liefern das Wasser
für knapp die Hälfte der Bevölke-
rung des Landes, 40 Prozent der
Agrarfläche, einen großen Teil der
Getreideproduktion und ein Drittel
des BIP. Etwa die Hälfte der
Armen in ländlichen Gebieten
leben in ihrem Gesamteinzugs-
gebiet, wenngleich es weniger 
als acht Prozent der Wasserres-
sourcen des Landes enthält.
Jedes der einzelnen Einzugsge-
biete sinkt deshalb unter die
Schwelle von 500 Kubikmetern
pro Kopf; es handelt sich also 
um Gebiete mit akutem Wasser-
mangel.

Das rasche Wachstum hat
den Bedarf gesteigert. Seit 1980
ist die jährliche Wasserentnahme
in den 3-H-Einzugsgebieten um
42 Milliarden Kubikmeter gestie-
gen, dem durchschnittlichen Ge-
samtabfluss des Hai. Auch hat
eine Verlagerung des Bedarfs von
der Landwirtschaft zu Industrie
und Kommunen stattgefunden

(Grafik 1). Der Industrieanteil am Wasserverbrauch hat sich seit 1980
auf 21 Prozent verdoppelt, und der Anteil der Städte hat sich ver-
dreifacht.

Derzeitigen Prognosen zufolge wird der Bedarf bis 2030 um 
weitere 20 Prozent zunehmen. Die resultierende zusätzliche Belastung
droht die schwerwiegende qualitätsbedingte Wasserknappheit zu ver-
schärfen.

• Verschmutzung des Oberflächenwassers. Mehr als 80 Prozent der
Einzugsgebiete des Hai und des Huang sind stark verschmutzt.
Etwa die Hälfte der Verschmutzung geht von der Landwirtschaft
und der Industrie im ländlichen Raum aus. Auf stark wachsende
Industriezweige wie die Textil-, die chemische und die pharma-
zeutische Industrie entfällt ein Viertel und auf unbehandelte
Abwässer der Bevölkerung der Rest. Nach Angaben der Staat-
lichen Umweltschutzbehörde sind mehr als 70 Prozent des
Wassers im 3-H-System für eine Nutzung durch den Menschen 
zu stark verschmutzt.

• Verringerte Abflüsse. Zwischen 1956 und 1979 sind die Abflüsse
ins Meer aus den 3-H-Flüssen um 60 Prozent zurückgegangen.
Der Wasserverbrauch in den drei Einzugsgebieten übersteigt
mittlerweile die Nachhaltigkeitsgrenzen bei weitem. Eine Einschät-
zung des Ausmaßes der Wasserknappheit kommt zu dem Ergeb-
nis, dass die Entnahme von mehr als 20 Prozent des verfügbaren
Wassers die nachhaltige Nutzung gefährdet und die Entnahme
von 40 Prozent ein Indikator für extreme Knappheit ist (Grafik 2).
Im 3-H-System reichen die Entnahmeraten von mehr als 50 Pro-
zent beim Huang (Gelben Fluss) –, über 65 Prozent beim Huai-
Fluss bis zu mehr als 90 Prozent im Hai-Luan-Einzugsgebiet. Dies
liegt bei weitem über den Nachhaltigkeitsgrenzen. Die Verände-
rung, die in den vergangenen Jahrzehnten stattgefunden hat, lässt
sich anhand des Wasserstands im Huang-Fluss veranschau-
lichen, der einmal als Kummer Chinas bezeichnet wurde, weil sei-
ne Hochwasser so schwere Überschwemmungen verursachten.
Heute sind die unteren Flussabschnitte auf ein Rinnsal zusam-
mengeschmolzen, das kaum das Meer erreicht. Die Zeit mit nied-
rigem Wasserstand hat sich von 40 Tagen Anfang der 1990er Jah-
re auf mehr als 200 am Ende des Jahrzehnts ausgedehnt.

• Grundwassernutzung. Der Wassereinsatz in der Landwirtschaft
wurde durch das Anzapfen von Grundwasserleitern ermöglicht.
Diese werden jedoch rascher erschöpft, als sie neu gebildet
werden. Im Einzugsgebiet des Hai-Flusses stehen bei nachhal-
tiger Bewirtschaftung jährlich etwa 17,3 Milliarden Kubikmeter zur
Verfügung; die Entnahmen übersteigen jedoch 26 Milliarden
Kubikmeter. Die Grundwasserspiegel liegen heute 50 bis 90 Meter
tiefer als vor vier Jahrzehnten, was zum Eindringen von Salz und
einem Absinkens des Bodens um mehrere Meter in Städten wie
Beijing, Shanghai und Tianjin beiträgt sowie die Kosten für das
Hinaufpumpen des Wassers erhöht.
Dies sind klassische Symptome von Wasserknappheit. Hinzu

gezählt werden kann die zunehmende Belastung der Wasserver-
sorgung in den Großstädten im gesamten Norden des Landes. Die
Probleme Beijings sind wohlbekannt. Es gibt jedoch sieben weitere
Großstädte in der nördlichen Region mit mehr als zwei Millionen
Einwohnern – und alle sind von Wasserknappheit betroffen.

Handelt es sich dabei um eine Wasserkrise? In einem gewissen
Sinn nicht unbedingt. Das aktuelle Ausmaß der Wasserknappheit ist
das Resultat früherer Anreize für nicht nachhaltige Muster der Wasser-
nutzung. Bis in die jüngste Vergangenheit war die Wasserentnahme
kostenlos. Ein Resultat waren fehlende Anreize zur Wassereinsparung.
In der Landwirtschaft herrschte der Anbau von wasserintensivem
Getreide von geringem Wert vor. Im Industriesektor verbrauchen
chinesische Unternehmen vier- bis zehnmal so viel Wasser wie ihre

Die Landwirtschaft 
verliert Anteile am 
Wasserverbrauch

Quelle: Cai 2006.
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Yamuna abgeleitet. In Malaysia und Thailand
sind die Gewässer so verschmutzt, dass Flüsse
oft 30- bis 100-mal stärker mit Krankheits-
erregern belastet sind, als nach den Gesund-
heitsvorschriften zulässig wäre. Der durch die
brasilianische Großstadt São Paulo fließende
Tiete-Fluss ist durch unbehandelte Abwässer
und hohe Belastungen an Blei, Kadmium und
anderen Schwermetallen chronisch verschmutzt.31

Warum hat all dies einen Einfluss auf die Was-
serknappheit? Weil die Wasserverschmutzung
die Umwelt schädigt, die öffentliche Gesund-
heit bedroht und die für die Nutzung durch
den Menschen verfügbare Wassermenge ver-
ringert.

Die physischen Symptome der Wasser-
knappheit und die Konkurrenz zwischen den
einzelnen Verbrauchsbereichen sind nicht

voneinander isoliert. Das Beispiel Nordchina
zeigt nachdrücklich, wie unterschiedliche
Erscheinungsformen von Knappheit einen
Teufelskreis entstehen lassen können: die
todbringende Wechselwirkung schrumpfender
Abflüsse, sinkender Grundwasserspiegel, stei-
genden Bedarfs von Städten und Industrie
sowie zunehmender Verschmutzung hat zu
einer großen Wasserkrise geführt.32 Diese 
Krise droht nicht nur das zukünftige Wirt-
schaftswachstum zu untergraben. Sie stellt
auch eine große Gefahr für die sichere Nah-
rungsmittelversorgung, die Armutsbekämp-
fung und die zukünftige ökologische Nach-
haltigkeit dar. Die Umkehrung dieses Teufels-
kreises ist mittlerweile ein zentrales Anliegen
der politischen Entscheidungsträger in China
(Kasten 4.1).
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Kasten 4.1 China: Umgang mit einer Wasserkrise in einer Volkswirtschaft mit hohem Wachstum (Fortsetzung)

Pendants in den Industrieländern. Darin spiegeln sich zum einen die
höhere Technologie, aber auch schwache Preisanreize zur Verrin-
gerung des Wasserbrauchs wider.

China hat auf die Wasserkrise mit angebots- und nachfragesei-
tigen Maßnahmen reagiert. Auf der Angebotsseite gibt es das Süd-
Nord-Wassertransferprojekt zur Umleitung von mehr als 40 Milliarden
Kubikmetern Wasser – mehr als die Gesamtabflussmenge des Colo-
rado – über eine Entfernung von mehr als 1.000 Kilometer in Industrie-
und städtische Regionen im Hai-Einzugsgebiet.

Auf der Nachfrageseite liegt der Schwerpunkt auf der Wiederan-
passung des Wasserverbrauchs an die ökologische Kapazität. Seit
dem Jahr 2000 kann die Umweltschutzkommission für den Gelben
Fluss Transfers an Umweltsysteme vornehmen, ein Schritt, zu dem
wiederkehrende Dürren den Anlass bildeten. Zur Steigerung der
Produktivität des Wassereinsatzes in der Landwirtschaft wurden
Maßnahmen zur Effizienzsteigerung einschließlich fortschrittlicher
Bewässerungstechniken und Anreize für den Anbau hochwertigerer
Kulturen ergriffen. Im Industriesektor steigen die Wasserpreise, und
neue Vorschriften wurden erlassen.

Bemühungen um die Wiederherstellung des Gleichgewichts
zwischen Angebot und Nachfrage durch administrative Reallokation
bei herrschender Wasserknappheit zählen zu den großen Herausfor-
derungen für die Regierung:
• Soziale Gerechtigkeit. Die staatliche Unterstützung für den Aus-

bau fortschrittlicher Bewässerungssysteme zieht höhere Wasser-
kosten nach sich. Arme Bauern werden sich möglicherweise
aufgrund ihres niedrigen Einkommens und des hohen Kosten-
aufwands den Zugang dazu nicht leisten können. Dies könnte 
sie dazu zwingen, weniger Wasser zu verbrauchen, den Anbau
hochwertigerer Kulturen einzustellen oder die Landwirtschaft auf-
zugeben. Die Bildung von Vereinigungen von Wasserverbrau-

Quelle: World Bank 2001, Shen und Liang 2003, CAS 2005, Cai 2006, Shalizi 2006.

chern, die Unterstützung leisten und anfällige Gruppen schützen
können, könnte dem entgegenwirken.

• Zersplitterung und Machtpolitik. Die aktuelle Wassertransferpolitik
beruht auf den Prioritäten der Gebietskörperschaften, denen oft
kurzsichtige wirtschaftliche Belange mit Blick auf die Erreichung
nationaler Ziele zugrunde liegen. Gewässerüberwachung und
Vollstreckungsprogramme werden selektiv durchgeführt. Um die
Industrie profitabel zu halten, missachten Beamte vor Ort häufig
Umweltschutzgesetze und  -bestimmungen.

• Schwache Rechte und Ansprüche. Bauern verlieren ihre Ansprü-
che auf Wasser, häufig ohne Entschädigung. Von Gebietskörper-
schaften unterstützte Vereinigungen von Wasserverbrauchern ver-
suchen, Wasserrechte und -ansprüche an transferiertem Wasser
zu sichern. Die Reallokationsmuster beruhen jedoch auf Entschei-
dungen oft zersplitterter Wasserbürokratien, die von einflussrei-
chen Gruppen in der Industrie und in den Kommunen unter Druck
gesetzt werden. Ein zusätzliches Problem ist, dass für ein Einzugs-
gebiet zuständige bestehende Kommissionen dem Ministerium für
Wasserressourcen unterstellt sind und ihnen die Weisungsbefug-
nis gegenüber anderen Ministerien und Provinzen fehlt.

• Sicherung des Umweltbedarfs. Für die Gebietskörperschaften 
hat das Gebot wirtschaftlichen Wachstums weiterhin Vorrang vor
ökologischen Erwägungen, sodass die schwerwiegende Umwelt-
belastung anhält.
Mehrere Provinzen und Kommunen plädieren für Reformen mit

dem Ziel der Zusammenlegung der unterschiedlichen Wasserzustän-
digkeiten in einer einzigen Wasserbehörde. Diese könnte an Vereini-
gungen von Wasserverbrauchern sichere und einheitliche Wasser-
rechte vergeben, damit ein Transfersystem entsteht, dass den Grund-
sätzen von sozialer Gerechtigkeit und ökologischer Nachhaltigkeit
entspricht.



hat das Grundwasser als „eine große demokrati-
sierende Kraft“ in der landwirtschaftlichen
Produktion bezeichnet.33 Einer Studie zufolge
entspricht sein Wert für die agrarischen Volks-
wirtschaften in Asien 25 bis 30 Milliarden 
US-Dollar jährlich.34 Aber was geschieht bei der
Übernutzung von Grundwasser? Grundwasser-
spiegel sinken, die Pumpkosten steigen, und
Umweltprobleme wie Bodenversalzung treten
verbreitet auf. In Pakistan ging die Grundwas-
serübernutzung mit einer Bodenversalzung ein-
her. Aufgrund der verringerten Produktivität
wurden dadurch die Möglichkeiten zur Siche-
rung des Lebensunterhalts in ländlichen Gebie-
ten beeinträchtigt.35

Die Kosten und der Nutzen nicht nachhal-
tiger Grundwasserentnahme sind nicht gleich-
mäßig verteilt. In manchen Ländern ist die
Grundwasserübernutzung mit Prozessen ver-
bunden, die die Landwirtschaft benachteiligen
(Kasten 4.2). Innerhalb des Agrarsektors kann
die Grundwasserübernutzung allgemeinere
Ungleichheiten verschärfen. Bei sinkenden
Grundwasserspiegeln steigen die Energiekosten
für das Pumpen von Wasser ebenso wie die
Kosten für das Anlegen von Brunnen. Weil
reichere Bauern tiefer graben und mehr pum-
pen können, haben sie in einigen Gebieten eine
Monopolstellung auf dem Wassermarkt
erreicht.

Am Beispiel des indischen Bundesstaats
Gujarat läst sich das Problem veranschaulichen.
Im Norden des Bundesstaats bedrohen sinken-
de Grundwasserspiegel unmittelbar die klein-
bäuerliche Milchwirtschaft, von denen der
Lebensunterhalt von mehreren hunderttau-
send anfälligen Menschen abhängt. In manchen
Gebieten haben Großgrundbesitzer mit
Zugang zu Kapitalmärkten den Bau von Tief-
brunnen finanziert und auf diese Weise
benachbarten Dörfern das Wasser entzogen.
„Wasserbarone“ beherrschen dort jetzt einen
weitläufigen Markt sowohl für Bewässerung als
auch für Trinkwasser: Vielfach verkaufen sie
Wasser genau an die Dörfer und Nachbarn
zurück, deren Brunnen sie durch ihr Vorgehen
geleert haben. Mehrere tausend Dörfer sind
ohne Wasser und von der Belieferung mit
Tankfahrzeugen abhängig.36

Sinkende Grundwasserleiter – 
wer zahlt die Zeche?
Bei der intensiven Entwicklung und der nicht
nachhaltigen Übernutzung von Wasserressour-
cen gibt es Gewinner und Verlierer. Die Um-
welt ist immer auf der Verliererseite, während
die Verteilung bei den Menschen uneinheitlich
ist. In bestimmten Fällen werden kurzfristige
Einkommenszuwächse auf eine Weise erzielt,
die auf lange Sicht Existenzen gefährdet. 
In anderen beschert die Übernutzung von 
Wasserressourcen manchen Gewinne, während
sie bei anderen zu einer Verschärfung von
Armut und Ausgrenzung führt. Das größer
werdende Grundwasserproblem veranschau-
licht die Schwierigkeiten.

Die Grundwassernutzung hatte sehr po-
sitive Auswirkungen auf die menschliche Ent-
wicklung. Sie hat Millionen Kleinbauern –
allein 16 Millionen in Indien – den Zugang zu
einer zuverlässigen Wasserversorgung für Pro-
duktionszwecke ermöglicht. Ein Kommentator
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Kasten 4.2 Wasserknappheit im Jemen

Der Jemen verzeichnet mit 198 Kubikmetern pro Person einen der weltweiten nied-

rigsten Werte für verfügbares Trinkwasser und einen der höchsten Werte für den

Wasserverbrauch in der Landwirtschaft. Zwischen Wasser und Armut besteht in dem

Land ein enger Zusammenhang. Die Wasserknappheit wird durch räumliche und zeit-

liche Schwankungen noch verschärft. Und angesichts einer prognostizierten Ver-

doppelung der Bevölkerung bis 2025 wird die Wasserverfügbarkeit um ein Drittel

zurückgehen.

Die physischen und sozialen Symptome akuter Wasserknappheit zeigen sich

bereits heute. Die Grundwasserentnahme begann vor 20 Jahren die Neubildung zu

übersteigen. Um die Großstadt Sana’a wird zweieinhalb Mal so viel Grundwasser

entnommen, wie neu gebildet wird. Dem wachsenden städtischen Bedarf steht der

Verbrauch in der Landwirtschaft entgegen. Die unkontrollierte Entnahme in ländlichen

Gebieten (von den 13.000 funktionierenden Brunnen befinden sich nur 70 im Staats-

besitz) und die Entstehung privater Märkte für den Wassertransfer zu städtischen

Verbrauchern stellen mittlerweile eine ernsthafte Bedrohung für die kleinbäuerliche

Landwirtschaft dar. Die Situation wird noch verschärft durch unsichere Gewohnheits-

rechte an Wasser. In anderen Großstädten wie Ta’iz haben Kontroversen über den

Wasserverbrauch und die Grundwasserentnahme zu gewaltsamen Auseinanderset-

zungen geführt.

Bemühungen um eine Anreicherung der Grundwasserleiter werden durch unkon-

trollierte Entnahme untergraben, vor allem durch Tankfahrzeugfirmen, die Wasser in

die Großstadt liefern. Etwa zwei Drittel des Wassers in der Stadt kommt aus privaten

Quellen. Bei der derzeitigen Übernutzungsrate wird Wasserknappheit die Existenz-

sicherung im ländlichen Raum erheblich beeinträchtigen.

Quelle: Molle und Berkoff 2006, Grey und Sadoff 2006, SIWI, Tropp und Jägerskog 2006.



Die Grundwasserübernutzung macht deut-
lich, wie das Verhalten privater Verbraucher zu
Kosten für die breite Öffentlichkeit führen
kann. Wasser ist ein Medium für die Übertra-
gung von Umweltkosten oder „Externalitäten“,
womit eine Verzerrung von Marktsignalen ein-
hergeht. Wasser würde wahrscheinlich in gerin-
gerem Maß übernutzt oder verschmutzt, wenn
die Übeltäter die vollen Folgekosten bestreiten
müssten. Auf der indonesischen Insel Java
haben Textilfabriken die Wasservorräte so
stark verschmutzt, dass die Reiserträge zurück-
gegangen sind und es in flussabwärts gelegenen
Teichen weniger Fische als früher gibt.37 Die
Kosten tragen nicht die Fabriken, sondern die
Bauern. In ähnlicher Weise ist das Wasser 
der Flüsse Bhavani und Noyyal im indischen
Bundesstaat Tamil Nadu wegen der arbeits-
intensiven Färbe- und Bleichbetriebe im fluss-
aufwärts gelegenen Tiruppur für die Landwirt-
schaft so gut wie nicht mehr nutzbar.38

Politisch bedingte Wasserknappheit
Die Symptome für Wasserknappheit scheinen
einige der schlimmsten Malthus’schen Befürch-
tungen über die Wechselwirkung zwischen
Menschen und dem Wasser zu bestätigen. Die
kumulierten Auswirkungen von sich beschleu-
nigendem Bevölkerungswachstum und steigen-
der Nachfrage nach den vorhandenen Was-
servorräten führen zu Wasserknappheit in 
beispiellosem Ausmaß. Übersehen wird häufig
die Rolle der Politik, die durch Fehler oder 
Versäumnisse die Wasserknappheit erst her-
beiführt. Fehlerhaftes Verhalten kann viele
Erscheinungsformen haben. Widersinnige
Anreize zur Übernutzung zählen zu den folgen-
schwersten. Auch dafür ist das Grundwasser ein
gutes Beispiel. Die Kosten für die Grundwasser-
entnahme hängen von den Investitionskosten
für Pumpen und den wiederkehrenden Kosten
für den elektrischen Strom zu ihrem Betrieb ab.
Bei einer einmal installierten Pumpe ist der
Strompreis der einzige restriktive Faktor für
unbegrenztes Pumpen. In vielen Fällen wird
Strom an Verbraucher in der Landwirtschaft
kostenlos oder subventioniert geliefert, wo-
durch die Anreize zum Wassersparen fehlen. In
Indien entfallen etwa ein Drittel des Umsatzes

der Stromversorger auf landwirtschaftliche
Verbraucher, aber nur drei Prozent des
Gewinns. Der Weltbank zufolge war 2001 etwa
ein Drittel des indischen Haushaltsdefizits auf
Stromsubventionen zurückzuführen.39 Diese
Subventionen haben negative Anreize für die
Wassereinsparung und Anreize für ungeeignete
Anbaumuster entstehen lassen. Beispielsweise
ist es unwahrscheinlich, dass bei einer vernünf-
tigen Bepreisung und Regulierung von Wasser
eine wasserintensive Kulturpflanze wie Zucker-
rohr in Gujarat großflächig angebaut würde.40

Weil Stromsubventionen im Allgemeinen mit
der Größe des Grundbesitzes und der Brunnen-
tiefe zunehmen, sind sie höchst regressiv: je 
reicher der Erzeuger, desto höher die Unter-
stützung (Kasten 4.3).

Widersinnige Subventionen lassen sich an
vielen Orten mit Wasserknappheit beobachten.
Ein extremes Beispiel ist die früher in Saudi-
Arabien geübte Praxis, Gewinne aus dem Erdöl-
geschäft zu verwenden, um aus einem nicht
erneuerbaren fossilen Grundwasserleiter
Bewässerungswasser für den Anbau von Wei-
zen und Alfalfa in der Wüste abzupumpen. In
den 1980er Jahren startete das Land ein 
Programm zur raschen Ausweitung der Bewäs-
serung durch Nutzung eines fossilen Grund-
wasserleiters. Durch Preisstützung, die Subven-
tionierung von Einsatzmitteln und staatliche
Absicherung der Infrastrukturinvestitionen
erreichte Saudi-Arabien zunächst die Selbstver-
sorgung mit Weizen und wurde schließlich zu
einem wichtigen Exporteur. Fast ein Drittel der
kulturfähigen Fläche wird weiterhin für den
bewässerten Weizenanbau genutzt. Schätzun-
gen zufolge liegen die Erzeugungskosten selbst
ohne Berücksichtigung der Subventionskosten
und der Kosten für die Entnahme fossilen
Grundwassers vier- bis sechsmal so hoch wie der
Weltpreis. Jede Tonne Weizen wird mit etwa
3.000 Kubikmeter Wasser erzeugt – dreimal so
viel wie weltweit üblich. 2004 wurde eine neue
Wassereinsparungsstrategie verabschiedet, um
den Wasserverbrauch zu verringern und den
Grundwasserleiter zu schützen.41

Die Preispolitik stützt häufig Systeme 
wiedersinniger Subventionen. Erzeugersub-
ventionen für wasserintensive Erzeugnisse wie

Übersehen wird häufig die

Rolle der Politik, die durch

Fehler oder Versäumnisse 

die Wasserknappheit erst

herbeiführt
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wasser negative Anreize für Wassereinsparung.
Selbst im Nahen Osten und in Nordafrika, wo
der Knappheitswert von Wasser auf der Hand
liegt, werden die Wasserpreise deutlich unter

Ölsaaten, Zucker, Weizen und Rindfleisch
schaffen Anreize für Investitionen, Muster, die
zu Übernutzung führen. Gleichzeitig entstehen
durch die zu niedrigen Preise für Bewässerungs-
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Kasten 4.3 Subventionen für die Grundwasserentnahme in Mexiko

Grundwasserleiter speichern Wasser unter der
Erdoberfläche. Dieses Grundwasser bewahrt
Feuchtgebiete und liefert Trink- und Bewässe-
rungswasser. In vielen Ländern übersteigt die
Entnahme jedoch bei weitem die Neubildung,
was mit negativen Auswirkungen auf die Aussich-
ten für die menschliche Entwicklung verbunden
ist. Diese Übernutzung wurde durch widersinnige
Anreize systematisch gefördert.

In vielen Gebieten Mexikos blickt man auf
eine lange Tradition guter Wasserbewirtschaftung
zurück. In den nördlichen und zentralen Landes-
teilen übersteigt der Bedarf an Wasser für
Bewässerung und Industrie jedoch das Angebot
(siehe Karte). Die Lücke wurde mit Grundwasser
gefüllt.

Etwa 80 Prozent des Wasserverbrauchs in
Mexiko entfallen auf die Landwirtschaft. Etwa 
die Hälfte der gesamten Agrarproduktion und
etwa drei Viertel der Exporte werden unter
Bewässerung erzeugt. Dabei dominieren so was-
serintensive Erzeugnisse wie Obst, Gemüse und
Vieh. Schätzungsweise 40 Prozent des Gesamt-
wasserverbrauchs in der Landwirtschaft werden
mittlerweile mit Grundwasser bestritten. Mehr als
100 der 653 Grundwasserleiter des Landes
werden jedoch übernutzt, was weitreichende
Umweltschäden verursacht und die kleinbäuer-
liche Landwirtschaft des Landes untergräbt.

Zu hohe Entnahmen, gefördert durch Stromsubventionen, bedrohen langfristig die landwirtschaftliche
Produktivität. Im Bundesstaat Sonora lieferte der Küstengrundwasserleiter von Hermosillo in den 1960er
Jahren Wasser in einer Tiefe von etwa 11 Metern. Heute holen Pumpen Wasser aus einer Tiefe von 135
Metern, was ohne Stromsubventionen unwirtschaftlich ist. Die Überpumpung hat zum Eindringen von
Salzwasser und zu Verlusten an Agrarland geführt. Kommerzielle Agrarexportunternehmen verlagern ihre
Standorte von den am stärksten betroffenen Küstengebieten weiter ins Inland und erschließen dort neue
Quellen.

Die jährlichen Kosten der Stromsubventionen belaufen sich auf 700 Millionen Dollar. Weil der Strom-
verbrauch von der Betriebsgröße abhängt, sind die Transfers höchst regressiv (siehe Grafik). Dies bedeu-
tet, dass viele der größten Verbraucher im Durchschnitt 1.800 Dollar erhalten, die kleinsten dagegen durch-
schnittlich 94 Dollar. Der Gini-Koeffizient, ein Maß für Ungleichheit, für die Subventionsverteilung beträgt
0,91 (1 bedeutet vollständige Ungleichheit), verglichen mit einem nationalen Gini-Koeffizienten von 0,54.

Aufgrund der Subventionierung des Verbrauchs erhalten die Stromsubventionen einen künstlich
hohen Wasserbedarf aufrecht. Wie eine ökonometrische Analyse nahelegt, würde die Einstellung der
Subventionen dazu führen, dass drei Viertel der Betriebe, die bewässern, effizientere Methoden wie
Berieselungsanlagen verwenden würden. Bauern erhielten dann auch einen Anreiz, weniger wasserin-
tensive Kulturen anzubauen. Die Gesamtwassereinsparungen würden etwa ein Fünftel des derzeitigen
Verbrauchs ausmachen – eine Menge, die dem Gesamtverbrauch der Stadtbewohner entspricht.

Quelle: CNA 2004, Ezcurra 1998, Guevara-Sanginés 2006, Ponce 2005, Texas Center for Policy Studies 2002, Tuinhof und Heederik 2002.
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Mexikos schrumpfende Grundwasserleiter
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���Die in dieser Karte gezeigten Grenzen und Namen und die verwendeten Bezeichnungen beinhalten keine offizielle Billigung 
oder Anerkennung durch die Vereinten Nationen.

1. Hermosillo-Küste. Intensiver Anbau von Agrarexporterzeugnissen und Weizen 
für den einheimischen Markt.
2. Baja California. Großflächiger kommerzieller Anbau von Obst und Gemüse durch Unternehmen 
mit Verbindungen zum US-Markt.
3. Coahuila. Einer der am raschesten fallenden Grundwasserleiter in Mexiko und wichtiger Standort für den 
Alfalfa-Anbau zur Erzeugung von Futtermitteln für die Viehwirtschaft.
4. El Bajio. Anbaugebiet für 90 Prozent der für den Export bestimmten mexikanischen Tiefkühlobst- und 
-gemüseerzeugung. Es dominieren kommerzielle Großbetriebe und agrarindustrielle Verarbeitungsbetriebe, 
die auf den US-Markt liefern.
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dem Kostendeckungsniveau festgesetzt. Schät-
zungen zufolge decken die aktuellen Gebühren
lediglich ein bis sieben Prozent der Grenz-
kosten für die Wasserversorgung.42 Eine solche
Preispolitik motiviert nicht zu effizienter Nut-
zung und bedroht die Nachhaltigkeit. Für den
Nahen Osten und Nordafrika als Region wird
geschätzt, dass nur 30 Prozent des zur Bewässe-
rung genutzten Sturzwassers die Pflanzen
erreicht.43

Würde die Nutzung der Preispolitik zur
Förderung von Effizienz und ökologischer
Nachhaltigkeit dem Gedanken der Zugangs-
gerechtigkeit zuwiderlaufen, weil arme Bauern
von Wassermärkten ausgeschlossen werden
könnten? Die Antwort auf diese Frage hängt
vom größeren politischen Umfeld und einer
Reihe von Verteilungsfaktoren ab. Unter-
suchungen in Ägypten lassen darauf schließen,
dass eine Gebühr zur Abdeckung der Betriebs-
und Instandhaltungskosten etwa drei Prozent
der durchschnittlichen Betriebseinnahmen von
Bauern betragen würde (doppelt so viel, wenn
die Investitionskosten ebenfalls berücksichtigt
würden). Dies ist nicht wenig, für kommerziell
arbeitende Bauern jedoch erschwinglich. Durch
die Staffelung der Gebühren je nach Größe,
Standort und Einnahmen könnten die Auswir-
kungen auf arme Haushalte im ländlichen
Raum abgemildert werden. Regierungen recht-
fertigen bestehende Wassersubventionen häu-
fig mit dem Aspekt der Zugangsgerechtigkeit.
Die ungleiche Verteilung von Grund und
Boden beschwört Zweifel an dieser Rechtfer-
tigung herauf, weil der Wasserverbrauch mit
der Größe des Grundbesitzes zunimmt. In
Tunesien beispielsweise entfallen auf 53 Pro-
zent der Grundbesitzer lediglich neun Prozent
von Grund und Boden, was vermuten lässt, dass
große Erzeuger den überwiegenden Teil der
Subventionen einstreichen.

Widersinnige Subventionen sind nicht 
auf die Entwicklungsländer beschränkt. Die
Vereinigten Staaten und Europa zahlen großzü-
gige Subventionen für die Grundwasserentnah-
me. Bauern, die am Central Valley Project in
Kalifornien teilnehmen, einem Schwerpunkt-
gebiet für den Anbau wichtiger wasserinten-
siver Exportgüter wie Reis und Weizen, ver-

brauchen etwa ein Fünftel des Wassers in dem
Bundesstaat. Die von ihnen gezahlten Preise
decken Schätzungen zufolge weniger als die
Hälfte der Wasserkosten, was mit insgesamt
416 Millionen US-Dollar subventioniert wird.
Auch hier sind die Transfers höchst regressiv:
Die zehn Prozent der größten Betriebe erhalten
zwei Drittel der Gesamtsubventionen.44 In süd-
europäischen Ländern wie Spanien ist der
Anbau wasserintensiver Kulturen eine Ursache
für Wasserknappheit. Dieser Anbau wird zum
Teil durch Subventionen im Rahmen der
Gemeinsamen Agrarpolitik der EU ermöglicht.

Die Auswirkungen von Wassersubventio-
nen in reichen Ländern enden nicht an deren
Grenzen. Dies gilt insbesondere für Erzeugnis-
se, bei denen die Europäische Union und die
Vereinigten Staaten wichtige Exporteure sind.
Wenn die Vereinigten Staaten wasserintensive
Erzeugnisse wie Reis exportieren – sie sind der
drittgrößte Reisexporteur der Welt –, expor-
tieren sie auch sehr hohe virtuelle Wassersub-
ventionen. Erzeuger in anderen Exportländern
wie Thailand und Vietnam und Importländer
wie Ghana und Honduras stehen im Wettbe-
werb in Märkten, die durch diese Subventionen
verzerrt werden.

So schädlich falsche politische Entscheidun-
gen wie die für widersinnige Subventionen auch
sein können, noch schwerwiegender sind mög-
licherweise die Versäumnisse der Politik. Was-
ser mag begrenzt verfügbar sein – es wurde
jedoch als eine Umweltressource ohne Knapp-
heitswert behandelt. Aquatische Ökosysteme
schaffen die Bedingungen und halten die 
Prozesse in Gang, die menschliches Leben auf-
rechterhalten, einschließlich der Bereitstellung
von Wasser zu Produktionszwecken. Dennoch
werden diese Dienstleistungen selten in Märk-
ten gehandelt, haben keinen Preis und werden
deshalb nicht angemessen bewertet – trotz ihres
sehr realen Beitrags zum Reichtum aquatischer
Ökosysteme (Kasten 4.4).

Übereinkünfte bezüglich der volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnungen verstärken die
Marktschwächen in Bezug auf Wasser. Es
besteht eine offensichtliche Asymmetrie in der
Art und Weise, wie Regierungen den Wert von
Finanzkapital und Naturkapital wie Wasser

Wenn die Vereinigten Staaten

wasserintensive Erzeugnisse

wie Reis exportieren, 

exportieren sie auch 

sehr hohe virtuelle 

Wassersubventionen
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leben, aber ohne die Kapitalgrundlage zu 
zerstören, die das Erbe zukünftiger Genera-
tionen darstellen soll. Dies ist eine entscheiden-
de Voraussetzung für die menschliche Ent-
wicklung. Dieser Vorstellung liegt das Prinzip
der generationenübergreifenden Verteilungsge-
rechtigkeit zugrunde – die Annahme, dass wir
eine Verpflichtung gegenüber künftigen Gene-
rationen haben.46 Viele Regierungen verstoßen
heute gegen dieses Prinzip, indem sie das natio-
nale Wasserkapital herunterwirtschaften.

Die zentrale Herausforderung beim Was-
sermanagement ist die Wiederherstellung des
Gleichgewichts zwischen dem Wasserver-
brauch und dem Bedarf auf einem Niveau, das
die Integrität der Umwelt aufrechterhält.
Wenngleich sich die Handlungskonzepte von
Land zu Land unterscheiden dürften, werden
fünf allgemeine Elemente benötigt:
• Entwicklung einer nationalen Strategie. Ein

zentrales Ziel integrierten Wasserressour-
cen-Managements ist die Anpassung der
Muster des Wasserverbrauchs an die Was-
serverfügbarkeit unter Berücksichtigung des
Umweltbedarfs. Eine Voraussetzung, um
dieses Ziel erreichen zu können, sind umfas-
sende Informationen über die Wasser-
ressourcen. Eine weitere ist das Vorhanden-
sein von Kapazität bei Regierung und
Gebietskörperschaften zur Umsetzung
einer Preissetzungs- und Allokationspolitik,
die den Bedarf innerhalb der Nachhaltig-
keitsgrenzen eindämmt. Wirksame natio-
nale Planung muss den Wasserverbrauch
durch die Umwelt berücksichtigen.

• Kürzung widersinniger Subventionen und
Überprüfung der Wasserpreise. Die Abschaf-
fung staatlich geförderter Grundwasserent-
nahme durch die Kürzung oder Streichung
von Stromsubventionen für die Bewässe-
rung würde die Wasserressourcen entlasten.
Allgemein dürfen Regierungen Wasser nicht
mehr als kostenloses Gut behandeln. Preis-
steigerungen bei gleichzeitiger Umsetzung
von Maßnahmen zum Schutz der Interes-
sen armer Bauern können möglicherweise
dazu beitragen, sowohl Effizienzziele als
auch die Ziele ökologischer Nachhaltigkeit
besser zu erreichen.

bewerten und damit umgehen. Die Degra-
dation oder Übernutzung von Wasservorräten
wird in den volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nungen nicht als Verlust oder Wertminderung
des Naturkapitals ausgewiesen. Widersinniger-
weise kann im Gegenteil die Entnahme von
Grundwasser, die Trockenlegung von Seen
und die Verschmutzung von Flüssen in den
volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen als
Einkommenswachstum erscheinen. Die Be-
rücksichtigung von Verlusten an Wasserka-
pital würde die Indikatoren für die wirtschaft-
liche Leistung einer großen Zahl von Ländern
deutlich verändern und gleichzeitig eine
Bedrohung für zukünftige Generationen signa-
lisieren.45

Im Kern der Vorstellung von einer nachhal-
tigen Ressourcennutzung steht der Gedanke,
dass Produktionssysteme so gesteuert werden
sollten, dass wir von unseren Ressourcen heute
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Kasten 4.4 Der tatsächliche Wert aquatischer Ökosysteme

Wie viel ist Wasser wert? Märkte liefern nur eine sehr eingeschränkte Antwort, weil die

Dienstleistungen von Ökosystemen nicht allgemein gehandelt werden – und weil sie

öffentliche Güter hervorbringen, deren Preis schwierig zu bestimmen ist.

Ökosysteme sind eine Quelle großen Reichtums. Sie erbringen ökologische

Dienstleistungen – wie Wasserfiltrierung – und erhalten Bedingungen aufrecht, die die

Voraussetzung für die Erzeugung von Nahrungsmitteln und anderen Produkten bilden.

Eine Schätzung des wirtschaftlichen Werts von Feuchtgebieten im Sambesi-Becken

durch die Weltnaturschutzunion taxiert ihn mit 63 Millionen US-Dollar, mehr als die

Hälfte davon für Wasserreinigung und -wiederaufbereitung. Im Feuchtgebiet Hadejia

Nguru in Nigeria werden mit der traditionellen Nutzung der Überschwemmungsgebiete

für den Reisanbaupro Kubikmeter Wasser 12 US-Dollar erwirtschaftet, verglichen mit

0,04 US-Dollar bei Bewässerungssystemen.

Feuchtgebiete sind auch von großer Bedeutung für den Lebensunterhalt der

Armen. In Mali ernähren die Feuchtgebiete im Niger-Delta 550.000 Menschen, darun-

ter Fischer, Hirten und die Erzeuger der Hälfte der malischen Reisproduktion.

Die Wasserversorgung von New York City liefert eines der anschaulichsten

Beispiele für eine funktionierende Ökosystem-Dienstleistung. Die Stadt bezieht den

größten Teil ihres Wassers aus Stauseen in den Catskill Mountains. Als die Entwick-

lung dieser Region fortschritt, bedrohte Verschmutzung das Trinkwasser für die Stadt.

Vor die Wahl gestellt, sechs bis acht Milliarden Dollar für eine Filteranlage oder 1,5 Mil-

liarden Dollar für die Umweltsanierung ausgeben zu müssen, entschieden sich die

städtischen Behörden für die Sanierung. Mit den Einnahmen aus der Ausgabe einer

Umweltanleihe kaufte die Stadt Land in dem Wassereinzugsgebiet und darum herum

und schuf Anreize für eine nachhaltige Ressourcenbewirtschaftung.

Der Umweltbeauftragte der Stadt kommentierte treffend: „Die Filteranlage löst

lediglich ein Problem. Durch den Schutz des Wassereinzugsgebiets das Problem zu

vermeiden, ist schneller und billiger und hat jede Menge weitere Vorteile.“

Quelle: Molle und Berkoff 2006, Grey und Sadoff 2006, SIWI, Tropp und Jägerskog 2006.



• Anwendung des Verursacherprinzips. Sicher-
zustellen, dass Unternehmen die Kosten für
die Beseitigung der von ihnen verursachten
Umweltverschmutzung tragen, würde die
Belastung der Wasserressourcen verringern.
Dies ist zum Teil eine Frage staatlicher
Regulierung. Durch die Integration des Ver-
ursacherprinzips in die Steuervorschriften
und die Durchsetzung strenger Umwelt-
schutzgesetze kann die staatliche Politik die
Wasserressourcenbasis verbreitern. Wirk-
same Regulierung kann auch Anreize für
neue Technologien und Interventionsmus-
ter schaffen. Beispielsweise haben in Indien
Privatunternehmen Technologien einge-
führt, die die Wasserverschmutzung verrin-
gern und die Verfügbarkeit für Verbraucher
flussabwärts erhöhen (Kasten 4.5)

• Taxierung von Umweltdienstleistungen.
Nicht nur das Verursacherprinzip, sondern
das Prinzip anzuwenden, dass sich die
Verhütung von Umweltverschmutzung

auszahlt, bietet weitere Vorteile. Weil der
Wert von Wasser als eine produktive Res-
source gestiegen ist, hat sich ausgehend von
Zahlungen für die Dienstleistungen von
Wassereinzugsgebieten das Bewusstsein für
die wirtschaftlichen Vorteile des Handels
mit Ökosystemdienstleistungen entwickelt.
Die costaricanische Stadt Heredia wendet
Wassergebührensätze an, bei deren Kalku-
lation die Umweltschutzkosten berücksich-
tigt wurden, und zahlt Bauern 30 bis 50 
US-Dollar für gute Bodenbewirtschaf-
tung.47 Dieser Ansatz könnte häufiger
genutzt werden.

• Regulierung der Grundwasserentnahme.
Grundwasser ist eine strategische ökolo-
gische Ressource. Die Bewirtschaftung die-
ser Ressource zur Deckung des Bedarfs der
Menschen und der Umwelt ist eine der
großen Aufgaben im Bereich der sicheren
Wasserversorgung am Anfang des 21. Jahr-
hunderts. Länder wie Jordanien haben eine
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Kasten 4.5 Erweiterung des Wasserangebots durch weniger Verschmutzung – Märkte und Technologie

Die Festsetzung der Wasserpreise auf einem Niveau, das Knappheit

oder Umweltbelangen nicht Rechnung trägt, kann einen versteckten

Anreiz für Verschwendung und Verschmutzung bewirken. Mit den

richtigen Anreizen kann die Wasserverfügbarkeit drastisch verbessert

werden. Das Beispiel Indien veranschaulicht sowohl das Problem als

auch potenzielle Lösungen.

Die 2003 erlassenen Gesetze über die Einführung von Abgaben

zur Eindämmung der Wasserverschmutzung haben sich als unwirk-

sam erwiesen. Die Abgaben machen in den meisten verschmut-

zungsintensiven Industriezweigen nur einen winzigen Bruchteil der

Kosten aus. Für Wärmekraftwerke sowie die Papier-, Eisen- und

Stahlindustrie belaufen sie sich auf 0,1 bis 0,5 Prozent der Betriebs-

kosten. Gebühren blieben ähnlich unwirksam. Viele Unternehmen

versorgen sich selbst durch Abpumpen von Grundwasser. Selbst

dort, wo Gebühren erhoben werden, basieren sie gewöhnlich auf

Durchschnittskosten- und nicht auf Grenzkostenpreisen. Und sie

vernachlässigen Umweltexternalitäten.

Wasserknappheit hat zur Suche nach innovativen technolo-

gischen Lösungen Anlass gegeben. Angesichts der höheren Wasser-

kosten in Gebieten mit Wasserknappheit sind die Betriebskosten

solcher Technologie konkurrenzfähiger geworden. Beispielsweise

belaufen sich die Kosten für die Behandlung kommunaler Abwässer

durch Umkehrosmose in Chennai auf 25 bis 50 Rupien pro Kubik-

meter und liegen damit im Bereich der Gebühren, die die örtliche

Wasser- und Sanitärversorgungsbehörde für Trinkwasser erhebt.

Quelle: Bhushan 2004.

Einige der besten Beispiele für vorbildlichen Umgang mit Wasser

in Indien haben sich in Regionen mit Wasserknappheit entwickelt.

Dies lässt sich exemplarisch an Chennai veranschaulichen, einer 

der Großstädte des Landes mit der schlimmsten Wasserknappheit.

Mehrere Unternehmen haben in die Wasserbehandlung durch

Umkehrosmose sowie Wiederaufbereitungstechnologien investiert

und können jetzt Abwasser wirksam filtern. Mit einem Kapitaleinsatz

von knapp drei Millionen US-Dollar bereitet Madras Fertilisers mehr

als 80 Prozent des Tagesverbrauchs von 15,12 Millionen Liter Was-

ser für die Kühltürme der Düngemittelfabrik auf. Das Unternehmen

liefert zudem täglich drei Millionen Liter Trinkwasser an die Stadt.

Der Wasserverbrauch konnte auch in anderen Gebieten effizienter

gemacht werden. Eine der effizientesten Zellstoff- und Papierfabriken

im Land, J K Papers, befindet sich in dem von Wasserknappheit betrof-

fenen Bezirk Rayagada im Bundesstaat Orissa, und Standort der

wassereffizientesten Zuckerfabrik ist der unter Wasserknappheit

leidende Bezirk Latur im Bundesstaat Maharastra. Die erste abwasser-

freie Textilfabrik im Land, Arvind Mills, steht in Santej im Bundesstaat

Gujarat, wo Wasserknappheit immer wieder ein Problem ist.

Diese Erfolgsgeschichten machen deutlich, wie Anreize und

Technologie die Parameter für Wasserknappheit verändern können.

Die meisten Neuerungen wurden durch den Privatsektor eingeführt.

Mit einem Ausblick auf die Zukunft besteht Raum für steuerliche 

und andere Anreize, um im allgemeinen öffentlichen Interesse die Ver-

breitung wassereffizienter Technologien zu fördern.



Wasser führenden Monsunflüsse im Norden
wie der Brahmaputra und der Ganges in die
ganzjährig trockenen und schrumpfenden
Flüsse im Süden wie dem Kaveri und  Krishna,
deren Pegel durch zu hohe Entnahme zu land-
wirtschaftlichen, industriellen und kommu-
nalen Zwecken abgesenkt wurden, umgeleitet
werden sollen.

Unter rein quantitativen Gesichtspunkten
bietet die Umleitung von Flüssen eine kurz-
fristige Besserung eines Langzeitproblems. Sie
ist kein Allheilmittel gegen Übernutzung.
Zudem besteht bei jedem Abflusstransfer das
Risiko großer sozialer und ökologischer Nach-
teile und des Entstehens neuer Umweltproble-
me. In Spanien wurde ein Plan zur Umleitung
des Flusses Ebro aus dem Norden in agrarindus-
trielle Gebiete im Süden zurückgestellt, weil
einerseits die Nachteile politisch neu bewertet
wurden und das Projekt andererseits nicht die
Bestimmungen der EU-Wasserrichtlinie in
Bezug auf die ökologische Nachhaltigkeit
erfüllte. In China ist der ehrgeizigste Aspekt 
des Nord-Süd-Programms die Ableitung von
Wasser aus den Gletscherquellflüssen des 
Jangtse in Tibet in den Gelben Fluss. Wegen
der globalen Erwärmung besteht jedoch
beträchtliche Ungewissheit darüber, in wel-
cher Menge und wann die Gletscherabflüsse 
anfallen.

Entsalzung
Von dem amerikanischen Präsidenten John F.
Kennedy stammt der Ausspruch: „Wenn es uns
je gelingen würde, konkurrenzfähig und billig
Trinkwasser aus Salzwasser zu gewinnen, wäre
dies im langfristigen Interesse der Menschheit
[und] würde jede andere wissenschaftliche Leis-
tung in den Schatten stellen.“ Die Gewinnung
von Trinkwasser durch den Entzug von Salz aus
Meerwasser wird seit biblischen Zeiten prak-
tiziert und ist folglich kein neues menschliches
Unterfangen. Aber bietet sie eine Lösung der
Probleme von Wasserknappheit und Wasser-
mangel?

Das Haupthindernis für die kommerzielle
Entsalzung waren in der Vergangenheit die
Energiekosten. Mit der Entwicklung tech-
nischer Verfahren unter Verwendung der

Regulierungsoffensive in Bezug auf das
Grundwasser begonnen. Im Vorfeld von
Maßnahmen auf der Angebotsseite (Regu-
lierung durch Erteilung von Genehmigun-
gen) und der Nachfrageseite (Zählerinstal-
lation und Preiserhöhungen) wurden
detaillierte Untersuchungen der Grund-
wassereinzugsgebiete durchgeführt. Diese
Möglichkeiten könnten verbreiteter ge-
nutzt werden. Dabei könnten Strategien
Verwendung finden, nach denen die
Grundwasserspiegel vor Ort überwacht 
und flexible Entnahmegrenzen entspre-
chend festgelegt werden.

Erweiterung des Angebots – 
Möglichkeiten und Grenzen

Schon immer haben Regierungen auf Diskre-
panzen zwischen dem Wasserangebot und der
Nachfrage der Menschen nach Wasser als eine
produktive Ressource reagiert, indem sie die
Angebotsseite der Gleichung änderten. Die
großen Ingenieurbauwerke des 20. Jahrhun-
derts sind Zeugnis dieses Ansatzes. Bietet die
Erweiterung des Angebots einen Ausweg aus
den Wasserengpässen des 21. Jahrhunderts?

Umleitung von Flüssen
Manche Regierungen sehen in der Umleitung
von Flüssen, einer der großen hydrologischen
Maßnahmen des 20. Jahrhunderts, weiterhin
eine Teillösung für das Problem der Wasser-
knappheit. Das Süd-Nord-Flussumleitungspro-
gramm in China ist eines der weltweit größten
geplanten Infrastrukturprogramme. Mit anvi-
sierten Kosten von 40 bis 60 Milliarden Dollar
stellt es selbst die Ausgaben für den Drei-
Schluchten-Staudamm in den Schatten. Sein
Ziel ist die Umleitung von mehr als 40 Milliar-
den Kubikmeter Wasser pro Jahr – etwa 
die Abflussmenge eines zweiten Gelben Flusses
– vom Jangtse in die unter Wasserknappheit
leidende nordchinesische Ebene und die
Megastädte im Norden. Der chinesische Plan
ist kein Einzelfall. In Indien ist das Flussverbin-
dungsprojekt ein atemberaubend ehrgeiziges
Unterfangen zur Veränderung der Gewässer-
karte des Landes, bei dem die großen ganzjährig
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Umkehrosmose sind die Produktionskosten
drastisch gesunken und der Ausstoß nimmt zu.
Israel, einer der Weltführer, kann Wasser zu
Kubikmeterkosten entsalzen, die mit denen 
für die herkömmliche Trinkwassergewinnung
vergleichbar sind. Die Abhängigkeit der Pro-
duktionskosten von den Energiepreisen in Ver-
bindung mit den hohen Kosten für das Pumpen
von Wasser über große Entfernungen sind ein-
schränkende Bedingungen. Für erdölreiche
Länder und relativ wohlhabende Städte in 
Meeresnähe ist die Entsalzung eine vielver-
sprechende Versorgungsquelle für Haushalts-
wasser. Das Lösungspotenzial im Hinblick auf
die Probleme armer Großstädte in Ländern mit
niedrigem Einkommen ist stärker einge-

schränkt – und die Entsalzung wird kaum das
grundlegende Missverhältnis zwischen Wasser-
angebot und Wasserbedarf beheben können.
Sie trägt derzeit nur zu 0,2 Prozent zur welt-
weiten Wasserentnahme bei, und ihr Potenzial
mit Blick auf Landwirtschaft und Industrie ist
begrenzt (Kasten 4.6).48

Virtuelles Wasser
Virtuelle Wasserimporte sind eine weitere
angebotsseitige Möglichkeit zur Linderung von
Wasserknappheit. Wenn Länder Getreide und
andere Agrarerzeugnisse importieren, impor-
tieren sie dabei auch das in den Produkten 
eingeschlossene Wasser. Der virtuelle Wasser-
handel führt zu Wassereinsparungen für die
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Kasten 4.6 Entsalzung – und ihre Grenzen

Entsalzung ist eine technische Möglichkeit zur Gewinnung von

Trinkwasser aus Meerwasser. Die Destillation von Meerwasser durch

Sieden und Auffangen des Dampfes ist ein uraltes Verfahren, das in

den letzten 20 Jahren durch neue Technologien verändert wurde. 

Es gibt jedoch Grenzen für seinen Anwendungsbereich.

2002 hatte der weltweite Entsalzungsmarkt ein Volumen von 

35 Milliarden US-Dollar. Heute werden in 120 Ländern mehr als 12.500

Anlagen betrieben. Herkömmlicherweise erfolgt die Entsalzung durch

thermische Erwärmung unter Verwendung von Erdöl und Energie als

Wärmequelle. In den modernsten Anlagen wurde diese Technologie

durch die Umkehrosmose ersetzt. Dabei wird Wasser durch eine Mem-

bran gepresst, wobei die Salzmoleküle zurückgehalten werden. Die

Kosten für die Trinkwassergewinnung auf diese Weise sind drastisch

gesunken: von mehr als ein Dollar pro Kubikmeter vor einem Jahrzehnt

auf weniger als die Hälfte heute. Ein beträchtlicher Teil der Kosten

entfällt auf den für die Umwandlung erforderlichen Energiebedarf.

Israel ist das Maß der Dinge bei der Wasserentsalzung. Nach der

Umsetzung einer im Jahr 2000 verabschiedeten Planungsstrategie –

des so genannten Desalinization Master Plan – gewinnt das Land heu-

te ein Viertel seines Haushaltsfrischwassers durch Entsalzung. Die 250

Millionen Dollar teure Anlage in Ashkelon, die 2005 den Betrieb auf-

nahm, ist die weltweit größte und fortschrittlichste Umkehrosmosean-

lage, in der Frischwasser zu Kosten von 0,52 US-Dollar pro Kubikme-

ter erzeugt werden kann. Nach der aktuellen Planung ist eine Auswei-

tung der Produktion aus Entsalzungsanlagen zwischen heute und

2020 von 400 auf 750 Millionen Kubikmeter vorgesehen.

Die vorhandene Entsalzungskapazität ist in hohem Maß konzen-

triert. Der Großteil der Kapazität entfällt auf die Golfstaaten, wobei

ein Zehntel des Gesamtausstoßes in Saudi-Arabien gewonnen wird.

Auch in Tampa Bay und Santa Cruz in den amerikanischen Bun-

desstaaten Florida und Kalifornien wurden Umkehrosmoseanlagen

Quelle: Rosegrant und Cline 2003, Schenkeveld et al. 2004, Rijsberman 2004a, BESA 2000, Water-Technology.net 2006.

errichtet, und China hat Pläne für den Bau einer Anlage in Tianjin, der

drittgrößten Stadt des Landes, bekanntgegeben. In Spanien hat die

neue Regierung Pläne aufgegeben, Wasser quer durch das Land aus

dem feuchten Norden in den ariden Süden zu pumpen und will statt-

dessen 20 Umkehrosmoseanlagen bauen (ausreichend zur Deckung

von ein Prozent des Bedarfs). Der Preis des durch Entsalzung gewon-

nenen Wassers könnte allerdings so hoch ausfallen, dass die Bauern

nicht dazu bewegt werden, ihre derzeitige Praxis der Bewässerung

mit Grundwasser aufzugeben. In Großbritannien verfügt das Wasser-

versorgungsunternehmen, das London beliefert, über eine Umkehr-

osmoseanlage, die 2007 in Betrieb gehen soll.

Dieses Verteilungsmuster macht sowohl das Potenzial als auch

die Grenzen der Entsalzung deutlich. Trotz sinkender Kosten sind die

Investitionskosten neuer Anlagen beträchtlich, und die Betriebskos-

ten sind in hohem Maß abhängig von den Energiepreisen. Neuere

Projekte in Israel und anderen Ländern machen dies deutlich: In

Ausschreibungen für die Wasserversorgung ist der Preis auf 0,80 bis

1,00 US-Dollar pro Kubikmeter gestiegen. Die Kosten für das

Pumpen von Wasser steigen ebenfalls drastisch mit der Entfernung,

sodass Städte im Binnenland mit höheren Kostenstrukturen konfron-

tiert wären. Diese Faktoren helfen zu erklären, warum die erdöl-

reichen Länder und Küstengroßstädte in Gebieten mit Wasserknapp-

heit wahrscheinlich die Hauptnutzer bleiben werden.

Die Gesamtnutzungsmuster werden sich wahrscheinlich langsam

ändern. In manchen Ländern dürfte ein steigender Anteil des von

Haushalten und der Industrie und Industrie durch Entsalzung gewon-

nen werden. Derzeit nehmen die Kommunen zwei Drittel und die

Industrie ein Viertel des durch Entsalzung gewonnenen Wassers ab.

Das Potenzial bei der Landwirtschaft ist durch die Kosten begrenzt.

Dies gilt insbesondere für den Anbau von Kulturen für Grundnahrungs-

mittel mit geringem Mehrwert, die große Mengen Wasser benötigen.



Wasserhandel unter den gleichen Verzerrungen
leiden wie die Märkte für die Produkte, die den
Wasseraustausch ermöglichen.51 Was die
Opportunitätskosten im Zusammenhang mit
dem Wasserverbrauch betrifft, so ist nicht
sicher, dass die großen Exporteure wasserinten-
siver Erzeugnisse wie Baumwolle und Reis 
– Australien und die Vereinigten Staaten
beispielsweise – die Umweltschäden (oder die
virtuellen Wassersubventionen) in ihre Export-
preise einrechnen.

Die komplexe Wechselwirkung zwischen
Nahrungsmittelimporten und sicherer Nah-
rungsmittelversorgung ist ein weiteres Problem.
Wenn wie in großen Teilen Afrikas südlich der
Sahara Nahrungsmittelimporte das Resultat
langsamen Wachstums und rückläufiger land-
wirtschaftlicher Produktivität sind, kann die
sichere Nahrungsmittelversorgung ernsthaft in
Gefahr geraten. Beispielsweise werden sich die
Getreideimporteder afrikanischen Länder süd-
lich der Sahara Prognosen zufolge bis 2025 auf
35 Millionen Tonnen verdreifachen.52 Die
Region wird kaum in der Lage sein, diese
Importe kalkulierbar und nachhaltig zu finan-
zieren, sodass sie zunehmend von Nahrungs-
mittelhilfe abhängig werden dürfte. Wenn Län-
der virtuelles Wasser importieren, importieren
sie außerdem zugleich virtuelle und tatsächliche
Subventionen, gegen die ihre eigenen Bauern in
den örtlichen Märkten konkurrieren müssen.
Diese Subventionen können die Preise senken
und Marktanteile verringern, was sich schädlich
auf die Bemühungen zur Armutsbekämpfung
im ländlichen Raum auswirkt.

Abwasseraufbereitung
In Verbindung mit geeigneter Technologie
können bestimmte einfache Wasserbewirt-
schaftungsmaßnahmen helfen, das Missverhält-
nis zwischen Wasserangebot und Wasserbedarf
zu mildern. Ein Beispiel ist die Wiederverwen-
dung von Abwasser nach seiner Aufbereitung,
sodass es sicher wieder in Flüsse eingeleitet und
zur Bewässerung oder für industrielle Zwecke
verwendet werden kann.

Für die stadtnahe Landwirtschaft wird
Abwasser bereits in großem Maßstab aufbe-
reitet. Weltweit werden schätzungsweise etwa

Importländer und aufgrund der unterschiedli-
chen Wasserproduktivität von Exporteuren
und Importeuren auch zu weltweiten Wasser-
einsparungen.

Der Handel mit virtuellem Wasser hat mit
dem Nahrungsmittelhandel exponentiell zuge-
nommen. Schätzungen zufolge belief er sich im
Jahr 2000 auf etwa 1,34 Billionen Kubikmeter
oder dreimal so viel wie 1960. Dies entspricht
etwa einem Viertel des Wassers, das weltweit
für den Anbau von Nahrungsmitteln benötigt
wird. Manche Beobachter sehen im virtuellen
Wasserhandel eine Möglichkeit für Länder mit
Wasserknappheit, Wasser zu sparen, indem sie
es aus Ländern mit niedrigen Opportunitäts-
kosten beim Wasserverbrauch und höherer
Produktivität importieren. Aus diesem Blick-
winkel gilt der virtuelle Wasserhandel als ein
Verfahren zur Sicherung eines komparativen
Vorteils, das die Einschränkungen des Handels
mit Wasser an sich überwindet.49

Bietet der Agrarhandel einen Ausweg aus
der Wasserknappheit? Für manche Länder, ins-
besondere im Nahen Osten und in Nordafrika,
ist der virtuelle Wasserhandel bereits ein inte-
graler Bestandteil nationaler Strategien für eine
sichere Nahrungsmittelversorgung.50 Würde
Ägypten Getreide in gleicher Menge wie die
Importe des Landes selbst anbauen, wäre dazu
ein Sechstel des Wassers im Nasser-Stausee,
dem Hauptspeicherbecken des Assuan-Hoch-
damms, erforderlich. Für die Entwicklungs-
länder als Gruppe entsprechen die virtuel-
len Wasserimporte 2005 Prognosen zufolge 
12 Prozent des Wasserverbrauchs für Bewässe-
rung. Die Argumente zugunsten der Verringe-
rung der Wasserknappheit durch Ausweitung
des virtuellen Wasserhandels wurden jedoch
überbewertet, nicht zuletzt aus dem Blick-
winkel der menschlichen Entwicklung.

Zuerst soll auf das Argument eingegangen
werden, laut dem der virtuelle Wasserhandel
ein Verfahren zur Sicherung eines kompara-
tiven Vorteils darstellt. Auf die reichen Länder
entfallen mehr als 60 Prozent der weltweiten
Agrarexporte. Berücksichtigt man, dass diese
Länder 2005 mehr als 280 Milliarden Dollar
landwirtschaftliche Unterstützung bereitstell-
ten, folgt, dass die Märkte für den virtuellen
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20 Millionen Hektar Land direkt oder indirekt
mit Abwasser bewässert. Das sind fast sieben
Prozent der bewässerten Gesamtfläche.53 Im
Mezquital-Tal in Mexiko tragen mit unbehan-
deltem Abwasser betriebene Bewässerungs-
systeme zur Sicherung des Lebensunterhalts
von ungefähr einer halben Million Haushalte
im ländlichen Raum bei. In Ghana nutzen Bau-
ern um Kumasi Abwasser auf 12.000 Hektar,
mehr als doppelt so viel wie die Fläche, die 
im gesamten übrigen Land unter staatlicher
Leitung bewässert wird. Schätzungen zufolge
erhöht die Bewässerung mit Abwasser in der
Trockenzeit das Durchschnittseinkommen 
in der Landwirtschaft in Kumasi um 40 bis 
50 Prozent. Zudem können die Bauern wegen
der Versorgungssicherheit und des hohen
Nährstoffgehalts des Abwassers in Gemüse-
märkte mit hohem Mehrwert eintreten.54

Der Ausbau der Kapazität für die Abwasser-
aufbereitung durch die Ausweitung des An-
gebots an Wasser und die Steigerung seiner
Produktivität könnte armen und anfälligen
landwirtschaftlichen Erzeugern zahlreiche
Vorteile bringen. Abwasser kann auch zur 
Wiederauffüllung von Grundwasserleitern ver-
wendet werden und auf diese Weise Probleme
der Grundwasserübernutzung mindern. Ange-
sichts der prognostizierten Verdoppelung des
Wasserverbrauchs von Kommunen und Indus-
trie bis 2050 könnte Abwasser eine volumen-
mäßig zunehmende und verlässliche Bezugs-
quelle werden: Was in die Großstädte hinein-
fließt, muss in irgendeiner Form auch wieder
hinausfließen. Die Nutzung von Abwasserbe-
zugsquellen ohne angemessene Sicherheitsvor-
kehrungen kann landwirtschaftliche Erzeuger
und stadtnahe Gebiete jedoch akuten Gesund-
heitsrisiken aussetzen. Bei einer Untersuchung
in Haroonabad in Pakistan wurden bei Bauern,
die zur Bewässerung Abwasser nutzen, doppelt
so viele Durchfallerkrankungen und  Haken-
wurminfektionen festgestellt wie bei Bauern
mit Bewässerungskanälen.55

Die regulierte Nutzung wiederaufbereiteten
Abwassers könnte die Anpassungszwänge, die
derzeit bei der Wasserbewirtschaftung in der
Landwirtschaft bestehen, beträchtlich mildern.
Das Beispiel Israel veranschaulicht das Potenzi-

al. Mehr als zwei Drittel des in dem Land anfal-
lenden Abwassers wird mittlerweile wiederauf-
bereitet und zur Bewässerung in der Landwirt-
schaft genutzt. Den größten Teil liefert das
nationale Wassersorgungsunternehmen, das
auch strenge Regeln für die Reinigungsstufen
festlegt: Abwasser niedriger Qualität wird für
tolerante Kulturen wie Baumwolle genutzt,
während für Wasser zur Bewässerung von
Gemüse oder zur Neubildung von Grundwas-
ser anspruchsvollere Wiederaufbereitungsstan-
dards gelten.56 So unterstützt das Abwasser von
Tel Aviv die landwirtschaftliche Bewässerung
im ariden Süden des Landes. Andere Länder
folgen dem israelischen Vorbild. Großstädte 
in Teilen Kaliforniens mit Wasserknappheit
investieren hohe Summen in Anlagen zur
Wiederaufbereitung aller Haushalts- und
Industrieabwässer auf einem hohen Niveau und
wiederverwenden das Wasser in der Landwirt-
schaft und für industrielle Kühlzwecke. 
Die mexikanische Großstadt San Luis Potosi
bereitet 60 Prozent ihres Abwassers zur Weiter-
leitung an Bauern in einer modernen Klär-
anlage wieder auf.

Viele Entwicklungsländer haben für die
Abwassernutzung jedoch keine gute Ausgangs-
position. Die meisten Großstädte in Entwick-
lungsländern mit niedrigem Einkommen ver-
fügen über eine nur geringe oder gar keine 
Wiederaufbereitungskapazität. Im Gegensatz
zu Israel und Kalifornien fehlen ihnen auch 
die technologische Kapazität und die allgemei-
nere Kapazität zur Aufteilung von Abwasser 
in unterschiedliche Wiederaufbereitungs- und
Allokationssysteme. Macht dies einen vom
Abwasser ausgehenden substanziellen angebots-
seitigen Impuls unmöglich?

Selbst bei schwerwiegenden Ressourcen-
beschränkungen könnte weit mehr getan wer-
den. Die Unterentwicklung der Abwasserauf-
bereitungskapazität in manchen Ländern ist
selbst das Resultat unzusammenhängender und
wenig systematischer Planung. Viele Regierun-
gen hielten Investitionen in Kläranlagen für
unerschwinglichen Luxus. Die Berücksich-
tigung der potenziell hohen wirtschaftlichen
und sozialen Erträge eines zusätzlichen Ange-
bots an Wasser für die Bewässerung würde die
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knappe Kapitalressource, die dort eingesetzt
werden sollte, wo sie den größten Wohlstand
hervorbringt.

Steigerung des Ertrags pro Kubikmeter
Welche Auswirkungen haben diese veränder-
ten Sichtweisen auf die menschliche Entwick-
lung? Die Forderung nach der Steigerung der
Wasserproduktivität in Form höherer Erträge
pro Kubikmeter eingesetzten Wassers ist ein-
leuchtend. Die Deckung des Wasserbedarfs
einer wachsenden Bevölkerung bei gleichzei-
tigem Schutz der natürlichen Ökosysteme, von
denen das Leben selbst abhängt, ist eine ent-
scheidende Voraussetzung für nachhaltige
menschliche Entwicklung. Wenn man diese
Herausforderung bestehen will, muss die
Wasserbewirtschaftung bei der Bewässerung
rationeller und intelligenter werden: Statt mehr
Wasser müssen Technologie und Wissen ein-
gesetzt werden.

Höhere Produktivität ist ein Weg zu verrin-
gerter Wasserknappheit – und es bestehen gute
Chancen zur Steigerung des Ertrags pro ein-
gesetzter Wassermenge. Die gute Nachricht 
ist, dass die in den letzten Jahrzehnten erzielte
Steigerung der Wasserproduktivität spektaku-
lär war. Die zur Erzeugung von Getreide für
eine Person benötigte Wassermenge konnte seit
1960 halbiert werden. Schlecht ist auf der ande-
ren Seite, dass die Produktivität gerade in den
Einzugsgebieten mit der größten Wasserknapp-
heit nach wie vor sehr niedrig ist. Länderver-
gleiche belegen nachdrücklich die guten Chan-
cen für die Steigerung der Wasserproduktivität,
einfach gemessen anhand des Ertrags pro
Kubikmeter. In Kalifornien erbringt 1 Kubik-
meter Wasser 1,3 Kilogramm Weizen, in 
Pakistan dagegen weniger als halb so viel.57

Für die Erzeugung von einer Tonne Mais ist in
Frankreich weniger als halb so viel Wasser
erforderlich wie in China. Die Unterschiede
zwischen den Bewässerungssystemen in 
den Entwicklungsländern sind ebenso groß:
Beispielsweise erzeugt China mit der gleichen
Wassermenge doppelt so viel Reis wie Indien.

Das Maß der Dinge bei der Wassereffizienz
in der Landwirtschaft ist die Tröpfchenbewäs-
serung, ein Verfahren, bei dem das Wasser

Kosten-Nutzen-Gleichung jedoch verändern.
Wenn für die Wasser- und Sanitärversorgung
zuständige Behörden mit den für die Bewässe-
rung zuständigen Behörden reden würden, gäbe
es fast gewiss mehr Investitionen in diesem
Bereich. Auch wenn nur wenige Entwicklungs-
länder in der Lage sind, das israelische Abwas-
serallokationssystem zu kopieren, könnten
bereits einfache Vorschriften etwas bewirken.
Mexiko hat die Nutzung von Abwasser im
Obst- und Gemüseanbau verboten. Jordanien
und Tunesien haben höchst innovative Auf-
klärungskampagnen entwickelt, um Erzeuger
im ländlichen Raum über Strategien zur
Verringerung der Gesundheitsrisiken im Zu-
sammenhang mit der Abwasserverwendung 
zu informieren.

Regulierung der Nachfrage 
nach einer knappen Ressource

„Wenn die Brunnen austrocknen“, stellte 
Benjamin Franklin, einer der Architekten der
amerikanischen Unabhängigkeitserklärung,
fest, „erkennen wir den Wert von Wasser“.
Heute erkennen Menschen und Regierungen
auf der ganzen Welt den Wert von Wasser und
die Kosten der Vernachlässigung des wirklichen
Werts von Wasser in der Vergangenheit.
Staatliche Handlungskonzepte müssen heute
die Konsequenzen des Umstands berücksich-
tigen, dass Wasser früher als Ressource betrach-
tet wurde, die unbeschränkt genutzt werden
konnte.

Mit dem wachsenden Bewusstsein für den
Wert von Wasser gingen Bemühungen einher,
die Produktivität von Wasser zu steigern. Was
bedeutet dies in der Praxis? Es gibt zwei allge-
meine Ansätze zur Wasserproduktivität, die in
Debatten zum Wasserverbrauch eine Rolle
spielen, wenngleich sie oft miteinander ver-
wechselt werden. Ein Ansatz betont die Bedeu-
tung der Steigerung der physischen Produk-
tivität durch die Verbesserung des Verhältnis-
ses von Ertrag zu eingesetzter Wassermenge
(„more crop per drop“). Parallel zu diesem
Ansatz liegt der Schwerpunkt auf der Steige-
rung der Produktivität, gemessen anhand des
Mehrwerts bei der Erzeugung: Wasser ist eine
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unmittelbar in den Wurzelbereich der Pflanzen
geleitet wird.58 In Jordanien konnte durch die
Tröpfchenbewässerung der Wasserverbrauch
um etwa ein Drittel verringert werden. Jor-
danien bildet jedoch eine Ausnahme. Die
Tröpfchenbewässerung kommt bei weniger als
ein Prozent der weltweit bewässerten Fläche
zur Anwendung – und 90 Prozent der Kapa-
zität finden sich in den Industrieländern.59

Globale Partnerschaften für den Technolo-
gietransfer, unterstützt durch internationale
Hilfe, könnten das ändern.

Aus dem Blickwinkel der menschlichen Ent-
wicklung sind das Problem bei der Tröpfchen-
bewässerung und Technologien allgemein die
Verteilungsaspekte. Neue Technologien kön-
nen Angebot und Nachfrage auf einem niedri-
geren Wasserverbrauchsniveau neu einpendeln.
Die Technologien sind jedoch selten vertei-
lungsneutral. Auf globaler Ebene sind Techno-
logien für Wassereinsparungen in den reichen
Ländern konzentriert. Ein Grund dafür sind die
dabei anfallenden Investitionskosten. Innerhalb
von Ländern setzt der Zugang zu wassersparen-
den Innovationen den Zugang zu Kapital, Wis-
sen und Infrastruktur im Allgemeinen voraus.
Bei armen Bauern in Randgebieten und insbe-
sondere bei Bäuerinnen ist die Wahrscheinlich-
keit am geringsten, dass sie Zugang zu diesen
Aktivposten haben. Es besteht die Gefahr, dass
neue Wassertechnologien in Form von Produk-
tivitätssteigerungen und niedrigerem Wasser-
verbrauch zur Lösung eines Aspekts der Wasser-
krise beitragen, dabei jedoch gleichzeitig die all-
gemeineren sozialen und wirtschaftlichen
Ungleichheiten verschärfen. Dies muss aller-
dings nicht so sein: Wie wir in Kapitel 5 zeigen,
sind erschwingliche Tröpfchenbewässerungssys-
teme zunehmend verfügbar.

Verlagerung des Wasserverbrauchs
in Bereiche mit höherer Wertschöpfung
Die Verlagerung des Wasserverbrauchs in Be-
reiche mit höherer Wertschöpfung ist mit ähn-
lichen Problemen verbunden. Dies ist eine der
zentralen Empfehlungen von Vertretern „wei-
cher“ Lösungen für die Wasserknappheit. Statt
den Ertrag pro Kubikmeter zu steigern, ist das
Ziel, grob zusammengefasst, mehr Geld pro

Kubikmeter eingesetzten Wasser zu verdienen.
Dem liegt die These zugrunde, dass Wasser als
zunehmend knappe Ressource dort eingesetzt
werden muss, wo es hohe Erträge erzielt.60

Auf den ersten Blick erscheint diese These
durchaus vernünftig. Wenn man sie in Kalifor-
nien anwendet, wo Wasser beispielsweise bei
der Produktion von Mikroprozessoren höhere
Einkommen erbringt und mehr Arbeitsplätze
schafft als beim hoch subventionierten, kapital-
intensiven Anbau von Reis und Baumwolle,
scheinen die politischen Optionen klar auf der
Hand zu liegen.

In der Praxis tendieren die Vertreter „wei-
cher“ Lösungen jedoch dazu, die Vorteile ihres
Ansatzes übertrieben dazustellen und Aspekte
der Zugangsgerechtigkeit außer acht zu lassen.
Die Vorteile werden in zweierlei Beziehung
übertrieben dargestellt: Zum einen ist es schwie-
rig, bei der Produktion von Industriegütern mit
hoher Wertschöpfung den Wert von Wasser
von anderen Einsatzmitteln zu trennen. Zwei-
tens, was noch wichtiger ist, gibt es überraschend
wenige Belege dafür, dass die Konkurrenz mit
der Landwirtschaft um Wasser die Entstehung
von Industriezweigen mit höherer Wertschöp-
fung verzögert hat. In den meisten Fällen hat die
Landwirtschaft in allen Konkurrenzsituationen
das Nachsehen gehabt (siehe Kapitel 5).

Die Vernachlässigung von Aspekten der
Zugangsgerechtigkeit kommt in der Nichtbe-
rücksichtigung der Verteilungskonsequenzen
zum Ausdruck, die beim Wassertransfer entste-
hen können. Dass der Wasserverbrauch in der
Landwirtschaft mit großen Unterschieden in
Bezug die Wertschöpfung einhergeht, steht außer
Frage. Eine länderübergreifende Untersuchung
zu Bewässerungssystemen in 40 Ländern ergab,
dass sich der Wert der Produktion pro Kubikme-
ter eingesetzten Wassers um ein Zehnfaches
unterschied.61 Unter sonst gleichen Umständen
sollte man erwarten, dass eine gleiche Menge
Wasser höhere Einnahmen einbringt, wenn sie
für die Produktion von Obst und Gemüse oder
Rindfleisch und Milchprodukten eingesetzt, bei
denen die Wertschöpfung höher ist, als bei der
Produktion von Grundnahrungsmitteln wie
Reis62 Das Gleiche gilt für Industriezweige mit
hoher Wertschöpfung.
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Kasten 4.7 Integrierte Wasserressourcen-Bewirtschaftung

Die Entwicklung und Bewirtschaftung von Wasser-, Boden- und damit

zusammenhängenden Ressourcen mit dem Ziel der Maximierung des

sozialen und ökonomischen Nutzens unter gerechten Bedingungen,

ohne die Nachhaltigkeit lebenswichtiger Ökosysteme zu gefährden.

Dies ist das erklärte Ziel der Integrierten Wasserressourcen-

Bewirtschaftung. Das Konzept wurde vom Weltgipfel für nachhaltige

Entwicklung in Johannesburg 2002 als Teil der umfassenderen inter-

nationalen Strategie für die Millenniums-Entwicklungsziele verab-

schiedet. Es ist der jüngste in der Reihe der seit der Internationalen

Konferenz über Wasser und Umwelt 1992 entwickelten Wassermana-

gementrahmen. Auf jener Konferenz wurde drei Kernprinzipien für

gutes Wassermanagement festgelegt:

• das ökologische Prinzip der Organisation der Wasserbewirtschaf-

tung auf der Grundlage von Wassereinzugsgebieten statt unab-

hängigen institutionellen Nutzern und der Verknüpfung des

Boden- und Wassermanagements aus Umweltgründen,

• das institutionelle Prinzip, die Ressourcenbewirtschaftung durch

transparente und rechenschaftspflichtige Institutionen auf der

Grundlage des Subsidiaritätsprinzips auf den Dialog aller Betei-

ligten zu gründen – die Übertragung von Befugnissen an die nied-

rigste geeignete Ebene, von Nutzergruppen an der Basis bis 

zu Gebietskörperschaften und Entscheidungsgremien in einem

Einzugsgebiet, und

• das ökonomische Prinzip der stärkeren Verwendung von Anreizen

und marktwirtschaftlichen Grundsätzen zur Verbesserung der

Effizienz von Wasser als einer zunehmend knappen Ressource.

Als allgemeine Prinzipien sind dies sinnvolle Grundlagen für jedes

Wassermanagementsystem. Ausgangspunkt für die Integrierte Was-

serressourcen-Bewirtschaftung ist, dass das insgesamt vorhandene

Wasser als eine einzige Umweltressource betrachtet und innerhalb

einheitlicher politischer Rahmenbedingungen den Hauptgruppen von

Wasserverbrauchern – Landwirtschaft, Industrie und Haushalten –

zugeteilt werden sollte. Durch die Berücksichtigung der Nachhaltig-

keit trägt das Modell auch dem Umstand Rechnung, dass es ökolo-

gische Grenzen für den Wasserverbrauch gibt und dass die Umwelt

als eigenständiger Verbrauchsbereich behandelt werden muss. Die

Umsetzung dieser Prinzipien in politische Handlungskonzepte ist

problematischer.

Eines der vielleicht am häufigsten genannten Musterbeispiele für

gute Wasserressourcen-Bewirtschaftung auf der Einzugsgebietsebe-

ne ist die Murray-Darling Basin Initiative in Südostaustralien, die sich

auf 20 Flüsse und eine große Zahl von Grundwasserleitern in fünf

Bundesstaaten erstreckt. Das Einzugsgebiet liefert das Wasser für

drei Viertel der bewässerten Gesamtfläche Australiens, mehr als ein

Viertel der Viehzuchtbetriebe und die Hälfte der Schafe und der

Anbaufläche des Landes. Bei der Initiative handelt es sich um ein

Kooperationsprojekt für integrierte Wasserbewirtschaftung als Reak-

tion auf eine Krise, die durch gravierende ökologische Schäden und

die übermäßige Zuteilung für Bewässerungszwecke in einer semi-

ariden Region ausgelöst wurde.

Der Wirkungsbereich dieser Kooperation ist beeindruckend. Die

1988 eingerichtete Murray-Darling Basin Commission (MDBC) legt

eine Obergrenze für den Wasserverbrauch fest und berücksichtigt

dabei die ökologischen Erfordernisse für die Aufrechterhaltung der

Integrität des Systems. Die Bundesstaaten erhalten Wasserrechte 

für bestimmte Mengen zugeteilt, die sie auf die verschiedenen

Nutzungsbereiche aufteilen können. Es gibt ein etabliertes Verfahren

für die Streitbeilegung mit Bestimmungen für den Handel von

Wassernutzungsrechten für Bundesstaaten und Einzelpersonen.

Die Beteiligung der Öffentlichkeit am Wassermanagement hat

sich im Laufe der Zeit weiterentwickelt und umfasst Umweltschutz-

gruppen, Einzugsgebietkommissionen, Bauernverbände und Vertre-

ter anderer Interessengruppen, die in Konultationsprozesse einge-

bunden sind. Ein Beratender Gemeinschaftsausschuss verbreitet

technische Informationen über Wasserzuteilungen. Die politische

Autorität des MDBC wurzelt in einer institutionellen Struktur, die

Befugnisse eines hochrangigen Ministerrats an nachgelagerte Ebe-

nen delegiert.

Diese Bedingungen in Entwicklungsländern nachzubilden, ist

nicht einfach. Die südafrikanische Wassermanagement-Struktur nach

der Apartheid weist einige institutionelle Merkmale der Murray-

Darling-Initiative auf. Die nationale Wasserplanung ist in hohem Maß

dezentralisiert. In einem mit weitreichenden Befugnissen ausgestat-

teten Spitzenorgan sind alle an der Wasserzuteilung beteiligten Minis-

terien vertreten. In Form einer von der Regierung festgelegten, nicht

übertragbaren Reserve werden bei der Wasserzuteilung auch

Umwelterfordernisse berücksichtigt, um die Quantität, Qualität und

Versorgungssicherheit des zur Aufrechterhaltung ökologischer Syste-

me benötigten Wassers sicherzustellen. Im jährlichen Planungskreis-

lauf wird kein Wasser zum Verbrauch freigegeben, bevor nicht die

Umweltreserve festgelegt wurde.

Die institutionelle Entwicklung braucht allerdings Zeit. Brasilien

wird bisweilen als Vorbild für manche Aspekte der Integrierten Ein-

zugsgebiets-Bewirtschaftung genannt. Aber selbst in Ceará, dem

unbestritten erfolgreichsten Bundesstaat, hat die Entwicklung eines

Modells für partizipatorisches Wassermanagement mehr als ein 

Jahrzehnt gedauert.

Das Nationale Wassergesetz von 1997 revolutionierte die Was-

serbewirtschaftung in Brasilien. Der Ausarbeitung des Gesetzes ging

ein fünfjähriger strukturierter nationaler Dialog mit mehreren tausend

Veranstaltungen und öffentlichen Anhörungen voraus. Dabei kristal-

lisierte sich die Dezentralisierung der Wasserbewirtschaftung als

wichtiges politisches Ziel heraus. Die Wassereinzugsgebiete wurden

als die geeignete Verwaltungseinheit für die Übertragung von Befug-

nissen ausgewählt. Auf allen Ebenen des Wassermanagements wur-

den neue Institutionen geschaffen. In einem Spitzengremium wurden

Vertreter aller Ministerien mit Wasserzuständigkeiten sowie Vertreter

des Bundesstaats, von Wasserverbrauchern und nichtstaatlichen

Organisationen vereint.

Ceará war einer der erfolgreichsten Bundesstaaten, was Refor-

men anbetrifft. Er liegt in einer für Dürren anfälligen, semi-ariden 

Region im Nordosten und ist einer der ärmsten Bundesstaaten, in

dem mehr als 70 Prozent der Haushalte im ländlichen Raum unter-

halb der Armutsgrenze leben. In Ceará gibt es fünf Wassereinzugs-



In Ländern, in denen die überwiegen-
de Mehrheit der Bevölkerung ihren Lebens-
unterhalt aus der Landwirtschaft bezieht und 
bei armen Haushalten ein großer Teil des
Einkommens und der Beschäftigung auf die
Erzeugung von Grundnahrungsmitteln ent-
fällt, können Wasserverluste in eine schwer-
wiegende Bedrohung der menschlichen Ent-
wicklung münden. Es besteht die offen-
sichtliche Gefahr, dass eine andere Verwen-
dung von Wasser mehr Wohlstand hervor-
bringt, aber gleichzeitig die Lebensgrund-
lagen eines Teils der anfälligsten Menschen
zerstört.

Integrierte Wasserbewirtschaftung
Auf diese Verteilungsprobleme wird in Kapitel
5 näher eingegangen. Der Hintergrund ist
jedoch ein sich abzeichnender neuer Konsens
über Wassermanagement. Auf dem Weltgipfel
für nachhaltige Entwicklung im Jahr 2002
begrüßten die Regierungen die Integrierte
Wasserressourcen-Bewirtschaftung als Modell
für die Zukunft. Dieser Ansatz betont die
Verwaltung von Wasserzuteilungen innerhalb
der ökologischen Verfügbarkeitsgrenzen unter
besonderer Berücksichtigung der drei Aspekte
der Zugangsgerechtigkeit, der Effizienz und 
der ökologischen Nachhaltigkeit (Kasten 4.7). 
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Kasten 4.7 Integrierte Wasserressourcen-Bewirtschaftung (Fortsetzung)

gebiete, aber keine Flüsse, die von Natur aus ganzjährig Wasser

führen. Weil der wachsende Bedarf von Industrie und Haushalten in

Fortaleza, der Hauptstadt des Bundesstaats, mit dem Bedarf für die

Bewässerung in der Landwirtschaft konkurriert, für die mehr als 

80 Prozent des Wasser verbraucht werden, hatten sich die Konflikte

innerhalb dieser Einzugsgebiete verschärft.

Die Wasserreform in Ceará war Teil eines umfassenderen Demo-

kratisierungs- und Dezentralisierungsprozesses. Der politische Prozess

kann am Beispiel des Einzugsgebietes des unteren Jaguaribe-Flusses

veranschaulicht werden. Die Management-Gesellschaft für Wasserres-

sourcen (COGERH) von Ceará, der Behörde des Bundesstaates für das

Wassereinzugsgebiet, berief eine Versammlung von 180 Nutzergrup-

pen ein, die unter anderem die Industrie, kommerzielle Farmer,

Gewerkschaften aus dem ländlichen Raum und Genossenschaften

vertraten. Mit technischer Unterstützung von COGERH-Gewässer-

kundlern arbeitete die Versammlung einen operativen Plan für das

Wassernutzungsmanagement in dem Einzugsgebiet aus. Dessen

Umsetzung wurde von einem von der Versammlung gewählten Vertre-

terausschuss überwacht. Nach geringen Niederschlägen im Jahr 2000

arbeitete die Nutzerkommission Vorschläge zur Verringerung der

Abflüsse aus, über die in der Versammlung abgestimmt wurde.

Der Erfolg beruhte auf einem hohen Grad der Nutzerbeteiligung

und einer umfassenden öffentlichen Debatte innerhalb der Nutzer-

kommission, was zur Institutionalisierung der Regeln für den 

Ausgleich konkurrierender Ansprüche beitrug. Ein leistungsfä-

higes technisches Beratungsgremium, das sowohl als kompetent

als auch als unabhängig von den einzelnen Nutzerinteressen-

gruppen wahrgenommen wurde, hat ebenfalls eine wichtige 

Rolle gespielt. Und die parteienübergreifende Unterstützung 

der COGERH und ähnlicher partizipatorischer politischer Ent-

scheidungsprozesse im Gesundheits- und Bildungswesen des 

Bundesstaats hat einige Aspekte der Wasserbewirtschaftung ent-

politisiert.

Quelle: GWP 2000, 2004, 2006a; Biswas 2004; Shah 2005; Haismann 2005; Kemper, Dinar und Bloomquist 2005; Muller 2006; Lemos und de Oliveira 2005;
Tortjada 2006a; Rogers 2002.

Die Entwicklungen in anderen Ländern waren uneinheit-

lich. Auf dem Gipfel in Johannesburg waren alle Länder zur Aus-

arbeitung Integrierter Wasserressourcen-Bewirtschaftungspläne

binnen fünf Jahren aufgefordert worden. Dieses angesichts 

von Kapazitätsengpässen unrealistische Ziel wurde seitdem

revidiert. Ende 2005 hatten nur 20 der 95 von der Globalen Wasser-

partnerschaft untersuchten Länder einen solchen Plan vorgelegt 

oder arbeiteten an einem solchen Plan. Darunter befanden sich 

nur fünf Länder in Afrika südlich der Sahara und eines (Brasilien) 

in Lateinamerika.

In manchen Fällen führte auch eine umfangreiche Planung nicht

zu greifbaren Ergebnissen. Beispielsweise wurde in Nicaragua über

einen Zeitraum von mehr als zwei Jahren ein 13-bändiger Plan

ausgearbeitet, für den jedoch keine wirksamen Folgemechanismen

etabliert wurden. All dies soll nicht die erzielten Fortschritte klein

reden. Trotz schwacher Kapazitäten haben Bangladesch, Burkina

Faso, Namibia und Uganda bedeutende institutionelle Reformen

ausgearbeitet, wenngleich deren Durchführung eine große Heraus-

forderung darstellen wird.

Die Integrierte Wasserressourcen-Bewirtschaftung erfordert

Institutionen, deren Entwicklung selbst bei nachdrücklicher politi-

scher Unterstützung mehrere Jahre dauert. Sie bietet auch keine

fertigen Lösungen für einige der klassischen Probleme der Wasser-

bewirtschaftung. Ein dem Namen nach Integrierter Wasserressour-

cen- Bewirtschaftungsplan sagt wenig darüber aus, welchen Interes-

sen er dient oder wem ein Mitspracherecht eingeräumt wird. In vie-

len Fällen ist die Integrierte Wasserressourcen-Bewirtschaftung stark

auf technische Aspekte beschränkt. Der Effizienzsteigerung beim

Wasserverbrauch durch Transfers in Bereiche mit höherer Wert-

schöpfung oder durch neue Technologien wurde wesentlich mehr

Aufmerksamkeit gewidmet als den für die menschliche Entwicklung

maßgeblichen Aspekten der Zugangsgerechtigkeit und der sozialen

Gerechtigkeit (siehe Kapitel 5).



Es würde uns veranlassen, nicht länger zu
fragen, wie wir weiter in die Flüsse, Seen und
Bäche eingreifen können, um unseren unersätt-
lichen Bedarf zu decken. Stattdessen würden wir
uns fragen, wie wir den Bedarf der Menschen am
besten decken und dabei gleichzeitig den ökolo-
gischen Erfordernissen gesunder Wassersysteme
Rechnung tragen können. Und es würde uns
zwangsläufig zu tiefer gehenden Fragen mensch-
licher Werte führen – insbesondere danach, wie
die unerträglich breite Kluft zwischen denen mit
und denen ohne Zugang zu Wasser verringert
werden kann.

In der Praxis ist es schwierig, die konkurrieren-
den Ansprüche unterschiedlicher Nutzungs-
bereiche auf eine Ressource im Gleichgewicht
zu halten, die den Kern der Machtbeziehungen
in der Gesellschaft berührt – sowie Fragen des
politischen Mitspracherechts und der institu-
tionellen Verantwortung.

Die größere Herausforderung besteht in der
Entwicklung einer neuen Ethik für die Wasser-
bewirtschaftung, gestützt von der Zusage, den
tiefgreifenden Ungleichheiten, die die Ursache
für die Unsicherheit der Wasserversorgung
sind, entgegenwirken zu wollen. Die zentrale
Frage haben Sandra Postel und Brian Richter63

treffend formuliert:
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Die physische Verfügbarkeit von Wasser ist ein
Aspekt von Knappheit. In allen Ländern hängt
die Beziehung zwischen sicherer Wasserversor-
gung und Wasserverfügbarkeit von der Infra-
struktur und den Wassermanagementinstitu-
tionen ab. Zwischen den einzelnen Ländern
bestehen enorme Kapazitätsunterschiede in
diesen Bereichen – mit entsprechenden Aus-
wirkungen auf die Sicherheit der Wasserversor-
gung. Nirgendwo kommen diese Auswirkun-
gen stärker zum Ausdruck als in der Bedrohung
der globalen Erwärmung, einer Bedrohung, der
nur mit Hilfe einer gut ausgebauten Infrastruk-
tur begegnet werden kann, die die Anpassung
erleichtert.

Die wichtige Rolle der Infrastruktur

Hinsichtlich der Wasserinfrastruktur bestehen
große globale Ungleichheiten. In allen Indus-
trieländern werden die Abflüsse von Flüssen
reguliert und bewirtschaftet, und Wasser wird
für diverse Zwecke gespeichert. Nur wenige
Bewohner dieser Länder sind sich darüber
bewusst, dass Investitionen in die Wasserinfra-

struktur die Bedingungen für eine sichere 
Wasserversorgung, Wirtschaftswachstum und
Beschäftigung schaffen – oder dass sie vor der
zerstörerischen Kraft des Wassers bei Über-
schwemmungen oder vor Dürren schützen.
Nur in Krisenzeiten wird die Wasserinfrastruk-
tur zum Thema öffentlicher Politikdebatten. In
den Vereinigten Staaten führte der Wirbel-
sturm Katrina auf tragische Weise die Bedeu-
tung der Infrastruktur und die Anfälligkeit der
Menschen vor Augen. Die Katastrophe war
auch deshalb so schockierend, weil die hohe
Zahl der Opfer und das Ausmaß der Zerstö-
rung so unerwartet waren. Im Gegensatz dazu
leiden in vielen Entwicklungsländern die
Menschen täglich unter den schwerwiegenden
Folgen schwacher Infrastruktur und der An-
fälligkeit gegenüber wasserbedingten Katas-
trophen.

Risikominderung in reichen Ländern
Das schiere Ausmaß der Wasserinfrastruktur-
investitionen in reichen Ländern wird nicht
genügend gewürdigt. Investitionen in die
hydraulische Infrastruktur haben in manchen

Bewältigung von Risiken, Anfälligkeit und Ungewissheit



Fällen große Umweltschäden verursacht, aber
sie haben auch den wirtschaftlichen Wohlstand
und den sozialen Fortschritt unterstützt.

In den Vereinigten Staaten betrafen viele
der größten je getätigten Investitionen der
Bundesregierung die Speicherung von Wasser,
seine Nutzung zur Stromerzeugung und die
Eindämmung seines Überschwemmungspoten-
zials. Einer Schätzung zufolge hat das US Army
Corps of Engineers seit 1920 allein 200 Milliar-
den Dollar für Hochwassermanagement und
Hochwasserschutz aufgewendet (mit einem
Nutzen von etwa 700 Milliarden Dollar).64 Die
1933 als Teil des New Deal für den Bau von
Dämmen, Wasserkraftanlagen und Stauseen
eingerichtete Tennessee Valley Authority ver-
wandelte das Tal des Tennessee-Flusses von
einem überschwemmungsgefährdeten verarm-
ten Teil der so genannten „Staubschüssel“ mit
einigen der schlechtesten Indikatoren für die
menschliche Entwicklung in den Vereinigten
Staaten in ein Gebiet mit einer blühenden
Landwirtschaft. Der Teufelskreis der Armut im
ländlichen Raum, von der in einer der ärmsten
Regionen der Vereinigten Staaten mehr als zwei
Millionen Menschen betroffen waren, konnte
innerhalb einer Generation durchbrochen
werden.65

Die Risikominderung bei der Wasserbe-
wirtschaftung durch Hochwasserschutzsysteme
und die Entwicklung einer wirtschaftlichen
Infrastruktur waren in vielen reichen Ländern
wichtige Fortschrittsgrundlagen. Nirgendwo
zeigt sich dies deutlicher als in Japan, wo umfas-
sende Nachkriegsinvestitionen in die Infra-
struktur den raschen Ausbau von Wasserkraft-
anlagen, Hochwasserschutz und Bewässerungs-
landwirtschaft unterstützten. Bis zum Zweiten
Weltkrieg litt die japanische Wirtschaft stark
unter den enormen negativen Folgen von Über-
schwemmungen, die von starken jahreszeit-
lichen Niederschlägen und Taifunen ausgelöst
wurden. Die Verluste beliefen sich bisweilen auf
mehr als 20 Prozent des Bruttonationalein-
kommens (BNE). Seit 1970 haben die Auswir-
kungen von Überschwemmungen in keinem
Jahr mehr als ein Prozent des BNE über-
stiegen.66 60 Prozent des Produktivvermögens
des Landes befinden sich in tiefgelegenen über-

schwemmungsgefährdeten Ebenen, in denen
auch der größte Teil der japanischen Bevölke-
rung lebt. Mit einem durchschnittlichen Auf-
wand von neun Milliarden US-Dollar jährlich
konnte das Risiko jedoch durch Infrastruktur
und Wassermanagement verringert werden.

Unzureichende Infrastruktur 
in armen Ländern
Die globale Verteilung der Wasserinfrastruktur
steht in einem umgekehrten Verhältnis zur
globalen Verteilung der Risiken für die Sicher-
heit der Wasserversorgung. Saisonale Klima-
schwankungen, unbeständige Niederschläge
und die Gefahr von Überschwemmungen und
Dürren stellen in den Entwicklungsländern
eine viele größere Bedrohung dar als in reichen
Ländern. Gleichzeitig sind in den Erstgenann-
ten die Institutionen und die Infrastruktur zur
Gewährleistung einer sicheren Wasserversor-
gung wesentlich schwächer ausgeprägt.67

Dürren belegen nachdrücklich die nega-
tiven Folgen schwacher Infrastruktur. Aus-
bleibende Niederschläge führen zur Erschöp-
fung von Wassereinzugsgebieten, Agrarland
und Weiden, schädigen den Boden und zer-
stören Ernten. Von der Staubschüssel der
Vereinigten Staaten in den 1930er Jahren über
die Sahelzone in den 1970ern und Ostafrika
heute hat sich gezeigt, dass Dürren eine enorme
Zerstörungskraft und ein sehr großes Potenzial
für die Aushöhlung mühsam erzielter Fort-
schritte bei der menschlichen Entwicklung auf-
weisen. Dürren treffen die Armen im länd-
lichen Raum in Form von Produktionsein-
bußen, Verlusten von Vieh und Bodenfrucht-
barkeit sowie extremem Trinkwassermangel.
Wenn Vieh verendet und Ernten ausbleiben,
verlieren arme Haushalte Einkommen und ihre
Ernährungssituation verschlechtert sich. Die
Verluste wettzumachen, kann Jahre dauern.

Afrika südlich der Sahara ist die am stärks-
ten betroffene Region. 2005 waren allein am
Horn von Afrika 20 Millionen Menschen von
Dürren bedroht. In weiten Teilen der Sahel-
zone, Ostafrikas und des südlichen Afrika sind
Dürren endemisch und es kommt alle drei 
bis fünf Jahre zu einem signifikanten Dürre-
ereignis. Afrika südlich der Sahara ist jedoch

Saisonale 

Klimaschwankungen, 

unbeständige 

Niederschläge, 

Überschwemmungen 

und Dürren stellen in 

Entwicklungsländern 
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gedrückt. Weil 80 Prozent der Einwohner auf
dem Lande leben und die Hälfte von ihnen an
Unterernährung leidet, ist Wasser der Schlüssel
für die Aussichten der Haushalte in Bezug auf
die menschliche Entwicklung. Darum empfin-
den auch arme Menschen selbst Niederschlags-
schwankungen als die größte Bedrohung für
ihren Lebensunterhalt. Aber wie in anderen
vorwiegend agrarischen Ländern schlägt 
sich das Ausbleiben von Niederschlägen in
Äthiopien nicht nur bei den Haushalten nieder,
sondern hinterlässt Spuren in der gesamten
Volkswirtschaft (Grafik 4.7). Eine einzige
Dürre in einem Zeitraum von 12 Jahren verrin-
gert das Bruttoinlandsprodukt (BIP) um sieben
bis zehn Prozent und erhöht die Armut um 
12 bis 14 Prozent. Ökonomische Modelle der
Weltbank lassen darauf schließen, dass die
nicht mögliche Abschwächung der Auswirkun-
gen von Niederschlagsschwankungen die Aus-
sichten auf eine wachsende Wirtschaft um ein
Drittel schmälert – mit offensichtlichen
Konsequenzen für die Armutsbekämpfung.70

Schätzungen zufolge wird aufgrund der hydro-
logischen Variabilität die Armutsquote bis
2015 um ein Viertel bis ein Drittel steigen, das
heißt, es werden etwa zusätzliche elf Millionen
Menschen von Armut betroffen sein.

Die Wasserinfrastruktur ist ein wesent-
licher Faktor für die Anfälligkeit von Haushal-
ten für Katastrophen beziehungsweise ihre
Fähigkeit, solche zu verkraften. In Indonesien
sterben jedes Jahr schätzungsweise 25.000
Menschen infolge dürrebezogener Probleme –
in Australien mit einem ähnlichen Dürrerisiko
dagegen niemand. In Japan konnten die Hoch-
wasserfolgen durch Investitionen gemindert
werden, sodass die Kosten von Hochwasser-
schäden selten 0,5 Prozent des BNE überschrei-
ten und es kaum zu Verlusten an Menschen-
leben kommt. Als dagegen Mosambik im Jahr
2000 von Überschwemmungen heimgesucht
wurde, starben 700 Menschen und eine halbe
Million wurde obdachlos. Ernten wurden zer-
stört, und Infrastruktur wurde beschädigt. Die
Gesamtverluste beliefen sich auf schätzungs-
weise 20 Prozent des BNE, und das Wirt-
schaftswachstum ging von acht Prozent 1999
auf zwei Prozent im Jahr 2000 zurück. Das

nicht die einzige betroffene Region. In Südasien
leben etwa 15 Prozent der Menschen in Gebie-
ten, die in den letzten zwei Jahren von Dürren
heimgesucht wurden. Häufigere and länger
anhaltende Dürren wurden auch im Nahen
Osten verzeichnet. In Marokko verringerte eine
größere Dürre Mitte der 1990er Jahre die
Agrarproduktion um 45 Prozent. Dabei büßten
Landarbeiter und Kleinbauern schätzungsweise
100 Millionen Arbeitstage in der Landwirt-
schaft ein.68

Schwankungen der Wasserverfügbarkeit
sind eine weitere wichtige Ursache für eine
unsichere Wasserversorgung – sowohl für 
Menschen als auch im Hinblick auf Volkswirt-
schaften. Ein gutes Beispiel liefert Äthiopien,
das besser mit Wasser ausgestattet ist als die
meisten dürregefährdeten Länder und sich über
12 Wassereinzugsgebiete erstreckt. Dennoch
gibt es nur knapp mehr als 1.600 Liter Wasser
pro Einwohner und Jahr.69 Das Problem in
Äthiopien, wo die überwiegende Mehrheit 
der Bevölkerung zur Sicherung des Lebens-
unterhalts vom Regenfeldbau abhängig ist, ist
die Ungewissheit. In der zweiten Hälfte der
1990er Jahre haben Niederschlagsschwankun-
gen schätzungsweise weitere 12 Millionen
Menschen unter die absolute Armutsgrenze
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Jährliche Niederschläge im Vergleich 
zum Mittel 1982 - 1990
BIP-Wachstum

Einkommensschwankungen 
als Folge von Niederschlags-
schwankungen in Äthiopien

Grafik 4.7

Quelle: World Bank 2006f.
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Hochwasser beschädigte oder zerstörte auch
500 Grundschulen und sieben weiterführende
Schulen.71

Die Katastrophe in Mosambik veranschau-
licht, wie selbst ein einzelnes Klimaereignis
Entwicklungsfortschritte auf breiter Front zu-
nichte machen kann. Viele Länder sind jedoch
mit aufeinanderfolgenden oder sogar gleich-
zeitigen Überschwemmungen und Dürren
konfrontiert (Kasten 4.8). Stets sind es die
Armen, die durch schwache Infrastruktur am
stärksten gefährdet sind. In Mosambik hatten
arme Haushalte in niedrig gelegenen Gebieten
entlang der Flussufer am meisten unter den
Überschwemmungen zu leiden. In New
Orleans betrafen die Zerstörungen durch den
Wirbelsturm Katrina die gesamte Stadt, aber
die von Schwarzen bewohnten Stadtviertel
waren am stärksten betroffen. Wenngleich sich
extreme Wetterereignisse auf alle Mitglieder
der Gesellschaft negativ auswirken, sind arme
Haushalte am meisten risikogefährdet und
weniger in der Lage, dieses Risiko durch Ver-
sicherungen oder Ersparnisse zu mindern.

Die ungleiche Verteilung hydraulischer Anla-
gen schlägt sich in den Verlusten an Menschen-
leben und den wirtschaftlichen Schäden durch
extreme Wetterereignisse nieder. Zu wenig oder
zu viel Wasser ist die Ursache der meisten Natur-
katastrophen. Die Kombination aus zyklischen
Faktoren und dem Klimawandel erhöht die Häu-
figkeit extremer Wetterereignisse wie Dürren
und Überschwemmungen. Alle Länder sind
betroffen. Aber reiche Länder können ihre
Bürger und ihre Wirtschaftsleistung durch eine
umfangreiche hydraulische Infrastruktur schüt-
zen. Die Wasserspeicherkapazität ist ein indirek-
ter Indikator für den Vergleich der Infrastruktur-
kapazität von Ländern (Grafik 4.8). Die Ver-
einigten Staaten speichern 6.000 Kubikmeter
Wasser pro Einwohner und Australien etwa
5.000, verglichen mit 43 in Äthiopien. Der 
Colorado-Fluss hat eine Speicherkapazität von
1.400 Niederschlagstagen, der Indus von über-
schlägig 30 Tagen.72

Ländervergleiche der Wasserspeicherkapa-
zität liefern Erkenntnisse zu einem Aspekt der
Risikominderungskapazität. Die Speicherkapa-
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Kasten 4.8 Dürren, Überschwemmungen und unsichere Wasserversorgung in Kenia

Die Dürre in Wajir und Turkana im Nordosten Kenias ist eine huma-

nitäre Katastrophe. Das Ausmaß der Tragödie hat die Aufmerksam-

keit der internationalen Medien auf sich gezogen, und doch ist sie

kein ungewöhnliches Ereignis: Kenia ist seit Mitte der 1990er Jahre

von einer ganzen Reihe aufeinanderfolgender Dürren und Über-

schwemmungen heimgesucht worden. An die Überschwemmungen

1997/98 schloss sich unmittelbar eine Dürre von 1998 bis 2000 an.

Quelle: World Bank 2004c, 2006e.

Die heutige Trockenheit im Nordosten ist eine Fortsetzung davon, und

mehr als 3 Millionen Menschen drohen zu verhungern.

Die Katastrophen haben nicht nur immenses Leid bei der Bevöl-

kerung, sondern auch enorme Schäden verursacht. Ganze Hirtenge-

meinschaften haben ihre Herden und anderen Besitztümer verloren,

wodurch sie noch anfälliger geworden sind. Die allgemeineren wirt-

schaftlichen Folgen hatten einen negativen Einfluss auf die gesamte

Volkswirtschaft und die Bemühungen zur Armutsbekämpfung.

Die mit dem El-Niño-Phänomen zusammenhängenden Über-

schwemmungen 1997/98 verursachten Schäden von schätzungs-

weise 11 Prozent des BIP (siehe Tabelle). Überschwemmungen

1998/99 und 1999/2000 führten zu Verlusten von mehr als 16 Prozent

des BIP. Geschätzte 80 Prozent der Verluste entfielen auf die Indus-

trie und die Stromerzeugung aus Wasserkraft. Die wahren volkswirt-

schaftlichen Schäden sind wahrscheinlich noch wesentlich größer,

weil bei den Verlusten die Folgen von Unterernährung, niedrigeren

Investitionen in die Landwirtschaft und Investitionsverlusten in der

Industrie nicht berücksichtigt werden.

Ernte- und Viehverluste machten mit weniger als 16 Prozent

einen relativ kleinen Teil der Gesamtverluste aus, hatten jedoch einen

verheerenden Einfluss auf die Armen, weil sie zu großflächiger Unter-

ernährung, Substanzverringerung und größerer Anfälligkeit für

zukünftige Risiken geführt haben.

Verluste
Betrag 

(Millionen US-Dollar)
Anteil 

(%)

Überschwemmungen 1997/98
Verkehrsinfrastruktur 777 88

Wasserversorgungsinfrastruktur 45 5

Gesundheitssektor 56 6

Insgesamt 878

    Anteil des BIP (%) 11

Dürren 1998 - 2000

Verluste bei der Wasserkrafterzeugung 640 26

Verluste bei der Industrieproduktion 1,400 58

Verluste bei der Agrarproduktion 240 10

Verluste an Vieh 137 6

Insgesamt 2,417
    Anteil des BIP (%) 16

Auswirkungen von Überschwemmungen 
und Dürren in Kenia, 1997 - 2000

Ungleiche Vertei-
lung der Risikomin-
derungskapazität

Grafik 4.8

������� World Bank 2005c.
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den sollten. Gleichzeitig sollte der Beitrag von
Großinfrastruktur zur menschlichen Entwick-
lung nicht vernachlässigt werden. In vielen Län-
dern liefert solche Infrastruktur Wasser für die
Bewässerung, wodurch Schwankungen der
Wasserverfügbarkeit für die Erzeuger verringert
und Risiken für die Sicherheit der Wasserver-
sorgung aufgrund von Niederschlagsschwan-
kungen gemindert werden. Der Zugang zu
Bewässerung ist eine der grundlegendsten Stra-
tegien für die Minderung der Unsicherheit der
Wasserversorgung.75 In Asien ist Armut außer-
halb von Bewässerungssystemen gewöhnlich 20
bis 40 Prozent häufiger als innerhalb derselben
(siehe Kapitel 5). Wasserinfrastruktur stellt
auch eine wichtige Quelle erneuerbarer Energie
dar: In Afrika südlich der Sahara entfallen
darauf 22 Prozent der Stromerzeugung.

Ebenso wie der Beitrag von Großinfrastruk-
tur zu Bewässerung und Stromerzeugung sollte
auch der potenzielle Beitrag von Kleininfra-
struktur nicht unterbewertet werden. Water
Harvesting, d. h. das Sammeln und Auffangen
von Regen und Oberflächenabflüssen, in kleinem
Maßstab ermöglicht es, Wasser nicht nur effi-
zient zu speichern und auf diese Weise Risiken
zu mindern, sondern es auch in der Nähe der
Menschen zu speichern, die es benötigen. Dass
im Kariba-Stausee in Sambia riesige Wasser-
mengen gespeichert sind, nutzt Kleinbauern in
dürreanfälligen Teilen des Landes nicht.

Polarisierte Debatten über die relativen Vor-
teile großer oder kleiner Infrastruktur lenken
zunehmend von der tatsächlichen Herausforde-
rung ab. Der geeignete Infrastruktur-Mix wird
auf nationaler und lokaler Ebene am besten
durch einen Dialog zwischen Regierungen und
der Bevölkerung festgelegt. Die eigentliche Ent-
scheidung ist normalerweise nicht eine zwischen
groß und klein. Die meisten Entwicklungsländer
brauchen nicht mehr vom einen und weniger
vom anderen: Sie brauchen mehr von beidem.

Globale Erwärmung – 
die vorhersehbare Katastrophe

1992 wurde auf dem Erdgipfel in Rio de Janeiro
ein Rahmenübereinkommen über Klimaän-
derungen verabschiedet. Darin wurde das Prin-

zität ist jedoch nur ein Aspekt der Verknüpfung
zwischen Infrastruktur und Anfälligkeit. Län-
der wie Ghana und Sambia verzeichnen eine
sehr hohe Pro-Kopf-Speicherkapazität – höher
noch als die Vereinigten Staaten –, aber eine
geringe Risikominderungskapazität. Der größte
Teil der Speicherkapazität dient der Stromer-
zeugung und ein nur sehr eingeschränkter Teil
der Infrastruktur landwirtschaftlichen Kleiner-
zeugern. Große Wasserinfrastruktur hat auch
eine Kehrseite, die in der anhaltenden Debatte
über die angemessene Größe von Maßnahmen
zum Ausdruck kommt.

Große Staudämme spielten in dieser Debat-
te eine wichtige Rolle, und zwar aus gutem
Grund. Schätzungsweise 40 bis 80 Millionen
Menschen wurden in den letzten 50 Jahren
durch schlecht geplante Staudammprojekte
vertrieben, wobei viele der Betroffenen keine
angemessene Entschädigung erhielten. In ihrem
Eifer bei der Herstellung von Großinfrastruk-
tur für die Bewässerung oder die Stromerzeu-
gung haben sich viele Regierungen rücksichts-
los über die Rechte und Ansprüche der ört-
lichen Bevölkerung hinweggesetzt, der es an
Verhandlungsmacht fehlte. In vielen Fällen
waren Angehörige indigener Völker am nach-
teiligsten betroffen.73 Darüber hinaus haben
viele Staudämme immense soziale und Um-
weltschäden verursacht. Zu den Auswirkungen
zählen oberliegend die Ablagerung von Sedi-
menten, Versalzung und Entwaldung,  unterlie-
gend reichen sie von geschrumpften Fischbe-
ständen und geschädigten Feuchtgebieten bis
zu geringeren Sediment- und Nährstoffflüssen.
In manchen Fällen wurden die wirtschaftlichen
Vorteile übertrieben dargestellt. Die Produk-
tivitätsgewinne oberliegender Nutzer wurden
durch nachteilige Effekte unterliegend und
Veränderungen der Ökosysteme in Schwemm-
ebenen aufgewogen. Die Weltkommission für
Staudämme hat eine systematische Tendenz
zur Unterschätzung der Investitionskosten von
Staudämmen (um durchschnittlich 47 Prozent)
und zur Überschätzung der wirtschaftlichen
Vorteile großflächiger Bewässerung festgestellt.74

Diese Aspekte machen klar, dass bei großen
Infrastrukturprogrammen die Folgen für die
Umwelt und die Armen sorgfältig geprüft wer-
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zip verankert, dass Treibhausgase auf Niveaus
stabilisiert werden sollten, die einen mensch-
lichen Einfluss auf das Klima verhindern. Die
Industrieländer wurden aufgefordert, ihre
Emissionen bis zum Jahr 2000 auf das Niveau
des Jahres 1990 zurückzuführen. Das Überein-
kommen etablierte auch einen Vorsorgeansatz
und enthielt die Ermahnung, dass „in Fällen, 
in denen ernsthafte oder nicht wiedergutzu-
machende Schäden drohen, das Fehlen einer
völligen wissenschaftlichen Gewissheit nicht 
als Grund für das Aufschieben solcher Maß-
nahmen dienen soll“.76

Wenige Ermahnungen wurden in gefähr-
licherer Weise missachtet. Der Klimawandel
bedroht mittlerweile die menschliche Entwick-
lung in vielleicht beispielloser Weise. Ein 
großer Teil der Bedrohung wird sich in Verän-
derungen der hydrologischen Kreisläufe und
der Niederschlagsmuster sowie in den Auswir-
kungen höherer Oberflächentemperaturen auf
die Wasserverdunstung äußern. Der Gesamtef-
fekt wird eine Verschärfung von Risiken und
Anfälligkeit sein, die die Lebensgrundlagen, die
Gesundheit und die Sicherheit von Millionen
Menschen bedrohen wird.

Klimamodelle signalisieren eine komplexe
Spannbreite möglicher Folgen des Klimawan-
dels. Abgesehen von der Komplexität gibt es
zwei wiederkehrende Aussagen: Die erste ist,
dass Trockengebiete trockener und Feuchtge-
biete feuchter werden dürften – mit wichtigen
Konsequenzen für die Verteilung der Agrar-
produktion. Die zweite besagt, dass die Wasser-
abflüsse unkalkulierbarer werden dürften, was
zu häufigeren und extremeren Wetterereig-
nissen führen wird. Wenngleich die Folgen von
Region zu Region und innerhalb von Ländern
variieren werden, können einige allgemeine
Konsequenzen prognostiziert werden:
• Die Hauptlast des Klimarisikos werden 

die Landwirtschaft und die Entwicklung im
ländlichen Raum zu tragen bekommen.
Dieser Ausgangspunkt ist wichtig, weil 
auf den Agrarsektor etwa drei Viertel der
Menschen entfallen, die ihren Lebensunter-
halt mit weniger als einem Dollar bestreiten
müssen, und er in Ländern mit niedrigem
Einkommen zwischen einem Viertel und

zwei Drittel des BNE beisteuert. In man-
chen Regionen könnte eine geringere
Wasserverfügbarkeit in Verbindung mit
veränderten Niederschlagsmustern die
Erträge bis 2050 um bis zu einem Drittel
verringern, wodurch die Lebensgrundlagen
von Millionen Menschen im ländlichen
Raum bedroht wären.77

• Wenn die Wasserversorgung unsicherer wird,
werden extreme Armut und Unterernährung
zunehmen. Es wurde eine Abschätzung der
quantitativen Auswirkungen des Klima-
wandels auf die Sicherheit der Nahrungs-
mittelversorgung und die Ernährung ver-
sucht. Zwangsläufig sind Prognosen riskant,
weil der Klimawandel, der selbst beträcht-
lichen Schwankungen unterliegt, in einer
Wechselwirkung mit vielen anderen Varia-
blen und Trends steht. Unabhängig davon
sind in den Ergebnissen der Modellierung
die Warnsignale klar ablesbar. Den Mo-
dellen zufolge könnte der Klimawandel
weltweit zu 15 bis 26 Prozent mehr Unter-
ernährung führen, wodurch die absolute
Zahl der unterernährten Menschen bis
2080 um 75 bis 125 Millionen steigen wür-
de.78 Von den systemischen Armutsrisiken
wird jedoch eine weit größere Zahl betrof-
fen sein. Produktionseinbußen in der
Landwirtschaft werden Multiplikatoreffek-
te nach sich ziehen, die sich auf ganze Volks-
wirtschaften ausbreiten und die Armut von
den ländlichen Gebieten auch in die Städte
tragen werden.

• Extremere Wettermuster werden die Risiken
und die Anfälligkeit vergrößern. Der Klima-
wandel wird den asiatischen Monsun und
den El-Niño-Effekt verstärken, was gra-
vierende Auswirkungen auf die Agrar-
produktion haben wird. Die Anfälligkeit
für Dürren und Überschwemmungen wird
im Lauf der Zeit wachsen.79

• Schrumpfende Gletscher und steigende
Meeresspiegel werden neue Risiken für die
menschliche Sicherheit heraufbeschwören.
Der Rückzug der Gletscher könnte in ganz
Asien und Lateinamerika sowie in Teilen
Ostafrikas kurzfristig zu Überschwemmun-
gen und auf lange Sicht zu einem Rückgang
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Langzeitkatastrophe. Das Ausmaß des zukünfti-
gen Klimawandels mag abgeschwächt werden
können; er ist jedoch nicht mehr aufzuhalten. Ein
gefährlicher Klimawandel ist mittlerweile unab-
wendbar. Wie die internationale Gemeinschaft
darauf reagiert, wird die Aussichten in Bezug auf
die menschliche Entwicklung für die heutige und
zukünftige Generationen bestimmen. Eine un-
mittelbare Priorität besteht darin, die Strategien
zur Minderung des Klimawandels durch Strate-
gien zur Unterstützung der Anpassung an unver-
meidliche Klimaänderungen zu ergänzen.

Unsere wärmer werdende Welt
Im 20. Jahrhundert haben sich durch die Ak-
tivitäten der Menschen die Konzentrationen
von Treibhausgasen – in erster Linie Kohlen-
dioxid, Methan und Ozon – in der Atmosphä-
re um etwa 30 Prozent gegenüber den Niveaus
vor der Industrialisierung erhöht. Diese Ent-
wicklung wird enorme Konsequenzen für die
Menschheit im 21. Jahrhundert und darüber
hinaus haben.

Die Auswirkungen des Anstiegs der Treib-
hausgaskonzentrationen sind bereits heute
spürbar. Im Verlauf der letzten 100 Jahre hat
sich die Erde um 0,7 Grad Celsius erwärmt –
aber die Geschwindigkeit der Veränderung
nimmt zu. Die zehn wärmsten Jahre seit Beginn
der Klimaaufzeichnungen fallen in den Zeit-
raum ab 1994. Die 1990er Jahre waren das
wärmste, je registrierte Jahrzehnt seit dem 
14. Jahrhundert. Die Gletscher schrumpfen
und die Meeresspiegel steigen wesentlich
rascher, als noch vor einem Jahrzehnt in Klima-
modellen vorhergesagt wurde.

der Wasserverfügbarkeit führen.80 Steigende
Meeresspiegel werden die Verfügbarkeit
von Süßwasser einschränken, wovon Mil-
lionen Menschen in niedrig gelegenen
Ländern und Flussdeltas betroffen wären.81

Für einen großen Teil der Weltbevölkerung
in Entwicklungsländern weisen die Klimawan-
delprognosen auf weniger sichere Lebensgrund-
lagen, größere Anfälligkeit für Hunger und
Armut, zunehmende soziale Ungleichheiten und
mehr Umweltschäden hin. Im Gegensatz zum
Tsunami im Indischen Ozean oder zum Erdbe-
ben in Kaschmir handelt es sich beim Klimawan-
del nicht um ein einzelnes Katastrophenereignis,
sondern um eine sich langsam entwickelnde
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���������Die IPCC-Prognosen für den Klimawandel basieren auf Szenarien, die modellhaft die Auswirkungen auf Wirtschaftswachstum, 
Bevölkerung und andere Faktoren erfassen. Das Szenario A2 ohne Emissionsminderung geht von mittlerem Wirtschaftswachstum und 
hohem Bevölkerungswachstum bei gleichzeitiger Unterlassung von Maßnahmen zur Verringerung der Treibhausgasemissionen aus. 
Bei den Stabilisierungsszenarien werden Verringerungen der Treibhausgasemissionen mit vorgegebenen Obergrenzen angenommen.

Mittlere globale Temperaturveränderung: Temperaturabweichungen vom Wert des Jahres 1990
(Grad Celsius) 

Unsere Welt wird im nächsten Jahrhundert wesentlich 
wärmer werden

Grafik 4.9

�	�

���IPCC 2001.
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400 2020 bis 2030 -40 bis -55 1,2 bis 2,5

450 2030 bis 2040 -15 bis -40 1,3 bis 2,7

550 2045 bis 2065 -10 bis +10 1,5 bis 3,2

Hinweis: IPCC-Temperaturstabilisierungsszenarien: einschließlich aller wichtigen Treibhausgase, ausgedrückt als Kohlenstoffdioxidäquivalent.
Quelle: Stern Review on the Economics of Climate Change 2006.

Tabelle 4.2  Schwellenwerte und Zielvorgaben für die globale Erwärmung



Die Konzentrationen an Kohlendioxid,
dem wichtigsten Treibhausgas, nehmen kon-
tinuierlich zu. Derzeit belaufen sich die Emis-
sionen auf etwa sieben Milliarden Tonnen jähr-
lich, und die Konzentration in der Atmosphäre
erreicht 380 Teile pro Million (ppm = parts per
million). Die genaue Entwicklung bei den
zukünftigen Emissionen wird von vielen Fakto-
ren abhängen. Dazu zählen das Bevölkerungs-
wachstum, das Wirtschaftswachstum, der tech-
nologische Wandel, die Preise für fossile Brenn-
stoffe und vor allem die von den Regierungen
getroffenen Gegenmaßnahmen. Insgesamt
weist die Kurve für Kohlendioxid jedoch klar
nach oben. Im World Energy Outlook wird
prognostiziert, dass die Kohlendioxidemis-
sionen 2030 um 63 Prozent über den Werten
des Jahres 2002 liegen werden.82

Was bedeutet all dies für den Klimawandel?
Selbst wenn es ab morgen keine Emissionen
mehr gäbe, würden die Temperaturen infolge
der verzögerten Wirkung früherer Emissionen
weiter steigen. Würden sich die Trends der 
letzten 50 Jahre fortsetzen, würden die Kohlen-
dioxidkonzentrationen bis zur Mitte des 
21. Jahrhunderts auf 550 ppm zunehmen und
auch danach weiter steigen.

Internationale Organe wie der Zwischen-
staatliche Ausschuss für Klimaänderung (Inter-
governmental Panel on Climate Change – IPCC)
arbeiten seit mehr als zwei Jahrzehnten an der
Konsolidierung der wissenschaftlichen Grund-
lagen für das Verständnis des Klimawandels.83

Wenn die Emissionen nicht vermindert werden,
könnten sich nach ihren Szenarien die weltwei-
ten Temperaturen bis 2100 um 1,4 bis 5,8 Grad
Celsius erhöhen. Einem positiveren Szenario
zufolge mit einer Stabilisierung der Emissionen
bei 450 ppm wäre die Welt immer noch einem
Anstieg um etwa zwei Grad Celsius ausgeliefert
(Grafik 4.9 und Tabelle 4.2).84 Diese Prognosen
machen deutlich, dass die aktuellen Treibhaus-
gaskonzentrationen in der Atmosphäre und den
Ozeanen einen Klimawandel in einem gewissen
Ausmaß unabwendbar machen.

Eine Analyse der Aussichten für das Errei-
chen der Stabilisierung bei unterschiedlichen
Werten liegt jenseits der Möglichkeiten dieses
Berichts. Zwei Beobachtungen haben jedoch

einen unmittelbaren Einfluss auf die Sicherheit
der Wasserversorgung: Die erste ist, dass der
aktuelle multilaterale Rahmen weit hinter den
Erfordernissen zurückbleibt. Das Kyoto-Proto-
koll sieht für die Unterzeichnerstaaten eine
Verringerung der Kohlendioxidemissionen bis
2012 um fünf Prozent gegenüber dem Wert des
Jahres 1990 vor. Zwei große Industrieländer
(Australien und die Vereinigten Staaten) haben
das Protokoll jedoch erst gar nicht ratifiziert,
und seine Zielvorgaben gelten nicht für 
Entwicklungsländer. Das Fazit: Es deckt der-
zeit nicht einmal ein Drittel der globalen
Emissionen ab.

Die zweite Beobachtung ist, dass für die Sta-
bilisierung bei 550 ppm oder darunter interna-
tionale Zusammenarbeit in beispiellosem Aus-
maß notwendig ist. Die Emissionen nehmen
derzeit zu: Die Stabilisierung bei 550 ppm
erfordert im Groben die Zurückführung der
Kohlendioxidemissionen auf die heutigen
Werte bis 2050 und einen weiteren Rückgang
danach auf Nettoemissionen von nahe Null.
Für die Absenkung auf den Wert von 450 ppm
(immer noch ein gefährliches Klimawandelsze-
nario) müssen die globalen Kohlendioxidemis-
sionen bis zum Jahr 2050 um die Hälfte verrin-
gert werden. Die Kluft zwischen diesen Bedin-
gungen und den IPCC-Entwicklungsszenarien
macht die Herausforderung deutlich, vor der
die internationale Gemeinschaft nun steht
(Grafik 4.10).

Um diese Herausforderung zu bewältigen,
wird ein Ausmaß an Ehrgeiz notwendig sein,
das weit über dasjenige hinausgeht, welches im
derzeitigen Kyoto-Protokoll zum Ausdruck
kommt. Die Regierungen mancher Industrie-
länder fordern, dass das nächste Protokoll eine
Stabilisierungsobergrenze von etwa 550 ppm
festlegt – fast das Zweifache der Werte vor der
Industrialisierung. Andere – einschließlich der
Europäischen Union – haben sich für eine
temperaturbezogene Zielvorgabe mit dem Ziel
eingesetzt, die Temperaturanstiege auf nicht
mehr als 2 Grad Celsius über den Werten vor
der Industrialisierung zu begrenzen. Einer Ein-
schätzung zufolge würde dies die Industrielän-
der verpflichten, die Emissionen bis 2020 auf
15 bis 30 Prozent der Werte des Jahres 1990 
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gerechte Lastenteilung weisen den Weg, um alle
Länder in einem multilateralen Rahmen zu verei-
nen, innerhalb dessen eine wirksame Minderung
erreicht werden kann.

Klimawandel und Sicherheit 
der Wasserversorgung
Die globale Erwärmung mag bereits im Gange
sein, aber die für das 21. Jahrhundert prognos-
tizierte wesentlich stärkere Erwärmung wird
drastische Veränderungen der Verdunstung
und der Niederschläge bewirken, die zu einem
weniger gut vorhersagbaren hydrologischen
Kreislauf führen werden. Höhere Lufttem-
peraturen werden die Verdunstung aus den
Ozeanen auf der Welt vermehren, wodurch
sich der Wasserkreislauf intensivieren wird. Sie
werden auch eine raschere Verdunstung von
Wasser über Land nach sich ziehen, sodass
weniger Niederschläge die Flüsse erreichen
werden. Diese Veränderungen werden mit
neuen Niederschlagsmustern und einer Zu-
nahme extremerer Wetterereignisse einschließ-
lich Überschwemmungen und Dürren einher-
gehen.

Welchen Einfluss werden diese Verän-
derungen auf die Sicherheit der Wasserversor-
gung und die menschliche Entwicklung in den
ärmsten Ländern der Welt haben? In jedem
Land kann es zu zahlreichen Verschiebungen
der mit Mikroklimata verknüpften hydrolo-
gischen Kreisläufe kommen. Manche Hydro-
logen warnen auch vor der Möglichkeit von
Ereignissen mit einem „Kippeffekt“, weil der
Klimawandel zu neuen, weniger gut vorher-
sagbaren Veränderungszyklen führt.87 Das
beschleunigte Abschmelzen des arktischen
Inlandeises könnte beispielsweise ein breites
Spektrum unvorhersagbarer hydrologischer
Ereignisse auslösen. Was prognostiziert werden
kann, ist eine verbreitete Verschärfung der
Wasserknappheit in einer großen Gruppe von
Ländern.

Eine plausible Zusammenstellung von
Ergebnissen auf der Grundlage der IPCC-
Szenarien ergibt sich aus den Wasserverfüg-
barkeitsprognosen für 2050 (Karte 4.2). 
Diesen Prognosen zufolge wird es in vielen
Entwicklungsländern zu einem Rückgang 

zu verringern, und bis 2050 auf 80 Prozent.85

Die Größe dieser Herausforderung lässt sich an
folgenden Zahlen veranschaulichen: Weltweit
müssen die Emissionen pro Person von derzeit
vier Tonnen Kohlendioxid bis 2050 auf 1,2 bis
2,8 Tonnen reduziert werden. Je mehr Zeit 
bis zum Erreichen des Spitzenwerts der Emis-
sionen verstreicht, desto größer werden die
erforderlichen Kürzungen.86

Die erfolgreiche Minderung des Klimawan-
dels wird nur mit neuen multilateralen Ansätzen
gelingen. Der derzeitige internationale Rahmen
anerkennt das grundlegende Prinzip der
„gemeinsamen, aber unterschiedlichen Verant-
wortlichkeiten“ von Industrie- und Entwick-
lungsländern an. Reiche Länder müssen offen-
kundig mehr tun, um die Kohlendioxidemissio-
nen ihrer Volkswirtschaften zu verringern.
Gleichzeitig dürfen die zunehmenden Umwelt-
belastungen in den Entwicklungsländern nicht
ignoriert werden. Deshalb muss jedes Nachfolge-
instrument zum Kyoto-Protokoll nicht nur für
alle Industrieländer, sondern auch für große Ent-
wicklungsländer wie Brasilien, China und Indien
gelten. Finanzierung, Technologietransfer und
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IPCC-Szenario ohne 
Emissionsminderung (A2) 

Obergrenze für die
Stabilisierung
bei 550 ppm

Obergrenze für die Stabilisierung bei 450 ppm

Unsere wärmer werdende Welt: 
Die Stabilisierung wird drastische
Emissionsverringerungen erfordern

Grafik 4.10

Kohlendioxidemissionen 
(Gigatonnen Kohlenstoff)

Quelle: IPCC 2001.
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Hinweis: Die IPCC-Prognosen für den Klimawandel basieren auf Szenarien, 
die modellhaft die Auswirkungen auf Wirtschaftswachstum, Bevölkerung und 
andere Faktoren erfassen. Das Szenario A2 ohne Emissionsminderung geht 
von mittlerem Wirtschaftswachstum und hohem Bevölkerungswachstum bei 
gleichzeitiger Unterlassung von Maßnahmen zur Verringerung der Treibhaus-
gasemissionen aus. Bei den Stabilisierungsszenarien werden Verringerungen 
der Treibhausgasemissionen mit vorgegebenen Obergrenzen angenommen.



der niederschlagsbedingten Wasserabflüsse um 
30 Prozent kommen. Dazu zählen:
• Dürreanfällige Länder im südlichen Afrika

einschließlich Angola, Malawi, Sambia und
Simbabwe. Dieser Region drohen Probleme
der Sicherheit der Nahrungsmittelversor-
gung, die zu den schwerwiegendsten auf der
Welt zählen, einhergehend mit großer
Armut, verbreiteter Unterernährung und
einer Langzeitkrise des Regenfeldbaus,

• Ein langer Streifen vom Senegal und Maure-
tanien über große Teile Nordafrikas bis in
den Nahen Osten mit einigen der Länder
mit der größten Wasserknappheit auf der
Welt, die gleichzeitig ein hohes Bevölke-
rungswachstum und eine geringerr Ver-
fügbarkeit pro Kopf aufweisen, sodass sie
bereits mit großen Problemen der Wasser-
versorgungssicherheit konfrontiert sind.

• Ein großer Teil Brasiliens einschließlich der
semi-ariden Regionen im Nordosten des
Landes sowie Teile von Venezuela und
Kolumbien.

In manchen wichtigen Beziehungen geben
Abflussprognosen wie die in Karte 4.2 das Pro-
blem unzureichend wieder. Die Wasserverfüg-
barkeit wird auch von Temperaturänderungen
beeinflusst und davon, wann die Abflüsse anfal-
len. Teile von Afrika südlich der Sahara ein-
schließlich der Sahel-Region und Ostafrikas
werden stärkere Wasserabflüsse bei gleichzeitig
geringerer Verfügbarkeit infolge vermehrter
Verdunstung verzeichnen. In ähnlicher Weise
werden auch in weiten Teilen Südasiens ver-
stärkte durchschnittliche jährliche Wasser-
abflüsse verzeichnet werden, jedoch weniger
Regentage. Ursache dieser Entwicklung wird
eine Intensivierung des Monsuns sein, die
dadurch entsteht, dass steigende Temperaturen
die durch den hydrologischen Kreislauf aus den
Ozeanen gepumpte Wassermenge vergrößern.

Von der Wasserverfügbarkeit auf den
Lebensunterhalt zu extrapolieren, ist schwierig;
es lassen sich jedoch drei allgemeine Schlussfol-
gerungen ziehen: Erstens ist der Regenfeldbau,
mit dem die meisten der ärmsten Menschen auf
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Der Klimawandel wird in vielen Ländern zu geringeren Wasserabflüssen führen  Karte 4.2

Quelle: Arnell 2004.

-20 und mehr

0 bis -20

20 bis 0

Mehr als 20

Veränderung des Wasserabflusses 
im Vergleich zum Durchschnitt von 
1961 bis 1990 (%)
2050 auf der Grundlage von 
IPCC-Szenario A1

Hinweis: Die in dieser Karte gezeigten Grenzen und Namen und die verwendeten Bezeichnungen beinhalten keine offizielle Billigung oder Anerkennung durch die Vereinten Nationen.
Die gepunktete Linie entspricht annähernd der zwischen Indien und Pakistan vereinbarten Kontrolllinie in Jammu und Kaschmir. Über den endgültigen Status von Jammu und Kaschmir 
haben die Parteien bisher keine Einigung erzielt.
   



Jede Einschätzung der vom Klimawandel
ausgehenden Bedrohung für Afrika südlich der
Sahara muss bei dem hohen Ausmaß an bereits
bestehender Armut und Anfälligkeit beginnen.
Fast die Hälfte der Bevölkerung der Region –
etwa 300 Millionen Menschen – bestreitet ihren
Lebensunterhalt mit weniger als einem Dollar
pro Tag. Die Mehrheit der Bevölkerung lebt in
ländlichen Gebieten, wo Einkommen und
Arbeit fast ausschließlich vom Regenfeldbau
abhängen. Afrika südlich der Sahara hat bereits
ein unbeständiges und unberechenbares Klima
und ist höchst anfällig für Überschwemmungen
und Dürren. Ein Drittel der Menschen in der
Region lebt in dürreanfälligen Gebieten, und
Überschwemmungen stellen in mehreren Län-
dern eine wiederkehrende Bedrohung dar. Infol-
ge des Klimawandels werden große Teile der
Region trockener werden, wodurch sich die Zahl
der hunger- und armutsgefährdeten Menschen
um mehrere zehn Millionen erhöhen wird.

Der Klimawandel ist bereits in der Region
spürbar. Verringerte Niederschläge in der
gesamten Sahel-Zone, häufigere Dürren und
unbeständigeres Wetter zählen zu den aktuel-
len Symptomen. Für die Zukunft lassen sich
jedoch weit extremere Veränderungen vor-
hersagen: Eine Erwärmung zwischen 0,2 und
0,5 Grad Celsius pro Jahrzehnt, zehn Prozent
weniger Niederschläge in den Binnenregionen
und stärkere Wasserverluste aufgrund höherer
Temperaturen, so Szenarien, die zwischen den
besten und schlechtesten Annahmen für die
globale Erwärmung liegen. Die Erwärmung
wird in den semi-ariden Randgebieten der
Sahara, entlang des Sahel-Gürtels und im inne-
ren südlichen Afrika am stärksten ausfallen.
Weil zum einen viele der ärmsten Menschen in
Afrika südlich der Sahara (aber auch in Latein-
amerika und Südasien) in Gebieten leben, die
für extreme Klimaereignisse am anfälligsten
sind, und sie zum anderen nur über geringe
Anpassungsmöglichkeiten wie den Übergang
zu bewässerter Landwirtschaft, verbessertem
Saatgut oder anderen Erwerbstätigkeiten verfü-
gen, werden klimabedingte Veränderungen der
Ernteerträge und der Ökosystemgrenzen dra-
matische Auswirkungen auf manche der ärms-
ten Menschen haben.

der Welt ihren Lebensunterhalt bestreiten, in
vielen Regionen schwerwiegenden Risiken aus-
gesetzt. Weil Afrika südlich der Sahara so stark
vom Regenfeldbau abhängig ist und hohe
Armutsquoten die Anfälligkeit vergrößern,
sind die Bedrohungen dort besonders akut. 
Die Bedrohung der Lebensgrundlagen im länd-
lichen Raum reicht jedoch über Afrika südlich
der Sahara hinaus. Beispielsweise ergeben Simu-
lationen der Auswirkungen des Klimawandels
auf die Agrarproduktion in Brasilien einen
Ertragsrückgang zwischen 12 und 55 Prozent
für Trockengebiete in den Bundesstaaten 
Ceará und Riaui mit außerordentlich hohen
Konzentrationen von Armut und Unterernäh-
rung in ländlichen Gebieten.88

Die zweite allgemeine Schlussfolgerung 
ist, dass die Anfälligkeit und die Unsicherheit
der Wasserversorgung zunehmen werden. Die
Produktivität in der Agrarproduktion und ins-
besondere im Regenfeldbau wird genauso sehr
davon beeinflusst, wann Wasserabflüsse anfal-
len, wie davon, in welcher Menge sie anfallen.
Und eines der klaren Ergebnisse einer Reihe
von Simulationen besteht darin, dass die Varia-
bilität und die Ungewissheit der Wasserab-
flüsse zunehmen werden. Es wird auch häufiger
extreme Ereignisse in Form von Dürren und
Überschwemmungen geben, was die Risiken
für Menschen in Ländern verschärfen wird, die
nur über eine begrentzte Infrastruktur zur
Unterstützung der Anpassung verfügen.

Die dritte Schlussfolgerung aus der Arbeit
des IPCC ist, dass allgemein ausgedrückt die
Produktivität im Getreideanbau in den Indus-
trieländern zunehmen und in vielen Entwick-
lungsländern abnehmen wird. In dieser Frage
haben auch die Auswirkungen höherer Abhän-
gigkeit von Nahrungsmittelimporten in vielen
Ländern einen potenziell negativen Einfluss auf
die Sicherheit der Nahrungsmittelversorgung.

Afrika südlich der Sahara – 
eine gesamte Region gefährdet
Das Beispiel Afrika südlich der Sahara macht
sowohl die Komplexität als auch das Ausmaß
der aus dem globalen Klimawandel resultieren-
den Bedrohung der Wasserversorgungssicher-
heit deutlich.89
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Simulationen der Folgen des Klimawandels
für Erträge und Produktion sind eine riskante
Angelegenheit. Es sollte von Anfang an unter-
strichen werden, dass es sich dabei nicht um
exakte Wissenschaft handelt. Neuere Modelle
haben jedoch wichtige Erkenntnisse erbracht,
die als Frühwarnsignale dienen sollten. Die 
Veranschaulichung in Karte 4.3 basiert auf
einem der IPCC-Szenarien für den Klimawan-
del und verfügbaren Belegen für die Beziehung
zwischen der Wasserverfügbarkeit und der Pro-
duktivität im Getreidesektor.90 Sie macht die
akut bedrohten Gebiete deutlich. Dazu zählt
ein breites Band, das sich von Mauretanien über
Niger, Burkina Faso, den Tschad bis in den
Sudan über die gesamte Sahel-Zone erstreckt.
Für große Teile des südlichen Afrika und Län-
der mit chronisch unsicherer Nahrungsmittel-
versorgung wie Äthiopien und Somalia muss
mit starken Ertragsrückgängen gerechnet wer-
den. In Verbindung mit der größeren Wahr-
scheinlichkeit von Dürren werden sinkende
Erträge zu mehr Armut, niedrigeren Einkom-
men und weniger sicheren Lebensgrundlagen
führen. Damit droht auch eine Zunahme der
Perioden mit chronischem Hunger.

So beunruhigend diese Prognosen sein
mögen, könnte die tatsächliche Entwicklung
noch schlimmer ausfallen. Mehr als 600.000
Quadratkilometer Agrarland, das heute als mit-
telschwer degradiert eingestuft wird, könnte
infolge des Klimawandels schwer degradiert
werden, vor allem in der Sahel-Zone. Dieses
Ergebnis würde den Druck auf das anbaufähige
Land erhöhen, was zu wachsenden Umweltbe-
lastungen und potenziellen Bodennutzungs-
konflikten führen würde. Das oben beschriebe-
ne Szenario könnte sich auf die Erzeugung
bestimmter Grundnahrungsmittel noch
wesentlich negativer auswirken. Länderüber-
greifenden Untersuchungen zufolge ist die Pro-
duktivität von Mais, einem Grundnahrungs-
mittel in weiten Teilen der Region, in der Blü-
te höchst anfällig für Schwankungen der Was-
serverfügbarkeit. Mittelfristige subregionale
Szenarien geben einige der sich abzeichnenden
Bedrohungen wieder:
• Ostafrika: Prognosen bis 2030 zufolge 

wird die Region mehr Niederschläge erhal-

ten, aber infolge steigender Temperaturen
trockener werden. Für Tansania wird eine
Temperaturerhöhung zwischen 2,5 und 
4,0 Grad Celsius vorhergesagt. Für Teile des
Landes werden mehr Niederschläge prog-
nostiziert, während es im Rest des Landes
einschließlich der dürreanfälligen Gebiete
im Süden weniger regnen wird. Manche
Simulationen prognostizieren einen Rück-
gang der Maisproduktivität um 33 Pro-
zent.91 Nach den Prognosen werden die
Niederschläge in Kenia im Durchschnitt
zunehmen, in semi-ariden Gebieten jedoch
abnehmen. Die Produktivität von Kultur-
pflanzen wird sich in beiden Ländern ver-
ringern. Laut den Prognosen einiger IPCC-
Szenarien könnten aufgrund der Klimaver-
änderungen die Erträge bei Grundnah-
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Prognostizierter Einfluss 
des Klimawandels auf die 
Getreideproduktivität, 
2080 (Veränderung in Prozent), 
IPCC-Szenario A2

Mehr als 0 Prozent oder 
Trockengebiete

0 bis -25 Prozent

-25 Prozent oder mehr

Der Sahel-Gürtel: Burkina Faso und 
Regionen mit Getreideanbau in Süd-Mali, 
dem Niger, dem Tschad und dem Sudan 
(nördliche Landesteile nicht unter Kultur 
stehend oder nicht für den Getreideanbau 
geeignet)

Nigeria, Senegal und Sierra Leone 
(Westafrika)

Ost-Äthiopien und Somalia

Der Südosten Afrikas: 
Mosambik, Simbabwe, Sambia und Angola

Am stärksten betroffene Gebiete

������� Fischer et al. 2005.
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Karte 4.3 In weiten Teilen Afrikas südlich der Sahara droht der 
Klimawandel die Getreideproduktivität zu verringern

���������Die in dieser Karte gezeigten Grenzen und Namen und die verwendeten Bezeichnungen beinhalten keine offizielle Billigung 
oder Anerkennung durch die Vereinten Nationen.



In weiten Teilen Zentralasiens, Lateinameri-
kas und Südasiens hängt die Sicherung der
Lebensgrundlagen in ländlichen Gebieten von
Gletschern ab. Allein die Gletscher der Himala-
ja-Ketten und Tibets speisen sieben der größten
Flüsse auf der Welt (Brahmaputra, Ganges,
Indus, Irrawaddy, Mekong, Saluen und Jangtse),
die die Wasserversorgung von mehr als zwei Mil-
liarden Menschen sichern. Durch die globale
Erwärmung schmelzen die Gletscher rascher,
wodurch das Risiko von Überschwemmungen
im Frühjahr steigt, auf die dann Wasserknapp-
heit im Sommer folgt. In den nächsten 50 Jahren
könnte sich die Gletscherschmelze zu einer der
gravierendsten Bedrohungen für den mensch-
lichen Fortschritt und die Sicherheit der Nah-
rungsmittelversorgung entwickeln (Kasten 4.9).

Extreme Klimaereignisse
Wo und wann extreme Klimaereignisse und
humanitäre Krisen stattfinden, bleibt unvor-
hersehbar. Dass sie häufiger werden dürften,
kann heute jedoch mit einer bestimmten
Gewissheit prognostiziert werden. Für viele
Millionen Menschen wird die Wasserversor-
gung unsicherer und unvorhersehbarer werden.

Abgesehen von den komplexen Schwan-
kungen individueller Wettersysteme kommt es
zu verschiedenen grundlegenden Veränderun-
gen der Kräfte, die den hydrologischen Kreis-
lauf steuern. Die globale Erwärmung erhöht die
Temperatur der Kontinente, während die
Gletscherschmelze die Wassertemperatur der
Weltmeere senkt. Der Unterschied zwischen
diesen beiden Temperaturen beeinflusst den
asiatischen Monsun. Ein wärmeres Klima
bedeutet, dass die Luft mehr Wasserdampf
speichern kann, sodass die Sommermonsun-
winde mehr Feuchtigkeit mit sich tragen. 
Die meisten Klimamodelle besagen, dass sich
die Monsunniederschlagsmuster um 25 bis 
100 Prozent ändern werden. Schwankungen
von gerade einmal zehn Prozent verursachen
jedoch nachgewiesenermaßen bereits schwere
Überschwemmungen oder Dürren.95 Wie 
die Überschwemmungen in Mumbai 2005
zeigten, können stärkere Niederschläge verhee-
rende Konsequenzen haben: Damals starben
500 Menschen.

rungsmitteln, Kaffee und Tee um ein
Drittel zurückgehen.92

• Südliches Afrika: Szenarien zwischen den
besten und den schlechtesten Annahmen
für die globale Erwärmung prognostizieren
einen Anstieg der regionalen Durch-
schnittstemperatur zwischen 1,5 und 
3,0 Grad Celsius und einen Rückgang der
durchschnittlichen jährlichen Niederschlä-
ge um 10 bis 15 Prozent, zu einem großen
Teil während der Wachstumsperiode. Dem
Sambesi droht ein prognostizierter Rück-
gang der Abflüsse um etwa ein Drittel bis
2050, der für das gesamte Einzugsgebiet des
Flusses sogar 40 Prozent oder mehr aus-
machen könnte. Die chronischen Krisen
der Nahrungsmittelversorgung in Malawi,
Mosambik, Sambia und Simbabwe dürften
häufiger werden. Angesichts eines Tempe-
raturanstiegs um ein bis zwei Grad Celsius
und weniger Wasser werden die Maiser-
träge drastisch zurückgehen.93

• Sahel: Im letzten Vierteljahrhundert wurde
im Sahel der stärkste und dauerhafteste je
irgendwo gemessene Niederschlagsrück-
gang registriert, der auch in den wiederkeh-
renden Dürren in Burkina Faso, Mali und
Niger zum Ausdruck kam. In Westafrika
sind die Abflüsse seit den 1970er Jahren um
mehr als 40 Prozent zurückgegangen.
Zukünftig könnte der Niger, der zehn arme
und aride Länder mit Wasser versorgt, ein
Drittel seiner Abflüsse einbüßen. Simula-
tionen auf der Grundlage von Unter-
suchungen im Sudan halten einen Rück-
gang der Produktion von Sorghum um 
20 bis 76 Prozent und von Hirse um 18 bis
82 Prozent für möglich.94

Gletscherschmelze
In vielen Teilen der Welt fungieren Gletscher
als Wasserspeicher. Sie lagern im Winter Eis
und Schnee ab und geben sie bei steigenden
Temperaturen langsam wieder ab. Diese Abflüs-
se kommen dann den Agrarerzeugern im Tief-
land zugute. Heute schmelzen diese Speicher
immer rascher ab. Und schmelzende Gletscher
sind gleichbedeutend mit einer Verringerung
der Wasservorräte in großem Umfang.
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Kasten 4.9 Schmelzende Wasserspeicher – schrumpfende Gletscher verändern die Abflüsse

Gletscher sind Wasserspeicher. Sie speichern Wasser in Form von

Eis und Schnee in den Wintermonaten und geben es bei steigenden

Temperaturen langsam in Flüsse und Seen ab. Die globale Erwär-

mung hat sich bislang am stärksten auf die Gletscher ausgewirkt. 

In den 1990er Jahren verringerte sich die Gletschermasse dreimal 

so rasch wie im vorhergehenden Jahrzehnt, was auf eine globale

Beschleunigung der Schmelze schließen lässt. Die tiefgreifendsten

Konsequenzen werden jedoch erst in den vor uns liegenden Jahr-

zehnten zu spüren sein.

Pakistan. Aus den Himalaja-Gletschern fließen jedes Jahr etwa

180 Milliarden Kubikmeter Wasser nach Pakistan in den Indus und

andere Flusssysteme. Gletscherwasser ermöglichte die Landwirt-

schaft in manchen der ersten menschlichen Siedlungen, die an den

Ufern des Indus in Harappa und Mohenjo-Daro gediehen. Heute

speisen sie das Indus-Bewässerungssystem, welches das größte

zusammenhängende Bewässerungssystem auf der Welt ist. Selbst bei

Emissionsminderungsmaßnahmen auf globaler Ebene wird der Rück-

zug der Gletscher noch mindestens ein halbes Jahrhundert anhalten.

Flüsse werden mehr Wasser führen, was die Wahrscheinlichkeit von

Sturzfluten erhöhen und die bereits akuten Entwässerungsprobleme

auf den bewässerten Flächen verschärfen wird. In der zweiten Hälfte

des 21. Jahrhunderts werden die Abflüsse der Flüsse wahrscheinlich

drastisch zurückgehen, möglicherweise um mehr als 30 Prozent (sie-

he Grafik). Dieser starke dauerhafte Rückgang der Abflüsse wird enor-

me Konsequenzen für die Lebensgrundlagen im Indus-Einzugsgebiet

und die Nahrungsmittelversorgung in Pakistan haben.

Nepal. In Nepal schrumpfen die Gletscher pro Jahrzehnt um 

30 bis 69 Meter. Bei mehr als 20 Gletscherseen besteht Untersuchun-

Quelle: Maslin 2004, UNDP 2005a, World Bank 2005c, WWF Nepal Programme 2005, World Water Assessment Programme 2006, Schneider und Lane 2006.

gen zufolge die Gefahr, dass sie über die Ufer treten und Über-

schwemmungen verursachen. Um dieser Bedrohung zu begegnen,

werden neue staatliche Investitionen in sehr hohem Umfang erforder-

lich sein.

China. Fast alle Gletscher in China sind bereits beträchtlich

geschmolzen. Der Rückzug der Gletscher in Tibet wurde als Umwelt-

katastrophe beschrieben, und die meisten Gletscher könnten bis 2100

verschwinden. Der Fortgang der Katastrophe könnte für China

bedrohlich werden. Es wurde einmal behauptet, dass schrumpfende

Gletscher zur Überwindung der Wasserknappheit beitragen könnten,

weil sie neue Abflüsse in den ariden Norden und Westen lenken wür-

den. Die meisten Modelle lassen mittlerweile darauf schließen, dass es

sich dabei um eine Wunschvorstellung handelt. Das in Tibet zusätz-

lich abgegebene Wasser wird größtenteils aufgrund höherer Tempe-

raturen verdunsten. Die 300 Millionen Bauern in der ariden westlichen

Region von China werden wahrscheinlich einen Rückgang der aus

den Gletschern abfließenden Wassermenge verkraften müssen.

Die Anden. In den trockenen Jahreszeiten sind die Anden-Gletscher

die Haupttrink- und -bewässerungswasserquelle für Stadtbewohner

und Bauern. Hier finden sich einige der am raschesten Masse verlieren-

den Gletscher auf der Welt. Vorhersagen zufolge werden einige kleine

und mittelgroße Gletscher bis 2010 verschwunden sein. In Peru ist die

Gletscherfläche in den letzten 30 Jahren um ein Viertel zurückgegangen.

Kurzfristig müssen Wasserbewirtschafter mit sich rasch verringern-

den Abflüssen in Stauseen und Bewässerungssystemen rechnen. Zur

Finanzierung neuer Stauseen werden die Wasserpreise für Stadtbewoh-

ner steigen. Längerfristig wird unter anderem weniger Wasser für die

Landwirtschaft in der Trockenzeit zur Verfügung stehen.

Zentralasien. Zentralasien – Kasachstan, Kirgisistan, Tadschikis-

tan, Turkmenistan und Usbekistan – liegt überwiegend in ariden und

semi-ariden Zonen, in denen die natürliche Verdunstung die Nieder-

schläge beträchtlich übersteigt. Fast das gesamte Frischwasser

stammt aus ewigen Schneefeldern und Gletschern in den Bergen Kir-

gisistans und Tadschikistans. Wasser aus schmelzenden Gletschern

fließt in die Flüsse Amu Darja und Syr Darja sowie die von ihnen

bewässerten Schwemmebenen. Es bildet die Lebensgrundlage für 

22 Millionen Menschen in Tadschikistan, Turkmenistan und Usbekis-

tan. Die Bewässerungslandwirtschaft steuert in Usbekistan 25 und in

Turkmenistan 39 Prozent zum Bruttonationaleinkommen bei. In den

oberliegenden Ländern Kirgisistan und Tadschikistan wird das Was-

ser aus den gleichen Quellen für die Stromerzeugung aus Wasserkraft

genutzt. Der Rückzug der Gletscher stellt in der gesamten Region

eine fundamentale Bedrohung der Lebensgrundlagen und der Volks-

wirtschaften dar. Die Geschwindigkeit dieses Rückzugs beschleunigt

sich. 1949 bedeckten die Gletscher fast 18.000 Quadratkilometer des

bergigen Hinterlands von Tadschikistan. Satellitenbilder aus dem

Jahr 2000 zeigen, dass diese Fläche auf knapp 12.000 Quadratkilo-

meter geschrumpft ist – ein Rückgang um 33 Prozent in 50 Jahren.

Wenn die aktuellen Trends anhalten, werden die tadschikischen Glet-

scher innerhalb eines Jahrhunderts verschwunden sein.

Schmelzende Gletscher werden die Abflüsse des Indus 
drastisch verringern

Prognostizierte Veränderung der Abflüsse (Prozent)

Quelle: World Bank 2005b.
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Prognosen für Indien machen die Kom-
plexität von Mustern des Klimawandels deut-
lich (Karte 4.4). Die meisten Modelle sagen für
das gesamte Land eine Zunahme der Nieder-
schläge voraus. Ein wachsender Anteil der
Niederschläge wird jedoch während intensiver
Monsunabschnitte in Landesteilen fallen, die
bereits genügend Niederschläge erhalten.
Gleichzeitig werden zwei Drittel des Landes
einschließlich semi-arider Gebiete in Andhra
Pradesh, Gujarat, Madhya Pradesh, Maharahstra
und Rajasthan weniger Regentage verzeichnen.
Insgesamt wird dies die Sicherheit der Wasser-
versorgung beeinträchtigen, was die Bedeutung
des Auffangens von Wasser und der Wasser-
speicherung erhöht. Ein Faktor, der mitent-
scheidend dafür ist, wer die Gewinner und wer
die Verlierer sind, ist die Anpassungsfähigkeit.
Bewässerungssysteme werden einen gewissen
Schutz bieten, und große kommerzielle Agrar-
betriebe haben viele Möglichkeiten, in Techno-
logien zur Steigerung der Wasserproduktivität
zu investieren. Gefährdet werden vor allem
Erzeuger sein, die auf Niederschläge angewiesen
sind und denen die finanziellen Mittel fehlen,
um sich durch Investitionen anzupassen.

Die Veränderungen der Wettersysteme
werden sich auch tiefgreifend auf die allgemei-
neren Niederschlagsmuster auswirken. Die
periodisch auftretende Südliche Oszillation
(auch El-Niño-Phänomen genannt) ist eine
Verschiebung der Intensität und der Richtung
von Strömungen und Winden im Pazifik. Sie
wird für Dürren in Ostafrika, Nordindien,
Nordostbrasilien und Australien sowie katas-
trophale Überschwemmungen und Wirbel-
stürme von Mosambik bis New Orleans verant-
wortlich gemacht. Es wird heftig darüber disku-
tiert, ob und wie das El-Niño-Phänomen mit
der globalen Erwärmung zusammenhängt. Dies
ist eine der größten – und bedrohlichsten –
Unbekannten in Klimawandelszenarien.

Bekannt ist, dass die Häufigkeit extremer
Wetterereignisse und die Zahl der davon
betroffenen Menschen zunehmen. Während
der 1990er Jahre waren im Durchschnitt pro
Jahr in den Entwicklungsländern 200 Millio-
nen Menschen und ungefähr eine Million in
den Industrieländern von klimabedingten

Einfache Modelle mit einer Einteilung in
Gewinner und Verlierer erfassen nicht das wah-
re Ausmaß der Bedrohung durch den Einfluss
des Klimawandels auf die hydrologischen Syste-
me. Ein Grund dafür ist, dass die Modelle für
kumulative Veränderungen große Schwankun-
gen innerhalb von Ländern verschleiern kön-
nen. Manche Länder in Afrika südlich der
Sahara, wie z.B. die Sahel-Länder, können eben-
so durch Niederschläge mehr Wasser erhalten,
verlieren angesichts steigender Temperaturen
jedoch noch mehr durch Verdunstung. Selbst
bei steigenden durchschnittlichen Jahresnie-
derschlagsmengen muss damit gerechnet wer-
den, dass die schlechtere Retention der Boden-
feuchtigkeit die Produktivität verringert und
das Risiko von Ernteausfällen erhöht.
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Quelle: Sharma und McCornick 2006.
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Katastrophen betroffen. Verletzungen, Tod
sowie der Verlust von Vermögenswerten, 
Einkommen und Arbeitsplätzen durch diese
Ereignisse untergraben die Bemühungen von
Gemeinschaften und Regierungen um eine
bessere menschliche Entwicklung. Zwangsläu-
fig haben die Menschen mit den geringsten
Ressourcen am meisten darunter zu leiden. Seit
dem Jahr 2000 hat sich die Wachstumsrate 
der Zahl der von klimabedingten Katastrophen
betroffenen Menschen verdoppelt. Die genau-
en Ursachen sind ungewiss, aber die Wahr-
scheinlichkeit ist groß, dass die globale Erwär-
mung mitverantwortlich ist.96

Steigende Meeresspiegel
Steigende Meeresspiegel werden für einen
großen Teil der Weltbevölkerung im 21. Jahr-
hundert zu den einflussreichsten Determinan-
ten der Wasserversorgungssicherheit zählen.
Stärkere Versalzung könnte in vielen Ländern
die Verfügbarkeit von Süßwasser einschränken,
während die Überflutung von Küsten die
Lebensgrundlagen von Millionen Menschen
bedroht.

Die Gruppe der Länder, die davon betrof-
fen werden könnte, ist nicht gerade klein. In
Ägypten, Bangladesch, Nigeria und Thailand
leben große Teile der Bevölkerung in Deltas, in
die Salzwasser einzudringen droht. Die tief
liegenden Regionen von Bangladesch ernähren
mehr als 110 Millionen Menschen in einem 
der dichtbesiedeltsten Gebiete der Welt. Mehr
als 50 Prozent der Fläche von Bangladesch
liegen weniger als fünf Meter über dem Meeres-
spiegel. Nach Weltbankschätzungen könnte
der Meeresspiegel in dem Land bis zum Ende
des 21. Jahrhunderts um bis zu 1,8 Meter höher
liegen als heute. Die ungünstigsten Szenarien
prognostizieren einen Verlust von 16 Prozent
der Landfläche. Das betroffene Gebiet ernährt
13 Prozent der Bevölkerung und erbringt 
12 Prozent des BIP. In Ägypten würden
steigende Meeresspiegel den schützenden Sand-
gürtel im Nildelta schwächen, was schwerwie-
gende Konsequenzen für das lebenswichtige
Grundwasser, Binnensüßwasserfischgründe
und große Flächen intensiv bebauten Acker-
lands hätte.97

Wie ungeheuer groß die potenziellen
Anpassungszwänge sein dürften, wird nicht
genügend gewürdigt. Die Regierungen mancher
reicher Länder haben mit der Planung von
Investitionsprogrammen begonnen, um den
Folgen des Klimawandels entgegenzuwirken.
Die Niederlande sind ein Beispiel. Der Schutz
tief liegender Küstengebiete durch verstärkten
Küstenschutz und Maßnahmen zur Verbesse-
rung der Speicherkapazität nehmen in den
nationalen Planungen der Industrieländer
einen immer höheren Stellenwert ein. Versiche-
rungsunternehmen korrigieren Risikoeinschät-
zungen und machen Rückstellungen für zu-
künftige Ansprüche. Die armen Länder stehen
jedoch vor Problemen einer anderen Größen-
ordnung, sowohl im Hinblick auf die Zahl der
Betroffenen als auch bezüglich der Kosten der
Bewältigung steigender Meeresspiegel. Die
Menschen in diesen Ländern sind größeren
Risiken ausgesetzt, während der Fähigkeit ihrer
Regierungen zur Beschränkung dieser Risiken
finanzielle Grenzen gesetzt sind.

Hinsichtlich der Anpassungsfähigkeit
weist die internationale Reaktion 
Schwächen auf
Minderung und Anpassung sind die zwei 
Stränge jeder Strategie gegen die Bedrohung
durch den Klimawandel. Minderung bedeu-
tet, durch Schwächung des Zusammenhangs
zwischen Wirtschaftswachstum und Kohlen-
dioxidemissionen den zukünftigen Klima-
wandel zu minimieren. Anpassung bedeutet, zu
akzeptieren, dass der Klimawandel unabwend-
bar ist und viele der am meisten bedrohten
Länder am wenigsten in der Lage sind, sich
anzupassen. Die internationale Reaktion war in
der Vergangenheit in beiden Beziehungen
unzureichend – und ganz besonders hinsicht-
lich der Anpassung.

In den letzten Jahren haben sich die mul-
tilateralen Aktivitäten zur Minderung des
Klimawandels schrittweise geändert. 2005 trat
mit der Unterstützung von 130 Ländern (aller-
dings ohne die Vereinigten Staaten und Aus-
tralien) das Kyoto-Protokoll in Kraft. Es stellt
den umfassendsten Versuch dar, bindende
Emissionsobergrenzen auszuhandeln. Es um-
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den Anteil der Entwicklungsländer an den
Kohlendioxidemissionen von etwa der Hälfte
heute bis 2050 auf etwa zwei Drittel steigen las-
sen. Die Festlegung eines Wachstumspfades,
der innerhalb einer globalen Strategie zur
Eindämmung der globalen Erwärmung in den
Entwicklungsländern zu einem höheren Le-
bensstandard und weniger Armut führt, wird
eine radikale Akzentverschiebung in der Politik
der einzelnen Länder mit dem Ziel erfordern,
mit internationaler Unterstützung die Ver-
breitung sauberer Technologien zu fördern.

Für die Zeit nach 2012 werden ehrgeizige
und wohldefinierte Zielvorgaben benötigt, die
klare Marktsignale und einen Handlungsrah-
men für nationale Regierungen, Unternehmen
und Haushalte setzen. Es sollte versucht wer-
den, den Temperaturanstieg auf maximal zwei
Grad Celsius oberhalb der Werte von 1990 zu
begrenzen. Damit dies gelingt, müssten die
Emissionen 2050 unter den Werten von 1990
(und etwa 13 Prozent unter den heutigen Wer-
ten) liegen und die Treibhausgaskonzentratio-
nen (gemessen in Kohlendioxidäquivalenten)
müssten sich bei etwa 450 ppm stabilisieren.
Dieses Ziel kann nur mit grundlegenden Refor-
men der globalen Energiepolitik erreicht
werden. Emissionssteuern, die Vertiefung von
Märkten für handelbare Emissionsrechte,
Anreize für die Entwicklung sauberer Techno-
logien und – ganz wichtig – Strategien für den
Technologietransfer in die Entwicklungsländer
zählen zu den Reforminstrumenten, die der
Politik zur Verfügung stehen. Entgegen man-
chen Behauptungen würde der Anpassungspro-
zess die Wachstumsaussichten der reichen Län-
der nicht schmälern: Die Kosten für die Indus-
trieländer, um die Zielvorgabe von 450 ppm zu
erreichen, belaufen sich auf etwa 0,02 bis 
0,1 Prozent des BNE jährlich, verglichen mit
jährlichen Wachstumsraten von zwei bis drei
Prozent.99 Die Entwicklungsländer werden das
Wachstum in einem multilateralen Handlungs-
rahmen zur Begrenzung des Klimawandels 
nur aufrechterhalten können, wenn für den
Technologietransfer wesentlich mehr Geld zur
Verfügung stehen wird, als derzeit laut dem
Mechanismus für umweltverträgliche Entwick-
lung vorgesehen ist.

fasst flexible Mechanismen, die einen Emis-
sionshandel zwischen Ländern zulassen, und
den Mechanismus für umweltverträgliche
Entwicklung (CDM), der Industrieländern
ermöglicht, durch die Finanzierung von Projek-
ten in Entwicklungsländern, die Treibhausgas-
emissionen verringern, Emissionsgutschriften
zu erhalten. Obwohl die Zahl der CDM-Maß-
nahmen auf einzelne Projekte beschränkt ist,
hat sie zugenommen.98 Über das Kyoto-Proto-
koll hinaus entwickeln sich wichtige Minde-
rungsstrategien auf unterschiedlichen Ebenen.
Mit dem Kyoto-Protokoll verknüpft, aber
unabhängig davon ist der Handel zwischen den
25 EU-Mitgliedstaaten im Rahmen des Emis-
sionshandelssystems. Sieben Bundesstaaten im
Nordosten der USA nehmen ebenfalls an
einem freiwilligen Handelssystem teil, der Ende
2005 auf den Weg gebrachten Regional Green-
house Gas Initiative. 28 amerikanische Bundes-
staaten haben Aktionspläne zur Verringerung
der Nettotreibhausgasemissionen ausgearbei-
tet. Der Bundesstaat Kalifornien hat eigene
richtungsweisende Zielvorgaben für die Emissi-
onsverringerung aufgestellt.

Nachteile des derzeitigen Kyoto-Protokolls
sind der begrenzte Zeithorizont (der die Ent-
stehung des Emissionshandelsmarktes behin-
dert hat), die Nichtteilnahme wichtiger Indus-
trieländer und der Ausschluss der Entwick-
lungsländer. Es bezieht sich in der Praxis nur
noch auf einen kleinen und schrumpfenden
Teil der Emissionen von Kohlendioxid und
anderen Treibhausgasen, die die globale Er-
wärmung antreiben. Die Ausdehnung des 
Geltungsbereichs beschwört wichtige Fragen
unter den Aspekten der Gerechtigkeit und der
Lastenteilung herauf. Die Industrieländer mit
etwa 12 Prozent der Weltbevölkerung sind 
für die Hälfte der heutigen weltweiten Emissio-
nen verantwortlich. Ihre Bürger haben auch
einen wesentlich höheren CO2-Ausstoß pro
Person. Die durchschnittlichen Pro-Kopf-
Emissionen reichen von 10 Tonnen Kohlen-
dioxidäquivalent in der Europäischen Union
bis zu 20 Tonnen in den Vereinigten Staaten.
Demgegenüber stehen 1,2 Tonnen in Indien
und 2,7 Tonnen in China. Hohes Wachstum in
Ländern wie China und Indien könnten jedoch
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Ein prüfender Blick über die Minderungs-
aspekte hinaus führt zu der Feststellung, dass die
Unterstützung für die Anpassung an den Klima-
wandel in den Entwicklungsländern bruch-
stückhaft und zersplittert ist. Die multilaterale
Reaktion ist beklagenswert unzureichend und
unterstreicht die allgemeinen Mängel bei der
Reaktion der Systeme für die Weltordnungspo-
litik auf globale Probleme. Gleiches gilt für die
nationale Ebene. Sehr wenige Entwicklungslän-
der haben die Anpassung in zentralen Planungs-
dokumenten wie den Strategiedokumenten zur
Armutsbekämpfung oder selbst in Dokumenten
zur Integrierten Wasserressourcen-Bewirtschaf-
tung zu einem vorrangigen Ziel erklärt.

Die Maßnahmen zur Finanzierung der
Anpassung verstärken diesen Eindruck. Diverse
Mechanismen zur Finanzierung der Anpassung
wurden geschaffen, aber die darüber fließenden
Mittel sind begrenzt. Das Kyoto-Protokoll
sieht die Einrichtung eines Anpassungsfonds
vor. Dieser wird durch eine geringfügige Ab-
gabe (mit einer Obergrenze von 2 Prozent) auf
Käufe von Rechten im Rahmen des Mechanis-
mus für umweltverträgliche Entwicklung finan-
ziert. Nach den aktuellen Prognosen der Orga-
nisation für Wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung werden auf diese Weise bis
2012 etwa 20 Millionen Dollar zusammen-
kommen. Der wichtigste multilaterale Mecha-
nismus für die Anpassungsfinanzierung ist die
Globale Umweltfazilität (GEF). Aber auch
deren Finanzierungsparameter sind bescheiden:
Etwa 50 Millionen Dollar werden für die
Unterstützung von Anpassungsaktivitäten mit
einem globalen Umweltnutzen bereitgestellt.
Die Geber steuerten weitere 45 Millionen Dol-
lar bei, die in einen von der GEF verwalteten
separaten Fonds für Klimaschutzmaßnahmen
in Entwicklungsländern (Special Climate
Change Fund) flossen. 2001 wurde unter der
Federführung der GEF mit Unterstützung 
von 12 Gebern ein spezieller Fonds zur Finan-
zierung nationaler Anpassungsprogramme in
den am wenigsten entwickelten Ländern (Least
Developed Countries Fund) eingerichtet, in 
den bis August 2006 100 Millionen Dollar
geflossen waren. Allerdings waren nur neun
Millionen Dollar für Projekte in 43 Ländern

ausgegeben worden – eine sehr beschränkte
Reaktion.100

Hat bilaterale Hilfe die Schwächen des
multilateralen Systems wettmachen können?
Nicht, wenn als Beurteilungskriterium die Un-
terstützung für Anpassungen in der Landwirt-
schaft herangezogen wird, dem am stärksten
bedrohten Sektor. Die doppelte Herausforde-
rung in dem Sektor besteht darin, die Infra-
struktur zur Risikominderung und die Strate-
gien zur Armutsbekämpfung bereitzustellen,
um die Anpassungskapazität auf der Haushalts-
ebene zu verbessern. Die Entwicklungshilfe
spielt eine entscheidende Rolle, insbesondere in
Afrika südlich der Sahara. Zwischen Anfang der
1990er Jahre und heute ist die Entwicklungshil-
fe für die Landwirtschaft jedoch von etwa 4,9
auf 3,2 Milliarden Dollar beziehungsweise von
12 auf 3,5 Prozent der Gesamtentwicklungshil-
fe zurückgegangen. Alle Regionen waren davon
betroffen: Die Entwicklungshilfe für die Land-
wirtschaft in Afrika südlich der Sahara ist 
von durchschnittlich 1,7 Milliarden Dollar
1990/92 auf effektiv weniger als eine Milliarde
Dollar im Jahr 2004 geschrumpft. Im gleichen
Zeitraum haben die Länder der Gruppe der
Acht (G8) ihre Entwicklungshilfe für die Land-
wirtschaft in der Region um 590 Millionen
Dollar – mehr als die Hälfte – gekürzt (Grafik
4.11).101 Dies ist das genaue Gegenteil von dem,
was zugunsten langfristiger menschlicher Ent-
wicklung geschehen muss.

Natürlich muss eingeräumt werden, dass die
Auswirkungen des zukünftigen Klimawandels
ungewiss sind. Diese Ungewissheit gilt jedoch
für beide Richtungen: Das Ergebnis könnte
wesentlich gravierender ausfallen, als die derzeit
vorliegenden Prognosen besagen. Innerhalb des
Kontextes allgemeinerer Strategien für nach-
haltige Entwicklung müssen erfolgreiche
Anpassungsstrategien ausgearbeitet werden.
Diese müssen auch Maßnahmen enthalten, die
die Anfälligkeit für Krisen und Belastungen
verringern. Daraus folgt, dass die Anpassung in
hohem Maß kontextspezifisch ist und nationale
Planung auf der Grundlage lokaler Partizipa-
tion den Schlüssel zum Erfolg birgt. Voraus-
setzung für eine erfolgreiche Anpassung ist
jedoch internationale Unterstützung.
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Grafik 4.11 Weniger Hilfe für 
die Landwirtschaft
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Der Welt geht nicht das Wasser aus. Für viele
Länder wird jedoch die Zeit knapp, die ihnen
bleibt, um die wichtigen Probleme anzugehen,
die sich aus der Wasserknappheit ergeben.

Auf der nationalen Ebene muss damit
begonnen werden, Wasser als eine knappe Res-
source zu behandeln. Dabei muss wesentlich
mehr Wert darauf gelegt werden, den Bedarf
innerhalb der Grenzen der ökologischen Nach-
haltigkeit zu steuern. Die Integrierte Wasser-
ressourcen-Bewirtschaftung liefert einen allge-
meinen Handlungsrahmen für Regierungen zur
Ausrichtung der Wassernutzungsmuster am
Bedarf und an den Anforderungen unterschied-
licher Nutzungsbereiche einschließlich der
Umwelt (siehe Kasten 4.7). Ebenso wichtig ist
die staatliche Einflussnahme auf Marktsignale
und Preisanreize, um mehr Gewicht auf die
Ressourcenbewahrung zu legen. Das Verhältnis
von Ertrag zu eingesetzter Wassermenge sollte
verbessert und die Umweltverschmutzung
sollte verringert werden.

Umweltrechnungslegungssysteme, in denen
Wasser als Naturkapital behandelt und seine
Entnahme als Verlust gerechnet wird, würden
dazu beitragen, die Sichtweise politischer Ent-
scheidungsträger von Wasser zu verändern. In
der Millenniums-Bewertung der Ökosysteme
(Millennium Ecosystem Assessment) wurde die
unterlassene Bewertung von Ökosystemen
durch die Märkte und bei der volkswirtschaft-
lichen Gesamtrechnung als mitursächlicher
Faktor für die Umweltzerstörung ermittelt.
Nirgendwo zeigt sich dies deutlicher als beim
Wasser, weil in diesem Fall die Ressourcenent-
nahme sogar als Investition für mehr Wohl-
stand gebucht wird. Eine Umweltrechnungs-
legung, die aquatischen Ökosystemen ihren
wirklichen ökonomischen Wert beimisst, wür-
de zur politischen Debatte über Wasserpreise,
Zuteilungsfragen und den Umweltbedarf bei-
tragen.102

Die Integrierte Wasserressourcen-Bewirt-
schaftung ist ein wichtiges Instrument für allge-
meinere Reformen, wenngleich sich die politi-

schen Rahmenbedingungen zwangsläufig von
Land zu Land unterscheiden werden. Zu den
zentralen Aufgaben zählen:
• die Entwicklung nationaler Wasserstrate-

gien einschließlich der Überwachung der
Wasserverfügbarkeit, der Ermittlung der
Nachhaltigkeitsgrenzen der Nutzung durch
den Menschen und der Regulierung der
Entnahme innerhalb dieser Grenzen,

• die Einführung von Preisstrategien, die den
realen Knappheitswert von Wasser wider-
spiegeln und mit Blick auf die Verbraucher
gleichzeitig die Zugangsgerechtigkeit auf-
rechterhalten,

• die Kürzung widersinniger Subventionen
für Wasserübernutzung, die Einführung 
des Verursacherprinzips bei der Umwelt-
verschmutzung und die Schaffung von
Anreizen zur Vermeidung von Umwelt-
verschmutzung,

• nationale Überprüfungen der Grundwas-
serneubildung und der Entnahmeraten
sowie die Einführung von Preis- und Regu-
lierungssystemen, um eine Übernutzung zu
verhindern,

• die Bewertung der von Feuchtgebieten und
anderen aquatischen Systemen erbrachten
Umweltdienstleistungen.
Der Klimawandel schafft Probleme einer

anderen Größenordnung. Seine Auswirkungen
müssen dringend gemindert werden. Wenn die
internationale Gemeinschaft in dieser Frage
scheitert, werden die Aussichten für die
menschliche Entwicklung im 21. Jahrhundert
einen schweren Rückschlag erleiden. Ehrgeizige
Zielvorgaben einschließlich der Zielvorgabe für
die Stabilisierung der Kohlendioxidäquivalent-
emissionen bei 450 ppm sollten durch klare
Langzeitstrategien für den Emissionshandel,
Anreize für saubere Technologien und die
Finanzierung des Technologietransfers gestützt
werden.

Abgesehen von der Emissionsminderung
sollte der Entwicklung von Anpassungsstrate-
gien höchste Priorität eingeräumt werden. Dies

Der künftige Weg



gilt sowohl für bilaterale Hilfe als auch für
multilaterale Initiativen. Der Ausgangspunkt
ist auch hier wieder die Planung auf der natio-
nalen Ebene. Eingeschränkt durch begrenzte
Kapazität und bisweilen schwache Regierungs-
führung haben nur wenige Entwicklungsländer
mit der Arbeit an nationalen Anpassungsstrate-
gien begonnen.

Der internationalen Entwicklungshilfe
kommt eine wichtige Rolle dabei zu, dies zu
verändern, und zwar insbesondere in der Land-
wirtschaft. In der Praxis sind die Auswirkungen
des Klimawandels nur schwer von den allgemei-
neren Problemen zu trennen, mit denen arme
Agrarerzeuger in Entwicklungsländern konfron-
tiert sind. Es werden jedoch zusätzliche Ressour-
cen benötigt, um den Problemen durch Wasser-
knappheit entgegenzuwirken, die mit dem Kli-
mawandel einhergehen werden. Die Ausweitung
der Entwicklungshilfe für die Landwirtschaft
vom aktuellen Niveau von etwa drei Milliarden
Dollar jährlich auf zehn Milliarden bis 2010 soll-
te als Mindestnotwendigkeit betrachtet werden.

Afrika südlich der Sahara hat Priorität. Wie
in anderen Regionen muss die Entwicklungshil-
fe die Voranschläge in der nationalen Haushalts-
planung für die Agrarfinanzierung berücksichti-
gen. Das von der Afrikanischen Union und der
Neuen Partnerschaft für Afrikas Entwicklung
vorgelegte Umfassende Afrikanische Landwirt-
schaftsentwicklungsprogramm (CAADP) liefert
einen Handlungsrahmen. Das CAADP ist eine
mittelfristige Finanzierungsstrategie für die
Schaffung der notwendigen Infrastruktur zur
Produktivitätssteigerung und Hungerbekämp-
fung mit einem Schwerpunkt auf der Entwick-
lung nachhaltiger Wassersysteme. Die Finanzie-
rungsverfahren werden eine Ausweitung der
Entwicklungshilfe für die landwirtschaftliche
Primärerzeugung von etwa 0,9 Milliarden US-
Dollar heute auf 2,1 Milliarden US-Dollar bis
2010 erfordern. Diese Zahlen liegen innerhalb
der von der G-8-Gruppe in Gleneagles beschlos-
senen Erhöhung – und für das Wohlergehen von
Millionen armer Bauern ist es wichtig, dass dieses
Versprechen eingehalten wird.
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5 Konkurrenz um Wasser 
in der Landwirtschaft
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„Zu den vielen Dingen, die 
ich als Präsident gelernt
habe, gehört die zentrale 
Rolle des Wassers in 
den sozialen, politischen 
und wirtschaftlichen 
Angelegenheiten des 
Landes, des Kontinents 
und der Welt.“
Nelson Mandela, Weltgipfel über 
nachhaltige Entwicklung, 2002



Die Zeiten haben sich geändert – aber manches
ist gleich geblieben. Heutzutage legen die Be-
wohner Südkaliforniens ihre Wasserstreitigkei-
ten auf dem Gerichtsweg anstatt mit Dynamit
und Gewehren bei. Aber die Mulholland-Epi-
sode illustriert zwei auch heute noch geltende
Merkmale des Wassermanagements. Erstens:
Wasser ist Macht – und wenn Wasser knapp
ist, spielen Machtverhältnisse bei der Entschei-
dung, wer Zugang zu Wasser erhält und zu wel-
chen Bedingungen, eine wichtige Rolle. Zwei-
tens: Bei zunehmender Wasserknappheit sind
diejenigen, deren Stimme bei den Zuteilungs-
entscheidungen kein Gehör findet, in der Regel
die ersten, die sich auf eine Reduzierung der
Versorgung einstellen müssen. 

Während der nächsten Jahrzehnte werden
sich zahlreiche Entwicklungsländer mit einem
verstärkten Wettbewerb um Wasser konfron-
tiert sehen. Bevölkerungswachstum, steigende

Einkommen, veränderte Ernährungsgewohn-
heiten, Verstädterung und industrielle Ent-
wicklung werden die Nachfrage nach einem
letztlich begrenzten Wasserangebot erhöhen.
Wo Wassereinzugsgebiete bereits übernutzt
sind, wird dies trotz Effizienzsteigerungen zu ei-
nem akuten Anpassungsdruck führen. Dieser
wird sich vor allem auf die Landwirtschaft kon-
zentrieren, die der größte Wasserverbraucher
und die Ernährungsquelle für eine wachsende
Bevölkerung ist. Macht und Mitsprache wer-
den in starkem Maß darüber entscheiden, wie
sich dieser Anpassungsprozess auf die Armen
auswirkt. 

Angesichts der wachsenden Sorge über
Wasserknappheit steht heute die Sicherung der
Ernährung im Brennpunkt der globalen Debat-
te über die Bewirtschaftung der Wasserressour-
cen. Die häufig gestellte Frage lautet, ob die
Welt über genügend Wasser verfügt, um den
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Vor hundert Jahren machte William Mulholland, der Leiter der Wasserbehörde
von Los Angeles, Kalifornien mit einem neuen Konzept staatlicher Politik bekannt:
dem Griff nach Wasser. Mit dem Problem konfrontiert, in einer kleinen, rasch
wachsenden Wüstenstadt die Nachfrage nach Wasser decken zu müssen, kaufte
Mulholland in aller Stille Wasserrechte im mehr als 200 Meilen nördlich gelegenen
Owens Valley, baute ein Aquädukt quer durch die glutheiße Mojave-Wüste und
versorgte so das Stadtzentrum von Los Angeles mit Wasser. Heftige Proteste waren
die Folge. Viehzüchter im Owens Valley versuchten das Aquädukt zu sprengen, wo-
rauf die Wasserbehörde mit einem massiven Polizeieinsatz reagierte. Dieser Wasser-
transfer ebnete den Weg für das Wachstum von Los Angeles. Die Stadtbewohner
erhielten Wasser in unbegrenzter Menge und die großen kommerziellen Farmen
erhielten Bewässerungswasser, mit dessen Hilfe die Wüste zum Blühen gebracht
und Baumwolle und andere wasserintensive Kulturen angebaut wurden. Verlierer
waren die Farmer im Owens Valley. 
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das vorherrschende Steuerungsmodell darin,
den Weg des geringsten Widerstands zu gehen,
was bedeutet, dass mächtige Interessengruppen
in der Industrie, der kommerziellen Landwirt-
schaft und in den Kommunen heimlich Wasser
von denjenigen abzweigen, die die schwächste
politische Stimme haben, einschließlich der Ar-
men auf dem Land. Die ungleichen Ergebnisse
bei der Anpassung an eine stärkere Konkurrenz
spiegeln die umfassenderen Ungleichheiten
wider, die durch Landbesitz, Vermögensstand,
Geschlechtszugehörigkeit und politischen Ein-
fluss bedingt sind. Durch entsprechende Steue-
rungssysteme können diese Ungleichheiten
ausgeglichen werden, aber nur zu häufig werden
sie durch die Systeme eher noch verschärft, wie
dies im Owens Valley der Fall war.

Dieses Kapitel befasst sich kurz mit dem
Zusammenhang zwischen Wasser und der
Sicherung der Lebensgrundlagen auf dem Land
sowie mit sich abzeichnenden Szenarien für 
die Wassernutzung, die sich darauf auswirken
können. Dann konzentriert es sich auf drei
Themen, die entscheidenden Einfluss darauf
haben werden, ob die Steuerung des Wettbe-
werbs um Wasser die Anstrengungen zur
Verringerung von Armut und Ungleichheit 
unterstützt oder untergräbt:
• Wettbewerb, Rechte und der Streit um

Wasser
• Besseres Management von Bewässerungs-

systemen
• Höhere Wasserproduktivität für die Armen.

Ernährungsbedarf einer wachsenden Bevölke-
rung zu decken. Weniger Aufmerksamkeit er-
hält dagegen ein anderes Problem, das ebenso
wichtige Auswirkungen auf die menschliche
Entwicklung und die weltweite Armutsbe-
kämpfung hat: Wie können die Wasserressour-
cen so bewirtschaftet werden, dass der Ernäh-
rungsbedarf gedeckt wird, während gleichzeitig
der Zugang armer und gefährdeter Menschen
zu Wasser, das ihre Lebensgrundlagen sichert,
geschützt wird? 

Nicht nur die Aussichten für die Erreichung
zahlreicher Millenniums-Entwicklungsziele bis
2015, sondern auch das Wohlergehen künftiger
Generationen werden durch dieses Problem
unmittelbar beeinflusst. Zwar nimmt die Ver-
städterung weltweit zu, aber die meisten armen
und mangelernährten Menschen leben nach
wie vor im ländlichen Raum, und ihre Arbeits-
möglichkeiten, ihr Einkommen und ihre Er-
nährung sind von der landwirtschaftlichen Pro-
duktion abhängig. Wasserversorgungssicher-
heit ist von entscheidender Bedeutung für 
ihren Lebensunterhalt und ihre Chance, der
Armut zu entkommen. Es besteht die Gefahr,
dass schnell wachsende Städte und Industrie-
zweige auf der Suche nach mehr Wasser auf die
hydrologischen Ressourcen ländlicher Gebiete
zugreifen und damit den Zugang armer Haus-
halte zu einer unverzichtbaren Quelle ihres
Lebensunterhalts beschneiden.

Schon jetzt finden konkurrenzbedingte An-
passungen statt. In zahlreichen Ländern besteht
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Arme Menschen in der Landwirtschaft erfah-
ren den Zusammenhang zwischen Wasser und
menschlicher Entwicklung als tägliche Realität.
Von einem indischen Finanzminister stammt
der berühmt gewordene Ausspruch, der Haus-
halt seines Landes sei ein „Glücksspiel um

Regen“.1 Für Millionen von Kleinbauern, Vieh-
hirten und landwirtschaftlichen Tagelöhnern
sind die Einsätze bei diesem Spiel noch wesent-
lich höher. Schwankungen der Niederschläge
oder Unterbrechungen der Wasserversorgung
können den Unterschied zwischen ausreichen-

Wasser und menschliche Entwicklung – 
Auswirkungen auf die Lebensgrundlagen 



der Ernährung und Hunger, Gesundheit und
Krankheit und letztlich zwischen Leben und
Tod ausmachen. 

Die Wasserversorgungssicherheit in der
Landwirtschaft wirkt sich auf alle Aspekte der
menschlichen Entwicklung aus. Land und Was-
ser sind zwei entscheidend wichtige Güter, von
denen arme Menschen zur Sicherung ihrer
Lebensgrundlagen abhängig sind, und zwar in
der Regel wesentlich stärker als wohlhabendere
Menschen. Wasser kann nicht isoliert von all-
gemeineren Voraussetzungen wie Gesundheit
oder Bildung betrachtet werden, und auch
nicht isoliert vom Zugang zu anderen Produk-
tionsgütern, einschließlich Land, Kapital und
Infrastruktur. Aber eine unsichere Wasserver-
sorgung ist ein mächtiger Risikofaktor für Armut
und Gefährdung.

Unter Lebensgrundlagen sind die Voraus-
setzungen und Güter zu verstehen, die Men-
schen benötigen, um ihren Lebensunterhalt
und ihr Wohlergehen zu sichern. Im ländlichen
Raum spielt Wasser aus offensichtlichen Grün-
den eine entscheidende Rolle. Ebenso wie Land

ist Wasser Teil des Naturkapitals, das die
Grundlage der existenzsichernden Produk-
tionssysteme bildet. Der Zugang zu einer zuver-
lässigen Wasserversorgung ermöglicht es den
Menschen, ihre Lebensgrundlage zu diver-
sifizieren, die Produktivität zu erhöhen und die
Gefährdung durch Dürre zu reduzieren. Er
ermöglicht es den Erzeugern, in Produktions-
bereiche mit höherer Wertschöpfung einzustei-
gen, er schafft Einkommen und Beschäftigung
und gibt den Menschen die notwendige Sicher-
heit für Investitionen (Grafik 5.1). Die Zusam-
menhänge zwischen ländlicher Lebensgrundla-
ge, Wasser und weltweiten Anstrengungen zur
Armutsbekämpfung fallen unmittelbar ins
Auge. Rund drei Viertel aller Menschen im
ländlichen Raum, die zur Sicherung ihres
Lebensunterhalts auf die Landwirtschaft ange-
wiesen sind, haben weniger als einen US-Dollar
pro Tag zur Verfügung. Kleinbauern und land-
wirtschaftliche Tagelöhner bilden auch rund
zwei Drittel der 830 Millionen mangelernähr-
ter Menschen auf der Welt. Die Verknüpfung
von Wasserversorgungssicherheit und Lebens-
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Gesicherter Zugang zu Bewässerungswasser 

Zugang zu Bewässerung kann Armut und Gefährdung reduzierenGrafik 5.1

BeschäftigungEinkommen
KonsumProduktion

Höhere Ernterträge

Erweiterte Anbauflächen

Höhere Anbauintensität

Möglichkeit des 
ganzjährigen Anbaus

Stärkere Diversifizierung 

Höheres Ernteein-
kommen 

Höherer Nahrungsmittel-
konsum in der Familie

Stabilisierung des 
bäuerlichen Familien-
einkommens

Rückgang der 
Nahrungsmittelpreise

Mehr Beschäftigungs-
chancen in bäuerlichen 
Betrieben

Mehr Beschäftigungs-
chancen außerhalb 
bäuerlicher Betriebe

Stabilisierung der 
Beschäftigungschancen

Höhere Löhne im 
ländlichen Raum

Höhere Verfügbarkeit von 
Nahrungsmitteln
Höhere Chancen, Nah-
rungsmittel für den Eigen-
verbrauch zu erzeugen 
und zu behalten
Rückgang der Konsum-
defizite

Rückgang saisonaler 
Effekte auf die Produktion 

Geringere Gefahr von 
Ernteausfällen

Rückläufige 
Verschuldung

Mehr Mittel für 
Gesundheit und Bildung

Insgesamt verbesserte 
Ressourcenbasis

WICHTIGE WIRKUNGEN

WICHTIGE DIMENSIONEN

Anfälligkeit
Ernährungs-

sicherheit

Sonstige
Faktoren



verdoppelt. Zusammen mit den Produktivitäts-
steigerungen, die durch die grüne Revolution
ermöglicht wurden, versetzte die Ausdehnung
der Bewässerungsflächen die Landwirtschaft in
die Lage, eine wachsende Bevölkerung zu er-
nähren. In Südasien stieg die Verfügbarkeit von
Getreide pro Kopf der Bevölkerung zwischen
Mitte der 1960er und Mitte der 1990er Jahre
von 162 auf 182 Kilogramm.4 Die Erzeugung
von überwiegend bewässerten Feldfrüchten –
wie etwa Reis und Weizen – stieg um das Zwei-
bis Vierfache, wobei über zwei Drittel dieser
Zunahme durch Ertragssteigerungen bewirkt
wurden. Diese massiven Produktivitätsgewinne
trugen entscheidend zur Verbesserung der Er-
nährungssicherheit und zur Verringerung des
Hungers auf der Welt bei. Ohne die Auswei-
tung der Bewässerungsflächen hätten wir bei
der ländlichen Armut und der globalen Ernäh-
rungssicherheit heute ein ganz anderes Bild.
Die Kontraste zu Afrika südlich der Sahara, wo
die Produktivitätszuwächse kaum mit dem Be-
völkerungswachstum Schritt halten konnten,
sind aufschlussreich.

Der Blick in die Zukunft lässt erkennen,
dass die Möglichkeiten für eine weitere Aus-
dehnung der Bewässerungsflächen begrenzt
sind, während gleichzeitig die Wassernutzung
durch Industrie und Haushalte steigt und den
Druck verschärft. Die Erschließung und Nut-
zung neuer Quellen für Bewässerungswasser
wird immer teurer und umweltschädlicher.
Expansionsmöglichkeiten, wie sie in den Jahr-
zehnten nach 1960 bestanden, sind daher nur
noch in begrenztem Maß gegeben. Die realen
Kosten für neue Bewässerungsvorhaben in Län-
dern wie Indien, Indonesien und Pakistan ha-
ben sich seit 1980 mehr als verdoppelt.5 Hinzu
kommt, dass die Landwirtschaft in vielen Ent-
wicklungsländern in den nächsten vier Jahr-
zehnten um Wasser aus Staubecken konkurrie-
ren muss, deren Übernutzung bereits zu einer
Schließung oder Beinahe-Schließung geführt
hat, weil das Mindestniveau für die Wiederauf-
füllung nicht eingehalten wurde. Große Gebie-
te Chinas, Südasiens und des Nahen Ostens
halten heute ihre Bewässerung durch die nicht
nachhaltige Entnahme von Grundwasser oder
die Übernutzung von Flüssen aufrecht. In Chi-

grundlage erleichtert das Verständnis des an
vielen Stellen zu beobachtenden Zusammen-
hangs zwischen Wasser und Armut. In Äthio-
pien ist die Entfernung von einer Wasserstelle
einer der präzisesten Indikatoren für Gefähr-
dung und Armut.2

Die Berechenbarkeit der Wasserversorgung
und die Zukunftsfähigkeit der auf Wasser
basierenden Ökosysteme sind entscheidend
wichtige Dimensionen der Wasserversorgungs-
sicherheit. Berechenbarkeit ist eine der Erklä-
rungen dafür, warum der Zugang zu Bewässe-
rung mit geringerer Ausbreitung und Ausge-
prägtheit von Armut einhergeht. Länderüber-
greifende Forschungsarbeiten haben gezeigt,
dass das Armutsniveau in Gebieten mit Bewäs-
serungssystemen häufig 20-30 Prozent niedri-
ger ist als in unbewässerten Gebieten.3 Bewässe-
rung bedeutet Wasserversorgungssicherheit,
deren vielfältige Nutzeffekte– von höherer
Nahrungsmittelproduktion über höhere Real-
einkommen und steigende Beschäftigung bis zu
niedrigeren Nahrungsmittelpreisen – die Ar-
mut verringern. Wie stark die Verbindung zwi-
schen Bewässerung und Armut ist, hängt je-
doch von einem breiten Spektrum institutio-
neller Faktoren ab, einschließlich effizienter
und gerechter Landverteilung. 

Landwirtschaft unter Druck - 
mögliche Szenarien

Die künftige Wasserbewirtschaftung in der
Landwirtschaft gerät von zwei Seiten her unter
Druck. Auf der Nachfrageseite werden die In-
dustrialisierung, Verstädterung und Verände-
rung der Ernährungsgewohnheiten die Nach-
frage nach Nahrungsmitteln und dem zu ihrer
Herstellung benötigten Wasser erhöhen. Auf
der Angebotsseite sind der Ausweitung des Zu-
gangs zu Bewässerungswasser Grenzen gesetzt.
Dieses Ungleichgewicht zwischen Angebot und
Nachfrage verstärkt den Anpassungsdruck.

Die Wasserbewirtschaftung in der Land-
wirtschaft wird in Zukunft erheblich anders
aussehen als in der Vergangenheit. Betrachten
wir die jüngere Geschichte der Bewässerung.
Während der vergangenen vier Jahrzehnte hat
sich die Gesamtfläche des bewässerten Lands
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na werden 25 Prozent der Grundwasservorräte
übernutzt, in Teilen Indiens sind es 56 Pro-
zent.6 Die Korrektur der Übernutzung würde
eine Reduzierung des Grundwasserverbrauchs
von 817 auf 753 Milliarden Kubikmeter erfor-
dern und damit in vielen Gebieten das für
Bewässerung zur Verfügung stehende Wasser
drastisch vermindern.7 Das Grundwasserpro-
blem stellt heute in weiten Teilen der Entwick-
lungswelt ein Risiko für die Nahrungsmittel-
produktion dar und gefährdet damit auch die
Existenzgrundlage der Bewohner ländlicher
Gebiete. 

Wassernutzungsszenarien, die in jüngster
Zeit vom Internationalen Forschungsinstitut
für Ernährungspolitik, vom Internationalen
Institut für Wassermanagement und von der
Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation
ausgearbeitet wurden, beschreiben Abläufe, die
sich zwar leicht unterscheiden, jedoch gemein-
same Themen aufweisen. Die wichtigsten
Merkmale der Szenarien für die nächsten vier
Jahrzehnte sind:8

• Anhaltendes Bevölkerungswachstum und ra-
sche Verstädterung. Die Bevölkerung wird in
den nächsten drei Jahrzehnten um rund 
80 Millionen wachsen und bis 2050 neun
Milliarden erreichen – wobei dieses Wachs-
tum fast ausschließlich in den Entwick-
lungsländern stattfinden wird. Das Bevölke-
rungswachstum wird mit einer raschen
Verstädterung einhergehen. 1960 lebten
zwei Drittel der Weltbevölkerung im länd-
lichen Raum. Inzwischen ist es nur noch die
Hälfte, und bis 2050 werden zwei Drittel
der Weltbevölkerung in Städten leben. Zur
Sicherung der Nahrungsmittelversorgung
müssen hohe Produktivitätssteigerungen
erzielt werden, damit eine sinkende Zahl
ländlicher Erzeuger die Nachfrage einer
wachsenden Stadtbevölkerung decken
kann. 

• Wachsende Nachfrage nach Wasser. Es wird
erwartet, dass die Wasserentnahmen in den
Entwicklungsländern 2025 um 27 Prozent
höher sein werden als 1995. Der Verbrauch
von nicht zur Bewässerung bestimmtem
Wasser wird sich verdoppeln, während der
Verbrauch von Bewässerungswasser nur um

vier Prozent steigen wird. Wie Kapitel 4
gezeigt hat, wird die erwartete Wassernut-
zung zu Bewässerungszwecken sehr viel
langsamer wachsen als die Wassernutzung
durch die Industrie, die städtischen Bal-
lungsgebiete und die Viehzucht. 

• Mehr wasserintensive Nachfrage, aber lang-
samere Ausweitung der Bewässerung. Die
wachsende Nachfrage nach Nahrungsmit-
teln in den Entwicklungsländern wird
Anbausteigerungen um durchschnittlich
1,4 Prozent pro Jahr erfordern, in Afrika
südlich der Sahara sogar um 2,5 Prozent.
Mit steigenden Einkommen wird die Nah-
rungsmittelnachfrage zunehmend wasser-
intensiv werden. Gleichzeitig wird die
Zuwachsrate der Bewässerung drastisch
zurückgehen. Bis 2030 werden die Entnah-
men von Bewässerungswasser um lediglich
14 Prozent steigen. In manchen Regionen
wird die Verknappung von Wasser noch
sehr viel ausgeprägter sein. In Asien wird die
Wassernutzung für Bewässerung um 1 Pro-
zent steigen, für andere Zwecke dagegen um
14 Prozent.

• Zwingende Notwendigkeit von Produktivi-
tätssteigerungen. Wie wird die Welt ihre
wachsende Nachfrage nach Nahrungsmit-
teln decken? In Bezug auf Getreide geht die
Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisa-
tion (FAO) davon aus, dass die Erträge be-
wässerter Flächen in den Entwicklungslän-
dern um etwa ein Drittel gesteigert werden
müssen (also über das heutige Niveau der
entwickelten Länder hinaus), während die
Produktion um zwei Drittel wachsen muss.
47 Prozent des Gesamtzuwachses der Ge-
treideproduktion müssen durch Regenfeld-
bau erzielt werden. Dies macht deutlich, wie
außerordentlich wichtig die Steigerung der
Produktivität von „grünem Wasser“ (Was-
ser, das vom Boden aufgenommen und
durch Pflanzen wieder abgegeben wird)
durch erhöhte Feuchtigkeitsspeicherung
und verbesserte Ackerbautechniken ist. Der
Regenfeldbau produziert substantielle
Mengen und bietet ein erhebliches Poten-
zial. Er liefert rund zwei Drittel der Getrei-
deproduktion; allerdings erreichen seine

Wie wird die Welt ihre 

wachsende Nachfrage nach

Nahrungsmitteln decken?
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am stärksten vom Regenfeldbau abhängige Ent-
wicklungsregion (Grafik 5.2) wird die Bewirt-
schaftung des „grünen Wassers“ auch künftig
die zentrale Priorität bleiben. Die Region weist
weniger als fünf Prozent der globalen Bewässe-
rungsflächen auf (Grafik 5.3), und zwei Drittel
der derzeitigen Kapazität entfallen auf nur zwei
Länder (Madagaskar und Südafrika). Mosam-
bik und Tansania haben bislang nur fünf bis
zehn Prozent ihres Potenzials erschlossen.9 Die
Regierungen in der Region und die Entwick-
lungshilfegeber betrachten den Ausbau der
Bewässerung zunehmend als einen Weg zu
höherer Produktivität und größerer Ernährungs-
sicherheit. Die Kommission für Afrika emp-
fiehlt eine Verdoppelung der bewässerten Flä-
che während des nächstens Jahrzehnts und eine
Ausweitung um weitere sieben Millionen Hek-
tar ab 2010.10 Fortschritte in dieser Richtung
könnten wichtige Gewinne für die menschliche
Entwicklung bewirken: Forschungsarbeiten
über die Reisproduktivität in Tansania lassen
die Möglichkeit von Ertragssteigerungen durch
Bewässerung um fünf Prozent pro Jahr erken-
nen. Die Ergebnisse werden jedoch davon ab-
hängen, wie der erzielte Nutzen verteilt wird –
ein Lenkungsproblem, auf das wir weiter unten
zurückkommen werden. 

Unveränderliche Tatsachen 
und unwiderstehliche Dynamik

In den nächsten vier Jahrzehnten wird sich das
Wassermanagement zwischen einer unverän-
derlichen Tatsache und einer unwidersteh-
lichen Dynamik bewegen. Die unveränderliche
Tatsache ist die ökologische Begrenzung der
Wassernutzung. Die unwiderstehliche Dyna-
mik ist die steigende Nachfrage der Industrie
nach Wasser und der städtischen Bevölkerung
nach Nahrungsmitteln. Auf Statistiken basie-
rende Szenarien verstellen den Blick auf wich-
tige Fragen der menschlichen Entwicklung, die
durch die unausweichlichen Anpassungen auf-
geworfen werden.

In vielen Ländern werden die erschlossenen
Wasservorkommen fast zu hundert Prozent ge-
nutzt. Angesichts steigender finanzieller, öko-
logischer und politischer Kosten, die mit der

Hektarerträge im Durchschnitt nur etwa
die Hälfte der auf bewässerten Flächen pro-
duzierten 3,2 Tonnen. 
Dies alles sind weit gefasste globale Projek-

tionen. Die Verteilungsfaktoren, die für eine
wirkliche Ernährungssicherheit, also nicht nur
die Verfügbarkeit von Nahrungsmitteln, aus-
schlaggebend sind, werden dabei nicht berück-
sichtigt Auch starke Abweichungen innerhalb
von und zwischen Regionen werden von diesen
Projektionen nicht erfasst. Aber sie lassen er-
kennen, dass die ohnehin überbeanspruchten
Wasserressourcen noch stärker unter Druck
geraten werden. Im Jahr 2025 werden in Indien,
um nur einen Fall zu nennen, 270 Millionen
mehr Menschen in städtischen Gebieten leben
als 1995. Viele von ihnen werden in wasser-
intensiven – und arbeitsintensiven – Industrie-
betrieben in unter Wasserknappheit leidenden
Landesteilen beschäftigt sein.

Afrika südlich der Sahara steht vor zwei
unterschiedlichen Herausforderungen. Als die
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Nirgendwo ist das Verhältnis von Bewässerung zu 
Regenfeldbau niedriger als in Afrika südlich der Sahara

Grafik 5.2

Quelle: FAO 2006.

Anteil von Regenfeldbau und Bewässerung an Anbauflächen in 
Entwicklungsländern, 1998-2002 (%) 
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Mehr als die Hälfte der bewässerten Flächen der Welt entfallen 
auf Asien

Grafik 5.3
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Erschließung neuer Wasservorkommen ver-
bunden sind, ist mit einem stetigen Anstieg des
Wettbewerbs um Wasser zwischen Nutzungs-
arten und Nutzern zu rechnen. Es wird darauf
hinauslaufen, dass ein Kuchen von einer festge-
legten Größe in ungleiche Stücke aufgeteilt
wird und einige dabei leer ausgehen. Vor diesem
Hintergrund ist die Wahrscheinlichkeit groß,
dass der intersektorale Wassertransfer zu einem
der wichtigsten Probleme für die menschliche
Entwicklung im 21. Jahrhundert wird. Bisher
hat sich die Diskussion hauptsächlich auf wirt-
schaftliche Effizienz und Technologie konzen-
triert. Fragen der Zugangsgerechtigkeit und der
Auswirkungen auf sozial schwache Bevölke-
rungsgruppen im ländlichen Raum haben we-
niger Aufmerksamkeit erhalten, obwohl diese
Auswirkungen wahrscheinlich einschneidend
sein werden. Wenn sich die innerstaatliche
Wasserkonkurrenz verschärft, werden die Men-
schen mit den schwächsten Rechten – unter
anderem Kleinbauern und Frauen – zusehen
müssen, wie ihr Wasserzugang durch mächti-
gere Interessengruppen beschnitten wird. 

Die Folgen dieser Konkurrenz sind nicht
nur theoretische Ergebnisse eines plausiblen
Zukunftsszenarios. Sie sind heute schon in den
zunehmenden Konflikten sichtbar, die in vielen
Ländern auf Grund von Anpassungen an Was-
sermangel ausbrechen. Hier einige Beispiele aus
jüngerer Zeit:11

• In Indien eskaliert der Wettbewerb um
Wasser in zahlreichen Landesteilen. Chen-
nai im Staat Tamil Nadu ist ein Modell aus
dem Lehrbuch für eine Stadt mit Wasser-
mangel, die bei ihrer Suche nach Wasser auf
entferntere Gebiete zugreift. Sie vollendet
derzeit den Bau einer 230 Kilometer langen
Leitung, die Wasser aus dem Einzugsgebiet
des Kavery-Flusses heranführen wird –
einem der am stärksten unter Wasserknapp-
heit leidenden Flusseinzugsgebiete Indiens
und die Ursache eines seit langem geführten
Streits zwischen Tamil Nadu und Karnata-
ka. Die Konkurrenz zwischen den Nutzern
hat sich verschärft. Im Distrikt Palakad im
Staat Kerala führte die Entnahme von
Grundwasser durch ein multinationales Ge-
tränke-Unternehmen zur Erschöpfung des

Grundwasserleiters, zum Austrocknen
mehrerer Brunnen und zu schweren Um-
weltschäden.12 In einem ähnlich gelagerten
Fall löste dasselbe Unternehmen in den Au-
ßenbezirken von Mumbai Proteste von
Bauern aus, als es Grundwasser entnahm,
um den schnell wachsenden Mineralwasser-
markt für die städtische Mittelklasse zu be-
dienen.13 Auch in den Staaten Gujarat und
Rajasthan kam es wiederholt zu gewaltsa-
men Konflikten wegen der Wassernutzung. 

• In China ist die Regierung mit einem 
2,7 Milliarden US-Dollar teuren Pro-
gramm, mit dem Wasser aus bewässerten
Gebieten in den Provinzen Shanxi und
Hebei umgeleitet werden soll, auf erheb-
lichen Widerstand gestoßen. Entlang des
gesamten Gelben Flusses und überall in den
unter Wasserknappheit leidenden nördlichen
Ebenen müssen die Behörden in Wasser-
konflikten zwischen Bauern, Kommunal-
verwaltungen und Industrie vermitteln. Im
Juli 2000 kam es zu gewaltsamen Protesten,
als der Plan angekündigt wurde, in Shan-
dong, der letzten Provinz vor der Einmün-
dung des Gelben Flusses ins Meer, für die
Landwirtschaft bestimmtes Wasser aus ei-
nem Reservoir an die Industrie umzuleiten. 

• In Thailand protestieren die landwirtschaft-
lichen Erzeuger des Mae-Teng-Bewässe-
rungssystems gegen den Transfer von Was-
ser nach Chiang Mai, wo die Kommunalbe-
hörden verzweifelt versuchen, die steigende
Nachfrage der städtischen und industriellen
Nutzer zu befriedigen. 

• In Jemen protestieren Bauern dagegen, dass
das für die Landwirtschaft bestimmte Was-
ser in rasch wachsende Städte wie Ta'iz und
Sana'a umgeleitet wird. 

• In der pakistanischen Provinz Sindh protes-
tierten Hunderte Endanlieger von Bewässe-
rungskanälen gegen Wasserausfälle und das
Management eines Bewässerungssystems,
das den wasserintensiven Anbau von Feld-
früchten am oberen Teil der Kanäle begüns-
tigt. Streitigkeiten über den Zugang zu Be-
wässerungskanälen werden immer häufiger.
Im Juni 2006 kamen in der Region Karrum
14 Menschen ums Leben, als nach einem
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kurrenz verschärft. Bei den Anpassungen an die
oben beschriebenen Szenarien wird es Gewin-
ner und Verlierer geben. Wer zu welcher Grup-
pe gehört, wird nicht durch die simple Berech-
nung von Angebot und Nachfrage entschieden,
sondern durch institutionalisierte Systeme von
Rechten und Ansprüchen, die die Zugangsrech-
te zu Wasser festlegen. Die Auswirkungen auf
die menschliche Entwicklung werden letztlich
davon abhängen, wie diese Systeme gesteuert
werden (siehe Kapitel 6). 

Rückgang des verfügbaren Wassers Aus-
einandersetzungen auf Dorfebene über Be-
wässerungskanäle ausbrachen.14

Während internationale Beobachter über
die Möglichkeit von Wasserkriegen zwischen
Ländern nachdenken, verstärken sich Konflik-
te innerhalb von Ländern, wie die oben zitier-
ten, in einem beunruhigenden Tempo. In zahl-
reichen Ländern kommt es immer häufiger zu
Gewalt, und das Konfliktpotenzial wird unver-
meidlich weiter zunehmen, wenn sich die Kon-
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In jedem Wettbewerbsprozess spielen An-
spruchsberechtigungen, die ihrerseits mit Rech-
ten verknüpft sind, eine wichtige Rolle. Im
weitesten Sinn repräsentieren Wasserrechte
gesellschaftlich akzeptierte und einklagbare
Ansprüche auf Wasser. Sie legen fest, unter wel-
chen Bedingungen die Entnahme von Wasser
aus seiner natürlichen Umgebung, die Nutzung
von Wasser einer natürlichen Quelle und die
Bewirtschaftung von Fließwasser gestattet sind.
Wie Bodenrechte können auch gesicherte Was-
serrechte die Chancen armer Menschen verbes-
sern, der Armut zu entkommen. Umgekehrt
setzt das Fehlen sicherer Rechte die Menschen
dem Risiko aus, in einer Wettbewerbssituation
ihre Ansprüche nicht geltend machen zu kön-
nen. 

Schon die frühesten Rechtsvorschriften der
Welt erkannten den besonderen Charakter des
Wassers an. Nach dem römischen Recht des
dritten Jahrhunderts war das fließende Wasser
ein Gemeingut, das weder öffentlich noch pri-
vat, sondern für alle gleichermaßen zugänglich
war und der ganzen Gesellschaft gehörte. Heu-
te weisen die Wasserrechte verschiedener Län-
der eine große Variationsbreite auf und verbin-
den häufig ein vielgestaltiges Spektrum von
Wassernutzern miteinander. Es gibt jedoch drei

große Kategorien von Rechten, die in den
meisten Gesellschaften üblich sind: öffentliche
Wasserrechte, die in der Hand des Staates liegen,
Gewohnheitsrechte, die durch Normen und Tra-
ditionen legitimiert sind, und private Eigen-
tumsrechte zur Nutzung oder zum Transfer von
Wasser (beispielsweise durch Entnahme von
Grundwasser oder Bewässerung). Diese sich
überschneidenden Rechte haben einen wichti-
gen Einfluss darauf, wie sich die Ansprüche und
Zugangsrechte rivalisierender Nutzer bei stei-
gender Konkurrenz durchsetzen können. 

Wenn innerhalb der Landwirtschaft der
Druck für einen intersektoralen Ressourcen-
transfer wächst und die Konkurrenz sich ver-
schärft, gewinnen auch die Systeme von Rech-
ten und Ansprüchen an Bedeutung. Der Pro-
zess des Wassertransfers kann durch Verwal-
tungsanordnung oder Marktaustausch stattfin-
den oder auf andere Weise ausgehandelt wer-
den. Art und Umfang der Wasserrechte und die
relative Machtstellung der verschiedenen
Akteure werden zwangsläufig Einfluss darauf
haben, welche Interessengruppen in die Ent-
scheidungen einbezogen werden, wer eine Ent-
schädigung erhält und wer die Regeln und
Normen festlegt, nach denen die Anpassung
durchgeführt wird.15

Wettbewerb, Rechte und der Streit um Wasser



Die Grenzen privater Wassermärkte

Angesichts des verschärften Wettbewerbs um
Wasser befürworten manche die Entwicklung
von auf handelbaren Wasserrechten basieren-
den Märkten zur Lösung des Wettbewerbs-
problems. Ihr Argument lautet, die Festlegung
klarer privater Eigentumsrechte auf Wasser
würde dafür sorgen, dass die Anpassung an den
verstärkten Wettbewerb über den Markt er-
folgt, weil die Preisentwicklung sicherstelle,
dass Wasser der produktivsten Nutzungsart zu-
fließt. Ist das ein tragfähiges Modell für die
Bewältigung der sozialen und wirtschaftlichen
Herausforderungen, die sich aus den oben
beschriebenen Szenarien ergeben?

Private Wasserrechte haben eine lange Ge-
schichte. Im Westen der Vereinigten Staaten
wurden sie vor mehr als hundert Jahren einge-
führt, durch Gesetze, die nicht nur die Befugnis
zur Wasserentnahme, sondern auch den Han-
del mit der Wassernutzung regelten.16 Heute
ermöglicht es der Wasserhandel Städten wie
Los Angeles, Wasser von Farmern im Central
Valley zu kaufen, die über private Wasserrechte
auf ihrem Land verfügen. Unter den Entwick-
lungsländern hat Chile das am besten ausgebau-
te System privater und handelbarer Wasser-
rechte. Das Anfang der 1980er Jahre eingeführ-
te System gestattet es den Landwirten, das
Recht auf Wasserentnahme zum Gegenstand
des Handels mit anderen Nutzern zu machen
(Kasten 5.1). 

Private Wassermärkte bieten einen Mecha-
nismus für den Ausgleich zwischen Angebot
und Nachfrage und für höhere Effizienz, ge-
messen am Marktpreis. Jedoch bewirken Märk-
te keinen automatischen Ausgleich zwischen
Effizienz und Gerechtigkeit. Außerdem kann
die Markteffizienz beeinträchtigt werden, wenn
es den Institutionen nicht gelingt, Marktdefi-
zite zu korrigieren.

Befassen wir uns mit Problemen der Zu-
gangsgerechtigkeit, die auf den US-amerika-
nischen Wassermärkten auftraten. Diese Märk-
te haben die Anpassung an Knappheit und
Wettbewerb erleichtert (Kasten 5.2). Insbeson-
dere der Westen der Vereinigten Staaten ver-
fügt über hochentwickelte Regeln und Institu-

tionen zur Lenkung der Märkte und Vermitt-
lung bei strittigen Ansprüchen. Aber die Zu-
gangsgerechtigkeit wird dabei nicht immer
gewahrt. Eine Untersuchung der Gewinn- und
Verlustverteilung bei Wassertransfers in Men-
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Kasten 5.1 Chile – Wassermärkte und Reformen 
in einer wachstumsstarken Wirtschaft

Chile wird häufig als Erfolgsgeschichte zitiert, wenn es um die Einbeziehung von Was-

ser in umfassendere Strategien zur nachhalten Bewirtschaftung von Ressourcen und

zur Beschleunigung des Wirtschaftswachstums geht. Marktgestützte Mechanismen

spielen in der Politik dieses Landes eine wichtige Rolle. Aber es hat sich gezeigt, dass

zwischen Effizienz- und Gerechtigkeitszielen Spannungen auftreten können.

Das 1981 verabschiedete Nationale Wassergesetz institutionalisierte handelbare

Wasserrechte im Rahmen einer umfassenden wirtschaftlichen Liberalisierung. Es ent-

wickelten sich private Märkte und Wasserrechte wurden zu einer Handelsware.

Grundbesitzer konnten ihr Wasser für bares Geld verkaufen. Die durch die Wasser-

märkte ermöglichten Transfers bewirkten ein nachhaltiges Wachstum bei wasserinten-

siven Agrarprodukten wie Obst, Gemüse und Wein, sowie bei Zellulose und dem in der

Atacama-Wüste abgebauten und verarbeiteten Kupfer. 

Die Reformen verstärkten den Knappheitswert von Wasser und schufen Anreize

für Investitionen in Effizienzgewinne. Technisch hochentwickelte Wasserbewirtschaf-

tungssysteme im Agrarexportsektor sicherten Chile einen Platz in der ersten Reihe der

effizienten Wassernutzer. Zwischen 1975 und 1992 stieg die Bewässerungseffizienz

um 22-26 Prozent. Dadurch konnten zusätzliche 264.000 Hektar für den landwirt-

schaftlichen Anbau erschlossen und 400 Millionen US-Dollar eingespart werden, 

die dem Ausbau der Wasserversorgung zugute kamen. Die im Zellulosesektor einge-

setzte Wassermenge ging seit 1980 um 70 Prozent zurück.

Über die betriebswirtschaftliche Effizienz hinaus lassen die Indikatoren jedoch

eine gemischte Bilanz erkennen. In den Knappheitspreisen für Wasser kommen die

durch Übernutzung verursachten Umweltschäden nicht zum Ausdruck. Dafür gibt es

einen wohlbekannten Grund: Ökologische Auswirkungen werden in der Preisgestal-

tung freier Märkte nicht angemessen berücksichtigt. Zudem wirkten staatliche Sub-

ventionen zur Förderung forstwirtschaftlicher Exporte den von den Wassermärkten

ausgehenden Preissignalen entgegen und schufen damit Anreize für eine Schädigung

der Umwelt.

Zwar verstärkte das Gesetz von 1981 die ökonomische Effizienz, es war jedoch

sehr viel weniger erfolgreich, wenn man es am Maßstab der Zugangsgerechtigkeit

misst. Die Allokation von Wasserechten ohne jede Einschränkung führte, wie zu erwar-

ten war, zu Spekulation und zu Wassermonopolen. Da außerdem im Rahmen eines

Systems mit höchst ungleicher Landverteilung die Wasserrechte mit Bodenrechten

verknüpft waren, wurden die Armen benachteiligt. Forschungen im Limari-Becken

zeigen, dass die Wasserrechte hauptsächlich in den Händen großer kommerzieller

Farmer und städtischer Wasserhändler konzentriert sind. Das ärmste Drittel der Land-

wirte verzeichnete seit 1981 einen Rückgang seines Anteils an den Wasserrechten

um mehr als 40 Prozent. 

2005 wurden Reformen eingeleitet, die darauf abzielen, private Märkte mit dem

öffentlichen Interesse in Übereinstimmung zu bringen. Ein zentraler Bestandteil der

neuen Rechtsvorschriften zur Lenkung der Wassermärkte sind Regulierungsbestim-

mungen, die die Spekulation einschränken, Monopole aufbrechen und den Umwelt-

schutz stärken. 

Quelle: Rosegrant und Gazmuri S. 1994; Romano und Leporati 2002, Peña, Luraschi und Valenzue-
la 2004; GWP 2006c.



in Anspruch zu nehmen. Die gesetzlich ver-
brieften Rechte der Menschen nützen ihnen
wenig, wenn sie zu den für ihren Schutz verant-
wortlichen Institutionen keinen Zugang haben
oder diese nicht auf ihre Bedürfnisse eingehen.
Das gilt sogar in Ländern mit hochentwickelten
Regeln und Normen der Rechtspflege. Im ame-
rikanischen Bundesstaat New Mexiko hat die
staatliche Wasserbehörde über die Rechte klei-
ner Wassernutzer und die Auswirkungen auf
Drittparteien zu entscheiden. Kleinbauern, die
traditionellen bäuerlichen Bewässerungssyste-
men angehören, empfinden es jedoch als
schwierig, ihre etablierten Rechte zu verteidi-

dota (Kalifornien) ergab, dass die Gesamtzahl
der Farmen in Wasser exportierenden Regio-
nen zwischen 1987 und 1992 um 26 Prozent
zurückging. Die Zahl der kleinen Farmen fiel
jedoch um 70 Prozent, und die Nachfrage nach
Arbeitskräften ging noch stärker zurück, als
Großhandelsfirmen für Agrarprodukte den
Betrieb aufgaben.17 Während der Wohlstand
insgesamt zunahm, gehörte eine große Gruppe
ärmerer Erzeuger zu den Verlierern. 

Das amerikanische Beispiel zeigt auch, dass
es nicht nur auf die Gleichheit vor dem Gesetz
ankommt, sondern dass die Menschen außer-
dem dazu befähigt werden müssen, das Gesetz
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Kasten 5.2 Wasserhandel im Westen der Vereinigten Staaten

Der Westen der Vereinigten Staaten ist wohl das von Reformern am häufigsten zitierte Modell für einen

effizienten Handel mit Wasserrechten. Weniger Aufmerksamkeit erhielten jedoch die Gesetze und 

Institutionen, die das Modell steuern und die sich über einen langen Zeitraum hinweg entwickelt haben.

Die Wassertransfers im Westen der Vereinigten Staaten wurden durch Gesetze erleichtert, die Was-

serrechte von Bodenrechten trennen. Es war diese Trennung, allerdings verstärkt durch die Missachtung

anderer rechtlicher Verfahren, die William Mulholland in die Lage versetzte, sich in den 1920er Jahren

Wasser im Owens Valley anzueignen und es nach Los Angeles zu leiten. Für die Systeme, die den Was-

sertransfer regeln, sind Informationen von entscheidender Bedeutung. Die ausführlichen Unterlagen der

staatlichen Behörden über die mit individuellen Rechten verknüpften Wassermengen und -anteile sind

eine weiteres Merkmal der Systeme im Westen der Vereinigten Staaten.

Intersektorale Transfers werden durch institutionelle Verfahren geregelt, die sich von Bundesstaat zu

Bundesstaat unterscheiden. In Arizona, New Mexico und Utah ist die staatliche Wasserbehörde dafür 

zuständig, die technischen Merkmale aller Transfers zu prüfen und Anhörungen über Auswirkungen auf

Drittparteien durchzuführen. In Colorado entscheiden Wassergerichte über Streitigkeiten zwischen kon-

kurrierenden Wassernutzern, was zu wesentlich höheren Transaktionskosten für die Urheber und Gegner

angefochtener Maßnahmen führt. Außerdem werden nur Rechte behandelt, die an eine  „nutzbringende

Verwendung“ geknüpft sind. Auf den öffentlichen Nutzen abhebende Beschwerden über geringere Durch-

flussmengen oder Gefährdung von Existenzgrundlagen durch Produktionsausfälle auf Bewässerungs-

flächen sind nicht zugelassen. 

In Kalifornien werden gelegentlich Transfers durch eine staatliche „Dürre-Wasserbank“ durchgeführt,

die den Ankauf von Wasser von einzelnen Farmern und den Transfer zu anderen Nutzungen organisiert.

Die meisten Transfers erfolgen in Form einer vorübergehenden Verpachtung, zum Teil wegen der für Was-

serrechte geltenden Restriktionen, zum Teil aber auch, weil die meisten Inhaber der Wasserrechte diese

nicht auf Dauer aufgeben wollen. Manche Stadtverwaltungen sichern sich zusätzliches Wasser in Dürre-

jahren, indem sie Farmer für die Installation von Wassereinsparungsvorrichtungen bezahlen oder für eine

verstärkte Auffüllung von Speicherbecken in regenreichen Jahren sorgen. Die zusätzlichen Wassermen-

gen, die dadurch verfügbar werden, erhält dann die betreffende Stadt.

Wassertransfers sind im Westen der Vereinigten Staaten ein höchst umstrittenes Politikfeld, das häu-

fig die Gerichte beschäftigt. Was das System so einzigartig macht, vor allem aus Sicht von

Niedrigeinkommensländern, die sich um den Einsatz politischer Instrumente wie handelbarer Geneh-

migungen und Reallokation auf dem Verwaltungsweg bemühen, sind die tief verwurzelten Regeln und

Normen. Aber trotz dieser Regeln und Normen hat es sich als schwierig erwiesen, die Zugangsgerech-

tigkeit bei der Wassernutzung zu schützen – ein Ergebnis, das in der öffentlichen politischen Debatte in

den Entwicklungsländern im Vordergrund stehen sollte.

Quelle: Meinzen-Dick und Ringler 2006; NNMLS 2000. 



gen. Die meisten sind hispanischer Herkunft,
gesellschaftlich marginalisiert und sprechen sel-
ten fließend Englisch, die Sprache, in der die
rechtlichen Auseinandersetzungen geführt wer-
den. Wenn es um die Umsetzung geht, ist die
Befähigung zur Wahrnehmung von Rechten
genauso wichtig wie der Buchstabe des Geset-
zes.18

Die Herausbildung privater Wassermärkte
in Chile unterstreicht die komplexe Interak-
tion – und die potenziellen Spannungen – zwi-
schen Effizienz- und Gerechtigkeitszielen. Der
sprunghafte Anstieg der Wassereffizienz seit
Mitte der siebziger Jahre ist Ausdruck der An-
reize und Marktsignale, die vom Handel mit
Wasserrechten ausgehen. Die Erzeuger in der
Landwirtschaft und in wasserintensiven Indus-
triezweigen wie dem Bergbau reagierten auf
höhere Wasserpreise mit der Einführung neuer
Technologien, darunter Tröpchenbewässerungs-
systeme, die für einen nachhaltigen Exportboom
bei höherwertigem Obst und Gemüse sorgen.

Die Entwicklung der Wassermärkte in Chi-
le hat zweifellos die Effizienz erhöht und ein
nachhaltiges Wachstum höherwertiger Agrar-
exporte ermöglicht. Allerdings waren die Effi-
zienzgewinne bei der Wasserbewirtschaftung
höher als die Stärkung der Zugangsgerechtig-
keit. In den 1980er und 1990er Jahren führte
das Fehlen wirksamer Regulierungsstrukturen
zu Wassermonopolen, Marktverzerrungen und
höchst ungleichen Ergebnissen. Kleinbauern
wurden marginalisiert und daran gehindert,
ihre Wasserrechte zu Kapital zu machen. Indi-
gene Gemeinschaften verloren ihre Wasser-
rechte an Bergbaugesellschaften, die in der Lage
waren, durch private Eigentumsrechte begrün-
dete Ansprüche durchzusetzen. 

Die 2005 in Chile verabschiedete Reform
des Wasserrechts stellt den Versuch dar, diese
Probleme zu überwinden und das Regulie-
rungsvakuum auf den Wassermärkten auszufül-
len. Das neue Recht begrenzt die Spekulation,
bricht Wassermonopole auf und schützt die
Kleinbauern.19 Auch die indigenen Gruppen
mobilisierten sich, um mit Hilfe des Rechtssys-
tems ihren Ansprüchen Geltung zu verschaffen.
2004 erfochten die indigenen Gruppen der
Aymara und Atacemeños in Nordchile ein his-

torisches Urteil, wonach eine gewohnheits-
rechtliche Nutzung einen älteren Anspruch
darstellt, der Vorrang vor späteren privaten
Wasserrechten hat.20

Vorschläge für übertragbare Wasserrechte
haben in der ganzen Entwicklungswelt eine
intensive Debatte ausgelöst. In Indonesien, Sri
Lanka und Thailand führten solche Pläne zu der
Besorgnis, die Marktmacht großer Erzeuger und
Industrieunternehmen würde Kleinbauern ih-
ren Zugang zu Bewässerungswasser streitig ma-
chen. Diese Besorgnis ist durchaus gerechtfertigt.
Theoretisch könnten die Verpachtung oder der
Verkauf von Wasserrechten eine Einkommens-
quelle für arme Bauern bilden – wie dies für die
Farmer im Westen der Vereinigten Staaten der
Fall war. Aber die Machtverhältnisse sind asym-
metrisch, der Zugang zu Informationen ist un-
gleich und bei der Fähigkeit, Rechtsmittel in An-
spruch zu nehmen, bestehen große Disparitäten.
Neben diesen Problemen besteht natürlich die
Gefahr, dass in Krisenzeiten, die durch Dürren
oder Ernteausfälle verursacht werden, die Bau-
ern sich zu „Notverkäufen“ von Wasserrechten
gezwungen sehen könnten. Dadurch würden ge-
fährdete Haushalte ihre Wasserrechte gegen
kurzfristige Geldeinnahmen eintauschen und
somit verlieren. 

Letztlich können Wasserrechte nicht iso-
liert von den politischen und institutionellen
Regelungsstrukturen betrachtet werden. In die-
ser Hinsicht sind Wassermärkte nicht anders
als andere Märkte. Der Unterschied liegt darin,
dass Wasser eine so entscheidende Rolle für die
Lebensgrundlage der Menschen und für die
Umwelt eines Landes spielt. Aus diesen einzig-
artigen Eigenschaften ergibt sich die Notwen-
digkeit eines hochentwickelten Systems von
Regeln und Institutionen, das sicherstellt, dass
wichtige Ziele der öffentlichen Politik wie
soziale Gerechtigkeit und ökologische Nach-
haltigkeit nicht dem privaten Gewinnstreben
untergeordnet werden. 

Für die Entwicklungsländer ist es eher un-
wahrscheinlich, dass private Eigentumsrechte
auf Wasser einfache Lösungen für die Realloka-
tion bieten, vor allem dann, wenn Zugangsge-
rechtigkeit ein politisches Ziel ist. Der Aufbau
von Institutionen, Regeln und Normen zur

Es muss sichergestellt 

werden, dass soziale 

Gerechtigkeit und 

ökologische Nachhaltigkeit

nicht dem privaten 

Gewinnstreben 

untergeordnet werden
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Reformwege unterschiedlich, aber zwei Rich-
tungen kristallisierten sich deutlich heraus. In
einer großen Ländergruppe – darunter Ghana,
Indonesien, Sri Lanka, Südafrika, Tansania und
Thailand – erklärten neue Gesetze das Wasser
offiziell zu Staatseigentum. Damit sollte ein
einheitlicher Rechtsrahmen geschaffen werden,
damit Regierungen die Zuteilung der Wasser-
rechte in den Grenzen der ökologischen Nach-
haltigkeit vornehmen und die Wasserressour-
cen auf integrierte Weise behandeln können.
Die zweite Richtung ist die Erteilung von Ge-
nehmigungen für Wasserentnahme im Rahmen
einer formell geregelten Wasserwirtschaft. Da-
hinter steht die Absicht, durch Genehmigun-
gen und damit verbundene Lizenzvereinbarun-
gen eine Alternative oder Ergänzung zu einem
reinen Marktpreissystem zu bieten, wobei die
Allokation auf Grund staatlicher Prioritäten
erfolgt. 

Ebenso wie Wasserrechte sollen Lizenzen
und Genehmigungen die Anpassung an einen
wachsenden Wettbewerb erleichtern. Dabei
bleibt jedoch eine deutlich sichtbare Gerechtig-
keitslücke bestehen. Eines der augenfälligen
Merkmale dieser neuen Ansätze ist das Fehlen
von Umverteilungsregeln. In dieser Hinsicht
hatte das Ziel einer höheren Zugangsgerechtig-
keit bei der Reform des Wassermanagements ei-
nen wesentlich schwächeren Stand als bei der
Reform des Bodenrechts. Eine Ausnahme ist
das Wassergesetz Südafrikas von 1998 (Kasten
5.3). Es bietet einen gesetzlichen Rahmen für
eine Umverteilung zu Gunsten der Armen, aber
die Ergebnisse blieben hinter den gesteckten
Zielen zurück, weil die Umverteilung von Land
– die entscheidende Voraussetzung, damit arme
Haushalte ihren Anteil an der landwirtschaft-
lichen Wassernutzung erhöhen können – nur
langsam vorankam. 

Dass nicht für Zugangsgerechtigkeit gesorgt
wurde, wirkte sich bei der praktischen Umset-
zung zunehmend nachteilig aus. Stärkere staat-
liche Kontrollen der Wasserallokation durch
Nutzungsgenehmigungen gingen mit politischen
Handlungskonzepten einher, die die Ansprü-
che städtischer und industrieller Nutzer auf
Kosten der Landwirtschaft unterstützten. Zu-
mindest bei der Umsetzung, wenn nicht schon

Regulierung der Wassermärkte im öffentlichen
Interesse ist ein komplexes Unterfangen, wie
die Erfahrungen Chiles und der Vereinigten
Staaten zeigen. In den meisten Fällen wird der
rasche Übergang zu Systemen mit übertragba-
ren Rechten wahrscheinlich zu nicht hinnehm-
baren sozialen und politischen Folgen in Ent-
wicklungsländern führen, die einem intensiven
Wettbewerb um Wasservorkommen ausgesetzt
sind. Die tragfähigere Option besteht darin, die
bestehenden Rechte schrittweise auszubauen
und die Schutzbestimmungen für die Armen zu
stärken. 

Die Agenda der Wasserrechte –
fehlende Zugangsgerechtigkeit 
und schwache Position der Nutzer

In den letzten Jahren rückten Reformen, die
sich auf das Modell des integrierten Wasserres-
sourcen-Managements stützten, die Frage der
Wasserrechte wieder an die Spitze der politi-
schen Agenda. Zwar waren die eingeschlagenen
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Kasten 5.3 Wasserrechte und Umverteilung in Südafrika

Im Gegensatz zu den meisten anderen Ländern wurde in Südafrika die Umverteilung

zu einem politischen Ziel des integrierten Wassermanagements erklärt. 

Während der Apartheid beruhte die Wassernutzung auf dem Grundsatz des

englischen Common Law, wonach Kontrolle und Nutzungsrechte mit Privateigentum

an Grund und Boden verknüpft sind. Da mehr als 80 Prozent des Bodens im Besitz

weißer Farmer waren, die auch die Bewässerungsinstanzen kontrollierten, war die

Mehrheit der ländlichen Bevölkerung von Grundwasser, Quellen und Staudämmen,

die sich auf privatem Land befanden, ausgeschlossen. Das Nationale Wassergesetz

von 1998 erklärte Wasser zu einer öffentlichen Ressource, die allen Bürgern gehört.

Heute wird eine Mindesttrinkwassermenge als vor Gericht einklagbares Recht

gewährleistet (Kapitel 1). Für die Bevölkerung auf dem Land gilt das Recht, Wasser

für Haushalt und Garten ohne Bezahlung oder Registrierung zu nutzen. Für Wasser,

das zu kommerziellen Zwecken genutzt wird, müssen Lizenzen gekauft werden. Die

durch das Lizenzsystem eingenommenen Gelder sollen zur Deckung der Kosten des

Wassermanagements beitragen. Individuelle Wassernutzungsrechte werden für

Zeiträume von bis zu 40 Jahren erteilt. 

Staatliche Regulierungsvorschriften sollen durch Kontrolle des Wasserverbrauchs

die Übernutzung begrenzen. Durch die Abschaffung der Nutzungsrechte privater

Wasseranrainer und die Überführung des Wassers in öffentliches Eigentum, verbun-

den mit der Allokation durch staatliche Lizenzen, hat der Gesetzgeber einen Rahmen

für die Umverteilung eines Teils des Naturkapitals des Landes geschaffen. Welche

Ergebnisse mit dieser Umverteilung erzielt werden, hängt jedoch von der Umvertei-

lung des Bodens ab, der den anderen zentralen Bestandteil des Naturkapitals bildet.

Quelle: Perret 2002; Hodgson 2004; Faysse 2004; Muller 2006. 



bei der Konzipierung der Rechtsvorschriften
übertönte die politische Stimme mächtiger
städtischer und industrieller Wassernutzer jedes
Mal die Ansprüche der Bewohner ländlicher
Gebiete. Diese Tendenz war besonders ausge-
prägt in Ländern, die einen Ausgleich zwischen
den konkurrierenden Ansprüchen ländlicher
Nutzer und rasch wachsender Industriezweige
anstrebten. Obwohl China schon 1993 Gesetze
über Wasserrechte erließ, steuert es die Nach-
frage durch eine zentralisierte Politik und ent-
sprechende Allokationsmechanismen. Dabei
werden die Bauern nicht immer ausreichend
entschädigt.21 Besonders ausgeprägt ist dies in
den nördlichen Ebenen, wo die landwirtschaft-
lichen Wasserentnahmen seit Mitte der 1990er
Jahre zurückgehen, während die industrielle
und städtische Nachfrage sprunghaft ansteigt. 

Ein weiteres Beispiel kommt aus den Philip-
pinen. Manila bezieht fast sein gesamtes Wasser
aus einer einzigen Quelle, dem Angat-Reser-
voir, das außerdem im Rahmen eines der größ-
ten Bewässerungssysteme des Landes von Bau-
ern genutzt wird. Sowohl die städtischen als

auch die landwirtschaftlichen Nutzer verfügen
über etablierte Rechte. Aber angesichts der
starken politischen Stellung der Städtischen
Wasserwerke und des Abwasserverbands von
Manila gingen die durch Wassermangel beding-
ten Anpassungen in hohem Maß zu Lasten der
Bauern. Dies erschwerte den landwirtschaft-
lichen Erzeugern die Sicherung ihres Lebensun-
terhalts (Kasten 5.4). 

Formelle Lizenzsysteme, die dafür sorgen
sollen, dass bei der Reallokation die Effizienz
erhöht und gleichzeitig die Zugangsgerechtig-
keit geschützt wird, verschleiern häufig die Rea-
lität ungleicher Machtverhältnisse. Die Dau-
menregel lautet, dass bei der Beeinflussung der
durch Gesetze angestrebten Ergebnisse die Be-
deutung von Machtpositionen im umgekehr-
ten Verhältnis zur Regulierungskapazität steht.
Eine schwach ausgebildete Regulierungskapa-
zität erhöht die Möglichkeit der Ausbeutung
ungleicher Beziehungen. In Indonesien wird
die Nutzung von Wasser zu kommerziellen
Zwecken durch formelle Genehmigungen gere-
gelt, die das beanspruchte Volumen begrenzen.
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Kasten 5.4 Überschneidungen bei Wasserrechten und ungleiche Verteilung in den Philippinen

Der Ausgleich zwischen vielfältigen, sich überschneidenden Wasserrechten kann im Rahmen von

Managementsystemen erfolgen, die zwischen den verschiedenen Ansprüchen vermitteln. In welchem

Ausmaß dabei die Zugangsgerechtigkeit berücksichtigt wird, hängt von der Politik des Wassermanage-

ments ab. 

Das Angat-Maasim-Flusssystem in den Philippinen dient zur Bewässerung eines großen landwirt-

schaftlichen Gebiets und zur Versorgung städtischer und industrieller Nutzer im Großraum Manila, einer

Megastadt mit mehr als zehn Millionen Einwohnern, die um mehr als ein Prozent pro Jahr wächst. Drei

unterschiedliche Behörden verfügen über staatlich anerkannte Wasserrechte an den Reservoirs: Die

Nationale Bewässerungsverwaltung (NIA), die Städtische Wasser- und Abwasserbehörde und die Natio-

nale Stromgesellschaft. Die NIA steht in der Hierarchie der Rechte an oberster Stelle, jedoch enthält das

Wassergesetz Notfallbestimmungen, die der Wassernutzung privater Haushalte Vorrang einräumen. 

In den meisten Jahren ist genügend Wasser vorhanden, um den Bedarf aller Nutzer zu decken. In

Zeiten von Dürre und Wassermangel ist die Landwirtschaft jedoch stark benachteiligt, nicht nur gegen-

über der Stadt, sondern auch gegenüber der Industrie. Bei der mit El-Niño zusammenhängenden Dürre

1997 erhielt die Landwirtschaft für die Trockenzeit-Ernte überhaupt kein Wasser, während die Zuteilun-

gen an die Industrie kaum zurückgingen. Die Reisproduktion innerhalb des Bewässerungssystems fiel um

125 Tonnen, mit entsprechenden Einkommensverlusten, aber die Bauern mussten trotzdem ihre Pacht-

gebühren bezahlen. Viele verschuldeten sich oder verloren ihr Land. Da die Wasserrechte von der NIA

gehalten werden und nicht von einer Wassernutzervereinigung, wurden die Bauern nicht entschädigt.

Verluste bei den Einnahmen aus Bewässerungsgebühren reduzierten die Finanzkapazität der NIA und

damit ihre Fähigkeit, das Bewässerungssystem instand zu halten. 

Die beschränkten Rechte der Bauern auf Wasser, gekoppelt mit der politischen Macht industrieller

Lobbygruppen in Manila, bewirkten eine ungleiche Verteilung der Anpassungskosten. 

Quelle: Meinzen-Dick und Ringler 2006. 



Tür für einen durch Macht begründeten insti-
tutionalisierten Zugriff auf Wasser. 

Das Grundwassermanagement veranschau-
licht dieses Problem. In vielen Entwicklungs-
ländern ermöglichte die private Grundwasser-
entnahme Wassertransfers vom Land in die
Stadt durch unregulierte, informelle Märkte,
mit manchmal verheerenden Auswirkungen für
die ländliche Armut. Ein Beispiel aus Indien ist
das Bewässerungssystem am Bhavani-Fluss, des-
sen Wasser in der Stadt Coimbatore (Tamil
Nadu) durch Industrieanlagen und städtische
Siedlungen extensiv genutzt wurde. Die Ein-
kommen der Bauern, deren Grundstücke am
Ende von Bewässerungskanälen lagen, wurden
seit 1990 auf Grund von Wassertransfers fast
halbiert. Die Verbreitung von Armut unter den
bäuerlichen Haushalten stieg von drei Prozent
im Zeitraum 1999/2000 auf 15 Prozent im
Zeitraum 2002/03. Am schlimmsten traf es 
die landwirtschaftlichen Tagelöhner, die ihre

Die Lizenzen sind nicht handelbar, und die Er-
gänzung der Wassernutzung auf dem Weg eines
informellen Handels ist nicht möglich. Nach
dem Gesetz haben Kleinbauern einen vorrangi-
gen Zugang zu Wasser. In der Praxis hängt die
Wirksamkeit dieser Bestimmungen von der
Kapazität der Managementinstitutionen zur
Regulierung der Wasserentnahme ab. Textil-
fabriken in Westjava umgingen diese Regeln,
indem sie inoffiziell flussaufwärts Wasserrechte
kauften, wodurch manche landwirtschaftlichen
Erzeuger flussabwärts ihre Existenzgrundlage
verloren (Kasten 5.5).22

Aus all diesen Fällen geht hervor, dass for-
melle Rechte angesichts ungleicher Machtver-
hältnisse keine Garantie für Zugangsgerechtig-
keit sind. Wenn jedoch ein solcher Rahmen mit
klar definierten, ordnungsgemäß regulierten
und durchgesetzten Rechten fehlt, ist die Stär-
kung der Wasserversorgungssicherheit noch
unwahrscheinlicher. Außerdem öffnet dies die
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Kasten 5.5 Fabriken gegen Bauern in Westjava

Die landwirtschaftlichen Erzeuger in Westjava verfügen über starke formelle Rechte auf Wasser, in denen

die Rolle der Reisbauern in der kulturellen, politischen und wirtschaftlichen Entwicklung des Landes zum

Ausdruck kommt. In manchen Gebieten wurden diese formellen Rechte jedoch durch die konkurrieren-

den Ansprüche industrieller Nutzer ausgehöhlt. 

Westjava hat sich zum Standort einer rasch wachsenden Textilindustrie entwickelt. Um mehr Wasser

zu erhalten, schlugen die Fabriken drei verschiedene Wege ein: Genehmigungen zur Nutzung von Ober-

flächen- und Bewässerungswasser oder zur Entnahme von Grundwasser, die von der Regierung erteilt

werden, Verhandlungen mit örtlichen Bauern über den Kauf oder die Pacht von Land, um damit Wasser-

nutzungsrechte zu erwerben, und die Installation zusätzlicher Pumpen und Leitungen.

Der erste dieser Wege, die Genehmigungen, ist von der Regierung gebilligt. Der zweite, Kauf oder

Pacht von Land, ist zwar nicht durch staatliche Gesetze sanktioniert, wird jedoch innerhalb der lokalen

Rechtssysteme weithin als legitimes Mittel für den Erwerb von Wasser akzeptiert. Der dritte, die Installa-

tion von Pumpen und Leitungen, ist weder durch staatliche Gesetze noch durch lokales Recht sank-

tioniert, ist aber angesichts der politischen Macht der Fabrikbesitzer möglich.  

Wie haben sich die gesetzlichen Rahmenbedingungen auf die Verteilung von Gewinnern und Verlie-

rern ausgewirkt? Zahlreiche Unternehmen nutzten die Lücke zwischen staatlichem Recht und örtlicher

Praxis, um Land zu kaufen oder zu pachten und dadurch Wasserrechte zu erwerben. Da die Fabriken

Land und Wasserrechte von oberhalb gelegenen Erzeugern kauften, erhielten diese Bauern eine Ent-

schädigung, während die unterhalb gelegenen Bauern durch geringeren Wasserdurchfluss und illegales

überhöhtes Abpumpen durch die Fabriken Verluste erlitten. Als Folge von Produktionsausfällen und einer

zunehmend unsicheren Wasserversorgung waren viele der unterhalb gelegenen Bauern gezwungen, ihr

Land zu verkaufen – und diejenigen, die entschädigt wurden, gehörten nicht zu denen, die die höchsten

Verluste erlitten. Das Fazit: Zwar verfügen Bauern in Indonesien sowohl nach staatlichem als auch nach

lokalem Recht über die stärksten Wasserrechte, aber widersprüchliche Regulierungsstrukturen und vor

allem die größere wirtschaftliche und politische Macht von Fabrikbesitzern führen dazu, dass sie häufig

nicht in der Lage sind, diese Rechte zu verteidigen. 

Quelle: Kumia, Avianto und Bruns 2000. 



Arbeitsstellen in den Bewässerungssystemen
verloren: ihre Armutsquote stieg von 15 auf 
34 Prozent.23

Gewohnheitsrechte und formelle
Rechte – Belege aus Afrika südlich
der Sahara

Formelle Wasserrechte haben einen wichtigen
Einfluss darauf, welche Ergebnisse durch den
intersektoralen Wassertransfer erzielt werden.
Gleichzeitig wird die Wassernutzung in zahlrei-
chen Ländern durch ein komplexes Zusam-
menspiel zwischen Gewohnheitsrechten und
formellen Rechten bestimmt. Diese Interakti-
on ist nicht nur für den Wassertransfer zwi-
schen Sektoren, sondern auch für die Zuteilung
von Wasserrechten innerhalb der Landwirt-
schaft von großer Bedeutung. Die Erschließung
des Bewässerungspotenzials in Afrika südlich
der Sahara veranschaulicht, wie die Interaktion
zwischen formellen Wasserrechten und Ge-
wohnheitsrechten die Aussichten auf mensch-
liche Entwicklung beeinflussen kann. Welche
Rechte von wem und in Bezug auf welche Nor-
men und Gesetze anerkannt werden – diese
Fragen spielen für die Erzielung ausgewogener
Ergebnisse eine entscheidende Rolle. 

Wettbewerb um Bewässerung 
kann die Armen marginalisieren – 
Erfahrungen aus dem Sahel
Die Pläne für den Ausbau der Bewässerungs-
kapazität in Afrikas südlich der Sahara gehen in
zahlreichen Ländern zügig voran. Dabei wird
vor allem die Steigerung der Produktivität und
die Verringerung der Abhängigkeit von unbe-
rechenbaren Regenfällen angestrebt. Wird je-
doch ein so kostbares Gut wie Bewässerungs-
wasser in ein unter Wasserknappheit leidendes
Umfeld eingebracht, dann wird es zwangsläufig
zum Gegenstand konkurrierender Ansprüche.
Dies birgt die Gefahr, dass die Ansprüche der
politisch und wirtschaftlich Mächtigen Vor-
rang vor denen der Armen und Marginalisier-
ten erhalten.

Die Entwicklungen in der Sahelzone veran-
schaulichen das Problem. Große Bewässerungs-
systeme sind hier eher selten, werden aber in

Zukunft wohl zunehmen. Der Aufbau großer
Systeme ging häufig mit der Einführung
formeller Bodenrechte einher. Eines der großen
Bewässerungsprogramme wird durch das
„Office du Niger“ in Mali betrieben. Hier wur-
den auf Gewohnheitsrecht basierende Systeme
durch eine staatliche Regulierung ersetzt. Da
die öffentlichen Investitionskosten für den Bau
von Bewässerungsanlagen hoch sind – die un-
mittelbaren Kosten pro Hektar sind in Afrika
südlich der Sahara mehr als dreimal so hoch wie
in Südasien24 – kommt der Erzielung hoher
Renditen eine große Bedeutung zu. Um Privat-
kapital anzuziehen, stärkten die aufeinander
folgenden Regierungen Malis die Sicherheit
von Pacht- und Besitzverhältnissen und schufen
private Eigentumsrechte an Grund und Boden.
Eines der ausdrücklichen Ziele war das Anzie-
hen von Investitionen durch große kommer-
zielle Erzeuger. Dabei wurde die Sorge laut, dass
dies die Kleinbauern benachteiligen könnte. Ist
diese Sorge gerechtfertigt?

Über große Flächen verfügende Erzeuger
arbeiten in bewässerten Gebieten nicht grund-
sätzlich effizienter als Erzeuger auf kleinen
Flächen. In der Tat gibt es in verschiedenen
Ländern Belege dafür, dass Kleinbauern effi-
zienter wirtschaften können als große kommer-
zielle Agrarbetriebe. Allerdings kann eine ver-
stärkte Marktorientierung die großen kommer-
ziellen Erzeuger erheblich begünstigen. So
beschloss die malische Regierung 2004 den
Verkauf von 3.000 Hektar Land des „Office du
Niger“ an private Erzeuger. Weniger als zehn
Prozent dieses Landes wurden für Kleinbauern
reserviert. Gleichzeitig erhielten rund 4.000
Kleinbauern, die beschuldigt wurden, die Was-
sergebühren nicht bezahlt zu haben, Räu-
mungsbefehle. Wie meistens, wenn es um Was-
ser geht, liegen die Ursachen der Probleme in
der Lokalpolitik. Aber das „Office du Niger“,
eines der effizientesten Bewässerungssysteme in
Afrika südlich der Sahara, sieht sich jetzt der
schwierigen Herausforderung gegenüber, die
konkurrierenden Ansprüche von Kleinlandwir-
ten und politisch einflussreichen Großerzeu-
gern zu regeln.25

Ähnliche Probleme sind im Senegal entstan-
den. Die Zukunft der kleinbäuerlichen Familien-
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verfügende Erzeuger 

arbeiten in bewässerten 

Gebieten nicht grundsätzlich
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sind, dass sie einen Ausgleich der auf Verer-
bung, sozialer Notwendigkeit und Nachhaltig-
keit gründenden Ansprüche bewirken. Institu-
tionelle Zusammenarbeit ist üblich. Eine Studie
über den Dieler-Kanal im Senegal stellte fest,
dass die Dörfer zusammenarbeiten, um die In-
standhaltung der Kanäle und Entwässerungs-
systeme zu finanzieren und die Wassermengen
zu regulieren, die aus dem Speicherbecken ent-
nommen werden. Diese Dörfer führen jetzt einen
Dialog mit großen agroindustriellen Unterneh-
men, um sie zur Anwendung von Bewässe-
rungsmethoden mit geringerem Wasserver-
brauch zu ermutigen, wie etwa die Tröpfchen-
bewässerung.27

Betrachtet man die andere Seite der Glei-
chung, so ist das Gewohnheitsrecht nicht von
vorneherein gerechter als formelle Bodenrech-
te. In vielen Bewässerungssystemen treten ge-
wohnheitsrechtliche Regeln, die mit der sozia-
len Schichtung zusammenhängen, häufig nach
einer Neuaushandlung von Bodenrechten wie-
der zutage. Traditionelle Landbesitzer können
häufig ihre Position als Vorsteher oder Mitglied
ländlicher Räte dazu nutzen, formelle Regeln so
abzuwandeln, dass sie ihren privilegierten
Zugang zu Land verfestigen. Dies geschah im
Senegal-Tal, wo die Dezentralisierung und die
Einführung formeller Bodengesetze die Hüter
des Gewohnheitsrechts dazu veranlassten, Un-
gleichheit und soziale Ausgrenzung zu fördern
(Kasten 5.6).

Ungleichheiten zwischen den Geschlech-
tern sind sowohl bei den formellen als auch bei
den informellen Bodenrechten weit verbreitet.
In den meisten traditionellen Systemen genie-
ßen die Frauen klar definierte Nutzungsrechte,
haben jedoch nur sehr beschränkte Entschei-
dungsbefugnisse. In der Provinz Comoe in Bur-
kina Faso kontrollieren der Tradition entspre-
chend die Männer das Hochland, wo Erdnüsse
und Baumwolle angebaut werden, während die
Frauen im Tiefland Reis anbauen und dort über
Nutzungsrechte verfügen. Als zu Beginn der
1990er Jahre ein umfangreiches Infrastruktur-
programm eingeführt wurde, um die Bewässe-
rung auf das Tiefland auszudehnen, bestimm-
ten die traditionellen männlichen Dorfober-
häupter und einseitig auf Männer ausgerichtete

landwirtschaft steht im Mittelpunkt einer seit
langem geführten Debatte in diesem Land.
Manche betrachten diesen Sektor als eine Quel-
le für Beschäftigung, Innovation und Sicherung
der Ernährung in einem durch Ungewissheit,
finanzielle Engpässe und weit verbreitete Ar-
mut gekennzeichneten Umfeld. Andere sehen
die Notwendigkeit, die Landwirtschaft durch
umfangreiche Kapitalinvestitionen zu moder-
nisieren. Das ländliche Entwicklungsprogramm
der Regierung strebt den Ausbau beider Sekto-
ren an. Im Tal des Senegal-Flusses bemühten
sich jedoch dezentralisierte ländliche Körper-
schaften darum, große ausländische Investoren
aus Frankreich und Saudi-Arabien anzuziehen,
indem sie ihnen Zugang zu Land und Bewässe-
rungsressourcen einräumten. Der daraus resul-
tierende Wettbewerb um Wasser stieß auf den
Widerstand der Bauern, die Gewohnheitsrech-
te auf Land und Wasser geltend machten und
die nationalen Behörden zum Eingreifen zwan-
gen.26

Gewohnheitsrecht kann das 
Management verbessern, aber 
auch Ungleichheiten verschärfen
Manche betrachten das Gewohnheitsrecht als
Hindernis für Fortschritt und Modernisierung
in der Landwirtschaft, während andere darin
eine Garantie für Zugangsgerechtigkeit sehen.
Beide Sichtweisen sind leicht übertrieben. Das
Gewohnheitsrecht ist häufig Teil eines höchst
ausgefeilten Systems von Institutionen zur
Bewirtschaft der knappen Ressource Wasser. Es
kann aber auch Ungleichheit fördern.

Belege aus dem Senegal-Tal machen die
Komplexität der Managementprobleme deut-
lich, um die es hier geht. Befürworter privater
Eigentumsrechte betrachten das Gewohnheits-
recht als den Weg, der zur „Tragik der Allmen-
de“ führt. Es wird argumentiert, dass die einzel-
nen Nutzer, deren Wasserverbrauch an keiner-
lei Rechtsvorschriften gebunden ist, auch keinen
Anreiz haben, ihre Nachfrage zu beschränken,
was zur Erschöpfung der gemeinsamen Wasser-
ressourcen durch Übernutzung führt. Tatsäch-
lich ist jedoch das Gewohnheitsrecht häufig mit
strikten Kontrollen des Wasserverbrauchs ver-
bunden, wobei die Wasserrechte so strukturiert
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Interpretationen des Gewohnheitsrechts die
Konzeption und Durchführung des Programms.
Das Ergebnis war, dass die verbesserten Boden-
flächen an männliche Haushaltsvorstände ver-
teilt wurden, die Produktivität zurückging und
die Geschlechterungleichheit stieg. Später kor-
rigierte das Programm diese einseitige Ausrich-
tung auf Männer und bezog die Frauen in die
Zuteilung von Land ein.28

Formelle Rechte sind keine 
Garantie für Verteilungsgerechtigkeit
Während miteinander verknüpfte formelle
Eigentumsrechte auf Land und Wasser mehr
Sicherheit bieten, können sie andererseits mit
Gewohnheitsrechten in Konflikt geraten. In
solchen Fällen werden die formellen Rechte
häufig den Gewohnheitsrechten übergeordnet. 

In Gebieten mit weidewirtschaftlichen Pro-
duktionssystemen ist dieses Problem häufig an-
zutreffen. In weiten Teilen Afrikas südlich der
Sahara sehen sich die Hirtenvölker auf Grund
von Wassermangel, verstärktem Druck auf das
Land und der Ausweitung formeller Boden-
rechte immer mehr auf der Verliererseite. Die
Einzäunung einer Wasserstelle, die Schaffung
eines Bewässerungssystems oder die Ausstel-
lung eines Rechtstitels für ein Stück Land kann
zu einer Verschiebung der Machtverhältnisse
zwischen sesshaften Erzeugern und Hirten-
nomaden führen, deren Zugangsberechtigung
auf schwächeren (häufig nicht einklagbaren)
gewohnheitsrechtlichen Ansprüchen beruht.
Im Norden Ugandas, im Süden Tansanias und
im Nordosten Kenias werden gewaltsame Zu-
sammenstöße zwischen Bauern und Hirten-
nomaden immer häufiger. Spannungen zwi-
schen privatrechtlichen und gewohnheitsrecht-
lichen Ansprüchen verschärfen sich. Im Niger
wurden im Zuge der Reform des Wassermana-
gements neue Rechtsvorschriften eingeführt,
die private Wasserstellen in Weidegebieten er-
lauben. Anderswo in Westafrika führten neue,
durch den Staat angelegte Brunnen mit freiem
Zugang zu einer Aushöhlung der traditionellen
Verteilungssysteme. Die öffentlichen Brunnen
wurden von größeren und mächtigeren Herden-
besitzern übernommen, zu denen auch traditio-
nelle Dorfälteste, Händler und Politiker gehö-

ren, während der Wasserzugang für andere
Herdenbesitzer eingeschränkt wurde.29

In manchen Fällen werden die Konflikte
zwischen formellen und informellen Boden-
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Kasten 5.6 Gewohnheitsrecht und Ungleichheit in Senegal

Gelegentlich wird die Meinung vertreten, auf Gewohnheitsrecht beruhende Wasser-

rechte seien an sich gerechter und demokratischer als formelle Wasserrechte, weil

lokale Institutionen für ein hohes Maß an Rechenschaftspflicht im Rahmen traditionel-

ler Strukturen sorgen würden. Aber angesichts der Beweislage ist vor Idealismus zu

warnen. Vielfach nutzen traditionelle Landbesitzer ihre Position innerhalb der örtlichen

Gemeinschaft, um formelle Regeln zu umgehen und ihren privilegierten Zugang zu

Land zu verfestigen. 

Gegen Ende der 1980er Jahre übertrug der Senegal die Managementverantwor-

tung für bewässertes Land auf lokale Körperschaften. Seither sind gewählte ländliche

Räte für die Zuteilung bewässerter Parzellen an Nutzergruppen verantwortlich, die

ihrerseits den einzelnen Nutzern ihre Parzellen zuteilen.

Im Tal des Senegal-Flusses herrschen in den örtlichen Gemeinschaften starre

Hierarchien vor, die zwischen Nachfahren von Sklaven und Adeligen unterscheiden.

Beide Gruppen bearbeiten Parzellen innerhalb des Bewässerungssystems des Sene-

gal-Tals. Demokratische Wahlen zu den ländlichen Räten eröffnen den Nachfahren

von Sklaven formal dieselben Chancen auf ein Amt wie den Nachfahren der Adeligen.

Auch haben alle Dorfbewohner ein Anrecht auf bewässertes Land, wobei die Vertei-

lungskriterien die Familiengröße berücksichtigen. Aber der gesellschaftliche Status

spielt im Wahlprozess eine wichtige Rolle. In der ländlichen Gemeinde Bokidiawe,

einem typischen Beispiel, sind 30 von 32 gewählten Räten von adeliger Abkunft. 

Forschungen zeigen, dass die starre Trennlinie, die gelegentlich zwischen formel-

len und gewohnheitsrechtlichen Regelungen gezogen wird, unter Umständen trüge-

risch ist. Die der lokalen Elite angehörenden Landbesitzer haben verschiedene Ämter

in staatlichen wie auch in traditionellen Institutionen inne. In Bokidiawe ist der Ge-

meindevorsteher gleichzeitig Dorfoberhaupt, Mitglied des ländlichen Rates, Präsident

der Landnutzergruppe, Mitglied einer politischen Partei und ein relativ großer Reis-

anbauer. 

Die lokalen Eliten nutzen häufig ihre Position, um sich die Kontrolle über bewäs-

sertes Land auch weiterhin zu sichern. Im Senegal ist es den traditionellen Landbe-

sitzern nicht nur gelungen, einen übermäßig hohen Anteil an den bewässerten Flächen

zu vereinnahmen, sondern auch mächtigen Außenstehenden (darunter Politiker, Mili-

tär- und Regierungsbeamte und Richter) bewässertes Land zuzuteilen oder zu verkau-

fen, obwohl es Gesetze gibt, die den Zugang zu bewässertem Land auf die örtlichen

Anwohner beschränken. Inzwischen sehen sich Bauern aus niedrigeren Kasten dazu

gezwungen, sich auf Vereinbarungen über die Entrichtung von Pacht durch einen Teil

der Ernte einzulassen, um Zugang zu bewässertem Land zu erhalten, obwohl solche

Vereinbarungen innerhalb von Bewässerungssystemen illegal sind.

Das Senegal-Tal ist von noch umfassenderer Bedeutung. Die Reformen des Was-

sermanagements legen in der Regel den Schwerpunkt darauf, dass alle Anspruchs-

berechtigten gleichen Zugang zu bewässerten Parzellen erhalten. Während also durch

gesetzliche Vorschriften das Ziel verfolgt wird, den gleichberechtigten Zugang zu Was-

ser zu fördern und mehr Partizipation und Rechenschaftspflicht zu erreichen, stehen

jedoch die ihnen zugrundeliegenden demokratischen und egalitären Prinzipien häufig

im Konflikt mit gewohnheitsrechtlichen Grundsätzen, die soziale Hierarchien und

geschlechtsbedingte Ungleichheiten verfestigen.

Quelle: Cotula 2006; Sylla 2006.  



indem sie unbeabsichtigt widersinnige Anreize
für große Nutzer schufen, überhöhte Wasser-
mengen zu entnehmen (Kasten 5.7). 

Wasserrechte beeinflussen 
Zugangsrechte

Wasserrechte spielen eine wichtige Rolle, weil
sie Zugangsrechte zu Wasser prägen, sowohl im
formaljuristischen Sinn als auch durch infor-
melle Prozesse, die die Verhandlungsposition
der Nutzer stärken oder schwächen. Während
Rechte für alle Menschen wichtig sind, spielen
sie für einige eine noch größere Rolle als für an-
dere. Die Reichen und Mächtigen haben vieler-
lei Möglichkeiten, um ihre Interessen zu schüt-
zen, sei es durch rechtliche oder politische Ka-
näle. Das Fehlen sicherer und durchsetzbarer
Rechte stellt für die Armen ein viel größeres
Problem dar, vor allem, wenn es um Wasser

rechten durch mangelhafte politische Konzep-
tion und schwach ausgebildete Regulierungska-
pazitäten verschärft. Zwischen verschiedenen
Nutzergruppen mit unterschiedlichen recht-
lichen Ansprüchen und Interessen, die an das-
selbe Wassersystem gebunden sind, einen Aus-
gleich zu finden, bedeutet eine institutionelle
Herausforderung. In Tansania wurde im Ein-
zugsgebiet des Pangani-Flusses ein ehrgeiziger
Versuch eines integrierten Wasserressourcen-
Managements unternommen. Die große Mehr-
heit der Wassernutzer dort sind Viehhalter und
Kleinbauern in Feuchtgebieten. Ein wachsen-
der Bevölkerungsdruck und die Nachfrage nach
Wasser für Industrie- und Bewässerungszwecke
führten zu Problemen der Wasserknappheit,
insbesondere während der Trockenzeit. Formel-
le Wasserentnahmerechte und Wassergebühren
konnten diese Probleme nicht beseitigen und
verschlimmerten sie in manchen Fällen sogar,
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Kasten 5.7 Gewinner und Verlierer der Reform der Wasserpolitik im Einzugsgebiet des Pangani in Tansania

Die Reform der Wasserpolitik in Tansania macht deutlich, dass die

Einführung neuer Wasserrechte in Regulierungssysteme, die sich auf

Gewohnheitsrechte stützen, unbeabsichtigte Konsequenzen haben

kann. 

Während der letzten zehn Jahre richtete die Regierung Tansanias

mit internationaler Unterstützung neue Verwaltungssysteme ein, um

das Wassermanagement auf Einzugsgebietsebene zu verbessern

und eine verstärkte Kostendeckung für erbrachte Leistungen zu er-

zielen. Ein Zentrum der Reform war das Einzugsgebiet Upper Ruaha

am Pangani-Fluss. Die meisten Wassernutzer dort sind kleine Bewäs-

serungslandwirte und Viehhalter, die seit jeher die Wasserressourcen

im Rahmen gewohnheitsrechtlicher Regelungen und ohne staatliche

Unterstützung bewirtschafteten. Inzwischen hat jedoch die Konkur-

renz durch großflächige Bewässerung flussaufwärts und durch eine

wachsende Nachfrage städtischer Nutzer erheblich zugenommen.

Nach Einführung der Reformen Mitte der 1990er Jahre übertrug

Tansania Befugnisse an Wassernutzervereinigungen und führte

Gebühren ein. Wassernutzergruppen müssen jetzt eine Mindestpau-

schale entrichten, durch die Wasser eingespart und Einnahmen erzielt

werden sollen. Die Gebühren, die im Durchschnitt zwischen 35 und

40 US-Dollar für Einzelpersonen und Gruppen betragen, werden von

allen Nutzern von Oberflächen- und Grundwasser erhoben. 

Für eine zuvor kostenlose Ressource bezahlen zu müssen, erwies

sich für die Kleinbauern und Tierproduzenten als extreme Belastung.

Dabei waren die Kosten für die Gebühreneinziehung und -verwaltung

sogar höher als die Einnahmen, sodass eines der beabsichtigten Ziele

nicht erreicht wurde. Ein weiteres widersinniges Ergebnis war, dass

Quelle: Van Koppen und andere 2004; Lankford und Mwaruvanda 2005. 

ein Reformprozess, der eigentlich zu Wassereinsparungen führen

sollte, stattdessen die Übernutzung förderte. Große Nutzer von Be-

wässerungswasser haben die neue Gebührenstruktur zwar akzep-

tiert, aber sie leiten aus der Entrichtung dieser offiziellen Abgabe den

Anspruch ab, Wasser ohne jede Begrenzung zu nutzen, ungeachtet

des saisonal unterschiedlichen Wasserdurchflusses. Großerzeuger

erweiterten ihre bewässerten Flächen und begründeten dies mit der

Zahlung der Wassergebühren. Die Übernutzung durch die flussauf-

wärts vorgenommene Bewässerung, die früher durch gewohnheits-

rechtliche Regelungen eingeschränkt war, reduzierte für die Nutzer

flussabwärts das während der Trockenzeit verfügbare Wasser. Das

Ungleichgewicht der politischen Mitsprachemöglichkeiten verschärf-

te das Problem. Im Jahr 2003, also sechs Jahre nach Einführung der

Reform, war in den flussabwärts gelegenen Ebenen noch keine ein-

zige Wassernutzervereinigung gebildet worden. Die Verwaltungsre-

form hat also auch ernsthafte Probleme hinsichtlich der Zugangsge-

rechtigkeit geschaffen. 

Wassernutzungsgebühren sind sinnvoll für Großnutzer, städtische

Anbieter und Industriebetriebe, aber Kleinnutzer, die ihre eigenen

Wassersysteme verwalten, sollten davon ausgenommen werden.

Entsprechend gilt, dass der Erwerb formeller Wasserrechte nicht als

Freibrief für unbegrenzten Wasserverbrauch dienen darf: Mengen-

und anteilmäßige Kontrollen sind erforderlich, um Angebot und Nach-

frage in Übereinstimmung zu bringen. Innerhalb eines armutsorien-

tierten Planungsrahmens sollten die mengen- und anteilmäßigen

Zuweisungen an moderne Großnutzer die Bedürfnisse schwächerer

Kleinnutzer berücksichtigen. 



geht. Wenn armen Haushalten der Zugang zu
einer so wichtigen Ressource wie Wasser ohne
Anhörung, Entschädigung oder auch nur Vor-
ankündigung weggenommen werden kann, ge-
rät ihre Existenzgrundlage in Gefahr, und die
Anreize, in Verbesserungen ihrer Lebensbedin-
gungen zu investieren, werden stark beeinträch-
tigt. 

Stärkere Rechte und Durchsetzungsmecha-
nismen helfen schwächeren Erzeugern, sich
gegen Zugriffe der Industrie, der kommerziel-
len Landwirtschaft und der städtischen Nutzer
zu wehren. Aber Wasserrechte können eine
zweischneidiges Schwert sein. Die Formalisie-
rung von Rechten kann auch größere Chancen
für die Reichen und Mächtigen mit besseren
Verbindungen eröffnen, während diejenigen,
denen es an der Fähigkeit, dem Selbstvertrauen
oder den politischen Verbindungen fehlt, um
ihren Rechten Geltung zu verschaffen, margi-
nalisiert werden. Als Gruppe sind die Inhaber
von Gewohnheitsrechten möglicherweise nicht

parteifähig. Es besteht die offenkundige Gefahr,
dass eine enge Auslegung der Wasserrechte,
basierend auf formellen staatlichen Gesetzen,
Gruppen wie Frauen, Hirtennomaden und
Kleinbauern ausgrenzt. 

Wasserrechte von Einzelpersonen oder
Gruppen sind wichtige Bausteine der mensch-
lichen Entwicklung. Das Fehlen gesicherter
Rechte kann ohnehin gefährdete Bevölkerungs-
gruppen höheren Risiken und Ungewissheiten
aussetzen und damit ihre Anfälligkeit für Armut
erhöhen. Vieles hängt vom lokalen Kontext
und den lokalen Institutionen ab. Aber eine der
generellen Erfahrungen lautet, dass Wasser-
rechte für die Armen nur dann etwas bewirken
können, wenn sie mit umfassenderen Strategien
für die Stärkung ihrer Position und für mehr
Gerechtigkeit verbunden sind. Zu solchen Stra-
tegien gehört auch die gesetzliche Verankerung
der Rechte marginalisierter Gruppen und der
den Armen offen stehenden rechtlichen Ver-
fahren. 

Der Zugang zu Bewässerung

verringert die Armut
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In großen Teilen der Entwicklungswelt werden
die Bewässerungssysteme den stärkeren Wett-
bewerb seitens anderer Nutzer mit voller
Wucht zu spüren bekommen. Das gilt ins-
besondere für Asien, wo die Bewässerung ihre
privilegierte Position zu verlieren beginnt, bei
gleichrangigen Ansprüchen auf Wasser an erster
Stelle zu stehen. Eine der Herausforderungen
besteht darin, den Transfer von der Landwirt-
schaft auf nichtlandwirtschaftliche Nutzer zu
bewältigen. Die Mengen, um die es dabei geht,
mögen gemessen an dem in der Landwirtschaft
eingesetzten Wasservolumen gering erscheinen,
aber eine solche Umleitung kann tiefgreifende
Auswirkungen auf die Lebensgrundlagen haben.
Gleichzeitig werden die Bewässerungssysteme
selbst Schauplatz eines schärferen Wettbewerbs
werden, wenn die Erzeuger ihren Zugang zu

einer zunehmend knappen Ressource zu be-
wahren versuchen. 

Der zunehmende Druck auf die Bewässe-
rungssysteme, mit weniger Wasser mehr zu pro-
duzieren, birgt die Gefahr, dass ungleiche Rech-
te und Zugangsberechtigungen die Ungleich-
heiten noch mehr ausweiten. Ein solches Ergeb-
nis hätte wichtige Folgen für die menschliche
Entwicklung. Der Zugang zu Bewässerung ver-
ringert die Armut. Dennoch leben in Bewässe-
rungssystemen rund ein Drittel der Menschen
unterhalb der Grenze der Einkommensarmut,
weil der erzielte Nutzen ungleich verteilt ist
und die Systeme mangelhaft arbeiten. 

Steht die höhere Effizienz, die eine Voraus-
setzung für die Erhöhung der Wasserprodukti-
vität in Bewässerungssystemen ist, automatisch
im Widerspruch zu den Gerechtigkeitszielen?

Besseres Management von Bewässerungssystemen 



hang zwischen Armut und Ungleichheit auf der
einen und Effizienz auf der anderen Seite. 
Die Verbreitung von Armut in Gebieten mit
Bewässerungssystemen ist in Vietnam (einem
Land mit relativer Gleichheit) wesentlich gerin-
ger als in Pakistan und Indien (Ländern mit
weit höherer Ungleichheit). Pakistan ist sogar
eines der wenigen Länder, in denen das Armuts-
niveau innerhalb der Bewässerungsnetzwerke
genauso hoch ist wie außerhalb (Grafik 5.4). 

Innerhalb der Bewässerungssysteme ist der
ungleiche Zugang zu Wasser eine logische Fol-
ge des ungleichen Zugangs zu Land. In Pakistan
entfallen 34 Prozent der kultivierten Flächen
auf die größten bäuerlichen Betriebe (mit mehr
als 50 Hektar), die einen Anteil von 2,5 Prozent
ausmachen, während die kleinsten Betriebe
(mit weniger als fünf Hektar), deren Anteil 
55 Prozent beträgt, nur über 12 Prozent der
kultivierten Flächen verfügen.30 Weil die Was-
serallokation in den Bewässerungssystemen auf
der Grundstücksgröße beruht, erhalten die grö-
ßeren Betriebe das meiste Wasser. Dies spielt
eine wichtige Rolle für die Effizienz der Was-
sernutzung, weil Anbauintensität und -produk-
tivität im umgekehrten Verhältnis zur Betriebs-
größe stehen: Kleinbauern erzielen höhere
Mengen pro Hektar und einen höheren Ertrag
pro eingesetzter Wassermenge. Vergleichsfor-
schungen über unterschiedliche Bewässerungs-
systeme stellten bezüglich der Produktivität pro
Hektar Spannbreiten zwischen 230-690 US-
Dollar in Südasien und 665-1.660 Dollar in
Ostasien fest. An diesem Indikator gemessen,
ist die Bewässerungseffizienz in China mit 
seiner relativ ausgewogenen Landverteilung 
am höchsten und in Pakistan am niedrigsten
(Grafik 5.5).31

Eine höhere Produktivität ist das Verbin-
dungsglied, das von Bewässerung zu geringerer
Armut führt, weil sie die Einkommen erhöht
und in vielen Fällen die Beschäftigungschancen
ausweitet. Einer Schätzung zufolge könnte
Pakistan die Verbreitung der Armut innerhalb
seiner Bewässerungssysteme um 20 Prozent
senken, wenn es die Einkommen pro Hektar
auf das Niveau Chinas anheben würde.32 Ein
solches Ergebnis wäre gut für die Armen und
gut für das Land, weil es auch Wachstumsvor-

Die vorhandenen Daten lassen erkennen, dass
es keinen inhärenten Zielkonflikt zwischen
Effizienz und Zugangsgerechtigkeit gibt. Eine
höhere Zugangsgerechtigkeit ist sogar in zahl-
reichen Ländern eine der Voraussetzungen für
Steigerungen der Effizienz auf Einzugsgebiets-
ebene. Weitere Voraussetzungen sind höhere
Investitionen, die Reform der zentralisierten,
von oben nach unten angelegten Planung und
eine stärker rechenschaftspflichtige Dienstleis-
tungserbringung. 

Senkung des Armutsrisikos

Bewässerungssysteme senken das Armutsrisiko
– manche erfolgreicher als andere. Die Gründe
dafür sind unterschiedlich, aber Landverteilung
und Managementunterschiede sind häufig wie-
derkehrende Themen.

Armut, Ungleichheit und Ineffizienz
Länderübergreifende Vergleiche zwischen Süd-
und Ostasien verdeutlichen den Zusammen-
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In vielen Entwicklungsländern ist 
Bewässerung mit geringerer Armut 
verbunden

Grafik 5.4
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Quelle: Hussain und Hanjra 2003. 

Anmerkung: Die Daten beziehen sich auf ausgewählte Standorte in dem 
jeweiligen Land.



teile bringen würde. Voraussetzungen dafür wä-
ren jedoch die Bereitschaft zur Umverteilung
von Land sowie der Ausbau der Vermarktungs-
systeme und der Unterstützung des Produktions-
mitteleinsatzes. 

Benachteiligung der Endanlieger 
In den meisten Bewässerungssystemen ist
Wasserknappheit nicht die Hauptursache für
Armut. Das grundlegende Problem sind die
Regeln, Institutionen und Machtverhältnisse,
die über den Zugang zu Wasser entscheiden.
An welcher Stelle des Bewässerungssystems sich
ein Erzeuger befindet, bestimmt die Verfügbar-
keit und Zuverlässigkeit des Wasserdurchflusses.

Die Bauern, deren Parzellen weit vom An-
fang oder der Mitte der Bewässerungskanäle
entfernt sind, leiden unter dem doppelten
Nachteil von weniger Wasser und mehr Unsi-
cherheit. Die Anlieger zwischen dem Anfang
und der Mitte eines Bewässerungskanals ver-
fügen über eine reichliche – manche sogar über-
reichliche – Versorgung mit Wasser, während

diejenigen am Ende des Kanals zu wenig erhal-
ten (Grafik 5.6). In Indien und Pakistan steht
Endanliegern in der Regel nur ein Drittel der
Wassers zur Verfügung, das die Bauern am An-
fang des jeweiligen Kanals erhalten.

Solche Ungleichheiten untergraben den po-
tenziellen Nutzen der Bewässerung für die
menschliche Entwicklung. Eine geringere Was-
serzufuhr beschränkt die Möglichkeit, mit neu-
en Saatgutsorten und neuer Technologien die
Produktivität zu steigern. Dies trägt wiederum
zu höherer Armut unter den Endanliegern von
Bewässerungskanälen bei (Grafik 5.7). Unsicher-
heit und Schwankungen der Wasserversorgung
verstärken die Risikoanfälligkeit der Haushalte
und schrecken von Investitionen ab. Auch hier
haben Bewässerungs-Modellrechnungen gezeigt,
dass in Pakistan die Umverteilung von An-
fangs- zu Endnutzern Ergebnisse hervorbringen
kann, bei denen alle Seiten gewinnen: Produk-
tion und Einkommen der Endanlieger könnten
gesteigert werden, ohne dass dies große Auswir-
kungen auf die Anlieger am Anfang der Bewäs-
serungskanäle hätte. Es besteht also ein erheb-
licher Spielraum für Verbesserungen der Pro-
duktivität des Gesamtsystems und für Effizienz-
steigerungen.33

Warum ergreifen die Regierungen also
nicht die Chance, solche für alle vorteilhaften
Ergebnisse zu erzielen? Die Antwort ist bei der
Politik zu suchen, nicht in der Wirtschaft. In
vielen Ländern werden die Systeme der Wasser-
zuteilung durch die relative Macht der Akteure
und nicht durch Effizienzkriterien gelenkt. Rei-
che Bauern mit politischer Macht können den
Zeitpunkt und die Menge der Wassereinleitung
beeinflussen, indem sie die Kanalmanager ma-
nipulieren. Gleichzeitig schaden nicht rechen-
schaftspflichtige und manchmal korrupte Ma-
nagementsysteme den Armen, indem Personen
mit politischen Verbindungen und genügend
Geld für Bestechung begünstigt werden. For-
schungsarbeiten über ein Bewässerungssystem
im Punjab in Pakistan ergaben, dass einige
Großbauern illegal große Wassermengen aus
neun Entnahmestellen für sich abzweigten und
dadurch Gewinne von 55 US-Dollar pro Hek-
tar jährlich einstrichen, während eine große
Gruppe nachgelagerter Erzeuger, die durch 40
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Landwirtschaftliche Produktivität 
und Verteilungsgerechtigkeit 
hängen oft eng zusammen

Grafik 5.5
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Ausgaben in Höhe von drei Prozent des einge-
setzten Kapitals. Im Punjab in Pakistan betra-
gen die Ausgaben derzeit weniger als ein Zehn-
tel dieses Richtwerts. In Indien sind die zur
Wartung von Bewässerungssystemen verfügba-
ren Finanzmittel zwar höher, erreichen aber
immer noch weniger als die Hälfte des Mindest-
satzes. Chronische Defizite bei den Investitio-
nen in die Instandhaltung führten in beiden
Ländern zu weit verbreiteten Problemen mit
Verschlammung, Versalzung der Böden, Vernäs-
sung und reduziertem Durchfluss.37

Die Finanzierung der Bewässerungssysteme
verstärkt häufig den Kreislauf von Ineffizienz
und ungleichem Zugang. In Südasien sind die
Bewässerungsgebühren im Vergleich zu Ost-
asien üblicherweise sehr gering, sowohl in abso-
luten Zahlen als auch im Verhältnis zum Pro-
duktionswert (Tabelle 5.1). Solche niedrigen
Gebühren werden zum Teil damit begründet,
sie seien vorteilhaft für die Ernährungssicher-
heit und die Armutsminderung. Dabei werden
jedoch ernsthafte Gerechtigkeitsprobleme über-
sehen.

Wie und wo Regierungen die Ausgaben für
Bewässerung einsetzen, ist auch für die Zu-
gangsgerechtigkeit wichtig. In Lateinamerika
ist Wasser eines der Güter, das für extreme Dis-
paritäten in ländlichen Gebieten verantwort-
lich ist – wobei die staatlichen Ausgaben in
manchen Fällen diese Kluft weiter vertiefen.
Ein Beispiel ist das Majes-Projekt im Süden Pe-
rus. Hier waren öffentliche Investitionen in
Höhe von rund 1,2 Milliarden US-Dollar erfor-
derlich, um Wasser aus dem Colca-Tal zu spei-
chern und zur Bewässerung der tiefer gelegenen
Wüste einzusetzen. Das Projekt bewässert rund
15.000 Hektar Land für 3.000 Erzeuger – eine
Kapitalinvestition von 400.000 US-Dollar pro
Nutzer. Eine Evaluierung durch die Wirt-
schaftskommission für Lateinamerika schätzte,
dass weniger als ein Prozent der Nutzeffekte
dieser öffentlichen Investitionen im oberen
Einzugsgebiet erzielt würden, wo die indigene
Armut besonders hoch ist. Dies ist ein extremes
Beispiel eines weit verbreiteten Musters. In
Ecuador machen Bauern 60 Prozent der länd-
lichen Bevölkerung aus, ihr Anteil an den Nutz-
effekten der staatlichen Bewässerungsausgaben

Entnahmestellen versorgt wurden, Verluste von
jeweils sieben US-Dollar pro Hektar und Jahr
hinnehmen mussten.34 Kleinbauern am Ende
von Bewässerungskanälen wiesen darauf hin,
dass sie nicht in der Lage seien, Gerichtskosten
und Bestechungsgelder für die Vertreter der lo-
kalen Rechtssysteme aufzubringen, und sie be-
zeichneten dies als das größte Hindernis für den
Widerstand gegen die illegale Aneignung von
Wasser. Dieses in großen Teilen Asiens anzu-
treffende Problem wird im Nationalen Bericht
über die menschliche Entwicklung in Pakistan
2004 (Pakistan National Human Development
Report 2004) dokumentiert.35

Gerechte Finanzierung 

Die Finanzierung von Bewässerungssystemen
wirft zentrale Fragen in Bezug auf Effizienz 
und Gerechtigkeit auf. Die Unterfinanzierung
der Bewässerungsinfrastruktur führt zu einem
raschen Verfall von Kanälen und Drainage-
systemen, mit entsprechenden Folgen für die
Effizienz und die Umwelt. Zentralasien ist ein
Extremfall für die Probleme, die ein schlechtes
Management großer Bewässerungssysteme im
Bereich der menschlichen Entwicklung verur-
sachen kann (Kasten 5.8). Aber das Problem ist
viel weiter verbreitet. 

In Südasien wurde das vorherrschende
Modell des Umgangs mit der Bewässerungsinfra-
struktur zutreffend mit „Bau-Vernachlässigung-
Wiederaufbau“ beschrieben.36 Nach internatio-
nalem Maßstab erfordern Ersatz und Instand-
haltung der Bewässerungsinfrastruktur jährliche
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Land

Durchschnittliche  
Wassergebühr

(US-Dollar pro Hektar)

Durchschnittliche  
Wassergebühr als  
Anteil des Brutto- 
produktionswerts 

(%)

Pakistan 7,4 [4,6-10,6] 2,5 [1,7-3,9]

Indien 10 [10] 2,8 [1,6-4,3]

China 46,5 [26-27] 3,6 [1,8-5,1]

Vietnam 59,5 [58-61] 5,5 [4,6-6,3]

Anmerkung: Die Daten beziehen sich auf den Durchschnitt ausgewählter Standorte 
in dem jeweiligen Land, die Spannbreite ist in Klammern angegeben. 

Quelle: Adaptiert nach Hussain und Wijerathna 2004a. 

Tabelle 5.1  Bewässerungsgebühren und 
Produktionswert bei ausgewählten 
Bewässerungsprogrammen in Asien
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Kasten 5.8 Bewässerung und Wassermanagement in Zentralasien

Zentralasien hat das Glück, durch die Flüsse, die den Gletschern 
des Hindukusch entspringen, reichlich mit Frischwasser versorgt zu
werden. In der Region befindet sich auch eines der ausgedehntesten
Bewässerungssysteme der Welt. Es ist eine Hinterlassenschaft eines
sowjetischen Modernisierungsmodells, das häufig den Ausbau der
Bewässerung vorantrieb, um kurzfristige landwirtschaftliche Einnah-
men zu erzielen, jedoch auf Kosten der Umwelt. Der Zusammenbruch
dieses Systems bremst jetzt die menschliche Entwicklung und ver-
stärkt die Armut. 

Angesichts des in der Region vorherrschenden ariden Klimas ist
Bewässerungswasser für die Landwirtschaft, die in ganz Zentralasien
die Hauptstütze der Volkswirtschaft und der Existenzgrundlage der
Menschen bildet, unverzichtbar. Der Anteil der Bewässerungsland-
wirtschaft beträgt in Tadschikistan und Turkmenistan mehr als ein
Viertel des BIP, in Kirgistan und Usbekistan mehr als ein Drittel.
Bewässerung sichert den Lebensunterhalt von rund 22 Millionen
Menschen. Die Hinterlassenschaft sowjetischer Planer in der Region
umfasst eine große Zahl von Dämmen, Kanälen und Pumpstationen,
die zumeist an grenzüberschreitenden Flusssystemen liegen. Ein
weiteres Erbe ist die Umweltkatastrophe am Aralsee, die durch die
Umleitung von Flusssystemen zur Baumwollbewässerung verursacht
wurde (Kapitel 6). 

Schlechtes Management und eine desolate Entwässerungsinfra-
struktur führten zu weitverbreiteter Vernässung und Versalzung der
Böden, vor allem in den flussabwärts gelegenen Staaten. In den Ein-
zugsgebieten des Amu Darya und des Syr Darya in Usbekistan und
Kasachstan erhöhte sich die Versalzung innerhalb eines Jahrzehnts
um mehr als 50 Prozent. Abgesenktes Grundwasser, eine der Ur-
sachen für Versalzung, stellt heute eine enorme Bedrohung für die
Landwirtschaft dar.

Die Wasserknappheit in weiten Teilen der Region hängt weniger
mit der Verfügbarkeit als mit der verfallenden Infrastruktur zusammen.
Pro Hektar wird in den zentralasiatischen Bewässerungssystemen
um 30 Prozent mehr Wasser verbraucht als in Ägypten und Pakistan,
die beide nicht gerade zu den effizientesten Wassernutzern gehören.
Verdunstung, Verschlammung von Kanälen und Lecks in Kanalleitun-
gen bedeuten, dass weniger als 40 Prozent des aus den Flüssen ab-
geleiteten Wassers auf den Feldern ankommen. Ein weiterer Grund
für Wasserknappheit sind Ausfälle von Pumpstationen, die zur Über-
windung von Höhenunterschieden von mehreren hundert Metern be-
nötigt werden. Ineffizienz verursacht außerordentlich hohe Verluste.
Die zentralasiatischen Länder verlieren durch Misswirtschaft in der
Bewässerung schätzungsweise 1,7 Milliarden US-Dollar pro Jahr. 

Tadschikistan veranschaulicht das Ausmaß des Problems. Seit
1991 wird mehr als ein Fünftel der Bewässerungsfläche des Landes
nicht mehr mit Wasser versorgt. Einer Schätzung zufolge verursach-
te dies einen Verlust von vier Prozent des Bruttonationaleinkommens.
Zwei Drittel der 445 Pumpstationen des Landes sind außer Betrieb,
wodurch sich der Wasserfluss um 40 Prozent reduziert hat. Außer-
dem nehmen auf Grund der mangelhaften Bewässerungsinfrastruk-
tur die zuvor schon hohen Wasserverluste noch weiter zu. Der
Zusammenbruch der Infrastruktur ging mit sinkenden öffentlichen
Investitionen einher. Die 2002 für den Sektor bereitgestellten Finanz-

Quelle: UNDP 2003a, 2005a. 

mittel betrugen Berichten zufolge nur noch ein Zehntel der 1991 ver-
fügbaren Summen.

Einfache Lösungen gibt es nicht. In der ehemaligen Sowjetunion
wurde das stark zentralisierte Bewässerungsmanagement von Mos-
kau aus gelenkt. In der postsowjetischen Ära griffen manche Regie-
rungen zum anderen Extrem und übertrugen alle Befugnisse an
private Wassernutzervereinigungen. Der Mangel an Finanzmitteln für
die Instandhaltung der allgemeinen Infrastruktur, die Unfähigkeit,
steigende Stromgebühren für Pumpen aufzubringen, sowie Engpäs-
se bei der Mobilisierung lokaler Finanzmittel führten zum Zusammen-
bruch einer großen Zahl dieser Vereinigungen. 

Ein weiteres Problem ist die schwach ausgebildete regionale Zu-
sammenarbeit. Die Bewohner ländlicher Gebiete sind zur Sicherung
ihrer Lebensgrundlagen auf die Flusssysteme angewiesen, an denen
mehrere Länder der Region Anteil haben. Die riesige Anlage von
Karhsi pumpt in mehreren Stufen Wasser aus dem Amu Darya in die
Steppe von Südusbekistan, zur Bewässerung von 400.000 Hektar
Agrarland. Sechs der sieben Pumpstationen liegen in Turkmenistan.
Differenzen zwischen den turkmenischen und den usbekischen
Behörden hatten zur Folge, dass nicht mehr ausreichend in das
Pumpsystem investiert wurde und Pläne zur Unterstützung seiner
Modernisierung durch internationale Entwicklungshilfe zu den Akten
gelegt wurden. 

Eine verstärkte Zusammenarbeit in der Region und darüber
hinaus ist für eine Erholung unverzichtbar (siehe Kapitel 6). Fluss-
abwärts gelegene Nutzer wie Kasachstan und Usbekistan sind ent-
scheidend vom Zeitpunkt und der Menge der Freisetzung von Was-
ser im flussaufwärts gelegenen Kirgistan abhängig. Die kirgisischen
Behörden untersuchen derzeit Optionen für die Ausweitung der
Stromgewinnung durch Wasserkraft, was den Wasserfluss in den
unteren Abschnitten weiter reduzieren würde. Die fehlende Zusam-
menarbeit wird hohe Kosten verursachen. Die Finanzierung einer
eigenständigen Wasserversorgung durch neue Staudämme in
Kasachstan und Usbekistan ist eine höchst kostspielige Option. Die
wirtschaftlichen Vorteile der Zusammenarbeit sind beträchtlich, aber
sie ist noch nicht ausreichend entwickelt. 

Die wechselseitige Wasserabhängigkeit Zentralasiens erstreckt
sich auch auf seine Nachbarn. Wenn es nicht gelingt, diese Interde-
pendenz in den Griff zu bekommen, wird sich der Wassermangel in
der Landwirtschaft verschärfen. Die Länder in der Region hängen von
Flüssen ab, die in Afghanistan, China und Russland entspringen und
Einzugsgebiete bilden, die sich mehrere Länder teilen. So entsprin-
gen beispielsweise die Flüsse Irtysh und Ili in China und fließen nach
Kasachstan. Die chinesischen Behörden haben angekündigt, dass
sie angesichts steigender Wasserknappheit die Umleitung von
Wasser aus diesen Flüssen in die Provinz Xinjiang planen. Wenn
Afghanistan in seinem Teil des Amu-Darya-Einzugsgebiets die
Bewässerung ausweitet, wird sich dies auf den Wasserzufluss nach
Tadschikistan, Turkmenistan und Usbekistan auswirken. Diese Fälle
zeigen die höchst realen Auswirkungen der wechselseitigen Abhän-
gigkeit von Wasser und die ebenfalls höchst realen Gefahren, die mit
dem Misslingen des Aufbaus kooperationsorientierter Management-
systeme verbunden sind.



Dies ist in Ostasien und in gut funktionie-
renden Bewässerungssystemen anderer Regio-
nen, etwa in Ägypten, Marokko und der
Türkei, weitgehend der Fall, jedoch nicht 
in Südasien, wo staatliche Subventionen ein
wesentlich größeres Gewicht haben. In Pakis-
tan werden weniger als die Hälfte der Betriebs-
und Wartungskosten von Bewässerungssyste-
men durch die Nutzer gedeckt, und die größ-
ten Vorteile sichern sich die großen Erzeuger.
In Indien haben etwa 13 Prozent der Bevöl-
kerung Zugang zu Bewässerung. Innerhalb die-
ser Gruppe entfallen 73 Prozent der Subven-
tionen auf das reichste Drittel der Bauern.40

Gleichzeitig führen niedrige Kostendeckungs-
raten häufig zu schlechter Versorgung, vor
allem für die Endanlieger. Niedrige Kosten-
deckungsraten führen außerdem zu hoher
Ungerechtigkeit. 

Einziehung der Gebühren
Die Kostendeckung kann nicht isoliert betrach-
tet werden. Sie ist Teil eines umfassenderen Sys-
tems, das die Dienstleistungserbringung steu-
ert. Eine der einflussreichsten institutionellen
Veränderungen, die sich in den letzten Jahren
auf diesem Gebiet vollzogen, war die Einfüh-
rung des partizipatorischen Bewässerungsma-
nagements und der Aufbau von Wassernutzer-
vereinigungen. Im besten Fall – wie etwa in
Indonesien, Mexiko und der Türkei – wurde
durch institutionelle Reformen das Manage-
ment auf die Bewässerungsnutzer übertragen,
was zu deutlichen Steigerungen der Einnah-
men, der Ausgaben für Instandhaltung und der
durch Bewässerung erzielten Rendite führte.
Daraus folgt, dass dort, wo Erzeuger mehr
Befugnisse und Verantwortung für das Wasser-
management erhalten, die Preisgestaltung, die
Kostendeckung und die erbrachten Dienstleis-
tungen durch diese Transparenz verbessert wer-
den.41

Um Erzeuger mit mehr Befugnissen auszu-
statten, eine solide Finanzgrundlage herzustellen
und den Bauern greifbare Vorteile zu bringen,
sind verschiedene finanzielle und institutionel-
le Maßnahmen erforderlich, die die Position
der Nutzer stärken. Dabei muss das von oben
nach unten strukturierte Verwaltungsmodell,

erreicht jedoch nur 13 Prozent. Auf der ande-
ren Seite der Trennlinie zwischen den sozialen
Schichten auf dem Land verfügen weniger als
fünf Prozent der ländlichen Bewässerungsnut-
zer über mehr als 50 Prozent der Konzessionen
für Wasserrechte.38

Erhebung von Wassergebühren
Bewässerungsgebühren werden in der Regel als
Pauschalsatz nach der Größe der bepflanzten
Flächen erhoben, sodass die Bauern am Kanalen-
de trotz geringerer und unregelmäßigerer Was-
serzufuhr ebenso viel bezahlen wie die Anlieger
am Anfang und an der Mitte der Kanäle. Außer-
dem sind die von armen Kleinbauern pro Hektar
entrichteten Gebühren höher, weil sie in der Re-
gel einen größeren Anteil ihres Lands bebauen.
Anlieger am Kanalende bezahlen ebenfalls mehr,
weil die Unzuverlässigkeit der Versorgung mit
Bewässerungswasser sie dazu zwingt, in die
Grundwasserentnahme zu investieren (die rund
neunmal teurer ist als die Kanalbewässerung). So
wie auch die städtischen Wasserverbraucher mit
hohem Einkommen weniger für ihr Wasser be-
zahlen als die Slumbewohner (siehe Kapitel 2),
bezahlen manche der ärmsten Bauern Südasiens
mehr für ihr Bewässerungswasser als die größten
Grundbesitzer ihres Landes. In China und Viet-
nam sind die Wassergebühren durchweg höher
als in Südasien, aber das Wasser wird innerhalb
der Bewässerungssysteme gerechter und zuver-
lässiger verteilt, sodass arme Erzeuger ihre Ge-
bühren durch höhere Produktivität finanzieren
können.39

Für die Sicherstellung von Gerechtigkeit bei
der Finanzierung von Bewässerungsinfrastruk-
tur gibt es keine Standardformel. Die Kapital-
kosten des Baus von Bewässerungssystemen
sind viel zu hoch, um von den landwirtschaftli-
chen Erzeugern getragen zu werden. Vom alten
Ägypten über das Mogulreich bis zu den US-
Regierungen der 1920er und 1930er Jahre 
wurden daher solche Kapitalkosten aus dem 
allgemeinen Steueraufkommen finanziert. Die
Mittel für Wartung und Betrieb der Systeme
sollten jedoch hauptsächlich von den Nutzern
aufgebracht werden, mit einer Preisgestaltung,
die die Zahlungsfähigkeit und die erbrachte
Dienstleistung berücksichtigt.
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das bislang im Bewässerungsmanagement vor-
herrschend war, vom Kopf auf die Füße gestellt
werden. Das Modell, auf das sich die staatlichen
Behörden bisher stützten, muss so umgestaltet
werden, dass an die Stelle von Versorgung und
Kontrolle die Unterstützung und der Ausbau
lokaler Managementkapazitäten treten. Dies
erfordert tiefgreifende institutionelle Refor-
men, eine Aufgabe, die leichter gesagt als getan
ist.

Entsprechend gilt, dass die Übertragung
von Managementverantwortung auf Landwirte
nur dort erfolgreich sein wird, wo die Landwirt-
schaft gewinnbringend ist. Die Investitions-
renditen sind nicht nur ein Ergebnis des Bewäs-
serungsmanagements, sondern auch der Ver-
marktungsinfrastruktur, der landwirtschaft-
lichen Beratungsdienste und des Zugangs zu
Informationen, Krediten und anderen produk-
tiven Ressourcen. Eines der in ganz Afrika süd-
lich der Sahara dokumentierten Probleme be-
steht darin, dass Transfers des Bewässerungs-
managements häufig die Verantwortung für die
Instandhaltung der Systeme verlagert haben,
ohne jedoch die Probleme der Vermarktung,
des Transports und des Produktionsmittelein-
satzes anzugehen, die die Einkommenserzie-
lung verringern.42 Als in Madagaskar in den
1980er Jahren eine heruntergekommene Be-
wässerungsinfrastruktur, die sich in der Hand
der regionalen Behörden befand, ohne weitere
Unterstützung aus dem Staatshaushalt an die
Wassernutzer übergeben wurde, führte dies zu
einem Zusammenbruch des Bewässerungssys-
tems.43

Solche Ergebnisse sind nicht unausweich-
lich. Unter den richtigen Bedingungen können
Wassernutzervereinigungen ihre Mitglieder dazu
befähigen, an der Konzeption von Kosten-
deckungssystemen mitzuwirken, den Gebüh-
reneinzug zu verbessern und sicherzustellen,
dass die eingezogenen Gebühren den Systemen
am Ort zugute kommen. Ein entscheidender
Punkt ist die Rechenschaftspflicht der Anbie-
ter. In der pakistanischen Provinz Sindh beto-
nen die Bauern, die nicht bereit sind, für Bewäs-
serung zu bezahlen, dass es ihnen nicht um die
Erschwinglichkeit des Wassers geht, sondern
um die Korruption im Management und die

Unfähigkeit, gute Wasserdienstleistungen be-
reitzustellen.

Stärkung der Nutzer – 
das fehlende Glied in der Kette 

Eine nachhaltige und ausgewogene Finanzie-
rung ist eine der Voraussetzungen dafür, dass
Anpassungen in Bewässerungssystemen unter
Berücksichtigung der Zugangsgerechtigkeit
stattfinden. Die Stärkung der Position der Nut-
zer ist eine andere. Angesichts des sich abzeich-
nenden Konsenses über ein integriertes Wasser-
ressourcen-Management gelten Dezentralisie-
rung und die Übertragung von Befugnissen an
Wassernutzervereinigungen als schneller Weg
zu einer Stärkung der Nutzer. Dabei geht es
jedoch nicht nur um Verwaltungsreform, das
Problem ist komplexer. 

Die Dezentralisierung ist seit mehr als zehn
Jahren ein zentrales Thema bei der Reform des
Wassermanagements. In einigen Fällen betra-
fen die Reformen nur Teilbereiche und waren
unvollständig, wobei zunächst der Schwer-
punkt auf die bessere Kostendeckung und die
Verminderung des Drucks auf die staatlichen
Haushalte gelegt wurde. In anderen Fällen be-
wirkten sie bemerkenswert positive Ergebnisse,
indem sie die Bereitschaft der Bewässerungsbü-
rokratien erhöhten, den Bedürfnissen der Was-
sernutzer entgegenzukommen. Die Dezentra-
lisierung kann neue Anreizmuster schaffen, die
für eine stärkere Rechenschaftspflicht der
Dienstleistungsanbieter sorgen. Dienstleistungs-
verträge, Wirtschaftsprüfung und unabhängige
Wassergerichte gehören zu den Mechanismen,
die zur Förderung der Rechenschaftspflicht 
der Anbieter ebenso wie der Nutzer eingesetzt
wurden. 

In Indonesien erhielten die Wassernutzer-
vereinigungen nach den Reformen von 2001
die volle Kontrolle über die Finanzverwaltung
der Bewässerungsanlagen, einschließlich Haus-
haltsaufstellung und Preisfestsetzung. Gewähl-
te Vertreter der Nutzervereinigungen arbeiten
jetzt in den Bewässerungsgremien der Distrikt-
verwaltung und in den hochrangigeren Ent-
scheidungsgremien für das gesamte Flussein-
zugsgebiet mit. Ein noch augenfälligeres Beispiel
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Ansprüche auf Land durchzusetzen, scheinen
die Hauptursachen dafür zu sein.45

Die Erfahrung Südafrikas zeigt, dass alte
Ungleichheiten und Herrschaftsgewohnheiten
schwer zu überwinden sind. Dasselbe gilt für
die Korruption. Eines der Ziele der Dezentrali-
sierung war es, rechenschaftspflichtigere und
transparentere Managementstrukturen aufzu-
bauen. Aber die Fortschritte waren sehr un-
gleich. Befragungen von Bauern über das Ha-
kra-Bewässerungssystem im Punjab in Pakistan
sind aufschlussreich. Mehr als die Hälfte der
Befragten waren der Meinung, die Effizienz
habe sich durch die Dezentralisierung verbes-
sert und der Wasserdiebstahl sei zurückgegan-
gen. Aber nur wenige Bauern waren der Mei-
nung, Bestechung sei kein Problem, ein Viertel
fand, dass Amtsinhaber Freunde und Verwand-
te begünstigten, und die Hälfte sagte aus, es
habe „keine Veränderungen“ bei den Nutzef-
fekten für kleine und arme Bauern gegeben.
Dies sind Anzeichen dafür, dass die Dezentra-
lisierung nicht automatisch zur Lösung der
Probleme mit Korruption und schlechtem
Management führt.46

..... und die Ungleichheit 
der Geschlechter auch
Spannungen zwischen Dezentralisierung und
Zugangsgerechtigkeit treten auch auf der Ebene
der einzelnen Haushalte auf. Ungleichheiten
zwischen den Geschlechtern im Bereich der Be-
wässerung sind tief verwurzelt und ein Ergebnis
der formellen und informellen Regeln, die
Frauen daran hindern, ihrer Stimme Gehör zu
verschaffen. In vielen Ländern verfügen die
Frauen über Nutzungsrechte an Wasser, aber
nur über höchst eingeschränkte Kontrollrech-
te. Letztere sind häufig mit umfassenderen
Eigentumsrechten verknüpft, die zwischen
Männern und Frauen höchst ungleich verteilt
sind. Millionen Frauen in Südasien und Afrika
südlich der Sahara haben kein Recht auf Land
und daher auch kein Recht auf formelle Mit-
gliedschaft in den Wassernutzervereinigungen,
sodass sie an deren Sitzungen nicht teilnehmen
können. Zwar sehen inzwischen viele tradi-
tionelle kommunale Bewässerungssysteme die
Möglichkeit des Erwerbs von Wassernutzungs-

für Dezentralisierung findet sich in Andhra
Pradesh, wo das Wassermanagementsystem
durch das Gesetz über Bewässerungslandwirt-
schaft von 1997 verändert wurde (Kasten 5.9).44

Das Recht, gehört zu werden, ist nicht
gleichzusetzen mit der Macht, Entscheidungen
zu beeinflussen. Eines der Probleme des Ma-
nagementmodells für die Bewässerung bestand
darin, dass es sich nur teilweise um die Stärkung
der Wassernutzer bemühte. Die Reformen be-
standen häufig eher darin, den Wassernutzern
eine Stimme zu geben, anstatt sie mit Rechten
auszustatten und dadurch ihre Position zu stär-
ken. Dezentralisierung und die Übertragung
von Befugnissen auf die lokale Ebene kann die
politische Partizipation und Rechenschafts-
pflicht stärken. Ob dadurch auch die Ungleich-
heit reduziert wird, hängt davon ab, ob etwas
gegen die Disparitäten beim Zugang zu Land,
Wasser und Macht unternommen wird.

Alte Gewohnheiten lassen 
sich schwer überwinden ... 
Im Bewässerungsbereich führt die Dezentrali-
sierung des Wassermanagements nicht automa-
tisch zu höherer Zugangsgerechtigkeit, selbst
dort, wo eine klare Umverteilungspolitik ver-
folgt wird. Die 1998 in Südafrika erlassenen
Wassergesetze institutionalisierten die Mitwir-
kung von Kleinnutzern in den Bewässerungs-
gremien, die früher Weißen vorbehalten waren.
Die Wassernutzervereinigungen sind nunmehr
gesetzlich verpflichtet, auch Kleinnutzer wie
Landarbeiter, Marktgärtner-Gruppen und Päch-
ter aufzunehmen. Während die Einbeziehung
von Kleinnutzern in die Managementstruktu-
ren marginalisierten Gruppen mehr Mitsprache
ermöglichte, haben sich die alten Machtverhält-
nisse als höchst widerstandsfähig erwiesen.
Große kommerzielle Landwirte dominieren
nach wie vor die Entscheidungsfindung. Hinzu
kommt, dass die Kleinnutzer häufig viel weni-
ger Wasser erhalten, als sie eigentlich beanspru-
chen könnten. Forschungsarbeiten in der West-
lichen Kapprovinz und in anderen Bewässe-
rungsdistrikten ergaben, dass manche Klein-
bauern weniger als die Hälfte ihrer Bezugsrech-
te ausschöpfen. Die schwache politische Orga-
nisation der Kleinnutzer und ihre Unfähigkeit,
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Kasten 5.9 Dezentralisierung des Wassermanagements in Andhra Pradesh

Dezentralisierung des Wassermanagements bedeu-
tet häufig eine Übertragung von Verantwortung
ohne Ausstattung mit Finanzmitteln. Der indische
Bundesstaat Andhra Pradesh bildet eine eindrucks-
volle Ausnahme. 

Das Gesetz über Bewässerungslandwirtschaft
von 1997 wurde nach intensiven politischen Debat-
ten und Konsultationen zwischen nationalen Stellen,
Behörden des Bundesstaats, Bauerngruppen und
Dorfvereinigungen erlassen. Im gesamten Bundes-
staat durchgeführte Wahlen führten zur Schaffung
von mehr als 10.000 Wassernutzervereinigungen.

Die Bewässerungsbehörde von Andhra Pra-
desh wurde dezentralisiert, um den Wassernutzer-
vereinigungen technische Unterstützung zukom-
men zu lassen. Den einzelnen Nutzervereinigungen
wurden Entscheidungsbefugnisse für die Ausarbei-
tung und Durchführung von Dienstleistungsplänen,
die Durchsetzung von Regeln und die Festlegung
der Instandhaltungsausgaben übertragen. Die Fi-
nanzkontrolle und die Zuständigkeit für die Kosten-
deckung wurden ebenfalls an die Vereinigungen
übertragen, sodass sie Dienstleistungsanbieter be-
auftragen und die Vertragsabwicklung durchführen
können. Mehr als 90 Prozent der eingezogenen Ge-
bühren bleiben am Ort. Die bessere Versorgung, die
mit diesen Gebühren finanziert wurde, veranlasste
viele Bauern zu der freiwilligen Entscheidung, die
Kostendeckung zu erhöhen. Damit wurde der frü-
here Kreislauf von Unterfinanzierung und Verfall der
Infrastruktur durchbrochen.

In der Öffentlichkeit stark beachtete Prüfungen,
die von den Wassernutzervereinigungen und der
Bewässerungsbehörde gemeinsam durchgeführt
werden, untersuchen die politische Partizipation in-
nerhalb der Vereinigungen sowie auch Fragen des
Ausbaus der Wasserversorgung. Die Dezentralisie-
rung bewirkte eine spürbare Veränderung des
Machtgleichgewichts zwischen Wassernutzern und
staatlichen Bewässerungsanbietern, da diese An-
bieter jetzt stärker auf die Bedürfnisse der lokalen
Gemeinschaften eingehen müssen und ihnen ge-
genüber stärker rechenschaftspflichtig sind.

Allerdings sind innerhalb der lokalen Bevölke-
rung die Mitsprachemöglichkeiten bei der Festle-
gung der Prioritäten ungleich verteilt. Forschungsar-
beiten auf Dorfebene zeigten, dass bei der formel-
len Partizipation erhebliche Unterschiede bestehen.
Noch größer sind die Abweichungen, wenn es um
die Möglichkeit der Armen und der Frauen geht, ih-
ren Einfluss geltend zu machen. Eine Prüfung in 102
Dörfern in zwei repräsentativen Unterdistrikten –
Dhone und Kalyandurg – ergab starke Abweichun-
gen bei der Teilnahme an Dorfversammlungen über

Wasser (siehe Grafik). In Kalyandurg, wo eine nicht-
staatliche Organisation seit 25 Jahren mit den Bau-
ern zusammenarbeitet, waren in zwei Dritteln der
geprüften Dörfer die Armen der Meinung, sie hätten
Einfluss auf die sie betreffenden Entscheidungen. 
In Dhone lagen die Anteile für Partizipation und
Einflussnahme sehr viel niedriger; hier wurde nur für
16 Prozent der Dörfer eine aktive Einflussnahme
seitens der Armen registriert (siehe Grafik). 

Bei der Berücksichtigung der Anliegen von
Frauen war die Dezentralisierung sehr viel weniger
erfolgreich. In nur vier bis fünf Prozent der Dörfer
waren die Frauen der Meinung, sie könnten die
Entscheidungen in den Dorfversammlungen beein-
flussen. In dem Prüfbericht heißt es: „Frauen, ins-
besondere arme Frauen, nehmen selten an den
Versammlungen teil ... Trotz beeindruckender Fort-
schritte bei der Stärkung ihrer Position .... werden
Frauen immer noch nicht wirksam an der Entschei-
dungsfindung auf Gemeinschaftsebene beteiligt.“ 

Quelle: Rao und andere 2003; Vermillion 2005; Sivamohan und Scott 2005. 

Wassermanagement – manche haben 
eine stärkere Stimme als andere

Kalyandurg

Quelle: Rao und andere 2003.
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bewässerten Gebieten eine wichtige Rolle: in
den meisten Entwicklungsländern produzieren
sie schätzungsweise zwei Drittel der Nahrungs-
mittel. Aber die geringe Mitwirkung der Frau-
en in den Wassernutzervereinigungen ist ein
systemisches Problem, das sich auch durch
Dezentralisierung und Übertragung von Befug-
nissen an die Nutzervereinigungen nicht ohne
weiteres lösen lässt. Der Antrieb für Verände-
rungen muss von unten kommen. Nichtstaat-
liche Organisationen in Bangladesch, Indien
und Kenia bemühen sich zusammen mit Dorf-
gruppen um die stärkere Einbeziehung der
Frauen, aber die kulturellen Hindernisse, die
ihrer Partizipation entgegenstehen, sind nach
wie vor hoch. 

Wenn es nicht gelingt, systematisch die Po-
sition der Frauen zu stärken und ihren Rat ein-
zuholen, ist das nicht nur schlecht für die sozia-
le Gerechtigkeit und die Zugangsgerechtigkeit.
Es ist auch schlecht für die Effizienz, denn als
Erzeugerinnen verfügen die Frauen über Fähig-
keiten und Kenntnisse, die für die Wasserbe-
wirtschaftung entscheidend wichtig sind. Auf
Grund dieser Einsicht haben verschiedene Län-
der mutige Maßnahmen ergriffen, um kulturel-
le Barrieren abzubauen. In Uganda ist für alle
politischen und administrativen Behörden vom
Regierungskabinett bis hinunter zu den dörfli-
chen Wassernutzervereinigungen eine Frauen-
quote von mindestens 30 Prozent gesetzlich
vorgeschrieben.49 Positive Diskriminierung wird
vielleicht die kulturellen Barrieren nicht völlig
beseitigen – aber sie stellt zumindest ihre Legiti-
mität in Frage. 

rechten durch die Ausführung von Instandhal-
tungsarbeiten vor. Häufig hindern jedoch kul-
turelle Normen die Frauen daran, solche Tätig-
keiten zu übernehmen. Und selbst wenn sie es
tun, folgen Wasserrechte nicht automatisch,
wie Forschungen in Kenia und Nepal doku-
mentieren.47

Öffentliche Sitzungen über Bewässerungs-
fragen sind häufig eine Männerdomäne. Die
Ausgrenzung der Frauen kann darauf beruhen,
dass sie von anderen Arbeiten in Anspruch ge-
nommen werden, aber auch auf mangelndem
Selbstvertrauen, das sie daran hindert, das Wort
zu ergreifen oder Forderungen zu stellen. Eine
Studie über die Mitwirkung von Frauen in
Projekten der Bewässerungslandwirtschaft in
Ecuador zitiert eine Frau, die die Realität der
informellen Geschlechterungleichheit so zu-
sammenfasst: „Die Sitzungen [der Bewässe-
rungsvereinigung] finden am Freitag Abend
statt. Da habe ich immer noch sehr viel im Haus
zu tun, nachdem ich für meinen Mann und die
Kinder das Essen gekocht habe. .... Selbst wenn
ich zu einer Sitzung gehe, kann ich mir nur an-
hören, was die Männer zu sagen haben. Die
Männer sind es, die reden und diskutieren“.48

In Andhra Pradesh hat die Dezentralisierung
wohl die Verhandlungsposition der männlichen
Wassernutzer gegenüber den staatlichen Stellen
gestärkt, aber sie hat wenig dafür getan, den
Frauen Mitsprachemöglichkeiten auf Manage-
mentebene einzuräumen (siehe Kasten 5.9).

Die Überwindung dieser Geschlechterbar-
rieren ist schwierig. Frauen spielen bei der Nah-
rungsmittelerzeugung in bewässerten und nicht
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Fast die ganzen letzten hundert Jahre hindurch
wurde dem Wassermangel in der Landwirtschaft
durch den Bau von Staudämmen und großflächi-
gen Bewässerungsanlagen entgegengewirkt. In
den kommenden Jahren wird sich der Schwer-

punkt klar auf die Nachfragesteuerung verlagern.
Das Anliegen, mehr Ertrag pro eingesetzter Was-
sermenge zu erzielen, anstatt mehr Wasser auf
die Felder zu bringen, rückt in den Mittelpunkt
der öffentlichen politischen Debatte. 

Höhere Wasserproduktivität für die Armen



Die Erhöhung der Wasserproduktivität ist
eine der offensichtlichen Antworten auf Was-
serknappheit. Kraftvolle Impulse für Produkti-
vitätsgewinne werden vom Markt ausgehen.
Mit zunehmender Verknappung des Wassers
werden die Preise steigen. Bei ansonsten gleich-
bleibenden Bedingungen ist zu erwarten, dass
dies Anreize für Investitionen in die Entwick-
lung und Anwendung neuer Technologien zur
Reduzierung des Wasserverbrauchs schafft.
Allerdings sind die erforderlichen Kapazitäten,
um solche Investitionen zu unternehmen und
Nutzen aus der neuen Technologie zu ziehen,
nicht gleichmäßig verteilt. Kleinbauern, denen
es an den materiellen Voraussetzungen fehlt,
Erzeuger, deren Anbauflächen im Endbereich
von Bewässerungskanälen liegen, sowie Frauen
gehören zu den Gruppen, die wahrscheinlich
nicht in den Genuss dieser neuen Technologien
kommen werden, wenn nicht durch entspre-
chende Institutionen und politische Strategien
gegengesteuert wird.

Dieser Abschnitt befasst sich kurz mit der
wichtigen Rolle, die der Wasserernte und der
Mikrobewässerung mittels neuer Technologien
zukommt, wenn es darum geht, armutsorien-
tierte Optionen des Wassermanagements zu
entwickeln. Beide bieten Vorteile für die Siche-
rung der Wasserversorgung und bringen das
Wasser – und Möglichkeiten zu seiner Speiche-
rung – näher an die Menschen heran. Die
Haushalte werden mit der Fähigkeit ausgestat-
tet, die Produktivität zu erhöhen und Risiken
zu vermindern, wie dies für große Staudämme
und Staubecken auf nationaler Ebene gilt. 
Entsprechend bieten die neuen, armutsorien-
tierten Technologien einen doppelten Nutzen.
Zusammen mit Arbeitsleistungen und gering-
fügigen Kapitalinvestitionen für Land und Was-
ser können sie zur Steigerung von Produktivität
und Einkommen beitragen.

Wasserernte und Mikrobewässerung

Wasserbewirtschaftung wird weiterhin vor al-
lem als Thema für große Projekte und Program-
me gesehen. Aber die kleinräumliche Wasserbe-
wirtschaftung kann die Produktivität der klein-
bäuerlichen Landwirtschaft erhöhen und ihre
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Risiken mindern, während sie gleichzeitig wich-
tige Vorteile für die menschliche Entwicklung
bringt. Die Technologien und Ansätze sind weit-
hin bekannt. Die Herausforderung liegt darin,
eine öffentliche Politik zu entwickeln, die das
Schwergewicht auf Partnerschaften zwischen
lokaler Bevölkerung und staatlichen Stellen legt. 

Wasserernte
Die bei der Wasserernte gewonnenen Erfah-
rungen zeigen, wie lokale Initiativen durch
Partnerschaften großflächig ausgeweitet wer-
den können. Kleine Stauteiche und Vorrich-
tungen zur Regenwassersammlung schaffen
eine Infrastruktur, die in Verbindung mit geeig-
neten Bodenbewirtschaftungspraktiken die
Verfügbarkeit von Wasser für die Armen erhö-
hen und die lokale Effizienz und Produktivität
der Wassernutzung erheblich steigern kann.
Dadurch kann die Wasserversorgungssicher-
heit in Gebieten mit Regenfeldbau erhöht, die
Ernährung gesichert und die kleinbäuerliche
Marktproduktion durch Diversifizierung ver-
bessert werden. 

Das Sammeln von Regenwasser ist eine der
ältesten dokumentierten hydrologischen Akti-
vitäten. Es wurde schon vor 8.000 Jahren in den
ersten menschlichen Siedlungen Südasiens und
vor 4.000 Jahren in Griechenland und Palästina
praktiziert. Südasien kann eine reiche Geschich-
te der Wasserernte vorweisen, die von den 
komplexen integrierten Zisternensystemen der
Vijayanagar-Könige in Südindien im 14. Jahr-
hundert bis zu den Tausenden einfacher Dorf-
teiche reicht, die heutzutage für die verschie-
densten Produktions- und Haushaltstätigkei-
ten genutzt werden. Auch in Afrika südlich der
Sahara gibt es vielfältige traditionelle Formen
der Wasserernte, bei denen häufig das Regen-
wasser direkt in den Boden eingebracht wird,
um die Feuchtigkeit zu ergänzen. Mehr als die
Hälfte der Reisproduktion Tansanias wird mit
Hilfe von Wassererntesystemen erzeugt, die die
Bauern selbst anlegen und bewirtschaften. In
Westafrika werden durch Wasserernte Böden
rehabilitiert und vom Regen ausgewaschene
Nährstoffe wieder aufgefangen.50

In der Ära der modernen Bewässerung ver-
loren die Strukturen für die Regenwasserernte
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erwirtschaftet. Untersuchungen in Dörfern in
Maharashtra lassen ein Potenzial für noch
höhere wirtschaftliche Renditen auf längere
Sicht erkennen.52

Die Ausweitung der Rückhaltedämme auf
alle Gebiete mit Regenfeldbau in Indien würde
den Wert der Monsunernte von 36 auf 180 Mil-
liarden US-Dollar pro Jahr steigern, bei einer
Anfangsinvestition von sieben Milliarden Dol-
lar. Dies ist natürlich nur eine Kosten-Nutzen-
Schätzung, die keine Erkenntnisse über die
enormen Managementproblemen enthält, die
ein solches Programm aufwerfen würde. Aber
angesichts der sehr hohen Armutsquote in den
Gebieten mit Regenfeldbau ist eine andere In-
vestition mit einem noch höheren Potenzial für
die Stärkung der menschlichen Entwicklung
und die Ausweitung der positiven Effekte des
wirtschaftlichen Erfolgs Indiens auf die länd-
lichen Gebiete nur schwer vorstellbar.53

Vergleiche der relativen Effizienz groß- und
kleinflächiger Wassererntesysteme sind schwie-
rig – und in der Regel auch nicht hilfreich. Man
sollte nicht davon ausgehen, dass diese beiden
Aktivitäten sich gegenseitig ersetzen – vielmehr
ergänzen sie sich. Jedoch sind die Behauptun-
gen, dass großflächige Infrastrukturen effizien-
ter seien, manchmal übertrieben. Das Auffan-
gen und Sammeln des Regenwassers, dort wo es
fällt, anstelle seiner Beförderung durch Bewäs-
serungskanäle, erhöht die als „grünes Wasser“
gebundene Feuchtigkeit im Boden, trägt zur
Neubildung des Grundwassers bei und bildet
eine Reserve, die die Menschen in Trockenperi-
oden für ergänzende Bewässerung nutzen kön-
nen. Während manche Kleinvorrichtungen zur
Wasserernte im Vergleich zu großen Speicher-
becken mit hohen Stückkosten verbunden sind,
bieten sie andererseits potenzielle Effizienzge-
winne. Jüngste Studien in Indien, im amerika-
nischen Bundesstaat Arizona und in der Negev-
Wüste in Israel zeigen, dass kleine Dämme
mehr Wasser pro Hektar zurückhalten als
große Speicherbecken.54

Wasserernte macht große Staudämme je-
doch nicht überflüssig. In Indien bietet die
Großinfrastruktur die zehnfache Speicherkapa-
zität kleiner Sammelvorrichtungen. Außerdem
sind kleine Speicherbecken zu ihrer Auffüllung

jedoch an Bedeutung. In Indien führten der
Anstieg der Kanalbewässerung und in neuerer
Zeit die modernen Techniken zur Grundwas-
serentnahme zu einer systematischen Vernach-
lässigung der traditionellen Systeme (Grafik 5.8).
Seit den 1980er Jahren ging die Anzahl der Zis-
ternen, Teiche und anderer Oberflächenspei-
cher um fast ein Drittel zurück. Dadurch nahm
die Neubildungskapazität des lokalen Grund-
wassers erheblich ab – ein Anlass zu großer Sor-
ge angesichts des Aufschwungs der Technolo-
gie zur Anlage von Bohrbrunnen.51

In Indien überprüfen die mit der Verschär-
fung der Grundwasserkrise konfrontierten
Behörden der Bundesstaaten und die nationa-
len Behörden die Prioritäten und bemühen sich
um ein neues Gleichgewicht. In Gujarat, einem
der Epizentren der Grundwasserkrise, unter-
stützt die Regierung des Bundesstaates kommu-
nale Initiativen zur Schaffung von über 10.000
Rückhaltedämmen (kleine Dämme, die wäh-
rend des Monsunregens überschüssiges Wasser
zurückhalten und dafür sorgen, dass es im Bo-
den versickert) zur Unterstützung der Bewässe-
rung und der Neubildung von Grundwasser.
Mehr als 40 Prozent der Investitionen werden
von den örtlichen Gemeinwesen aufgebracht,
die Arbeitskräfte, Material und Finanzmittel
bereitstellen. Innerhalb von drei Jahren wurden
mit jedem investierten US-Dollar 1,50 Dollar

Rückläufige Wasserernte in IndienGrafik 5.8
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auf Niederschläge angewiesen, die großen
Schwankungen unterliegen.55 Wie in Kapitel 4
dargestellt wurde, verliert die Debatte „Klein
gegen Groß“ rasch an Aktualität. Immerhin
maximieren kleine Systeme die Produktivität
des am Ort vorhandenen Wassers und tragen
zur Neubildung des Grundwassers bei. Sie set-
zen bei der Problemlösung auf lokaler Ebene an
und nehmen damit den Druck von den großen,
zentralisierten Systemen.

Kleinflächige Bewässerung
Die Erhöhung der Produktivität in großen Be-
wässerungssystemen durch verbesserte Instand-
haltung und die Stärkung der Position der Was-
sernutzer ist eine der möglichen Antworten auf
die sich abzeichnenden Wassernutzungsszena-
rien, die weiter oben beschrieben wurden. Die
Ausweitung des Bewässerungspotenzials durch
Investitionen in die Mikrobewässerung ist
ebenfalls wichtig, vor allem in Gebieten mit
Regenfeldbau. 

Betrachten wir das wasserreiche Äthiopien.
Es verfügt über 12 Flusseinzugsgebiete, darun-
ter das des Nils, und die Wasserverfügbarkeit
pro Kopf beträgt 1.644 Kubikmeter – ein rela-
tiv hohes Volumen. Aber wegen der großen
Schwankungen der Niederschläge zwischen
den Jahreszeiten und den einzelnen Landestei-
len können die Bauern nur eine Ernte pro Jahr
erzeugen. Häufige Trockenperioden und Dür-
ren führen zu hoher Anfälligkeit und Armut
der ländlichen Bevölkerung, deren Wohlerge-
hen an die Regenfälle geknüpft ist. Das Haupt-
problem ist also vor allem die Berechenbarkeit
und weniger die Verfügbarkeit von Wasser. 

Bewässerung bietet eine Möglichkeit, die
mit der Unberechenbarkeit verbundene Risiko-
anfälligkeit zu verringern. Bis zu 2,7 Millionen
Hektar Land in Äthiopien eignen sich für Be-
wässerung, aber weniger als 300.000 Hektar
wurden bisher dafür erschlossen.56 Gleichzeitig
beträgt die Speicherkapazität der Staubecken
insgesamt weniger als 50 Kubikmeter pro Kopf
– weltweit eine der niedrigsten Quoten. Durch
den Ausbau der Bewässerung könnte dieses
Problem behoben werden, aber die Finanzie-
rung ist eine hohe Hürde. Angesichts der unzu-
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reichenden Infrastruktur verursachen großflä-
chige Bewässerungsprogramme in Äthiopien,
wie in den meisten Ländern in Afrika südlich
der Sahara, viel höhere Kosten pro Hektar als 
in Südasien. Forschungsarbeiten des Internatio-
nalen Instituts für Wassermanagement haben
jedoch Möglichkeiten für die Ausweitung der
kleinflächigen Bewässerung nachgewiesen. Es
wird geschätzt, dass Äthiopien durch kleinflä-
chige Bewässerung im Verbund mit kosten-
günstigen Techniken der Tröpchenbewässe-
rung in den nächsten 10-15 Jahren die Erträge
verdoppeln könnte, bei Kosten pro Hektar und
pro Kopf, die niedriger sind als bei herkömm-
lichen Bewässerungsinvestitionen.57

Einfache technische Lösungen
mit hohen Gewinnen für die 
menschliche Entwicklung

Angesichts verschärfter Zwänge durch Wasser-
verknappung hat die Industrie mit neuen Tech-
nologien reagiert. Von Südkalifornien über Israel
bis zum Murray-Darling-Becken in Australien
streben die kommerziellen Erzeuger mehr 
Ertrag pro eingesetzter Wassermenge an, in-
dem sie komplexe, häufig computergesteuerte
Tröpfchenbewässerungssysteme einsetzen, die
die Pflanzen zum optimalen Zeitpunkt mit der
optimalen Wassermenge versorgen. Heute wer-
den durch Innovationen Bedingungen geschaf-
fen, die es auch kleineren und ärmeren Land-
wirten erlauben, an der technologischen Revo-
lution der Wasserbewirtschaftung teilzuhaben.
Damit die Chancen genutzt werden können,
die sich daraus für die menschliche Entwick-
lung ergeben, muss sich die öffentliche Politik
um die Überwindung armutsbedingter Hinder-
nisse bemühen.

Die Mikrobewässerung ist die innovativste
der neu entstandenen Technologien zur Was-
serbewirtschaftung. Sie bietet ein enormes Po-
tenzial. Tropftechnologien benötigen weniger
Wasser als Oberflächenbewässerung, bringen es
direkt an die Pflanzen heran und verringern
Versalzung und Vernässung der Böden. Die un-
gleiche Verteilung dieser Technologien erklärt
einige der hohen Unterschiede, die weltweit bei
den pro eingesetzter Wassermenge erzielten Er-



nik (mit Stückkosten von 12 bis 30 US-Dollar)
entnimmt Wasser aus nahe an der Oberfläche
gelegenen Grundwasservorkommen zur Bewäs-
serung von Flächen bis zu einem halben Hek-
tar. In Bangladesch und im Osten Indiens, wo
der Grundwasserspiegel sehr hoch ist, ist sie in-
zwischen weit verbreitet. Mehr als eine Million
solcher Pumpen sind heute in Asien im Einsatz.
Auch in Afrika südlich der Sahara hat sich die-
se Pumpentechnik schnell ausgebreitet.62 Zwar
liegen die Produktionskosten in Afrika südlich
der Sahara mit 50 bis 150 US-Dollar pro Stück
immer noch höher als in Südasien. Da jedoch
im Verbund mit einer marktorientierten Pro-
duktion nachweislich eine jährliche Investiti-
onsrendite von 130 bis 850 Prozent zu erzielen
ist, bietet sich hier ein enormes Potenzial für die
Verringerung der Armut.63

Die Kombination von Mikrobewässerung
und neuer Technologie bietet die Möglichkeit,
die Vorteile der Bewässerung wesentlich breiter
zu verteilen. Sie verspricht auch, Kleinbauern
den Eintritt in Inlands- und Exportmärkte mit
höherer Wertschöpfung zu erleichtern. Die Rea-
lisierung dieses Versprechens erfordert jedoch
öffentliche Investitionen, um die Ausbreitung
der neuen Bewässerungstechniken zu unter-
stützen und – was noch wichtiger ist – Markt-
infrastrukturen in randständigen Gebieten auf-
zubauen. Aber viele Länder werden zunächst
ihre derzeitigen Ansätze für landwirtschaft-
liches Wachstum überprüfen müssen. Wäh-
rend zahlreiche Regierungen das Loblied der
kleinbäuerlichen Landwirtschaft singen, kon-
zentrieren die meisten die knappen öffent-
lichen Investitionen auf Gebiete mit relativ
großflächiger, kapitalintensiver kommerzieller
Landwirtschaft. Ein solcher Ansatz könnte im
Hinblick auf ein dauerhaftes Wachstum und
die Verringerung der Armut von Nachteil sein. 

Das unerschlossene Potenzial für eine um-
fangreiche Ausweitung ist beträchtlich. Zwar
dehnt sich die Mikrobewässerung rasch aus,
aber sie kommt immer noch auf nur rund einem
Prozent der Bewässerungsflächen der Welt zum
Einsatz. Wenn auch die erzielten Ergebnisse je
nach Standort und eingesetzter Technologie
unterschiedlich sind, wird in der Regel die Was-
serproduktivität landwirtschaftlicher Betriebe

trägen zu beobachten sind. In Frankreich wer-
den auf 90 Prozent der bewässerten Flächen
Sprinkler und Tröpfchenbewässerung einge-
setzt, in China und Indien dagegen nur auf ein
bis drei Prozent der Flächen.58

Bis vor kurzem waren die Märkte für Mikro-
bewässerungstechnologie auf große kapital-
intensive Erzeuger ausgerichtet. Das hat sich
geändert, seit die Preise für diese Technologie
zurückgegangen sind und ihre Verfügbarkeit ge-
stiegen ist. Tröpfchenbewässerungstechniken,
zu denen auch arme Bauern Zugang haben, gibt
es inzwischen in unterschiedlicher Form. Für 
den Gemüseanbau in Haushaltsgärten wurden
preiswerte kleine Selbstbauanlagen mit Eimern
und Tropfvorrichtung entwickelt. International
Development Enterprises, eine internationale
nichtsstaatliche Organisation, spielte bei der
Überwindung der Kostenbarriere eine wichtige
Rolle. Eines der von ihr entwickelten Modelle
verwendet im Handel erhältliche Tuchfilter
und Plastikbehälter anstelle empfindlicher
Tropfvorrichtungen aus Metall. Damit wurden
die Kosten für die Bewässerung auf 250 US-
Dollar pro Hektar gesenkt. Feldergebnisse in
Andhra Pradesh (Indien) und in Nepal zeigen,
dass mit der gleichen Wassermenge die ange-
pflanzte Fläche verdoppelt werden konnte.59

Forschungsarbeiten des Internationalen 
Instituts für Wassermanagement in Kenia und
Nepal lieferten Hinweise auf Produktivitätszu-
wächse: Jeder investierte US-Dollar erbrachte
nach Abzug aller Kosten außer den Arbeits-
kosten zwei Dollar. In Indien wurden preiswer-
te Mikrobewässerungs-Selbstbauanlagen, soge-
nannte „Pepsee Kits“, entwickelt. Die Bauern in
den semi-ariden Gebieten von Madhya Pradesh
und Maharashtra, die sie in großem Umfang
einsetzten, steigerten damit ihre Erträge und
vergrößerten ihre Anbauflächen. Studien zei-
gen, dass die Tropftechniken den Wasserver-
brauch um 30 bis 60 Prozent senken und die Er-
träge um 5 bis 50 Prozent steigern.60 Bauern in
Burkina Faso, Kenia und Sudan berichten über
eine drei- bis- vierfache Ertragssteigerung durch
den Einsatz von Tröpfchenbewässerung und
Handbewässerung aus Regenauffangbecken.61

Eine weitere Innovation ist die Pedalpum-
pe. Diese preiswerte und erschwingliche Tech-
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durch die Tropfbewässerung verdoppelt. An-
hand der festgestellten Renditen laufender In-
vestitionen wurde geschätzt, dass die Einfüh-
rung neuer Technologien durch 100 Millionen
Kleinbauern Nettogewinne von 100 Milliarden
US-Dollar und mehr abwerfen könnte.64 Dies
übersteigt die derzeitige Entwicklungshilfe um
ein Viertel. Womöglich noch wichtiger ist, dass
die Renditen unmittelbar den örtlichen Ge-
meinschaften mit hoher Armutskonzentration
zugute kommen würden. Bezieht man die Mul-
tiplikatoreffekte von höherer Nachfrage, höhe-
ren Investitionen und mehr Arbeitsplätzen mit
ein, so könnten sich die Nettogewinne um das
Dreifache erhöhen. Dies würde bedeuten, dass
das Einkommen der Menschen, die heute ihren
Lebensunterhalt mit weniger als einem US-
Dollar pro Tag bestreiten müssen, um bis zu
500 Dollar pro Jahr steigen könnte.65

Warum wird also nicht in viel größerem
Umfang in die Mikrobewässerung investiert?
Hier kommen Angebots- und Nachfragefakto-
ren ins Spiel. In Jordanien trug die Einführung
der volumetrischen Messung des Wasserdurch-
flusses dazu bei, die Tröpfchenbewässerung
rasch auszuweiten. Die Bauern wurden durch
einen starken Marktanreiz zur Einführung der
neuen Technologie veranlasst. Allerdings wer-
den die Bewässerungssysteme in Jordanien von

Großerzeugern dominiert, die hochwertige
Agrarprodukte anbauen. Die Ausweitung der
volumetrischen Messverfahren auf Hunderte
Millionen Bauern in Asien, die auf kleinen Flä-
chen mit Grundwasser- und Oberflächenbe-
wässerung arbeiten und häufig geringerwertige
Nahrungsmittelpflanzen für den Eigenver-
brauch erzeugen, wäre enorm schwierig.

Es gibt noch nicht genügend Anreize für die
Entwicklung und den Einsatz neuer Technolo-
gien. Ein flexibles, marktgestütztes Versorgungs-
system ist der effizienteste Weg, um Kleinerzeu-
ger zu erreichen. Aber die Regierungen könn-
ten noch sehr viel mehr tun, um die Forschung
zu fördern, Sozialmarketing zu unterstützen
und Beratungssysteme aufzubauen, die mithel-
fen könnten, dass die Märkte die armen Men-
schen erreichen. Ein Umdenken in der Frage
der Subventionen wäre ebenfalls hilfreich. An-
statt durch Stromsubventionen Anreize für die
Entnahme von Grundwasser zu geben, könnten
die Regierungen gezielte Unterstützung für
Wassereinsparung durch Mikrobewässerung
anbieten. Dies geschieht im Rahmen des Natio-
nalen Wassereinsparungsprogramms in Tune-
sien, bei dem Erzeuger Zuschüsse beantragen
können, deren Höhe sich nach der Betriebs-
größe und der Art der eingesetzten Technolo-
gie richtet.66

Angesichts der zunehmenden Besorgnis über
die globale Wasserversorgung und die Verfüg-
barkeit von Nahrungsmitteln sollten die Regie-
rungen den Blick über die Knappheitsaspekte hi-
naus auf die umfassenderen Fragen der mensch-
lichen Entwicklung richten. Der Zugangsgerech-
tigkeit und der Stärkung der Nutzer in den
Managementstrukturen einen wichtigeren Platz
einzuräumen, ist ein Anfang.

Zur Bewältigung dieser Herausforderung
sind drei Dinge erforderlich. Erstens muss eine

transparente nationale Strategie ausgearbeitet
werden, die deutlich macht, wie die Allokation
der Wasserressourcen in den kommenden Jah-
ren erfolgen soll, um für Berechenbarkeit zu
sorgen. Zweitens muss dieser Rahmen in die na-
tionale Planung auf dem Gebiet der Armutsbe-
kämpfung integriert werden, also beispielsweise
in die Strategiedokumente zur Armutsbekämp-
fung, um sicherzustellen, dass die Wasserpolitik
mit den umfassenderen Zielen der menschlichen
Entwicklung übereinstimmt. Drittens müssen

Der künftige Weg



sich besser für die Stärkung der Wasserversor-
gungssicherheit als willkürliche Transfers durch
Verwaltungsmaßnahmen oder unvollkommene
Märkte. Die Anerkennung von Gewohnheits-
rechten durch die Stärkung lokaler Institutio-
nen ist ebenfalls Teil dieses Prozesses. Aller-
dings sollte das Gewohnheitsrecht keinen Vor-
rang vor der Inanspruchnahme formeller recht-
licher Verfahren zur Verteidigung von Grund-
sätzen wie Geschlechtergerechtigkeit und Nicht-
diskriminierung haben. 

Die derzeitigen Ansätze für den Ausbau der
Bewässerung vernachlässigen häufig Chancen
zur Verbesserung der Wasserversorgungssicher-
heit durch sich gegenseitig verstärkende Refor-
men mit dem Ziel von mehr Effizienz und Zu-
gangsgerechtigkeit. Die Einrichtung effizienter
Systeme der Kostendeckung, die mit den durch
Bewässerungssysteme erzielten Vorteilen ver-
knüpft werden, würden dazu beitragen, die Was-
sernutzung zu rationalisieren und die Instand-
haltung zu finanzieren. 

Fast alle Länder erkennen an, dass es bei der
Bereitstellung von Bewässerung auch um den
Aspekt eines öffentlichen Guts geht. Deshalb
werden Bau- und Kapitalkosten hoch subven-
tioniert. Solche Subventionen schaffen jedoch
eine Verantwortung dafür, die möglichst breite
Verteilung des erzielten Nutzens zu gewährleis-
ten. Viel zu häufig geschieht dies aber nicht. In
Ländern, in denen die Ungleichverteilung von
Landbesitz die positiven Auswirkungen der Be-
wässerung auf die Effizienz und die Zugangsge-
rechtigkeit gefährdet, muss die Reformstrategie
auch Umverteilungsmechanismen umfassen.
Generell können die für Bewässerungssysteme
geltenden Regeln angemessene Wasserzuteilun-
gen für die Armen und eine faire Preisgestal-
tung vorschreiben. Speziell auf die Armen aus-
gerichtete Strategien können hilfreich sein, wie
etwa die Zuteilung von Wasser zu Vorzugsbe-
dingungen für Anlieger am Ende von Bewässe-
rungskanälen, unter denen Armut weit verbrei-
tet ist. 

Armutsorientierte politische Handlungs-
konzepte werden dort, wo arme Menschen eine
schwache Position haben, keine optimalen Er-
gebnisse hervorbringen. Die Übertragung von
Befugnissen und Finanzkapazitäten an Wasser-

die Wasserrechte armer Haushalte und ihre auf
dem Gewohnheitsrecht basierenden Zugangs-
rechte anerkannt und durchgesetzt werden, in-
dem Institutionen geschaffen werden, die die
Position der Armen stärken. Der Schutz und
die Erweiterung der Wasserrechte von Frauen
in der Landwirtschaft sollte für alle Länder von
hoher Priorität sein. 

Die Bewässerung wirft besondere Probleme
auf. Eine mit stärkeren Befugnissen verbundene
Dezentralisierung bildet den Rahmen der Re-
form. Die Anerkennung der Rechte von Frauen
in Bewässerungssystemen und die Förderung ei-
ner echten Beteiligung der Frauen am Manage-
ment sind unabdingbar, wenn die Rhetorik von
der Ermächtigung der Frau in praktische Ergeb-
nisse umgesetzt werden soll. Gleichzeitig muss
die Finanzierung auf eine Grundlage gestellt
werden, die sich gegenseitig stärkende Gerech-
tigkeits- und Effizienzgewinne erleichtert, an-
statt sie zu behindern. Eine nachhaltige und
ausgewogene Kostendeckung zur Finanzierung
von Betrieb und Wartung der Bewässerungssys-
teme ist wichtig. Das beginnt mit transparenten
Entscheidungen darüber, welche Kosten durch
wen gedeckt werden sollen, unter Berücksichti-
gung der jeweiligen Zahlungsfähigkeit. Die An-
wendung gestaffelter Gebührensysteme, mit
niedrigen Sätzen für eine Grundversorgung
und höheren Sätzen, die an Verbrauchsmengen
oder Flächen gekoppelt sind, ist eine der Optio-
nen. Der Internationalen Kommission für Be-
und Entwässerung zufolge sind die entschei-
denden Grundsätze für die Kostendeckung 
genau dieselben wie die Grundsätze für das 
Bewässerungsmanagement: Transparenz, Stär-
kung der Nutzer, Nachhaltigkeit und wirt-
schaftliche Anreize für gute Praktiken. 

Institutionelle und rechtliche Reformen zur
Stärkung der ländlichen Wassernutzer sind ein
erster Schritt. Die Herausforderung besteht zu-
nächst einmal darin, rechtliche Systeme zu ent-
wickeln, die die bestehenden Rechte klarstellen
und stärken, anstatt weitreichende handelbare
private Eigentumsrechte einzuführen. Dies
würde die Grundlage für den Aufbau ausgewo-
gener Transfermechanismen schaffen. Solche
auf Freiwilligkeit basierende Mechanismen, die
Entschädigungsmöglichkeiten vorsehen, eignen
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nutzervereinigungen kann das Machtgleichge-
wicht zwischen Nutzern und Behörden verän-
dern, weil bedarfsgerechtere und rechenschafts-
pflichtigere Managementstrukturen geschaffen
werden. Aber die Stärkung der Position der Ar-
men und der Frauen innerhalb von Wassernut-
zervereinigungen ist problematischer. Hier kann
positive Diskriminierung ebenso hilfreich sein
wie die Klarstellung der Wassernutzungsrechte
und Anspruchsberechtigungen. Letztlich erfor-
dert jedoch die Stärkung der Position benach-
teiligter Gruppen die Infragestellung von Nor-
men und Machtstrukturen, die die geschlechts-
und vermögensbedingten Benachteiligungen
verfestigen. Die gezielte Berücksichtigung weib-
licher Landwirte bei der Erschließung von Was-
serressourcen und die Einräumung eines Mit-
spracherechts für Frauen bei ihrer Bewirtschaf-
tung ist eine wesentliche Voraussetzung für den
sozialen und wirtschaftlichen Erfolg von Be-
wässerungsprogrammen. 

Die öffentlichen Ausgaben für Bewässerung
und Wasserbewirtschaftung sind in vielen Län-
dern unter den zur Infrastrukturerhaltung er-
forderlichen Stand gefallen. Die nationalen
Ausgaben für die Bewässerungsfinanzierung,
die gegenwärtig auf 30 bis 35 Milliarden US-
Dollar geschätzt werden, weisen einen steilen
Abwärtstrend auf.67 Der gleiche Trend gilt auch
für die Entwicklungshilfe. Auch wenn interna-
tionale Statistiken nicht immer zuverlässig sind,
gingen die von multilateralen Organisationen
für Be- und Entwässerungsvorhaben gewährten
Kredite, die Mitte der 1980er Jahre rund drei
Milliarden US-Dollar pro Jahr betrugen, in den
1990er Jahren auf rund zwei Milliarden Dollar
pro Jahr zurück und sind seither auch nicht
mehr angestiegen.68 Angesichts des wachsenden
Drucks auf die Wassersysteme und des drohen-
den weltweiten Klimawandels ist es wichtig,
diesen Trend umzukehren. Die Impulse dafür
werden in erster Linie von privaten Finanzmit-
teln und staatlichen Ausgaben ausgehen müs-
sen. Aber auch der Entwicklungshilfe kommt
eine Rolle zu. Die Weltbank schätzt, dass die

Geberunterstützung in den nächsten 20 Jahren
auf rund vier Milliarden US-Dollar pro Jahr
verdoppelt werden muss.69

Die Geber sollten ihre Unterstützung mit
Vorrang auf Afrika südlich der Sahara richten.
Als Teil eines umfassenden Maßnahmenbün-
dels zur Unterstützung der Landwirtschaft und
der ländlichen Entwicklung hat die Kommissi-
on für Afrika vorgeschlagen, Afrika solle die be-
wässerte Fläche bis 2010 verdoppeln und dabei
das Schwergewicht auf kleinflächige Bewässe-
rung legen. Die hierfür anfallenden Kosten von
rund zwei Milliarden US-Dollar pro Jahr wür-
den zur Hälfte von den Gebern übernommen.70

Wenn Regierungen Wasserbewirtschaf-
tungsstrategien zur Bewältigung der Verknap-
pung ausarbeiten, sollten armutsorientierte
Technologien und andere Interventionsmaß-
nahmen einen wichtigen Platz erhalten. Hin-
sichtlich der Technologie sollte für die Regie-
rungen nicht der Produktionsaspekt im Vor-
dergrund stehen, sondern Sozialmarketing,
Unterstützung der Mikrofinanzierung und
öffentliche Infrastrukturinvestitionen, die die
Übernahme der neuen Technologien fördern.
Mikrobewässerungstechnologie und Strategien
für den Ausbau der Märkte sollten ein fester
Bestandteil aller Strategien für ländliche Ent-
wicklung und nationale Armutsbekämpfung
werden. 

Es ist längst an der Zeit, den uralten Gegen-
satz zwischen großflächigen und kleinflächigen
Ansätzen zu überwinden. In Südasien und Teilen
Ostasiens ist die kleinflächige Wasserernte ein
unverzichtbarer Teil der Maßnahmen gegen lo-
kale Grundwasserkrisen. Wenn solche Program-
me stärker ausgeweitet würden, könnte das die
Wasserversorgungssicherheit insgesamt verbes-
sern, indem die Verfügbarkeit von Wasser erhöht
und das Wasser näher an die Menschen herange-
bracht wird. Die kleinflächige Wasserernte sollte
ein zentraler Teil der Wasserbewirtschaftung von
der lokalen bis zur nationalen Ebene werden –
und ein Bestandteil der umfassenderen Bemü-
hungen, die Position der Armen zu stärken. 



6 Die Bewirtschaftung 
grenzüberschreitender Gewässer
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„Ein Krieg um Wasser wäre
die ultimative Obszönität.“
Königin Nur von Jordanien

„Whisky trinkt man, 
um Wasser kämpft man.“
Mark Twain zugeschrieben



Die Herausforderung ist teils institutioneller
Natur. Die Konkurrenz um Wasser innerhalb
eines Landes kann zu konkurrierenden Ansprü-
chen führen und die zuständigen Politiker vor
Entscheidungen stellen, die Auswirkungen auf
die Zugangsgerechtigkeit, die menschliche Ent-
wicklung und die Armutsbekämpfung haben.
Nationale Institutionen und gesetzgebende
Körperschaften verfügen über Mechanismen für
geordnete Entscheidungsprozesse. Für Wasser,
das über eine Grenze davonfließt, gibt es keine
äquivalente institutionelle Struktur. Dies hat
Folgen. Wenn Wasser im Verhältnis zum Be-
darf knapp wird, nimmt die grenzüberschreiten-
de Konkurrenz um gemeinsam genutzte Flüsse
und andere Wasserressourcen zu. Ohne institu-
tionelle Mechanismen zur Reaktion auf solche
grenzüberschreitenden Probleme kann die Kon-
kurrenz zu zerstörerischen Konflikten führen.

Das Gespenst wachsender Konkurrenz um
Wasser zwischen Staaten hat eine bisweilen po-
larisierte öffentliche Debatte heraufbeschwo-
ren. Manche sagen zukünftige „Wasserkriege“
voraus, in denen Staaten konkurrierende An-
sprüche auf Wasser durchzusetzen versuchen.
Andere verweisen darauf, dass es seit einem
Vorfall vor etwa 4.000 Jahren im heutigen süd-
lichen Irak keine Kriege um Wasser gegeben hat
– und dass Länder auf Konkurrenz um grenz-
überschreitendes Wasser normalerweise mit
Kooperation und nicht mit Konflikt reagiert
haben. Aus diesem optimistischeren Blickwin-
kel wird die wachsende Konkurrenz als Kataly-
sator für eine engere Kooperation in der
Zukunft betrachtet.

In diesem Bericht wird die Position vertre-
ten, dass Wasser allgemeinere Konflikte aus-
lösen, aber auch als gemeinsame Kooperations-
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In allen Ländern steht Wasser im Mittelpunkt des Zusammenlebens der Menschen
und ihrer gegenseitigen Abhängigkeit: eine gemeinsam genutzte Ressource, die der
Landwirtschaft, der Industrie, den Haushalten und der Umwelt zugute kommt.
Das nationale Wassermanagement muss einen Ausgleich zwischen diesen konkur-
rierenden Nutzungsbereichen herbeiführen. Wasser kann einem Land aber auch
buchstäblich „entrinnen“. Länder können Wasser in Gesetzen als Teil des Volksver-
mögens festschreiben. In der Form von Flüssen, Seen und Grundwasserleitern über-
quert die Ressource selbst jedoch ungehindert politische Grenzen. Grenzüber-
schreitende Gewässer erweitern die gegenseitige Abhängigkeit beim Wasser über
nationale Grenzen hinweg und vereinen die Verbraucher und Nutzungsbereiche in
unterschiedlichen Ländern innerhalb eines gemeinsam genutzten Systems. Mit
dieser gegenseitigen Abhängigkeit richtig umzugehen, ist eine der großen Heraus-
forderungen im Bereich der menschlichen Entwicklung, die die internationale
Gemeinschaft bewältigen muss.
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der Wirtschaft, wo der Handel mit Wasserkraft
oder Umweltdienstleistungen potenziell beiden
Seiten zum Vorteil gereichen kann, sondern
auch im allgemeineren politischen, sozialen und
ökologischen Kontext.

Das Gegenteil ist aber auch der Fall. Wo die
Kooperation nicht zustande kommt oder schei-
tert, wirkt sich das wahrscheinlich auf alle
betroffenen Länder negativ aus – und am meis-
ten auf die Armen in diesen Ländern. Fehlende
oder schlechte Kooperation kann soziale und
Umweltkatastrophen auslösen: Beispiele liefern
der Tschad-See und der Aral-See. Kleinere und
anfälligere Länder können unter diesen Voraus-
setzungen auch der Bedrohung einseitiger Maß-
nahmen größerer und mächtigerer Nachbarn
ausgesetzt sein. Vor allem ist bei fehlender
Kooperation die Bewirtschaftung gemeinsamer
Wasserressourcen durch die Anliegerländer mit
dem Ziel unmöglich, die Bedingungen für den
menschlichen Fortschritt zu optimieren.

Zwei herausragende Aufgaben bestimmen
zu Beginn des 21. Jahrhunderts die Strategien
für grenzüberschreitendes Wassermanagement.
Die erste ist der Übergang von nach innen ge-
richteten nationalen Strategien und einseitigen
Maßnahmen zu gemeinsamen Strategien für
die multilaterale Kooperation. Dies geschieht
bereits in einem gewissen Umfang, aber die
Reaktion im Bereich des Wassermanagements
war bislang zersplittert und unzureichend. Die
zweite besteht darin, die menschliche Entwick-
lung in den Mittelpunkt grenzüberschreitender
Kooperation und grenzüberschreitenden Was-
sermanagements zu setzen.

In diesem Kapitel wird zuerst untersucht,
was gegenseitige Abhängigkeit beim Wasser im
Alltag der Länder und der Menschen bedeutet.
Anschließend wird auf die negativen ökolo-
gischen, wirtschaftlichen und allgemeineren
Folgen unterlassener Kooperation bei der
grenzüberschreitenden Wasserbewirtschaftung
für die Menschen eingegangen und mit einem
Plädoyer für Kooperation die logische Konse-
quenz aus diesen Befunden gezogen.

basis dienen kann. Im Laufe der Geschichte
haben sich Regierungen selbst unter schwierigs-
ten politischen Bedingungen erfolgreich um
innovative und kooperative Lösungen für 
Spannungen bei der Bewirtschaftung grenz-
überschreitender Gewässer bemüht. Vom
Indus über den Jordan bis zum Mekong haben
Staaten während politischer und sogar militäri-
scher Konflikte Wege zur Aufrechterhaltung
der Kooperation zum Thema Wasser gefunden.
Wenn Staaten in den Krieg ziehen, geht es nor-
malerweise um etwas wesentlich weniger Wich-
tiges als Wasser. Gleichgültigkeit ist jedoch kein
wirksames Gegenmittel gegen den Pessimismus
in Bezug auf Wasserkriege. Grenzüberschrei-
tende Gewässer erzeugen fast immer Spannun-
gen zwischen den Gesellschaften, die sie verbin-
den. Diese Spannungen dürfen nicht isoliert
betrachtet werden. Sie werden von Faktoren
wie Befürchtungen um die nationale Sicherheit,
Wirtschaftsaussichten, ökologische Nachhal-
tigkeit und Fairness beeinflusst, die zwischen-
staatlichen Beziehungen übergeordnet sind.
Die Bewirtschaftung gemeinsamer genutzter
Gewässer kann eine Triebkraft für Frieden oder
Konflikt sein. Welcher Pfad beschritten wird,
entscheidet letztlich die Politik.

Ein Problem mit der polarisierten Debatte,
die um das Schlagwort Wasserkriege entbrannt
ist, besteht darin, dass sie die Aufmerksamkeit
von drängenderen und zweckmäßigeren Fragen
der menschlichen Sicherheit abgelenkt hat.
Kooperative Ansätze zur Bewirtschaftung
grenzüberschreitender Gewässer können realen
Zugewinn für die menschliche Entwicklung be-
wirken. Sie können die Wasserversorgung für
anfällige Menschen auf beiden Seiten einer
Grenze sicherer machen und die Qualität, die
Verfügbarkeit und die Kalkulierbarkeit von
Abflüssen in den betroffenen Ländern verbes-
sern. Genauso, wie die gegenseitige Abhängig-
keit durch Handel den wirtschaftlichen Nutzen
für alle steigern kann, gilt dies für den koopera-
tiven Umgang mit der gegenseitigen Abhängig-
keit beim Wasser. Dies gilt nicht nur im Bereich
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Wasser unterscheidet sich in wichtigen Bezie-
hungen von anderen knappen Ressourcen. Es
stützt alle Aspekte der menschlichen Gesell-
schaft von der Umwelt bis zu Landwirtschaft
und Industrie, und es gibt keinen bekannten
Ersatz dafür. Wie die Luft ist es lebensnotwen-
dig. Es ist auch ein unverzichtbarer Bestandteil
der Produktionssysteme, die für Wohlstand
und Wohlergehen sorgen. Weil Wasser nicht
statisch ist, sondern es sich dabei um eine flie-
ßende Ressource handelt, wird seine Nutzung
an einem Ort von der Nutzung an anderen
Orten beeinflusst. Diese anderen Orte können
auch jenseits der Grenzen eines Landes liegen.
Im Gegensatz zu Erdöl oder Kohle kann Was-
ser nie zu einem einzigen Zweck oder – im Fall
grenzüberschreitender Gewässer – zum Nutzen
eines einzelnen Landes bewirtschaftet werden.

Die Art und Weise der Wassernutzung
durch ein Land überträgt Wirkungen an andere
Länder, und zwar gewöhnlich durch einen von
drei Aspekten:
• Konkurrenz um einen begrenzten Wasservor-

rat. Wenn Länder zur Bewahrung ihrer
Umwelt, zur Unterstützung der Lebens-
grundlagen und zur Erzeugung von Wachs-
tum auf dieselbe Wasserquelle angewiesen
sind, entsteht durch grenzüberschreitende
Gewässer eine Verbindung zwischen ihren
Bürgern und ihren Ökosystemen. Die Nut-
zung an einem Ort schränkt die Verfügbar-
keit an einem anderen ein. Wird beispiels-
weise Wasser in einem Land am Oberlauf
zur Bewässerung oder Stromerzeugung zu-
rückgehalten, verringert dies die Abflüsse
für die Bauern und die Umwelt am Unter-
lauf.

• Einflussnahme auf die Wasserqualität. Die
Art und Weise der Wassernutzung in einem
oberliegenden Land hat Auswirkungen auf
die Umwelt und die Qualität des Wassers,
das bei einem Unterlieger ankommt. Der
unkoordinierte Staudammbau kann zur
Verlandung von Stauseen führen, sodass die
nährstoffreichen Sedimente nicht mehr bis

in die tiefer gelegenen Ebenen gelangen
können. In ähnlicher Weise können indus-
trielle oder menschliche Schadstoffeinträge
durch Flüsse zu Menschen in anderen Län-
dern geleitet werden. Im November 2005
verursachte ein Störfall in einer Chemie-
fabrik in China einen 80 Kilometer langen
Benzolteppich auf dem Fluss Songhua. Er
bedrohte nicht nur die drei Millionen
Einwohner der chinesischen Großstadt
Harbin, sondern auch die Menschen in der
russischen Großstadt Chabarowsk jenseits
der Grenze.

• Zeitliche Verteilung der Abflüsse. Wann und
wie viel Wasser weiter oben in einem Ein-
zugsgebiet abgelassen wird, hat wichtige
Implikationen weiter unten. Beispielsweise
kann die Landwirtschaft in einem weiter
unten gelegenen Land Wasser für die
Bewässerung brauchen, während ein weiter
oben gelegenes Land es für die Stromer-
zeugung aus Wasserkraft benötigt – ein in
Zentralasien heute vielfach anzutreffendes
Problem (siehe unten).
Genauso, wie Spannungen in Bezug auf

jeden dieser Aspekte zu Konkurrenz und Kon-
flikten innerhalb von Ländern führen können
(siehe Kapitel 5), wirken die Konsequenzen un-
terschiedlicher Muster der Wassernutzung auf-
grund der Interpendenz auch über Grenzen
hinweg.

Grenzüberschreitende 
Gewässer auf der Welt

Grenzüberschreitende Gewässer sind ein zu-
nehmend wichtiger Teil der Anthropogeo-
graphie und der politischen Agenda. Interna-
tionale Flüsse, Seen, Grundwasserleiter und
Feuchtgebiete verbinden Menschen, die durch
internationale Grenzen getrennt sind, die zum
Teil dem Verlauf von Wasserläufen folgen.
Diese grenzüberschreitenden Gewässer verstär-
ken die gegenseitige Abhängigkeit beim Wasser
von Millionen Menschen.

Weil Wasser nicht statisch 

ist wird seine Nutzung an 

einem Ort von der Nutzung

an anderen Orten beeinflusst
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Gegenseitige Abhängigkeit beim Wasser



Das Ausmaß der Interdependenz wird
durch die Zahl der Länder verdeutlicht, die in
ausgewählten internationalen Wassereinzugs-
gebieten liegen (Tabelle 6.1). Beispielsweise
gibt es 14 Anliegerstaaten der Donau (plus wei-
tere fünf Donaurandstaaten), elf im Einzugsge-
biet des Nils und neun im Einzugsgebiet des
Amazonas. Keine Region illustriert die Realitä-
ten gegenseitiger Abhängigkeit beim Wasser
besser als Afrika. Die vor mehr als 100 Jahren
auf Konferenzen in Berlin, Lissabon, London
und Paris gezeichneten Karten hatten zur
Folge, dass sich 90 Prozent des gesamten Ober-
flächenwassers in der Region in grenzüber-
schreitenden Flusseinzugsgebieten befinden, in
denen mehr als drei Viertel ihrer Bevölkerung
leben.2 61 Einzugsgebiete erstrecken sich über
etwa zwei Drittel der Fläche (Karte 6.1).

Regierungen können sich für oder gegen die
Kooperation bei der Bewirtschaftung grenz-

Internationale Wassereinzugsgebiete ein-
schließlich Seen und flachen Grundwasserlei-
tern, die mehr als einem Land gemeinsam sind,
erstrecken sich über fast die Hälfte der Land-
masse der Erde. Zwei von fünf Menschen auf
der Welt leben heute in diesen Einzugsgebieten,
auf die auch 60 Prozent der weltweiten Abflüs-
se aus Flüssen entfallen. Vor allem wegen des
Zusammenbruchs der früheren Sowjetunion
und des ehemaligen Jugoslawien hat die Zahl
der grenzüberschreitenden Gewässer zugenom-
men. 1978 gab es 214 internationale Wasser-
einzugsgebiete; heute sind es 263.

Das aus diesen Zahlen resultierende Aus-
maß der gegenseitigen Abhängigkeit zeigt die
Zahl der Länder in internationalen Einzugsge-
bieten. Es sind 145, in denen mehr als 90 Pro-
zent der Weltbevölkerung leben.1 Mehr als 
30 Länder liegen vollständig innerhalb grenz-
überschreitender Einzugsgebiete.
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Einzugsgebiet
Zahl der Anlieger 
im Einzugsgebiet Länder im Einzugsgebiet

Donau 19 Albanien, Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Deutschland, Italien, Kroatien, Mazedonien, 
Republik Moldau, Montenegro, Österreich, Polen, Rumänien, Schweiz, Serbien, Slowakei, 
Slowenien, Tschechische Republik, Ukraine, Ungarn

Kongo 13 Angola, Burundi, Demokratische Republik Kongo, Gabun, Kamerun, Kongo, Malawi, Ruanda, 
Sambia, Sudan, Tansania, Uganda, Zentralafrikanische Republik

Nil 11 Ägypten, Äthiopien, Burundi, Demokratische Republik Kongo, Eritrea, Kenia, Ruanda, Sudan, 
Tansania, Uganda, Zentralafrikanische Republik

Niger 11 Algerien, Benin, Burkina Faso, Côte d’Ivoire, Guinea, Kamerun, Mali, Niger, Nigeria, Sierra 
Leone, Tschad

Amazonas 9 Bolivien, Brasilien, Ecuador, Französisch-Guyana, Guyana, Kolumbien, Peru, Surinam, 
Venezuela

Rhein 9 Belgien, Deutschland, Frankreich, Italien, Liechtenstein, Luxemburg, Niederlande, Österreich, 
Schweiz

Sambesi 9 Angola, Botswana, Demokratische Republik Kongo, Malawi, Mosambik, Namibia, Sambia, 
Simbabwe, Tansania

Tschad-See 8 Algerien, Kamerun, Libyen, Niger, Nigeria, Sudan, Tschad, Zentralafrikanische Republik

Aral-See 8 Afghanistan, China, Kasachstan, Kirgisistan, Pakistan, Tadschikistan, Turkmenistan, Usbekistan

Jordan 6 Ägypten, Israel, Jordanien, Libanon, besetzte palästinensische Gebiete, Syrien

Mekong 6 China, Demokratische Volksrepublik Laos, Kambodscha, Myanmar, Thailand, Vietnam

Volta 6 Benin, Burkina Faso, Côte d’Ivoire, Ghana, Mali, Togo

Ganges-Brahmaputra-
Meghna

6 Bangladesch, Bhutan, China, Indien, Myanmar, Nepal

Euphrat-Tigris 6 Irak, Iran, Jordanien, Saudi-Arabien, Syrien, Türkei

Tarim 5 (+1) Afghanistan, China, Indien (Ansprüche auf Gebiet unter chinesischer Kontrolle), Kirgisistan, 
Pakistan, Tadschikistan

Indus 5 Afghanistan, China, Indien, Nepal, Pakistan

Neman 5 Lettland, Litauen, Polen, Russland, Weißrussland

Vistula 5 Polen, Slowakei, Tschechische Republik, Ukraine, Weißrussland

La Plata 5 Argentinien, Bolivien, Brasilien, Paraguay, Uruguay

Quelle: Nach Wolf et al. 1999.

Tabelle 6.1   Internationale Wassereinzugsgebiete verbinden viele Länder
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R o t e s

M e e r

2
1

34

5

6

7. Senegal

8
9

10
11
12 13

14
15
16

19

24. Volta

27. Niger 28. Tschad-See

60. Nil

38. Kongo

50. Sambesi

41. Okavango

42. Oranje

46. Limpopo

40

39

43

45
44

47 48
49

51

55

59

57

35

31
29

32

20

61

21

17

18
22 23

25
26

30

33
34

36

37
52

53

54

56. Juba-Schibeli

58

Afrikas Flüsse und Seen erstrecken sich über viele Grenzen     Karte 6.1

Quelle: Wolf et al. 1999, Revenga et al. 1998, Rekacewicz 2006, Jägerskog und Phillips 2006.
Hinweis: Die in dieser Karte gezeigten Grenzen und Namen und die verwendeten Bezeichnungen beinhalten keine offizielle Billigung oder Anerkennung durch die Vereinten Nationen.

A t l a n t i s c h e r  O z e a n

I n d i s c h e r  O z e a n

R o t e s  M e e r

1. Tafna
2. Oued Bon Naima
3. Guir
4. Daoura
5. Dra
6. Atui
7. Senegal

  8. Gambia
  9. Geba
10. Korubal
11. Great Scarcies
12. Little Scarcies
13. Moa
14. Mana-Morro
15. Loffa
16. Saint-Paul

17. Saint-John
18. Cestos
19. Cavally
20. Sassandra
21. Komoe
22. Bia
23. Tano
24. Volta
25. Mono
26. Oueme
27. Niger
28. Tschad-See
29. Cross
30. Akpa Yao
31. Sanaga
32. Benito-Ntem
33. Utamboni

34. Mbe
35. Ogooue
36. Nyanga
37. Tschiloango
38. Kongo
39. Kunene
40. Kuvelai
41. Okavango
42. Oranje
43. Maputo
44. Umbeluzi
45. Inkomati
46. Limpopo
47. Save
48. Buzi
49. Pungue
50. Sambesi
51. Rovuma
52. Umba
53. Natron-See
54. Lotagipi-Sumpf
55. Turkana-See
56. Juba-Schibeli
57. Awasch
58. Gasch
59. Baraka
60. Nil
61. Medjerda

Fläche:
3,2 Millionen

Quadratkilometer
Große Dämme: 7

Libysch-
Arabische
Dschama-
hirija

Ägypten

Tschad

Sudan

Äthiopien

KeniaUganda

Ruanda

Burundi

Eritrea

Vereinigte Republik
Tansania

Demokratische
Republik Kongo

Zentral-
afrikanische
Republik

Nil-Einzugsgebiet



Vertrauen und strategische Überlegungen spie-
len für die Regierungspolitik eine große Rolle.

Der Umstand, das zwei Länder in einem
Wassereinzugsgebiet liegen, gibt jedoch nicht
das gesamte Bild von der Interpendenz wieder.
Länder variieren hinsichtlich ihrer Abhängig-
keit von solchen Einzugsgebieten. Manche Län-
der, die nur auf einem kleinen Teil der Fläche
eines Einzugsgebiets liegen, sind unter hydrolo-
gischen Aspekten sehr stark darauf angewiesen.
Das Gegenteil kann aber auch der Fall sein. Bei-
spielsweise nimmt Bangladesch nur etwa sechs
Prozent der Fläche des Ganges-Brahmaputra-
Meghna-Einzugsgebiets ein; dies macht jedoch
drei Viertel seines Territoriums aus.4 Und ob-
gleich ein Fünftel des Mekong-Einzugsgebiets
in China liegt, entspricht dies weniger als zwei
Prozent des chinesischen Staatsgebiets. Weiter
flussabwärts liegen mehr als vier Fünftel der
Demokratischen Volksrepublik Laos und fast
90 Prozent von Kambdoscha innerhalb des
Einzugsgebiets.

Dem Flusslauf folgen

Die meisten Menschen sind sich der Konse-
quenzen der gegenseitigen Abhängigkeit beim
Wasser, die Länder verbindet, für die Bevölke-
rung nicht bewusst. Sie ist jedoch Teil einer
Realität mit Auswirkungen auf das Leben und
die Chancengleichheit.

Der Nil ist ein Beispiel für diese Realität.
Etwa 150 Millionen Menschen leben im Nil-
Einzugsgebiet – einem aquatischen System,
dass 96 Prozent der Ägypter im Nil-Tal und 
-Delta mit Menschen verbindet, die im äthio-
pischen Hochland, im Norden Ugandas oder in
anderen Ländern leben.5 Wasser und Sedimen-
te, hauptsächlich aus Äthiopien, haben einen
langen Streifen Wüste bewohnbar gemacht und
das Nil-Delta ernährt. In ähnlicher Weise ver-
bindet der Jordan die Menschen, Lebensgrund-
lagen und Ökosysteme in Israel, Jordanien 
und den Besetzten Palästinensischen Gebieten
über eine gemeinsame Wasserquelle.

Der vielleicht einfachste Weg, um zu verste-
hen, was gegenseitige wasserwirtschaftliche Ab-
hängigkeit für die betroffenen Menschen be-
deutet, besteht darin, dem Lauf eines Flusses zu

überschreitender Gewässer entscheiden. Unab-
hängig davon, wie ihre Entscheidung ausfällt,
binden grenzüberschreitende aquatische Syste-
me Länder in Arrangements zur gemeinsamen
Nutzung von Umweltressourcen ein, die Ein-
fluss auf die Lebensgrundlagen der darin leben-
den Menschen haben.

Die Nutzung durch die Oberlieger be-
stimmt die Wasserbewirtschaftungsoptionen
der Unterlieger und legt damit den Grundstein
für Streit oder Kooperation. Nirgendwo zeigt
sich dies deutlicher als bei der Bewässerung.
Unter den Ländern mit hochentwickelten
Bewässerungssystemen sind Ägypten, der Irak,
Syrien, Turkmenistan und Usbekistan von
Flüssen abhängig, die zu zwei Dritteln oder
mehr in Nachbarländern liegen. Das Euphrat-
Tigris-Einzugsgebiet, um nur ein Beispiel zu
nennen, versorgt den Irak, Syrien und die Tür-
kei mit insgesamt 103 Millionen Einwohnern.
Das türkische Südostanatolienprojekt, das den
Bau von 21 Staudämmen zur Bewässerung von
1,7 Millionen Hektar Land vorsieht, könnte die
in Syrien verfügbare Wassermenge um ein Drit-
tel verringern, sodass es die Bevölkerung in dem
Wassereinzugsgebiet in Gewinner und Verlie-
rer aufteilen würde.3

In jedem Land ist die Aufteilung von
Wasser auf die Verbraucher eine politisch 
heikle Aufgabe. Kommen zusätzlich nationale
Grenzen ins Spiel, wird das Management noch
komplexer. Dies gilt insbesondere, wenn die
Konkurrenz um das Wasser härter wird. Theo-
retisch besteht der optimale Ansatz in der inte-
grierten Gewässerbewirtschaftung über das
gesamte Einzugsgebiet, während gleichzeitig die
Länder entsprechend ihres komparativen Vor-
teils bei der Wassernutzung mit landwirtschaft-
lichen Ressourcen, Wasserkraft und anderen
Dienstleistungen Handel treiben. Um ein of-
fensichtliches Beispiel zu nehmen: Die Strom-
erzeugung aus Wasserkraft ist kostenwirksamer
an oberen Flussabschnitten mit großem Gefäl-
le im Gebirge, während die Bewässerung in Tä-
lern und Ebenen bessere Resultate erbringt. In
der Praxis fehlen in den meisten Flusseinzugs-
gebieten Institutionen zur Beilegung von Dif-
ferenzen und zur Koordinierung der gemeinsa-
men Ressourcennutzung, und Faktoren wie
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folgen. Wir wollen als Beispiel dafür den Me-
kong nehmen, eines der größten aquatischen
Systeme auf der Welt (Karte 6.2). Von seiner
Quelle auf dem Tibetischen Hochplateau legt
er einen Höhenunterschied von 5.000 Metern
zurück und durchfließt sechs Länder, bevor er
sein Delta erreicht. Mehr als ein Drittel der Be-
völkerung Kambodschas, der DVR Laos, Thai-
lands und Vietnams – etwa 60 Millionen Men-
schen – leben im unteren Mekong-Einzugsge-
biet6 und nutzen den Fluss als Trinkwasserquel-
le, für ihre Ernährung, die Bewässerung, die
Stromerzeugung aus Wasserkraft, als Verkehrs-
weg und für den Handel. Millionen weitere in
China und Myanmar sowie über die Grenzen
seines Einzugsgebiets hinaus ziehen Nutzen aus
dem Fluss.

Im Flachland entfällt auf das Einzugsgebiet
die Hälfte des kulturfähigen Ackerlands in
Thailand. Weiter flussabwärts in Kambodscha
speist der Mekong den Tonle-Sap-See, einen
der größten Süßwasserfischgründe auf der
Welt. Fast die Hälfte der kambodschanischen
Bevölkerung zieht direkten oder indirekten
Nutzen aus den Ressourcen des Sees.7 Wo sich
der Fluss dem Meer nähert, liefert das Mekong-
Delta mehr als die Hälfte der vietnamesischen
Reisproduktion und steuert ein Drittel des BIP
des Landes bei.8 Im Mekong-Delta in Vietnam
leben etwa 17 Millionen Menschen. Neben die-
ser Interdependenz illustriert der Fluss auch
nachdrücklich das Potenzial für gemeinsame
Interessen – und Konkurrenz.

Flüsse sind nur ein Beispiel für gegenseitige
Abhängigkeit beim Wasser. Viele Länder sind
gemeinsam Anlieger von Seen, von denen sie im
Hinblick auf die sichere Wasserversorgung und
die Lebensgrundlagen ihrer Bevölkerung ab-
hängig sind. Schätzungsweise 30 Millionen
Menschen sind für ihren Lebensunterhalt auf
den Victoria-See angewiesen – ein Drittel der
Gesamtbevölkerung von Kenia, Tansania und
Uganda.9 37 Millionen Menschen leben im
Wassereinzugsgebiet des Tschad-Sees.10 Ob-
wohl der Victoria-See einer der produktivsten
Süßwasserfischgründe auf der Welt ist und der
Tschad-See drei Viertel der Fangmenge in der
gesamten Region liefert, sind bei der Bevölke-
rung in ihren Einzugsgebieten die Armuts-

quoten außerordentlich hoch.11 Daraus folgt,
dass die Bewirtschaftung der Seen wichtige 
Auswirkungen auf die Bemühungen zur Ar-
mutsbekämpfung hat. Gleiches gilt für das Was-
sereinzugsgebiet des Titicaca-Sees in Latein-
amerika. Mehr als zwei Millionen Menschen
leben in dem Einzugsgebiet, das sich über Teile
Boliviens und Perus erstreckt. Die Armutsquo-
ten liegen dort bei schätzungsweise mehr als 
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Kambodscha

Thailand

DVR Laos

China

Myanmar

Tonle-
Sap-See

Phnom Penh

Vientiane

Hanoi

Bangkok

Wald in vorwiegend bergigen Gebieten

Buschland oder Weideland

Ackerland mit Regenfeldbau oder Bewässerung

Vorwiegend Reisfelder

Quelle: MRC (Mekong River Commission) 2006.

Hinweis: Die in dieser Karte gezeigten Grenzen und Namen und die verwen-
deten Bezeichnungen beinhalten keine offizielle Billigung oder Anerkennung durch die Vereinten Nationen.

Mekong-Delta: 
Heimat von 17 Millionen Vietnamesen; 
hier wird mehr als die Hälfte der viet-
namesischen Reisproduktion erzeugt.

Kambodscha:
Die Hälfte aller Kam-
bodschaner zieht Nutzen 
aus dem Tonle-Sap-See. 

Thailand:
50 Prozent des 
Ackerlands

Vietnam

Vietnam

China

Der Mekong verbindet Existenzen über Grenzen hinwegKarte 6.2

DVR Laos:
43 Prozent des Wasser-
kraftpotenzial des un-
teren Mekongs



Gebiete führt, trägt entscheidend zur sicheren
Wasserversorgung beider Territorien bei. Er 
ist die Hauptquelle für Bewässerungswasser 
im Westjordanland und eine wichtige Wasser-
quelle für Israel.

Kooperation bei der Grundwassernutzung
stellt Regierungen vor einige offensichtliche
Herausforderungen. Messprobleme erschweren
die Überwachung der Entnahmeraten bei
Grundwasserleitern. Selbst wenn Regierungen
kooperieren, kann Grundwasser mit Hilfe
privater Pumpen entnommen werden, wie die
rasche Absenkung der Grundwasserspiegel in
Südasien belegt. Der ökologische Fußabdruck
unregulierter Wasserentnahme durch einzelne
Nutzer kann zu einer „Tragik der Allmende“
führen, der Übernutzung einer gemeinsamen
Ressource bis jenseits der Nachhaltigkeits-
grenze.

In allen Ländern kann die Übernutzung
von Grundwasser durch eine Gruppe von Ver-
brauchern die Ressourcenbasis für alle unter-
graben. Beispielsweise hat sich die zu hohe Ent-
nahme von Grundwasser im indischen Bundes-
staat Gujarat zu einer doppelten Bedrohung für
die landwirtschaftlichen Erzeuger entwickelt,
weil sie die Wasserverfügbarkeit verringert und
den Salzgehalt des Bodens erhöht hat (siehe Ka-
pitel 4). Ähnliche Probleme können auch
grenzüberschreitend auftreten. Wenn Grund-
wasserspiegel wegen zu hoher Entnahme auf
einer Seite der Grenze absinken und nichts ge-
gen das allmähliche Einsickern von Salzwasser
sowie Arsen, Nitraten und Sulfaten unternom-
men wird, kann es geschehen, dass das Grund-
wasser in den Nachbarländern nicht mehr
genutzt werden kann. Dies war der Fall bei
großen Teilen des Grundwasserleiters im Gaza-
Streifen, wo die Schadstoffbelastung die bereits
extremen Probleme der Wasserknappheit ver-
schärft.

70 Prozent. Zwei bolivianische Großstädte im
Einzugsgebiet – El Alto und Oruro mit einem
Viertel der Bevölkerung des Landes – decken
ihren Wasserbedarf aus dem See.12

Hinsichtlich der Kooperation sind Seen
problematischer als Flüsse. Sie werden weniger
schnell wiederaufgefüllt, was den Konkurrenz-
druck erhöht. Als „abgeschlossene“, aber inter-
dependente Ökosysteme reagieren sie noch
empfindlicher auf Schadstoffeinträge und die
Wasserentnahme als Flüsse, was Auswirkungen
auf die Weitergabe schlechter Wasserqualität
hat. Andere Schwierigkeiten erwachsen aus
Klassifizierungskonflikten. Die fünf Anlieger-
staaten des Kaspischen Meeres können sich
nicht darüber verständigen, ob es sich dabei um
ein Meer oder einen See handelt. Dieser Rechts-
streit hat aufgrund der unterschiedlichen
Regeln für die beiden Gewässerformen Konse-
quenzen für die Bewirtschaftung der gemein-
samen Ressource.

Im Gegensatz zu Flüssen und Seen sind
Grundwasserleiter unsichtbar. In ihnen sind
auch mehr als 90 Prozent der Süßwasservorräte
auf der Welt gespeichert – und genauso wie
Flüsse und Seen erstrecken sie sich über Gren-
zen hinweg.13 Allein in Europa gibt es mehr als
100 grenzüberschreitende Grundwasserleiter.
Der Guaraní-Grundwasserleiter in Südamerika
erstreckt sich über Teile von Argentinien, Bra-
silien, Paraguay und Uruguay. Der Tschad,
Ägypten, Libyen und der Sudan – alles Länder
mit großer Wasserknappheit – teilen sich das
Nubische Aquifersystem. Der so genannte
Great Man-Made River, ein System von zwei
im Sandboden der Sahara versenkten Pipelines,
transportiert Wasser aus diesem fossilen
Grundwasserleiter an die libysche Küste zur
Bewässerung von Feldern um Benghasi und
Tripolis. Der so genannte Mountain Aquifer,
der durch Israel und die Palästinensischen
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Was ist der Zusammenhang zwischen grenzüber-
schreitendem Wassermanagement und mensch-
licher Entwicklung? Die Antwort auf diese Frage
spiegelt die Antwort auf die gleiche Frage, bezo-
gen auf die nationale Ebene, wider. Wie ein Land
Interessenkonflikte bei der Bewirtschaftung
knapper Wasserressourcen bewältigt, hat tiefgrei-
fende Auswirkungen auf die Armut, die Chan-
cenverteilung und die menschliche Entwicklung
innerhalb seiner Grenzen. Diese Konsequenzen
sind jenseits davon nicht kleiner.

Die Weiterleitung von Konflikten
entlang des Flusses

Abhängigkeit von Abflüssen aus dem Ausland
ist ein offensichtliches Verbindungsglied zwi-
schen Wasser und menschlicher Entwicklung.
Regierungen und die meisten Menschen be-
trachten das Wasser, das durch ihre Länder
fließt, als nationale Ressource. Nach Gesetz und
Verfassung mag dies korrekt sein. Aber ein gro-
ßer Teil des Wassers, das als „national“ einge-
stuft wird, muss in Wirklichkeit mit anderen
Ländern geteilt werden.

Bei etwa 39 Ländern mit 800 Millionen
Einwohnern kommt mindestens die Hälfte
ihrer Wasserressourcen von jenseits ihrer Gren-

zen (Tabelle 6.2). Der Irak und Syrien sind für
den größten Teil ihres Wassers auf die Flüsse
Euphrat und Tigris angewiesen, die in der Tür-
kei entspringen. Bangladesch bezieht 91 Pro-
zent seines Wassers zur Bewässerung von
Kulturen und zur Wiederauffüllung seiner
Grundwasserleiter aus Abflüssen aus Indien.
Die bangladeschischen Bauern und Landarbei-
ter im Ganges-Brahmaputra-Meghna-Einzugs-
gebiet sind die Endnutzer von Wasser, das Tau-
sende von Kilometer zurückgelegt und dabei
die Grenzen von fünf Ländern passiert hat. In
ähnlicher Weise ist Ägypten fast vollständig auf
Wasser von außerhalb abhängig, das der Nil
heranführt, das aber in Äthiopien entspringt.

In allen diesen Fällen können sich selbst
kleine Änderungen der Wassernutzung durch
die Oberlieger auf alle Aspekte der mensch-
lichen Entwicklung auswirken. Prioritäten in
Bezug auf Wasser können auf den beiden Sei-
ten einer Grenze einen ganz anderen Eindruck
hinterlassen. Ein Fünftel des bewässerungsfähi-
gen Ackerlands der Türkei liegt in den acht süd-
östlichen Provinzen, wo auch die Flüsse
Euphrat und Tigris entspringen. Vor diesem
Hintergrund fällt es nicht schwer, die Bedeu-
tung des Südostanatolien-Projekts für die
Türkei nachzuvollziehen. Aber einer von fünf
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Die negativen Folgen unterlassener Kooperation

Region
Länder, die zwischen 50 und 75 Prozent 
ihres Wassers aus dem Ausland beziehen

Länder, die mehr als 75 Prozent 
ihres Wassers aus dem Ausland beziehen

Arabische Staaten Irak, Somalia, Sudan, Arabische Republik Syrien Ägypten, Bahrain, Kuwait

Ostasien und Pazifi k Kambodscha, Vietnam

Lateinamerika und 
Karibik

Argentinien, Bolivien, Paraguay, Uruguay

Südasien Bangladesch, Pakistan

Afrika südlich der 
Sahara

Benin, Eritrea, Gambia, Kongo, Mosambik, Namibia, Tschad Botswana, Mauretanien, Niger

Mittel- und Osteuropa 
sowie GUS

Aserbaidschan, Kroatien, Lettland, Slowakei, Ukraine, 
Usbekistan

Republik Moldau, Rumänien, Serbien und Montenegroa), 
Turkmenistan, Ungarn

OECD-Länder mit 
hohem Einkommen

Luxemburg Niederlande

Andere Israel

a) Im Juni haben sich Serbien und Montenegro getrennt und wurden zu zwei separaten Staaten. Zum Zeitpunkt der Drucklegung waren jedoch für die beiden Länder noch 
keine aufgeschlüsselten Daten zu den externen Wasserressourcen verfügbar.
Quelle: FAO 2006.

Tabelle 6.2  39 Länder erhalten den größten Teil ihres Wassers von außerhalb ihrer Grenzen



Städte an ihren Unterläufen zu Rinnsalen ver-
kümmert sind, erhält Mexiko fast kein Wasser
mehr aus ihnen. Dies ist ein seit langem be-
stehender Streitpunkt in Verhandlungen zwi-
schen Mexiko und den Vereinigten Staaten.

Nirgendwo ist das Problem grenzüber-
schreitender Gewässerbewirtschaftung offen-
sichtlicher als in Ländern mit Wasserknapp-
heit. 15 Länder, die meisten davon im Nahen
Osten, verbrauchen im Jahr mehr als 100 Pro-
zent ihrer erneuerbaren Gesamtwasserressour-
cen. Die Entnahme von Grundwasser und aus
Seen gleichen das Defizit aus, belastet aber häu-
fig die grenzüberschreitenden Wasserressour-
cen (Tabelle 6.3). Einige der dichtbesiedeltsten
grenzüberschreitenden Wassereinzugsgebiete –
in Südasien, Teilen Zentralasiens und des
Nahen Ostens – sind auch von Wasserknapp-
heit betroffen. In diesen Fällen kann der ver-
stärkte Rückgriff auf Wasser, das mit anderen
Ländern geteilt werden muss, große negative
Auswirkungen auf die menschliche Entwick-
lung in diesen anderen Ländern und auf die
zwischenstaatlichen politischen Beziehungen
haben.

Schrumpfende Seen, 
austrocknende Flüsse

Die schlechte Bewirtschaftung internationaler
Wassereinzugsgebiete ist eine unmittelbare
Bedrohung der menschlichen Sicherheit:
Schrumpfende Seen und austrocknende Flüsse
beeinträchtigen die Lebensgrundlagen von
Bauern und Fischern, die Verschlechterung der
Wasserqualität hat schädliche gesundheitliche
Auswirkungen, und unkalkulierbare Unterbre-
chungen der Abflüsse können die Folgen von
Dürren und Überschwemmungen verschärfen.

Einige der schlimmsten Umweltkatastro-
phen bezeugen die negativen Folgen unterlasse-
ner Kooperation bei der Bewirtschaftung
grenzüberschreitender Gewässer für die
menschliche Entwicklung. Der Tschad-See ist
ein solcher Fall (Karte 6.3). Der See ist heute
nur noch ein Zehntel so groß wie vor 40 Jahren.
Ausgebliebene Niederschläge und Dürren ha-
ben wesentlich dazu beigetragen – aber auch
das Verhalten der Menschen.14 Zwischen 1966

Syrern lebt ebenfalls im Gebiet um das
Euphrat-Tal, und die beiden Flüsse passieren
die beiden bevölkerungsreichsten Städte des
Irak, Bagdad und Basra. Die Regelung konkur-
rierender Ansprüche in einer Art und Weise,
die nationale Interessen und übergeordnete
Pflichten im Gleichgewicht hält, erfordert ein
hohes Maß an politischer Führungskraft.

Steigende Entnahmen aus grenzüberschrei-
tenden Flüssen haben klare Ausstrahlungsef-
fekte. Wenn die von China nach Kasachstan
fließenden Flüsse Ili und Irtysch aufgrund von
Ableitungen für die Landwirtschaft und die
Industrie in China schrumpfen, sieht der
Unterlieger Kasachstan seine nationalen Inte-
ressen bedroht. Um diese Bedrohung zumin-
dest teilweise zu verringern, unterzeichneten
die beiden Länder 2001 ein Abkommen zum
Irtysch. Es ist jedoch schwach und sagt nichts
darüber aus, wie das Hauptproblem der Ab-
flussschwankungen im Verlauf des Jahres gelöst
werden soll.

Konkurrenzsituationen sind nicht auf Ent-
wicklungsländer beschränkt. Weil die Flüsse
Colorado und Rio Grande aufgrund von Ab-
leitungen für Industrie, Landwirtschaft und
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Land

Gesamte Wasser-
entnahme als 

Anteil der gesam-
ten erneuerbaren 

Wasserressourcen
(%)

Gesamte externe 
Wasserressour-

cen als Anteil 
der gesamten 
erneuerbaren 
Wasserres-
sourcen (%)

Kuwait 2.200 100

Vereinigte Arabische 
Emirate

1.553 0

Saudi Arabien 722 0

Libysch-Arabische 
Dschamahirija 711 0

Katar 547 4

Bahrain 259 97

Jemen 162 0

Oman 138 0

Israel 123 55

Ägypten 117 97

Usbekistan 116 68

Jordanien 115 23

Barbados 113 0

Malta 100 0

Turkmenistan 100 94

Quelle: FAO 2006.

Tabelle 6.3  Länder entnehmen Wasser         
schneller, als es nachfl ießt



und 1975 schrumpfte der See um ein Drittel.
Damals war dies fast ausschließlich auf geringe
Niederschläge zurückzuführen. Zwischen 1983
und 1994 vervierfachte sich jedoch der Bedarf
für die Bewässerung: Eine bereits schrumpfen-
de Ressource wurde übernutzt, was zu raschen
Wasserverlusten führte.

Die unzureichende Kooperation der Länder
im Wassereinzugsgebiet des Tschad-Sees liefert
einen Teil der Erklärung. Umweltschäden und
die Zerstörung der Lebensgrundlagen und des
produktiven Potenzials gingen Hand in Hand.
Die Überfischung ist heute institutionalisiert,
und die zwischen dem Tschad, Kamerun, Niger
und Nigeria getroffenen Vereinbarungen zur
Nutzungsregulierung werden kaum beachtet.15

Schlecht geplante Bewässerungsprojekte haben
ebenfalls zu der Krise beigetragen. Staudämme
am Hadejia-Fluss in Nigeria haben die Existenz
der auf Fischfang, Weidewirtschaft und Anbau
mit zurückgehendem Wasserstand nach Über-
flutungen angewiesenen lokalen Bevölkerung

weiter flussabwärts bedroht, und Abkommen
zur Gewährleistung der Abflüsse wurden nur
verzögert umgesetzt.16 Aus dem sich über Teile
von Niger und Nigeria erstreckende Koma-
dogu-Yobe-Flusssystem flossen früher sieben
Kubikkilometer pro Jahr Wasser in den
Tschad-See. Heute wird das Wasser in Stauseen
zurückgehalten, und das System liefert nur
noch weniger als einen halben Kubikkilometer
pro Jahr, was gravierende Auswirkungen auf
den nördlichen Teil des Einzugsgebiets des Sees
hat.17 Ende der 1970er Jahre am Logone-Fluss
in Kamerun gebaute Deiche zerstörten die
Lebensgrundlagen von Kleinbauern in den
Feuchtgebieten an seinem Unterlauf: Innerhalb
von zwei Jahrzehnten gingen die Baumwoller-
träge um ein Drittel und die Reisernten um drei
Viertel zurück.18

Die Umweltfolgen nicht nachhaltiger Was-
sernutzung können letztlich sogar den Erfolg
von Infrastrukturinvestitionen verhindern. Das
Südtschad-Bewässerungsprojekt, ein 1974 be-

6

D
ie B

ew
irtschaftung grenzüberschreitender G

ew
ässer

BERICHT ÜBER DIE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG 2006 267

Tschad

Kamerun

Nigeria

NigerTschad

Kamerun

Nigeria

Niger

1963 1973

1987 2006

Tschad

Kamerun

Nigeria

Niger Tschad

Kamerun

Nigeria

Niger

Frühere
Uferlinie

Komadougou-Yo
be

Chari-Logone

Der verschwindende Tschad-SeeKarte 6.3

Quelle: Rekacewicz und Diop 2003. Diese Karten basieren auf Satellitenaufnahmen, 
die vom Goddard Space Flight Center der Bundesbehörde für Luft- und Raumfahrt 
(NASA) der Vereinigten Staaten und der Europäischen Raumfahrtagentur (ESA) zur 
Verfügung gestellt wurden.

Hinweis: Die in dieser Karte gezeigten Grenzen und Namen und die 
verwendeten Bezeichnungen beinhalten keine offizielle Billigung oder 
Anerkennung durch die Vereinten Nationen.



des Jahrzehnts war der Wasserspiegel etwa 
15 Meter niedriger als 1960, und der Aral-See
war zu zwei kleinen, stark versalzenen Seen mit
einer Landbrücke dazwischen verkümmert.
Der Niedergang des Sees war eine soziale und
ökologische Katastrophe (Karte 6.4).20

Auch die Erlangung der Unabhängigkeit
der Staaten in Zentralasien konnte die Krise
nicht stoppen. Ihre mangelnde Kooperations-
bereitschaft hat im Gegenteil zu einer weiteren
kontinuierlichen Verschlechterung der Indika-
toren für Einkommen, Gesundheit und Wohl-
ergehen geführt. Die Baumwollerträge sind seit
Anfang der 1990er Jahre um ein Fünftel zu-
rückgegangen, aber die Übernutzung des Was-
sers hält an. Der Verlust von vier Fünftel aller
Fischarten hat die einst blühende Fischerei-
industrie in den Unterliegerprovinzen ruiniert.

Die negativen gesundheitlichen Folgen wa-
ren ebenfalls verheerend. Die Einwohner von
Kisilorda in Kasachstan, Daschoguz in Turk-
menistan und Karakalpakstan in Usbekistan er-
halten mit Düngemitteln und Chemikalien
verunreinigtes Wasser, das weder als Trinkwas-
ser noch für die Landwirtschaft taugt. Die Säug-
lingssterblichkeitsrate hat in einigen Regionen
100 pro 1.000 Lebendgeburten erreicht und
liegt damit über dem Durchschnitt in Südasien.
Etwa 70 Prozent der 1,1 Millionen Einwohner
von Karakalpakstan leiden unter chronischen
Krankheiten wie Atemwegserkrankungen,
Typhus, Hepatitis und Speiseröhrenkarzino-
men. Das Beispiel des Aral-Sees zeigt auf
erschreckende Weise, wie sich Ökosysteme für
menschliche Selbstüberschätzung rächen kön-
nen: Mehr Wohlstand führte in diesem Fall
nicht zu menschlichem Fortschritt, sondern 
zu einem Rückschlag für die regionale mensch-
liche Entwicklung.

Aber selbst hier findet sich ein Keim einer
guten Nachricht. Seit 2001 hat Kasachstan in
einem gemeinsamen Projekt mit der Weltbank
den Kok-Aral-Damm und eine Aufeinanderfol-
ge von Deichen und Kanälen zur Wiederher-
stellung des Wasserspiegels in den nördlichen
(und möglicherweise später auch den südli-
chen) Teilen des Aral-Sees gebaut. Das Projekt
zeigt bereits Erfolge: Die Fläche des nördlichen
Sees hat sich um ein Drittel vergrößert, und der

gonnenes ehrgeiziges Programm, erreichte gera-
de ein Zehntel seiner Zielvorgabe der Bewässe-
rung von 67.000 Hektar in Nigeria. Durch die
schrumpfende Wassermenge in den Flüssen
trockneten die Kanäle aus und verstopften im
Laufe der Zeit durch den Wildwuchs von Rohr-
kolbenschilf, dem bevorzugten Nistplatz des
Blutschnabelwebers, eines Vogels, der mittler-
weile große Teile der Reis- und anderen Nah-
rungsgetreideernte zerstört. Mit dem Schrump-
fen des Sees verschärfte sich die Konkurrenz
zwischen den nomadischen Hirten und den
sesshaften Bauern, den Verbrauchern von viel
und wenig Wasser sowie den Ober- und Unter-
liegern. Die an der früheren Uferlinie lebende
Bevölkerung ist näher an den heutigen See ge-
zogen und dabei in Gebiete eingedrungen, die
früher vom See bedeckt waren und in denen der
Grenzverlauf zwischen den Anliegerstaaten
nicht markiert war, was zu weiteren Gebiets-
streitigkeiten führte.

Das Schrumpfen des Tschad-Sees erscheint
jedoch klein im Vergleich zum Ausmaß der
vom Menschen verursachten Umweltkatastro-
phe am Aral-See. Vor einem halben Jahrhun-
dert führten technologischer Einfallsreichtum,
ideologische Verblendung und politische Am-
bition sowjetische Planer zu der Erkenntnis,
dass der Syr Darja und der Amu Darja, die gro-
ßen Flüsse Zentralasiens, ungenutzt waren.
Diese Flüsse leiteten das Schmelzwasser von
hohen Bergen in das abgeschlossene Becken des
Aral-Sees, des damals viertgrößten Sees auf der
Erde. Man hielt die Umleitung des Wassers in
die Agrarproduktion für einen Weg zu größe-
rem Wohlstand und den Verlust des Aral-Sees
für hinnehmbar. Ein Experte formulierte da-
mals: „Die Austrocknung des Aral-Sees ist we-
sentlich vorteilhafter als seine Erhaltung. …
Allein der Baumwollanbau wird den bestehen-
den Aral-See aufwiegen [, und] das Verschwin-
den des Sees wird die Landschaft in der Region
nicht verändern.“19

Die Umleitung von Wasser für den Baum-
wollanbau durch ein ineffizientes Bewässe-
rungssystem schnitt dem See die Zuflüsse ab. In
den 1990er Jahren erhielt er nur noch ein
Zehntel der früheren Wassermenge – und 
bisweilen gar kein Wasser mehr. Am Ende 
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Wasserspiegel ist von 30 auf 38 Meter gestie-
gen.21 Wenn diese positive Entwicklung anhält,
bestehen gute Aussichten auf die Wiederher-
stellung der Fischereikommunen und der
Nachhaltigkeit. Wenn sich die anderen Länder
im Wassereinzugsgebiet des Sees ebenfalls zur
Beteiligung entschlössen, würden sich die
Chancen für die Sanierung des gesamten 
Beckens beträchtlich verbessern.

Der Tschad-See und der Aral-See veran-
schaulichen auf extreme Weise, was geschieht,
wenn Wasserläufe radikal verändert werden. In
beiden Fällen war die Wasserknappheit ein zen-
traler Aspekt des Problems. Der Umstand, dass

sie durch menschliche Eingriffe und Umleitun-
gen verursacht wurde, unterstreicht die Bedeu-
tung von Konzepten zur Förderung nachhal-
tiger Muster der Wassernutzung.

Wie Seen sind auch Flüsse eine Lebensader.
Sie können jedoch auch Schadstoffe in andere
Länder tragen. Aufgrund der Einleitung von
Abwässern aus Metall- und Chemiefabriken in
die Flüsse Ili und Irtysch ist das Wasser in
weiten Teilen Kasachstans für den Genuss
durch den Menschen fast unbrauchbar. Ähn-
liche Probleme bestehen auch im Kura-Aras-
Wassereinzugsgebiet innerhalb der Territorien
von Armenien, Aserbaidschan und Georgien.
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Der schrumpfende Aral-See: die negativen Umweltfolgen des BaumwollanbausKarte 6.4
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Ein halbes Jahrhundert des Niedergangs
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Auszug aus einem 
Satellitenfoto
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Auszug aus einer 
Karte

Juli 2006
Auszug aus einem 
Satellitenfoto
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���������Die in dieser Karte gezeigten Grenzen und Namen und die verwendeten Bezeichnungen beinhalten keine offizielle Billigung oder Anerkennung durch die 
Vereinten Nationen.

�	�

���Wissenschaftliches Informationszentrum der Internationalen Kommission für Wasserkoordinierung, Internationaler Fonds zur Rettung des Aral-Sees, Welt-
bank, Bundesbehörde für Luft- und Raumfahrt (NASA) der Vereinigten Staaten, United States Department of the Interior 2001, Europäische Raumfahrtagentur (ESA), 
Rekacewicz 1993.

1989/90 wurde der Aral-See in 
zwei Teile getrennt: den großen 
Aral-See und den kleinen Aral-See.

Zwischen November 2000 und Juni 
2001 wurde die Insel der Wiederge-
burt (Wosroschdenija) zur Halbinsel.



Kooperationsmechanismen, die keines der Län-
der für sich allein beheben kann. Sie machen die
Wasserverschmutzung zu einem schwerwiegen-
den Problem für alle drei Länder.22

Katastrophen können Länder zur Koopera-
tion bewegen. Mehr als die Hälfte des Staats-
gebiets der Ukraine liegt im Dnjepr-Wasserein-

Das Einzugsgebiet versorgt 6,2 Millionen Men-
schen im Raum mit der höchsten Bevölke-
rungs- und Industriekonzentration in der
Transkaukasusregion. Institutionelle Mängel
sind unterentwickelte völkerrechtliche Verein-
barungen auf regionaler Ebene, zersplitterte
Gewässerüberwachung und fehlende regionale
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Kasten 6.1 Die negativen Folgen fehlender Zusammenarbeit in Zentralasien

Die zentralasiatischen Länder sind in einem Geflecht gegenseitiger

Abhängigkeit beim Wasser gefangen. Die Einzugsgebiete der Flüsse

Syr Darja und Amu Darja verknüpfen Kasachstan, Kirgisistan,

Tadschikistan und Usbekistan in einem für ihre Entwicklungsaussich-

ten lebenswichtigen Wasser-Energie-Verbund. Diese Aussichten

werden jedoch durch schlechte Kooperation stark eingeschränkt.

Dieser Verbund lässt sich am besten verstehen, wenn man dem

Lauf der Flüsse folgt. In den oberen Abschnitten des Syr Darja stürzt

das Wasser rasch aus großen Höhen herab. Der riesige Toktogul-

Stausee in Kirgisistan diente in den 1970er Jahren zur Wasserspei-

cherung und zum Ausgleich der Wassermenge für die Bewässerung

zwischen den trockenen und feuchten Jahreszeiten in Usbekistan

und Südkasachstan. In der Sowjetära wurden etwa drei Viertel der

Wassermenge in den Sommermonaten und ein Viertel im Winter ab-

gelassen. Der mit dem abgelassenen Wasser im Sommer erzeugte

Strom wurde auch exportiert, und im Gegenzug erhielt Kirgisistan

Gas aus Kasachstan und Usbekistan zur Deckung des Energie-

bedarfs im Winter.

Seit der Unabhängigkeit ist diese Kooperationsstruktur zusam-

mengebrochen. Nach der Liberalisierung der Märkte wurde der

Energiehandel allgemeinen kommerziellen Spielregeln unterworfen,

sodass die kirgisischen Behörden für Brennstoffimporte Weltmarkt-

preise zahlen mussten. Daraufhin begannen sie, zur Stromerzeugung

im Winter mehr Wasser aus dem Toktogul-Stausee abzulassen, wo-

durch im Sommer weniger für die Bewässerung in Kasachstan und

Usbekistan bereitstand. Während der 1990er Jahre verringerte sich

die im Sommer verfügbare Wassermenge um die Hälfte, was zu

akutem Mangel an Bewässerungswasser führte. 1992 wurden Ver-

handlungen über die gemeinsame Nutzung von Wasser und Energie

aufgenommen, sind aber kaum vorangekommen. Wenngleich sich so-

wohl Unterlieger- als auch Oberliegerstaaten darüber im Klaren sind,

dass die Speicherung von Wasser in den oberen Lagen des Wasser-

einzugsgebiets eine ökonomische Dienstleistung ist und ein System

für den Tausch von Wasser gegen Energie und fossile Brennstoffe ent-

wickelt werden muss, hat sich eine Einigung auf Mengen und Preise

als schwierig erwiesen. 2003 und 2004 konnten sich die Regierungen

nicht einmal auf Pläne lediglich für das jeweilige Jahr verständigen.

Welche Auswirkungen hat die Kooperation auf die nationale

Politik gehabt? In Usbekistan verfolgt man die Politik, die Fähigkeit

zur eigenständigen Deckung des Bedarfs zu verbessern und die

Abhängigkeit vom Toktogul-Stausee zu verringern. Teil dieser Strate-

gie ist der Bau von Stauseen mit einer Speicherkapazität von 2,5 Mil-

lionen Kubikmetern Wasser. Kasachstan hat ebenfalls eine nationale

Quelle: Greenberg 2006, Micklin 1991, 1992, 2000, Peachey 2004, UNDP 2005a, Weinthal 2002, 2006. 

Reaktion auf ein regionales Problem entwickelt und prüft die Möglich-

keit eines Stausees mit einer Kapazität von drei Milliarden Kubik-

meter bei Koserai.

Angesichts seines Wasserreichtums strebt Kirgisistan die Ener-

gieautarkie an. Die Behörden prüfen den Bau von zwei neuen Stau-

seen und Wasserkraftwerken, die genug Strom für die Deckung des

Eigenbedarfs plus einen Überschuss für den Export erzeugen wür-

den. Die Kosten von 2,3 Milliarden Dollar entsprechen jedoch dem

1,2-fachen des Bruttonationaleinkommens des Landes. Eine Alter-

native wäre der Bau eines kostengünstigeren Wärmekraftwerks zur

Deckung des Energiebedarfs im Winter. Dies wäre ökonomisch sinn-

voller, entspräche jedoch nicht den nationalen Bestrebungen nach

Energieautarkie. Das Kraftwerk würde die Abhängigkeit Kirgisistans

von Erdgaslieferungen aus Usbekistan erhöhen, die immer wieder

einseitig unterbrochen werden. Mangelnde Kooperation verhindert in

diesem Fall verbesserte Effizienz durch Handel.

Die Unfähigkeit, sich auf kooperative Lösungen zu verständigen,

ist für alle Seiten schädlich. Sie hat die Länder gezwungen, subop-

timale Strategien für die Schaffung alternativer Infrastruktur mit po-

tenziell hohen wirtschaftlichen Verlusten zu verfolgen. Nach Welt-

bankschätzungen würden Usbekistan 36 Millionen und Kasachstan

31 Millionen Dollar einsparen, wenn das Wasser im Toktogul-Stausee

für Bewässerungszwecke statt zur Stromerzeugung eingesetzt

würde. Die Mehrkosten für Kirgisistan beliefen sich auf 35 Millionen

Dollar. Die einfache Kosten-Nutzen-Rechnung ergibt, dass in dem

Wassereinzugsgebiet durch Kooperation 32 Millionen Dollar einge-

spart werden könnten und es für alle Länder vorteilhafter wäre, wenn

die Unterliegerstaaten Kirgisistan entschädigen würden.

Unmittelbar südlich davon könnte Tadschikistan zum drittgrößten

Erzeuger von Strom aus Wasserkraft auf der Welt werden. Die Ent-

wicklung verzögert sich jedoch, weil die internationalen Finanzin-

stitutionen aufgrund der fehlenden zwischenstaatlichen Kooperation

in der Region derzeit nicht bereit sind, Darlehen für Wasserkraftpro-

jekte zu vergeben. Wenn klar ist, dass die Autarkiebestrebungen im

gesamten Wassereinzugsgebiet mit großen wirtschaftlichen Nach-

teilen verbunden sind und der wirtschaftliche Nutzen von Koopera-

tion so beträchtlich ist, was hält dann die zentralasiatischen Länder

zurück? Mit einem Wort: Politik. Wirksame grenzüberschreitende

Gewässerbewirtschaftung erfordert einen konstruktiven Dialog und

Verhandlungen zur Auslotung von für alle Seiten vorteilhaften Szena-

rien und zur Entwicklung der Finanzierungs- und allgemeineren

Kooperationsstrategien, um diese zu verwirklichen. An diesem Dialog

hat es in der Region offenkundig gemangelt.



zugsgebiet, das sie sich mit Weißrussland und
Russland teilt. Durch die rasche Industrialisie-
rung ist der drittgrößte Fluss Europas sehr stark
beansprucht: Weniger als ein Fünftel der Was-
sermenge, die in die Ukraine fließt, erreicht
heute noch das Schwarze Meer. Die Wasserver-
schmutzung ist endemisch, wozu übermäßiger
Düngemitteleinsatz, die unregulierte Einlei-
tung von Industrieabfällen aus dem Uranberg-
bau und Abwasser beitragen. Erst nach der
Katastrophe von Tschernobyl, die zu radio-
aktiven Cäsiumablagerungen in Stauseen und
einem erhöhten Risiko der radioaktiven Konta-
mination über den gesamten Flusslauf bis zum
Schwarzen Meer führte, machten sich die Re-
gierungen an die Verbesserung der Flussqua-
lität.23 Sowohl im Dnjepr- als auch im Kura-
Aras-Wassereinzugsgebiet wurden – angefan-
gen mit Umweltdiagnosen und Aktionspro-
grammen – Schritte zur Förderung der Koope-
ration ergriffen. Die Sanierung der Flüsse wird
jedoch viel Zeit in Anspruch nehmen.

Die zeitliche Verteilung von Abflüssen ist
ein weiteres grenzüberschreitendes Problem für
die menschliche Entwicklung. Eine Vorausset-
zung für die Sicherheit der Lebensgrundlagen
ist eine zuverlässige Wasserversorgung. Die
Wassernutzung in einem Land kann darüber
entscheiden, wann die Unterlieger das Wasser
erhalten, selbst wenn die Menge über das Jahr
betrachtet unverändert bleibt. Die Stromerzeu-
gung aus Wasserkraft durch die Oberlieger lie-
fert hierfür ein Beispiel. In Zentralasien kon-
trolliert Kirgisistan, wann und wie viel Wasser
bei den Unterliegern ankommt, während Usbe-
kistan und Kasachstan für die Bewässerung auf
die Abgabe angewiesen sind. Der Zusammen-

bruch des alten Sowjetsystems für den Gasbezug
aus Kasachstan und Usbekistan bewog Kirgisis-
tan, für den Strombedarf im Winter die Fähig-
keit zur eigenständigen Deckung anzustreben.
Zur Stromerzeugung aus Wasserkraft be-
schränkt das Land jetzt die Abgabe aus dem
Toktogul-Stausee in den Sommermonaten und
verursacht im Winter Überschwemmungen in
weiter flussabwärts gelegenen Gebieten – ein
zentraler Streitpunkt in regionalen Verhandlun-
gen zum Thema Wassernutzung (Kasten 6.1).

Die grenzüberschreitende Bewirtschaftung
von Wassereinzugsgebieten kann die Wasser-
verfügbarkeit noch auf andere Weise beeinflus-
sen. Israel, Jordanien und die Besetzten Palästi-
nensischen Gebiete liegen in einem der Gebiete
mit der größten Wasserknappheit auf der Welt
und müssen sich viel von ihrem Wasser teilen.
Die palästinensische Bevölkerung ist fast voll-
ständig von grenzüberschreitendem Wasser ab-
hängig, das zum größten Teil auch von Israel
genutzt wird (Kasten 6.2). Die gemeinsamen
Ressourcen sind jedoch ungleich verteilt. Die
palästinensische Bevölkerung ist halb so groß
wie die israelische, verbraucht aber nur 10 bis
15 Prozent so viel Wasser. Im Westjordanland
verbrauchen israelische Siedler im Durch-
schnitt 620 Kubikmeter Wasser pro Person
und Jahr, die Palästinenser dagegen weniger als
100 Kubikmeter. Die Wasserknappheit in den
Besetzten Palästinensischen Gebieten schränkt
die landwirtschaftliche Entwicklung und die
Lebensgrundlagen erheblich ein und ist auch
ein Grund für empfundene Ungerechtigkeit,
weil die geltenden Regelungen für die Wasser-
nutzung den ungleich verteilten Zugang zu ge-
meinsamen Grundwasserleitern zementieren.

Flussanliegerstaaten

rivalisieren häufig um 

das Wasser, das sie mit

anderen teilen müssen
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Wasser, das man mit anderen teilen muss, birgt
immer Konkurrenzpotenzial. Dies spiegelt sich
sogar in der deutschen Sprache wider: Das
Wort Rivale kommt vom lateinischen rivalis,

was jemanden bezeichnet, der denselben Fluss
nutzt wie ein anderer. Flussanliegerstaaten riva-
lisieren häufig um das Wasser, das sie mit ande-
ren teilen müssen. Angesichts der Bedeutung

Argumente für Kooperation
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Kasten 6.2 Wasserrechte in den besetzten palästinensischen Gebieten

Nirgendwo offenbaren sich die Probleme des Wassermanagements

so krass wie in den besetzten palästinensischen Gebieten. Die Pa-

lästinenser sind wie wenige andere Menschen auf der Welt von ex-

tremer Wasserknappheit betroffen. Dazu tragen sowohl die einge-

schränkte physische Verfügbarkeit als auch die politischen Rahmen-

bedingungen bei.

Die Bewohner der besetzten palästinensischen Gebiete haben

Zugang zu 320 Kubikmeter Wasser pro Kopf und Jahr. Dies ist einer

der niedrigsten Werte für die Wasserverfügbarkeit auf der Welt und

deutlich unter dem Schwellenwert für absoluten Wassermangel. Die

ungleiche Verteilung von Wasser aus gemeinsam mit Israel genutz-

ten Grundwasserleitern, in der sich die asymmetrischen Machtbe-

ziehungen in der Gewässerbewirtschaftung widerspiegeln, macht ei-

nen Teil des Problems aus. Angesichts des raschen Bevölkerungs-

wachstums werden die Nutzungsmöglichkeiten für die Landwirt-

schaft und für den menschlichen Genuss durch die rückläufige Was-

serverfügbarkeit immer weiter eingeschränkt.

Die ungleiche Verteilung schlägt sich in sehr großen Unterschie-

den der Wassernutzung zwischen Israelis und Palästinensern nieder.

Die israelische Bevölkerung ist knapp doppelt so groß wie die paläs-

tinensische Bevölkerung, verbraucht jedoch siebeneinhalbmal so viel

Wasser (Grafik 1). Die israelischen Siedler im Westjordanland ver-

brauchen wesentlich mehr Wasser pro Kopf als die Palästinenser

und mehr als die Israelis in Israel (Grafik 2): fast neunmal so viel Was-

ser pro Kopf wie die Palästinenser. Unabhängig vom angelegten

Maßstab sind das große Disparitäten.

Was erklärt die Ungleichheiten? Die Palästinenser haben keine

etablierten Rechte auf das Wasser des Flusses Jordan, der wichtigs-

ten oberirdischen Wasserquelle. Dies bedeutet, dass fast der gesam-

te Wasserbedarf in den besetzten palästinensischen Gebieten aus

Grundwasserleitern gedeckt wird. Die Bestimmungen, die die Ent-

nahme aus diesen Grundwasserleitern regeln, haben einen großen

Einfluss auf den Zugang zu Wasser.

Die Bewirtschaftung des westlichen und des Küstengrundwas-

serleiters illustriert das Problem. Der westliche Grundwasserleiter ist

Teil des Wassereinzugsgebiets des Jordan und die wichtigste Quel-

le erneuerbaren Wassers für die Besetzten Palästinensischen Ge-

biete. Der Grundwasserleiter wird zu drei Vierteln innerhalb des

Westjordanlands wiederaufgefüllt und fließt von dort zur israelischen

Küste. Ein Großteil dieses Wasser wird von den Palästinensern nicht

genutzt. Ein Grund dafür ist, dass die israelischen Vertreter im ge-

meinsamen Wasserausschuss Zahl und Tiefe der von Palästinensern

betriebenen Brunnen streng regulieren. Auf die israelischen Siedler

werden die Regeln großzügiger angewendet, sodass sie tiefere Brun-

nen bohren können. Aus nur 13 Prozent aller Brunnen im Westjordan-

land entnehmen die Siedler etwa 53 Prozent des Grundwassers.

Nicht in den besetzten palästinensischen Gebieten genutztes Was-

ser fließt letztlich unter israelisches Territorium und wird aus Brunnen

auf der israelischen Seite entnommen (siehe Karte).

Ähnliche Probleme bestehen beim Wasser im Küsteneinzugsge-

biet. Aufgrund der hohen Entnahmeraten auf der israelischen Seite

erreicht dieses kaum den Gaza-Streifen. Dies führt dazu, dass die
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von Wasser für die nationale Entwicklung wird
jedes Land seine eigene Agenda für die Nutzung
eines internationalen Flusses verfolgen. Jegliche
Prüfung von Kooperationsmöglichkeiten muss

damit beginnen, anzuerkennen, dass souveräne
Staaten das offensichtliche, rationale und legi-
time Anliegen haben, maximalen Nutzen aus
Wasser zu ziehen.
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Kasten 6.2 Wasserrechte in den besetzten palästinensischen Gebieten (Fortsetzung)

Entnahmeraten aus flachen Grundwasserleitern

innerhalb des Gaza-Streifens die Neubildungs-

raten bei weitem übersteigen, was zu zunehmen-

der Versalzung der Wasserressourcen führt. Be-

schränkungen des Zugangs zu Wasser verhin-

dern die Entwicklung der palästinensischen

Landwirtschaft. Obwohl der Sektor mit grob

geschätzt 15 Prozent der Einkommen und der

Arbeitsplätze einen schrumpfenden Teil der

palästinensischen Volkswirtschaft ausmacht,

sind manche der ärmsten Menschen zur Siche-

rung ihres Lebensunterhalts darauf angewiesen.

Die Bewässerung ist derzeit unterentwickelt: Auf-

grund von Wassermangel wird weniger als ein

Drittel der potenziellen Fläche bewässert.

Die unzureichende Erschließung der Wasser-

ressourcen hat zur Folge, dass viele Palästinen-

ser auf Wasserlieferungen von israelischen

Unternehmen angewiesen sind. Dies macht sie

anfällig und ihre Versorgung unsicher, weil die

Lieferungen bei angespannter Sicherheitslage

häufig unterbrochen werden.

Der Bau der umstrittenen Trennungsmauer

droht die Wasserversorgung noch unsicherer zu

machen. Insbesondere in den hoch produktiven

Regenfeldbaugebieten in den Verwaltungsbezir-

ken Bethlehem, Dschenin, Nablus, Kalkilja, Ramal-

lah und Tulkarem hat der Mauerbau dazu geführt,

dass die Palästinenser Brunnen einbüßten und

Bauern von ihren Feldern getrennt wurden.

Die Bedingungen in den besetzten paläs-

tinensischen Gebieten stehen im Gegensatz zu

den mehr kooperativen Vereinbarungen, die an-

sonsten getroffen wurden. Seit dem Friedensab-

kommen von 1994 haben Israel und Jordanien

beim Bau von Wasserspeicheranlagen am See Tiberias zusammengearbeitet, was sich vorteilhaft auf die Wasserzuteilung an jordanische Bau-

ern ausgewirkt hat. Die institutionelle Struktur hat auch zur Beilegung von Konflikten über saisonale und jährliche Schwankungen der Abflüs-

se beigetragen, selbst wenn dies ursprünglich nicht Gegenstand des Abkommens war. Das Entsalzungsforschungszentrum für den Nahen 

Osten in Muscat in Oman hat seit mehr als einem Jahrzehnt erfolgreich multilaterale Forschungsarbeiten zu wirksamen Entsalzungstechniken

gefördert. Im Beirat des Zentrums sind die Europäische Union, Israel, Japan, Jordanien, die Republik Korea, die Niederlande, die Palästinen-

sische Nationalbehörde und die Vereinigten Staaten vertreten.

Vielleicht mehr als in jeder anderen Situation ist in den Beziehungen zwischen Israel und den besetzten palästinensischen Gebieten das

Thema der sicheren Wasserversorgung in den allgemeinen Kontext des Konflikts und der Vorstellungen von nationaler Sicherheit eingebettet.

Wasser ist aber auch ein kraftvolles Symbol des allgemeinen Systems der gegenseitigen Abhängigkeit, das alle Parteien miteinander verbin-

det. Der erfolgreiche Umgang mit dieser Interdependenz mit dem Ziel von mehr Zugangsgerechtigkeit könnte viel zur Verbesserung der

Sicherheitslage beitragen.

Quelle: Elmusa 1996, Feitelson 2002, Jägerskog und Phillips 2006, MEDRC 2005, Nicol, Ariyabandu und Mtisi 2006, Phillips et al. 2004, Rinat 2005, SUSMAQ
2004, SIWI, Tropp und Jägerskog 2006, Weinthal et al. 2005.
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gedanke ist, dass bei der Planung der Nutzung
internationaler Wasserläufe ihre Folgen für an-
dere Länder, die Verfügbarkeit alternativer
Wasserquellen, die Größe der betroffenen Be-
völkerung, die sozialen und wirtschaftlichen
Bedürfnisse der betroffenen Wasserlaufstaaten
und die Erhaltung, der Schutz und die Entwick-
lung des Wasserlaufs selbst berücksichtigt wer-
den sollten.

Die Anwendung dieser Prinzipien gestaltet
sich enorm schwierig, was zum Teil auf den
offensichtlichen Umstand zurückzuführen ist,
dass sie keine Instrumente zur Schlichtung kon-
kurrierender Ansprüche beinhalten. Beispiels-
weise können sich Oberlieger als Argument für
den Bau von Staudämmen zur Stromerzeugung
aus Wasserkraft auf soziale und wirtschaftliche
Bedürfnisse berufen. Unterliegerstaaten kön-
nen sich dem entgegenstellen und auf ihre eige-
nen sozialen und wirtschaftlichen Bedürfnisse
sowie auf die aktuelle Nutzung verweisen. Die
Schwierigkeiten bei konkurrierenden Prin-
zipien und die Sorge um die nationale Souverä-
nität tragen dazu bei, zu erklären, warum bis-
lang nur 14 Länder dem UN-Übereinkommen
beigetreten sind. Es gibt in der Praxis auch
keinen Durchsetzungsmechanismus: In 55 Jah-
ren hat der Internationale Gerichtshof erst eine
Entscheidung zu internationalen Wasserläufen
gefällt.

Trotz all seiner Beschränkungen schreibt
das Übereinkommen von 1997 Prinzipien fest,
die von zentraler Bedeutung für die mensch-
liche Entwicklung sind. Es liefert einen Hand-
lungsrahmen, um Menschen in den Mittel-
punkt grenzüberschreitenden Gewässermana-
gements zu stellen. Genauso wichtig ist das
Übereinkommen zum Schutz und zur Nutzung
grenzüberschreitender Wasserläufe und inter-
nationaler Seen der Wirtschaftskommission
der Vereinten Nationen für Europa von 1992.
Es konzentriert sich stärker auf die Wasser-
qualität und betrachtet das Flusseinzugsgebiet
explizit als eine ökologische Einheit. Das Über-
einkommen von 1992 betont auch, dass die
Verantwortlichkeiten der Mitgliedstaaten auf
ihren aktuellen Wasserbedürfnissen und nicht
auf ihrer Nutzung in der Vergangenheit beruhe.
Dies ist ein wichtiges Prinzip für die mensch-

Die Spielregeln

Innerhalb von Ländern wird die Wassernut-
zung durch Institutionen, Gesetze und Nor-
men geregelt, die durch politische Prozesse mit
einem unterschiedlichen Grad von Transpa-
renz entwickelt wurden. Die Institutionen,
Gesetze und Normen des Wassermanagements
bei grenzüberschreitenden Gewässern sind we-
niger gut definiert.

Einer der wichtigsten Aspekte der grenz-
überschreitenden Gewässerbewirtschaftung ist
die staatliche Souveränität. In Auseinanderset-
zungen mit Mexiko über grenzüberschreitende
Flüsse verabschiedeten die Vereinigten Staaten
1895 ein Modell absoluter Souveränität, die so
genannte Harmon-Doktrin. Sie besagt, dass
Länder, sofern das geltende Recht nichts ande-
res besagt, Wasserressourcen in ihrem Hoheits-
bereich ohne Rücksicht auf die Folgen jenseits
ihrer Grenzen nutzen können. Varianten dieses
Ansatzes finden sich auch heute noch im natio-
nalen Recht vieler Länder. Das kasachische
Parlamentsgesetz von 2001 erklärt alle auf
kasachischen Territorium entspringenden
Wasserressourcen zum nationalen Eigentum.

Das seinem Wesen nach entgegengesetzte
Prinzip der absoluten territorialen Integrität
bedeutet, dass Unterlieger das Recht haben, die
natürlichen Abflüsse eines Fließgewässers von
den Oberliegern zu erhalten. Um den Ansatz
der absoluten Souveränität zu bestreiten, beru-
fen sich Unterliegerstaaten bisweilen auch auf
ein verwandtes Prinzip, welches besagt, dass die
Nutzung in der Vergangenheit ein Recht auf
die Nutzung auch in der Zukunft begründet.24

In der Praxis akzeptieren die meisten Regie-
rungen, dass absolute Ansätze zu Wasserrech-
ten für die Gestaltung von Politik wenig hilf-
reich sind. Nach Jahrzehnten der Abwägung
wurde 1997 im auf den Helsinki-Regeln von
1996 basierenden UN-Übereinkommen über
das Recht der nichtschifffahrtlichen Nutzung
internationaler Wasserläufe Völkerrechts-
grundsätze zu grenzüberschreitenden Gewäs-
sern kodifiziert. Die zentralen Prinzipien lauten
„gerechte und vernünftige Nutzung“, „Vermei-
dung bedeutender Schäden“ und „Notifikation
geplanter Maßnahmen“. Der allgemeine Leit-
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liche Entwicklung. Das Übereinkommen ist
bereits in Kraft getreten und könnte globale
Geltung erhalten, wenn 23 Länder, die nicht
Mitglied der Wirtschaftskommission für
Europa sind, es unterzeichnen. Vier haben die-
sen Schritt bereits unternommen. Unabhängig
davon, dass beide Übereinkommen als positive
Entwicklung gelten können, besteht die politi-
sche Herausforderung in ihrer Umsetzung in
die Praxis der Alltagsprobleme beim Gewässer-
management.

Auf dem Fluss und 
über den Fluss hinaus

Die Argumente zugunsten von Kooperation
werden ebenso wie die Mechanismen für ihre
Verwirklichung in den internationalen grenz-
überschreitenden Gewässersystemen nicht
identisch sein. Grundsätzlich bedeutet Koope-
ration immer, auf eine Weise zu handeln, die
die nachteiligen Folgen konkurrierender An-
sprüche minimiert und den potenziellen Nut-
zen gemeinsamer Lösungen maximiert. Wenn
man davon ausgeht, dass Staaten ein rationales
und legitimes Eigeninteresse verfolgen, werden
sie nur mit anderen kooperieren, wenn der
mutmaßliche Nutzen schwerer wiegt als die
Nachteile der Nichtkooperation. Aufgeklärtes
Selbstinteresse kann dazu beitragen, das Spek-
trum des potenziellen Nutzens zu ermitteln
und zu erweitern.

Ein hilfreicher Bezugsrahmen für Über-
legungen zum grenzüberschreitenden Gewäs-
sermanagement ist ein Modell, das von vier
Aspekten des potenziellen Nutzens von Koope-
ration ausgeht:25

• Nutzen für den Fluss,
• Nutzen durch den Fluss,
• Nutzen aufgrund des Flusses,
• Nutzen über den Fluss hinaus.

Nutzen für den Fluss
Flüsse zu erhalten, zu schützen und zu entwi-
ckeln, kann Vorteile für alle Nutzer mit sich
bringen. In Europa stellt das 1987 beschlossene
Aktionsprogramm Rhein die jüngste Phase der
Kooperation zur Verbesserung der Flussqua-
lität im Interesse aller Nutzer dar. Der Plan

markiert den Gipfelpunkt einer Abfolge kleiner
Veränderungen über einen Zeitraum von mehr
als einem halben Jahrhundert, in dem Deutsch-
land, Frankreich, die Niederlande und die
Schweiz schrittweise eine Reaktion entwickelt
haben, die dem Ausmaß der Bedrohung ihrer
gemeinsamen Interessen entsprach (Kasten
6.3).

In ärmeren Weltregionen kann die Erhal-
tung der Integrität von Flusssystemen großen
Nutzen für die Sicherung der Lebensgrund-
lagen nach sich ziehen. Ein Beispiel ist die Ver-
hütung oder Lösung von Problemen wie der
Schädigung oberliegender Wassereinzugsgebie-
te und der Grundwasserentnahme, die die
Unterlieger der Gefahr von Überschwemmun-
gen oder Wasserknappheit aussetzen. 

Die Hochwasser der Flüsse Limpopo and
Save in den Jahren 2000 und 2001 hatten
verheerende Folgen für arme Menschen in den
anfälligsten Teilen der Schwemmebenen in
Mosambik. Bodenerosion, der Verlust des
Baumbestands an Hängen und Wasserübernut-
zung an den Oberläufen trugen zur Schwere der
Überschwemmungen bei. Die zwischenstaat-
liche Kooperation mit dem Ziel, diesen Proble-
men entgegenzuwirken, ist ein Ergebnis der
Erkenntnis, dass Flusssysteme gemeinsame
Risiken und wechselseitigen Nutzen bieten.

Nutzen vom Fluss
Weil Wasser eine endliche Ressource ist,
entsteht häufig allgemein der Eindruck, dass die
gemeinsame Bewirtschaftung ein Nullsummen-
spiel ist. Diese Wahrnehmung ist in wichtigen
Beziehungen fehlerhaft. Die Wasserbewirt-
schaftung in Wassereinzugsgebieten kann
entwickelt werden, um den Gesamtnutzen zu
steigern. Dies geschieht durch optimierte Was-
sernutzung zur Erweiterung der bewässerten
Fläche, zur Erzeugung von mehr Strom und zur
Steigerung des Umweltnutzens.

Kooperation auf der Ebene von Wasserein-
zugsgebieten kann effiziente Techniken der
Wasserspeicherung und -verteilung fördern
und die bewässerte Fläche erweitern. Der In-
duswasser-Vertrag von 1960 ebnete den Weg
für den massiven Ausbau der Bewässerungsan-
lagen in Indien, die wiederum eine wichtige

Kooperation bedeutet, 

auf eine Weise zu handeln,

die den potenziellen Nutzen

gemeinsamer Lösungen

maximiert
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Kasten 6.3 Erfahrungen mit der Bewirtschaftung von Wassereinzugsgebieten in Europa: die Flüsse Rhein und Donau

Flüsse verbinden Menschen und Lebensgrundlagen über nationale
Grenzen hinweg. Saubere Flüsse sind ein öffentliches Gut, während
durch verschmutzte Flüsse öffentliche Übel über Grenzen geleitet wer-
den. Die europäische Geschichte belegt den Nutzen von Investitionen
in Flüsse als regionale öffentliche Güter.

Der Rhein. Der Rhein bildet eines der großen europäischen Fluss-
systeme. Er fließt von den Schweizer Alpen herab und bahnt sich sei-
nen Weg entlang der französisch-deutschen Grenze bis zur Ruhrmün-
dung und in die Niederlande. Bereits im 19. Jahrhundert war der Fluss
bekannt für den Grad seiner Verschmutzung. Der englische Dichter
Samuel Coleridge wurde durch einen Besuch in Köln 1828 zu folgen-
den Zeilen inspiriert:

Der Rheinfluss, das ist ja bekannt,
wäscht Köln, die Stadt, mit eig’ner Hand;
Doch sagt mir, Nymphen, die Himmelskraft,
die dereinst dem Rheinfluss Wäsche schafft?
Keine Macht, weder himmlische noch irdische, reinigte den Fluss.

Mit fortschreitender Industrialisierung wurde der Rhein zu einer riesigen
Schadstoffkloake. Er leitete die Abfälle der chemischen Industrie in der
Schweiz, der französischen Kali-Industrie sowie der deutschen Hüt-
ten- und Steinkohleindustrie ab und transportierte sie in die Niederlan-
de. Zwischen 1900 und 1977 stiegen die Chrom-, Kupfer-, Nickel- und
Zinkkonzentrationen auf toxische Werte. In den 1950er Jahren waren
Fische aus dem Mittel- und Oberlauf des Rheins so gut wie verschwun-
den. Abgesehen von der Vergiftung des Flusses bedrohten die Schad-
stoffe der französischen und deutschen Industrie das Trinkwasser und
die Blumenindustrie in den Niederlanden.

Das große Reinemachen begann nach dem Zweiten Weltkrieg.
1950 gründeten Deutschland, Frankreich, Luxemburg, die Niederlande
und die Schweiz die Internationale Kommission zum Schutz des
Rheins (IKSR), die sich anfänglich auf Forschung und Datenerhebung
konzentrierte. Mitte der 1970er Jahre wurden jedoch zwei Übereinkom-
men gegen chemische Verunreinigung und Chloride geschlossen, die
die Verschmutzung in Deutschland und Frankreich verringern sollten.
Die Kooperation erwies sich in den ersten Jahren jedoch als schwierig.
Deutschland, die Niederlande und die Schweiz erklärten sich zur Über-
nahme von 70 Prozent der Kosten der Minderung der Chlorideinleitun-
gen in Frankreich bereit. Angesichts starken Widerstands im eigenen
Land weigerte sich die französische Regierung jedoch, das Überein-
kommen dem Parlament zur Ratifizierung vorzulegen.

Eine Umweltkatastrophe Ende 1986 – ein Brand in einer schweize-
rischen Chemiefabrik – war Auslöser der nächsten Phase der Koope-
ration. Bis Mai 1987 war das Aktionsprogramm Rhein ausgearbeitet
worden. Es wurden Zielvorgaben für eine drastische Verringerung der
Schadstoffbelastung festgelegt. Nach den Überschwemmungen von
1993 wurden die IKSR-Aktivitäten um den Hochwasserschutz erwei-
tert. Im darauffolgenden Jahr wurden auf einer Rhein-Ministerkonfe-
renz Leitlinien für ein neues Übereinkommen und 2001 das Programm
zur nachhaltigen Entwicklung „Rhein 2020“ beschlossen.

Die IKSR ist heute ein effektives zwischenstaatliches Organ, an das
die Mitgliedstaaten ihre Maßnahmen melden müssen. Sie verfügt über
eine Plenarversammlung, ein Sekretariat und Fachgruppen – und
beträchtliche politische Autorität durch eine Ministerkonferenz, die

Quelle: Barraqué und Mostert 2006. 

politisch bindende Entscheidungen treffen kann. Nichtstaatliche Orga-
nisationen haben Beobachterstatus, was die Partizipation der Öffent-
lichkeit erleichtert. Solche kooperativen Strukturen und Institutionen
brauchen Zeit, sich zu entwickeln, und sie funktionieren am besten mit
politisch hochrangiger Führung.

Die Donau. Mehr als vielleicht jeder andere Fluss spiegelt die
Donau die turbulente Geschichte Europas im 20. Jahrhundert wider.
Vor dem Ersten Weltkrieg war das wichtigste Land im Wassereinzugs-
gebiet das österreichisch-ungarische Kaiserreich. Am Ende des Zwei-
ten Weltkriegs wurden die meisten Donauanlieger Teil des Sowjet-
blocks. Mit dem Zerfall der Tschechoslowakei, der Sowjetunion und
Jugoslawiens wurde das Donaubecken das internationalste Wasser-
einzugsgebiet auf der Welt.

Das Ende des Kalten Krieges und der spätere Beitritt mehrerer
Länder im Wassereinzugsgebiet zur Europäischen Union ermöglichten
einen Ansatz zur internationalen Kooperation auf der Ebene des Ge-
samteinzugsgebiets. Im Februar 1991 verständigten sich alle Staaten
im Einzugsgebiet auf die Ausarbeitung des Übereinkommens über die
Zusammenarbeit zum Schutz und zur verträglichen Nutzung der
Donau. 1994 wurde das Donauschutzübereinkommen unterzeichnet,
das auch die Errichtung einer Internationalen Kommission zum Schutz
der Donau (IKSD) vorsah. Es ist im Oktober 1998 in Kraft getreten.
Serbien und Montenegro traten dem Vertrag 2002 bei, Bosnien und
Herzegowina 2004.

Die institutionelle Grundlage der IKSD besteht aus einer Konferenz
aller beteiligten Länder, einer Plenarkommission, neun Experten- und
Arbeitsgruppen sowie einem ständigen Sekretariat in Wien. Zu den
Organisationen mit Beobachterstatus zählen mehrere Fachorganisa-
tionen, das Donau-Umweltforum, die Naturschutzorganisation World
Wide Fund for Nature und die Internationale Arbeitsgemeinschaft der
Wasserwerke im Donaueinzugsgebiet.

Seit der Gründung der strategischen Partnerschaft für die Nähr-
stoffverringerung in Donau und Schwarzem Meer haben Investitionen
der Globalen Umweltfazilität im Umfang von etwa 100 Millionen Dollar
fast 500 Millionen Dollar an Kofinanzierung sowie zusätzliche Inves-
titionen für die Nährstoffverringerung vonseiten der Europäischen
Union, der Europäischen Bank für Wiederaufbau und Entwicklung und
anderer Stellen mit einem Gesamtvolumen von 3,3 Milliarden Dollar
nach sich gezogen. Die Ökosysteme des Schwarzen Meers und der
Donau zeigen bereits Anzeichen für eine Erholung von der schwerwie-
genden Eutrophierung der 1970er und 1980er Jahre. In den letzten
Jahren ist es so gut wie nicht mehr zu einer Sauerstoffzehrung gekom-
men, und die Artenvielfalt hat sich gegenüber 1980 etwa verdoppelt.
Das Ökosystem des Schwarzen Meers ist auf dem besten Weg zurück
zu Bedingungen, die in den 1960er Jahren beobachtet wurden.

Die Donau zeigt, wie eine vertiefte institutionelle Kooperation über
Grenzen hinweg ein breites Spektrum sich gegenseitig verstärkender
Dimensionen von Nutzen eröffnen kann. In dem Maße, wie Regierun-
gen und die Öffentlichkeit in den Anliegerstaaten erkannt haben, dass
die Kooperation Früchte trägt, sind auch die Autorität und die Legitima-
tion dieser Institutionen gewachsen. Für den Erfolg der Kooperation
waren jedoch hohe Investitionen an finanziellem als auch politischem
Kapital erforderlich.



Rolle bei der „Grünen Revolution“ spielten.
Am Senegal-Fluss kooperieren Mali, Maure-
tanien und der Senegal zur Regulierung der
Abflüsse und zur Stromerzeugung aus Wasser-
kraft durch Infrastruktur im Gemeinschaftsbe-
sitz. Im südlichen Afrika kooperieren Lesotho
und Südafrika beim Infrastrukturbau am Fluss
Oranje im Rahmen des Lesotho-Hochland-
projekts, durch das Südafrika kostengünstiges
Wasser und Lesotho auf Dauer Mittel zur
Erhaltung von Wassereinzugsgebieten erhält.26

In Südasien hat Indien das Wasserkraftwerk
Tala in Bhutan finanziert. Indien gewann da-
durch eine zusätzliche Energiequelle, während
Bhutan Zugang zum indischen Energiemarkt
bekam.

Brasilien und Paraguay liefern ein Beispiel
für den potenziellen Nutzen, der durch Handel
und Kooperation erschlossen werden kann. Das
Itaipu-Übereinkommen von 1973 beendete
einen hundertjährigen Grenzkonflikt mit einer
Vereinbarung zum Bau des riesigen Wasser-
kraftkomplexes von Guairá-Itaipu, das im We-
sentlichen durch Investitionen der öffentlichen
Hand in Brasilien finanziert wurde. Der Itaipu-
Staudamm im Wassereinzugsgebiet von Paraná
und La Plata verfügt über 18 Generatoren mit
einer Leistung von je 700 Megawatt, was die
Anlage zu einem der größten Wasserkraftwerke
auf der Welt macht. Der Betreiber ist Itaipu
Binacional, ein Gemeinschaftsunternehmen
der beiden Länder. Das Kraftwerk deckt fast
den gesamten Energiebedarf von Paraguay,
stützt eine Industrie, die heute die größte Quel-
le von Deviseneinnahmen ist, und liefert ein
Viertel des Stromverbrauchs in Brasilien.27 Bei-
de Länder haben von der Kooperation profi-
tiert. Der Kontrast zu Zentralasien, wo unter-
lassene Kooperation große Einbußen zur Folge
hatte, fällt in die Augen.

Nutzen aufgrund des Flusses
Kooperationsbedingte Vorteile können die ab-
gewendeten negativen Folgen durch den Abbau
von Spannungen und Konflikten zwischen
Nachbarn sein. Gespannte zwischenstaatliche
Beziehungen beim Gewässermanagement kön-
nen die regionale Zusammenarbeit auf breiter
Front behindern, etwa bei Handel, Telekom-

munikation und Arbeitsmärkten. Zwei Kom-
mentatoren formulierten es so: „In manchen
internationalen Wassereinzugsgebieten läuft
wenig zwischen den Anliegerstaaten außer dem
Fluss selbst.“28 Es ist immer schwierig, die Wir-
kung des Gewässermanagements von der all-
gemeineren Dynamik zu unterscheiden, die die
zwischenstaatlichen Beziehungen formt. Aber
in manchen Fällen können die negativen Fol-
gen von Nichtkooperation groß sein. Dies gilt
insbesondere dort, wo sich die Bedrohungen
der Wasserknappheit und der nationalen
Sicherheit überlappen, wie in den Wasserein-
zugsgebieten von Euphrat, Indus oder Jordan.
Kooperationsbedingter Nutzen aufgrund des
Flusses ist von Natur aus schwierig zu quanti-
fizieren, aber die negativen Folgen von Nicht-
kooperation für die Menschen und in finanziel-
ler Hinsicht können sehr real sein.

Nutzen über den Fluss hinaus
Die Steigerung des Nutzens aus dem Fluss und
die Verringerung der negativen Folgen, die auf-
grund des Flusses entstehen, können ein allge-
meines Potenzial für menschliche Entwicklung,
Wirtschaftswachstum und regionale Koopera-
tion erschließen. Bis zu einem gewissen Grad
geschieht dies durch Initiativen für gesamte
Wassereinzugsgebiete.

Kooperative Ansätze zu Flusssystemen kön-
nen auch weniger greifbaren politischen Nut-
zen mit sich bringen. Die Nilbeckeninitiative
verbindet Ägypten politisch und wirtschaftlich
mit ärmeren Ländern in Afrika südlich der
Sahara. Diese Verbindungen können Ausstrah-
lungseffekte auslösen. Beispielsweise könnte das
politische Ansehen, das Ägypten durch die 
Nilbeckeninitiative gewonnen hat, seine Posi-
tion als Partner und Vertreter afrikanischer
Interessen in der Welthandelsorganisation stär-
ken. Abgesehen vom wirtschaftlichen und si-
cherheitsbezogenen Nutzen von Kooperation
kann das internationale Ansehen von Ländern
durch den Eindruck davon beeinflusst werden,
wie gerecht und fair sie sich im Gewässermana-
gement gegenüber schwächeren Nachbarn ver-
halten.

Es gibt nicht den einen institutionellen
Rahmen, der den Königsweg zur Erschließung
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die Übernutzung von Grundwasser soll verhin-
dert und die aquatischen Ökosysteme sollen
erhalten werden. Zur Entwicklung von Bewirt-
schaftungsplänen und Programmen mit einem
Geltungszeitraum von jeweils sechs Jahren sol-
len die Staaten der Richtlinie zufolge „Flussge-
bietseinheiten“ ausweisen. Für Einzugsgebiete,
die über das EU-Gebiet hinausgehen, wird von
den Mitgliedstaaten sogar eine Koordinierung
mit Nichtmitgliedern gefordert. Und bei alle-
dem ist für die aktive Beteiligung von Vertre-
tern der Öffentlichkeit Sorge zu tragen.

Der aktuelle Zustand 
bei der Kooperation

In offenkundigem Gegensatz zu den ständigen
Vorhersagen über Wasserkriege zeichnet die
historische Bilanz ein anderes Bild. Konflikte
um Wasser entstehen und sind Anlass für po-
litische Spannungen, aber die meisten Ausei-
nandersetzungen werden friedlich beigelegt.
Dass es so wenige Konflikte gibt, ist jedoch
bestenfalls ein einseitiger Indikator für die
Tiefe der Kooperation.

Die Messung der Intensität von Konflikten
zwischen Regierungen ist von Natur aus
schwierig. Wie bereits erwähnt ist Wasser sel-
ten ein eigenständiges Thema der Außenpo-
litik. An der Universität des amerikanischen
Bundesstaats Oregon wurde versucht, einen
Datensatz mit allen gemeldeten wasserbezoge-
nen zwischenstaatlichen Kontakten der letzten
50 Jahre zu erstellen. Was an diesem Datensatz
überrascht, ist, dass es lediglich 37 gemeldete
Fälle von Gewaltanwendung zwischen Staaten
um Wasser gegeben hat (bis auf sieben alle im
Nahen Osten). Im selben Zeitraum wurden
200 zwischenstaatliche Verträge zu Wasser aus-
gehandelt. Insgesamt wurden 1.228 Fälle von
Kooperation erfasst, verglichen mit 507 Kon-
fliktfällen, von denen mehr als zwei Drittel
lediglich die Form schwacher gegenseitiger
Drohungen hatten.29 Die meisten Konflikter-
eignisse betrafen Veränderungen der Abfluss-
menge und den Bau neuer Infrastruktur, die 
ja ebenfalls Einfluss auf das Volumen und die
zeitliche Verteilung zukünftiger Abflüsse hat
(Grafik 6.1).

von Nutzen aus der grenzüberschreitenden
Kooperation vorzeichnet. Auf der untersten
Ebene kann Kooperation mit dem Ziel von
Nutzen für den Fluss von defensiven Maßnah-
men bis zu aktiverem Handeln reichen. Ein
katastrophaler Brand in einem Lager für chemi-
sche Stoffe nahe Basel in der Schweiz ebnete
den Weg für tiefgreifende Kooperation am
Rhein. Wenn Gewässeranlieger aber versuchen,
von minimalen zu optimalen Kooperationsstra-
tegien fortzuschreiten, entwickelt sich unwei-
gerlich eine dynamische politische Wechselwir-
kung zwischen dem Gewässermanagement und
der politischen Kooperation.

Innerhalb der Europäischen Union hat die
politische und wirtschaftliche Integration ehr-
geizige neue Ansätze zur Bewirtschaftung von
Wassereinzugsgebieten erleichtert. Die Euro-
päische Wasserrahmenrichtlinie aus dem Jahr
2000 stellt einen der weitreichendsten Ord-
nungsrahmen für eine gemeinsame Gewässer-
bewirtschaftung dar. Seine zentrale Zielsetzung
ist, für alle europäischen Gewässer bis 2015
einen „guten Zustand“ zu erreichen: Die
Normen für die Wasserqualität sollen erfüllt,
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Konflikte vor allem um 
Wassermengen, Kooperation 
greift viel weiter

Grafik 6.1
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Im Rückblick auf die letzten 50 Jahre ist 
das vielleicht überraschendste Ergebnis des
Wassermanagements, wie oft Konflikte bei-
gelegt wurden und wie stabil die Wasserma-
nagement-Institutionen waren. Die Ständige
Induswasser-Kommission, die einen Vertrag
zur gemeinsamen Wassernutzung und einen
Mechanismus zur Streitbeilegung überwacht,
überlebte zwei große Kriege zwischen Indien
und Pakistan und setzte sogar während dieser
Kriege ihre Arbeit fort. Das Mekong-Komitee,
ein gemeinsames Gremium unter Beteiligung
von Kambodscha, der DVR Laos, Thailand und
Vietnam, tauschte auch während des Vietnam-
kriegs Daten und Informationen aus. Unter 
der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen
begann Anfang der 1950er Jahre auf unterer
Ebene die Zusammenarbeit zwischen Israel und
Jordanien beim Wasser zu einem Zeitpunkt, 
als die beiden Länder offiziell Krieg gegeneinan-
der führten. Zur Koordinierung, gemeinsamen
Nutzung und Streitbeilegung richteten sie
1994 ein Gemeinsames Wasserkomitee ein –
ein Arrangement, das auch Phasen akuter 
Spannungen überstanden hat.

Eines lässt sich aus der Bilanz klar ablesen:
Selbst bei den größten Feinden gibt es Raum für
eine Kooperation beim Wasser. Die meisten
Regierungen anerkennen, dass gewaltsame Aus-
einandersetzungen um Wasser selten eine stra-
tegisch sinnvolle oder sich unter wirtschaft-
lichen Gesichtspunkten auszahlende Alterna-
tive darstellen. Die Institutionen, die sie zur
Konfliktabwendung schaffen, haben sich als au-
ßerordentlich widerstandsfähig erwiesen. Wie
lange die Verhandlungen über die Einrichtung
dieser Institutionen im Einzelfall gedauert ha-
ben (zehn Jahre beim Indus-Vertrag, 20 Jahre
bei der Nilbeckeninitiative, 40 Jahre beim
Jordan-Abkommen), zeugt von der Brisanz 
der Probleme.

Wenn Konflikte die Ausnahme von der Re-
gel sind, wie gestaltet sich dann die zwischen-
staatliche Kooperation? Eine umfassende Ana-
lyse von 145 internationalen Verträgen liefert
einige Erkenntnisse (Grafik 6.2). Überraschend
ist vielleicht, dass die Kooperation in nur einem
Drittel der Fälle tatsächliche Mengenzuteilun-
gen betrifft. Stromerzeugung aus Wasserkraft,

Hochwasser- und Schadstoffschutz sowie
Schifffahrt sind gängigere Themen.30 In den
letzten Jahren liegt der Schwerpunkt mehr auf
dem gemeinsamen Nutzen. Dies mag daran lie-
gen, dass die Voraussetzungen für Verhandlun-
gen über Mengenzuteilungen so schwierig sind.
Aus dem Blickwinkel der zukünftigen Sicher-
heit der Wasserversorgung ist es jedoch pro-
blematisch, nicht über Mengenzuteilungen zu
verhandeln.

Eines der schwerwiegendsten besteht darin,
dass dies das Potenzial für Konflikte über den
Ausgleich von Ansprüchen an Flüssen und an-
deren gemeinsamen Wasserressourcen schafft,
wenn die Verfügbarkeit – sei es aufgrund
saisonaler Schwankungen oder zu hoher Ent-
nahme über lange Zeit – abnimmt. Die Verein-
barung von 1994 zwischen Israel und Jordanien
ermöglicht Jordanien, Winterabflüsse im israe-
lischen See Tiberias zu speichern, und Israel,
eine festgelegte Anzahl Brunnen von Jordanien
zu pachten, um Wasser für landwirtschaftliche
Zwecke zu entnehmen. Das Abkommen sah
auch die Einrichtung eines Gemeinsamen Was-
serkomitees für die Bewirtschaftung gemein-
sam genutzter Ressourcen vor. Der Vertrag be-
sagte jedoch nichts darüber, wie bei Dürren mit
den festgeschriebenen Zuteilungen verfahren
werden sollte. Anfang 1999 führte die
schlimmste Dürre seit Beginn der Aufzeich-
nungen zu Spannungen, weil Jordanien weniger
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Stromerzeugung 
    aus Wasser-
        kraft 57 
          (39 %)

Wassernutzung
53 (37 %)

Hochwasser-
    schutz 
   13 (9 %)

Zuteilungen für
die Industrie
9 (6 %)

Schifffahrt 6 (4 %)

Gewässerschutz 6 (4 %) Fischerei 1 (1 %)

Quelle: Daoudy 2005.

Wasserabkommen betreffen viele 
Themen, nicht nur Mengen

Grafik 6.2

Verteilung nach Sektoren bei 145 Vereinbarungen über
grenzüberschreitende Wasserressourcen



Israel sowie Israel und den Besetzten Palästi-
nensischen Gebieten.

Welche Hindernisse bestehen für eine tiefe-
re Kooperation? Vier stechen hervor:
• Konkurrierende Ansprüche und empfundene

Zwänge im Zusammenhang mit der natio-
nalen Souveränität. Von einem zum ande-
ren Land bestehen nach wie vor große Un-
terschiede der Sichtweise grenzüberschrei-
tender Gewässer. Indien sieht im Wasser
des Brahmaputra und des Ganges eine na-
tionale Ressource. Bangladesch betrachtet
das gleiche Wasser als eine Ressource, auf
die es auf der Grundlage früherer Nutzung
und aktuellen Bedarfs Anspruch hat. Die
Unterschiede sind nicht nur eine Frage der
jeweiligen Doktrin, sondern beziehen sich
unmittelbar auf Ansprüche, die beide Län-
der als legitim und notwendig für ihre natio-
nalen Entwicklungsstrategien einstufen. In
anderen Regionen hat die Realität grenz-
überschreitender Wasserressourcen wenig
Einfluss auf nationale Strategien. Die Län-
der Zentralasiens sind in hohem Maße
abhängig von gemeinsamen Wasserressour-
cen. Seit der Unabhängigkeit hat jedes Land
in der Region Wirtschaftspläne aufgestellt,
die sich auf die gleichen Wasserressourcen
beziehen. Diese nationalen Pläne wurden je-
doch außerhalb einer einheitlichen regiona-
len Strategie zur gemeinsamen Ressourcen-
nutzung entwickelt und berücksichtigen
nicht die tatsächliche Wasserverfügbarkeit.
Bei einer fiktiven Zusammenführung der
Pläne würde der resultierende Gesamtbe-
darf einen nicht nachhaltigen Weg der Res-
sourcennutzung vorzeichnen. Eine offen-
sichtliche Gefahr ist, dass konkurrierende
nationale Pläne sich zu einem Ausgangs-
punkt für Spannungen und einem Hinder-
nis für die Kooperation bei gemeinsamen
Umweltproblemen wie der Wiederherstel-
lung des Aral-Sees entwickeln könnten.

• Politische Führungsschwäche. Politiker sind
gegenüber ihren Wählern rechenschafts-
pflichtig, nicht gegenüber der Bevölkerung
in einem gemeinsamen Wassereinzugsge-
biet und den sie vertretenden Regierungen.
In Ländern, in denen Wasser einen vorde-

Wasser erhielt. Das Abkommen selbst blieb
jedoch intakt – ein Ergebnis, das die Koopera-
tionsbereitschaft beider Seiten belegte.

Wenngleich Konflikte selten sind und häu-
fig kooperiert wird, so ist die Kooperation doch
vielfach nicht sehr weitgehend. Regierungen
tendieren zur Aushandlung von Vereinbarun-
gen zu sehr konkreten Projekten mit gemein-
samem Nutzen wie Stromerzeugung aus Was-
serkraft oder Informationsaustausch. In vielen
Fällen wurden Regierungen durch externe Fak-
toren zu minimalistischen Kooperationsstrate-
gien gezwungen. Als die EU 1999 Fisch aus
dem Victoria-See mit einem Verbot belegte,
hatte dies gravierende Konsequenzen für die
Deviseneinnahmen der Anrainerstaaten und
bewog sie, mit der Regulierung der kommerziel-
len Fischerei auf dem See zu beginnen und zu
diesem Zweck die Victoria-See-Fischereiorga-
nisation zu gründen. Dieser Schritt diente je-
doch primär dazu, den Ausfall von Einnahmen
rückgängig zu machen, und zielte nicht auf die
allgemeineren Folgen von Schadstoffbelastung
und Überfischung für die Lebensgrundlagen
der Bevölkerung.

Bis heute hat es wenig tiefgreifende Koope-
rationen gegeben, die dazu dienen sollten, die
allgemeineren Ziele in Bezug auf die mensch-
liche Entwicklung zu erreichen, die in den Hel-
sinki-Regeln oder dem UN-Übereinkommen
über das Recht der nichtschifffahrtlichen Nut-
zung internationaler Wasserläufe von 1997 nie-
dergelegt wurden. Und der geografische Gel-
tungsbereich der Kooperation ist ebenfalls
begrenzt: Bei 157 der 263 internationalen Was-
sereinzugsgebiete gibt es keinen Kooperations-
rahmen.31

Wo solche Rahmenvereinbarungen exis-
tieren, sind sie eher von bilateraler als von mul-
tilateraler Art. Von den 106 Wassereinzugsge-
bieten mit Wasserinstitutionen haben etwa
zwei Drittel drei oder mehr Anliegerstaaten.
Dennoch sind weniger als ein Fünftel der ent-
sprechenden Abkommen multilateral. Häufig
werden selbst multilaterale Wassereinzugs-
gebiete mittels einer Mehrzahl bilateraler Ab-
kommen bewirtschaftet. Im Jordan-Einzugs-
gebiet beispielsweise bestehen Abkommen zwi-
schen Syrien und Jordanien, Jordanien und
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ren Platz auf der politischen Agenda belegt,
können innenpolitische Faktoren zu nega-
tiven Anreizen in Bezug auf eine gemein-
same Wasserbewirtschaftung und damit
zusammenhängenden Nutzen führen: Eine
gerechtere Bewirtschaftung grenzüber-
schreitender Gewässer könnte für die
menschliche Entwicklung in einem Wasser-
einzugsgebiet gut sein, bei der nächsten
Wahl jedoch Stimmenverluste nach sich zie-
hen. Es bestehen auch Probleme des Zeitho-
rizonts: Der Nutzen der grenzüberschreiten-
den Bewirtschaftung stellt sich im eigenen
Land wahrscheinlich erst ein, wenn die Re-
gierung längst nicht mehr im Amt ist. Anrei-
ze für Kooperation werden gestärkt, wenn
politische Entscheidungsträger einen unmit-
telbaren politischen Nutzen erkennen kön-
nen (beispielsweise zusätzliche Zahlungen
zur Finanzierung von Bewässerungsprojek-
ten in Pakistan) oder sich eine Katastrophe
ereignet (wie beim Chemieunfall am Rhein).

• Asymmetrische Machtverteilung. Flüsse pas-
sieren Länder, zwischen denen große Un-
terschiede in Bezug auf Wohlstand, Einfluss
und Verhandlungskapazität bestehen. Es
wäre unrealistisch, anzunehmen, dass sich
diese Unterschiede nicht auf die Bereit-
schaft zu Kooperation, Verhandlungen und

Nutzenteilung auswirken. Auch in vielen
grenzüberschreitenden Wassereinzugsge-
bieten ist die Macht sehr asymmetrisch ver-
teilt, und in manchen gibt es einen dominie-
renden Akteur: Zu den Beispielen zählen
Ägypten im Nilbecken, Indien im Wasser-
einzugsgebiet des Ganges, Israel am Jordan,
Südafrika im Wassereinzugsgebiet des Inko-
mati und die Türkei im Einzugsgebiet von
Euphrat und Tigris. Beziehungen zwischen
Ländern mit ungleicher Macht können zu
einer Untergrabung des Vertrauens führen.

• Nichtteilnahme an Initiativen für ein gesam-
tes Wassereinzugsgebiet. Die Vorstellungen
vom Nutzen der Teilnahme an multilatera-
len Initiativen für ein gesamtes Wasserein-
zugsgebiet werden von den anderen Mitglie-
dern beeinflusst. Dass China nicht Mitglied
der Mekong-Fluss-Kommission ist, sehen
manche Mitglieder als Ursache potenzieller
Schwäche der Kommission. Unterlieger wie
Kambodscha und Vietnam betrachten am
Oberlauf von China gebaute Dämme als
eine Bedrohung der natürlichen Dynamik
des Flusses und der Lebensgrundlagen, 
die davon abhängen. Die Mekong-Fluss-
Kommission ist kein nützliches Form für
Verhandlungen über dieses Problem, weil
China darin gar nicht vertreten ist.
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Jedes Flusssystem sollte von seinen Quellflüssen
im Wald bis zu seiner Mündung an der Küste als
eine Einheit betrachtet und als solche behandelt
werden.

—Theodore Roosevelt32

Angesichts der akuten politischen Empfind-
lichkeiten beim Thema Wasser wäre es unrea-
listisch, anzunehmen, dass ein neuer internatio-
nalistischer Ethos zu einem Wandel des Was-

sermanagements in den nächsten Jahren führen
wird. Die Vorstellungen vom nationalen Inte-
resse werden weiterhin eine wichtige Rolle spie-
len. Das nationale Interesse lässt sich jedoch in
mehr oder weniger aufgeklärter Weise verfol-
gen. Mehr Regierungen erkennen heute, dass
die Realitäten der gegenseitigen Abhängigkeit
beim Wasser einen umfassenderen multilatera-
len Management-Rahmen für gesamte Wasser-
einzugsgebiete erfordern. Das grenzüberschrei-

Kooperation in Flusseinzugsgebieten 
zugunsten menschlicher Entwicklung



fest etabliert. Das Spektrum der Kooperation
reicht von der Koordinierung (beispielsweise
durch Informationsaustausch) bis zu Zusam-
menarbeit (Entwicklung anpassungsfähiger
nationaler Pläne) und gemeinsamem Handeln
(einschließlich des Gemeinschaftsbesitzes von
Infrastrukturkapital). In manchen Fällen war
das Kooperationsergebnis die Einrichtung stän-
diger institutioneller Strukturen, über die die
Regierungen regelmäßig kommunizieren und
gemeinsam handeln können (Kasten 6.4).

Man kann Kooperation als den Austausch
von Nutzenkörben verstehen, die zum kombi-
nierten Gemeinwohl beider Seiten beitragen.
Dieser Ansatz geht über Verhandlungen über
Mengenzuteilungen hinaus; Ziel ist stattdessen,
Mehrfachnutzen für alle Beteiligten zu ermit-
teln. Ein Beispiel liefert der Dialog zwischen
Indien und Nepal zu den Flüssen Bagmati,
Gandak und Kosi (alle drei Nebenflüsse des
Ganges). Die resultierenden Verträge enthiel-
ten Aussagen zu diversen wasserbezogenen Pro-
jekten einschließlich Bewässerung, Stromerzeu-
gung aus Wasserkraft, Schifffahrt, Fischerei
und sogar Aufforstung: Indien unterstützt
Baumpflanzungen in Nepal zur Eindämmung
der Sedimentablagerung in den unteren Fluss-
abschnitten. Obwohl die Verträge nachgebes-
sert wurden, um nepalesische Anliegen zu be-
rücksichtigen, sind ihre allgemeinen Strukturen
gute Beispiele dafür, wie große Nutzenkörbe
Bestandteil kreativer Lösungen sein können.

Die kooperative Bewirtschaftung demons-
triert überzeugend das Potenzial zur Erschlie-
ßung von Nutzen über den Fluss hinaus. Mehr
als 40 Prozent der Verträge zu grenzüberschrei-
tenden Gewässern enthalten Klauseln, die über
die eng definierte Bewirtschaftung gemein-
samer Gewässer hinausgehen.33 Sie betreffen
beispielsweise:
• Mittelflüsse. Mehrere Verträge enthalten In-

vestitionsbestimmungen, beispielsweise zur
Finanzierung eines Wasserkraftwerks in der
DVR Laos durch Thailand, über Zahlungen
von Indien an Pakistan für Bewässerungsin-
frastruktur im Rahmen des Induswasser-
Vertrags oder über die Rolle Südafrikas bei
der Entwicklung der Wasserressourcen im
Hochland von Lesotho.

tende Wassermanagement sollte sich zukünftig
an zwei Prinzipien orientieren:
• Die menschliche Sicherheit durch gemein-

same Gewässerbewirtschaftung ist Teil der
nationalen Sicherheit. Insbesondere für Län-
der, die für einen beträchtlichen Teil ihres
Wasserbedarfs auf Quellen jenseits ihrer
Grenzen angewiesen sind, kann Wasser ein
Aspekt der nationalen Sicherheit sein. Die
menschliche Sicherheit liefert jedoch über-
zeugende Argumente für neue Ansätze zum
Wassermanagement. Gemeinsames Wasser-
management kann die unvorhersehbaren
Risiken und Anfälligkeiten mindern, die
durch die Abhängigkeit von einer grenz-
überschreitenden Wasserressource entste-
hen. Die Kooperation bietet einen Weg 
zu besserer Kalkulierbarkeit sowie verrin-
gerten Risiken und Anfälligkeiten mit weit-
reichendem Nutzen für Einkommen, Um-
welt und Wirtschaft. Außerdem kann das
gemeinsame Wassermanagement allgemei-
nere Nutzendimensionen zur Verbesserung
der menschlichen Sicherheit durch erweiter-
te Möglichkeiten der grenzüberschreitenden
Kooperation eröffnen.

• Wassereinzugsgebiete sind genauso wichtig
wie Grenzen. Die meisten Regierungen un-
terstützen heute das Prinzip der Integrier-
ten Wasserressourcen-Bewirtschaftung und
anerkennen die Notwendigkeit von Pla-
nungsstrategien, die alle Nutzungsbereiche
einschließen. Die integrierte Planung darf
jedoch nicht an der Grenze aufhören. Was-
sereinzugsgebiete von Flüssen und Seen sind
Ökosysteme, die sich über nationale Gren-
zen erstrecken können, und die Integrität
jedes Teils dieser Systeme hängt von der
Integrität des gesamten Einzugsgebiets ab.
Die logische Konsequenz ist folglich die
Gewässerbewirtschaftung auf der Ebene des
Wassereinzugsgebiets, selbst wenn dieses
grenzüberschreitend ist.

Kooperation auf der Ebene 
von Wassereinzugsgebieten

In vielen Regionen ist die Kooperation auf der
Ebene von Wassereinzugsgebieten mittlerweile
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Kooperation auf der Ebene

von Wassereinzugsgebieten

mittlerweile fest etabliert
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• Den Handel mit Energieressourcen. Die
Schaffung von Märkten für Strom aus Was-
serkraft kann Importeuren und Expor-
teuren nutzen. Beispiele sind der Kauf von
Strom vom Itaipu-Damm im Wasserein-
zugsgebiet von Paraná-La Plata-Einzugs-
gebiet durch Brasilien und der Kauf von

Strom aus Wasserkraft vom Tala-Damm in
Bhutan durch Indien.

• Datenaustausch. Informationen sind ein
wichtiger Aspekt der Integrierten Wasser-
ressourcen-Bewirtschaftung auf der Ebene
von Wassereinzugsgebieten. Mit dem Ziel,
Bedingungen für eine effektivere Bewirt-
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Kasten 6.4 Die Kooperation in Flusseinzugsgebieten ist vielfältig

In zahlreichen Flusseinzugsgebieten gibt es kooperative Institutionen,

deren Wirkung in der Vergangenheit allerdings sehr unterschiedlich

war. Die nachstehend aufgeführten Beispiele machen deutlich, dass

sich Regierungen in vielfältigen Kontexten zur gemeinsamen Gewäs-

serbewirtschaftung zusammenfinden können. Die Herausforderung

besteht darin, das der Kooperation zugrunde liegende Gefühl ge-

meinsamer Interessen zu stärken und zu vertiefen und wirksame,

transparente und rechenschaftspflichtige Institutionen zu entwickeln,

die in der Lage sein werden, die zukünftigen Aufgaben zu bewältigen.

Mekong-Fluss-Kommission. Die Mekong-Fluss-Kommission wur-

de 1995 als zwischenstaatliche Behörde der vier Länder Kam-

bodscha, DVR Laos, Thailand und Vietnam im unteren Mekong-

Wassereinzugsgebiet gegründet. Die Kommission folgte auf das

Mekong-Komitee (1957 - 1976) sowie das Interim-Mekong-Komitee

(1978 - 1992) und läutete eine neue Phase der Kooperation im unte-

ren Mekong-Einzugsgebiet ein. Sie besteht aus drei ständigen Orga-

nen: dem Sekretariat, dem Gemeinsamen Technischen Ausschuss

und dem Ministerrat. Zur Koordinierung der nationalen Ministerien

und Fachbehörden und zur Verbindung mit dem Kommissionssekre-

tariat wurden in allen beteiligten Ländern nationale Mekong-Aus-

schüsse eingerichtet. Seit 2002 werden auch ausgewählte Vertreter

der Zivilgesellschaft zur Teilnahme an gemeinsamen Ausschuss- und

Ratssitzungen eingeladen.

Nilbeckeninitiative. Die Nilbeckeninitiative hat eine ähnliche

Struktur: einen Ministerrat, einen Technischen Beratungsausschuss

und ein Sekretariat. Die Initiative ist jedoch wesentlich jünger und

verfügt über wenig Erfahrungen mit gemeinsamen Programmen. Bis 

vor kurzem waren Wasserthemen auf die Verteilung von Mengenkon-

tingenten zwischen Ägypten und Sudan beschränkt. Die Initiative

konzentriert sich jetzt jedoch auf eine Reihe von Themen wie Strom-

erzeugung aus Wasserkraft, Hochwasserschutz und ökologische

Nachhaltigkeit, die im gesamten Wassereinzugsgebiet nutzbringend

sind. Ein Strategisches Aktionsprogramm ist angelaufen, das ge-

meinsame Projekte ausmachen soll. Einige Geber versuchen, über

das Büro für den internationalen Nildialog die Partizipation der Zivil-

gesellschaft zu fördern.

Entwicklungsorganisation für den Senegal-Fluss. Im Wasserein-

zugsgebiet des Senegal-Flusses wurde die integrierte Gewässer-

bewirtschaftung durch Mali, Mauretanien und den Senegal ständig

verbessert. Guinea ist kürzlich beigetreten. Die Kooperation begann

kurz nach der Unabhängigkeit der Anliegerstaaten, als der Fluss 1964

Quelle: Amaaral und Sommerhalder 2004, Lindemann 2005.

zu einem internationalen Gewässer erklärt wurde. 1972 war die Ent-

wicklungsorganisation für den Senegal-Fluss mit einer Konferenz der

Staats- und Regierungschefs, einem Ministerrat, einem Hochkom-

missar, drei Beratungsgremien und nationalen Büros gegründet wor-

den. Politische Führungskraft stellte sicher, dass rechtzeitig Mittel zur

Finanzierung des Baus von zwei Dämmen im Gemeinschaftsbesitz

aufgebracht wurden. Die Dämme werden von zwei separaten Unter-

nehmen verwaltet.

Neben der Infrastruktur und der institutionellen Entwicklung wur-

den auch Pläne für Programme zur Integrierten Wasserressourcen-

Bewirtschaftung im gesamten Flusseinzugsgebiet ausgeweitet. Eine

Ständige Wasserkommission tritt dreimal jährlich zusammen, um die

optimale Nutzung des durch die beiden Dämme gespeicherten

Wassers festzulegen. Die Dämme liefern allen drei Ländern Strom

und Bewässerungswasser für die Bauern in den Gebieten mit den

größten Niederschlagsschwankungen. Ein weiteres Thema ist der

Hochwasserschutz am Oberlauf und im Delta. Programme zur

Bekämpfung negativer Umweltfolgen wie der Ausbreitung von Was-

serhyazinthen und zunehmender Bodenversalzung haben begonnen.

Lesotho-Hochland-Wasserprojekt im Wassereinzugsgebiet des

Oranje. Aufgrund der 1986 getroffenen Vereinbarung wird Wasser aus

dem Fluss Senqu (Name in Lesotho Oranje) im wasserreichen Leso-

tho in den Vaal in Südafrika geleitet. Lesotho erhält im Gegenzug

Strom aus Wasserkraft und Lizenzgebühren. Gemäß den Prinzipien

der Integrierten Wasserressourcen-Bewirtschaftung ist das Projekt

auch mit der 2000 eingerichteten Kommission für das Oranje/Senqu-

Wassereinzugsgebiet verknüpft.

Kommission für das Wassereinzugsgebiet des Limpopo. Durch

das erste multilaterale Abkommen zwischen Botswana, Mosambik,

Simbabwe und Südafrika entstand 1986 als Beratungsgremium zur

Steigerung der Wasserausbeute und zur Verbesserung der Wasser-

qualität der Ständige Technische Ausschuss für das Wassereinzugs-

gebiet des Limpopo. Politische Spannungen verhinderten eine enge-

re Kooperation. Nach dem Ende der Apartheid wurden die Verhand-

lungen wieder aufgenommen, zuerst 1997 im Rahmen der ständigen

Kommission für die Kooperation zwischen Botswana und Südafrika.

2003 wurde eine Kommission für den Wasserlauf des Limpopo ein-

gerichtet, die das Wasserprotokoll des Entwicklungsausschusses für

das Südliche Afrika umsetzen sollte. Zur ganzheitlichen Bewirtschaf-

tung des gesamten Wassereinzugsgebiets wurde im selben Jahr die

Kommission für das Wassereinzugsgebiet des Limpopo gebildet.



Wassereinzugsgebiet anfällt und Risiken ab-
gewendet werden. Die Kooperation kann Mög-
lichkeiten aufzeigen, wie Verluste durch Über-
schwemmungen verringert, das Wasserkraft-
und Bewässerungspotenzial genutzt und ein
Ökosystem erhalten werden kann, das vom
Victoria-See bis zum Mittelmeer reicht.

Ein Blick über die nationalen Grenzen auf
die Ebene des Untereinzugsgebiets öffnet das
Sichtfeld und zeigt Kooperationsmöglichkeiten
auf. Das Untereinzugsgebiet des Kagera im Nil-
Flusssystem erstreckt sich über das Territorium
von Burundi, Ruanda, Tansania und Uganda.
Es liefert den größten Teil des Wassers für den
Victoria-See und ist das Quellgebiet des Wei-
ßen Nils.34 Sein Schwemmland sowie seine
Sümpfe, Wälder und Fauna bilden ein Öko-
system, das durch immer dichtere menschliche
Besiedlung zunehmender Belastung ausgesetzt
ist. In den 1970er und 1980er Jahren wurden
die Bemühungen um eine institutionelle Ko-
operation durch schwerwiegende Finanz- und
Kapazitätsbeschränkungen beeinträchtigt. In
den ersten fünf Jahren ihres Bestehens erhielt
die Kagera-Organisation nur ein Zehntel der in
ihrem Haushaltsplan vorgesehenen Mittel.35 In
den 1990er Jahren kam der Kooperationspro-
zess wegen der Bürgerkriege in Burundi und
Ruanda fast zum Erliegen. Erst in jüngster Zeit
hat unter der Ägide der Nilbeckeninitiative
und des NELSAP-Programms (Nile Equatorial
Lakes Subsidiary Action Programme) eine Rei-
he nachhaltigerer Projekte begonnen. Wenn
sich die Aktivitäten am Kagera als Erfolg erwei-
sen sollten, könnten sie zu einem Vorbild für
eine stärker integrierte Kooperation im gesam-
ten Nilbecken werden (Tabelle 6.4).

Das südliche Afrika liefert ein weiteres
bemerkenswertes Beispiel regionaler Koopera-
tion. Wasser ist ein wichtiges Feld für Zusam-
menarbeit und Integration in der Entwick-
lungsgemeinschaft des Südlichen Afrika. Wäh-
rend der Apartheid waren nur wenige Länder in
der Region zur Kooperation mit Südafrika be-
reit. Seit dem Ende der Apartheid war die ge-
meinsame Gewässerbewirtschaftung ein inte-
graler Bestandteil regionaler Zusammenarbeit.
Führende Politiker spielten eine wichtige Rolle
bei der Definition neuer Regeln und der Ent-

schaftung des Wassereinzugsgebiets zu
schaffen, umfasste der erste Fünfjahresplan
des Mekong-Komitees fast ausschließlich
Datenerhebungsprojekte.

• Politische Beziehungen als Teil allgemeiner
Friedensgespräche. Wasservereinbarungen
können zu allgemeineren politischen Ver-
handlungen beitragen. Die Wasserverein-
barung zwischen Israel und Jordanien war
Teil des zwischen den beiden Ländern 1994
geschlossenen Friedensabkommens. Eine
endgültige politische Lösung zwischen Is-
rael und den Besetzten Palästinensischen
Gebieten müsste ebenfalls eine Vereinba-
rung über die gemeinsamen Wasserressour-
cen beinhalten.
Manche Initiativen für gesamte Wasserein-

zugsgebiete könnten für eine große Gruppe von
Ländern beträchtliche Fortschritte bei der
menschlichen Entwicklung hervorbringen. Ein
Beispiel ist die Nilbeckeninitiative. Fünf der elf
Nilanliegerstaaten zählen zu den ärmsten Län-
dern der Welt. Alle elf stufen die Nilressourcen
als unentbehrlich für ihr Überleben ein. In ei-
nem Umfeld mit Nichtkooperation könnte
dies eine Quelle von Konflikt und Unsicherheit
sein. Die gemeinsame Bewirtschaftung trägt
jedoch dazu bei, dass der Nutzen im gesamten
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Geografi sche 
Reichweite des 
Nutzens Nutzen

Region • Stabilität und Friedensdividende
• Wirtschaftliche Integration (Ostafri-

kanische Gemeinschaft, Burundi, Ruanda 
und die Demokratische Republik Kongo)

• Regionales Infrastrukturkapital

Anliegerstaaten • Kontrolle der Sedimentation
• Bewirtschaftung des Wassereinzugs-

gebiets
• Energieversorgung und Elektrifi zierung 

des ländlichen Raums
• Bewässerung und Agrarindustrie
• Flussregulierung
• Erhaltung der biologischen Vielfalt
• Wirtschaftliche Entwicklung
• Entwicklung des Privatsektors

Unterliegerstaaten • Kontrolle der Wasserqualität
• Eindämmung von Wasserhyazinthen
• Verringerung der Sedimentation
• Regionale Stabilität
• Wachsende Handelsmärkte

Quelle: Jägerskog und Phillips 2006, World Bank 2005f.

Tabelle 6.4   Potenzieller Nutzen im 
Teileinzugsgebiet des Kagera



wicklung neuer Institutionen. Die Intensität
der Kooperation ist auch dem Umstand ge-
schuldet, dass alle Länder in der Region gemein-
sam Nutzen ziehen oder gemeinsam verlieren
(Kasten 6.5). Auf Anregung dieser Initiative
nahm die Afrikanische Union im Februar 2005
die Sirte-Deklaration an und forderte die
Mitgliedstaaten auf, zur Förderung der inte-
grierten Gewässerbewirtschaftung und der
nachhaltigen Entwicklung der Landwirtschaft
in Afrika geeigneten regionalen Protokollen
beizutreten.

Der Nutzenkorb-Ansatz zu Kooperation ist
mehr als nur ein analytischer Bezugsrahmen. Er
kann Ländern helfen, über die eng definierten
Ziele der Autarkie hinauszublicken, und bietet
politischen Entscheidungsträgern Optionen,
die bei ihren Wählern Zustimmung finden. Er

verbessert die Verhandlungsposition kleinerer
Länder, weil sie als Gegenleistung für Zuge-
ständnisse eine Reihe von Nutzen bekommen.
Er kann auch dazu beitragen, mehr Mittel zu
erhalten, den Rahmen für Kooperation zu
erweitern und neue Verknüpfungen über das
Wasserthema hinaus zu eröffnen. Dafür sind je-
doch leistungsfähige Institutionen notwendig.

Schwache institutionelle Strukturen
für die Gewässerbewirtschaftung

Internationale Wasserinstitutionen haben
mehrere Funktionen. Sie können als neutrale
Diskussionsforen dienen, im Namen von Mit-
gliedstaaten Untersuchungsmissionen und For-
schungen durchführen, die Einhaltung von
Verträgen überwachen und Sanktionen gegen
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Kasten 6.5 Regionale Integration durch Kooperation zu internationalen Flüssen im südlichen Afrika

Im südlichen Afrika gibt es 15 große internationale Flüsse. Im Jahr-

zehnt seit dem Ende der Apartheid hat Südafrika Wasserfragen

genutzt, um die regionale Integration zu unterstützen. Verbesserte

politische Beziehungen sind ein Faktor: Frühere Bemühungen um

Kooperation am Sambesi blieben ohne die Beteiligung Südafrikas

erfolglos. Ein Grund hierfür ist die Größe der südafrikanischen Wirt-

schaft, die die wirtschaftlichen Anreize für die Kooperation in der

Region liefert. Auslöser für die Bildung von Partnerschaften in Fluss-

einzugsgebieten war die Notwendigkeit, die Wasserversorgung für

die wichtigste Industrieregion Südafrikas zu verbessern. Seitdem

haben jedoch auch verbesserte politische Beziehungen zur Festigung

der Kooperation in Flusseinzugsgebieten zwischen den Anlieger-

staaten beigetragen.

Neue Abkommen und Gesetze. Das im August 1995 unterzeich-

nete Protokoll der Entwicklungsgemeinschaft des Südlichen Afrika

(SADC) stützte sich auf die Helsinki-Regeln, die die staatliche Sou-

veränität betonten. Nachdem sowohl Mosambik als auch Südafrika

das UN-Übereinkommen über das Recht der nichtschifffahrtlichen

Nutzung internationaler Wasserläufe von 1997 unterzeichnet hatten,

forderte Mosambik weitergehende Änderungen. Ein 2000 unterzeich-

netes überarbeitetes Protokoll räumte den Unterliegern und dem

Umweltbedarf einen höheren Stellenwert ein. Mit ihm wurden auch

formelle Verfahren für Notifikation, Verhandlungen und Konfliktbei-

legung etabliert. Das verbesserte Protokoll hatte zudem eine Grund-

lage in der nationalen Gesetzgebung. Das südafrikanische Wasser-

gesetz von 1998 besagt, dass es auch dazu dient, internationale Ver-

pflichtungen in der regionalen Gewässerbewirtschaftung zu erfüllen.

Als Ergebnis hat sich die Glaubwürdigkeit Südafrikas in dem Prozess

verbessert.

Quelle: Lamoree und Nilsson 2000, Leestemaker 2001, Nakayama 1998, SADC 2000, 2005a, b, UNEP 2001, van der Zaag und Savenije 1999, Conley und 
van Niekerk 2000.

Stärkung der institutionellen Rahmenbedingungen. Das Ziel des

überarbeiteten Protokolls war die Förderung der SADC-Agenda für

regionale Integration und Armutsbekämpfung. Die Mitgliedsstaaten

verabschiedeten Abkommen und schufen Institutionen für Wasser-

läufe, riefen zur Koordinierung und Harmonisierung von Gesetzen

und politischen Konzepten auf und förderten die Forschung sowie

den Informationsaustausch. Mit Blick auf diese Ziele wurden mehre-

re Programme eingeleitet, beispielsweise zur Ausbildung von Fach-

kräften für die Integrierte Wasserressourcen-Bewirtschaftung, für

gemeinsame Aktivitäten zur Datenerhebung und zu Veränderungen

seit 2001 zur Zentralisierung der Bewirtschaftung.

Regionaler strategischer Aktionsplan. Es wird ein regionaler stra-

tegischer Aktionsplan für den Zeitraum von 2005 bis 2010 ausgear-

beitet. Er konzentriert sich auf die Wasserressourcenentwicklung

durch Überwachung und Datenerhebung, die Infrastrukturentwick-

lung (zur Verbesserung der Versorgungssicherheit bei Energie und

Nahrungsmitteln sowie der Wasserversorgung für kleine Grenz-

städte und Dörfer), die Schaffung von Kapazität (zur Stärkung der

Organisationen für die Flusseinzugsgebiete) und das Wassermanage-

ment. Für jeden Bereich gibt es eigene Projekte, an denen SADC-

Nationalkomitees, ein technischer Ausschuss, Organisationen auf

Flusseinzugsgebietsebene und durchführende Stellen beteiligt sind.

Mehrere Probleme bestehen fort. Es gibt kein langfristiges regio-

nales Wasserkonzept, sodass die Projekte jeweils für einzelne Fluss-

einzugsgebiete gelten. Saisonale Schwankungen führen weiterhin zu

Konkurrenzdruck in Bezug auf die Wasserverfügbarkeit. Außerdem

gibt es Verzögerungen bei der Umsetzung der fortschrittlichen natio-

nalen Gesetze und Ungewissheiten hinsichtlich der Verfahren zur

Streitbeilegung.



und zur Überwachung der Wasserqualität
mit einem auf 20 Jahre angelegten Zeitrah-
men ausgearbeitet. Wenngleich die Institu-
tion von den Regierungen nicht unabhängig
ist, blickt sie über konkurrierende nationale
Interessen hinaus und gilt beiden Seiten als
Quelle für glaubwürdige Beratung in Fragen
der Bewirtschaftung des Sees. Im Gegensatz
dazu sind die Zwischenstaatliche Kommis-
sion für Wasserkoordinierung im Einzugs-
gebiet des Aral-Sees und der Internationale
Fonds für den Aral-See zu einem Austra-
gungsort zwischenstaatlicher Rivalitäten ge-
worden, was sich in Konflikten über die
Stellenverteilung und die Ländervertretung
äußert.

• Schwache institutionelle Kapazität. Orga-
nisationen für Flusseinzugsgebiete leiden
häufig unter einem Mangel an technischem
Know-how, schlechter Personalausstattung
und schlechter Führung im Hinblick auf
Programmziele und Projektgestaltung. Die
1980 geschaffene Behörde für das Niger-
Einzugsgebiet blieb trotz mehrfacher Um-
strukturierung weitgehend ineffektiv. Weil
ihr die finanzielle und politische Unterstüt-
zung fehlte, war sie nicht in der Lage, wie
ursprünglich vorgesehen Strategien für die
integrierte sozioökonomische Entwicklung
und den Umweltschutz auszuarbeiten. Erst
in jüngster Zeit haben die Länder in dem
Flusseinzugsgebiet begonnen, ihrer gegen-
seitigen Abhängigkeit Rechnung zu tragen
und ihre Beiträge zur Finanzierung der
Behörde zu leisten.

• Unzureichende Finanzausstattung. Bei der
Entwicklung von Institutionen für Fluss-
einzugsgebiete kann der Verhandlungspro-
zess genauso wichtig sein wie das Ergebnis.
Ausgeglichene Verhandlungen sind kosten-
aufwändig, weil sie lange dauern sowie ein
hohes Maß an technischen Daten und ver-
tragsrechtlichem Fachverstand erfordern.
Institutionen in Afrika südlich der Sahara
litten besonders unter unzureichender
Finanzausstattung, was die institutionelle
Kooperation verzögerte. Seit 15 Jahren
plant die Kommission für das Wasserein-
zugsgebiet des Tschad-Sees, Wasser aus dem

Staaten durchsetzen, die dies nicht tun. Verträ-
ge, die nur auf dem Papier stehen, sind schwach.
Deshalb ist es enorm nutzenbringend, Energie
in die Schaffung nachhaltiger Institutionen zu
investieren. Weil Wassereinzugsgebiete stän-
digen biophysikalischen, geopolitischen oder
sozioökonomischen Belastungen ausgesetzt
sind, ist Nachhaltigkeit unerlässlich. Institutio-
nen sind deshalb die Stoßdämpfer, welche die
Widerstandsfähigkeit eines Wassereinzugsge-
biets gegen plötzliche Veränderungen erhöhen.

Es herrscht kein Mangel an Initiativen oder
Institutionen für Flusseinzugsgebiete. Den
meisten sind zwei Dinge gemeinsam: Ihr All-
tagsgeschäft wird von technischen Experten do-
miniert, die extrem wichtige Arbeit leisten, und
ihnen fehlt die Unterstützung von höchster
politischer Ebene. Das Ergebnis ist eine institu-
tionelle Struktur für die Kooperation in Fluss-
einzugsgebieten mit einem Schwerpunkt auf
einzelne Projekte statt auf die übergeordneten
Aspekte des Nutzens am Fluss und über den
Fluss hinaus. Zu den Symptomen zählen:
• Beschränkte Mandate. In den meisten Fällen

wird von Organisationen für Flusseinzugs-
gebiete erwartet, dass sie auf eng definierten
technischen Gebieten aktiv werden, bei-
spielsweise der Datenerhebung oder der
Überwachung grenzüberschreitender Ab-
flüsse. Dies beschränkt ihre Fähigkeit zur
Bewältigung der sozioökonomischen Pro-
bleme im gesamten Einzugsgebiet – oder
zur Entwicklung allgemeinerer Systeme für
gemeinsamen Nutzen zur Förderung der
menschlichen Entwicklung.

• Beschränkte Autonomie. Bei der Koopera-
tion in Flusseinzugsgebieten herrscht größ-
tenteils sehr stark eingeschränkte Autono-
mie. Dies ist ein Schwachpunkt, weil eine
bestimmte Unabhängigkeit sowohl die Ob-
jektivität als auch die Legitimation von In-
stitutionen steigern kann. Die von Bolivien
und Peru 1996 eingerichtete Binationale
Autonome Titicaca-See-Behörde illustriert,
wie die vollständige Freiheit bei techni-
schen, administrativen und finanziellen
Entscheidungen Institutionen effektiver
machen kann. Die Behörde hat eine Strate-
gie zur Steuerung der Wasserverfügbarkeit
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Ubangi-Fluss in den Chari-Fluss umzu-
leiten, der in den See mündet. Angesichts
der raschen Schrumpfung des Sees ist dies
eine dringend gebotene Maßnahme. Bislang
haben die fünf Mitgliedsländer jedoch ledig-
lich sechs Millionen Dollar für eine Mach-
barkeitsstudie bereitgestellt. Auf der
Grundlage der aktuellen Trends könnte die
Realisierung des Vorhabens weitere 10 bis
20 Jahre dauern. Bis dahin könnte es zu spät
sein.36 In ähnlicher Weise gelang es auch
dem Internationalen Fonds für den Aral-
See, der als Finanzierungsmechanismus für
Aral-See-Programme konzipiert war, nicht,
angemessene Beiträge von den fünf zentral-
asiatischen Staaten zu erhalten.

• Mangelnde Durchsetzung. Nicht zuletzt,
weil Mängel bei der Durchsetzung die
Glaubwürdigkeit und Anreize zur Einhal-
tung ausgehandelter Regelungen schwä-
chen, müssen Institutionen Vereinbarun-
gen durchsetzen können. Schwache Durch-
setzung kann selbst die vernünftigsten Ver-
träge schwächen. 1996 und 1997 wurden
nach jahrelangen Konflikten zwei Verträge
unterzeichnet, laut denen gerechte Lösun-
gen für die gemeinsame Wassernutzung am
Syr Darja gesucht und die Energieressour-
cen ausgebeutet werden sollten. Ihre Um-
setzung wurde durch Nichteinhaltung und
fehlende Durchsetzung beeinträchtigt. Im
Gegensatz dazu zeigen die Erfahrungen in
Israel und Jordanien während der Dürre
von 1999, wie Institutionen Konflikte lösen
können, die bei einem anderen Umgang
damit das Potenzial ernsthafter politischer
Konsequenzen haben. Der Unterschied
zwischen den beiden Beispielen bestand
darin, dass das Abkommen zwischen Jor-
danien und Israel einen Durchsetzungsme-
chanismus umfasste.

Die Bedingungen für 
Kooperation schaffen

In einer Vielzahl von Fällen hat Kooperation
stattgefunden. Damit Staaten Nutzen aus Flüs-
sen und Seen ziehen können, braucht diese
nicht immer tiefgreifend in dem Sinne zu sein,

dass sie zustimmen müssen, alle Ressourcen zu
teilen, oder sich auf alle Arten von kooperati-
ven Unternehmungen einlassen müssen. Ange-
sichts der unterschiedlichen strategischen, po-
litischen und wirtschaftlichen Bedingungen in
internationalen Wassereinzugsgebieten macht
es sogar mehr Sinn, jegliche Form von Koopera-
tion zu fördern und zu unterstützen, wie unbe-
deutend sie auch sein mag. Es gibt jedoch einige
klare Schritte, die Staaten, Organe der Zivilge-
sellschaft und internationale Organisationen
ergreifen können, um Bedingungen für den
Beginn einer Kooperation zu schaffen und zu
allgemeineren Systemen für die Erzielung von
gemeinsamem Nutzen fortzuschreiten. Dafür
muss Folgendes geleistet werden:
• Den Bedarf in Bezug auf die menschliche

Entwicklung und die Ziele überprüfen,
• Vertrauen bilden und die Legitimation ver-

bessern,
• die institutionelle Kapazität stärken,
• Mittel für die grenzüberschreitende Gewäs-

serbewirtschaftung bereitstellen.
Den Bedarf in Bezug auf die mensch-

liche Entwicklung und die gemeinsamen Ziele
überprüfen. Die Bewirtschaftung grenzüber-
schreitender Gewässer kann nicht von den all-
gemeinen Entwicklungszielen einschließlich
der Millenniums-Entwicklungsziele getrennt
werden. Die meisten Initiativen auf der Ebene
von Flusseinzugsgebieten konzentrieren sich
auf Arrangements zur gemeinsamen Flussnut-
zung, die von technischen Experten ausgehan-
delt werden. Dieser Prozess bildet eine Koope-
rationsgrundlage. Die Politik sollte jedoch auf
diesen Grundlagen aufbauen und auf der Ebene
von Wassereinzugsgebieten in den Bereichen
Armutsbekämpfung, Schaffung von Arbeits-
plätzen sowie Risikomanagement gemeinsame
Ziele für die menschliche Entwicklung ermit-
teln und dies zu einem integralen Bestandteil
von Planungen für Einzugsgebiete machen.

Der erste Schritt zu einer effektiven Koope-
ration zugunsten der menschlichen Entwick-
lung besteht in der Schaffung eines gemeinsa-
men Informationsbestandes. Die Anliegerstaa-
ten benötigen Informationen, um die Schwä-
chen einseitiger Programme zu erkennen, die
den gegenseitigen Abhängigkeiten nicht Rech-
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Seit 1991 hat die GEF Untersuchungen in
mehr als 30 grenzüberschreitenden Wasserein-
zugsgebieten unterstützt und in unterschied-
lichem Maß Erfolge am Aral-See, am Victoria-
See, am Tanganjika-See, an der Donau (ein-
schließlich des Schwarzen Meeres) und am
Mekong erzielt. Zusätzlich hat der GEF-För-
derbereich Internationale Gewässer 66 Unter-
regionen ermittelt, in denen die Ursachen und
Wirkungen von Umweltproblemen in grenz-
überschreitenden Gewässern untersucht wer-
den sollen.

Es ist jedoch auch wichtig, dass Untersu-
chungen über die technische Ebene hinaus-
gehen. Datenerhebung und Umfragen bei der
örtlichen Bevölkerung sind eine Möglichkeit,
Probleme der menschlichen Entwicklung auf-
zudecken. Die Bevölkerung in Flusseinzugsge-
bieten zieht unmittelbaren Nutzen aus gemein-

nung tragen. Sie können auch dazu beitragen,
gemeinsame Interessen aufzudecken. Viele Kon-
flikte entstehen eher durch Misstrauen und
schlechte Information über die Nutzung und
den Missbrauch von Wasserressourcen als auf-
grund substanzieller Unterschiede. Gemeinsa-
me Forschungsaktivitäten und der Austausch
von Informationen können dazu führen, dass
Infrastrukturinitiativen rechtzeitig bekannt
werden sowie gemeinsame Interessen und das
Entwicklungspotenzial ermittelt werden. Sie
können die Chancen für Vereinbarungen ver-
bessern und – was am wichtigsten ist – die
Grundlagen für dauerhaftes Vertrauen schaffen.

Dies ist ein Bereich, in dem die internatio-
nale Unterstützung etwas bewirken kann. Die
Führung bei der Unterstützung rechtlicher und
institutioneller Reformen hat die Globale Um-
weltfazilität (GEF) übernommen (Kasten 6.6).
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Kasten 6.6 Die Globale Umweltfazilität: Schaffung von Wissen, Kapazität und Institutionen

Die 1991 eingerichtete und auf dem Erdgipfel 1992 nachdrücklich

unterstützte Globale Umweltfazilität (GEF) ist zur wichtigsten Quelle

multilateraler Entwicklungshilfe zur Berücksichtigung globaler Um-

weltbelange geworden. Das Entwicklungsprogramm der Vereinten

Nationen mit seinen Erfahrungen bei Projekten zur Schaffung von

Kapazität, das Umweltprogramm der Vereinten Nationen mit seinen

Erfahrungen bei der Bestimmung regionaler Prioritäten und der

Ausarbeitung von Aktionsplänen und die Weltbank mit ihren Finan-

zierungserfahrungen gründeten die GEF als Finanzierungspartner-

schaft.

In Bezug auf internationale Gewässer, einem der sechs Förderbe-

reiche, finanziert die GEF Aktionsprogramme für grenzüberschreiten-

de Gewässer auf Ökosystemebene.

• Bestimmung von Prioritäten und Aufbau von Partnerschaften. In

allen internationalen Wassereinzugsgebieten unterstützt die GEF

länderübergreifende Untersuchungen zur Vorbereitung einer

grenzüberschreitenden Diagnose als Grundlage für ein strategi-

sches Aktionsprogramm, das auf hoher Ebene beschlossen und

mehrjährig durchgeführt wird. Der Prozess hat mehrere Vorteile:

Er dient der Gewinnung wissenschaftlicher Erkenntnisse, der

Vertrauensbildung, der Ursachenanalyse, der Politikharmonisie-

rung, der Aufschlüsselung komplexer Wasserressourcen- und

Umweltfragen in zu bewältigende Probleme sowie der För-

derung der Wasserressourcenbewirtschaftung auf regionaler

Ebene. Er lenkt auch die Aufmerksamkeit auf die Verknüpfungen

zwischen sozialen, wirtschaftlichen und Umweltbelangen. 

Beispielsweise wurden am Victoria-See die Verbindungen

zwischen invasiven Arten, Entwaldung, biologischer Vielfalt,

Quelle: Gerlak 2004, Sklarew und Duda 2002, Uitto 2004, Uitto und Duda 2002.

Schifffahrt, Stromerzeugung aus Wasserkraft, Migration und

Krankheiten aufgezeigt.

• Förderung des regionalen Wassermanagements. Fast zwei 

Drittel der GEF-Projekte haben zur Entstehung oder Stärkung von

Verträgen, Gesetzen und Institutionen beigetragen. Seit 2000

wurden zehn neue regionale Wasserübereinkommen verabschie-

det oder befinden sich in einem fortgeschrittenen Stadium. Die

vielleicht erfolgreichsten Beispiele sind die Internationale

Kommission zum Schutz der Donau und die Schwarzmeerkom-

mission. Im Jahr 2000 wurde dem Internationalen Alarmzentrum

für die Donau ein Zyanidaustritt rechtzeitig genug gemeldet, um

eine potenziell verheerende Umweltkatastrophe abzuwenden.

• Schaffung nationaler Kapazität. Eine Voraussetzung für die Nach-

haltigkeit von Programmen ist die Schaffung von Kapazität zur

Reaktion auf lokale Forderungen und Anliegen. Wenngleich es

zahlreiche Ausbildungskurse gibt, wird die Teilnahme der ört-

lichen Bevölkerung durch knappe Mittel beschränkt. Im Wasser-

einzugsgebiet des Mekong sind nichtstaatliche Organisationen in

Thailand aktiv, aber nicht in Kambodscha, der DVR Laos oder

Vietnam. Am Victoria-See behindern Armut und Analphabeten-

tum die wirksame Verbreitung von Umweltwissen.

• Herbeiführung von Investitionen. In den letzten 15 Jahren hat die

GEF für Programme zur grenzüberschreitenden Gewässerbewirt-

schaftung in mehr als 35 Wassereinzugsgebieten, die sich über

134 Länder erstrecken, mehr als 900 Millionen Dollar an Förder-

mitteln bereitgestellt, die durch mehr als 3,1 Milliarden Dollar an

Kofinanzierung ergänzt wurden. Etwa drei Viertel ihrer Mittel

fließen in regionale Projekte (also nicht auf Länderebene).



samen Wasserressourcen und ist den Risiken
ebenso unmittelbar ausgesetzt. Sie ist daher eine
wichtige Quelle für Informationen über Um-
weltrisiken und ihre Auswirkungen auf die
Lebensgrundlagen. Auch in diesem Bereich
kann Entwicklungshilfe zur Schaffung von
Kapazität beitragen. Die Bevölkerung im Was-
sereinzugsgebiet des Rio Bermejo, das sich auf
argentinischem und bolivianischem Gebiet er-
streckt, ist sehr arm. Übermäßige Abholzung
hat akute Umweltprobleme zur Folge gehabt,
die die Regierungen zur Entwicklung einer
binationalen Strategie für die Bewirtschaftung
des Einzugsgebiets bewogen haben. Gemäß die-
ser Strategie wurden mehr als 1.300 Mitglieder
der Zivilgesellschaft in einem GEF-Projekt
konsultiert, um Probleme und Lösungen in
Bereichen wie Bodenerosion, Bodensanierung
und Sedimentablagerung zu ermitteln. Die Be-
völkerung erreichte, dass ein Projekt zum Bau
mehrerer Dämme verkleinert wurde, und for-
derte die Einführung ökologisch nachhaltiger
Vorgehensweisen.

Mit fortschreitender Kooperation müssen
auch politische Entscheidungsträger mehr Ehr-
geiz entwickeln. Die Helsinki-Regeln und das
UN-Übereinkommen über das Recht der
nichtschifffahrtlichen Nutzung internationaler
Wasserläufe von 1997 erklären soziale und
wirtschaftliche Bedürfnisse zur Priorität. Die
aktuellen Ansätze haben sich jedoch aus Ver-
handlungen entwickelt, die auf den Ausbau des
wirtschaftlichen Austausches, den Informati-
onsaustausch und die Konfliktbeilegung abziel-
ten. Diese Aufgaben sind zweifellos wichtig und
eine Voraussetzung für Erfolg. Flusseinzugsge-
biete bieten politischen Entscheidungsträgern
jedoch auch eine Chance, die menschliche Ent-
wicklung jenseits ihrer Grenzen zu berücksich-
tigen. Bis zu einem gewissen Grad geschieht
dies in der Nilbeckeninitiative und im südli-
chen Afrika. Es könnte jedoch wesentlich mehr
unternommen werden, einschließlich einer Be-
darfsanalyse in Bezug auf die menschliche Ent-
wicklung für jedes Flusseinzugsgebiet.

Vertrauen bilden und die Legitimation ver-
bessern. In vielen Flusseinzugsgebieten stellen
falsche oder fehlende Informationen ein Hin-
dernis für eine enge Kooperation dar. Die

grenzüberschreitende Zusammenarbeit beim
Wasser hängt von der Bereitschaft der Anlie-
gerstaaten zum gemeinsamen Management ab.
Auch hier kann internationale Unterstützung
dazu beitragen, ein Umfeld für erfolgreiche Ko-
operation zu schaffen.

Wie bei jedem Vermittlungsprozess können
als unparteiisch geltende Parteien Vertrauen
und Legitimation schaffen. Die Weltbank hat
über einen langen Zeitraum Prozesse im Be-
reich der Bewirtschaftung von Wassereinzugs-
gebieten gefördert: von den Verhandlungen
über den Indus-Vertrag in den 1950er Jahren
bis zur heutigen Nilbeckeninitiative. Sie verfügt
auch über das politische Gewicht und die Ka-
pazität für die Formulierung von Zielsetzungen
und die Entwicklung von Institutionen. Das
Entwicklungsprogramm der Vereinten Natio-
nen (UNDP) hat beim Kooperativen Rahmen-
abkommen für das Flusseinzugsgebiet des Nil
zur Schaffung von Kapazität beigetragen. Um
diese Aufgabe wahrnehmen zu können, müssen
Fremdparteien als neutrale Unterstützer ohne
irgendwelche geopolitischen Ambitionen im
Zusammenhang mit dem Wassermanagement
wahrgenommen werden.

Eine Voraussetzung für erfolgreiche Koope-
ration ist langfristige politische Unterstützung.
Verhandlungen zu gemeinsamen Gewässern
sind zwangsläufig langwierig und erfordern
dauerhafte Geberunterstützung. 1993 hoben
die Weltbank und andere Geber das Programm
für das Wassereinzugsgebiet des Aral-Sees aus
der Taufe. Seine Ziele waren die Stabilisierung
der Umwelt, die Sanierung des Katastrophen-
gebiets und die Verbesserung der Bewirtschaf-
tungskapazität. Ein Jahr später begann das
Technische Hilfsprogramm der Europäischen
Union für die Gemeinschaft Unabhängiger
Staaten das Projekt zu Wasserressourcenbe-
wirtschaftung und Agrarproduktion, das die
Internationale Kommission für den Aral-See
unterstützen sollte. Das UNDP hat in der Zwi-
schenzeit sein Projekt für die Schaffung von Ka-
pazität im Wassereinzugsgebiet des Aral-Sees
aufgenommen. Die US-Behörde für Internatio-
nale Entwicklung hat entscheidend zur Ver-
knüpfung von Wasser- und Energieaspekten in
den Abkommen zum Syr Darja beigetragen.

Eine Voraussetzung für

erfolgreiche Kooperation 

ist langfristige politische

Unterstützung
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und Sicherheit auf regionaler Ebene sowie 
auf die Armutsbekämpfung und die ökolo-
gische Nachhaltigkeit. Zu den negativen
Folgen schlechter Bewirtschaftung zählen
Umweltflüchtlinge, Schadstoffbelastung und
Armut. Alle diese Probleme machen wie auch
Wasser selbst vor Grenzen nicht halt. Dieser
Kontext liefert ein überzeugendes Argument
für die Finanzierung durch Entwicklungshilfe-
programme.

Bislang wurden für die grenzüberschreiten-
de Bewirtschaftung sehr wenige Entwicklungs-
hilfemittel bereitgestellt. Von den Gesamtent-
wicklungshilfeausgaben für Wasser- und Ab-
wasserversorgung in Höhe von etwa 3,5 Milliar-
den US-Dollar entfielen weniger als 350 Millio-
nen Dollar auf grenzüberschreitende Wasser-
ressourcen.37 Die Geber sollten eine substanziel-
le Aufstockung der Entwicklungshilfemittel für
grenzüberschreitende Gewässer anstreben. Die
laufenden Kosten von Institutionen für die Ge-
wässerbewirtschaftung sind relativ niedrig.
Treuhänderfonds können eine zuverlässige
Finanzierungsquelle sein und die Partizipation
armer Mitgliedstaaten unterstützen; sie sind
auch eine nützliche Mittelquelle für die Pro-
jektdurchführung. Die Erfahrung zeigt, dass
diese Art der finanziellen Unterstützung insbe-
sondere in Afrika südlich der Sahara und in
Zentralasien hilfreich sein könnte. Im Verhält-
nis zur Zahl der Länder, die sich internationale
Wassereinzugsgebiete teilen, und der großen
negativen Umweltfolgen sowie der Entwick-
lungsverluste wäre die finanzielle Unterstüt-
zung effektiver Institutionen für Wasserein-
zugsgebiete eine ertragreiche Investition. Die
Schaffung eines Umfelds für Kooperation und
die Aufrechterhaltung eines Dialogs über einen
Zeitraum von vielen Jahren kann kostenauf-
wändig sein. Somit handelt es sich hier um
einen Bereich für innovative internationale
Finanzierung.

Um die Identifikation und Eigenverant-
wortung der Anliegerstaaten zu gewährleisten,
müssen diese einen substanziellen Teil der Kos-
ten für die Verwaltung grenzüberschreitender
Institutionen und Ansätze selbst tragen. Eine
Gefahr der Finanzierung durch Entwicklungs-
hilfe besteht darin, dass sie einen angebotsori-

Trotz der anhaltenden Probleme im Wasser-
einzugsgebiet des Aral-Sees haben die Aktivitä-
ten internationaler Organisationen seit Anfang
der 1990er Jahre einen möglichen akuten Kon-
flikt um Wasserressourcen abgewendet.

Stärkung der institutionellen Kapazität. Ge-
stärkte Organisationen für Flusseinzugsgebiete
müssen einen praxisbezogenen Weg in die Zu-
kunft weisen. Unabhängig davon, dass die ge-
naue Ausprägung von Institutionen von der
Region und den Umständen abhängig sind, ist
vielen von ihnen das Problem unzureichender
technischer Kapazität gemeinsam. Die Koope-
ration in diesem Bereich könnte durch die
Weitergabe von institutionellem Wissen aus-
geweitet werden. Beispielsweise könnte die
Europäische Union mit ihren umfangreichen
Erfahrungen bei der grenzüberschreitenden
Gewässerbewirtschaftung die institutionelle
Entwicklung in armen Ländern wesentlich stär-
ker unterstützen und in Zusammenarbeit mit
Organisationen wie der Weltbank und UNDP
Ausbildungsprogramme und Programme zur
Schaffung von Kapazität ausarbeiten.

Es ist auch möglich, auf eine regionale
Rechtsetzung hinzuarbeiten. Bemühungen um
eine grenzüberschreitende integrierte Gewäs-
serbewirtschaftung können durch eine fehlen-
de Harmonisierung oder Strukturierung der
Wasserpolitik der Anliegerstaaten untergraben
werden. Die Harmonisierung des Wasserrechts
ist jedoch schwierig und oft politisch brisant.
Angesichts seiner Erfahrungen auf diesem Ge-
biet könnte das Umweltprogramm der Verein-
ten Nationen die Federführung bei der Beur-
teilung nationaler Rechtsrahmen und der Fest-
stellung von Überlappungen übernehmen. Die-
se könnten zur Ausgangsbasis für die Entwick-
lung regionaler Wasserpolitiken werden, wie es
in der Entwicklungsgemeinschaft des Südlichen
Afrika der Fall war.

Finanzierung grenzüberschreitender Gewäs-
serbewirtschaftung. Die grenzüberschreiten-
de Gewässerbewirtschaftung bringt wichtige
öffentliche Güter hervor. Angesichts des 
Umstands, dass heute mehr als 40 Prozent 
der Weltbevölkerung in grenzüberschreiten-
den Wassereinzugsgebieten leben, hat ihre
Bewirtschaftung Auswirkungen auf Frieden
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entierten Ansatz zur Bestimmung von Prioritä-
ten hervorbringen kann, bei dem die Geber-
prioritäten die Agenda definieren. Entwick-
lungshilfe ist unentbehrlich bei der Finanzie-
rung der Anlaufkosten, der Ausbildung und der
Schaffung von Kapazität. Finanzhilfe sollte bes-
ser in Form von Beihilfen als durch Darlehen
erfolgen, weil die Kosten der Koordinierung
zwischen Ländern hoch sind und die Zuwei-
sung der Verantwortung für Darlehenrückzah-
lungen schwierig ist. Die GEF bleibt eines der
wichtigsten Finanzierungsinstrumente für die
Bereitstellung von Entwicklungshilfe für grenz-
überschreitende Ressourcen. Sie hat in den letz-
ten 15 Jahren 900 Millionen Dollar an Beihil-
fen zugesagt und das Dreifache dieses Betrags
an Kofinanzierung aufgebracht. Ähnliche Fi-
nanzierungsmodelle könnten beispielsweise zur
Finanzierung großer Infrastrukturprojekte ver-
suchen, sich der Finanzmärkte zu bedienen. Ri-
sikofinanzierungs- und Vertragsarrangements
unter Einbindung von Organisationen für
Flusseinzugsgebiete können Privatkapital an-
ziehen und gleichzeitig die grenzüberschreiten-
de Kooperation stabilisieren.

*                    *                    *

Unabhängig von dem Gerede über drohende
Wasserkriege sind zwei Dinge sicher: Erstens
wird die grenzüberschreitende Gewässerbewirt-
schaftung für eine große Gruppe von Ländern zu
einem immer wichtigeren Thema im bilateralen
und regionalen Dialog werden. Zweitens wird 
die sich verschärfende Konkurrenz um Wasser
spürbare Folgen für die menschliche Entwick-
lung haben, die über Grenzen ausstrahlen wer-
den.

Über diese Sachverhalte hinaus ist vieles unsi-
cher. Wird sich Wasser zunehmend zu einer
Quelle von Spannungen zwischen Nachbarn ent-
wickeln? Das wird zum einen von den allgemeine-
ren Friedens- und Sicherheitsproblemen abhän-
gen, die nichts mit Wasser zu tun haben, zum an-
deren davon, ob sich Regierungen dafür entschei-
den, Differenzen durch Kooperation beizulegen.
Klar ist, dass Menschen, die in Gebieten mit Was-
serknappheit leben, im Interesse ihrer eigenen Si-
cherheit weiterhin ein starkes Bedürfnis nach ehr-
geizigeren und weniger zersplitterten Ansätzen
zum Wassermanagement haben werden.

Die grenzüberschreitende

Gewässerbewirtschaftung

wird für eine große Gruppe

von Ländern zu einem immer

wichtigeren Thema werden
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Indikatoren für die 
menschliche Entwicklung





„Das grundlegende Ziel der Entwicklung“,
schrieb Mahbub ul Haq 1990 im ersten Bericht
über die menschliche Entwicklung, „ist die Schaf-
fung eines förderlichen Umfelds, in dem Men-
schen ein langes, gesundes und kreatives Leben
führen können“. Sechzehn Jahre später hat die-
se Vision nichts von ihrer Strahlkraft verloren.
Menschen sind der eigentliche Reichtum der
Nationen. Diese einfache Wahrheit wird häu-
fig vergessen. Wie hypnotisiert verfolgen wir
das Auf und Ab des am BIP gemessenen Natio-
naleinkommens und setzen häufig menschli-
ches Wohlergehen mit materiellem Wohlstand
gleich. Die Bedeutung eines wachsenden Sozial-
produkts und wirtschaftlicher Stabilität sollte
nicht unterschätzt werden: Beide sind Grund-
voraussetzungen für nachhaltigen menschli-
chen Fortschritt, wie sich in den zahlreichen
Ländern, in denen es an beidem fehlt, deutlich
zeigt. Bei Aristoteles ist zu lesen: „Offensicht-
lich ist Reichtum nicht das Gute, nach dem wir
streben; denn er ist lediglich etwas, das einer
anderen Sache zweckdienlich ist“.1 Mit dieser
„anderen Sache“ sind die Chancen der Men-
schen gemeint, ihr Potenzial zu verwirklichen.
Echte Chancen haben heißt, durch ausreichen-
des Einkommen, Bildung, gute Gesundheit und
das Leben in einem nicht von Tyrannei be-
herrschten Land über echte Entscheidungs-
möglichkeiten zu verfügen. Amartya Sen
schrieb dazu: „Entwicklung kann… als ein Pro-
zess betrachtet werden, der die tatsächlichen
Freiheiten, die die Menschen genießen, erwei-
tert“.2

Während der letzten Jahrzehnte haben
materieller Reichtum und Prosperität auf der
ganzen Welt in ungeahntem Ausmaß zuge-
nommen. Gleichzeitig war dieses Wachstum
äußerst ungleich verteilt, sodass eine enorme
Zahl von Menschen an den erzielten Fortschrit-
ten gar keinen Anteil hatten. Massenarmut, tief
verwurzelte Ungleichheit und mangelnde poli-

tische Mitsprachemöglichkeiten tragen dazu
bei, dass einem großen Teil der Weltbevölke-
rung die Freiheit verwehrt ist, echte Entschei-
dungen zu treffen. Außerdem bleiben bei der
Messung des BIP Umweltschäden und die Er-
schöpfung natürlicher Ressourcen nach wie vor
unberücksichtigt. 

Der Index für menschliche
Entwicklung

Seit 1990 veröffentlicht dieser Bericht in jedem
Jahr einen Index für menschliche Entwicklung
(HDI), der über das Sozialprodukt hinausblickt
und eine umfassendere Definition für Wohler-
gehen anstrebt. Der HDI ist ein zusammenge-
setzter Messwert, der drei Dimensionen der
menschlichen Entwicklung berücksichtigt: ein
langes und gesundes Leben (gemessen anhand
der Lebenserwartung), Bildung (gemessen an-
hand der Alphabetisierung Erwachsener und
des Schulbesuchs auf der Primar-, Sekundar-
und der Tertiärbildungsstufe) und ein ange-
messener Lebensstandard (gemessen anhand
des Einkommens unter Berücksichtigung der
Kaufkraftparität (PPP)). Der Index ist aber kei-
neswegs ein Maßstab, der die menschliche Ent-
wicklung vollständig umfasst. So werden wich-
tige Indikatoren wie etwa die Achtung der
Menschenrechte, Demokratie und Gleichheit
nicht berücksichtigt. Er ermöglicht jedoch eine
breitere Sicht auf den menschlichen Fortschritt
und auf das komplexe Verhältnis zwischen Ein-
kommen und Wohlergehen.

Der diesjährige HDI, der sich auf das Jahr
2004 bezieht, macht die enormen Unterschiede
hinsichtlich des Wohlergehens und der Lebens-
chancen deutlich, die unsere immer stärker ver-
flochtene Welt nach wie vor spalten. Es war der
amerikanische Präsident John F. Kennedy, der
das Bild prägte, dass „die steigende Flut alle
Boote anhebt“.3 Auf dem Gebiet der mensch-
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haben höhere Bildungschancen. Er lenkt außer-
dem die Aufmerksamkeit darauf, dass es man-
chen Ländern weit besser gelingt als anderen,
Reichtum in Gesundheits- und Bildungschan-
cen umzuwandeln. 

Manche Länder weisen einen HDI-Rang
auf, der weit unter ihrem Einkommensrang
liegt, während bei anderen das Verhältnis genau
umgekehrt ist. So ist beispielsweise Vietnam
weiterhin ein relativ armes Land, das jedoch
beim HDI wesentlich besser eingestuft ist als
viele andere Länder mit einem höheren Pro-
Kopf-Einkommen. Umgekehrt ist das Durch-
schnittseinkommen Bahrains fast doppelt so
hoch wie dasjenige Chiles, aber trotz jüngster
Fortschritte ist sein HDI-Rang auf Grund
schlechterer Bildungs- und Alphabetisierungs-
ergebnisse niedriger. In Afrika südlich der Saha-
ra weist Tansania im Vergleich zu Angola ein
um zwei Drittel niedrigeres Durchschnittsein-
kommen, aber fast den gleichen HDI-Wert auf
– ein Ergebnis, in dem die hohen menschlichen
Kosten des Konflikts in Angola zum Ausdruck
kommen (Grafik 1). 

Die Regierungen betrachten den HDI häu-
fig als Instrument für einen Vergleich ihrer
Leistungen mit denen der Nachbarländer. Der
Wettbewerb auf dem Gebiet der menschlichen
Entwicklung ist Ausdruck einer gesunden Riva-
lität – man könnte sogar sagen, sie sei gesünder
als der auf das BIP gerichtete Wettbewerb. Die
Regierungen haben jedoch die Tendenz, drän-
gendere Fragen zu vernachlässigen, namentlich
die tieferen Ursachen für große Diskrepanzen
zwischen der Position des jeweiligen Landes in
den globalen Einkommenstabellen und seinem
HDI-Rang. In manchen Fällen, wie etwa im
südlichen Afrika, sind diese Diskrepanzen auf
konkrete Probleme zurückzuführen (wie etwa
HIV/AIDS). In vielen anderen sind Fehlschlä-
ge der innerstaatlichen Politik bei der Bereit-
stellung von Gesundheits- und Bildungschan-
cen als Ursache auszumachen. 

Zur Messung der Leistung verschiedener
Länder in der Spitzengruppe erweist sich der
HDI als weniger wirksames Instrument. Wenn
Alphabetisierung und allgemeiner Schulbe-
such nahezu vollständig verwirklicht sind und
auch bei der Lebenserwartung die Obergrenze

lichen Entwicklung hat jedoch die steigende
Flut der globalen Prosperität manche Boote
schneller angehoben als andere – und manche
gehen gerade unter. Diejenigen, die vor allem
die positiven Aspekte der Globalisierung sehen,
lassen sich manchmal zu sehr von ihrer Begeis-
terung hinreißen. Sie benutzen immer öfter das
Bild vom globalen Dorf, um die neue Ordnung
zu beschreiben. Betrachtet man dieses globale
Dorf jedoch unter dem Blickwinkel der
menschlichen Entwicklung, so erscheint es tief
gespalten zwischen den Straßen der Besitzen-
den und den Straßen der Habenichtse. Die
Durchschnittsbürger Norwegens (das die HDI-
Rangliste anführt) und die Durchschnittsbür-
ger in Ländern wie Niger (das in der Liste ganz
unten steht) leben ganz sicher in verschiedenen
Teilen des globalen Dorfes, was die mensch-
liche Entwicklung angeht. Die Menschen in
Norwegen sind 40mal reicher als die Menschen
in Niger. Sie leben fast doppelt so lang. Und
nahezu alle Kinder und Jugendliche besuchen
Grundschulen, Sekundarschulen und Hoch-
schulen, verglichen mit einer Schulbesuchsquo-
te von 21 Prozent in Niger. In der Kategorie
„niedrige menschliche Entwicklung“ – eine
Gruppe, die neun Prozent der Weltbevölke-
rung umfasst – weisen 31 Länder eine Lebens-
erwartung von 46 Jahren auf, also 32 Jahre
weniger als die Länder der Gruppe mit hoher
menschlicher Entwicklung. 

Der HDI unterstreicht ein weiteres zentra-
les Thema, das sich von Anfang an wie in roter
Faden durch alle Berichte über die menschliche
Entwicklung zieht. Im Durchschnitt weisen die
Indikatoren für die menschliche Entwicklung
die Tendenz auf, mit dem Einkommen zusam-
men zu steigen und zu fallen. Diese Feststellung
ist kaum überraschend. Sehr geringe Durch-
schnittseinkommen und hohe Einkommensar-
mut tragen dazu bei, dass es vielen Menschen
weltweit an maßgeblichen Freiheiten fehlt, da
sie nicht in der Lage sind, sich angemessen zu
ernähren, ihre Krankheiten zu behandeln oder
Bildung zu erwerben. Der HDI spiegelt die po-
sitive Verknüpfung zwischen Einkommen auf
der einen und Gesundheit und Bildung auf der
anderen Seite wider: Die Menschen in den rei-
cheren Ländern sind in der Regel gesünder und
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Beim Vergleich zwi-
schen Einkommen 
und HDI schneiden 
manche besser ab 
als andere

Grafik 1

Quelle: Indikatorentabelle 1. 
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erreicht ist (siehe Technische Erläuterung 1),
nähern sich die Werte der betreffenden Länder
tendenziell an. Aber selbst hier macht der Index
bestimmte Unterschiede zwischen Einkom-
mensrang und HDI-Gesamtrang deutlich. So
sind beispielsweise die USA, deren Bürger nach
denen Luxemburgs im Durchschnitt zu den
zweitreichsten der Welt gehören, in der HDI-
Rangfolge um sechs Plätze niedriger eingestuft
als in der Einkommens-Rangfolge. Ein Grund
dafür ist, dass die durchschnittliche Lebenser-
wartung fast drei Jahre weniger beträgt als in
Schweden, dessen Durchschnittseinkommen
um ein Viertel niedriger ist. Innerhalb der
Gruppe mit hoher menschlicher Entwicklung
weisen Chile und Kuba einen HDI-Rang auf,
der weit über ihrem Einkommensrang liegt. 

Wie jeder Index, der Daten für die in ver-
schiedenen Bereichen erzielten Ergebnisse
zusammenfasst, ist der HDI ständigen Anpas-
sungen unterworfen, die durch Änderungen
der statistischen Berichtssysteme notwendig
werden. In manchen Fällen können diese Än-
derungen sich ungeachtet der tatsächlichen
Leistung des Landes positiv oder negativ auf sei-
ne Einstufung auswirken. Der diesjährige HDI
veranschaulicht dieses Problem. Mehrere Län-
der mussten einen Rückgang ihres HDI-Werts
feststellen, nicht wegen Änderungen bei den
zugrunde liegenden Leistungen, sondern wegen
geänderter Methoden der Datenaufbereitung
im Bildungsbereich. Der Definition nach soll-
ten die im HDI verwendeten Schulbesuchsda-
ten die Erwachsenenbildung nicht enthalten.
Dennoch haben etwa 32 Länder in der Vergan-
genheit bei der Angabe der Schulbesuchsquo-
ten die Erwachsenenbildung einbezogen. In
diesem Jahr veränderten die betreffenden Län-
der ihre Methode der Datenaufbereitung, um
diese Abweichung zu beseitigen. Die neuen
Datenreihen sind daher jetzt einheitlicher und
genauer. Aber diese Veränderung hatte nachtei-
lige Auswirkungen auf den HDI-Rang verschie-
dener Länder, darunter Argentinien, Belgien,
Brasilien, Paraguay, Peru und Großbritannien.
Dass Brasilien beim HDI von Platz 63 auf Platz
69 zurückfiel, ist fast ausschließlich das Ergeb-
nis veränderter statistischer Berichtsmethoden
und nicht einer tatsächlichen Verschlechterung

der Bildungsergebnisse. Ähnliche Folgen sind
auch bei anderen Ländern in der Gruppe zu
beobachten. 

Trends bei der menschlichen
Entwicklung – im HDI und darüber
hinaus 

Die bei der menschlichen Entwicklung zu be-
obachtenden Trends erzählen eine wichtige
Geschichte. Seit Mitte der 1970er Jahre haben
fast alle Regionen ihren HDI-Wert schrittwei-
se verbessert (Grafik 2). Ost- und Südasien
konnten ihre Fortschritte seit 1990 beschleuni-
gen. Mittel- und Osteuropa und die Gemein-
schaft unabhängiger Staaten (GUS), die zu-
nächst in der ersten Hälfte der 1990er Jahre
einen katastrophalen Rückgang erlebt hatten,
erholten sich nachhaltig und erreichten wieder
ihr voriges Niveau. Die große Ausnahme ist
Afrika südlich der Sahara. Seit 1990 herrscht
dort Stagnation, zum Teil wegen wirtschaftli-
cher Rückschläge, aber hauptsächlich wegen der
verheerenden Auswirkungen von HIV/AIDS
auf die Lebenserwartung. 18 Länder haben heu-
te einen niedrigeren HDI-Wert als 1990 – die
meisten davon in Afrika südlich der Sahara.
Heute entfallen auf diese Region 28 der 31 Län-
der mit niedriger menschlicher Entwicklung.
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������� Berechnet auf der Grundlage der Indikatorentabelle 2. 
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Lebenserwartung bei der Geburt stieg um neun
Jahre, verglichen mit sieben Jahren in den Län-
dern mit hohem Einkommen (Grafik 3). Wie-
derum bildet Afrika südlich der Sahara die Aus-
nahme. Für die Region als Ganzes ist die Le-
benserwartung heute niedriger als vor 30 Jahren
– und selbst diese schlagzeilenträchtige Feststel-
lung ist eher noch eine Untertreibung. Mehrere
Länder im südlichen Afrika verzeichnen kata-
strophale Rückschritte: um 20 Jahre in Bots-
wana, um 16 in Swasiland und um 13 in Leso-
tho und Sambia. Diese demografischen Rück-
schläge sind höher als in Frankreich nach dem
1. Weltkrieg (siehe Bericht über die menschliche
Entwicklung 2005). Auch unter geschlechtsspe-
zifischen Aspekten gab es Rückschläge bei der
Lebenserwartung. Überall in Afrika südlich der
Sahara steigt der Anteil der Frauen, die mit
HIV/AIDS infiziert sind, ein Trend, der die
weibliche Lebenserwartung im Vergleich zur
männlichen drastisch gesenkt hat. Prävention
und Behandlung von HIV/AIDS gehören in
weiten Teilen der Region zu den wichtigsten
Voraussetzungen für eine Rückkehr zu positi-
ven Trends bei der menschlichen Entwicklung
(Kasten 1).  

Kindersterblichkeit
Die Kindersterblichkeitsrate ist einer der
empfindlichsten Indikatoren für menschliches
Wohlergehen. Auch hier sind einige ermutigen-
de Trends zu beobachten. Die Kindersterblich-
keitsraten gehen zurück: 2004 waren 2,1 Mil-
lionen Todesfälle weniger zu verzeichnen als
1990. Die Überlebenschancen verbessern sich
in allen Regionen (Grafik 4). Dennoch sind die
10,8 Millionen Todesfälle bei Kindern im Jahr
2004 ein Zeugnis dafür, dass bei der grundle-
gendsten aller Lebenschancen – dem Überle-
ben – nach wie vor Ungleichheit herrscht. In
der falschen Straße des globalen Dorfes geboren
zu sein, stellt unter dem Aspekt des Überlebens
ein hohes Risiko dar.

Für Kinder nimmt der Risikoabstand in
weiten Teilen der Entwicklungswelt zu. Die als
Vielfaches der Rate der Hocheinkommenslän-
der ausgedrückten Kindersterblichkeitsraten
steigen in allen Entwicklungsregionen an. Hin-
zu kommt, dass sich die Fortschritte bei der

Dies unterstreicht, dass nationale Anstrengun-
gen und globale Partnerschaften von höchster
Wichtigkeit für die Erreichung der Millenni-
ums-Entwicklungsziele sind, damit die enor-
men ererbten Nachteile, unter denen die Men-
schen in Afrika heute leiden, überwunden wer-
den können.

Fortschritte bei der menschlichen Entwick-
lung werden manchmal als Beweis für eine An-
näherung zwischen der entwickelten und der
Entwicklungswelt betrachtet. Im weiteren Sinn
trifft dieses Bild zu: Über mehrere Jahrzehnte
hinweg erreichten die Entwicklungsländer ste-
tige Verbesserungen bei den Indikatoren für die
menschliche Entwicklung. Aber diese Konver-
genz vollzieht sich in verschiedenen Regionen in
einem höchst unterschiedlichen Tempo – und
von sehr unterschiedlichen Ausgangspositio-
nen aus. Nach wie vor sind die Ungleichheiten
im Bereich der menschlichen Entwicklung sehr
groß, und für eine große Ländergruppe ist eher
Divergenz als Annäherung festzustellen. Dies
lässt sich anhand einiger zentraler Indikatoren
veranschaulichen, die dem HDI zugrunde lie-
gen. 

Lebenserwartung
Während der letzten dreißig Jahre haben sich
die Entwicklungsländer als Gruppe auf dem
Gebiet der Lebenserwartung den entwickelten
Ländern angenähert. Ihre durchschnittliche
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Die Abstände bei der Lebenserwartung verringern sich – aber 
mit Ausnahmen

Lebenserwartung bei der Geburt (Jahre)

Quelle: UN 2005b. 
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Kasten 1 Die Feminisierung von HIV/AIDS in Afrika südlich der Sahara

In einer großen Ländergruppe hat HIV/AIDS zu einer Kehrtwende der

menschlichen Entwicklung geführt. Mehr als 39 Millionen Menschen

sind mit dem HI-Virus infiziert, der AIDS verursacht, und drei Millio-

nen starben allein im Jahr 2005 an der Krankheit. Die sinkende Le-

benserwartung war eine der deutlichsten Auswirkungen von HIV/

AIDS auf den Index für menschliche Entwicklung (HDI). Weniger

sichtbar waren die Feminisierung der Krankheit und die Konsequen-

zen für die Geschlechtergerechtigkeit. 

In Afrika südlich der Sahara, dem Epizentrum der Krise, sind die

Infektionsraten von Frauen sehr viel schneller gewachsen als die von

Männern (Grafik 1). Frauen machen heute 57 Prozent der HIV-Infizier-

ten in der Region aus, und für junge afrikanische Frauen (in der Alters-

gruppe 15-24 Jahre) ist die Wahrscheinlichkeit einer Infektion heute

dreimal so hoch wie für Männer. 

Die Pandemie beeinflusst die demografische Struktur vieler afri-

kanischer Länder. Die Wahrscheinlichkeit einer Infektion ist für Frau-

en höher – ebenso wie die Wahrscheinlichkeit, zu einem früheren

Zeitpunkt ihres Lebens an der Krankheit zu sterben. Im südlichen

Afrika kehrt dies das Standardmuster der Lebenserwartung von

Männern und Frauen um (Grafik 2). Nach den gegenwärtigen Trends 

werden Frauen in Botswana, Lesotho, Südafrika und Swasiland im

Zeitraum 2005-10 eine um zwei Jahre geringere durchschnittliche

Lebenserwartung haben als Männer; im Zeitraum 1990-95 lag sie

dagegen um sieben Jahre über der der Männer. Der hohe Frauenan-

teil an den HIV/AIDS-Sterberaten ist zum Teil auf Frühheiraten oder

frühe Sexualpartnerschaften zurückzuführen, die junge Frauen und

Mädchen einem erhöhten Risiko aussetzen. 

Immerhin ergaben detaillierte Studien, die das Gemeinsame

HIV/AIDS-Programm der Vereinten Nationen in elf Ländern durch-

führte, in acht Ländern einen prozentualen Rückgang der Personen

unter 15 Jahren mit Geschlechtsverkehr sowie einen Anstieg bei der

Benutzung von Kondomen. Auch die Behandlungszahlen weisen in

die richtige Richtung: Während in Afrika südlich der Sahara 2003 nur

100.000 Personen antiretrovirale Medikamente erhielten, waren es

Ende 2005 schon 810.000. Aber nur ein Sechstel der 4,7 Millionen,

die eine Behandlung benötigen, erhalten sie auch. Außerdem sind die

Erfassungsraten höchst unterschiedlich; sie reichen von mehr als 80

Prozent in Botswana bis zu vier Prozent in Angola. Ein Viertel der Be-

handelten entfällt allein auf Südafrika. 

Die Frage, ob es auch bei Prävention und Behandlung ge-

schlechtsbedingte Nachteile gibt, ist nicht eindeutig zu beantworten.

Bei der Prävention können ungleiche Machtverhältnisse Frauen und

Mädchen benachteiligen, weil sie die zu treffenden Entscheidungen

weniger beeinflussen können. Auch die Benachteiligung bei der Bil-

dung spielt eine Rolle. Da die Schule ein wichtiger Ort für die HIV/

AIDS-Aufklärung ist, führen geschlechtsbedingte Disparitäten beim

Schulbesuch zu einer Benachteiligung von Mädchen. Bei der Be-

handlung lassen die vorhandenen Belege keine systematische Be-

nachteiligung von Frauen erkennen. In Äthiopien und Ghana ist der

Anteil behandelter Frauen geringer, als auf Grund der Infektionsraten

zu erwarten wäre, aber in Südafrika und Tansania ist ihr Anteil höher. 

Ebenso wie Männer leiden Frauen in Afrika südlich der Sahara

unter Stigmatisierung und Angst sowie unter der schwachen politi-

Quelle: UNAIDS 2006.

Anmerkung: Bezieht sich auf Erwachsene über 15 Jahre.
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desch in Bezug auf Wachstum und Durch-
schnittseinkommen überholte, wurde es bei der
Senkung der Kindersterblichkeitsraten von
Bangladesch überholt, das seit 1990 einen jähr-
lichen Rückgang von 3,45 Prozent aufweisen
kann. Die ungleichen Überlebenschancen der
Kinder in Indien und in Bangladesch sind ein
Hinweis darauf, dass Wohlstand nur begrenzt
als Maßstab für menschliche Entwicklung
taugt. 

Bildung
Fortschritte bei der Bildung sind für die
menschliche Entwicklung von entscheidender
Bedeutung, sowohl als eigenständiges Ziel als
auch wegen des Zusammenhangs mit Gesund-
heit, Gerechtigkeit und Gleichstellung. Auch
hier lässt sich für die erzielten Fortschritte die
Metapher des halb vollen oder halb leeren Gla-
ses heranziehen. Es ist viel erreicht worden –
aber nach wie vor gibt es hohe Defizite. 

Die heutige Verbreitung von Analphabe-
tentum ist ein Erbe der Bildungsdefizite der
Vergangenheit. Seit 1990 ist die Alphabetisie-
rungsrate Erwachsener von 75 auf 82 Prozent
gestiegen, sodass sich die Anzahl der Menschen
auf der Welt, die nicht lesen und schreiben kön-
nen, um 100 Millionen reduziert hat. Bei der
Gleichstellung der Geschlechter auf diesem Ge-
biet gab es dagegen weniger Fortschritte. Der
Anteil weiblicher Analphabeten beträgt nach
wie vor zwei Drittel und ist somit seit den
1990er Jahren unverändert. Die Nettoeinschu-
lungsquoten in der Primarstufe sind in allen
Entwicklungsländern gestiegen, und die Ge-
schlechterdisparität beim Schulbesuch geht in
allen Regionen zurück. Dieser guten Nachricht
steht jedoch eine schlechte gegenüber: 115 Mil-
lionen Kinder besuchen immer noch keine
Schule, rund 62 Millionen davon Mädchen. 

Senkung der Kindersterblichkeit in einer gro-
ßen Ländergruppe verlangsamt haben. Hätten
die in den 1980er Jahren verzeichneten Erfolge
gehalten werden können, wären die 2004 ver-
zeichneten Kinder-Todesfälle um 1,5 Millio-
nen niedriger gewesen. Der langsamere Rück-
gang der Kindersterblichkeit hat Auswirkun-
gen auf die Millenniums-Entwicklungsziele.
Nach den gegenwärtigen Trends wird das Ziel,
bis 2015 die Sterblichkeitsraten insgesamt um
zwei Drittel zu senken, in dem genannten Jahr
um 4.4 Millionen Todesfälle verfehlt werden.
Nur drei Länder Afrikas südlich der Sahara sind
auf dem Kurs, das Ziel tatsächlich zu erreichen. 

Mit größerer Deutlichkeit als jeder andere
Indikator demonstriert die Kindersterblichkeit,
dass Einkommenssteigerungen nicht mit Ver-
besserungen bei der menschlichen Entwicklung
gleichzusetzen sind. An der Hervorbringung
von Wohlstand gemessen, ist Indien eine der
Erfolgsgeschichten der Globalisierung: sein
Pro-Kopf-BIP ist seit 1990 im Durchschnitt
um vier Prozent jährlich gewachsen. Dagegen
verlangsamte sich die Trendrate für die Sen-
kung der Kindersterblichkeit von 2,9 Prozent
jährlich in den 1980er Jahren auf 2,2 Prozent
jährlich seit 1990. Während Indien also Bangla-
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Kasten 1 Die Feminisierung von HIV/AIDS in Afrika südlich der Sahara (Fortsetzung)

schen Führung und der unzureichenden Partizipation, die in zahlrei-

chen Ländern die Entwicklung wirksamer Gegenmaßnahmen gegen

HIV/AIDS bisher gehemmt hat. Für sie wird es von Vorteil sein, wenn

es dem Globalen Fonds zur Bekämpfung von AIDS, Malaria und

Tuberkulose gelingt, sein Ziel zu erreichen und bis 2010 weltweit eine

antiretrovirale Behandlung für zehn Millionen Menschen sicherzustel-

len. Die von der Gruppe der sieben wichtigsten Industrieländer ein-

gegangene Verpflichtung, bis 2010 dem Ziel des allgemeinen Zu-

gangs zu einer Behandlung möglichst nahe zu kommen, ist ebenfalls

von großer Bedeutung. Gleichzeitig sollten die Regierungen die

Gleichstellung der Geschlechter und die Überwindung der Ungleich-

heiten in den Mittelpunkt der Präventions- und Behandlungsstrate-

gien stellen.

Globale Divergenz bei der KindersterblichkeitGrafik 4
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Die Unterschiede beim Schulbesuch auf der
Primarstufe spiegeln eine wichtige Dimension
der Bildungsfortschritte wider, aber eben nur
eine der Dimensionen. In einer wissensbasier-
ten Weltwirtschaft ist eine hochwertige Grund-
schulbildung nur die erste Stufe auf der Bil-
dungsleiter und nicht etwa eine Endstation.
Unter diesem breiteren Blickwinkel bleibt die
Ungleichverteilung der globalen Bildungs-
chancen ein erdrückendes Problem. Im Durch-
schnitt kann ein Kind in Burkina Faso weniger
als vier Jahre Schulbildung erwarten, verglichen
mit mehr als 15 in den meisten Ländern. Diese
großen Ungleichheiten, die heute bei der Bil-
dung bestehen, führen morgen zu Ungleichhei-
ten beim Einkommen und bei der Gesundheit.
Zu den wichtigsten Herausforderungen, die es
zu bewältigen gilt, gehören: 
• Die Schulabbruchquote. Fast jedes fünfte

Kind in Entwicklungsländern verlässt die
Grundschule vorzeitig. In manchen Fällen
verdecken hohe Schulbesuchsquoten die
geringen Fortschritte beim Erwerb grundle-
gender Lese-, Schreib- und Rechenfähigkei-
ten. In Ländern wie Malawi, Ruanda und
Tschad absolvieren weniger als 40 Prozent
der eingeschulten Kinder alle Grundschul-
klassen. 

• Niedrige Übergangsraten zur Sekundarstufe
und darüber hinaus (Grafik 5). In den rei-
chen Ländern setzen mehr als 80 Prozent
der Kinder nach Absolvierung der Grund-
schule ihre Schulausbildung auf der unteren
Sekundarstufe fort. Über die Hälfte treten
in die tertiäre Bildungsstufe ein. Dagegen
bietet sich in Afrika südlich der Sahara ein
völlig anderes Bild. Weniger als die Hälfte
der Kinder schafft den Übergang von der
Grundschule zur Sekundarstufe. Von 37
Ländern, deren Nettoschulbesuchsquote in
der Sekundarstufe unter 40 Prozent liegt,
befinden sich 26 in Afrika südlich der Sa-
hara.

• Hohe geschlechtsspezifische Ungleichheiten
nach der Primarstufe. Während sich die Ein-
schulungsquoten von Jungen und Mädchen
auf der Primarstufe einander annähern,
bestehen weiterhin große Disparitäten auf
der Sekundar- und Tertiärbildungsstufe

(Grafik 6). Diese Unterschiede spiegeln
eine institutionalisierte geschlechtsbedingte
Diskriminierung wider, die Frauen benach-
teiligt, indem sie ihre Wahlmöglichkeiten
einengt und ihre Einkommens- und Be-
schäftigungschancen reduziert. Wegen des
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Grafik 5 Von der Grundschule zur 
Universität – wachsende Kluft 
bei den Bildungschancen
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obersten 20 Prozent in der globalen Ein-
kommensverteilung an. Am anderen Ende
der Skala steht Afrika südlich der Sahara, wo
jeder zweite in die Gruppe der ärmsten 20
Prozent fällt. Außerdem hat sich für diese
Region der Anteil an der Gruppe der unters-
ten 20 Prozent seit 1980 mehr als verdoppelt
(auf 36 Prozent der Gesamtbevölkerung).

• Das Welt-Durchschnittseinkommen be-
trägt 5.533 US-Dollar (PPP), aber 80 Pro-
zent der Weltbevölkerung verfügen über ein
Einkommen, das unter diesem Durch-
schnitt liegt. Die globale Ungleichvertei-
lung zeigt sich an dem großen Abstand zwi-
schen Durchschnitts- und Medianeinkom-
men (1.700 US-Dollar im Jahr 2000). 

• Die 500 reichsten Personen der Welt haben
ein Einkommen von mehr als 100 Milliar-
den US-Dollar, ihre sonstigen Vermögens-
werte nicht eingerechnet. Dies übersteigt
das Gesamteinkommen der ärmsten 416
Millionen Menschen. Die Akkumulation
von Reichtum im Spitzenfeld der globalen
Einkommensverteilung war bemerkenswer-
ter als die Senkung der Armut im untersten
Bereich. Der von Merril Lynch herausgege-
bene World Wealth Report 2004 prognosti-
ziert, dass das Finanzvermögen von 7,7 Mil-
lionen wohlhabenden Privatanlegern das
2003 bei einem Gesamtwert von 28 Billio-
nen US-Dollar lag, bis 2008 auf 41 Billio-
nen US-Dollar anwachsen wird. 
Die Globalisierung hat eine anhaltende

Debatte darüber ausgelöst, in welche Richtung
sich die Trends bei der globalen Einkommens-
verteilung entwickeln werden. Was dabei
manchmal aus dem Blickfeld gerät, ist das enor-
me Ausmaß der Ungleichverteilung – und das
damit verbundene Potenzial, durch größere
Verteilungsgerechtigkeit die Armutsverringe-
rung zu beschleunigen. Anhand der Kaufkraft-
parität (PPP) von 2000 gemessen, beträgt der
Abstand zwischen dem Einkommen der ärms-
ten 20 Prozent der Weltbevölkerung und der
Armutsgrenze von einem US-Dollar pro Tag
rund 300 Milliarden US-Dollar. Diese Zahl
mag hoch erscheinen, aber sie entspricht weni-
ger als zwei Prozent des Einkommens der
reichsten zehn Prozent der Weltbevölkerung.

Zusammenhangs zwischen der Bildung der
Mütter und der Gesundheit der Kinder
hemmt die geschlechtsbedingte Diskrimi-
nierung auch den Fortschritt bei der Sen-
kung der Kindersterblichkeit. 

Einkommensarmut und Verteilung
In allen Regionen mit Ausnahme Afrikas süd-
lich der Sahara ist die Einkommensarmut seit
1990 zurückgegangen. Der Anteil der Men-
schen auf der Welt, deren Einkommen weniger
als ein US-Dollar pro Tag beträgt, ist von 28 auf
21 Prozent gefallen, sodass nur noch etwas
mehr als eine Milliarde Menschen unter dieser
Schwelle liegen. Das hohe Wirtschaftswachs-
tum in China und Indien war die mächtigste
Antriebskraft für die Reduzierung der Einkom-
mensarmut. Afrika südlich der Sahara ist die
einzige Region, in der sowohl der prozentuale
Anteil der Armut als auch die absolute Zahl der
Armen gestiegen sind. Dort haben 300 Millio-
nen Menschen – fast die Hälfte der Bevölke-
rung der Region – weniger als einen US-Dollar
pro Tag zur Verfügung.

Während die Welt insgesamt auf Kurs ist,
um das für 2015 angestrebte Ziel der Halbie-
rung der extremen Einkommensarmut zu errei-
chen, weicht Afrika südlich der Sahara, ebenso
wie viele Länder in anderen Regionen, von die-
sem Kurs ab. Daten aus den Ländern liefern
Hinweise, dass rund 380 Millionen Menschen
die für 2015 anvisierten Ziele nicht erreichen
werden. Ein derartig hohes Ausmaß von Armut
in einer prosperierenden Weltwirtschaft spie-
gelt die extremen Disparitäten beim Reichtum
sowie den geringen Anteil der Armen am Welt-
einkommen wider:
• Auf die ärmsten 20 Prozent der Weltbevöl-

kerung, also in etwa diejenigen, die mit 
weniger als einem US-Dollar pro Tag aus-
kommen müssen, entfallen 1,5 Prozent des
Welteinkommens. Die ärmsten 40 Prozent,
für die eine Armutsschwelle von 2 US-Dol-
lar pro Tag gilt, verfügen über fünf Prozent
des Welteinkommens.

• Neun von zehn Menschen in den Hoch-
einkommensländern der Organisation für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung (OECD) gehören der Gruppe der
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Die Verwirklichung einer stärkeren Vertei-
lungsgerechtigkeit innerhalb des Welteinkom-
mens durch integrative und breit angelegte
nationale Wachstumsstrategien – unterstützt
durch internationale Maßnahmen im Bereich
von Entwicklungshilfe, Handel und Technolo-
gietransfer – ist einer der Schlüsselfaktoren zur
Erreichung der für 2015 gesteckten Ziele zur
Senkung der Einkommensarmut.   

Ungleichheit und 
menschliche Entwicklung

Der HDI liefert eine Momentaufnahme der
durchschnittlichen Leistung eines Landes bei
der menschlichen Entwicklung. Durchschnitts-
werte können jedoch große Disparitäten inner-
halb von Ländern verdecken. Ungleichheiten,
die auf Einkommen, Vermögen, Geschlecht,
Rasse und anderen Formen überkommener Be-
nachteiligung sowie auf der Wohnregion inner-
halb des Landes beruhen, können der Grund
dafür sein, dass der nationale Durchschnitt als
Indikator für menschliches Wohlergehen irre-
führend ist. 

Kann der HDI zur Verdeutlichung von
Ungleichheiten bei der menschlichen Entwick-
lung innerhalb von Ländern herangezogen wer-
den? Im Rahmen der Forschungsarbeiten für
den diesjährigen Bericht über die menschliche
Entwicklung wurde zur Beantwortung dieser
Frage der Versuch unternommen, die nationa-
len HDI-Werte nach Einkommensquintilen
aufzuschlüsseln. In die Berechnungen wurden
13 Entwicklungsländer und zwei entwickelte
Länder – Finnland und die USA – einbezogen,
für die ausreichende Daten vorlagen.

Die Zusammenstellung von HDI-Werten
für unterschiedliche Einkommensgruppen in-
nerhalb von Ländern wirft technische Proble-
me auf (siehe Technische Erläuterung 2). Stan-
dardisierte Erhebungen der Haushaltseinkom-
men sowie Erhebungen von Bevölkerungs- und
Gesundheitsdaten ermöglichen die Gewinnung
von Daten für verschiedene Punkte auf der Ein-
kommensskala. Allerdings erschweren Proble-
me mit der Verfügbarkeit und Vergleichbarkeit
von Daten die Erstellung von Indexen, die
Ländervergleiche ermöglichen. Ein zusätzliches

Problem ist, dass die zur Berechnung der HDI-
Werte nach Einkommensgruppe benötigten
Daten für viele Länder mit hohem Einkommen
nicht verfügbar sind. Trotz dieser Probleme
könnte die Aufstellung international vergleich-
barer HDI-Werte, die auf nationalen Einkom-
mensgruppen basieren, ein aussagekräftiges
Instrument bieten, das das Verständnis der ver-
schiedenen Dimensionen von Benachteiligung
erleichtert. 

Der nach Einkommensgruppen aufge-
schlüsselte HDI lässt hohe Ungleichheiten bei
der menschlichen Entwicklung erkennen (Gra-
fik 7). In Burkina Faso, Madagaskar und Sam-
bia ist der HDI-Wert für die reichsten 20 Pro-
zent doppelt so hoch wie für die ärmsten 20
Prozent. Auch in Bolivien, Nicaragua und Süd-
afrika sind hohe Abstände zu beobachten. Die
Einkommensdisparitäten zwischen Reichen
und Armen in Hocheinkommensländern sind
bei diesem aufgeschlüsselten HDI weniger stark
ausgeprägt, zum Teil deshalb, weil Einkom-
mensunterschiede weniger stark auf die Lebens-
erwartung und die Grundbildungsergebnisse
durchschlagen. Dessen ungeachtet weisen die
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Grafik 7 Gleiches Land, verschiedene Welten – ein Index für menschliche 
Entwicklung nach Einkommensgruppen

Quelle: Grimm et al. 2006.
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Für Kinder, die in Ländern wie Bolivien,
Indonesien und Südafrika in der Einkommens-
gruppe der ärmsten 20 Prozent geboren wer-
den, ist das Risiko, vor ihrem fünften Geburts-
tag zu sterben, viermal so hoch wie für die Kin-
der, die in der Gruppe der reichsten 20 Prozent
geboren werden (Grafik 8). Auch bei den
Schulabschlussraten sind Abweichungen zu
beobachten, wobei zwischen geschlechtsbe-
dingten Ungleichheiten und wohlstandsbe-
dingten Disparitäten eine Wechselwirkung be-
steht. Sowohl für Mädchen als für Jungen ist in
der Einkommensgruppe der ärmsten 20 Pro-
zent in Burkina Faso die Wahrscheinlichkeit,
die Grundschule abzuschließen, wesentlich
geringer als für die Mädchen und Jungen in der
Gruppe der hohen Einkommen, obwohl die
Geschlechterdisparität dort ebenfalls sehr hoch
ist (Grafik 9). Diese starken Unterschiede bei
den Lebenschancen, die auf überkommenen
Merkmalen für Bevorzugung und Benachteili-
gung beruhen, machen die Notwendigkeit einer
staatlichen Politik deutlich, die durch die Aus-
weitung maßgeblicher Freiheiten einen Aus-
gleich der Wahlmöglichkeiten und Chancen
herbeiführt.

Abgesehen von der moralischen Verpflich-
tung zur Überwindung der extremen Dispari-
täten auf diesem Gebiet haben die bestehenden
Ungleichheiten auch wichtige Auswirkungen
auf die Millenniums-Entwicklungsziele. Be-
trachten wir das Ziel der Reduzierung der Kin-
dersterblichkeitsraten um zwei Drittel: Der
Anteil armer Haushalte an den Todesfällen 
bei Kindern ist unverhältnismäßig hoch, mit
Sterblichkeitsraten, die häufig den nationalen
Durchschnitt um das Zwei- bis Dreifache über-
steigen. In Nicaragua und Peru zum Beispiel
sind 40 Prozent der Kinder-Todesfälle in den
ärmsten 20 Prozent der Haushalte zu verzeich-
nen. Durch politische Maßnahmen, die die
Sterblichkeitsraten in den armen Bevölkerungs-
gruppen reduzieren, könnten die Fortschritte
in Richtung auf die Zielvorgabe beschleunigt
werden, obwohl in den meisten Ländern die
Ungleichheiten im Bereich der Kindersterb-
lichkeit eher zunehmen: Bei den Armen sinken
die Sterblichkeitsraten im Durchschnitt halb so
schnell wie bei den Reichen.

USA signifikante HDI-Unterschiede zwischen
den Einkommensgruppen auf. 

Über die innerstaatliche Rangfolge hinaus
lassen länderübergreifende Vergleiche die Un-
gleichheit der menschlichen Entwicklung deut-
lich hervortreten: 
• In Bolivien erreichen die reichsten 20 Pro-

zent der Bevölkerung eine Rangstufe, mit
der sie unter die Kategorie der hohen
menschlichen Entwicklung fallen würden,
auf gleicher Höhe wie Polen, während die
Rangstufe der ärmsten 20 Prozent mit dem
Durchschnittswert Pakistans vergleichbar
wäre. Die beiden Gruppen liegen in der glo-
balen HDI-Rangliste um 97 Plätze ausei-
nander. Für Nicaragua beträgt der HDI-
Abstand zwischen den reichsten und den
ärmsten 20 Prozent 87 Plätze in der globa-
len Rangliste.

• In Südafrika liegt der HDI-Rang der reichs-
ten 20 Prozent 101 Plätze über dem der
ärmsten 20 Prozent.

• In Indonesien reicht die Spannbreite der
menschlichen Entwicklung von einem mit
der Tschechischen Republik vergleichbaren
Niveau, das von den reichsten 20 Prozent
erreicht wird, während das Niveau der
ärmsten 20 Prozent dem Kambodschas ent-
spricht. 

• Während die reichsten 20 Prozent in den
USA bei der menschlichen Entwicklung
den Spitzenplatz einnehmen würden (ge-
folgt von Finnland), würden die ärmsten 20
Prozent in den USA nur Platz 50 erreichen.

Hinter HDI-Ungleichheiten stehen 
ungleiche Kindersterblichkeit und 
ungleiche Bildung
Der nach Einkommensgruppen aufgeschlüssel-
te HDI bietet einen zusammengefassten Indi-
kator für einige wichtige Dimensionen des
Wohlergehens. Dahinter stehen jedoch enorme
Ungleichheiten bei den Fähigkeiten und Le-
benschancen, die mit der Ungleichverteilung
von Einkommen zusammenhängen. Diese kön-
nen ins Licht gerückt werden, wenn man die
Daten aus Haushaltserhebungen für einige der
Länder heranzieht, die Gegenstand des For-
schungsprojekts waren.
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Über das Haushaltseinkommen hinaus
kann die Aufschlüsselung des HDI Ungleich-
heiten auf verschiedenen Ebenen erfassen. In
zahlreichen Ländern offenbaren sich dabei gro-
ße Unterschiede zwischen einzelnen Regionen.
Der HDI Kenias variiert zwischen 0,75 in Nai-
robi (nahezu gleichauf mit der Türkei) und
0,29 in Turkana, einem Gebiet mit Weidewirt-
schaft im Norden (Grafik 10). Wäre Turkana
ein Land, würde es von der gegenwärtigen
HDI-Skala gar nicht mehr erfasst, ein Ergebnis,
das durch die wiederholten Dürren in der Regi-
on, den geringen Zugang zu Gesundheitsversor-
gung und Wasserinfrastruktur und hohe Man-
gelernährung verursacht würde. 

Zwischen dem Stadt-Land-Gefälle und
regionalen Unterschieden besteht eine Wech-
selwirkung. In China würde das städtische
Shanghai Platz 24 in der globalen HDI-Rang-
liste einnehmen, unmittelbar vor Griechen-
land, während die ländliche Provinz Guizhou
mit Botswana gleichauf läge (Grafik 11). 

Für manche Länder deckt der HDI sehr
hohe Ungleichheiten auf, die mit der Zugehö-
rigkeit zu bestimmten Gruppen zusammenhän-
gen. Ein Beispiel ist Guatemala, wo die indige-
nen Gruppen hinsichtlich der Chancen auf
menschliche Entwicklung stark benachteiligt
sind. Der HDI-Rang der Q’eqchi entspricht
dem Rang Kameruns und liegt 32 Plätze unter
dem Rang der ladinos (der in etwa dem Rang
Indonesiens entspricht) (Grafik 12). 

Ungleichverteilung der Einkommen
Die Ungleichverteilung wirft wichtige Fragen
auf, die mit normativen Vorstellungen von so-
zialer Gerechtigkeit und Fairness in allen Ge-
sellschaften zusammenhängen. Da die Muster
der Einkommensverteilung die Chancen auf Er-
nährung, Gesundheit und Bildung unmittelbar
beeinflussen, hängt die Ungleichverteilung der
Einkommen auch eng mit umfassenderen Un-
gleichheiten in anderen Bereichen und in man-
chen Fällen mit absolutem Mangel zusammen.
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Grafik 9 Bildungschancen hängen von Einkommen und Geschlecht ab

Quelle: Gwatkin et al. 2005. 
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Unterschiede mit starken Abweichungen bei
den Einkommensanteilen der reichsten und der
ärmsten 20 Prozent zusammen. Sie spiegeln
außerdem den Abstand zwischen Durch-
schnitts- und Medianeinkommen wider, der die
Ungleichheit weiter verstärkt. In einem Land
mit hoher Ungleichverteilung wie Mexiko
beträgt das Medianeinkommen nur 51 Prozent
des Durchschnitts. In Vietnam mit einer ausge-
wogeneren Einkommensverteilung erreicht der
Median 77 Prozent des Durchschnitts.

Warum spielt die Einkommensverteilung
bei der Armutsbekämpfung eine wichtige Rol-
le? Rein mechanisch gesehen ist die Redukti-
onsrate der Einkommensarmut eine Funktion
der wirtschaftlichen Wachstumsrate und des
Anteils des jeweiligen Wachstumszuwachses,
der den Armen zugute kommt. Bei sonst gleich-
bleibenden Voraussetzungen gilt: Je höher der
Einkommensanteil der Armen ist, desto wirk-
samer gelingt es dem Land, Wachstum in gerin-
gere Armut umzusetzen. Bliebe das Muster der
Einkommensverteilung konstant und würden
die gegenwärtigen Wachstumsraten auf die
Zukunft hochgerechnet, würde es drei Jahr-
zehnte dauern, bis der Einkommensmedian
armer Haushalte in Mexiko die Armutsgrenze
überschreitet. Eine Verdoppelung des Anteils
der Armen am künftigen Einkommenswachs-
tum würde diesen Zeitrahmen um die Hälfte
verringern. Für Kenia würde er um 17 Jahre
reduziert, von 2030 auf 2013 – damit würde
das Land in greifbare Nähe zu dem sonst nicht
erreichbaren Millenniums-Entwicklungsziel der
Halbierung der Einkommensarmut rücken. 

Wie diese Beispiele zeigen, hat die Vertei-
lung einen wichtigen Einfluss darauf, in wel-
chem Ausmaß Wirtschaftswachstum Armut
verringert (die Wachstumselastizität der Ar-
mut). So bewirkt in Vietnam jeweils ein Pro-
zent Wachstum eine Reduzierung der Armut
um etwa 1,5 Prozent, während es in Mexiko nur
0,75 Prozent sind. Die gute Nachricht lautet
also, dass extreme Ungleichheit keine unabän-
derliche Tatsache ist. Während der letzten fünf
Jahre gelang es Brasilien, das weltweit zu den
Ländern mit der höchsten Ungleichheit gehört,
durch eine starke Wirtschaftsleistung nicht nur
die Einkommensungleichheit zu reduzieren

Bei der Ungleichverteilung der Einkommen
sind starke regionale Abweichungen zu beob-
achten. Der Gini-Koeffizient, ein Maßstab für
Ungleichheit mit einer Skala von 0 (perfekte
Gleichheit) bis 100 (perfekte Ungleichheit),
reicht von 33 in Südasien bis 57 in Lateinameri-
ka und mehr als 70 in Afrika südlich der Sahara.
Wenn auch bei Vergleichen zwischen Regionen
Vorsicht geboten ist, hängen diese regionalen
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Große Ungleichheiten bei der 
menschlichen Entwicklung 
zwischen Distrikten in Kenia
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(nationalen Quellen zufolge ging der Gini-
Index zwischen 2001 und 2004 von 56 auf 54
zurück), sondern auch die Armut zu verringern.
Wirtschaftliches Wachstum führte zur Schaf-
fung von Arbeitsplätzen und höheren Reallöh-
nen. Gleichzeitig erhielten sieben Millionen in
extremer oder gemäßigter Armut lebende Fa-
milien im Rahmen eines groß angelegten Wohl-
fahrtsprogramms – Bolsa Familia – Finanz-
transfers zur Unterstützung von Ernährung,
Gesundheit und Bildung. Für die Betroffenen
ist das nicht nur heute von Nutzen, sondern es
bringt ihnen auch Vorteile für die Zukunft.4

Einkommensverteilung ist nicht nur ein
Thema für Entwicklungsländer. Wie der nach
Einkommensquintilen aufgeschlüsselte HDI
für die USA deutlich macht, spielt sie auch für
manche der reichsten Länder der Welt eine
Rolle. Während der letzten fünfundzwanzig
Jahre hat sich in den USA die Kluft bei der Ein-
kommensverteilung zwischen dem untersten,
dem mittleren und dem oberen Sektor drama-
tisch ausgeweitet. Zwischen 1980 und 2004
sind die Einkommen des reichsten einen Pro-
zents der Haushalte (mit Durchschnittsein-
kommen von über 721.000 US-Dollar im Jahr
2004) um 135 Prozent gestiegen. Während des-
selben Zeitraums gingen die Reallöhne in der
Industrie um ein Prozent zurück. Der Anteil
des reichsten einen Prozents am Nationalein-
kommen verdoppelte sich im gleichen Zeit-
raum auf 16 Prozent. Mit anderen Worten: Die
Früchte der Produktivitätsgewinne, die das
Wachstum in den USA vorantrieben, kamen
höchst einseitig den Reichsten in der Gesell-
schaft zugute. 

Werden Chancen durch wachsende Un-
gleichheiten eingeschränkt? Ein Weg zur Be-
handlung dieser Frage ist die Messung des Ein-
flusses, den die Erwerbskraft der Eltern auf die
späteren Einkünfte ihrer Kinder hat. In Län-
dern mit geringer Ungleichheit – wie Däne-
mark und Norwegen – gehen 20 Prozent der
Einkünfte der Kinder auf die Einkommen der
Eltern zurück. Für die USA – und auch für
Großbritannien – steigt dieser Anteil auf über
50 Prozent.

In jedem Land behindert eine hohe Un-
gleichverteilung der Einkommen und Chancen
die menschliche Entwicklung. Abgesehen von
den negativen Auswirkungen auf die wirt-
schaftliche Dynamik, das Wachstum und den
sozialen Zusammenhalt wird die Umwandlung
von Wachstum in menschliche Entwicklung
durch sie eingeschränkt. Das Gleiche gilt auf
globaler Ebene, wo die immer sichtbarere
Trennlinie zwischen den Besitzenden und den
Habenichtsen zu einem Brennpunkt der Unzu-
friedenheit geworden ist. In den kommenden
Jahrzehnten wird eine der zentralen Herausfor-
derungen für die menschliche Entwicklung
darin bestehen, die extremen Ungleichheiten,
die seit Beginn der 1990er Jahre ein Merkmal
der Globalisierung sind, weniger zu tolerieren
und sicherzustellen, dass der wachsende Wohl-
stand mehr Chancen für alle bringt und nicht
nur für einige wenige Privilegierte.

Endnoten
1 Aristoteles, Nikomachäische Ethik, Buch 1, Kapitel 5.
2 Sen 1999, S. 3.
3 Kennedy 1962, S. 626.
4 IBGE 2005.
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Große ethnische 
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Grafik 12

������� UNDP 2005b. 

HDI, 2004
0,8

0,7

0,6

0,5

0,4

Ladino

Indien

Achí

Q'eqchi

Poqomchí

Guatemala

Botswana

Kamerun
Simbabwe

Indonesien



sprechen den vollständigen Angaben im Ab-
schnitt Statistische Primärquellen. Wenn eine
Organisation Daten zur Verfügung stellt, die sie
von einer anderen Quelle übernommen hat,
werden in den Fußnoten zur Tabelle immer
beide Quellen angegeben. Stützt sich jedoch
eine Organisation auf die Arbeit vieler Anderer,
so wird nur diese Organisation als Quelle ge-
nannt. Die Quellenangaben enthalten außer-
dem die originalen Datenbestandteile, die in
allen Berechnungen des Büros für den Bericht
über die menschliche Entwicklung zum Einsatz
kamen, damit sichergestellt ist, dass sämtliche
Berechnungen leicht nachvollzogen werden
können. Indikatoren, die knapp und sinnvoll
definiert werden können, sind unter Definitio-
nen statistischer Begriffe aufgeführt. Alle ande-
ren sachdienlichen Informationen sind den
Fußnoten am Ende jeder Tabelle zu entneh-
men. Ausführlichere technische Informationen
zu diesen Indikatoren finden sich auf den ent-
sprechenden Webseiten der als Datenquellen
herangezogenen Organisationen, die auf der
Webseite des Human Development Report
unter http://hdr.undp.org/statistics/ abgeru-
fen werden können. 

Diskrepanzen zwischen nationalen
und internationalen Schätzungen

Bei der Erarbeitung internationaler Datenrei-
hen wenden internationale Datenorganisatio-
nen oft weltweit anerkannte Normen und
Harmonisierungsverfahren an, um die länder-
übergreifende Vergleichbarkeit zu verbessern.
Immer dann, wenn die internationalen Daten
auf einzelstaatlichen Statistiken beruhen, wie
dies meistens der Fall ist, kann es nötig werden,
die nationalen Daten anzupassen. Wenn Daten
für ein bestimmtes Land fehlen, wird die betref-
fende internationale Organisation möglicher-
weise eine Schätzung erstellen, falls andere rele-

Die Indikatorentabellen zur menschlichen Ent-
wicklung stellen eine Gesamtbewertung der
Errungenschaften eines Landes in verschiede-
nen Bereichen der menschlichen Entwicklung
dar. Die Haupttabellen sind nach Themen
geordnet, die aus den Lauftiteln im Kopf der
einzelnen Tabellen hervorgehen. Die Tabellen
enthalten Daten zu 175 UN-Mitgliedstaaten –
diejenigen, für die der Index für menschliche
Entwicklung (HDI) berechnet werden konnte
– sowie zu Hongkong, China (SAR) und den
besetzten palästinensischen Gebieten. Wegen
fehlender Daten konnte der HDI für die übri-
gen 17 UN-Mitgliedstaaten nicht berechnet
werden. Die grundlegenden Indikatoren der
menschlichen Entwicklung in diesen Ländern
werden in Tabelle 1a aufgeführt. 

In den Tabellen werden Länder und Gebie-
te nach ihrem HDI-Wert eingestuft. Der Län-
derschlüssel auf der letzten Seite dieses Berichts,
in dem diese alphabetisch mit ihrem HDI-Rang
aufgeführt sind, erleichtert das Auffinden ein-
zelner Länder in diesen Tabellen. Die meisten
Daten in den Tabellen beziehen sich auf das
Jahr 2004. Es sind, soweit nicht anders angege-
ben, diejenigen Daten, die dem Büro für den
Bericht über die menschliche Entwicklung zum
1. August 2006 zugänglich waren. 

Quellen und Definitionen

Das Büro für den Bericht über die menschliche
Entwicklung erhebt weniger Statistiken als dass
es diese verarbeitet. Es ist deshalb auf interna-
tionale Datenorganisationen angewiesen, die
über die Ressourcen und das Fachwissen verfü-
gen, um auf internationaler Ebene Daten in
Bezug auf spezifische statistische Indikatoren
sammeln und erfassen zu können. Die Quellen
aller für die Erstellung der Indikatorentabellen
benutzten Daten werden am Ende jeder Tabel-
le in Kurzform angegeben. Die Angaben ent-
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vante Informationen zur Verfügung stehen.
Weil es schwierig ist, die Arbeit nationaler und
internationaler Datenorganisationen zu koor-
dinieren, kann es vorkommen, dass internatio-
nale Datenreihen nicht die allerneuesten natio-
nalen Daten enthalten. Auf Grund dieser gan-
zen Faktoren können nationale und internatio-
nale Schätzungen erheblich voneinander abwei-
chen.

Dieser Bericht hat schon häufig auf solche
Diskrepanzen hingewiesen. Wenn Abweichun-
gen bei den Daten vorkamen, haben wir mitge-
holfen, eine Verbindung zwischen nationalen
und internationalen Datenbehörden herzustel-
len, um diese Diskrepanzen auszuräumen. In
vielen Fällen hat dies dazu geführt, dass für den
Bericht bessere Statistiken verfügbar wurden.
Das Büro für den Bericht über die menschliche
Entwicklung setzt sich für Verbesserungen bei
den internationalen Daten ein, wirkt bei der
Unterstützung der Bemühungen um die Ver-
besserung der Datenqualität aktiv mit und
arbeitet mit nationalen Stellen und internatio-
nalen Organisationen zusammen, um durch
eine Systematisierung der Berichtsverfahren
und die Überwachung der Datenqualität die
Übereinstimmung der Daten zu verbessern.

Langfristige Vergleichbarkeit

Auf Grund der Überarbeitung von Daten oder
methodischer Veränderungen kann es sein, dass
Statistiken aus verschiedenen Ausgaben des
Berichts nicht vergleichbar sind. Das Büro für
den Bericht über die menschliche Entwicklung
rät daher nachdrücklich von Trendanalysen auf
der Grundlage von Daten aus verschiedenen
Ausgaben ab. Entsprechend sind auch die HDI-
Werte und Rangfolgen in den verschiedenen
Ausgaben des Berichts nicht vergleichbar. Eine
HDI-Trendanalyse, die auf in sich schlüssigen
Daten und einer durchgängigen Methodik ba-
siert, findet sich in Indikatorentabelle 2 (Trends
im Index für menschliche Entwicklung). 

Länderklassifizierungen

Die einzelnen Länder werden nach vier Katego-
rien klassifiziert: nach dem Stand der menschli-

chen Entwicklung, nach dem Einkommen,
nach globalen Hauptgruppen und nach Region
(siehe Klassifizierung der Länder). Diese Be-
zeichnungen stellen nicht unbedingt ein Urteil
über den Entwicklungsstand eines bestimmten
Landes oder Gebiets dar. Der im Text und in
den Tabellen verwendete Begriff Land bezieht
sich je nach Maßgabe auf Territorien oder
Gebiete. 

Klassifizierung in Bezug auf 
die menschliche Entwicklung
Alle Länder, die in den HDI einbezogen sind,
werden nach ihrer Leistung auf dem Gebiet der
menschlichen Entwicklung in drei Gruppen
eingeteilt: Länder mit hoher menschlicher Ent-
wicklung (HDI-Wert von 0,800 und höher),
Länder mit mittlerer menschlicher Entwick-
lung (0,500 bis 0,799) und Länder mit niedri-
ger menschlicher Entwicklung (weniger als
0,500).

Klassifizierung nach Einkommen
Alle Länder werden unter Heranziehung der
Weltbankklassifizierung nach Einkommen ein-
gestuft: Länder mit hohem Einkommen (Brut-
tonationaleinkommen pro Kopf von 10.066
US-Dollar oder mehr im Jahr 2004), Länder
mit mittlerem Einkommen (826 bis 10.065
US-Dollar) und Länder mit niedrigem Ein-
kommen (825 US-Dollar oder weniger).

Globale Hauptgruppen
Die drei globalen Gruppen sind: Entwicklungs-
länder, Mittel- und Osteuropa und die GUS
(Gemeinschaft unabhängiger Staaten) sowie
OECD-Länder (Organisation für wirtschaftli-
che Zusammenarbeit und Entwicklung). Diese
Gruppen schließen sich nicht gegenseitig aus.
(Würde man an Stelle der OECD-Gruppe die
Gruppe der OECD-Länder mit hohem Ein-
kommen heranziehen und die Republik Korea
ausschließen, würden sich gegenseitig ausschlie-
ßende Gruppen entstehen.) Soweit nicht an-
ders angegeben, umfasst die Klassifizierung
Welt die Gesamtheit der 194 erfassten Länder
und Gebiete – 192 UN-Mitgliedstaaten zuzüg-
lich Hongkong, China (SAR) und der besetz-
ten palästinensischen Gebieten. 
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heit der 194 erfassten Länder und Gebiete be-
zieht, werden nicht immer zusammenfassende
Werte angegeben, wenn kein zusammenfassen-
der Wert für eine oder mehrere Regionen ange-
geben ist.

Wegen unterschiedlicher Länderklassifizie-
rung und Methodik stimmen zusammenfassen-
de Werte in diesem Bericht nicht immer mit
denjenigen in anderen Veröffentlichungen
überein. Wo dies angegeben ist, werden die
zusammenfassenden Werte von der Statistikor-
ganisation berechnet, die die Daten für den
Indikator liefert.

Wachstumsraten
Wachstumsraten für mehrere Jahre werden als
Raten der durchschnittlichen jährlichen Verän-
derung ausgedrückt. Bei der Berechnung der
Raten durch das Büro für den Bericht über die
menschliche Entwicklung werden nur der An-
fangs- und Endpunkt des jeweiligen Zeitraums
verwendet. Die Wachstumsraten für Einjahres-
zeiträume werden als jährliche prozentuale Ver-
änderungen ausgedrückt.

Hinweise zu den Ländern
Sofern nicht anders angegeben, sind Hong-
kong, China (SAR), Macau und Taiwan (Pro-
vinz Chinas) in den Daten für China nicht ent-
halten. In den meisten Fällen sind die Daten für
Eritrea vor 1992 in den Daten für Äthiopien
enthalten. Die Daten für Deutschland beziehen
sich auf das wiedervereinigte Deutschland, so-
fern nicht anders angegeben. Die Daten für
Indonesien umfassen bis einschließlich 1999
auch Timor-Leste, sofern nicht anders angege-
ben. Die Daten für Jordanien gelten nur für die
East Bank. Die Wirtschaftsdaten für Tansania
beziehen sich ausschließlich auf das Festland.
Die Daten für den Sudan beruhen häufig auf
Informationen, die im Nordteil des Landes
gesammelt wurden. Während aus Serbien und
Montenegro im Juni 2006 zwei unabhängige
Staaten wurden, enthalten die Indikatortabel-
len in der Regel nur Daten für das Land Serbien
und Montenegro, da zum Zeitpunkt des
Drucks keine aufgeschlüsselten Daten vorlagen.
Die Daten für die Republik Jemen gelten ab
1990 für dieses Land, während die Daten der

Regionale Klassifizierung

Die Entwicklungsländer sind in die folgenden
Regionen weiter unterteilt: Arabische Staaten,
Ostasien und Pazifik, Lateinamerika und Kari-
bik (einschließlich Mexiko), Südasien, Südeu-
ropa und Afrika südlich der Sahara. Diese Klas-
sifizierung entspricht den Regionalbüros des
Entwicklungsprogramms der Vereinten Natio-
nen. Eine weitere Gruppe sind die am wenigs-
ten entwickelten Länder gemäß der Definition
der Vereinten Nationen (UN-OHRLLS 2006).

Zusammenfassende Werte 
und Wachstumsraten

Zusammenfassende Werte
Für die oben beschriebenen Kategorien werden
immer dann, wenn es der Analyse dienlich ist
und ausreichende Daten vorliegen, am Ende
der Tabellen zusammenfassende Werte ange-
geben. Zusammenfassende Werte, die für die
gesamte Kategorie gelten, (z.B. für Bevölke-
rung), sind durch ein T gekennzeichnet. Alle
anderen zusammenfassenden Werte sind ge-
wichtete Durchschnittswerte.

Im Allgemeinen wird für eine Kategorie nur
dann ein zusammenfassender Wert angegeben,
wenn Daten für die Hälfte der Länder verfüg-
bar sind und mindestens zwei Drittel des ver-
fügbaren Gewichts in dieser Kategorie reprä-
sentieren. Das Büro für den Bericht über die
menschliche Entwicklung ergänzt keine fehlen-
den Daten, um zusammenfassende Werte vor-
legen zu können. Deshalb repräsentieren die
zusammenfassenden Werte für jede Kategorie,
sofern nicht anders angegeben, nur die Länder,
für die Daten verfügbar sind, und beziehen sich
auf das angegebene Jahr oder den angegebenen
Zeitraum sowie ausschließlich auf Daten, die
aus den aufgeführten Primärquellen stammen.
Wenn keine geeigneten Gewichtungsverfahren
verfügbar sind, werden auch keine zusammen-
fassenden Werte angegeben.

Zusammenfassende Werte für Indizes, für
Wachstumsraten und für Indikatoren, die
mehr als einen Zeitpunkt erfassen, basieren nur
auf den Ländern, für die Daten für alle notwen-
digen Zeitpunkte vorhanden sind. Für die Klas-
sifizierung Welt, die sich nur auf die Gesamt-
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früheren Jahre sich auf die Summe der Daten
für die ehemalige Volksrepublik Jemen und die
ehemalige Arabische Republik Jemen beziehen. 

Symbole
Überall dort, wo nicht die Ausdrücke jährlich,
jährliche Rate oder Wachstumsrate verwendet
werden, zeigt ein Bindestrich zwischen zwei
Jahren an, dass die Daten in einem der genann-
ten Jahre erhoben wurden (zum Beispiel 1995-
2000). Ein Schrägstrich zwischen zwei Jahren
bedeutet, dass es sich, sofern nicht anders ange-
geben, um einen Durchschnittswert für die be-
treffenden Jahre handelt (zum Beispiel 1998/
2001). Folgende Symbole werden verwendet:

.. Keine Daten verfügbar.
(.) Größer (oder kleiner) als Null, aber klein

genug, um bei der angezeigten Anzahl
der Dezimalstellen nach Auf- oder Ab-
rundung Null zu ergeben.

< Weniger als.
– Nicht zutreffend
T Gesamt.

Tabelle 1: Über den Index 
für menschliche Entwicklung

Der Index für menschliche Entwicklung (HDI)
ist ein zusammengesetzter Index für die Mes-
sung der Gesamterrungenschaften in einzelnen
Ländern in drei grundlegenden Dimensionen
der menschlichen Entwicklung: ein langes und
gesundes Leben, gemessen anhand der Lebens-
erwartung bei der Geburt; Bildung, gemessen
anhand des Alphabetisierungsgrads bei Erwach-
senen und der kombinierten Bruttoeinschu-
lungsquote im Primar-, Sekundar- und Tertiär-
bildungsbereich; und ein angemessener Lebens-
standard, gemessen anhand des Bruttoinlands-
produkts (BIP) pro Kopf bei Kaufkraftparität
(PPP) in US-Dollar. Bei der Zusammenstellung
des Indexes werden Indikatoren herangezogen,
die derzeit global verfügbar sind, und eine einfa-
che und transparente Methodik angewendet
(siehe Technische Erläuterung 1).

Zwar ist die Begrifflichkeit der menschli-
chen Entwicklung viel breiter angelegt als man
mit einem einzigen zusammengesetzten Index
messen könnte. Dennoch bietet der HDI eine

leistungsfähige Alternative zum Einkommen
als zusammenfassendem Maßstab für mensch-
liches Wohlergehen. Er ermöglicht den Zugang
zu den reichhaltigen Informationen, die in den
nachstehenden Indikatorentabellen zu ver-
schiedensten Aspekten der menschlichen Ent-
wicklung enthalten sind.

Erfassung der Länder im HDI 
von der Datenlage abhängig
Der in diesem Bericht vorgestellte HDI bezieht
sich auf das Jahr 2004. Er erfasst 175 UN-Mit-
gliedstaaten sowie Hongkong, China (SAR)
und die besetzten palästinensischen Gebiete.
Wegen fehlender Vergleichsdaten können 17
UN-Mitgliedstaaten nicht in den diesjährigen
HDI einbezogen werden. Die grundlegenden
Indikatoren der menschlichen Entwicklung in
diesen Ländern werden in Tabelle 1a aufge-
führt.

Um länderübergreifende Vergleiche zu er-
möglichen, wird der HDI, soweit dies möglich
ist, auf der Grundlage von Daten berechnet, die
bei den führenden internationalen Datenorga-
nisationen zum Zeitpunkt der Erstellung des
Berichts vorliegen (siehe unter Wichtige inter-
nationale Datenquellen). Bei einer Reihe von
Ländern fehlen jedoch Daten dieser Datenor-
ganisationen zu einer oder mehreren der vier
HDI-Komponenten. 

Um dem Wunsch dieser Länder nach Auf-
nahme in die HDI-Tabelle Rechnung zu tra-
gen, und in dem Bestreben, so viele UN-Mit-
gliedstaaten wie möglich einzubeziehen, hat das
Büro für den Bericht über die menschliche Ent-
wicklung besondere Anstrengungen unternom-
men, um Schätzungen aus anderen internatio-
nalen, regionalen oder nationalen Quellen
herabzuziehen, wenn bei einem Land für eine
oder zwei der HDI-Komponenten keine Daten
von den maßgeblichen internationalen Daten-
organisationen erhältlich waren. In einigen
ganz wenigen Fällen hat das Büro für den
Bericht über die menschliche Entwicklung
selbst eine Schätzung angestellt. Diese Schät-
zungen, die aus anderen Quellen als den 
maßgeblichen internationalen Organisationen
stammen, werden in den Fußnoten zu Tabelle 1
dokumentiert. Sie weichen in ihrer Qualität
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zelnen Ländern oder aus Haushaltserhebungen.
Dieser Bericht verwendet Daten über den Al-
phabetisierungsgrad bei Erwachsenen aus der
Auswertung des Instituts für Statistik (UIS) der
Organisation der Vereinten Nationen für Bil-
dung, Wissenschaft und Kultur (UNESCO)
vom April 2006 (UNESCO Institute for Sta-
tistics 2006c) sowie UIS-Schätzungen von
2003. Die nationalen Schätzungen, die auf
Grund gezielter Bemühungen des UIS um
aktuelle Alphabetisierungsdaten zur Verfügung
gestellt wurden, basieren auf zwischen 2000
und 2005 in den einzelnen Ländern durchge-
führten Volkszählungen oder Erhebungen (mit
Ausnahme einiger weniger Fälle, die sich auf
den Zeitraum 1995-99 beziehen). Die im Juli
2002 erstellten UIS-Schätzungen beruhten
zumeist auf vor 1995 erhobenen nationalen
Daten. Einzelheiten zu diesen Schätzungen
bezüglich des Alphabetisierungsgrads können
unter www.uis.unesco.org abgerufen werden. 

Zahlreiche Hocheinkommensländer, die
einen hohen Alphabetisierungsgrad erreicht
haben, erheben keine Basisalphabetisierungs-
statistiken mehr und sind daher in den UIS-
Daten nicht enthalten. Bei der Berechnung des
HDI wird für diese Länder ein Alphabetisie-
rungsgrad von 99,0 Prozent angenommen

Bei der Erhebung von Daten zur Alphabeti-
sierung stellen viele Länder auf der Grundlage
eigener Angaben der Befragten Schätzungen
über die Zahl der Menschen an, die lesen und
schreiben können. Manche Länder ziehen er-
satzweise Daten über den schulischen Erfolg
heran, wobei die Maßstäbe, die an Schulbesuch
oder Erreichen des Klassenziels angelegt wer-
den, variieren können. Weil also die Definitio-
nen und Erhebungsmethoden voneinander
abweichen können, sollte man mit Schätzungen
über den Alphabetisierungsgrad vorsichtig um-
gehen. 

In Zusammenarbeit mit weiteren Partner-
organisationen bemüht sich UIS aktiv um eine
alternative Methodik zur Messung des Alpha-
betisierungsgrades, das Programm zur Bewer-
tung und Überwachung des Alphabetisierungs-
grades (LAMP). Mit LAMP soll die gegen-
wärtig benutzte vereinfachende Einteilung in
„Menschen, die lesen und schreiben können“

und Verlässlichkeit stark voneinander ab und
werden nicht in den anderen Indikatorentabel-
len, in denen ähnliche Daten präsentiert wer-
den, mit aufgeführt.

Wichtige internationale Datenquellen
Lebenserwartung bei der Geburt. Die Schätzun-
gen bezüglich der Lebenserwartung stammen
aus der Publikation 2004 Revision of World
Population Prospects (UN 2005b), der offiziel-
len Quelle der UN-Bevölkerungsschätzungen
und -prognosen. Sie werden alle zwei Jahre auf
Grund der Daten aus Personenstands-Regis-
trierungssystemen, Volkszählungen und Erhe-
bungen in den einzelnen Ländern von der Be-
völkerungsabteilung der UN-Hauptabteilung
Wirtschaftliche und Soziale Angelegenheiten
erstellt. 

In der Ausgabe 2004 Revision berücksich-
tigte die Bevölkerungsabteilung der Vereinten
Nationen Daten, die bis Ende 2004 vorlagen.
Um die Auswirkungen von HIV/AIDS zu b-
eurteilen, wurden die neuesten damals verfüg-
baren Schätzungen des Gemeinsamen HIV/
AIDS-Programms der Vereinten Nationen zur
HIV-Prävalenz mit einer Reihe von Annahmen
zu den demografischen Trends und zur Morta-
lität sowohl der infizierten als auch der nicht-
infizierten Bevölkerung in jedem der 60 Länder
kombiniert, für die eine genaue Modellrech-
nung über die Auswirkungen der Krankheit
angestellt wurde. 

Die Schätzungen bezüglich der Lebenser-
wartung werden von der Bevölkerungsabtei-
lung der Vereinten Nationen in Fünfjahres-
Intervallen veröffentlicht, die als Referenz-
punkte dienen. Die in Tabelle 1 angegebenen
Schätzungen für 2004 und auch die Schätzun-
gen, auf denen Tabelle 2 aufbaut, sind jährliche
Interpolationen auf der Grundlage der Daten
für die Fünfjahres-Intervalle (UN 2005a). 
Einzelheiten zu 2004 Revision of World Popu-
lation Prospects (UN 2005b) können unter
www.un.org/esa/population/unpop.htm abge-
rufen werden.

Alphabetisierungsgrad bei Erwachsenen. Die Da-
ten zum Alphabetisierungsgrad bei Erwachse-
nen stammen aus Volkszählungen in den ein-
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und „Menschen, die nicht lesen und schreiben
können“ verfeinert werden, indem Informa-
tionen über ein Kontinuum von Lese- und
Schreibfähigkeiten zur Verfügung gestellt wer-
den.

Kombinierte Bruttoeinschulungsquote im Pri-
mar-, Sekundar- und Tertiärbildungsbereich.
Bruttoeinschulungsquoten werden vom UIS
erstellt. Dabei dienen die Daten zum Schul-
besuch, die von nationalen Regierungen erho-
ben werden (üblicherweise aus administrativen
Quellen) und die Bevölkerungsdaten aus der
Publikation 2004 Revision of World Population
Prospects der Bevölkerungsabteilung der Ver-
einten Nationen (UN 2005) als Grundlage. Die
Berechnung der Quoten erfolgt über die Er-
mittlung des Anteils der Schüler auf allen Ebe-
nen des Schulbereichs (ohne Erwachsenenbil-
dung) an der Gesamtbevölkerung in der offi-
ziellen Altersgruppe, die diesen Stufen ent-
spricht. Die tertiäre Altersgruppe ist festgelegt
als fünf Bildungsgänge, die in allen Ländern
unmittelbar auf den Abschluss der Sekundar-
stufe II folgen.

Obgleich als Ersatz für die Messung schuli-
schen Erfolgs gedacht, spiegelt die kombinierte
Bruttoeinschulungsquote nicht die Qualität
von Bildungsergebnissen wider. Selbst wenn sie
dazu genutzt wird, den Zugang zu Bildungs-
chancen zu erfassen, kommen in der Quote die
beträchtlichen Unterschiede zwischen den ein-
zelnen Ländern nicht genau zum Ausdruck, da
die Zuordnung von Altersgruppen und Schul-
stufen sowie die Dauer der Bildungsprogram-
me voneinander abweichen. Durch Faktoren
wie beispielsweise Klassenwiederholungen und
Schulabbruch können weitere Verzerrungen
entstehen. Durch Maßstäbe wie die mittlere
Dauer des Schulbesuchs oder die erwartete
Dauer des Schulbesuchs könnten die Bildungs-
ergebnisse angemessener erfasst werden; sie soll-
ten im Idealfall die Bruttoeinschulungsquoten
im HDI ersetzen. Daten dieser Art sind jedoch
noch nicht für eine ausreichende Zahl von Län-
dern regelmäßig verfügbar. 

So wie sie derzeit definiert ist, berücksich-
tigt die kombinierte Bruttoeinschulungsquote
keine Schüler, die im Ausland die Schule besu-

chen. Aktuelle Daten für viele kleinere Länder,
in denen die Absolvierung einer tertiären Aus-
bildung im Ausland gängige Praxis ist, unterre-
präsentieren möglicherweise den tatsächlichen
Zugang zu Bildung oder die Errungenschaften
einer Bevölkerung im Bildungswesen erheblich
und führen somit zu einer Herabstufung beim
HDI-Wert.

In früheren Ausgaben war in den Daten be-
stimmter Länder auch die Erwachsenenbildung
enthalten, entgegen der vorgegebenen Definiti-
on des Indikators für den Schulbesuch. Im dies-
jährigen Bericht wurde die Erwachsenenbil-
dung aus den Daten für diese Länder herausge-
nommen, um eine Übereinstimmung mit der
Standarddefinition zu erreichen. Dies führte
dazu, dass die Schulbesuchsquoten und die
HDI-Werte für diese Länder niedriger sind, als
wenn die Erwachsenenbildung mit einbezogen
worden wäre.

Pro-Kopf-BIP (PPP US$). Um einen länder-
übergreifenden Vergleich des Lebensstandards
zu ermöglichen, müssen Wirtschaftsstatistiken
entsprechend der Kaufkraftparität (PPP) um-
gerechnet werden, durch die Unterschiede im
Preisniveau der einzelnen Länder aufgehoben
werden. Die dem HDI zugrunde gelegten Da-
ten zum Pro-Kopf-BIP (PPP US$) werden für
164 Länder von der Weltbank zur Verfügung
gestellt, die sich dabei hinsichtlich der Preise auf
Daten aus den jüngsten Erhebungen des Inter-
nationalen Vergleichsprogramms (ICP) und
hinsichtlich des BIP in Landeswährung auf Da-
ten der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung
stützt. Die letzte ICP-Erhebung erfasst 118
Länder, deren PPP jeweils direkt durch Hoch-
rechnung anhand der neuesten Vergleichsresul-
tate geschätzt wurde. Bei den Ländern, die
nicht in die ICP-Erhebungen einbezogen sind,
werden die Schätzungen mittels ökonometri-
scher Regression durchgeführt. Bei Ländern,
die nicht von der Weltbank erfasst werden,
kommen PPP-Schätzungen zur Anwendung,
die den Penn World Tables der University of
Pennsylvania (Heston, Summers und Aten
2001, 2002) entnommen werden.
Obwohl in den letzten Jahrzehnten große Fort-
schritte gemacht wurden, weist der gegenwärti-

BERICHT ÜBER DIE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG 2006 341



einem Bericht zum nächsten erheblich abfällt,
aber dann von der Rangfolge und dem Wert her
eine Verbesserung aufweist, wenn vergleichsfä-
hige, überarbeitete Daten genutzt werden kön-
nen, um den HDI für vergangene Jahre zu
rekonstruieren.

Aus den genannten Gründen sollten HDI-
Trendanalysen nicht auf Datenmaterial ge-
stützt werden, das aus unterschiedlichen Aus-
gaben des Berichts stammt. Indikatorentabelle
2 liefert die aktuellsten HDI-Trenddaten, die
auf in sich schlüssigen Daten und einer durch-
gängigen Methodik beruhen. Die HDI-Werte
und -Rangfolgen, die für das Jahr 2003 (das
Bezugsjahr des HDI im Bericht über die mensch-
liche Entwicklung 2005) auf der Grundlage der
für den HDI des diesjährigen Berichts ver-
wendeten Datenquellen neu berechnet wurden,
können unter http://hdr.undp.org/statistics
abgerufen werden.

HDI für Länder mit hoher 
menschlicher Entwicklung
Der HDI in diesem Bericht ist darauf aus-
gelegt, dass er einen Vergleich der Errungen-
schaften der einzelnen Länder auf allen Ebe-
nen der menschlichen Entwicklung ermög-
licht. Daher sind die gewählten Indikatoren
nicht unbedingt diejenigen, die am besten 
zwischen reichen Ländern differenzieren. Bei
den gegenwärtig für diesen Index genutzten
Indikatoren liegen die Länder mit dem höchs-
ten HDI nur um Nuancen auseinander. Des-
halb gibt die oberste Rangfolge des HDI nur
ganz minimale Unterschiede in den ihr
zugrunde liegenden Indikatoren wieder. Bei
diesen Ländern mit hohem Einkommen kann
ein alternativer Index – der Index für mensch-
liche Armut (dargelegt in Indikatorentabelle
4) – das Ausmaß menschlicher Entbehrungen,
dem einzelne Bevölkerungsgruppen auch in
diesen Ländern weiterhin ausgesetzt sind, 
besser zum Ausdruck bringen und so mit-
helfen, den Blick der zuständigen Politiker 
zu schärfen.

Auf den Nutzen und die Grenzen des HDI
und der Indikatoren, aus denen er sich zusam-
mensetzt, wird in http://hdr.undp.org/statis-
tics ausführlicher eingegangen.

ge Datensatz zur Kaufkraftparität etliche Defi-
zite auf: Er erzielt keine flächendeckende Erfas-
sung, liefert nicht ausreichend aktuelle Daten
und variiert stark bei der Qualität der Resulta-
te aus unterschiedlichen Regionen und Län-
dern. Die Bedeutung der Kaufkraftparitäten für
die wirtschaftliche Analyse unterstreicht den
Verbesserungsbedarf bei den PPP-Daten. Es
wurde bereits eine neue Millennium-Runde des
ICP eingeläutet, die verspricht, sehr viel
brauchbarere PPP-Daten für wirtschaftspoli-
tische Analysen zu liefern, einschließlich ei-
ner internationalen Einschätzung der Armut. 
Einzelheiten zum ICP und zur PPP-Metho-
dik können auf der ICP-Webseite unter
www.worldbank.org/data/icp abgerufen wer-
den.

Zeitübergreifende Vergleiche und
Vergleich zwischen verschiedenen 
Ausgaben dieses Berichts
Der HDI ist ein wichtiges Instrument zur
Beobachtung langfristiger Trends der mensch-
lichen Entwicklung. Um eine länderübergrei-
fende Trendanalyse zu erleichtern, wird der
HDI für den Zeitraum 1975-2004 in Fünfjah-
res-Abständen berechnet. Diese Schätzungen,
die in Tabelle 2 vorgelegt werden, basieren auf
einer durchgängigen Methodik und auf den
vergleichsfähigen Trenddaten, die zum Zeit-
punkt der Erstellung dieses Berichts verfügbar
waren. 

Da internationale Datenorganisationen ih-
re Datenreihen laufend verbessern und dabei
auch historische Daten regelmäßig aktualisie-
ren, weisen die Schwankungen in den HDI-
Werten und -Rangfolgen, die sich Jahr um Jahr
bei den verschiedenen Ausgaben des Berichts
über die menschliche Entwicklung ergeben, eher
darauf hin, dass das Datenmaterial, länderspe-
zifisch und im Verhältnis zu anderen Ländern,
überarbeitet wurde, als dass wirklich Verände-
rungen in einem Land stattgefunden haben.
Hinzu kommt, dass sich gelegentliche Ände-
rungen in der Zahl der erfassten Länder eben-
falls auf die HDI-Einstufung eines Landes aus-
wirken können, selbst wenn eine durchgängige
Berechnungsmethode benutzt wird. Dies kann
dazu führen, dass der HDI eines Landes von
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Tabellen 24 und 25: Neue 
Überlegungen zum Geschlechts-
bezogenen Entwicklungsindex und
zum Maß für geschlechtsspezifische
Ermächtigung 

Im Bericht über die menschliche Entwicklung
von 1995 wurden der Geschlechtsbezogene
Entwicklungsindex (GDI) und das Maß für
geschlechtsspezifische Ermächtigung (GEM)
eingeführt. Seither dienen diese Messinstru-
mente in der Analyse der menschlichen Ent-
wicklung unter geschlechtspezifischen Aspek-
ten und in der politischen Diskussion als Argu-
mentations- und Beobachtungshilfe. Zehn Jah-
re nach ihrer Einführung unternahm das Büro
für den Bericht über die menschliche Entwick-
lung eine Evaluierung dieser Indizes, um Ver-
besserungsmöglichkeiten zu ermitteln und al-
ternative Messinstrumente zur Untersuchung
der Geschlechtergerechtigkeit als Schlüsselas-
pekt der menschlichen Entwicklung zu prüfen.
Dieser Abschnitt fasst die wichtigsten Ergebnis-
se dieses Projekts zusammen und beschreibt
mögliche Änderungen der Indizes. Eine Son-
derausgabe des Journal of Human Development1

veröffentlichte die für das Projekt erstellten
Beiträge sowie das Protokoll eines Workshops,
auf dem sie diskutiert wurden. 

(Fehl)interpretation des GDI
Die Überprüfung kam zu dem Ergebnis, dass
die Indizes häufig falsch interpretiert wurden,
insbesondere der GDI. Der GDI ist kein Maß-
stab für Geschlechterungleichheit. Er ist vielmehr
ein Maßstab für menschliche Entwicklung, der
den Index für menschliche Entwicklung (HDI)
nach Maßgabe der Disparitäten zwischen Frau-
en und Männern in den drei HDI-Dimensio-
nen – langes und gesundes Leben, Wissen sowie
angemessener Lebensstandard (gemessen am
geschätzten Erwerbseinkommen) – herabstuft
(siehe Technische Erläuterung 1). 

Die für die Berechnung des GDI angewand-
te Methode impliziert, dass dieser Wert immer
niedriger sein wird als der HDI-Wert. Aber ein
niedriger GDI-Wert kann zwei Ursachen ha-
ben: unterschiedliche Errungenschaften von
Frauen und Männern oder aber niedrige durch-

schnittliche Errungenschaften in einer der in
diesem Index erfassten Dimensionen trotz
hoher Geschlechtergerechtigkeit. Umgekehrt
kann ein Land trotz ausgeprägter Ungleich-
heit zwischen Männern und Frauen einen rela-
tiv hohen GDI-Wert erreichen, wenn seine
menschliche Entwicklung insgesamt hoch ist.
Als Maß für die Geschlechterungleichheit darf
nicht der GDI allein herangezogen werden,
sondern er muss mit dem HDI verglichen wer-
den, wobei entweder die Differenz zwischen
beiden oder ihr jeweiliger Anteil als Indikator
dienen können. 

Im Allgemeinen sind die Unterschiede zwi-
schen HDI und GDI eher gering. Im Durch-
schnitt liegt der GDI um etwa 0,6 Prozent un-
ter dem HDI. Dies vermittelt den höchst irre-
führenden Eindruck, Disparitäten zwischen
Männern und Frauen seien für die menschliche
Entwicklung weitgehend irrelevant. Der Grund
für dieses Problem liegt darin, dass der Abstand
zwischen den Geschlechtern bei den drei erfass-
ten Dimensionen in der Regel gering ist – und
noch weiter reduziert wird durch die zur GDI-
Berechnung verwendete Formel für die Un-
gleichheitsaversion. Insofern werden starke
Ungleichheiten zwischen Männern und Frau-
en, die mit Lohnniveau, beruflichen Aufstiegs-
chancen und Bildungsqualität zusammenhän-
gen, häufig durch den GDI nicht erfasst. 

Der GEM – ein Maßstab 
für Handlungsfähigkeit
Mit der Einführung des GEM wurde die Ab-
sicht verfolgt, die Fähigkeiten von Frauen und
Männern zur aktiven Teilnahme am wirtschaft-
lichen und politischen Leben und ihre Verfü-
gungsgewalt über wirtschaftliche Ressourcen zu
messen.

Im Gegensatz zum GDI, der auf das Wohl-
ergehen ausgerichtet ist, konzentriert sich der
GEM auf Handlungsfähigkeit. Er misst drei Di-
mensionen auf diesem Gebiet: politische Parti-
zipation und Entscheidungsbefugnis, wirt-
schaftliche Partizipation und Entscheidungsbe-
fugnis, und Verfügungsgewalt über wirtschaftli-
che Ressourcen. Die Berechnung des GEM, die
ebenfalls in der Technischen Erläuterung 1 dar-
gestellt wird, spiegelt die GDI-Berechnung
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aufgeschlüsselte Einkommensangaben nicht
auf breiter Basis zur Verfügung stehen, sind
die geschätzten Erwerbeinkommen für
Männer und Frauen der problematischste
Aspekt bei der gegenwärtigen GDI- und
GEM-Berechnung. Die Einkommensschät-
zung für Männer und Frauen, die das Büro
für den Bericht über die menschliche Ent-
wicklung vornimmt, beruht auf der Lohn-
quote im nichtlandwirtschaftlichen Sektor
und auf der Quote der Erwerbsbevölkerung
nach Geschlecht. Dieser Ansatz hat gravie-
rende Nachteile. Erstens sind die benöti-
gten Daten häufig nicht verfügbar. Zwei-
tens führen Einkommenstransfers inner-
halb der Haushalte häufig dazu, dass Un-
terschiede im Lebensstandard einzelner
Haushaltsmitglieder geringer sind, als auf
Grund der tatsächlichen Einkünfte anzu-
nehmen wäre. Es gibt keine einfachen
Lösungen für diese Probleme, wenn auch
die derzeit laufenden Arbeiten eine Präzisie-
rung der Messung von Geschlechterdispari-
tät erwarten lassen. 

• Erstellung eines GEM mit Einkommens-
anteilen. Der GEM geht vom absoluten
Durchschnittseinkommen eines Landes
aus, was bedeutet, dass nur reiche Länder
einen hohen GEM-Wert erreichen können.
Dieses Problem könnte behoben werden,
wenn nur die relativen Einkommensanteile
von Männern und Frauen berücksichtigt
würden und nicht der Einkommensdurch-
schnitt. 

• Berücksichtigung neuer Indikatoren. Einige
wichtige Dimensionen geschlechtsspezifi-
scher Diskriminierung in der menschlichen
Entwicklung werden von den gegenwärti-
gen Indikatoren nicht erfasst. Ein Beispiel
dafür ist die im Fürsorgebereich geleistete
Arbeit, die weder im GDI noch im GEM
ihren Niederschlag findet, weil ausschließ-
lich Erwerbstätigkeit berücksichtigt wird.
Dies ist ein Bereich, in dem Forscher und
die internationale Statistikgemeinschaft
dazu beitragen könnten, im Laufe der Zeit
eine solidere Datenbasis auf- und auszubau-
en. Eine weitere wichtige Lücke in den In-
dizes ist die Gewalt gegen Frauen. Zwar

wider. Zur Berechnung der ersten beiden Kom-
ponenten wird das Verhältnis von weiblicher zu
männlicher Partizipation verwendet, wobei die
jeweiligen Anteile nach Maßgabe der Ungleich-
heitsaversion herabgestuft werden. Die Kom-
ponente des Erwerbseinkommens umfasst da-
gegen um Ungleichheitsfaktoren bereinigte
Einkommen.

Dies hat Auswirkungen auf die Interpretati-
on des Indexes. Ein armes Land kann keinen
hohen GEM-Wert erreichen, selbst wenn die
Erwerbseinkommen gleichmäßig verteilt sind.
Andererseits gibt es zwei Gründe, aus denen ein
reiches Land einen guten GEM-Wert erzielen
kann: entweder wegen einer geringen Ge-
schlechterdisparität in den drei Dimensionen
oder wegen seines Reichtums (der seinen GEM-
Wert auf Grund der Einkommenskomponente
anhebt).

Bei der GDI- und GEM-Überprüfung
aufgetretene Fragen
Bei der Überprüfung des GDI und des GEM
wurde ein breites Spektrum analytischer und
methodischer Fragen behandelt. Hier die wich-
tigsten Messprobleme und vorgeschlagenen
Lösungen: 
• Verbesserung der Darstellung und Erläute-

rung des GDI und des GEM. Das Verständ-
nis der hier aufgezeigten konzeptionellen
und empirischen Probleme wird es den
Lesern erleichtern, die beiden Indizes sinn-
voller zu nutzen. Künftige Berichte über die
menschliche Entwicklung werden den GDI
und den GEM weiter präzisieren und klä-
ren. 

• Schaffung eines gesonderten HDI für Männer
und für Frauen an Stelle des GDI. Ein 
einsichtigerer Weg zur Darstellung ge-
schlechtsspezifischer Unterschiede in den
Indikatoren für die menschliche Entwick-
lung wäre die Schaffung eines gesonderten
HDI für Männer und für Frauen. Die Un-
terschiede zwischen diesen beiden Indizes
wären sicher leichter zu interpretieren als
der GDI. 

• Überwindung der mit dem Erwerbseinkom-
men von Männern und Frauen zusammen-
hängenden Probleme. Da nach Geschlecht
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haben sich die Daten über Gewalt in den
letzten Jahren erheblich verbessert, aber län-
derübergreifende Vergleiche und Trend-
messungen über längere Zeiträume werfen
immer noch ernsthafte Probleme auf. Da
zuverlässige Daten nach wie vor nur für eine
kleine Zahl von Ländern zur Verfügung ste-
hen, ist es noch nicht möglich, einen Indi-
kator für geschlechtsspezifische Gewalt auf-
zunehmen. Der Bericht über die menschliche
Entwicklung wird jedoch zu weiteren Fort-
schritten bei diesen Daten ermuntern und
sie beobachten.

Sowohl der GDI als auch der GEM haben
der öffentlichen Debatte über die Geschlech-
tergerechtigkeit neue Impulse verliehen. Der
Bericht über die menschliche Entwicklung setzt
sich für die Fortführung dieser Debatte ein. Die
hier dargestellten Probleme, die sich bei der
Überprüfung des GDI und des GEM ergaben,
werden in künftigen Berichten unter Berück-
sichtigung der Forschungsentwicklung wieder
aufgegriffen werden. 

Endnote
1 Journal of Human Development 7 (2).
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HDI rank a

Human
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value

Life
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at birth
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Adult
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rate b

(% ages 15 
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index GDP index
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(PPP US$)
rank minus
HDI rank d2004 2004 2004 2004 c 2004

Monitoring human development: enlarging people’s choices . . .

T
A

B
L
E1

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

1 Norway 0.965 79.6 .. e 100 f 38,454 0.91 0.99 0.99 3

2 Iceland 0.960 80.9 .. e 96 g 33,051 0.93 0.98 0.97 3

3 Australia 0.957 80.5 .. e 113 f 30,331 0.92 0.99 0.95 11

4 Ireland 0.956 77.9 .. e 99 38,827 0.88 0.99 1.00 –1

5 Sweden 0.951 80.3 .. e 96 29,541 0.92 0.98 0.95 11

6 Canada 0.950 80.2 .. e 93 g, h 31,263 0.92 0.97 0.96 4

7 Japan 0.949 82.2 .. e 85 29,251 0.95 0.94 0.95 11

8 United States 0.948 77.5 .. e 93 39,676 0.88 0.97 1.00 –6

9 Switzerland 0.947 80.7 .. e 86 33,040 0.93 0.95 0.97 –3

10 Netherlands 0.947 78.5 .. e 98 31,789 0.89 0.99 0.96 –1

11 Finland 0.947 78.7 .. e 100 f 29,951 0.89 0.99 0.95 4

12 Luxembourg 0.945 78.6 .. e 85 h, i 69,961 j 0.89 0.94 1.00 –11

13 Belgium 0.945 79.1 .. e 95 31,096 0.90 0.98 0.96 –2

14 Austria 0.944 79.2 .. e 91 32,276 0.90 0.96 0.96 –7

15 Denmark 0.943 77.3 .. e 101 f 31,914 0.87 0.99 0.96 –7

16 France 0.942 79.6 .. e 93 29,300 0.91 0.97 0.95 1

17 Italy 0.940 80.2 98.4 e 89 28,180 0.92 0.96 0.94 3

18 United Kingdom 0.940 78.5 .. e 93 g 30,821 0.89 0.97 0.96 –5

19 Spain 0.938 79.7 98.0 e, k 96 25,047 0.91 0.98 0.92 3

20 New Zealand 0.936 79.3 .. e 100 f 23,413 0.90 0.99 0.91 5

21 Germany 0.932 78.9 .. e 89 g 28,303 0.90 0.96 0.94 –2

22 Hong Kong, China (SAR) 0.927 81.8 .. l 77 30,822 0.95 0.88 0.96 –10

23 Israel 0.927 80.0 97.1 90 24,382 0.92 0.95 0.92 0

24 Greece 0.921 78.3 96.0 e 93 22,205 0.89 0.97 0.90 3

25 Singapore 0.916 78.9 92.5 87 m 28,077 0.90 0.91 0.94 –4

26 Korea, Rep. of 0.912 77.3 98.0 e, k 95 20,499 0.87 0.98 0.89 5

27 Slovenia 0.910 76.6 .. e, l 95 20,939 0.86 0.98 0.89 1

28 Portugal 0.904 77.5 92.0 e, k 89 19,629 0.87 0.96 0.88 5

29 Cyprus 0.903 78.7 96.8 79 g 22,805 0.90 0.91 0.91 –3

30 Czech Republic 0.885 75.7 .. e 81 19,408 0.85 0.93 0.88 4

31 Barbados 0.879 75.3 .. e, h, l 89 h 15,720 h, n 0.84 0.96 0.84 10

32 Malta 0.875 78.6 87.9 o 81 18,879 0.89 0.86 0.87 5

33 Kuwait 0.871 77.1 93.3 73 g 19,384 p 0.87 0.87 0.88 2

34 Brunei Darussalam 0.871 76.6 92.7 77 g 19,210 h, q 0.86 0.88 0.88 2

35 Hungary 0.869 73.0 .. e, l 87 16,814 0.80 0.95 0.86 4

36 Argentina 0.863 74.6 97.2 89 h 13,298 0.83 0.95 0.82 10

37 Poland 0.862 74.6 .. e, l 86 12,974 0.83 0.95 0.81 11

38 Chile 0.859 78.1 95.7 81 10,874 0.89 0.91 0.78 18

39 Bahrain 0.859 74.5 86.5 85 g 20,758 0.82 0.86 0.89 –10

40 Estonia 0.858 71.6 99.8 e 92 14,555 0.78 0.97 0.83 4

41 Lithuania 0.857 72.5 99.6 e 92 13,107 0.79 0.97 0.81 6

42 Slovakia 0.856 74.3 100.0 e, k 77 14,623 0.82 0.92 0.83 1

43 Uruguay 0.851 75.6 .. l 89 g, h 9,421 0.84 0.95 0.76 19

44 Croatia 0.846 75.2 98.1 73 h 12,191 0.84 0.90 0.80 7

45 Latvia 0.845 71.8 99.7 e 90 11,653 0.78 0.96 0.79 9

46 Qatar 0.844 73.0 89.0 76 19,844 h, r 0.80 0.85 0.88 –14

47 Seychelles 0.842 72.7 h, m 91.8 80 g 16,652 0.80 0.88 0.85 –7

48 Costa Rica 0.841 78.3 94.9 72 9,481 p 0.89 0.87 0.76 13

49 United Arab Emirates 0.839 78.3 .. l 60 g, h 24,056 p 0.89 0.71 0.92 –25

50 Cuba 0.826 77.6 99.8 e 80 h .. s 0.88 0.93 0.67 43

51 Saint Kitts and Nevis 0.825 70.0 h, m, t 97.8 m 80 g 12,702 h 0.75 0.92 0.81 –2

52 Bahamas 0.825 70.2 .. l 66 g 17,843 h 0.75 0.86 0.87 –14

53 Mexico 0.821 75.3 91.0 75 9,803 0.84 0.86 0.77 7

Human development index
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Human development indexTA
B
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54 Bulgaria 0.816 72.4 98.2 81 8,078 0.79 0.92 0.73 12

55 Tonga 0.815 72.4 98.9 o 80 g 7,870 p 0.79 0.93 0.73 13

56 Oman 0.810 74.3 81.4 68 g 15,259 0.82 0.77 0.84 –14

57 Trinidad and Tobago 0.809 69.8 .. l 67 g 12,182 0.75 0.88 0.80 –5

58 Panama 0.809 75.0 91.9 80 7,278 0.83 0.88 0.72 18

59 Antigua and Barbuda 0.808 73.9 h, m, t 85.8 h, u 69 h, m 12,586 0.82 0.80 0.81 –9

60 Romania 0.805 71.5 97.3 75 8,480 0.78 0.90 0.74 3

61 Malaysia 0.805 73.4 88.7 73 h 10,276 0.81 0.84 0.77 –4

62 Bosnia and Herzegovina 0.800 74.3 96.7 67 h, v 7,032 0.82 0.87 0.71 16

63 Mauritius 0.800 72.4 84.4 74 g 12,027 0.79 0.81 0.80 –10

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT

64 Libyan Arab Jamahiriya 0.798 73.8 .. l 94 g, h 7,570 h, w 0.81 0.86 0.72 7

65 Russian Federation 0.797 65.2 99.4 e 88 g 9,902 0.67 0.95 0.77 –6

66 Macedonia, TFYR 0.796 73.9 96.1 70 6,610 0.82 0.87 0.70 16

67 Belarus 0.794 68.2 99.6 e, o 88 6,970 0.72 0.95 0.71 12

68 Dominica 0.793 75.6 h, u 88.0 h, u 83 g 5,643 0.84 0.86 0.67 27

69 Brazil 0.792 70.8 88.6 86 h 8,195 0.76 0.88 0.74 –5

70 Colombia 0.790 72.6 92.8 73 7,256 p 0.79 0.86 0.72 7

71 Saint Lucia 0.790 72.6 94.8 h, u 76 6,324 0.79 0.89 0.69 16

72 Venezuela, RB 0.784 73.0 93.0 74 g, h 6,043 0.80 0.87 0.68 17

73 Albania 0.784 73.9 98.7 68 h 4,978 0.82 0.88 0.65 26

74 Thailand 0.784 70.3 92.6 74 8,090 0.75 0.86 0.73 –9

75 Samoa (Western) 0.778 70.5 .. l 74 g 5,613 0.76 0.90 0.67 22

76 Saudi Arabia 0.777 72.0 79.4 59 13,825 p 0.78 0.72 0.82 –31

77 Ukraine 0.774 66.1 99.4 e 85 6,394 0.69 0.94 0.69 9

78 Lebanon 0.774 72.2 .. l 84 5,837 0.79 0.86 0.68 13

79 Kazakhstan 0.774 63.4 99.5 e, o 91 7,440 0.64 0.96 0.72 –5

80 Armenia 0.768 71.6 99.4 e 74 4,101 0.78 0.91 0.62 32

81 China 0.768 71.9 90.9 70 5,896 x 0.78 0.84 0.68 9

82 Peru 0.767 70.2 87.7 86 g 5,678 0.75 0.87 0.67 12

83 Ecuador 0.765 74.5 91.0 .. y 3,963 0.82 0.86 0.61 30

84 Philippines 0.763 70.7 92.6 82 4,614 0.76 0.89 0.64 19

85 Grenada 0.762 65.3 h, u 96.0 u 73 g 8,021 0.67 0.88 0.73 –18

86 Jordan 0.760 71.6 89.9 79 4,688 0.78 0.86 0.64 16

87 Tunisia 0.760 73.5 74.3 75 7,768 0.81 0.75 0.73 –18

88 Saint Vincent and the Grenadines 0.759 71.3 88.1 u 68 6,398 0.77 0.81 0.69 –3

89 Suriname 0.759 69.3 89.6 72 g, h .. p, z 0.74 0.84 0.70 –5

90 Fiji 0.758 68.0 .. l 75 g 6,066 0.72 0.87 0.69 –2

91 Paraguay 0.757 71.2 .. l 70 g, h 4,813 p 0.77 0.86 0.65 9

92 Turkey 0.757 68.9 87.4 69 7,753 0.73 0.81 0.73 –22

93 Sri Lanka 0.755 74.3 90.7 63 g 4,390 0.82 0.81 0.63 13

94 Dominican Republic 0.751 67.5 87.0 74 g 7,449 p 0.71 0.83 0.72 –21

95 Belize 0.751 71.8 75.1 h, u 81 6,747 0.78 0.77 0.70 –15

96 Iran, Islamic Rep. of 0.746 70.7 77.0 72 g 7,525 0.76 0.75 0.72 –24

97 Georgia 0.743 70.6 100.0 e, k, aa 75 2,844 0.76 0.91 0.56 23

98 Maldives 0.739 67.0 96.3 69 g .. h, p, z 0.70 0.87 0.65 3

99 Azerbaijan 0.736 67.0 98.8 o 68 4,153 0.70 0.89 0.62 12

100 Occupied Palestinian Territories 0.736 72.7 92.4 81 g .. ab 0.80 0.89 0.53 26

101 El Salvador 0.729 71.1 .. l 70 g 5,041 p 0.77 0.76 0.65 –3

102 Algeria 0.728 71.4 69.9 73 6,603 p 0.77 0.71 0.70 –19

103 Guyana 0.725 63.6 96.5 h, u 76 h 4,439 p 0.64 0.90 0.63 2

104 Jamaica 0.724 70.7 79.9 o 77 g 4,163 0.76 0.79 0.62 6

105 Turkmenistan 0.724 62.5 98.8 o .. y 4,584 h 0.63 0.91 0.64 –1

106 Cape Verde 0.722 70.7 .. l 67 5,727 p 0.76 0.73 0.68 –14
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rank minus
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107 Syrian Arab Republic 0.716 73.6 79.6 63 g 3,610 0.81 0.74 0.60 8

108 Indonesia 0.711 67.2 90.4 68 3,609 0.70 0.83 0.60 8

109 Viet Nam 0.709 70.8 90.3 o 63 g 2,745 0.76 0.81 0.55 12

110 Kyrgyzstan 0.705 67.1 98.7 o 78 1,935 0.70 0.92 0.49 32

111 Egypt 0.702 70.2 71.4 76 g 4,211 0.75 0.73 0.62 –2

112 Nicaragua 0.698 70.0 76.7 70 g 3,634 p 0.75 0.75 0.60 2

113 Uzbekistan 0.696 66.6 .. e, l 74 g 1,869 0.69 0.91 0.49 32

114 Moldova, Rep. of 0.694 68.1 98.4 70 g 1,729 0.72 0.89 0.48 33

115 Bolivia 0.692 64.4 86.7 87 g 2,720 0.66 0.87 0.55 7

116 Mongolia 0.691 64.5 97.8 77 2,056 0.66 0.91 0.50 18

117 Honduras 0.683 68.1 80.0 71 g 2,876 p 0.72 0.77 0.56 2

118 Guatemala 0.673 67.6 69.1 66 g 4,313 p 0.71 0.68 0.63 –11

119 Vanuatu 0.670 68.9 74.0 o 64 g 3,051 p 0.73 0.71 0.57 –1

120 Equatorial Guinea 0.653 42.8 87.0 58 g, h 20,510 h, p 0.30 0.77 0.89 –90

121 South Africa 0.653 47.0 82.4 o 77 h 11,192 p 0.37 0.80 0.79 –66

122 Tajikistan 0.652 63.7 99.5 e 71 1,202 0.65 0.90 0.41 34

123 Morocco 0.640 70.0 52.3 58 4,309 0.75 0.54 0.63 –15

124 Gabon 0.633 54.0 71.0 k 72 g, h 6,623 0.48 0.71 0.70 –43

125 Namibia 0.626 47.2 85.0 67 h 7,418 p 0.37 0.79 0.72 –50

126 India 0.611 63.6 61.0 62 g 3,139 p 0.64 0.61 0.58 –9

127 São Tomé and Principe 0.607 63.2 83.1 h, m 63 1,231 h, r 0.64 0.76 0.42 28

128 Solomon Islands 0.592 62.6 76.6 h, m 47 g, h 1,814 p 0.63 0.67 0.48 18

129 Cambodia 0.583 56.5 73.6 60 h 2,423 p 0.52 0.69 0.53 –4

130 Myanmar 0.581 60.5 89.9 49 g 1,027 h, w 0.59 0.76 0.39 33

131 Botswana 0.570 34.9 81.2 71 g 9,945 0.16 0.78 0.77 –73

132 Comoros 0.556 63.7 .. l 46 g 1,943 p 0.64 0.53 0.50 8

133 Lao People’s Dem. Rep. 0.553 55.1 68.7 61 1,954 0.50 0.66 0.50 5

134 Pakistan 0.539 63.4 49.9 38 2,225 0.64 0.46 0.52 –6

135 Bhutan 0.538 63.4 47.0 k .. y 1,969 h, r 0.64 0.48 0.50 2

136 Ghana 0.532 57.0 57.9 47 g 2,240 p 0.53 0.54 0.52 –9

137 Bangladesh 0.530 63.3 .. l 57 h 1,870 0.64 0.46 0.49 7

138 Nepal 0.527 62.1 48.6 57 h 1,490 0.62 0.51 0.45 13

139 Papua New Guinea 0.523 55.7 57.3 41 g, h 2,543 p 0.51 0.52 0.54 –15

140 Congo 0.520 52.3 .. l 52 g 978 0.46 0.72 0.38 25

141 Sudan ac 0.516 56.5 60.9 37 g 1,949 p 0.53 0.53 0.50 –2

142 Timor-Leste 0.512 56.0 58.6 h, m 72 g, h .. ad 0.52 0.63 0.39 20

143 Madagascar 0.509 55.6 70.7 57 g 857 0.51 0.66 0.36 26

144 Cameroon 0.506 45.7 67.9 62 g 2,174 0.34 0.66 0.51 –13

145 Uganda 0.502 48.4 66.8 66 1,478 p 0.39 0.67 0.45 7

146 Swaziland 0.500 31.3 79.6 58 g, h 5,638 0.10 0.72 0.67 –50

LOW HUMAN DEVELOPMENT

147 Togo 0.495 54.5 53.2 55 g 1,536 p 0.49 0.54 0.46 3

148 Djibouti 0.494 52.9 .. l 24 1,993 p 0.47 0.52 0.50 –13

149 Lesotho 0.494 35.2 82.2 66 g 2,619 p 0.17 0.77 0.54 –26

150 Yemen 0.492 61.1 .. l 55 g 879 0.60 0.51 0.36 18

151 Zimbabwe 0.491 36.6 .. l 52 g, h 2,065 0.19 0.77 0.51 –18

152 Kenya 0.491 47.5 73.6 60 g 1,140 0.37 0.69 0.41 7

153 Mauritania 0.486 53.1 51.2 46 1,940 p 0.47 0.49 0.49 –12

154 Haiti 0.482 52.0 .. l .. y 1,892 h, p 0.45 0.50 0.49 –11

155 Gambia 0.479 56.1 .. l 50 g 1,991 p 0.52 0.42 0.50 –19

156 Senegal 0.460 56.0 39.3 38 g 1,713 0.52 0.39 0.47 –8

157 Eritrea 0.454 54.3 .. l 35 977 p 0.49 0.50 0.38 9

158 Rwanda 0.450 44.2 64.9 52 1,263 p 0.32 0.61 0.42 –5

159 Nigeria 0.448 43.4 .. l 55 g 1,154 0.31 0.63 0.41 –1
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index
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rank minus
HDI rank d

2004 2004 2004 2004 c 2004

Human development indexTA
B

L
E1

NOTES
a The HDI rank is determined using HDI values to the 

sixth decimal point. 

b Data refer to national literacy estimates from 

censuses or surveys conducted between 2000 

and 2005, unless otherwise specified. Due to 

differences in methodology and timeliness of 

underlying data, comparisons across countries and 

over time should be made with caution. For more 

details, see www.uis.unesco.org.

c In 2006 the United Nations Educational, Scientific 

and Cultural Organization (UNESCO) Institute for 

Statistics changed its convention for citing the 

reference year of education data to the calendar 

year in which the academic or financial year 

ends—from 2003/04, for example, to 2004. 

Data for some countries may refer to national or 

UNESCO Institute for Statistics estimates.

d A positive figure indicates that the HDI rank is 

higher than the GDP per capita (PPP US$) rank, a 

negative the opposite.

e For purposes of calculating the HDI, a value of 

99.0% was applied.

f For purposes of calculating the HDI, a value of 

100% was applied.

g Preliminary national or UNESCO Institute for 

Statistics estimate, subject to further revision.

h Data refer to a year other than that specified.

i Statec 2006. Data refer to nationals enrolled both 

in the country and abroad and thus differ from the 

standard definition.

j For purposes of calculating the HDI, a value of 

$40,000 (PPP US$) was applied.

k UNICEF 2004.

l In the absence of recent data, estimates from 

UNESCO Institute for Statistics 2003, based on 

outdated census or survey information, were 

used and should be interpreted with caution: 

Bahamas 95, Bangladesh 41, Barbados 100, 

Cape Verde 76, Comoros 56, Congo 83, Djibouti 

65, El Salvador 80, Eritrea 57, Ethiopia 42, Fiji 

93, Gambia 38, Guinea-Bissau 40, Haiti 52, Hong 

Kong, China (SAR) 94, Hungary 99, Lebanon 

86, Libyan Arab Jamahiriya 82, Mozambique 

46, Nigeria 67, Paraguay 93, Poland 99, Samoa 

(Western) 99, Slovenia 99, Trinidad and Tobago 

98, United Arab Emirates 77, Uruguay 98, 

Uzbekistan 99, Yemen 49 and Zimbabwe 90.

m Data are from national sources.

n World Bank 2005.

o Data refer to the most recent year available 

between 1995 and 1999.

p Estimate is based on regression.

q World Bank 2003.

r Heston, Summers and Aten 2002. Data differ from 

the standard definition.

s Efforts to produce a more accurate and recent 

estimate are ongoing (see Readers guide and notes 
to tables ). A preliminary estimate of $5,700 (PPP 

US$) was used.

t Data are from the Secretariat of the Organization of 

Eastern Caribbean States, based on national sources.

u Data are from the Secretariat of the Caribbean 

Community, based on national sources.

v UNDP 2005a. 

w Heston, Summers and Aten 2001. Data differ from 

the standard definition.

x Estimate is based on a bilateral comparison of 

China and the United States (Ruoen and Kai 1995).

y Because the combined gross enrolment ratio was 

unavailable, the following Human Development 

Report Office estimates were used: Bhutan 49, 

Ecuador 75, Haiti 48 and Turkmenistan 75.

z In the absence of an official estimate of GDP per 

capita (PPP US$), the following preliminary World 

Bank estimates, subject to further revision, were 

used: Maldives $4,798 and Suriname $6,552.

aa Data refer to a year or period other than that 

specified, differ from the standard definition or 

refer to only part of a country.

ab In the absence of an estimate of GDP per capita 

(PPP US$), the Human Development Report 

Office estimate of $2,331 was used, derived from 

the value of GDP in US dollars and the weighted 

average ratio of PPP US dollars to US dollars in the 

Arab States.

ac Estimates are based primarily on information for 

Northern Sudan. 

ad A national estimate of $1,033 (PPP US$) was used.

SOURCES
Column 1: calculated on the basis of data in columns 

6–8; see Technical note 1 for details.

Column 2: UN 2005a, unless otherwise specified.

Column 3: UNESCO Institute for Statistics 2006a, 

unless otherwise specified.

Column 4: UNESCO Institute for Statistics 2006c, 

unless otherwise specified.

Column 5: World Bank 2006, unless otherwise 

specified; aggregates calculated for the Human 

Development Report Office by the World Bank. 

Column 6: calculated on the basis of data in column 2.

Column 7: calculated on the basis of data in columns 

3 and 4.

Column 8: calculated on the basis of data in column 5. 

Column 9: calculated on the basis of data in columns 

1 and 5.

160 Guinea 0.445 53.9 29.5 42 2,180 0.48 0.34 0.51 –30

161 Angola 0.439 41.0 67.4 26 g, h 2,180 p 0.27 0.53 0.51 –32

162 Tanzania, U. Rep. of 0.430 45.9 69.4 48 g 674 0.35 0.62 0.32 13

163 Benin 0.428 54.3 34.7 49 g 1,091 0.49 0.40 0.40 –2

164 Côte d’Ivoire 0.421 45.9 48.7 40 g, h 1,551 0.35 0.46 0.46 –15

165 Zambia 0.407 37.7 68.0 o 54 g 943 0.21 0.63 0.37 2

166 Malawi 0.400 39.8 64.1 o 64 g 646 0.25 0.64 0.31 10

167 Congo, Dem. Rep. of the 0.391 43.5 67.2 27 g, h 705 p 0.31 0.54 0.33 6

168 Mozambique 0.390 41.6 .. l 49 1,237 p 0.28 0.47 0.42 –14

169 Burundi 0.384 44.0 59.3 36 677 p 0.32 0.52 0.32 5

170 Ethiopia 0.371 47.8 .. l 36 756 p 0.38 0.40 0.34 1

171 Chad 0.368 43.7 25.7 35 g 2,090 p 0.31 0.29 0.51 –39

172 Central African Republic 0.353 39.1 48.6 30 g, h 1,094 p 0.24 0.42 0.40 –12

173 Guinea-Bissau 0.349 44.8 .. l 37 g, h 722 p 0.33 0.39 0.33 –1

174 Burkina Faso 0.342 47.9 21.8 26 g 1,169 p 0.38 0.23 0.41 –17

175 Mali 0.338 48.1 19.0 o 35 998 0.39 0.24 0.38 –11

176 Sierra Leone 0.335 41.0 35.1 65 g 561 0.27 0.45 0.29 1

177 Niger 0.311 44.6 28.7 21 779 p` 0.33 0.26 0.34 –7

Developing countries 0.679 65.2 78.9 63 4,775 0.67 0.72 0.65 ..

Least developed countries 0.464 52.4 63.7 45 1,350 0.46 0.50 0.43 ..

Arab States 0.680 67.3 69.9 62 5,680 0.71 0.66 0.67 ..

East Asia and the Pacific 0.760 70.8 90.7 69 5,872 0.76 0.84 0.68 ..

Latin America and the Caribbean 0.795 72.2 90.2 81 7,964 0.79 0.87 0.73 ..

South Asia 0.599 63.7 60.9 56 3,072 0.64 0.58 0.57 ..

Sub-Saharan Africa 0.472 46.1 63.3 50 1,946 0.35 0.57 0.50 ..

Central and Eastern Europe and the CIS 0.802 68.2 99.2 83 8,802 0.72 0.94 0.75 ..

OECD 0.923 77.8 .. 89 27,571 0.88 0.95 0.94 ..

High-income OECD 0.946 79.0 .. 95 32,003 0.90 0.98 0.96 ..

High human development 0.923 78.0 .. 91 26,568 0.88 0.95 0.93 ..

Medium human development 0.701 67.3 80.5 66 4,901 0.71 0.75 0.65 ..

Low human development 0.427 45.8 57.9 46 1,113 0.35 0.53 0.40 ..

High income 0.942 78.8 .. 94 31,331 0.90 0.97 0.96 ..

Middle income 0.768 70.3 89.9 73 6,756 0.76 0.84 0.70 ..

Low income 0.556 58.7 62.3 54 2,297 0.56 0.58 0.52 ..

World 0.741 67.3 .. 67 8,833 0.71 0.77 0.75 ..



BERICHT ÜBER DIE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG 2006 353

H
um

an developm
ent indicators

Human development index components MDG
Population

with sustain-
able access to
an improved
water source

(%)

Life
expectancy

at birth
(years)

Adult
literacy

rate
(% ages 
15 and 
older)

Combined gross
enrolment ratio

for primary,
secondary and
tertiary schools

(%)

GDP per
capita
(PPP 
US$)

Total
population
(thousands)

Total
fertility

rate
(births per 
woman)

MDG
Under-five
mortality

rate
(per 1,000 
live births)

MDG
Net

primary
enrolment

ratio
(%)

HIV
prevalence a

(% ages 
15–49)

MDG
Population

under-
nourished
(% of total 
population)

2000–05 b 2004 c 2004 d 2004 2004 2000–05 b 2004 2004 d 2005 2001/03 e 2004

Monitoring human development: enlarging people’s choices . . .
T
A

B
L
E1a Basic indicators for other UN member countries

Afghanistan 46.0 28.1 45.3 .. 28,574 7.5 257 .. <0.1 [<0.2] .. 39

Andorra .. .. 66.9 .. 67 .. 7 89 f .. .. 100

Iraq 58.8 74.1 59.7 .. 28,057 4.8 125 88 [<0.2] .. 81

Kiribati .. .. 77.2 .. 97 .. 65 97 f, g .. 6 65

Korea, Dem. Rep. 63.0 .. .. .. 22,384 2.0 55 .. [<0.2] 35 100

Liberia 42.5 .. 57.4 .. 3,241 6.8 235 66 h [2.0–5.0] 49 61

Liechtenstein .. .. 69.3 .. 34 .. 5 88 i .. .. ..

Marshall Islands .. .. .. .. 60 .. 59 90 f .. .. 87

Micronesia, Fed. Sts. 67.6 .. .. .. 110 4.4 23 .. .. .. 94

Monaco .. .. .. .. 35 .. 5 .. .. .. 100

Montenegro j 73.2 96.4 k 74.5 .. .. l 1.7 15 96 i, m 0.2 [0.1–0.3] 10 93

Nauru .. .. 50.6 .. 13 .. 30 .. .. .. ..

Palau .. .. 94.6 .. 20 .. 27 96 f, h .. .. 85

San Marino .. .. .. .. 28 .. 4 .. .. .. ..

Serbia j 73.2 96.4 k 74.5 .. .. l 1.7 15 96 i, m 0.2 [0.1–0.3] 10 93

Somalia 46.2 .. .. .. 7,964 6.4 225 .. 0.9 [0.5–1.6] .. 29

Tuvalu .. .. 69.2 .. 10 .. 51 .. .. .. 100

NOTES
a Data refer to point and range estimates based on 

new estimation models developed by the Joint 

United Nations Programme on HIV/AIDS (UNAIDS). 

Range estimates are presented in square brackets.

b Data refer to estimates for the period specified.

c Data refer to national literacy estimates from 

censuses or surveys conducted between 2000 

and 2005. Due to differences in methodology and 

timeliness of underlying data, comparisons across 

countries and over time should be made with caution.

d In 2006 the United Nations Educational, Scientific 

and Cultural Organization (UNESCO) Institute for 

Statistics changed its convention for citing the 

reference year of education data to the calendar 

year in which the academic or financial year 

ends—from 2003/04, for example, to 2004.

e Data refer to the average for the years specified.

f Preliminary UNESCO Institute for Statistics 

estimate, subject to further revision.

g Data refer to the 1999 school year.

h Data refer to the 2000 school year.

i National estimates.

j Data refer to Serbia and Montenegro prior to its 

separation into two independent states in June 

2006.

k Excludes Kosovo and Metohia.

l The combined population for Serbia and 

Montenegro was 10.51 million.

m Data refer to the 2001 school year.

SOURCES
Columns 1, 5 and 6: UN 2005b.

Column 2: UNESCO Institute for Statistics 2006a. 

Columns 3 and 8: UNESCO Institute for Statistics 

2006c.

Column 4: World Bank 2006.

Column 7: UN 2006c, based on data from a joint 

effort by the United Nations Children’s Fund and the 

World Health Organization.

Column 9: UNAIDS 2006.

Column 10: UN 2006c, based on data from the Food 

and Agriculture Organization.

Column 11: UN 2006c, based on a joint effort by the 

United Nations Children’s Fund and the World Health 

Organization.
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HDI rank 1975 1980 1985 1990 1995 2000 2004

Human development index trends

Monitoring human development: enlarging people’s choices . . .

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

1 Norway 0.868 0.888 0.898 0.912 0.936 0.956 0.965

2 Iceland 0.865 0.888 0.897 0.916 0.921 0.945 0.960

3 Australia 0.848 0.866 0.878 0.893 0.933 0.947 0.957

4 Ireland 0.813 0.828 0.848 0.873 0.897 0.932 0.956

5 Sweden 0.868 0.878 0.890 0.901 0.933 0.949 0.951

6 Canada 0.870 0.886 0.909 0.929 0.935 .. 0.950

7 Japan 0.859 0.884 0.897 0.914 0.927 0.939 0.949

8 United States 0.868 0.889 0.902 0.917 0.930 0.940 0.948

9 Switzerland 0.882 0.893 0.900 0.914 0.925 0.941 0.947

10 Netherlands 0.871 0.883 0.898 0.913 0.932 0.944 0.947

11 Finland 0.843 0.864 0.882 0.904 0.917 0.938 0.947

12 Luxembourg 0.843 0.854 0.861 0.887 0.913 0.930 0.945

13 Belgium 0.849 0.867 0.881 0.902 0.932 0.945 0.945

14 Austria 0.846 0.861 0.874 0.897 0.916 0.937 0.944

15 Denmark 0.874 0.883 0.891 0.898 0.913 0.932 0.943

16 France 0.853 0.869 0.884 0.904 0.923 0.935 0.942

17 Italy 0.844 0.859 0.868 0.890 0.908 0.924 0.940

18 United Kingdom 0.851 0.859 0.868 0.889 0.927 0.939 0.940

19 Spain 0.844 0.861 0.875 0.893 0.910 0.927 0.938

20 New Zealand 0.849 0.855 0.868 0.876 0.906 0.925 0.936

21 Germany .. 0.861 0.868 0.887 0.912 .. 0.932

22 Hong Kong, China (SAR) 0.761 0.801 0.829 0.864 0.883 0.917 0.927

23 Israel 0.804 0.829 0.850 0.867 0.890 0.918 0.927

24 Greece 0.839 0.854 0.868 0.876 0.880 0.897 0.921

25 Singapore 0.727 0.763 0.786 0.823 0.862 .. 0.916

26 Korea, Rep. of 0.712 0.746 0.785 0.823 0.860 0.890 0.912

27 Slovenia .. .. .. .. 0.855 0.888 0.910

28 Portugal 0.791 0.807 0.830 0.853 0.883 0.902 0.904

29 Cyprus .. 0.803 0.823 0.846 0.868 0.893 0.903

30 Czech Republic .. .. .. .. 0.850 0.865 0.885

31 Barbados .. .. .. .. .. .. 0.879

32 Malta 0.730 0.766 0.793 0.828 0.855 0.876 0.875

33 Kuwait 0.763 0.778 0.781 .. 0.814 0.841 0.871

34 Brunei Darussalam .. .. .. .. .. .. 0.871

35 Hungary 0.783 0.798 0.811 0.811 0.815 0.845 0.869

36 Argentina 0.787 0.802 0.811 0.813 0.835 0.860 0.863

37 Poland .. .. .. 0.807 0.820 0.848 0.862

38 Chile 0.706 0.741 0.765 0.787 0.818 0.843 0.859

39 Bahrain .. 0.747 0.784 0.812 0.828 0.842 0.859

40 Estonia .. .. .. 0.813 0.793 0.831 0.858

41 Lithuania .. .. .. 0.825 0.789 0.830 0.857

42 Slovakia .. .. .. .. .. .. 0.856

43 Uruguay 0.761 0.781 0.788 0.806 0.819 0.841 0.851

44 Croatia .. .. .. 0.810 0.803 0.828 0.846

45 Latvia .. 0.795 0.809 0.803 0.769 0.815 0.845

46 Qatar .. .. .. .. .. .. 0.844

47 Seychelles .. .. .. .. .. .. 0.842

48 Costa Rica 0.745 0.772 0.776 0.793 0.812 0.832 0.841

49 United Arab Emirates 0.734 0.769 0.786 0.810 0.819 0.833 0.839

50 Cuba .. .. .. .. .. .. 0.826

51 Saint Kitts and Nevis .. .. .. .. .. .. 0.825

52 Bahamas .. 0.811 0.820 0.823 0.812 0.831 0.825

53 Mexico 0.691 0.737 0.757 0.766 0.784 0.811 0.821
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54 Bulgaria .. 0.768 0.788 0.794 0.783 0.797 0.816

55 Tonga .. .. .. .. .. .. 0.815

56 Oman 0.492 0.546 0.639 0.695 0.740 0.776 0.810

57 Trinidad and Tobago 0.751 0.783 0.790 0.793 0.791 0.801 0.809

58 Panama 0.712 0.739 0.750 0.751 0.774 0.797 0.809

59 Antigua and Barbuda .. .. .. .. .. .. 0.808

60 Romania .. .. .. 0.775 0.770 0.778 0.805

61 Malaysia 0.616 0.659 0.696 0.723 0.761 0.791 0.805

62 Bosnia and Herzegovina .. .. .. .. .. .. 0.800

63 Mauritius .. 0.661 0.692 0.726 0.749 0.779 0.800

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT

64 Libyan Arab Jamahiriya .. .. .. .. .. .. 0.798

65 Russian Federation .. .. .. 0.818 0.771 0.785 0.797

66 Macedonia, TFYR .. .. .. .. .. .. 0.796

67 Belarus .. .. .. 0.788 0.753 0.775 0.794

68 Dominica .. .. .. .. .. .. 0.793

69 Brazil 0.647 0.684 0.699 0.720 0.749 0.785 0.792

70 Colombia 0.664 0.693 0.710 0.730 0.754 0.775 0.790

71 Saint Lucia .. .. .. .. .. .. 0.790

72 Venezuela, RB 0.719 0.734 0.742 0.760 0.768 0.774 0.784

73 Albania .. .. 0.693 0.704 0.704 0.738 0.784

74 Thailand 0.615 0.654 0.680 0.717 0.751 0.775 0.784

75 Samoa (Western) .. .. 0.705 0.700 0.742 0.765 0.778

76 Saudi Arabia 0.606 0.661 0.674 0.708 0.742 0.765 0.777

77 Ukraine .. .. .. 0.800 0.748 0.755 0.774

78 Lebanon .. .. .. 0.682 0.729 0.748 0.774

79 Kazakhstan .. .. .. 0.768 0.723 0.736 0.774

80 Armenia .. .. .. 0.738 0.701 0.736 0.768

81 China 0.527 0.560 0.596 0.628 0.685 0.730 0.768

82 Peru 0.645 0.675 0.699 0.708 0.735 0.760 0.767

83 Ecuador 0.632 0.676 0.700 0.716 0.732 .. 0.765

84 Philippines 0.655 0.689 0.695 0.722 0.738 0.759 0.763

85 Grenada .. .. .. .. .. .. 0.762

86 Jordan .. 0.643 0.665 0.685 0.710 0.744 0.760

87 Tunisia 0.516 0.572 0.623 0.659 0.700 0.739 0.760

88 Saint Vincent and the Grenadines .. .. .. .. .. .. 0.759

89 Suriname .. .. .. .. .. .. 0.759

90 Fiji 0.663 0.686 0.701 .. 0.742 0.744 0.758

91 Paraguay 0.671 0.705 0.712 0.721 0.740 0.754 0.757

92 Turkey 0.591 0.614 0.650 0.682 0.713 0.743 0.757

93 Sri Lanka 0.612 0.653 0.684 0.706 0.729 0.747 0.755

94 Dominican Republic 0.622 0.652 0.674 0.682 0.703 0.733 0.751

95 Belize .. 0.709 0.719 0.748 0.770 0.780 0.751

96 Iran, Islamic Rep. of 0.567 0.571 0.612 0.651 0.695 0.723 0.746

97 Georgia .. .. .. .. .. .. 0.743

98 Maldives .. .. .. .. .. .. 0.739

99 Azerbaijan .. .. .. .. .. .. 0.736

100 Occupied Palestinian Territories .. .. .. .. .. .. 0.736

101 El Salvador 0.593 0.589 0.610 0.651 0.690 0.715 0.729

102 Algeria 0.508 0.560 0.611 0.650 0.672 0.701 0.728

103 Guyana 0.679 0.685 0.678 0.684 0.687 0.716 0.725

104 Jamaica 0.687 0.695 0.699 0.719 0.725 0.737 0.724

105 Turkmenistan .. .. .. .. .. .. 0.724

106 Cape Verde .. .. .. 0.628 0.679 0.711 0.722
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107 Syrian Arab Republic 0.543 0.589 0.625 0.646 0.673 0.690 0.716

108 Indonesia 0.469 0.532 0.585 0.626 0.665 0.682 0.711

109 Viet Nam .. .. .. 0.618 0.661 0.696 0.709

110 Kyrgyzstan .. .. .. .. .. .. 0.705

111 Egypt 0.439 0.488 0.541 0.580 0.613 0.654 0.702

112 Nicaragua 0.585 0.595 0.603 0.610 0.642 0.667 0.698

113 Uzbekistan .. .. .. .. 0.681 0.688 0.696

114 Moldova, Rep. of .. .. .. 0.740 0.683 0.679 0.694

115 Bolivia 0.514 0.550 0.582 0.605 0.637 0.675 0.692

116 Mongolia .. .. 0.642 0.646 0.634 0.659 0.691

117 Honduras 0.519 0.570 0.602 0.625 0.642 0.654 0.683

118 Guatemala 0.511 0.546 0.561 0.586 0.617 0.656 0.673

119 Vanuatu .. .. .. .. .. .. 0.670

120 Equatorial Guinea .. .. 0.484 0.501 0.519 0.643 0.653

121 South Africa 0.653 0.673 0.703 0.735 0.741 0.691 0.653

122 Tajikistan .. .. 0.700 0.697 0.631 0.627 0.652

123 Morocco 0.432 0.479 0.517 0.549 0.580 0.610 0.640

124 Gabon .. .. .. .. .. .. 0.633

125 Namibia .. .. .. .. 0.694 0.647 0.626

126 India 0.413 0.439 0.477 0.515 0.548 0.577 0.611

127 São Tomé and Principe .. .. .. .. .. .. 0.607

128 Solomon Islands .. .. .. .. .. .. 0.592

129 Cambodia .. .. .. .. 0.536 0.545 0.583

130 Myanmar .. .. .. .. .. .. 0.581

131 Botswana 0.500 0.575 0.636 0.680 0.660 0.598 0.570

132 Comoros .. 0.483 0.500 0.506 0.521 0.539 0.556

133 Lao People’s Dem. Rep. .. .. 0.425 0.451 0.488 0.523 0.553

134 Pakistan 0.365 0.388 0.420 0.463 0.493 0.511 0.539

135 Bhutan .. .. .. .. .. .. 0.538

136 Ghana 0.438 0.467 0.482 0.511 0.531 0.555 0.532

137 Bangladesh 0.347 0.366 0.391 0.422 0.454 0.510 0.530

138 Nepal 0.299 0.336 0.378 0.425 0.467 0.500 0.527

139 Papua New Guinea 0.424 0.444 0.466 0.481 0.514 0.530 0.523

140 Congo 0.454 0.500 0.541 0.528 0.533 0.502 0.520

141 Sudan 0.350 0.376 0.396 0.427 0.465 0.496 0.516

142 Timor-Leste .. .. .. .. .. .. 0.512

143 Madagascar 0.404 0.440 0.438 0.448 0.459 0.482 0.509

144 Cameroon 0.417 0.464 0.506 0.515 0.495 0.502 0.506

145 Uganda .. .. 0.414 0.411 0.413 0.474 0.502

146 Swaziland 0.529 0.561 0.583 0.622 0.604 0.536 0.500

LOW HUMAN DEVELOPMENT

147 Togo 0.424 0.475 0.472 0.498 0.507 0.504 0.495

148 Djibouti .. .. .. .. 0.479 0.485 0.494

149 Lesotho 0.463 0.511 0.535 0.572 0.573 0.524 0.494

150 Yemen .. .. .. 0.394 0.438 0.467 0.492

151 Zimbabwe 0.548 0.576 0.642 0.639 0.591 0.525 0.491

152 Kenya 0.465 0.513 0.533 0.548 0.525 0.504 0.491

153 Mauritania 0.342 0.365 0.386 0.390 0.425 0.447 0.486

154 Haiti .. 0.451 0.458 0.446 0.451 .. 0.482

155 Gambia 0.286 .. .. .. 0.426 0.459 0.479

156 Senegal 0.313 0.342 0.378 0.405 0.422 0.439 0.460

157 Eritrea .. .. .. .. 0.420 0.441 0.454

158 Rwanda 0.342 0.388 0.401 0.339 0.337 0.426 0.450

159 Nigeria 0.317 0.376 0.387 0.407 0.419 0.433 0.448
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160 Guinea .. .. .. .. .. .. 0.445

161 Angola .. .. .. .. .. .. 0.439

162 Tanzania, U. Rep. of .. .. .. 0.437 0.423 0.420 0.430

163 Benin 0.310 0.341 0.365 0.372 0.397 0.416 0.428

164 Côte d’Ivoire 0.415 0.445 0.449 0.443 0.428 0.427 0.421

165 Zambia 0.470 0.477 0.486 0.464 0.425 0.409 0.407

166 Malawi 0.327 0.357 0.368 0.372 0.414 0.398 0.400

167 Congo, Dem. Rep. of the 0.414 0.423 0.431 0.422 0.392 .. 0.391

168 Mozambique .. 0.302 0.290 0.316 0.330 0.364 0.390

169 Burundi 0.285 0.312 0.344 0.351 0.325 0.344 0.384

170 Ethiopia .. .. 0.293 0.314 0.322 0.349 0.371

171 Chad 0.269 0.272 0.313 0.335 0.344 0.357 0.368

172 Central African Republic 0.345 0.365 0.387 0.384 0.367 .. 0.353

173 Guinea-Bissau 0.255 0.263 0.283 0.313 0.341 0.353 0.349

174 Burkina Faso 0.256 0.277 0.301 0.308 0.312 0.330 0.342

175 Mali 0.232 0.258 0.264 0.285 0.309 0.332 0.338

176 Sierra Leone .. .. .. .. .. .. 0.335

177 Niger 0.234 0.250 0.240 0.246 0.254 0.268 0.311

NOTE
The human development index values in this table 

were calculated using a consistent methodology 

and data series. They are not strictly comparable 

with those in earlier Human Development Reports.
For detailed discussion, see Readers guide and 
notes to tables.

SOURCES
Columns 1–6: calculated on the basis of data on life 

expectancy from UN 2005a; data on adult literacy 

rates from UNESCO Institute for Statistics 2003, 

2006a; data on combined gross enrolment ratios from 

UNESCO Institute for Statistics 1999, 2006c; and 

data on GDP per capita (2000 PPP US$) and GDP per 

capita (PPP US$) from World Bank 2006. 

Column 7: column 1 of indicator table 1.
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Monitoring human development: enlarging people’s choices . . .

T
A

B
L
E3 Human and income poverty: developing countries

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

22 Hong Kong, China (SAR) .. .. 1.5 .. .. .. .. .. .. ..

25 Singapore 7 6.3 1.8 7.5 0 14 e .. .. .. ..

26 Korea, Rep. of .. .. 2.7 2.0 e 8 .. 2.0 <2 .. ..

29 Cyprus .. .. 2.8 3.2 0 .. .. .. .. ..

31 Barbados 5 4.5 6.3 .. f 0 6 e .. .. .. ..

33 Kuwait .. .. 2.5 6.7 .. 10 .. .. .. ..

34 Brunei Darussalam .. .. 2.8 7.3 .. .. .. .. .. ..

36 Argentina 3 4.3 5.0 2.8 4 5 7.0 23.0 .. –16

38 Chile 2 3.7 3.5 4.3 5 1 2.0 9.6 17.0 1

39 Bahrain .. .. 3.8 13.5 .. 9 e .. .. .. ..

43 Uruguay 1 3.3 4.4 .. f 0 5 e 2.0 5.7 .. 0

46 Qatar 13 7.9 4.7 11.0 0 6 e .. .. .. ..

47 Seychelles .. .. .. 8.2 12 6 e .. .. .. ..

48 Costa Rica 4 4.4 3.7 5.1 3 5 2.2 7.5 22.0 –7

49 United Arab Emirates 34 15.9 2.2 .. f 0 14 e .. .. .. ..

50 Cuba 6 4.7 3.2 0.2 9 4 .. .. .. ..

51 Saint Kitts and Nevis .. .. .. .. 0 .. .. .. .. ..

52 Bahamas .. .. 13.4 .. 3 .. .. .. .. ..

53 Mexico 9 7.2 6.0 9.0 3 8 4.4 20.4 20.3 –10

55 Tonga .. .. 5.0 1.1 g 0 .. .. .. .. ..

56 Oman .. .. 3.9 18.6 .. 24 e .. .. .. ..

57 Trinidad and Tobago 17 8.8 11.6 .. f 9 7 e 12.4 39.0 21.0 –12

58 Panama 12 7.9 6.8 8.1 10 7 6.5 17.1 37.3 –9

59 Antigua and Barbuda .. .. .. .. 9 10 e .. .. .. ..

61 Malaysia 15 8.3 4.3 11.3 1 11 2.0 9.3 15.5 h 9

63 Mauritius 24 11.3 5.0 15.6 0 15 e .. .. .. ..

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT

64 Libyan Arab Jamahiriya .. .. 4.2 .. .. 5 e .. .. .. ..

68 Dominica .. .. .. 12.0 h, i 3 5 e .. .. .. ..

69 Brazil 22 10.1 10.3 11.4 10 6 7.5 21.2 22.0 –5

70 Colombia 10 7.6 8.3 7.2 7 7 7.0 17.8 64.0 –12

71 Saint Lucia .. .. 5.9 .. 2 14 e .. .. .. ..

72 Venezuela, RB 16 8.8 8.2 7.0 17 4 8.3 27.6 31.3 h –11

74 Thailand 19 9.3 9.9 7.4 1 19 e 2.0 25.2 13.1 13

75 Samoa (Western) .. .. 6.5 .. 12 .. .. .. .. ..

76 Saudi Arabia .. .. 5.8 20.6 .. 14 .. .. .. ..

78 Lebanon 20 9.6 5.7 .. f 0 3 .. .. .. ..

81 China 26 11.7 6.9 9.1 23 8 16.6 46.7 4.6 –14

82 Peru 25 11.6 10.3 12.3 17 7 12.5 31.8 49.0 –8

83 Ecuador 18 8.9 8.6 9.0 6 12 15.8 37.2 46.0 –17

84 Philippines 31 15.3 7.2 7.4 15 28 15.5 47.5 36.8 –6

85 Grenada .. .. .. 4.0 i 5 .. .. .. .. ..

86 Jordan 11 7.6 6.4 10.1 3 4 2.0 7.0 11.7 6

87 Tunisia 39 17.9 4.7 25.7 7 4 2.0 6.6 7.6 26

88 Saint Vincent and the Grenadines .. .. 6.6 11.9 i .. .. .. .. .. ..

89 Suriname 23 10.3 10.1 10.4 8 13 .. .. .. ..

90 Fiji 45 21.3 7.0 .. f 53 8 e .. .. .. ..

91 Paraguay 14 8.3 8.1 .. f 14 5 16.4 33.2 21.8 –22

92 Turkey 21 9.8 8.9 12.6 4 4 3.4 18.7 27.0 1

93 Sri Lanka 38 17.7 4.3 9.3 21 29 5.6 41.6 25.0 10

94 Dominican Republic 27 11.9 14.1 13.0 5 5 2.5 11.0 28.6 7

95 Belize .. .. 10.6 .. 9 6 e .. .. .. ..

96 Iran, Islamic Rep. of 35 16.4 7.2 23.0 6 11 2.0 7.3 .. 23
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98 Maldives 36 16.9 11.4 3.7 17 30 .. .. .. ..

100 Occupied Palestinian Territories 8 6.5 5.3 7.6 8 4 .. .. .. ..

101 El Salvador 32 15.7 9.9 .. f 16 10 19.0 40.6 48.3 –12

102 Algeria 46 21.5 7.8 30.1 15 10 2.0 15.1 22.6 31

103 Guyana .. .. 18.2 .. 17 14 2.0 .. .. ..

104 Jamaica 30 14.8 11.3 20.1 g 7 4 2.0 13.3 18.7 20

106 Cape Verde 43 18.7 7.6 .. f 20 14 e .. .. .. ..

107 Syrian Arab Republic 29 14.4 4.6 20.4 7 7 .. .. .. ..

108 Indonesia 41 18.5 11.2 9.6 23 28 7.5 52.4 27.1 9

109 Viet Nam 33 15.7 9.4 9.7 g 15 28 .. .. 28.9 ..

111 Egypt 44 20.0 7.8 28.6 2 9 3.1 43.9 16.7 18

112 Nicaragua 40 18.0 10.1 23.3 21 10 45.1 79.9 47.9 –28

115 Bolivia 28 13.9 16.0 13.3 15 8 23.2 42.2 62.7 –20

116 Mongolia 42 18.5 13.3 2.2 38 13 27.0 74.9 35.6 –15

117 Honduras 37 17.2 15.8 20.0 13 17 20.7 44.0 48.0 –11

118 Guatemala 48 22.9 15.9 30.9 5 23 13.5 31.9 56.2 7

119 Vanuatu 49 24.7 8.9 26.0 g 40 20 e .. .. .. ..

120 Equatorial Guinea 69 38.1 47.7 13.0 57 19 .. .. .. ..

121 South Africa 53 30.9 43.3 17.6 g 12 12 10.7 34.1 .. 11

123 Morocco 59 33.4 8.6 47.7 19 9 2.0 14.3 19.0 37

124 Gabon 50 27.3 32.6 .. 12 12 .. .. .. ..

125 Namibia 57 32.5 45.4 15.0 13 24 34.9 55.8 .. –14

126 India 55 31.3 16.6 39.0 14 47 34.7 79.9 28.6 –14

127 São Tomé and Principe .. .. 17.1 .. 21 13 .. .. .. ..

128 Solomon Islands .. .. 14.1 .. 30 21 e .. .. .. ..

129 Cambodia 73 39.3 28.3 26.4 59 45 34.1 77.7 35.9 –1

130 Myanmar 47 21.6 21.2 10.1 22 32 .. .. .. ..

131 Botswana 93 48.3 69.1 18.8 5 13 23.5 50.1 .. 22

132 Comoros 56 31.6 15.5 .. f 14 25 .. .. .. ..

133 Lao People’s Dem. Rep. 63 36.0 28.0 31.3 49 40 27.0 74.1 38.6 –3

134 Pakistan 65 36.3 16.1 50.1 9 38 17.0 73.6 32.6 10

135 Bhutan 71 39.0 18.0 .. 38 19 .. .. .. ..

136 Ghana 58 33.1 27.7 42.1 25 22 44.8 78.5 39.5 –18

137 Bangladesh 85 44.2 15.9 .. f 26 48 36.0 82.8 49.8 5

138 Nepal 68 38.1 17.6 51.4 10 48 24.1 68.5 30.9 4

139 Papua New Guinea 75 40.5 22.4 42.7 61 35 e .. .. 37.5 ..

140 Congo 51 27.9 33.6 .. f 42 14 .. .. .. ..

141 Sudan 54 31.3 27.0 39.1 30 17 e .. .. .. ..

142 Timor-Leste .. .. 25.5 .. 42 46 .. .. .. ..

143 Madagascar 66 36.3 27.8 29.3 50 42 61.0 85.1 71.3 –20

144 Cameroon 61 35.6 43.9 32.1 34 18 17.1 50.6 40.2 6

145 Uganda 62 36.0 41.6 33.2 40 23 .. .. 37.7 ..

146 Swaziland 97 52.5 74.3 20.4 38 10 .. .. .. ..

LOW HUMAN DEVELOPMENT

147 Togo 72 39.2 31.0 46.8 48 25 .. .. 32.3 h ..

148 Djibouti 52 30.0 30.6 .. f 27 18 .. .. .. ..

149 Lesotho 89 47.5 67.6 17.8 21 18 36.4 56.1 .. 8

150 Yemen 77 40.6 18.8 .. f 33 46 15.7 45.2 41.8 21

151 Zimbabwe 88 46.0 65.9 .. f 19 13 56.1 83.0 34.9 –1

152 Kenya 60 35.5 44.8 26.4 39 20 22.8 58.3 52.0 1

153 Mauritania 81 41.0 30.5 48.8 47 32 25.9 63.1 46.3 9

154 Haiti 74 39.4 34.4 .. f 46 17 53.9 78.0 65.0 h –10

155 Gambia 86 44.7 27.8 .. f 18 17 59.3 82.9 57.6 –5

156 Senegal 84 44.0 26.6 60.7 24 23 22.3 63.0 33.4 18
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Human and income poverty: developing countries

157 Eritrea 70 38.1 27.6 .. f 40 40 .. .. 53.0 ..

158 Rwanda 67 37.3 45.5 35.1 26 27 51.7 83.7 60.3 –12

159 Nigeria 76 40.6 46.0 .. f 52 29 70.8 92.4 34.1 –17

160 Guinea 96 52.0 30.0 70.5 50 21 .. .. 40.0 ..

161 Angola 79 40.9 48.1 32.6 47 31 .. .. .. ..

162 Tanzania, U. Rep. of 64 36.3 44.4 30.6 38 22 57.8 89.9 35.7 –19

163 Benin 90 47.8 30.0 65.3 33 23 30.9 73.7 29.0 14

164 Côte d’Ivoire 82 41.5 42.3 51.3 16 17 14.8 48.8 .. 26

165 Zambia 87 45.6 60.1 32.0 g 42 23 75.8 94.1 72.9 –10

166 Malawi 83 43.0 56.3 35.9 g 27 22 41.7 76.1 65.3 0

167 Congo, Dem. Rep. of the 80 40.9 45.4 32.8 54 31 .. .. .. ..

168 Mozambique 94 48.9 50.9 .. f 57 24 37.8 78.4 69.4 11

169 Burundi 78 40.7 46.3 40.7 21 45 54.6 87.6 36.4 –8

170 Ethiopia 98 55.3 39.5 .. f 78 47 23.0 77.8 44.2 26

171 Chad 100 57.9 45.2 74.3 58 28 .. .. 64.0 ..

172 Central African Republic 91 47.8 56.2 51.4 25 24 66.6 84.0 .. –3

173 Guinea-Bissau 92 48.2 42.9 .. f 41 25 .. .. .. ..

174 Burkina Faso 101 58.3 38.9 78.2 39 38 27.2 71.8 46.4 21

175 Mali 102 60.2 37.3 81.0 g 50 33 72.3 90.6 63.8 1

176 Sierra Leone 95 51.9 47.0 64.9 43 27 .. 74.5 70.2 ..

177 Niger 99 56.4 41.4 71.3 54 40 60.6 85.8 63.0 h 3

1 Uruguay

2 Chile

3 Argentina

4 Costa Rica

5 Barbados

6 Cuba

7 Singapore

8 Occupied Palestinian 

Territories

9 Mexico

10 Colombia

11 Jordan

12 Panama

13 Qatar

14 Paraguay

15 Malaysia

16 Venezuela, RB

17 Trinidad and Tobago

18 Ecuador

19 Thailand

20 Lebanon

21 Turkey

22 Brazil

23 Suriname

24 Mauritius

25 Peru

26 China

27 Dominican Republic

28 Bolivia

29 Syrian Arab Republic

30 Jamaica

31 Philippines

32 El Salvador

33 Viet Nam

34 United Arab Emirates

35 Iran, Islamic Rep. of

36 Maldives

37 Honduras

38 Sri Lanka

39 Tunisia

40 Nicaragua

41 Indonesia

42 Mongolia

43 Cape Verde

44 Egypt

45 Fiji

46 Algeria

47 Myanmar

48 Guatemala

49 Vanuatu

50 Gabon

51 Congo

52 Djibouti

53 South Africa

54 Sudan

55 India

56 Comoros

57 Namibia

58 Ghana

59 Morocco

60 Kenya

61 Cameroon

62 Uganda

63 Lao People’s Dem. Rep.

64 Tanzania, U. Rep. of

65 Pakistan

66 Madagascar

67 Rwanda

68 Nepal

69 Equatorial Guinea

70 Eritrea

71 Bhutan

72 Togo

73 Cambodia

74 Haiti

75 Papua New Guinea

76 Nigeria

77 Yemen

78 Burundi

79 Angola

80 Congo, Dem. Rep. of the

81 Mauritania

82 Côte d’Ivoire

83 Malawi

84 Senegal

85 Bangladesh

86 Gambia

87 Zambia

88 Zimbabwe

89 Lesotho

90 Benin

91 Central African 

Republic

92 Guinea-Bissau

93 Botswana

94 Mozambique

95 Sierra Leone

96 Guinea

97 Swaziland

98 Ethiopia

99 Niger

100 Chad

101 Burkina Faso

102 Mali

HPI-1 ranks for 102 developing countries and areas

T
A

B
L
E3

NOTES
† Denotes indicators used to calculate the human poverty 

index (HPI-1). For further details, see Technical note 1.
a Data refer to the probability at birth of not surviving 

to age 40, multiplied by 100.

b Data refer to national literacy estimates from 

censuses or surveys conducted between 2000 

and 2005, unless otherwise specified. Due to 

differences in methodology and timeliness of 

underlying data, comparisons across countries and 

over time should be made with caution. For more 

details, see www.uis.unesco.org.

c Data refer to the most recent year available during 

the period specified.

d Income poverty refers to the share of the population 

living on less than $1 a day. All countries with an 

income poverty rate of less than 2% were given equal 

rank. The rankings are based on countries for which 

data are available for both indicators. A positive figure 

indicates that the country performs better in income 

poverty than in human poverty, a negative the opposite.

e Data refer to a year or period other than that 

specified, differ from the standard definition or refer 

to only part of a country.

f Data refer to the most recent year available between 

1995 and 1999.

g In the absence of recent data, estimates from 

UNESCO Institute for Statistics 2006a, based on 

outdated census or survey information, were used 

and should be interpreted with caution: Bangladesh 

58.9, Barbados 0.3, Cape Verde 24.3, Comoros 

43.8, Congo 17.2, Djibouti 34.5, El Salvador 20.3, 

Eritrea 43.3, Ethiopia 58.5, Fiji 7.0, Gambia 62.2, 

Guinea-Bissau 60.4, Haiti 48.1, Lebanon 13.5, 

Mozambique 53.5, Nigeria 33.2, Paraguay 7.0, 

Trinidad and Tobago 1.5, United Arab Emirates 22.7, 

Uruguay 2.3, Yemen 51.0 and Zimbabwe 10.0.

h Data refer to a period other than that specified.

i Data are from the Secretariat of the Caribbean 

Community, based on national sources.

SOURCES
Column 1: determined on the basis of the HPI-1 values 

in column 2.

Column 2: calculated on the basis of data in columns 

3–6; see Technical note 1 for details.

Column 3: UN 2005b. 

Column 4: calculated on the basis of data on adult 

literacy rates from UNESCO Institute for Statistics 2006a.

Column 5: UN 2006c, based on a joint effort by the United 

Nations Children’s Fund and the World Health Organization.

Column 6: UNICEF 2005. 

Columns 7–9: World Bank 2006.

Column 10: calculated on the basis of data in columns 

1 and 7.
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H
um

an developm
ent indicators

HDI rank

Human poverty index
(HPI-2) a

Probability
at birth of

not surviving
to age 60 b, †

(% of cohort)
2000–05

Population
lacking

functional
literacy
skills c, †

(% ages 
16–65)

1994–2003

Long-term
unemployment †

(% of labour 
force)
2005

Population below income poverty line
(%)

HPI-2 rank
minus

income
poverty
rank d

50% of
median

income †

1994–2002 e

$11 a day
1994–95 e

$4 a day
1996–99 eRank

Value
(%)

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

1 Norway 2 7.0 8.4 7.9 0.4 6.4 4.3 .. –1

2 Iceland .. .. 6.8 .. 0.3 f .. .. .. ..

3 Australia 14 12.8 7.7 17.0 g 0.9 14.3 17.6 .. –1

4 Ireland 17 16.1 8.7 22.6 g 1.5 16.5 .. .. 0

5 Sweden 1 6.5 7.2 7.5 g 1.0 f 6.5 6.3 .. –3

6 Canada 8 10.9 8.1 14.6 0.7 11.4 7.4 .. –3

7 Japan 11 11.7 7.1 .. h 1.5 11.8 i .. .. –1

8 United States 16 15.4 11.8 20.0 0.6 17.0 13.6 .. –2

9 Switzerland 7 10.7 7.8 15.9 1.6 7.6 .. .. 0

10 Netherlands 3 8.2 8.7 10.5 g 2.5 7.3 7.1 .. –3

11 Finland 4 8.2 9.7 10.4 g 2.1 5.4 4.8 .. 3

12 Luxembourg 9 11.1 9.7 .. h 1.2 j 6.0 0.3 .. 7

13 Belgium 12 12.4 9.4 18.4 g, k 4.3 8.0 .. .. 4

14 Austria .. .. 9.1 .. 1.5 7.7 .. .. ..

15 Denmark 5 8.4 10.4 9.6 g 1.3 .. l .. .. 0

16 France 10 11.4 9.8 .. h 4.3 8.0 9.9 .. 2

17 Italy 18 29.9 7.8 47.0 4.0 12.7 .. .. 4

18 United Kingdom 15 14.8 8.7 21.8 g 1.1 12.4 15.7 .. 2

19 Spain 13 12.6 8.7 .. h 3.0 14.3 .. .. –2

20 New Zealand .. .. 8.9 18.4 g 0.3 .. .. .. ..

21 Germany 6 10.3 8.8 14.4 g 5.0 8.3 7.3 .. –4

23 Israel .. .. 7.7 .. .. 15.6 .. .. ..

24 Greece .. .. 9.2 .. 5.7 14.4 .. .. ..

27 Slovenia .. .. 11.8 .. .. 8.2 .. <1 ..

28 Portugal .. .. 10.3 .. 3.6 .. .. .. ..

30 Czech Republic .. .. 12.1 .. 4.3 4.9 .. <1 ..

32 Malta .. .. 7.7 .. .. .. .. .. ..

35 Hungary .. .. 18.3 .. 3.3 6.7 .. <1 ..

37 Poland .. .. 15.1 .. 9.3 8.6 .. 10 ..

40 Estonia .. .. 21.7 .. .. 12.4 .. 18 ..

41 Lithuania .. .. 20.6 .. .. .. .. 17 ..

42 Slovakia .. .. 14.9 .. 11.2 7.0 .. 8 ..

44 Croatia .. .. 13.1 .. .. .. .. .. ..

45 Latvia .. .. 21.5 .. .. .. .. 28 ..

54 Bulgaria .. .. 16.6 .. .. .. .. 22 ..

60 Romania .. .. 19.0 .. .. 8.1 .. 23 ..

62 Bosnia and Herzegovina .. .. 13.6 .. .. .. .. .. ..

T
A

B
L
E4 Human and income poverty: OECD countries,

Central and Eastern Europe and the CIS

Monitoring human development: enlarging people’s choices . . .



BERICHT ÜBER DIE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG 2006362

H
um

an
 d

ev
el

op
m

en
t 

in
di

ca
to

rs

HDI rank

Human poverty index
(HPI-2) a

Probability
at birth of

not surviving
to age 60 b, †

(% of cohort)

2000–05

Population
lacking

functional
literacy
skills c, †

(% ages 

16–65)

1994–2003

Long-term
unemployment †

(% of labour 

force)

2005

Population below income poverty line
(%)

HPI-2 rank
minus

income
poverty
rank d

50% of
median

income †

1994–2002 e

$11 a day
1994–95 e

$4 a day
1996–99 eRank

Value
(%)

NOTES 
This table includes Israel and Malta, which are 

not Organisation for Economic Co-operation and 

Development (OECD) member countries, but 

excludes the Republic of Korea, Mexico and Turkey, 

which are. For the human poverty index (HPI-2) and 

related indicators for these countries, see table 3.

† Denotes indicator used to calculate HPI-2; for 

details see Technical note 1.
a HPI-2 is calculated for selected high-income OECD 

countries only.

b Data refer to the probability at birth of not surviving 

to age 60, multiplied by 100.

c Based on scoring at level 1 on the prose literacy 

scale of the International Adult Literacy Survey. 

Data refer to the most recent year available during 

the period specified.

d Income poverty refers to the share of the population 

living on less than 50% of the median adjusted 

disposable household income. A positive figure 

indicates that the country performs better in 

income poverty than in human poverty, a negative 

the opposite.

e Data refer to the most recent year available during 

the period specified.

f Data refer to 2004.

g Based on OECD and Statistics Canada 2000. Data 

refer to the most recent year available during the 

period specified.

h For calculating HPI-2, an estimate of 16.4%, the 

unweighted average of countries with available 

data, was applied.

i Smeeding 1997.

j Data are based on small sample sizes and should 

be treated with caution.

k Data refer to Flanders.

l In the absence of a recent estimate for Denmark, 

and outdated value of 7.2% was used to calculate 

the HPI-2. Efforts are ongoing to produce a more 

accurate internationally comparable poverty 

estimate.

SOURCES
Column 1: determined on the basis of HPI-2 values 

in column 2.

Column 2: calculated on the basis of data in columns 

3–6; see Technical note 1 for details.

Column 3: calculated on the basis of survival data 

from UN 2005b. 

Column 4: OECD and Statistics Canada 2005, unless 

otherwise specified.

Column 5: calculated on the basis of data on youth 

long-term unemployment and labour force from OECD 

2006b.

Column 6: LIS 2006.

Column 7: Smeeding, Rainwater and Burtless 2000.

Column 8: Milanovic 2002.

Column 9: calculated on the basis of data in columns 

1 and 6.

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT

65 Russian Federation .. .. 31.6 .. .. 18.8 .. 53 ..

66 Macedonia, TFYR .. .. 13.3 .. .. .. .. .. ..

67 Belarus .. .. 26.7 .. .. .. .. .. ..

73 Albania .. .. 11.4 .. .. .. .. .. ..

77 Ukraine .. .. 31.0 .. .. .. .. 25 ..

79 Kazakhstan .. .. 32.0 .. .. .. .. 62 ..

80 Armenia .. .. 18.0 .. .. .. .. .. ..

97 Georgia .. .. 18.9 .. .. .. .. .. ..

99 Azerbaijan .. .. 24.9 .. .. .. .. .. ..

105 Turkmenistan .. .. 32.0 .. .. .. .. .. ..

110 Kyrgyzstan .. .. 26.0 .. .. .. .. 88 ..

113 Uzbekistan .. .. 26.3 .. .. .. .. .. ..

114 Moldova, Rep. of .. .. 25.5 .. .. .. .. 82 ..

122 Tajikistan .. .. 29.0 .. .. .. .. .. ..

1 Sweden

2 Norway

3 Netherlands

4 Finland

5 Denmark

6 Germany

7 Switzerland

8 Canada

9 Luxembourg

10 France

11 Japan

12 Belgium

13 Spain

14 Australia

15 United Kingdom

16 United States

17 Ireland

18 Italy

HPI-2 ranks for 18 selected OECD countries

TA
B

L
E4 Human and income poverty: OECD countries,

Central and Eastern Europe and the CIS
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H
um

an developm
ent indicators

HDI rank

Total population
(millions)

Annual
population
growth rate

(%) Urban population
(% of total) a

Population
under age 15

(% of total)

Population ages
65 and older

(% of total)

Total fertility
rate

(births per woman)

1975–
2004

2004–
15 b

1970–
75 c

2000–
05 c1975 2004 2015 b 1975 2004 2015 b 2004 2015 b 2004 2015 b

T
A

B
L
E5 Demographic trends

. . . to lead a long and healthy life . . .

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

1 Norway 4.0 4.6 4.8 0.5 0.5 68.2 77.3 78.6 19.7 17.5 15.0 17.5 2.2 1.8

2 Iceland 0.2 0.3 0.3 1.0 0.8 86.7 92.7 93.6 22.3 19.4 11.7 14.0 2.8 2.0

3 Australia 13.6 19.9 22.2 1.3 1.0 85.9 88.0 89.9 20.0 17.7 12.6 15.5 2.5 1.7

4 Ireland 3.2 4.1 4.7 0.9 1.2 53.6 60.2 63.8 20.3 20.2 10.9 12.6 3.8 1.9

5 Sweden 8.2 9.0 9.3 0.3 0.3 82.7 84.1 85.1 17.7 16.4 17.1 20.4 1.9 1.6

6 Canada 23.1 32.0 35.1 1.1 0.8 75.6 80.0 81.4 17.9 15.3 13.0 16.2 2.0 1.5

7 Japan 111.5 127.9 128.0 0.5 (.) 56.8 65.7 68.2 14.1 13.3 19.2 26.0 2.1 1.3

8 United States 220.2 295.4 325.7 1.0 0.9 73.7 80.5 83.7 20.9 19.7 12.3 14.1 2.0 2.0

9 Switzerland 6.3 7.2 7.3 0.5 0.1 55.8 74.8 78.8 16.8 14.1 15.7 19.8 1.8 1.4

10 Netherlands 13.7 16.2 16.8 0.6 0.3 63.2 79.6 84.9 18.3 16.4 14.0 17.5 2.1 1.7

11 Finland 4.7 5.2 5.4 0.4 0.2 58.3 61.1 62.7 17.5 15.8 15.7 20.3 1.6 1.7

12 Luxembourg 0.4 0.5 0.5 0.8 1.2 77.3 83.0 82.1 19.0 17.6 13.8 14.3 2.0 1.7

13 Belgium 9.8 10.4 10.5 0.2 0.1 94.5 97.2 97.5 16.9 15.5 17.5 19.4 1.9 1.7

14 Austria 7.6 8.2 8.3 0.3 0.1 65.6 65.9 67.7 15.8 13.4 16.4 19.6 2.0 1.4

15 Denmark 5.1 5.4 5.6 0.2 0.2 82.2 85.5 86.9 18.8 17.0 14.9 18.4 2.0 1.8

16 France 52.7 60.3 62.3 0.5 0.3 72.9 76.5 79.0 18.2 17.6 16.6 19.0 2.3 1.9

17 Italy 55.4 58.0 57.8 0.2 (.) 65.6 67.5 69.5 14.1 13.2 19.7 23.0 2.3 1.3

18 United Kingdom 55.4 59.5 61.4 0.2 0.3 82.7 89.6 90.6 18.2 16.4 15.9 18.1 2.0 1.7

19 Spain 35.6 42.6 44.4 0.6 0.4 69.6 76.6 78.3 14.3 15.3 16.5 18.0 2.9 1.3

20 New Zealand 3.1 4.0 4.3 0.9 0.7 82.8 86.1 87.4 21.7 18.9 12.2 15.0 2.8 2.0

21 Germany 78.7 82.6 82.5 0.2 (.) 72.7 75.1 76.3 14.6 12.9 18.3 20.7 1.6 1.3

22 Hong Kong, China (SAR) 4.4 7.0 7.8 1.6 1.0 89.7 100.0 100.0 14.8 12.7 11.8 14.4 2.9 0.9

23 Israel 3.4 6.6 7.8 2.3 1.6 86.6 91.6 91.9 27.9 25.8 10.1 11.5 3.8 2.9

24 Greece 9.0 11.1 11.2 0.7 0.1 55.3 58.9 61.0 14.4 13.5 18.0 19.3 2.3 1.3

25 Singapore 2.3 4.3 4.8 2.2 1.1 100.0 100.0 100.0 20.2 13.2 8.2 13.3 2.6 1.4

26 Korea, Rep. of 35.3 47.6 49.1 1.0 0.3 48.0 80.6 83.1 19.1 13.9 9.0 13.2 4.3 1.2

27 Slovenia 1.7 2.0 1.9 0.4 –0.1 42.4 50.9 53.3 14.2 13.0 15.4 18.1 2.2 1.2

28 Portugal 9.1 10.4 10.8 0.5 0.3 40.8 57.0 63.6 15.9 15.1 16.9 18.9 2.7 1.5

29 Cyprus 0.6 0.8 0.9 1.0 1.0 47.3 69.2 71.5 20.4 17.2 11.9 14.2 2.5 1.6

30 Czech Republic 10.0 10.2 10.1 0.1 –0.1 63.7 73.6 74.1 15.0 13.4 14.1 18.4 2.2 1.2

31 Barbados 0.2 0.3 0.3 0.3 0.2 40.8 52.1 58.8 19.3 16.7 10.1 11.5 2.7 1.5

32 Malta 0.3 0.4 0.4 0.9 0.4 89.7 95.0 97.2 18.0 15.2 13.3 18.3 2.1 1.5

33 Kuwait 1.0 2.6 3.4 3.3 2.4 89.4 98.3 98.5 24.5 23.2 1.7 3.1 6.9 2.4

34 Brunei Darussalam 0.2 0.4 0.5 2.8 2.0 62.0 73.1 77.6 30.0 25.8 3.1 4.3 5.4 2.5

35 Hungary 10.5 10.1 9.8 –0.1 –0.3 62.2 65.9 70.3 16.0 14.0 15.1 17.5 2.1 1.3

36 Argentina 26.0 38.4 42.7 1.3 1.0 81.0 89.9 91.6 26.7 23.9 10.1 11.1 3.1 2.4

37 Poland 34.0 38.6 38.1 0.4 –0.1 55.3 62.0 64.0 16.8 14.3 12.8 14.9 2.3 1.3

38 Chile 10.4 16.1 17.9 1.5 1.0 78.4 87.3 90.1 25.5 20.9 7.9 10.5 3.6 2.0

39 Bahrain 0.3 0.7 0.9 3.3 1.6 85.0 96.2 98.2 27.5 21.7 3.0 4.4 5.9 2.5

40 Estonia 1.4 1.3 1.3 –0.2 –0.3 67.6 69.1 70.1 15.6 15.7 16.3 17.4 2.2 1.4

41 Lithuania 3.3 3.4 3.3 0.1 –0.4 55.7 66.6 66.8 17.4 13.8 15.2 16.7 2.3 1.3

42 Slovakia 4.7 5.4 5.4 0.5 (.) 46.3 56.2 58.0 17.2 14.0 11.7 14.1 2.5 1.2

43 Uruguay 2.8 3.4 3.7 0.7 0.6 83.4 91.9 93.1 24.4 22.4 13.2 13.8 3.0 2.3

44 Croatia 4.3 4.5 4.5 0.2 –0.2 45.1 56.3 59.5 15.8 13.9 17.0 18.7 2.0 1.3

45 Latvia 2.5 2.3 2.2 –0.2 –0.5 64.2 67.8 68.9 15.2 14.1 16.6 18.3 2.0 1.3

46 Qatar 0.2 0.8 1.0 5.2 2.0 88.9 95.3 96.2 22.2 21.8 1.3 2.0 6.8 3.0

47 Seychelles 0.1 0.1 0.1 1.0 0.9 46.3 52.5 58.2 .. .. .. .. .. ..

48 Costa Rica 2.1 4.3 5.0 2.5 1.4 41.3 61.2 66.9 29.0 23.8 5.7 7.4 4.3 2.3

49 United Arab Emirates 0.5 4.3 5.6 7.2 2.4 83.6 76.7 77.4 22.4 19.8 1.1 1.4 6.4 2.5

50 Cuba 9.3 11.2 11.4 0.7 0.2 64.2 75.7 74.7 19.5 16.6 10.5 14.4 3.5 1.6

51 Saint Kitts and Nevis (.) (.) (.) –0.2 1.1 35.0 32.2 33.5 .. .. .. .. .. ..

52 Bahamas 0.2 0.3 0.4 1.8 1.2 71.5 90.1 92.2 28.6 24.7 6.1 8.2 3.4 2.3

53 Mexico 59.3 105.7 119.1 2.0 1.1 62.8 75.7 78.7 31.6 25.5 5.2 7.1 6.6 2.4
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HDI rank

Total population
(millions)

Annual
population
growth rate

(%) Urban population
(% of total) a

Population
under age 15

(% of total)

Population ages
65 and older

(% of total)

Total fertility
rate

(births per woman)

1975–

2004

2004–

15 b
1970–

75 c
2000–

05 c1975 2004 2015 b 1975 2004 2015 b 2004 2015 b 2004 2015 b

Demographic trends

54 Bulgaria 8.7 7.8 7.2 –0.4 –0.8 57.6 69.8 72.8 14.1 13.1 16.8 18.6 2.2 1.2

55 Tonga 0.1 0.1 0.1 0.4 0.1 20.3 23.8 27.4 36.3 30.7 5.9 6.9 5.5 3.5

56 Oman 0.9 2.5 3.2 3.5 2.0 34.1 71.5 72.3 34.9 30.6 2.5 3.4 7.2 3.8

57 Trinidad and Tobago 1.0 1.3 1.3 0.9 0.3 11.4 11.9 15.8 22.0 20.2 7.2 9.9 3.5 1.6

58 Panama 1.7 3.2 3.8 2.1 1.6 49.0 69.9 77.9 30.6 27.2 5.9 7.5 4.9 2.7

59 Antigua and Barbuda 0.1 0.1 0.1 0.9 1.2 34.2 38.7 44.7 .. .. .. .. .. ..

60 Romania 21.2 21.8 20.9 0.1 –0.4 42.8 53.5 56.1 15.9 14.4 14.6 15.5 2.6 1.3

61 Malaysia 12.3 24.9 29.6 2.4 1.6 37.7 66.3 75.4 32.8 27.2 4.5 6.1 5.2 2.9

62 Bosnia and Herzegovina 3.7 3.9 3.9 0.1 (.) 31.3 45.2 51.8 16.9 14.0 13.5 16.7 2.6 1.3

63 Mauritius 0.9 1.2 1.3 1.1 0.8 43.4 42.4 44.1 24.9 21.3 6.5 8.3 3.2 2.0

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT

64 Libyan Arab Jamahiriya 2.4 5.7 7.0 2.9 1.8 57.3 84.5 87.4 30.4 28.9 4.0 5.6 7.6 3.0

65 Russian Federation 134.2 143.9 136.7 0.2 –0.5 66.9 73.1 72.6 15.7 16.4 13.6 13.3 2.0 1.3

66 Macedonia, TFYR 1.7 2.0 2.1 0.7 0.1 50.6 68.1 75.2 20.1 16.6 10.9 12.9 3.0 1.5

67 Belarus 9.4 9.8 9.2 0.2 –0.6 50.6 71.8 76.7 15.8 14.5 14.6 13.5 2.3 1.2

68 Dominica 0.1 0.1 0.1 0.3 0.9 55.3 72.5 76.4 .. .. .. .. .. ..

69 Brazil 108.1 183.9 209.4 1.8 1.2 61.7 83.7 88.2 28.1 25.4 6.0 7.8 4.7 2.3

70 Colombia 25.4 44.9 52.1 2.0 1.3 60.0 72.4 75.7 31.4 26.8 5.0 6.5 5.0 2.6

71 Saint Lucia 0.1 0.2 0.2 1.3 0.8 25.2 27.6 29.0 29.4 25.4 7.2 7.3 5.7 2.2

72 Venezuela, RB 12.7 26.3 31.3 2.5 1.6 75.8 93.0 95.9 31.7 27.8 4.9 6.8 4.9 2.7

73 Albania 2.4 3.1 3.3 0.9 0.6 32.7 44.6 52.8 27.6 23.1 8.1 9.9 4.7 2.3

74 Thailand 41.3 63.7 69.1 1.5 0.7 23.8 32.0 36.2 24.1 21.2 6.9 9.3 5.0 1.9

75 Samoa (Western) 0.2 0.2 0.2 0.7 0.3 21.0 22.3 24.9 40.8 34.2 4.5 5.0 5.7 4.4

76 Saudi Arabia 7.3 24.0 30.8 4.1 2.3 58.4 80.8 83.2 37.8 32.3 2.9 3.5 7.3 4.1

77 Ukraine 49.0 47.0 41.8 –0.1 –1.1 58.4 67.6 70.2 15.4 13.5 15.8 16.4 2.2 1.1

78 Lebanon 2.7 3.5 4.0 1.0 1.0 67.0 86.5 87.9 29.1 24.4 7.3 7.7 4.8 2.3

79 Kazakhstan 14.1 14.8 14.9 0.2 (.) 52.6 57.1 60.3 23.9 21.3 8.3 8.0 3.5 2.0

80 Armenia 2.8 3.0 3.0 0.2 –0.2 63.6 64.2 64.1 21.7 17.4 11.9 11.0 3.0 1.3

81 China 927.8 d 1,308.0 d 1,393.0 d 1.2 d 0.6 d 17.4 39.5 49.2 22.0 18.5 7.5 9.6 4.9 1.7

82 Peru 15.2 27.6 32.2 2.1 1.4 61.5 72.4 74.9 32.7 27.9 5.2 6.5 6.0 2.9

83 Ecuador 6.9 13.0 15.1 2.2 1.4 42.4 62.3 67.6 32.8 28.1 5.7 7.3 6.0 2.8

84 Philippines 42.0 81.6 96.8 2.3 1.6 35.6 61.9 69.6 35.7 30.0 3.8 4.9 6.0 3.2

85 Grenada 0.1 0.1 0.1 0.4 1.3 32.6 30.6 32.2 .. .. .. .. .. ..

86 Jordan 1.9 5.6 7.0 3.6 2.0 57.7 81.9 85.3 37.6 31.7 3.1 4.0 7.8 3.5

87 Tunisia 5.7 10.0 11.1 2.0 1.0 49.9 64.9 69.1 26.7 21.9 6.2 6.8 6.2 2.0

88 Saint Vincent and the Grenadines 0.1 0.1 0.1 0.7 0.4 27.0 45.6 50.0 29.8 26.5 6.5 7.1 5.5 2.3

89 Suriname 0.4 0.4 0.5 0.7 0.5 49.5 73.5 77.4 30.4 26.7 6.3 7.2 5.3 2.6

90 Fiji 0.6 0.8 0.9 1.3 0.6 36.7 50.3 56.1 32.0 27.6 3.8 5.4 4.2 2.9

91 Paraguay 2.7 6.0 7.6 2.8 2.1 39.0 57.9 64.4 38.0 33.9 3.7 4.3 5.7 3.9

92 Turkey 41.2 72.2 82.6 1.9 1.2 41.6 66.8 71.9 29.5 25.8 5.4 6.2 5.3 2.5

93 Sri Lanka 14.0 20.6 22.3 1.3 0.7 19.5 15.2 15.7 24.5 21.4 7.1 9.3 4.1 2.0

94 Dominican Republic 5.1 8.8 10.1 1.9 1.3 45.7 65.9 73.6 33.1 29.5 4.1 5.3 5.6 2.7

95 Belize 0.1 0.3 0.3 2.3 1.8 50.2 48.1 51.2 37.3 31.2 4.3 4.7 6.3 3.2

96 Iran, Islamic Rep. of 33.3 68.8 79.9 2.5 1.4 45.8 66.4 71.9 29.8 25.6 4.5 4.9 6.4 2.1

97 Georgia 4.9 4.5 4.2 –0.3 –0.7 49.5 52.2 53.8 19.5 15.8 14.1 14.4 2.6 1.5

98 Maldives 0.1 0.3 0.4 2.9 2.4 17.3 29.2 34.8 41.3 35.7 3.5 3.3 7.0 4.3

99 Azerbaijan 5.7 8.4 9.1 1.3 0.8 51.9 51.5 52.8 26.8 21.2 6.9 6.7 4.3 1.9

100 Occupied Palestinian Territories 1.3 3.6 5.0 3.6 3.0 59.6 71.5 72.9 45.7 41.6 3.1 3.0 7.7 5.6

101 El Salvador 4.1 6.8 8.0 1.7 1.5 41.5 59.5 63.2 34.3 29.8 5.3 6.2 6.1 2.9

102 Algeria 16.0 32.4 38.1 2.4 1.5 40.3 62.6 69.3 30.4 26.7 4.5 5.0 7.4 2.5

103 Guyana 0.7 0.8 0.7 0.1 –0.1 30.0 28.3 29.4 29.6 24.8 5.1 6.6 4.9 2.3

104 Jamaica 2.0 2.6 2.7 0.9 0.4 44.1 52.8 56.7 31.7 26.7 7.6 8.2 5.0 2.4

105 Turkmenistan 2.5 4.8 5.5 2.2 1.3 47.6 46.0 50.8 32.7 27.0 4.7 4.4 6.2 2.8

106 Cape Verde 0.3 0.5 0.6 2.0 2.2 21.4 56.6 64.3 40.1 35.6 4.3 3.3 7.0 3.8
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15 b
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75 c
2000–
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107 Syrian Arab Republic 7.5 18.6 23.8 3.1 2.3 45.1 50.5 53.4 37.4 33.2 3.1 3.6 7.5 3.5

108 Indonesia 134.4 220.1 246.8 1.7 1.0 19.3 47.0 58.5 28.6 25.2 5.4 6.4 5.2 2.4

109 Viet Nam 48.0 83.1 95.0 1.9 1.2 18.8 26.0 31.6 30.3 25.0 5.5 5.6 6.7 2.3

110 Kyrgyzstan 3.3 5.2 5.9 1.6 1.1 38.2 35.7 38.1 32.1 27.5 6.1 5.5 4.7 2.7

111 Egypt 39.3 72.6 88.2 2.1 1.8 43.5 42.7 45.4 33.9 31.4 4.7 5.5 5.7 3.3

112 Nicaragua 2.6 5.4 6.6 2.5 1.9 48.9 58.7 63.0 39.5 33.4 3.3 3.9 6.8 3.3

113 Uzbekistan 14.0 26.2 30.7 2.2 1.4 39.1 36.7 38.0 34.0 28.3 4.7 4.4 6.3 2.7

114 Moldova, Rep. of 3.8 4.2 4.1 0.3 –0.2 36.2 46.5 50.0 19.1 15.2 10.0 10.9 2.6 1.2

115 Bolivia 4.8 9.0 10.9 2.2 1.7 41.3 63.7 68.8 38.5 33.5 4.5 5.2 6.5 4.0

116 Mongolia 1.4 2.6 3.0 2.0 1.2 48.7 56.6 58.8 31.3 26.3 3.8 4.1 7.3 2.4

117 Honduras 3.0 7.0 8.8 2.9 2.0 32.1 46.0 51.4 39.7 33.8 3.8 4.5 7.1 3.7

118 Guatemala 6.2 12.3 15.9 2.4 2.3 36.7 46.8 52.0 43.5 39.7 4.3 4.7 6.2 4.6

119 Vanuatu 0.1 0.2 0.3 2.5 1.8 13.4 23.1 28.1 40.4 35.5 3.3 4.0 6.1 4.2

120 Equatorial Guinea 0.2 0.5 0.6 2.7 2.2 27.4 38.9 41.1 44.3 45.6 3.9 3.8 5.7 5.9

121 South Africa 25.9 47.2 47.9 2.1 0.1 48.1 58.8 64.1 32.8 30.2 4.1 6.1 5.5 2.8

122 Tajikistan 3.4 6.4 7.6 2.2 1.5 35.5 24.9 24.6 39.7 33.0 3.8 3.5 6.8 3.8

123 Morocco 17.3 31.0 36.2 2.0 1.4 37.8 58.0 65.0 31.5 28.4 4.8 5.2 6.9 2.8

124 Gabon 0.6 1.4 1.6 2.8 1.5 43.0 83.0 87.7 40.5 35.5 4.4 4.4 5.3 4.0

125 Namibia 0.9 2.0 2.2 2.8 1.0 23.7 34.5 41.1 42.1 34.7 3.4 4.2 6.6 4.0

126 India 620.7 1,087.1 1,260.4 1.9 1.3 21.3 28.5 32.0 32.5 28.0 5.2 6.2 5.4 3.1

127 São Tomé and Principe 0.1 0.2 0.2 2.1 2.1 31.6 57.1 65.8 39.8 36.4 4.3 3.4 6.5 4.1

128 Solomon Islands 0.2 0.5 0.6 3.0 2.2 9.1 16.7 20.5 41.0 36.4 2.4 2.8 7.2 4.3

129 Cambodia 7.1 13.8 17.1 2.3 1.9 10.3 19.1 26.1 37.7 34.1 3.4 4.4 5.5 4.1

130 Myanmar 30.1 50.0 55.0 1.7 0.9 24.0 30.1 37.4 30.1 23.6 4.9 6.4 5.8 2.5

131 Botswana 0.9 1.8 1.7 2.4 –0.4 11.8 56.6 64.6 37.9 34.7 3.2 4.8 6.8 3.2

132 Comoros 0.3 0.8 1.0 3.1 2.5 21.2 36.4 44.0 42.2 38.5 2.7 3.1 7.1 4.9

133 Lao People’s Dem. Rep. 3.0 5.8 7.3 2.2 2.1 11.1 20.3 24.9 41.2 37.1 3.6 3.7 6.2 4.8

134 Pakistan 68.3 154.8 193.4 2.8 2.0 26.3 34.5 39.6 38.9 34.1 3.8 4.2 6.6 4.3

135 Bhutan 1.2 2.1 2.7 2.1 2.2 4.6 10.8 14.8 38.9 34.7 4.5 5.1 5.9 4.4

136 Ghana 10.2 21.7 26.6 2.6 1.9 30.1 47.1 55.1 39.5 35.2 3.6 4.3 6.7 4.4

137 Bangladesh 73.2 139.2 168.2 2.2 1.7 9.9 24.7 29.9 35.9 31.4 3.6 4.2 6.2 3.2

138 Nepal 13.5 26.6 32.7 2.3 1.9 4.8 15.3 20.9 39.5 33.9 3.6 4.2 5.8 3.7

139 Papua New Guinea 2.9 5.8 7.0 2.4 1.8 11.9 13.3 15.0 40.7 34.0 2.4 2.7 6.1 4.1

140 Congo 1.5 3.9 5.4 3.2 3.1 43.3 59.8 64.2 47.0 47.4 2.9 2.7 6.3 6.3

141 Sudan 17.1 35.5 44.0 2.5 2.0 18.9 39.8 49.4 39.5 35.6 3.6 4.3 6.7 4.4

142 Timor-Leste 0.7 0.9 1.5 1.0 4.7 14.6 26.1 31.2 41.6 46.7 2.9 3.0 6.2 7.8

143 Madagascar 7.9 18.1 23.8 2.9 2.5 16.3 26.6 30.1 44.2 40.7 3.1 3.3 6.7 5.4

144 Cameroon 7.6 16.0 19.0 2.6 1.6 27.3 53.7 62.7 41.6 37.2 3.7 3.9 6.3 4.6

145 Uganda 10.8 27.8 41.9 3.3 3.7 7.0 12.5 14.5 50.4 50.8 2.5 2.2 7.1 7.1

146 Swaziland 0.5 1.0 1.0 2.3 –0.4 14.0 23.9 27.5 41.6 37.2 3.4 4.6 6.9 4.0

LOW HUMAN DEVELOPMENT

147 Togo 2.4 6.0 7.8 3.1 2.5 22.8 39.4 47.4 43.7 40.2 3.1 3.4 7.1 5.4

148 Djibouti 0.2 0.8 0.9 4.3 1.6 67.1 85.6 89.6 41.8 37.3 2.8 3.4 7.2 5.1

149 Lesotho 1.1 1.8 1.7 1.6 –0.3 10.8 18.5 22.0 39.0 36.6 5.2 5.8 5.7 3.6

150 Yemen 7.0 20.3 28.5 3.7 3.1 14.8 26.9 31.9 46.7 43.4 2.3 2.4 8.5 6.2

151 Zimbabwe 6.2 12.9 13.8 2.5 0.6 19.9 35.4 40.9 40.5 36.6 3.6 4.1 7.7 3.6

152 Kenya 13.5 33.5 44.2 3.1 2.5 12.9 20.5 24.1 42.9 42.6 2.8 2.8 8.0 5.0

153 Mauritania 1.4 3.0 4.0 2.5 2.6 20.6 40.3 43.1 43.1 41.7 3.4 3.4 6.5 5.8

154 Haiti 4.9 8.4 9.8 1.8 1.3 21.7 38.1 45.5 38.0 34.9 4.0 4.5 5.8 4.0

155 Gambia 0.6 1.5 1.9 3.4 2.2 24.4 53.0 61.8 40.3 36.8 3.7 4.4 6.5 4.7

156 Senegal 5.3 11.4 14.5 2.7 2.2 33.7 41.3 44.7 43.0 38.8 3.1 3.4 7.0 5.0

157 Eritrea 2.1 4.2 5.8 2.4 2.9 13.5 19.0 24.4 44.8 42.6 2.3 2.6 6.5 5.5

158 Rwanda 4.4 8.9 11.3 2.4 2.2 4.0 18.5 28.7 44.1 41.6 2.4 2.6 8.3 5.7

159 Nigeria 58.9 128.7 160.9 2.7 2.0 23.4 47.3 55.9 44.5 41.3 3.0 3.2 6.9 5.8
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Annual
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(%) Urban population
(% of total) a
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(% of total)

Population ages
65 and older

(% of total)

Total fertility
rate

(births per woman)
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15 b
1970–

75 c
2000–

05 c1975 2004 2015 b 1975 2004 2015 b 2004 2015 b 2004 2015 b

Demographic trends

NOTES
a Because data are based on national definitions of 

what constitutes a city or metropolitan area, cross-

country comparisons should be made with caution.

b Data refer to medium-variant projections.

c Data refer to estimates for the period specified.

d Population estimates include Taiwan, province of 

China.

e Data refer to the total world population from UN 

2005b. The total population of the 177 countries 

included in the main indicator tables was estimated 

to be 4,068.1 million in 1975, 6,381 million in 

2004 and projected to be 7,210.3 in 2015.

SOURCES
Columns 1–3, 13 and 14: UN 2005b.

Columns 4 and 5: calculated on the basis of data in 

columns 1 and 2.

Columns 6 and 8: UN 2006e. 

Column 7: UN 2006b.

Columns 9 and 10: calculated on the basis of data 

on population under age 15 and total population from 

UN 2005b.

Columns 11 and 12: calculated on the basis of data 

on population ages 65 and older and data on total 

population from UN 2005b.

160 Guinea 4.2 9.2 11.9 2.7 2.3 19.5 32.6 38.1 43.8 42.0 3.5 3.9 6.9 5.9

161 Angola 6.8 15.5 20.9 2.8 2.7 19.1 52.7 59.7 46.6 45.5 2.5 2.4 7.2 6.8

162 Tanzania, U. Rep. of 16.0 37.6 45.6 2.9 1.7 11.2 23.8 28.9 42.9 38.9 3.2 3.7 6.8 5.0

163 Benin 3.2 8.2 11.2 3.2 2.9 21.9 39.7 44.6 44.5 42.0 2.7 3.0 7.1 5.9

164 Côte d’Ivoire 6.6 17.9 21.6 3.4 1.7 32.2 44.6 49.8 42.1 38.2 3.2 3.7 7.4 5.1

165 Zambia 5.2 11.5 13.8 2.8 1.7 34.9 34.9 37.0 46.0 43.7 3.0 3.2 7.8 5.7

166 Malawi 5.2 12.6 16.0 3.0 2.2 7.7 16.7 22.1 47.3 44.9 3.0 3.2 7.4 6.1

167 Congo, Dem. Rep. of the 23.9 55.9 78.0 2.9 3.0 29.5 31.6 38.6 47.2 48.0 2.7 2.6 6.5 6.7

168 Mozambique 10.6 19.4 23.5 2.1 1.7 8.7 33.7 42.4 44.1 41.6 3.3 3.6 6.6 5.5

169 Burundi 3.7 7.3 10.6 2.4 3.4 3.2 9.7 13.5 45.5 46.4 2.8 2.5 6.8 6.8

170 Ethiopia 34.1 75.6 97.2 2.7 2.3 9.5 15.7 19.1 44.8 41.7 2.9 3.2 6.8 5.9

171 Chad 4.2 9.4 12.8 2.8 2.8 15.6 24.8 30.5 47.2 47.7 3.1 2.7 6.7 6.7

172 Central African Republic 2.1 4.0 4.6 2.3 1.4 32.0 37.9 40.4 43.1 40.6 4.0 4.0 5.7 5.0

173 Guinea-Bissau 0.7 1.5 2.1 3.0 3.0 16.0 29.6 31.1 47.4 48.0 3.1 2.8 7.1 7.1

174 Burkina Faso 5.9 12.8 17.7 2.6 2.9 6.4 17.9 22.8 47.4 45.7 2.8 2.6 7.8 6.7

175 Mali 6.2 13.1 18.1 2.6 2.9 16.2 29.9 36.5 48.3 46.7 2.7 2.4 7.6 6.9

176 Sierra Leone 2.9 5.3 6.9 2.1 2.3 21.2 39.9 48.2 42.8 42.8 3.3 3.3 6.5 6.5

177 Niger 5.3 13.5 19.3 3.2 3.2 11.4 16.7 19.3 49.0 47.9 2.0 2.0 8.1 7.9

Developing countries 2,967.1 T 5,093.6 T 5,885.6 T 1.9 1.3 26.5 42.2 48.0 31.2 28.0 5.4 6.5 5.5 2.9

Least developed countries 355.2 T 740.7 T 950.1 T 2.5 2.3 14.9 26.3 31.6 42.0 39.5 3.2 3.5 6.6 5.0

Arab States 144.6 T 310.5 T 386.0 T 2.6 2.0 41.8 54.9 58.9 35.8 32.5 3.8 4.4 6.7 3.7

East Asia and the Pacific 1,310.4 T 1,944.0 T 2,108.9 T 1.4 0.7 20.4 41.9 51.0 24.3 20.7 6.8 8.7 5.0 1.9

Latin America and the Caribbean 318.4 T 548.3 T 628.3 T 1.9 1.2 61.2 76.8 80.4 30.4 26.5 5.9 7.5 5.1 2.6

South Asia 838.7 T 1,528.1 T 1,801.4 T 2.1 1.5 21.2 29.9 33.8 33.6 29.3 4.8 5.7 5.6 3.2

Sub-Saharan Africa 313.1 T 689.6 T 877.4 T 2.7 2.2 21.2 34.3 39.4 43.9 42.0 3.1 3.3 6.8 5.5

Central and Eastern Europe and the CIS 366.6 T 405.3 T 396.8 T 0.3 –0.2 57.3 62.9 63.6 18.6 17.3 12.7 12.9 2.5 1.5

OECD 925.7 T 1,164.8 T 1,233.6 T 0.8 0.5 66.8 75.4 78.1 19.6 17.8 13.6 16.1 2.6 1.8

High-income OECD 765.9 T 922.6 T 968.5 T 0.6 0.4 69.3 76.8 79.4 17.7 16.4 15.2 18.0 2.2 1.6

High human development 1,012.5 T 1,275.0 T 1,350.0 T 0.8 0.5 67.2 75.9 78.7 19.6 17.8 13.5 16.0 2.5 1.7

Medium human development 2,743.2 T 4,433.1 T 4,995.8 T 1.7 1.1 27.7 42.4 48.2 28.8 25.4 6.1 7.2 5.0 2.5

Low human development 255.0 T 571.7 T 737.1 T 2.8 2.3 18.3 32.0 37.6 44.8 42.6 2.9 3.1 7.0 5.8

High income 792.3 T 982.5 T 1,040.9 T 0.7 0.5 69.4 77.4 80.0 18.4 17.0 14.6 17.3 2.3 1.7

Middle income 2,042.9 T 3,043.0 T 3,319.6 T 1.4 0.8 34.7 53.2 60.3 25.4 22.4 7.2 8.6 4.6 2.1

Low income 1,237.0 T 2,361.3 T 2,856.0 T 2.2 1.7 20.7 29.9 34.4 36.8 33.2 4.3 4.9 6.0 3.9

World 4,073.7 T e 6,389.2 T e 7,219.4 T e 1.6 1.1 37.2 48.3 52.8 28.5 25.9 7.3 8.4 4.5 2.7
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diarrhoea

receiving oral
rehydration

and continued
feeding

(% under age 5)

MDG
Contraceptive

prevalence
rate a

(% of married 
women ages 

15–49)

MDG
Births

attended by
skilled health

personnel
(%)

Physicians
(per 100,000 

people)

HDI rank

Against
tuberculosis

(%)

Against
measles

(%)
Public

(% of GDP)
Private

(% of GDP)
Per capita
(PPP US$)

2003 2003 2003 2004 2004 1996–2004 b 1996–2004 b 1996–2004 b 1990–2004 b

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

1 Norway 8.6 1.7 3,809 .. 88 .. .. 100 c 313

2 Iceland 8.8 1.7 3,110 .. 93 .. .. .. 362

3 Australia 6.4 3.1 2,874 .. 93 .. .. 100 247

4 Ireland 5.8 1.5 2,496 90 81 .. .. 100 279

5 Sweden 8.0 1.4 2,704 16 d 94 .. .. 100 c 328

6 Canada 6.9 3.0 2,989 .. 95 .. 75 e 98 214

7 Japan 6.4 1.5 2,244 .. 99 .. 56 100 198

8 United States 6.8 8.4 5,711 .. 93 .. 76 e 99 256

9 Switzerland 6.7 4.8 3,776 .. 82 .. 82 e .. 361

10 Netherlands 6.1 3.7 2,987 .. 96 .. 79 e 100 315

11 Finland 5.7 1.7 2,108 98 97 .. .. 100 316

12 Luxembourg 6.2 0.6 3,680 .. 91 .. .. 100 266

13 Belgium 6.3 3.1 2,828 .. 82 .. 78 e 100 c 449

14 Austria 5.1 2.4 2,306 .. 74 .. 51 100 e 338

15 Denmark 7.5 1.5 2,762 .. 96 .. .. 100 c 293

16 France 7.7 2.4 2,902 85 86 .. 75 e 99 e 337

17 Italy 6.3 2.1 2,266 .. 84 .. 60 .. 420

18 United Kingdom 6.9 1.1 2,389 .. 81 .. 84 f 99 230

19 Spain 5.5 2.2 1,853 .. 97 .. 81 e .. 330

20 New Zealand 6.3 1.8 1,893 .. 85 .. 75 e 100 e 237

21 Germany 8.7 2.4 3,001 .. 92 .. 75 e 100 c 337

22 Hong Kong, China (SAR) .. .. .. .. .. .. 86 e .. ..

23 Israel 6.1 2.8 1,911 .. 96 .. .. 99 c 382

24 Greece 5.1 4.8 1,997 88 88 .. .. .. 438

25 Singapore 1.6 2.9 1,156 99 94 .. 62 100 140

26 Korea, Rep. of 2.8 2.8 1,074 93 99 .. 81 100 157

27 Slovenia 6.7 2.1 1,669 98 94 .. 74 e 100 c 225

28 Portugal 6.7 2.9 1,791 83 95 .. .. 100 c 342

29 Cyprus 3.1 3.3 1,143 .. 86 .. .. 100 234

30 Czech Republic 6.8 0.8 1,302 99 97 .. 72 100 351

31 Barbados 4.8 2.1 1,050 .. 98 .. .. 98 121

32 Malta 7.4 1.9 1,436 .. 87 .. .. 98 e 318

33 Kuwait 2.7 0.8 567 .. 97 .. 50 98 153

34 Brunei Darussalam 2.8 0.7 681 99 99 .. .. 99 101

35 Hungary 6.1 2.3 1,269 99 99 .. 77 e 100 333

36 Argentina 4.3 4.6 1,067 99 95 .. .. 99 301

37 Poland 4.5 2.0 745 94 97 .. 49 e 100 c 247

38 Chile 3.0 3.1 707 96 95 .. .. 100 109

39 Bahrain 2.8 1.3 813 70 99 .. 62 e 98 e 109

40 Estonia 4.1 1.2 682 99 96 .. 70 e 100 448

41 Lithuania 5.0 1.6 754 99 98 .. 47 e 100 397

42 Slovakia 5.2 0.7 777 98 98 .. 74 e 99 318

43 Uruguay 2.7 7.1 824 99 95 .. .. 100 365

44 Croatia 6.5 1.3 838 98 96 .. .. 100 244

45 Latvia 3.3 3.1 678 99 99 .. 48 e 100 301

46 Qatar 2.0 0.7 685 99 99 .. 43 99 222

47 Seychelles 4.3 1.6 599 99 99 .. .. .. 151

48 Costa Rica 5.8 1.5 616 90 88 .. 80 98 132

49 United Arab Emirates 2.5 0.8 623 98 94 .. 28 e 99 e 202

50 Cuba 6.3 1.0 251 99 99 .. 73 100 591

51 Saint Kitts and Nevis 3.4 1.9 670 89 98 .. .. 99 119

52 Bahamas 3.0 3.4 1,220 .. 89 .. .. 99 c 105

53 Mexico 2.9 3.3 582 99 96 .. 68 95 198
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Private
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Per capita
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2003 2003 2003 2004 2004 1996–2004 b 1996–2004 b 1996–2004 b 1990–2004 b

Commitment to health: resources, access and services

54 Bulgaria 4.1 3.4 573 98 95 .. 42 99 356

55 Tonga 5.5 1.0 300 99 99 .. .. 95 34

56 Oman 2.7 0.5 419 99 98 .. 24 e 95 132

57 Trinidad and Tobago 1.5 2.4 532 .. 95 31 38 96 79

58 Panama 5.0 2.6 555 99 99 .. .. 93 150

59 Antigua and Barbuda 3.2 1.3 477 .. 97 .. .. 100 17

60 Romania 3.8 2.3 540 99 97 .. 64 99 190

61 Malaysia 2.2 1.6 374 99 95 .. 55 e 97 70

62 Bosnia and Herzegovina 4.8 4.7 327 95 88 23 48 100 134

63 Mauritius 2.2 1.5 430 99 98 .. 75 e 98 106

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT

64 Libyan Arab Jamahiriya 2.6 1.5 327 99 99 .. 45 e 94 e 129

65 Russian Federation 3.3 2.3 551 96 98 .. .. 99 425

66 Macedonia, TFYR 6.0 1.1 389 94 96 .. .. 99 219

67 Belarus 3.9 1.6 570 99 99 .. 50 e 100 455

68 Dominica 4.5 1.8 320 99 99 .. .. 100 50

69 Brazil 3.4 4.2 597 99 99 28 77 96 115

70 Colombia 6.4 1.2 522 92 92 44 77 86 135

71 Saint Lucia 3.4 1.6 294 99 95 .. .. 100 517

72 Venezuela, RB 2.0 2.5 231 97 80 51 .. 94 194

73 Albania 2.7 3.8 366 97 96 51 75 98 131

74 Thailand 2.0 1.3 260 99 96 .. 72 99 37

75 Samoa (Western) 4.3 1.1 209 93 25 .. .. 100 70

76 Saudi Arabia 3.0 1.0 578 95 97 .. 32 91 137

77 Ukraine 3.8 1.9 305 98 99 .. 68 100 295

78 Lebanon 3.0 7.2 730 .. 96 .. 61 89 325

79 Kazakhstan 2.0 1.5 315 65 99 22 66 99 354

80 Armenia 1.2 4.8 302 96 92 48 61 97 359

81 China 2.0 3.6 278 94 84 .. 84 96 106

82 Peru 2.1 2.3 233 91 89 46 69 59 117

83 Ecuador 2.0 3.1 220 99 99 .. 66 69 148

84 Philippines 1.4 1.8 174 91 80 76 19 60 58

85 Grenada 4.9 1.8 473 .. 74 .. 54 e 100 50

86 Jordan 4.2 5.2 440 58 99 44 56 100 203

87 Tunisia 2.5 2.9 409 97 95 .. 63 90 134

88 Saint Vincent and the Grenadines 4.1 2.0 384 99 99 .. .. 100 87

89 Suriname 3.6 4.3 309 .. 86 43 42 85 45

90 Fiji 2.3 1.4 220 93 62 .. .. 99 34

91 Paraguay 2.3 5.0 301 82 89 .. 73 77 111

92 Turkey 5.4 2.2 528 88 81 19 64 83 135

93 Sri Lanka 1.6 1.9 121 99 96 .. 70 96 55

94 Dominican Republic 2.3 4.7 335 97 79 53 70 99 188

95 Belize 2.2 2.3 309 99 95 .. 47 e 83 105

96 Iran, Islamic Rep. of 3.1 3.4 498 99 96 .. 73 90 45

97 Georgia 1.0 3.0 174 91 86 .. 41 96 409

98 Maldives 5.5 0.7 364 98 97 .. 42 70 92

99 Azerbaijan 0.9 2.7 140 99 98 40 55 100 355

100 Occupied Palestinian Territories .. .. .. 98 96 c .. .. 97 ..

101 El Salvador 3.7 4.4 378 94 93 .. 67 92 124

102 Algeria 3.3 0.8 186 98 81 .. 64 96 113

103 Guyana 4.0 0.8 283 94 88 40 37 86 48

104 Jamaica 2.7 2.6 216 85 80 21 66 97 85

105 Turkmenistan 2.6 1.3 221 99 97 .. 62 97 418

106 Cape Verde 3.4 1.2 185 79 69 .. 53 89 49
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H
um

an developm
ent indicators

Health expenditure

MDG
One-year-olds fully immunized

Children with
diarrhoea

receiving oral
rehydration

and continued
feeding

(% under age 5)

MDG
Contraceptive

prevalence
rate a

(% of married 
women ages 

15–49)

MDG
Births

attended by
skilled health

personnel
(%)

Physicians
(per 100,000 

people)

HDI rank

Against
tuberculosis

(%)

Against
measles

(%)

Public
(% of GDP)

Private
(% of GDP)

Per capita
(PPP US$)

2003 2003 2003 2004 2004 1996–2004 b 1996–2004 b 1996–2004 b 1990–2004 b

107 Syrian Arab Republic 2.5 2.6 116 99 98 .. 40 e 77 e 140

108 Indonesia 1.1 2.0 113 82 72 61 60 72 13

109 Viet Nam 1.5 3.9 164 96 97 39 79 85 53

110 Kyrgyzstan 2.2 3.1 161 98 99 16 60 98 251

111 Egypt 2.5 3.3 235 98 97 29 60 69 54

112 Nicaragua 3.7 4.0 208 88 84 49 69 67 37

113 Uzbekistan 2.4 3.1 159 99 98 33 68 96 274

114 Moldova, Rep. of 3.9 3.3 177 96 96 52 62 99 264

115 Bolivia 4.3 2.4 176 93 64 54 58 67 122

116 Mongolia 4.3 2.4 140 95 96 66 67 97 263

117 Honduras 4.0 3.1 184 93 92 .. 62 56 57

118 Guatemala 2.1 3.3 235 98 75 22 43 41 90

119 Vanuatu 2.9 1.0 110 63 48 .. .. 88 11

120 Equatorial Guinea 1.0 0.5 179 73 51 36 .. 65 30

121 South Africa 3.2 5.2 669 97 81 37 56 84 77

122 Tajikistan 0.9 3.5 71 97 89 29 34 71 203

123 Morocco 1.7 3.4 218 95 95 50 63 63 51

124 Gabon 2.9 1.5 255 89 55 44 33 86 29

125 Namibia 4.5 1.9 359 71 70 39 44 76 30

126 India 1.2 3.6 82 73 56 22 48 g 43 60

127 São Tomé and Principe 7.2 1.4 93 99 91 44 29 76 49

128 Solomon Islands 4.5 0.3 87 84 72 .. .. 85 13

129 Cambodia 2.1 8.8 188 95 80 59 24 32 16

130 Myanmar 0.5 2.3 51 85 78 48 37 57 36

131 Botswana 3.3 2.3 375 99 90 7 40 94 40

132 Comoros 1.5 1.2 25 79 73 31 26 62 15

133 Lao People’s Dem. Rep. 1.2 2.0 56 60 36 37 32 19 59

134 Pakistan 0.7 1.7 48 80 67 33 c 28 .. 74

135 Bhutan 2.6 0.5 59 92 87 .. 19 e 37 5

136 Ghana 1.4 3.1 98 92 83 40 25 47 15

137 Bangladesh 1.1 2.3 68 95 77 35 58 13 26

138 Nepal 1.5 3.8 64 85 73 43 39 15 21

139 Papua New Guinea 3.0 0.4 132 54 44 .. 26 41 5

140 Congo 1.3 0.7 23 85 65 .. .. .. 20

141 Sudan 1.9 2.4 54 51 59 38 10 e 87 c 22

142 Timor-Leste 7.3 2.3 125 72 55 .. 10 18 10

143 Madagascar 1.7 1.0 24 72 59 47 27 51 29

144 Cameroon 1.2 3.0 64 83 64 33 26 62 19

145 Uganda 2.2 5.1 75 99 91 29 23 39 8

146 Swaziland 3.3 2.5 324 84 70 24 28 74 16

LOW HUMAN DEVELOPMENT

147 Togo 1.4 4.2 62 91 70 25 26 61 4

148 Djibouti 3.8 1.9 72 78 60 .. .. 61 18

149 Lesotho 4.1 1.1 106 83 70 29 30 60 5

150 Yemen 2.2 3.3 89 63 76 23 c 21 27 33

151 Zimbabwe 2.8 5.1 132 95 80 80 54 73 16

152 Kenya 1.7 2.6 65 87 73 33 39 42 14

153 Mauritania 3.2 1.0 59 86 64 28 8 57 11

154 Haiti 2.9 4.6 84 71 54 41 28 24 25

155 Gambia 3.2 4.9 96 95 90 38 10 55 11

156 Senegal 2.1 3.0 58 95 57 33 11 58 6

157 Eritrea 2.0 2.4 50 91 84 54 8 28 5

158 Rwanda 1.6 2.1 32 86 84 16 13 31 5

159 Nigeria 1.3 3.7 51 48 35 28 13 35 28

T A
B

L
E6



BERICHT ÜBER DIE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG 2006370

H
um

an
 d

ev
el

op
m

en
t 

in
di

ca
to

rs

Health expenditure

MDG
One-year-olds fully immunized

Children with
diarrhoea

receiving oral
rehydration

and continued
feeding

(% under age 5)

MDG
Contraceptive

prevalence
rate a

(% of married 
women ages 

15–49)

MDG
Births

attended by
skilled health

personnel
(%)

Physicians
(per 100,000 

people)

HDI rank

Against
tuberculosis

(%)

Against
measles

(%)

Public
(% of GDP)

Private
(% of GDP)

Per capita
(PPP US$)

2003 2003 2003 2004 2004 1996–2004 b 1996–2004 b 1996–2004 b 1990–2004 b

Commitment to health: resources, access and services

160 Guinea 0.9 4.5 95 71 73 44 6 56 11

161 Angola 2.4 0.4 49 72 64 32 6 45 8

162 Tanzania, U. Rep. of 2.4 1.9 29 91 94 38 25 46 2

163 Benin 1.9 2.5 36 99 85 42 19 66 4

164 Côte d’Ivoire 1.0 2.6 57 51 49 34 15 68 12

165 Zambia 2.8 2.6 51 94 84 48 34 43 12

166 Malawi 3.3 6.0 46 97 80 51 31 61 2

167 Congo, Dem. Rep. of the 0.7 3.3 14 78 64 17 31 61 11

168 Mozambique 2.9 1.8 45 87 77 33 17 48 3

169 Burundi 0.7 2.4 15 84 75 16 16 25 3

170 Ethiopia 3.4 2.5 20 82 71 38 8 6 3

171 Chad 2.6 3.9 51 38 56 50 3 16 4

172 Central African Republic 1.5 2.5 47 70 35 47 28 44 8

173 Guinea-Bissau 2.6 3.0 45 80 80 23 8 35 12

174 Burkina Faso 2.6 3.0 68 99 78 .. 14 38 6

175 Mali 2.8 2.0 39 75 75 45 8 41 8

176 Sierra Leone 2.0 1.5 34 83 64 39 4 42 3

177 Niger 2.5 2.2 30 72 74 43 14 16 3

Developing countries .. .. .. 84 74 .. .. 59 ..

Least developed countries .. .. .. 82 72 .. .. 36 ..

Arab States .. .. .. 85 86 .. .. 72 ..

East Asia and the Pacific .. .. .. 92 83 .. .. 86 ..

Latin America and the Caribbean .. .. .. 96 92 .. .. 87 ..

South Asia .. .. .. 78 62 .. .. 38 ..

Sub-Saharan Africa .. .. .. 77 66 .. .. 43 ..

Central and Eastern Europe and the CIS .. .. .. 96 97 .. .. 97 ..

OECD .. .. .. 92 92 .. .. 97 ..

High-income OECD .. .. .. 84 92 .. .. 99 ..

High human development .. .. .. 95 93 .. .. 99 ..

Medium human development .. .. .. 86 76 .. .. 65 ..

Low human development .. .. .. 74 64 .. .. 39 ..

High income .. .. .. 88 92 .. .. 99 ..

Middle income .. .. .. 94 87 .. .. 87 ..

Low income .. .. .. 77 64 .. .. 41 ..

World .. .. .. 84 h 76 h .. .. 63 h ..
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NOTES
a Data usually refer to women ages 15–49 who are 

married or in union; the actual age range covered 

may vary across countries.

b Data refer to the most recent year available during 

the period specified.

c Data are from UNICEF 2005. Data refer to a period 

other than that specified.

d Data refer to high-risk children only.

e Data refer to a year or period other than that 

specified, differ from the standard definition or 

refer to only part of a country.

f Excluding Northern Ireland.

g Excluding the state of Tripura.

h Data are world aggregates from UNICEF 2005.

SOURCES
Columns 1 and 2: calculated on the basis of data on 

health expenditure from WHO 2006b. 

Column 3: WHO 2006b. 

Columns 4 and 6: UNICEF 2005.

Columns 5 and 8: UN 2006c, based on a joint effort 

by the United Nations Children’s Fund and the World 

Health Organization.

Column 7: UN 2006c, based on data from the United 

Nations Population Fund.

Column 9: WHO 2006c.
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HDI rank

MDG
Population with

sustainable access to
improved sanitation

(%)

MDG
Population with

sustainable access to an
improved water source

(%)

MDG
Population undernourished

(% of total)

MDG
Children

under weight
for age
(% under 

age 5)

Children
under height

for age
(% under 

age 5)

Infants
with low

birthweight
(%)

1990 2004 1990 2004 1990/92 a 2001/03 a 1996–2004 b 1996–2004 b 1996–2004 b

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

1 Norway .. .. 100 100 .. .. .. .. 5

2 Iceland 100 100 100 100 .. .. .. .. 4

3 Australia 100 100 100 100 .. .. .. .. 7

4 Ireland .. .. .. .. .. .. .. .. 6

5 Sweden 100 100 100 100 .. .. .. .. 4

6 Canada 100 100 100 100 .. .. .. .. 6

7 Japan 100 100 100 100 .. .. .. 6 c 8

8 United States 100 100 100 100 .. .. 1 c 1 8

9 Switzerland 100 100 100 100 .. .. .. .. 6

10 Netherlands 100 100 100 100 .. .. .. 1 c ..

11 Finland 100 100 100 100 .. .. .. .. 4

12 Luxembourg .. .. 100 100 .. .. .. .. 8

13 Belgium .. .. .. .. .. .. .. .. 8

14 Austria 100 100 100 100 .. .. .. .. 7

15 Denmark .. .. 100 100 .. .. .. .. 5

16 France .. .. 100 100 .. .. .. .. 7

17 Italy .. .. .. .. .. .. .. 3 c 6

18 United Kingdom .. .. 100 100 .. .. .. .. 8

19 Spain 100 100 100 100 .. .. .. .. 6

20 New Zealand .. .. 97 .. .. .. .. .. 6

21 Germany 100 100 100 100 .. .. .. .. 7

22 Hong Kong, China (SAR) .. .. .. .. .. .. .. .. ..

23 Israel .. .. 100 100 .. .. .. .. 8

24 Greece .. .. .. .. .. .. .. .. 8

25 Singapore 100 100 100 100 .. .. 14 d 2 8

26 Korea, Rep. of .. .. .. 92 <2.5 <2.5 .. .. 4

27 Slovenia .. .. .. .. .. 3 .. .. 6

28 Portugal .. .. .. .. .. .. .. .. 8

29 Cyprus 100 100 100 100 <2.5 <2.5 .. .. ..

30 Czech Republic 99 98 100 100 .. <2.5 1 c 2 c 7

31 Barbados 100 100 100 100 <2.5 <2.5 6 d 7 c 10

32 Malta .. .. 100 100 .. .. .. .. 6

33 Kuwait .. .. .. .. 24 5 10 3 7

34 Brunei Darussalam .. .. .. .. 4 3 .. .. 10

35 Hungary .. 95 99 99 .. <2.5 2 d 3 c 9

36 Argentina 81 91 94 96 <2.5 <2.5 5 12 7

37 Poland .. .. .. .. .. <2.5 .. .. 6

38 Chile 84 91 90 95 8 4 1 1 5

39 Bahrain .. .. .. .. .. .. 9 c 10 c 8

40 Estonia 97 97 100 100 .. 3 .. .. 4

41 Lithuania .. .. .. .. .. <2.5 .. .. 4

42 Slovakia 99 99 100 100 .. 6 .. .. 7

43 Uruguay 100 100 100 100 7 3 5 c 10 c 8

44 Croatia 100 100 100 100 .. 7 1 1 6

45 Latvia .. 78 99 99 .. 3 .. .. 5

46 Qatar 100 100 100 100 .. .. 6 c 8 c 10

47 Seychelles .. .. 88 88 14 9 6 d 5 c ..

48 Costa Rica .. 92 .. 97 6 4 5 6 7

49 United Arab Emirates 97 98 100 100 4 <2.5 14 c 17 d 15

50 Cuba 98 98 .. 91 8 <2.5 4 c 5 6

51 Saint Kitts and Nevis 95 95 100 100 13 11 .. .. 9

52 Bahamas 100 100 .. 97 9 7 .. .. 7

53 Mexico 58 79 82 97 5 5 8 18 9
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E7 Water, sanitation and nutritional status
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HDI rank

MDG
Population with

sustainable access to
improved sanitation

(%)

MDG
Population with

sustainable access to an
improved water source

(%)

MDG
Population undernourished

(% of total)

MDG
Children

under weight
for age
(% under 

age 5)

Children
under height

for age
(% under 

age 5)

Infants
with low

birthweight
(%)

1990 2004 1990 2004 1990/92 a 2001/03 a 1996–2004 b 1996–2004 b 1996–2004 b

Water, sanitation and nutritional status

54 Bulgaria 99 99 99 99 .. 9 .. .. 10

55 Tonga 96 96 100 100 .. .. .. 1 c 0

56 Oman 83 .. 80 .. .. .. 24 10 8

57 Trinidad and Tobago 100 100 92 91 13 11 7 d 4 23

58 Panama 71 73 90 90 21 25 7 18 10

59 Antigua and Barbuda .. 95 .. 91 .. .. 10 d 7 d 8

60 Romania .. .. .. 57 .. <2.5 6 10 9

61 Malaysia .. 94 98 99 3 3 11 16 10

62 Bosnia and Herzegovina .. 95 97 97 .. 9 4 10 4

63 Mauritius .. 94 100 100 6 6 15 c 10 c 13

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT

64 Libyan Arab Jamahiriya 97 97 71 .. <2.5 <2.5 5 c 15 c 7

65 Russian Federation 87 87 94 97 .. 3 3 13 d 6

66 Macedonia, TFYR .. .. .. .. .. 7 6 7 5

67 Belarus .. 84 100 100 .. 3 .. .. 5

68 Dominica .. 84 .. 97 4 8 5 d 6 d 10

69 Brazil 71 75 83 90 12 8 6 11 10

70 Colombia 82 86 92 93 17 14 7 14 9

71 Saint Lucia .. 89 98 98 8 5 14 d 11 c 8

72 Venezuela, RB .. 68 .. 83 11 18 4 13 7

73 Albania .. 91 96 96 .. 6 14 35 3

74 Thailand 80 99 95 99 30 21 19 c 13 c 9

75 Samoa (Western) 98 100 91 88 11 4 2 4 4

76 Saudi Arabia .. .. 90 .. 4 4 14 c 16 c 11

77 Ukraine .. 96 .. 96 .. 3 1 3 5

78 Lebanon .. 98 100 100 <2.5 3 3 12 6

79 Kazakhstan 72 72 87 86 .. 8 4 10 8

80 Armenia .. 83 .. 92 .. 29 3 13 7

81 China 23 44 70 77 16 12 8 14 6

82 Peru 52 63 74 83 42 12 7 25 11

83 Ecuador 63 89 73 94 8 5 12 26 16

84 Philippines 57 72 87 85 26 19 28 32 20

85 Grenada 97 96 .. 95 9 7 .. .. 9

86 Jordan 93 93 97 97 4 7 4 9 10

87 Tunisia 75 85 81 93 <2.5 <2.5 4 12 7

88 Saint Vincent and the Grenadines .. .. .. .. 22 12 .. .. 10

89 Suriname .. 94 .. 92 13 10 13 10 13

90 Fiji 68 72 .. 47 10 4 8 c 3 c 10

91 Paraguay 58 80 62 86 18 15 5 c 14 c 9

92 Turkey 85 88 85 96 <2.5 3 4 16 16

93 Sri Lanka 69 91 68 79 28 22 29 14 22

94 Dominican Republic 52 78 84 95 27 27 5 9 11

95 Belize .. 47 .. 91 7 5 6 c .. 6

96 Iran, Islamic Rep. of 83 .. 92 94 4 4 11 15 7

97 Georgia 97 94 80 82 .. 13 3 12 6

98 Maldives .. 59 96 83 17 11 30 25 22

99 Azerbaijan .. 54 68 77 .. 10 7 13 11

100 Occupied Palestinian Territories .. 73 .. 92 .. 16 4 9 d 9 d

101 El Salvador 51 62 67 84 12 11 10 19 13

102 Algeria 88 92 94 85 5 5 10 19 7

103 Guyana .. 70 .. 83 21 9 14 11 12

104 Jamaica 75 80 92 93 14 10 4 4 9

105 Turkmenistan .. 62 .. 72 .. 8 12 22 6

106 Cape Verde .. 43 .. 80 .. .. 14 c 16 c 13
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HDI rank

MDG
Population with

sustainable access to
improved sanitation

(%)

MDG
Population with

sustainable access to an
improved water source

(%)

MDG
Population undernourished

(% of total)

MDG
Children

under weight
for age
(% under 

age 5)

Children
under height

for age
(% under 

age 5)

Infants
with low

birthweight
(%)

1990 2004 1990 2004 1990/92 a 2001/03 a 1996–2004 b 1996–2004 b 1996–2004 b

107 Syrian Arab Republic 73 90 80 93 5 4 7 19 6

108 Indonesia 46 55 72 77 9 6 28 42 9

109 Viet Nam 36 61 65 85 31 17 28 37 9

110 Kyrgyzstan 60 59 78 77 .. 4 11 25 7

111 Egypt 54 70 94 98 4 3 9 16 12

112 Nicaragua 45 47 70 79 30 27 10 20 12

113 Uzbekistan 51 67 94 82 .. 26 8 21 7

114 Moldova, Rep. of .. 68 .. 92 .. 11 3 10 d 5

115 Bolivia 33 46 72 85 28 23 8 27 9

116 Mongolia .. 59 63 62 34 28 13 25 8

117 Honduras 50 69 84 87 23 22 17 29 14

118 Guatemala 58 86 79 95 16 23 23 49 13

119 Vanuatu .. 50 60 60 12 12 20 d 20 6

120 Equatorial Guinea .. 53 .. 43 .. .. 19 39 d 13

121 South Africa 69 65 83 88 .. .. 12 25 15

122 Tajikistan .. 51 .. 59 .. 61 .. 36 15

123 Morocco 56 73 75 81 6 6 10 18 11

124 Gabon .. 36 .. 88 10 5 12 21 14

125 Namibia 24 25 57 87 34 23 24 24 14

126 India 14 33 70 86 25 20 49 45 30

127 São Tomé and Principe .. 25 .. 79 18 12 13 29 20 d

128 Solomon Islands .. 31 .. 70 33 20 21 d 27 c 13

129 Cambodia .. 17 .. 41 43 33 45 45 11

130 Myanmar 24 77 57 78 10 5 32 32 15

131 Botswana 38 42 93 95 23 30 13 23 10

132 Comoros 32 33 93 86 47 62 26 42 25

133 Lao People’s Dem. Rep. .. 30 .. 51 29 21 40 42 14

134 Pakistan 37 59 83 91 24 23 38 37 19

135 Bhutan .. 70 .. 62 .. .. 19 40 15

136 Ghana 15 18 55 75 37 12 22 30 11

137 Bangladesh 20 39 72 74 35 30 48 43 30

138 Nepal 11 35 70 90 20 17 48 51 21

139 Papua New Guinea 44 44 39 39 15 13 35 d 43 c 11

140 Congo .. 27 .. 58 54 34 14 28 c ..

141 Sudan 33 34 64 70 31 27 17 c 43 31

142 Timor-Leste .. 36 .. 58 11 8 46 49 10

143 Madagascar 14 34 40 50 35 38 42 48 14

144 Cameroon 48 51 50 66 33 25 18 32 11

145 Uganda 42 43 44 60 24 19 23 39 12

146 Swaziland .. 48 .. 62 14 19 10 30 9

LOW HUMAN DEVELOPMENT

147 Togo 37 35 50 52 33 25 25 22 15

148 Djibouti 79 82 72 73 53 26 18 26 ..

149 Lesotho 37 37 .. 79 17 12 18 46 14

150 Yemen 32 43 71 67 34 37 46 52 32

151 Zimbabwe 50 53 78 81 45 45 13 27 11

152 Kenya 40 43 45 61 39 31 20 30 11

153 Mauritania 31 34 38 53 15 10 32 35 ..

154 Haiti 24 30 47 54 65 47 17 23 21

155 Gambia .. 53 .. 82 22 27 17 19 17

156 Senegal 33 57 65 76 23 23 23 25 18

157 Eritrea 7 9 43 60 .. 73 40 38 21

158 Rwanda 37 42 59 74 43 36 27 43 9

159 Nigeria 39 44 49 48 13 9 29 38 14
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MDG
Population with

sustainable access to
improved sanitation

(%)

MDG
Population with

sustainable access to an
improved water source

(%)

MDG
Population undernourished

(% of total)

MDG
Children

under weight
for age
(% under 

age 5)

Children
under height

for age
(% under 

age 5)

Infants
with low

birthweight
(%)

1990 2004 1990 2004 1990/92 a 2001/03 a 1996–2004 b 1996–2004 b 1996–2004 b

Water, sanitation and nutritional status

160 Guinea 14 18 44 50 39 24 21 26 12

161 Angola 29 31 36 53 58 38 31 45 12

162 Tanzania, U. Rep. of 47 47 46 62 37 44 22 44 13

163 Benin 12 33 63 67 20 14 23 31 16

164 Côte d’Ivoire 21 37 69 84 18 14 17 25 17

165 Zambia 44 55 50 58 48 47 23 47 12

166 Malawi 47 61 40 73 50 34 22 49 16

167 Congo, Dem. Rep. of the 16 30 43 46 31 72 31 38 12

168 Mozambique 20 32 36 43 66 45 24 41 14

169 Burundi 44 36 69 79 48 67 45 57 16

170 Ethiopia 3 13 23 22 .. 46 47 52 15

171 Chad 7 9 19 42 58 33 28 29 17

172 Central African Republic 23 27 52 75 50 45 24 28 c 14

173 Guinea-Bissau .. 35 .. 59 24 37 25 31 22

174 Burkina Faso 7 13 38 61 21 17 38 39 19

175 Mali 36 46 34 50 29 28 33 38 23

176 Sierra Leone .. 39 .. 57 46 50 27 34 23 d

177 Niger 7 13 39 46 41 32 40 40 17

Developing countries 33 49 71 79 20 17 .. .. ..

Least developed countries 22 37 51 59 34 33 .. .. ..

Arab States 61 71 84 86 11 10 .. .. ..

East Asia and the Pacific 30 50 72 79 17 12 .. .. ..

Latin America and the Caribbean 67 78 83 91 14 10 .. .. ..

South Asia 18 37 72 85 25 20 .. .. ..

Sub-Saharan Africa 32 37 48 56 31 30 .. .. ..

Central and Eastern Europe and the CIS .. .. 93 94 .. .. .. .. ..

OECD 94 96 97 99 .. .. .. .. ..

High-income OECD 100 100 100 100 .. .. .. .. ..

High human development 94 97 98 99 .. .. .. .. ..

Medium human development 34 51 74 83 19 15 .. .. ..

Low human development 28 35 45 52 32 32 .. .. ..

High income .. .. 100 100 .. .. .. .. ..

Middle income 46 61 78 84 15 11 .. .. ..

Low income 22 38 64 76 27 23 .. .. ..

World 49 e 59 e 78 e 83 e 20 17 .. .. ..
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NOTES
a Data refer to the average for the years specified.

b Data refer to the most recent year available during 

the period specified.

c Data refer to a year or period other than that 

specified.

d UNICEF 2005. Data refer to a year or period 

other than that specified, differ from the standard 

definition or refer to only part of the country.

e Figure is the world aggregate from UN 2006c.

SOURCES
Columns 1–4 and 7: UN 2006c, based on a joint 

effort by the United Nations Children’s Fund and the 

World Health Organization.

Columns 5 and 6: UN 2006c, based on data from 

the Food and Agriculture Organization.

Columns 8 and 9: WHO 2006a.
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HDI rank

Survey
year

Births attended
by skilled health

personnel
(%)

One-year-olds fully
immunized a

(%)

Children under
height for age
(% under age 5)

Infant mortality rate b

(per 1,000 live births)

Under-five
mortality rate b

(per 1,000 live births)

Poorest
20%

Richest
20%

Poorest
20%

Richest
20%

Poorest
20%

Richest
20%

Poorest
20%

Richest
20%

Poorest
20%

Richest
20%

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT

69 Brazil 1996 72 99 57 74 17 2 83 29 99 33

70 Colombia 1995 61 98 58 77 17 5 41 16 52 24

79 Kazakhstan 1999 99 99 69 62 13 4 68 42 82 45 c

80 Armenia 2000 93 100 66 68 16 8 52 27 61 30

82 Peru 2000 13 88 58 81 29 4 64 14 93 18

84 Philippines 1998 21 92 60 87 .. .. 49 21 80 29

86 Jordan 1997 91 99 21 17 11 5 35 23 42 25

91 Paraguay 1998 53 98 28 70 15 3 68 30 85 33

92 Turkey 1990 41 98 20 53 17 3 43 16 57 20

94 Dominican Republic 1996 89 98 34 47 14 2 67 23 90 27

105 Turkmenistan 2000 97 98 85 78 17 11 89 58 106 70

108 Indonesia 1997 21 89 43 72 .. .. 78 23 109 29

109 Viet Nam 2000 58 100 44 92 .. .. 39 14 53 16

110 Kyrgyzstan 1997 96 100 69 73 28 12 83 46 96 49

111 Egypt 2000 31 94 91 92 16 8 76 30 98 34

112 Nicaragua 2001 78 99 64 71 22 4 50 16 64 19

113 Uzbekistan 1996 92 100 81 78 20 16 54 46 70 50

115 Bolivia 1998 20 98 22 31 25 4 107 26 147 32

118 Guatemala 1998 9 92 66 56 30 7 58 39 78 39

121 South Africa 1998 68 98 51 70 .. .. 62 17 87 22

123 Morocco 1992 5 78 54 95 23 7 80 35 112 39

124 Gabon 2000 67 97 6 24 21 9 57 36 93 55

125 Namibia 2000 55 97 60 68 18 9 36 23 55 31

126 India 1998 16 84 21 64 25 17 97 38 141 46

129 Cambodia 2000 15 81 29 68 27 14 110 50 155 64

132 Comoros 1996 26 85 40 82 23 18 87 65 129 87 c

134 Pakistan 1990 5 55 23 55 25 17 89 63 125 74

136 Ghana 1998 18 86 50 79 20 9 73 26 139 52

137 Bangladesh 1999 4 42 50 75 .. .. 93 58 140 72

138 Nepal 2001 4 45 54 82 33 25 86 53 130 68

143 Madagascar 1997 30 89 22 66 25 25 119 58 195 101

144 Cameroon 1991 32 95 27 64 19 8 104 51 201 82

145 Uganda 2000 20 77 27 43 25 18 106 60 192 106

T
A

B
L
E8 Inequalities in maternal and child health

. . . to lead a long and healthy life . . .
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Survey
year

Births attended
by skilled health

personnel
(%)

One-year-olds fully
immunized a

(%)

Children under
height for age
(% under age 5)

Infant mortality rate b

(per 1,000 live births)

Under-five
mortality rate b

(per 1,000 live births)

Poorest
20%

Richest
20%

Poorest
20%

Richest
20%

Poorest
20%

Richest
20%

Poorest
20%

Richest
20%

Poorest
20%

Richest
20%

Inequalities in maternal and child health

LOW HUMAN DEVELOPMENT

147 Togo 1998 25 91 22 52 19 10 84 66 168 97

150 Yemen 1997 7 50 8 56 26 22 109 60 163 73

151 Zimbabwe 1999 57 94 64 64 19 13 59 44 100 62

152 Kenya 1998 23 80 48 60 27 11 96 40 136 61

153 Mauritania 2000 15 93 16 45 18 15 61 62 98 79

154 Haiti 2000 4 70 25 42 18 5 100 97 164 109

156 Senegal 1997 20 86 .. .. .. .. 85 45 181 70

157 Eritrea 1995 5 74 25 84 23 15 74 68 152 104

158 Rwanda 2000 17 60 71 79 27 16 139 88 246 154

159 Nigeria 1990 12 70 14 58 22 19 102 69 240 120

160 Guinea 1999 12 82 17 52 19 12 119 70 230 133

162 Tanzania, U. Rep. of 1999 29 83 53 78 29 16 115 92 160 135

163 Benin 1996 34 98 38 74 17 12 119 63 208 110

164 Côte d’Ivoire 1994 17 84 16 64 21 10 117 63 190 97

165 Zambia 2001 20 91 64 80 27 20 115 57 192 92

166 Malawi 2000 43 83 65 81 26 23 132 86 231 149

168 Mozambique 1997 18 82 20 85 22 14 188 95 278 145

170 Ethiopia 2000 1 25 7 34 26 23 93 95 159 147

171 Chad 1996 3 47 4 23 23 18 80 89 171 172

172 Central African Republic 1994 14 82 18 64 22 15 132 54 193 98

174 Burkina Faso 1998 18 75 21 52 21 15 106 77 239 155

175 Mali 2001 8 82 20 56 20 12 137 90 248 148

177 Niger 1998 4 63 5 51 21 21 131 86 282 184
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NOTES
This table presents data for developing countries 

based on data from Demographic and Health 

Surveys conducted since 1990. Quintiles are 

defined by socioeconomic status in terms of assets 

or wealth, rather than income or consumption. For 

details, see Gwatkin and others 2005.

a Includes tuberculosis (BCG), measles, and 

diptheria, pertussis and tetanus (DPT) vaccinations.

b Based on births in the 10 years preceding the 

survey.

c Large sampling error due to small number of cases.

SOURCE
All columns: Gwatkin and others 2005.
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MDG
Condom use at last

high-risk sex b

(% ages 15–24)

MDG
Children under age 5 MDG MDG MDG

Tuberculosis cases

Prevalence of smoking
(% of adults) f

HIV
prevalence a

(% ages 15–49)

Using
insecticide-

treated
bednets

(%)

With fever
treated with
antimalarial

drugs
(%)

HDI rank

Prevalence c

(per 100,000 
people)

Detected
under
DOTS d

(%)

Cured
under
DOTS e

(%)Women
1998–2004 g

Men
1998–2004 g

Women
2002–04 g

Men
2002–04 g2005 1999–2004 g 1999–2004 g 2004 2004 2003

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

1 Norway 0.1 [0.1–0.2] .. .. .. .. 4 46 97 25 27

2 Iceland 0.2 [0.1–0.3] .. .. .. .. 2 57 100 20 25

3 Australia 0.1 [<0.2] .. .. .. .. 6 33 82 16 19

4 Ireland 0.2 [0.1–0.4] .. .. .. .. 9 .. .. 26 28

5 Sweden 0.2 [0.1–0.3] .. .. .. .. 3 69 84 18 17

6 Canada 0.3 [0.2–0.5] .. .. .. .. 4 58 35 17 22

7 Japan <0.1 [<0.2] .. .. .. .. 39 45 76 15 47

8 United States 0.6 [0.4–1.0] .. .. .. .. 4 85 70 19 24

9 Switzerland 0.4 [0.3–0.8] .. .. .. .. 6 .. .. 23 27

10 Netherlands 0.2 [0.1–0.4] .. .. .. .. 6 61 86 28 36

11 Finland 0.1 [<0.2] .. .. .. .. 7 .. .. 19 26

12 Luxembourg 0.2 [0.1–0.4] .. .. .. .. 9 83 .. 26 39

13 Belgium 0.3 [0.2–0.5] .. .. .. .. 10 65 73 25 30

14 Austria 0.3 [0.2–0.5] .. .. .. .. 11 42 68 .. ..

15 Denmark 0.2 [0.1–0.4] .. .. .. .. 6 78 84 25 31

16 France 0.4 [0.3–0.8] .. .. .. .. 10 .. .. 21 30

17 Italy 0.5 [0.3–0.9] .. .. .. .. 6 58 95 17 31

18 United Kingdom 0.2 [0.1–0.4] .. .. .. .. 9 .. .. 25 27

19 Spain 0.6 [0.4–1.0] .. .. .. .. 20 .. .. .. ..

20 New Zealand 0.1 [<0.2] .. .. .. .. 11 59 36 22 24

21 Germany 0.1 [0.1–0.2] .. .. .. .. 6 51 71 28 37

22 Hong Kong, China (SAR) .. .. .. .. .. 77 55 78 .. ..

23 Israel  [<0.2] .. .. .. .. 7 34 80 18 32

24 Greece 0.2 [0.1–0.3] .. .. .. .. 17 .. .. .. ..

25 Singapore 0.3 [0.2–0.7] .. .. .. .. 41 67 77 .. ..

26 Korea, Rep. of <0.1 [<0.2] .. .. .. .. 125 21 82 .. ..

27 Slovenia <0.1 [<0.2] .. .. .. .. 17 66 85 .. ..

28 Portugal 0.4 [0.3–0.9] .. .. .. .. 35 78 84 .. ..

29 Cyprus  [<0.2] .. .. .. .. 4 69 79 .. ..

30 Czech Republic 0.1 [<0.2] .. .. .. .. 11 61 79 20 31

31 Barbados 1.5 [0.8–2.5] .. .. .. .. 12 139 100 .. ..

32 Malta 0.1 [0.1–0.2] .. .. .. .. 5 20 100 18 30

33 Kuwait  [<0.2] .. .. .. .. 30 83 62 .. ..

34 Brunei Darussalam <0.1 [<0.2] .. .. .. .. 63 130 60 .. ..

35 Hungary 0.1 [<0.2] .. .. .. .. 30 47 48 28 41

36 Argentina 0.6 [0.3–1.9] .. .. .. .. 53 65 66 25 32

37 Poland 0.1 [0.1–0.2] .. .. .. .. 32 56 78 25 40

38 Chile 0.3 [0.2–1.2] .. .. .. .. 16 114 85 37 48

39 Bahrain  [<0.2] .. .. .. .. 50 49 97 .. ..

40 Estonia 1.3 [0.6–4.3] .. .. .. .. 49 75 70 18 45

41 Lithuania 0.2 [0.1–0.6] .. .. .. .. 67 89 74 13 44

42 Slovakia <0.1 [<0.2] .. .. .. .. 23 34 87 .. ..

43 Uruguay 0.5 [0.2–6.1] .. .. .. .. 33 86 86 24 35

44 Croatia <0.1 [<0.2] .. .. .. .. 65 .. .. .. ..

45 Latvia 0.8 [0.5–1.3] .. .. .. .. 71 83 74 19 51

46 Qatar  [<0.2] .. .. .. .. 77 35 73 .. ..

47 Seychelles .. .. .. .. .. 83 106 100 .. ..

48 Costa Rica 0.3 [0.1–3.6] .. .. .. .. 15 153 94 .. ..

49 United Arab Emirates  [<0.2] .. .. .. .. 26 17 64 1 17

50 Cuba 0.1 [<0.2] .. .. .. .. 12 90 94 .. ..

51 Saint Kitts and Nevis .. .. .. .. .. 15 .. .. .. ..

52 Bahamas 3.3 [1.3–4.5] .. .. .. .. 50 68 62 .. ..

53 Mexico 0.3 [0.2–0.7] .. .. .. .. 43 71 83 5 13
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MDG
Condom use at last

high-risk sex b

(% ages 15–24)

MDG
Children under age 5 MDG MDG MDG

Tuberculosis cases

Prevalence of smoking
(% of adults) f

HIV
prevalence a

(% ages 15–49)

Using
insecticide-

treated
bednets

(%)

With fever
treated with
antimalarial

drugs
(%)

HDI rank

Prevalence c

(per 100,000 
people)

Detected
under
DOTS d

(%)

Cured
under
DOTS e

(%)Women
1998–2004 g

Men
1998–2004 g

Women
2002–04 g

Men
2002–04 g2005 1999–2004 g 1999–2004 g 2004 2004 2003

Leading global health crises and risks

54 Bulgaria <0.1 [<0.2] .. .. .. .. 36 104 91 .. ..

55 Tonga .. .. .. .. .. 42 .. .. .. ..

56 Oman  [<0.2] .. .. .. .. 12 123 90 .. ..

57 Trinidad and Tobago 2.6 [1.4–4.2] .. .. .. .. 12 .. .. .. ..

58 Panama 0.9 [0.5–3.7] .. .. .. .. 45 133 74 .. ..

59 Antigua and Barbuda .. .. .. .. .. 10 .. .. .. ..

60 Romania <0.1 [<0.2] .. .. .. .. 188 41 80 .. ..

61 Malaysia 0.5 [0.2–1.5] .. .. .. .. 133 69 72 2 43

62 Bosnia and Herzegovina <0.1 [<0.2] .. .. .. .. 53 96 94 30 49

63 Mauritius 0.6 [0.3–1.8] .. .. .. .. 135 33 87 1 32

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT

64 Libyan Arab Jamahiriya  [<0.2] .. .. .. .. 20 169 62 .. ..

65 Russian Federation 1.1 [0.7–1.8] .. .. .. .. 160 13 61 .. ..

66 Macedonia, TFYR <0.1 [<0.2] .. .. .. .. 34 73 84 .. ..

67 Belarus 0.3 [0.2–0.8] .. .. .. .. 68 42 73 7 53

68 Dominica .. .. .. .. .. 23 .. .. .. ..

69 Brazil 0.5 [0.3–1.6] .. .. .. .. 77 47 83 14 22

70 Colombia 0.6 [0.3–2.5] 30 .. 1 .. 75 17 83 .. ..

71 Saint Lucia .. .. .. .. .. 21 93 89 .. ..

72 Venezuela, RB 0.7 [0.3–8.9] .. .. .. .. 52 77 82 .. ..

73 Albania  [<0.2] .. .. .. .. 31 34 91 .. ..

74 Thailand 1.4 [0.7–2.1] .. .. .. .. 208 71 73 .. ..

75 Samoa (Western) .. .. .. .. .. 43 .. .. .. ..

76 Saudi Arabia  [<0.2] .. .. .. .. 55 40 79 .. ..

77 Ukraine 1.4 [0.8–4.3] .. .. .. .. 151 .. .. .. ..

78 Lebanon 0.1 [0.1–0.5] .. .. .. .. 12 82 92 31 42

79 Kazakhstan 0.1 [0.1–3.2] 32 65 .. .. 160 79 75 .. ..

80 Armenia 0.1 [0.1–0.6] .. 44 .. .. 98 44 77 .. ..

81 China 0.1 [<0.2] .. .. .. .. 221 63 94 4 h 67

82 Peru 0.6 [0.3–1.7] 19 .. .. .. 216 83 89 .. ..

83 Ecuador 0.3 [0.1–3.5] .. .. .. .. 196 43 84 .. ..

84 Philippines <0.1 [<0.2] .. .. .. .. 463 73 88 8 41

85 Grenada .. .. .. .. .. 8 .. .. .. ..

86 Jordan  [<0.2] .. .. .. .. 5 79 87 8 51

87 Tunisia 0.1 [0.1–0.3] .. .. .. .. 24 96 91 2 50

88 Saint Vincent and the Grenadines .. .. .. .. .. 39 33 .. .. ..

89 Suriname 1.9 [1.1–3.1] .. .. 3 .. 98 .. .. .. ..

90 Fiji 0.1 [0.1–0.4] .. .. .. .. 41 58 86 4 26

91 Paraguay 0.4 [0.2–4.6] .. .. .. .. 107 21 85 7 23

92 Turkey  [<0.2] .. .. .. .. 45 3 93 18 49

93 Sri Lanka <0.1 [<0.2] .. .. .. .. 91 70 81 2 23

94 Dominican Republic 1.1 [0.9–1.3] 29 52 .. .. 118 71 81 11 16

95 Belize 2.5 [1.4–4.0] .. .. .. .. 59 60 89 .. ..

96 Iran, Islamic Rep. of 0.2 [0.1–0.4] .. .. .. .. 35 58 84 .. ..

97 Georgia 0.2 [0.1–2.7] .. .. .. .. 89 79 66 .. ..

98 Maldives  [<0.2] .. .. .. .. 57 94 91 .. ..

99 Azerbaijan 0.1 [0.1–0.4] .. .. 1 1 90 47 70 .. ..

100 Occupied Palestinian Territories .. .. .. .. .. 36 .. 80 .. ..

101 El Salvador 0.9 [0.5–3.8] .. .. .. .. 74 57 88 .. ..

102 Algeria 0.1 [<0.2] .. .. .. .. 54 106 90 (.) 32

103 Guyana 2.4 [1.0–4.9] .. .. 6 3 185 27 57 .. ..

104 Jamaica 1.5 [0.8–2.4] .. .. .. .. 9 79 53 .. ..

105 Turkmenistan <0.1 [<0.2] .. .. .. .. 83 38 82 .. ..

106 Cape Verde .. .. .. .. .. 314 .. .. .. ..
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(%)
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Men
2002–04 g2005 1999–2004 g 1999–2004 g 2004 2004 2003

107 Syrian Arab Republic  [<0.2] .. .. .. .. 51 46 88 .. ..

108 Indonesia 0.1 [0.1–0.2] .. 68 j .. 1 275 53 87 .. ..

109 Viet Nam 0.5 [0.3–0.9] .. .. 16 7 232 89 92 2 35

110 Kyrgyzstan 0.1 [0.1–1.7] .. .. .. .. 137 62 85 .. ..

111 Egypt <0.1 [<0.2] .. .. .. .. 35 61 80 .. ..

112 Nicaragua 0.2 [0.1–0.6] 17 .. .. 2 80 87 84 .. ..

113 Uzbekistan 0.2 [0.1–0.7] .. 50 .. .. 156 28 81 1 24

114 Moldova, Rep. of 1.1 [0.6–2.6] 44 63 .. .. 214 59 65 2 34

115 Bolivia 0.1 [0.1–0.3] 20 37 .. .. 290 71 81 .. ..

116 Mongolia <0.1 [<0.2] .. .. .. .. 209 80 88 .. ..

117 Honduras 1.5 [0.8–2.4] .. .. .. .. 97 83 87 .. ..

118 Guatemala 0.9 [0.5–2.7] .. .. 1 .. 107 55 91 .. ..

119 Vanuatu .. .. .. .. .. 64 107 56 .. ..

120 Equatorial Guinea 3.2 [2.6–3.8] .. .. 1 49 322 82 51 .. ..

121 South Africa 18.8 [16.8–20.7] 20 .. .. .. 670 83 67 8 23

122 Tajikistan 0.1 [0.1–1.7] .. .. 2 69 277 12 86 .. ..

123 Morocco 0.1 [0.1–0.4] .. .. .. .. 105 80 86 (.) 29

124 Gabon 7.9 [5.1–11.5] 33 48 .. .. 339 81 34 .. ..

125 Namibia 19.6 [8.6–31.7] 48 69 3 14 586 88 63 10 23

126 India 0.9 [0.5–1.5] 51 59 .. .. 312 57 86 17 47

127 São Tomé and Principe .. .. .. 23 61 253 .. .. .. ..

128 Solomon Islands .. .. .. .. .. 59 123 87 .. ..

129 Cambodia 1.6 [0.9–2.6] .. .. .. .. 709 61 93 .. ..

130 Myanmar 1.3 [0.7–2.0] .. .. .. .. 180 83 81 12 36

131 Botswana 24.1 [23.0–32.0] 75 88 .. .. 553 67 77 .. ..

132 Comoros <0.1 [<0.2] .. .. 9 63 95 39 .. .. ..

133 Lao People’s Dem. Rep. 0.1 [0.1–0.4] .. .. 18 9 318 55 79 13 59

134 Pakistan 0.1 [0.1–0.2] .. .. .. .. 329 27 75 .. ..

135 Bhutan <0.1 [<0.2] .. .. .. .. 184 35 90 .. ..

136 Ghana 2.3 [1.9–2.6] 33 52 5 63 376 37 66 1 7

137 Bangladesh <0.1 [<0.2] .. .. .. .. 435 44 85 27 55

138 Nepal 0.5 [0.3–1.3] .. .. .. .. 257 67 87 24 49

139 Papua New Guinea 1.8 [0.9–4.4] .. .. .. .. 448 19 58 .. ..

140 Congo 5.3 [3.3–7.5] .. .. .. .. 464 65 69 .. ..

141 Sudan 1.6 [0.8–2.7] .. .. (.) 50 370 35 82 .. ..

142 Timor-Leste  [<0.2] .. .. 8 47 692 46 81 .. ..

143 Madagascar 0.5 [0.2–1.2] 5 12 (.) 61 351 74 71 .. ..

144 Cameroon 5.4 [4.9–5.9] 46 57 1.3 66 227 91 .. .. ..

145 Uganda 6.7 [5.7–7.6] 53 55 (.) .. 646 43 68 .. ..

146 Swaziland 33.4 [21.2–45.3] .. .. (.) 26 1,120 38 42 3 11

LOW HUMAN DEVELOPMENT

147 Togo 3.2 [1.9–4.7] 22 41 2 60 718 17 64 .. ..

148 Djibouti 3.1 [0.8–6.9] .. .. .. .. 1,137 43 74 .. ..

149 Lesotho 23.2 [21.9–24.7] 50 48 .. .. 544 86 70 .. ..

150 Yemen  [<0.2] .. .. .. .. 144 40 82 .. ..

151 Zimbabwe 20.1 [13.3–27.6] 42 69 .. .. 673 42 66 2 20

152 Kenya 6.1 [5.2–7.0] 25 47 5 27 888 46 80 1 21

153 Mauritania 0.7 [0.4–2.8] .. .. 4.1 33 502 44 58 .. ..

154 Haiti 3.8 [2.2–5.4] 19 30 .. 12 387 49 78 6 h ..

155 Gambia 2.4 [1.2–4.1] .. .. 15 55 329 66 75 .. ..

156 Senegal 0.9 [0.4–1.5] 34 54 j 2 36 451 52 70 .. ..

157 Eritrea 2.4 [1.3–3.9] .. 81 4 4 437 14 85 .. ..

158 Rwanda 3.1 [2.9–3.2] 28 41 5 13 660 29 67 .. ..

159 Nigeria 3.9 [2.3–5.6] 24 46 1 34 531 21 59 1 ..
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Leading global health crises and risks

160 Guinea 1.5 [1.2–1.8] 42 h 27 4 56 410 52 75 .. ..

161 Angola 3.7 [2.3–5.3] .. .. 2 63 310 94 68 .. ..

162 Tanzania, U. Rep. of 6.5 [5.8–7.2] 42 47 10 58 479 47 81 .. ..

163 Benin 1.8 [1.2–2.5] 19 34 7 60 142 82 81 .. ..

164 Côte d’Ivoire 7.1 [4.3–9.7] 25 56 1 58 651 38 72 .. ..

165 Zambia 17 [15.9–18.1] 35 40 7 52 707 54 75 1 16

166 Malawi 14.1 [6.9–21.4] 35 47 36 18 501 40 73 5 21

167 Congo, Dem. Rep. of the 3.2 [1.8–4.9] .. .. 1 45 551 70 83 .. ..

168 Mozambique 16.1 [12.5–20.0] 29 33 .. 15 635 46 76 .. ..

169 Burundi 3.3 [2.7–3.8] .. .. 1 31 564 29 79 .. ..

170 Ethiopia  [0.9–3.5] 17 30 .. 3 533 36 70 (.) 6

171 Chad 3.5 [1.7–6.0] 17 25 1 32 566 16 78 .. ..

172 Central African Republic 10.7 [4.5–17.2] .. .. 2 69 549 4 59 .. ..

173 Guinea-Bissau 3.8 [2.1–6.0] .. .. 7 58 306 75 80 .. ..

174 Burkina Faso 2 [1.5–2.5] 54 67 7 50 365 18 66 .. ..

175 Mali 1.7 [1.3–2.1] 14 30 8 38 578 19 65 .. ..

176 Sierra Leone 1.6 [0.9–2.4] .. .. 2 61 847 36 83

177 Niger 1.1 [0.5–1.9] 7 30 6 48 288 46 70

Developing countries 1.1 [1.0–1.4] .. .. .. .. 275 .. .. .. ..

Least developed countries 2.7 [2.3–3.1] .. .. .. .. 456 .. .. .. ..

Arab States 0.2 [0.2–04] .. .. .. .. 125 .. .. .. ..

East Asia and the Pacific 0.2 [0.1–0.3] .. .. .. .. 236 .. .. .. ..

Latin America and the Caribbean 0.6 [0.4–1.2] .. .. .. .. 83 .. .. .. ..

South Asia 0.7 [0.4–1.1] .. .. .. .. 315 .. .. .. ..

Sub-Saharan Africa 6.1 [5.4–6.9] .. .. .. .. 540 .. .. .. ..

Central and Eastern Europe and the CIS 0.6 [0.4–1.0] .. .. .. .. 124 .. .. .. ..

OECD 0.4 [0.3–0.5] .. .. .. .. 22 .. .. .. ..

High-income OECD 0.4 [0.3–0.6] .. .. .. .. 18 .. .. .. ..

High human development 0.4 [0.3–0.5] .. .. .. .. 27 .. .. .. ..

Medium human development 0.7 [0.6–1.0] .. .. .. .. 245 .. .. .. ..

Low human development 4.9 [4.1–5.7] .. .. .. .. 532 .. .. .. ..

High income 0.4 [0.3–0.6] .. .. .. .. 19 .. .. .. ..

Middle income 0.6 [0.5–0.8] .. .. .. .. 182 .. .. .. ..

Low income 1.8 [1.5–2.2] .. .. .. .. 376 .. .. .. ..

World 1.0 [0.9–1.2] .. .. .. .. 229 .. .. .. ..

NOTES
a Data are point and range estimates based on 

estimation models developed by the Joint United 

Nations Programme on HIV/AIDS (UNAIDS). Range 

estimates are in square brackets.

b Because of data limitations, comparisons across 

countries should be made with caution. Data for 

some countries may refer only to part of the country 

or differ from the standard definition.

c Data refer to all forms of tuberculosis.

d Calculated by dividing the new smear-positive 

cases of tuberculosis detected under DOTS, the 

internationally recommended tuberculosis control 

strategy, by the estimated annual incidence of new 

smear-positive cases. Values can exceed 100% 

because of intense case detection in an area 

with a backlog of chronic cases, overreporting 

(for example, double counting), overdiagnosis or 

underestimation of incidence (WHO 2006d).

e Data are the share of new smear-positive cases 

registered for treatment under the DOTS case 

detection and treatment strategy that were 

successfully treated.

f The age range varies among countries, but in most 

is 18 and older or 15 and older.

g Data refer to the most recent year available during 

the period specified.

h Data refer to 2005.

SOURCES
Column 1: UNAIDS 2006; aggregates were 

calculated for the Human Development Report Office 

by UNAIDS. 

Columns 2 and 3: UN 2006c, based on data from a 

joint effort by UNAIDS, the United Nations Children’s 

Fund (UNICEF) and the World Health Organization 

(WHO). 

Columns 4–8: UN 2006c, based on data from 

UNICEF and the WHO.

Columns 9 and 10: World Bank 2006, based on data 

from the WHO and the National Tobacco Information 

Online System.
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HDI rank

Life expectancy at birth
(years)

MDG
Infant mortality rate
(per 1,000 live births)

MDG
Under-five mortality rate

(per 1,000 live births)

Probability at birth of
surviving to age 65 a

(% of cohort)

MDG
Maternal mortality ratio
(per 100,000 live births)

Female Male Reported b Adjusted c

1970–75 d 2000–05 d 1970 2004 1970 2004 2000–05 d 2000–05 d 1990–2004 e 2000

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

1 Norway 74.4 79.3 13 4 15 4 90.6 84.7 6 16

2 Iceland 74.3 80.6 13 2 14 3 91.4 87.4 .. 0

3 Australia 71.7 80.2 17 5 20 6 91.5 85.7 .. 8

4 Ireland 71.3 77.7 20 5 27 6 89.7 83.1 6 5

5 Sweden 74.7 80.1 11 3 15 4 91.5 86.4 5 2

6 Canada 73.2 79.9 19 5 22 6 90.7 85.0 .. 6

7 Japan 73.3 81.9 14 3 21 4 93.3 85.7 8 10

8 United States 71.5 77.3 20 7 26 8 86.7 79.1 8 17

9 Switzerland 73.8 80.5 15 5 18 5 91.9 85.4 5 7

10 Netherlands 74.0 78.3 13 5 15 6 89.7 83.5 7 16

11 Finland 70.7 78.4 13 3 16 4 91.2 80.9 6 6

12 Luxembourg 70.7 78.4 19 5 26 6 89.9 82.6 0 28

13 Belgium 71.4 78.8 21 4 29 5 90.4 82.5 .. 10

14 Austria 70.6 78.9 26 5 33 5 91.0 82.4 .. 4

15 Denmark 73.6 77.1 14 4 19 5 87.0 81.0 10 5

16 France 72.4 79.4 18 4 24 5 91.2 80.9 10 17

17 Italy 72.1 80.0 30 4 33 5 92.2 84.6 7 5

18 United Kingdom 72.0 78.3 18 5 23 6 89.4 83.6 7 13

19 Spain 72.9 79.5 27 3 34 5 92.8 82.1 6 4

20 New Zealand 71.7 79.0 17 5 20 6 89.1 84.1 15 7

21 Germany 71.0 78.7 22 4 26 5 90.5 82.3 8 8

22 Hong Kong, China (SAR) 72.0 81.5 .. .. .. .. 93.7 86.4 .. ..

23 Israel 71.6 79.7 24 5 27 6 91.5 85.5 5 17

24 Greece 72.3 78.2 38 4 54 5 91.5 82.0 1 9

25 Singapore 69.5 78.6 22 3 27 3 90.7 84.5 6 30

26 Korea, Rep. of 62.6 76.9 43 5 54 6 90.2 76.9 20 20

27 Slovenia 69.8 76.3 25 4 29 4 88.9 76.1 17 17

28 Portugal 68.0 77.2 53 4 62 5 90.2 79.8 8 5

29 Cyprus 71.4 78.5 29 5 33 5 91.6 84.3 0 47

30 Czech Republic 70.1 75.5 21 4 24 4 88.2 75.2 3 9

31 Barbados 69.4 74.9 40 10 54 12 86.7 74.8 0 95

32 Malta 70.7 78.3 25 5 32 6 90.3 85.4 .. 21

33 Kuwait 67.0 76.8 49 10 59 12 87.9 82.7 5 5

34 Brunei Darussalam 68.3 76.3 58 8 78 9 87.9 84.7 0 37

35 Hungary 69.3 72.6 36 7 39 8 83.7 64.7 5 16

36 Argentina 67.1 74.3 59 16 71 18 84.9 72.1 44 82

37 Poland 70.5 74.3 32 7 36 8 87.0 69.7 4 13

38 Chile 63.4 77.9 78 8 98 8 88.5 79.1 17 31

39 Bahrain 63.3 74.2 55 9 82 11 84.6 78.9 46 28

40 Estonia 70.5 71.2 21 6 26 8 83.9 57.2 46 63

41 Lithuania 71.3 72.2 23 8 28 8 85.2 60.5 13 13

42 Slovakia 70.0 74.0 25 6 29 9 86.8 69.3 16 3

43 Uruguay 68.7 75.3 48 15 57 17 85.9 73.3 26 27

44 Croatia 69.6 74.9 34 6 42 7 88.1 73.2 2 8

45 Latvia 70.1 71.4 21 10 26 12 81.9 60.1 25 42

46 Qatar 62.1 72.7 45 18 65 21 81.2 74.0 10 7

47 Seychelles .. .. 46 12 59 14 .. .. 57 ..

48 Costa Rica 67.9 78.1 62 11 83 13 88.4 81.2 33 43

49 United Arab Emirates 62.2 77.9 61 7 83 8 90.2 85.0 3 54

50 Cuba 70.7 77.2 34 6 43 7 86.2 80.0 34 33

51 Saint Kitts and Nevis .. .. .. 18 .. 21 .. .. 250 ..

52 Bahamas 66.5 69.5 38 10 49 13 73.6 61.4 .. 60

53 Mexico 62.4 74.9 79 23 110 28 84.0 75.2 65 83
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Life expectancy at birth
(years)
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Infant mortality rate
(per 1,000 live births)

MDG
Under-five mortality rate

(per 1,000 live births)

Probability at birth of
surviving to age 65 a

(% of cohort)

MDG
Maternal mortality ratio
(per 100,000 live births)

Female Male Reported b Adjusted c

1970–75 d 2000–05 d 1970 2004 1970 2004 2000–05 d 2000–05 d 1990–2004 e 2000

Survival: progress and setbacks

54 Bulgaria 71.0 72.1 28 12 31 15 84.5 68.2 15 32

55 Tonga 65.6 72.1 40 20 50 25 78.2 73.4 .. ..

56 Oman 52.1 74.0 126 10 200 13 84.2 78.8 23 87

57 Trinidad and Tobago 65.9 69.9 49 18 57 20 76.1 64.5 45 160

58 Panama 66.2 74.7 46 19 68 24 85.1 76.3 70 160

59 Antigua and Barbuda .. .. .. 11 .. 12 .. .. 65 ..

60 Romania 69.2 71.3 46 17 57 20 82.9 65.3 31 49

61 Malaysia 63.0 73.0 46 10 70 12 83.5 73.4 30 41

62 Bosnia and Herzegovina 67.5 74.1 60 13 82 15 85.2 74.2 10 31

63 Mauritius 62.9 72.1 64 14 86 15 80.9 66.9 22 24

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT

64 Libyan Arab Jamahiriya 52.8 73.4 105 18 160 20 82.5 74.6 77 97

65 Russian Federation 69.7 65.4 29 17 36 21 76.3 44.7 32 67

66 Macedonia, TFYR 67.5 73.7 85 13 119 14 84.6 75.4 7 23

67 Belarus 71.5 68.1 22 9 27 11 79.3 50.6 18 35

68 Dominica .. .. .. 13 .. 14 .. .. 67 ..

69 Brazil 59.5 70.3 95 32 135 34 77.7 62.7 64 260

70 Colombia 61.6 72.2 69 18 108 21 81.0 71.0 78 130

71 Saint Lucia 65.3 72.3 .. 13 .. 14 77.0 71.3 35 ..

72 Venezuela, RB 65.7 72.8 47 16 61 19 82.8 71.7 68 96

73 Albania 67.7 73.7 78 17 109 19 87.6 80.0 23 55

74 Thailand 61.0 69.7 74 18 102 21 80.3 64.5 24 44

75 Samoa (Western) 56.1 70.0 73 25 101 30 78.4 65.5 .. 130

76 Saudi Arabia 53.9 71.6 118 21 185 27 81.2 73.4 .. 23

77 Ukraine 70.1 66.1 22 14 27 18 76.4 46.6 13 35

78 Lebanon 66.4 71.9 45 27 54 31 81.7 73.0 100 150

79 Kazakhstan 63.2 63.2 .. 63 .. 73 71.9 48.0 50 210

80 Armenia 70.8 71.4 .. 29 .. 32 81.7 66.4 9 55

81 China 63.2 71.5 85 26 120 31 81.3 74.2 51 56

82 Peru 55.5 69.8 115 24 178 29 77.1 68.1 190 410

83 Ecuador 58.8 74.2 87 23 140 26 82.6 72.7 80 130

84 Philippines 58.1 70.2 56 26 90 34 78.6 70.1 170 200

85 Grenada .. .. .. 18 .. 21 .. .. 1 ..

86 Jordan 56.5 71.2 77 23 107 27 77.7 71.6 41 41

87 Tunisia 55.6 73.1 135 21 201 25 84.9 75.7 69 120

88 Saint Vincent and the Grenadines 61.6 71.0 .. 18 .. 22 81.3 70.3 93 ..

89 Suriname 64.0 69.0 .. 30 .. 39 77.3 63.1 150 110

90 Fiji 60.6 67.8 50 16 61 20 72.2 62.0 38 75

91 Paraguay 65.9 70.9 58 21 78 24 79.8 71.3 180 170

92 Turkey 57.0 68.6 150 28 201 32 77.9 67.3 130 70

93 Sri Lanka 63.1 73.9 65 12 100 14 85.6 76.1 92 92

94 Dominican Republic 59.7 67.1 91 27 127 32 75.1 60.8 180 150

95 Belize 67.6 71.9 .. 32 .. 39 80.9 71.7 140 140

96 Iran, Islamic Rep. of 55.2 70.2 122 32 191 38 79.2 71.7 37 76

97 Georgia 68.2 70.5 .. 41 .. 45 83.0 66.3 52 32

98 Maldives 51.4 66.3 157 35 255 46 67.5 67.8 140 110

99 Azerbaijan 65.6 66.9 .. 75 .. 90 76.0 60.3 25 94

100 Occupied Palestinian Territories 56.6 72.4 .. 22 .. 24 81.4 75.0 .. 100

101 El Salvador 58.2 70.7 111 24 162 28 77.7 67.3 170 150

102 Algeria 54.5 71.0 143 35 220 40 78.4 75.2 120 140

103 Guyana 60.0 62.9 .. 48 .. 64 65.7 54.2 190 170

104 Jamaica 69.0 70.7 49 17 64 20 73.4 67.9 110 87

105 Turkmenistan 59.2 62.4 .. 80 .. 103 69.8 52.1 14 31

106 Cape Verde 57.5 70.2 .. 27 .. 36 79.8 67.7 76 150
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Infant mortality rate
(per 1,000 live births)

MDG
Under-five mortality rate

(per 1,000 live births)

Probability at birth of
surviving to age 65 a

(% of cohort)

MDG
Maternal mortality ratio
(per 100,000 live births)

Female Male Reported b Adjusted c

1970–75 d 2000–05 d 1970 2004 1970 2004 2000–05 d 2000–05 d 1990–2004 e 2000

107 Syrian Arab Republic 57.4 73.2 90 15 128 16 83.2 76.3 65 160

108 Indonesia 49.2 66.5 104 30 172 38 72.1 63.8 310 230

109 Viet Nam 50.3 70.4 55 17 87 23 78.4 71.0 170 130

110 Kyrgyzstan 61.2 66.8 104 58 130 68 76.0 58.6 44 110

111 Egypt 52.1 69.6 157 26 235 36 79.3 69.3 84 84

112 Nicaragua 55.2 69.5 113 31 165 38 74.9 66.1 83 230

113 Uzbekistan 63.6 66.5 83 57 101 69 72.9 59.9 34 24

114 Moldova, Rep. of 64.8 67.5 46 23 61 28 74.3 56.5 44 36

115 Bolivia 46.7 63.9 147 54 243 69 68.0 60.0 230 420

116 Mongolia 53.8 63.9 .. 41 .. 52 67.6 57.9 99 110

117 Honduras 53.9 67.6 116 31 170 41 70.1 63.5 110 110

118 Guatemala 53.7 67.1 115 33 168 45 73.5 59.7 150 240

119 Vanuatu 54.0 68.4 107 32 155 40 75.2 67.6 68 32

120 Equatorial Guinea 40.5 43.5 .. 122 .. 204 33.0 30.6 .. 880

121 South Africa 53.7 49.0 .. 54 .. 67 38.1 28.9 150 230

122 Tajikistan 60.9 63.5 .. 91 .. 93 69.4 59.3 45 100

123 Morocco 52.9 69.5 119 38 184 43 78.9 70.3 230 220

124 Gabon 48.7 54.6 .. 60 .. 91 48.9 45.6 520 420

125 Namibia 53.9 48.6 85 47 135 63 36.7 31.6 270 300

126 India 50.3 63.1 127 62 202 85 67.4 59.2 540 540

127 São Tomé and Principe 56.5 62.9 .. 75 .. 118 68.6 63.1 100 ..

128 Solomon Islands 55.6 62.2 71 34 99 56 62.0 59.0 550 130

129 Cambodia 40.3 56.0 .. 97 .. 141 61.5 45.0 440 450

130 Myanmar 49.2 60.1 122 76 179 106 63.5 52.7 230 360

131 Botswana 56.1 36.6 99 84 142 116 16.5 13.1 330 100

132 Comoros 48.9 63.0 159 52 215 70 66.5 57.8 520 480

133 Lao People’s Dem. Rep. 40.4 54.5 145 65 218 83 53.1 47.8 530 650

134 Pakistan 51.9 62.9 120 80 181 101 65.6 62.7 530 500

135 Bhutan 41.5 62.7 156 67 267 80 65.3 60.2 260 420

136 Ghana 49.9 56.7 111 68 186 112 52.9 50.4 210 540

137 Bangladesh 45.2 62.6 145 56 239 77 63.7 59.3 380 380

138 Nepal 44.0 61.4 165 59 250 76 61.0 57.9 540 740

139 Papua New Guinea 44.7 55.1 106 68 147 93 46.6 41.5 370 300

140 Congo 54.9 51.9 100 81 160 108 43.5 38.6 .. 510

141 Sudan 45.1 56.3 104 63 172 91 55.4 49.6 550 590

142 Timor-Leste 40.0 55.2 .. 64 .. 80 52.7 47.3 .. 660

143 Madagascar 44.9 55.3 109 76 180 123 54.1 48.7 470 550

144 Cameroon 45.7 45.8 127 87 215 149 36.1 33.1 430 730

145 Uganda 51.1 46.8 100 80 170 138 34.4 32.9 510 880

146 Swaziland 49.6 33.0 132 108 196 156 12.0 9.3 230 370

LOW HUMAN DEVELOPMENT

147 Togo 49.8 54.2 128 78 216 140 53.8 45.2 480 570

148 Djibouti 44.4 52.7 .. 101 .. 126 48.1 42.9 74 730

149 Lesotho 49.8 36.7 128 61 190 82 18.6 11.6 .. 550

150 Yemen 39.9 60.3 202 82 303 111 61.0 54.9 370 570

151 Zimbabwe 55.6 37.2 86 79 138 129 15.5 15.7 700 1,100

152 Kenya 53.6 47.0 96 79 156 120 31.8 35.0 410 1,000

153 Mauritania 43.4 52.5 151 78 250 125 50.7 44.5 750 1,000

154 Haiti 48.5 51.5 148 74 221 117 41.3 38.2 520 680

155 Gambia 38.0 55.5 183 89 319 122 54.3 48.7 730 540

156 Senegal 40.1 55.6 164 78 279 137 54.6 49.4 560 690

157 Eritrea 44.3 53.5 143 52 237 82 45.5 35.9 1,000 630

158 Rwanda 44.6 43.6 124 118 209 203 35.5 29.6 1,100 1,400

159 Nigeria 42.8 43.3 140 101 265 197 33.2 31.6 .. 800
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Life expectancy at birth
(years)

MDG
Infant mortality rate
(per 1,000 live births)

MDG
Under-five mortality rate

(per 1,000 live births)

Probability at birth of
surviving to age 65 a

(% of cohort)

MDG
Maternal mortality ratio
(per 100,000 live births)

Female Male Reported b Adjusted c

1970–75 d 2000–05 d 1970 2004 1970 2004 2000–05 d 2000–05 d 1990–2004 e 2000

Survival: progress and setbacks

160 Guinea 39.3 53.6 197 101 345 155 52.6 49.1 530 740

161 Angola 37.9 40.7 180 154 300 260 33.0 27.8 .. 1,700

162 Tanzania, U. Rep. of 49.5 46.0 129 78 218 126 35.8 33.4 580 1,500

163 Benin 47.0 53.8 149 90 252 152 52.9 48.4 500 850

164 Côte d’Ivoire 49.8 46.0 158 117 239 194 38.5 34.8 600 690

165 Zambia 50.2 37.4 109 102 181 182 18.5 20.0 730 750

166 Malawi 41.8 39.6 189 110 330 175 24.5 23.2 1,100 1,800

167 Congo, Dem. Rep. of the 46.0 43.1 148 129 245 205 34.4 30.8 1,300 990

168 Mozambique 40.7 41.9 168 104 278 152 30.5 26.7 410 1,000

169 Burundi 44.1 43.5 138 114 233 190 33.1 29.7 .. 1,000

170 Ethiopia 43.5 47.6 160 110 239 166 40.7 36.6 870 850

171 Chad 40.6 43.6 .. 117 .. 200 35.1 31.2 830 1,100

172 Central African Republic 43.5 39.4 145 115 238 193 24.5 21.9 1,100 1,100

173 Guinea-Bissau 36.5 44.6 .. 126 .. 203 38.8 33.2 910 1,100

174 Burkina Faso 43.8 47.4 166 97 295 192 41.7 37.9 480 1,000

175 Mali 38.0 47.8 225 121 400 219 44.8 40.8 580 1,200

176 Sierra Leone 35.4 40.6 206 165 363 283 36.2 30.7 1,800 2,000

177 Niger 38.4 44.3 197 152 330 259 40.2 37.8 590 1,600

Developing countries 55.6 64.9 109 57 166 83 69.6 62.3 .. ..

Least developed countries 44.5 52.0 148 94 240 147 47.9 43.5 .. ..

Arab States 52.1 66.9 132 38 202 51 73.3 66.3 .. ..

East Asia and the Pacific 60.5 70.4 84 28 122 34 79.2 71.3 .. ..

Latin America and the Caribbean 61.1 71.7 86 26 123 31 79.7 68.2 .. ..

South Asia 50.1 63.2 128 62 203 84 67.1 60.0 .. ..

Sub-Saharan Africa 45.8 46.1 144 103 243 174 37.0 33.8 .. ..

Central and Eastern Europe and the CIS 69.0 68.1 37 22 46 26 78.8 55.4 .. ..

OECD 70.3 77.6 41 10 52 12 88.4 79.6 .. ..

High-income OECD 71.6 78.8 22 5 27 6 89.9 81.8 .. ..

High human development 70.6 77.7 34 9 42 10 88.7 79.6 .. ..

Medium human development 57.4 66.9 103 45 156 60 73.5 64.5 .. ..

Low human development 44.4 45.6 151 106 254 178 36.7 34.0 .. ..

High income 71.5 78.6 24 6 30 7 89.7 81.6 .. ..

Middle income 62.0 70.0 87 27 126 34 78.7 68.4 .. ..

Low income 48.9 58.3 129 77 206 117 58.5 52.6 .. ..

World 59.9 67.0 97 51 146 75 73.1 64.5 .. ..

NOTES
a Data refer to the probability at birth of surviving to 

age 65, multiplied by 100.

b Data reported by national authorities.

c Data adjusted based on reviews by the United 

Nations Children’s Fund (UNICEF), World Health 

Organization (WHO) and United Nations Population 

Fund to account for well-documented problems of 

underreporting and misclassifications.

d Data are estimates for the period specified.

e Data refer to the most recent year available during 

the period specified.

SOURCES
Columns 1, 2, 7 and 8: UN 2005b.

Columns 3–6 and 10: UN 2006c, based on data 

from a joint effort by UNICEF and the WHO.

Column 9: UNICEF 2005.
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Public expenditure on education
Current public expenditure on education by level a

(% of all levels)

As % of GDP
As % of total

government expenditure
Pre-primary
and primary Secondary Tertiary

1991 2002–04 b 1991 2002–04 b 1991 2002–04 b 1991 2002–04 b 1991 2002–04 b

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

1 Norway 7.1 7.7 14.6 .. 38.3 c 29.4 d 26.9 35.8 d 16.5 31.5 d

2 Iceland .. 8.0 .. .. .. 41.9 d .. 33.7 d .. 16.2 d

3 Australia 4.9 4.8 14.8 .. .. 34.7 d .. 38.8 d .. 24.5 d

4 Ireland 5.0 4.3 9.7 .. 37.5 32.6 d 40.1 35.1 d 20.6 26.8 d

5 Sweden 7.1 7.0 13.8 .. 47.7 .. 19.6 .. 13.2 ..

6 Canada 6.5 5.2 14.2 .. .. .. .. .. .. 34.4 d

7 Japan .. 3.7 .. .. .. .. .. .. .. ..

8 United States 5.1 5.9 12.3 .. .. .. .. .. .. ..

9 Switzerland 5.3 5.4 18.8 .. 49.5 34.3 25.7 38.7 19.4 24.0

10 Netherlands 5.6 5.3 14.3 .. 22.6 34.9 36.9 39.7 31.8 25.3

11 Finland 6.5 6.5 11.9 .. .. 26.2 d .. 40.5 d .. 33.3 d

12 Luxembourg 3.0 .. 10.8 .. .. .. .. .. .. ..

13 Belgium 5.0 6.2 .. .. 23.6 c .. 41.7 .. 16.4 ..

14 Austria 5.5 5.5 7.6 .. 23.9 27.4 46.2 45.9 19.8 22.5

15 Denmark 6.9 8.4 11.8 .. .. 30.5 .. 34.8 .. 32.8

16 France 5.6 6.0 .. .. 26.4 31.9 40.4 49.5 13.8 17.2

17 Italy 3.0 4.9 .. .. 34.5 34.5 61.8 46.5 .. 18.1

18 United Kingdom 4.8 5.5 .. 11.5 d 29.7 .. 43.8 .. 19.6 ..

19 Spain 4.3 4.5 .. .. 29.4 37.5 44.8 42.8 16.1 19.7

20 New Zealand 6.1 6.9 .. 15.1 30.5 28.1 d 25.3 41.7 d 37.4 24.5 d

21 Germany .. 4.8 .. .. .. .. .. .. .. ..

22 Hong Kong, China (SAR) 2.8 4.7 17.4 23.3 .. 25.0 .. 34.9 .. 31.6

23 Israel 6.5 7.3 11.4 13.7 .. 45.2 .. 30.1 .. 17.1

24 Greece 2.3 4.3 .. .. 33.7 29.0 d 45.3 36.8 d 19.6 29.9 d

25 Singapore 3.1 .. 18.2 .. .. .. .. .. .. ..

26 Korea, Rep. of 3.8 4.6 25.6 16.1 44.5 35.6 d 38.6 40.8 d 7.2 14.7 d

27 Slovenia 4.8 6.0 16.1 .. 43.3 .. 37.0 .. 17.0 ..

28 Portugal 4.6 5.9 .. .. 42.9 37.9 35.1 42.2 15.0 16.1

29 Cyprus 3.7 7.4 11.6 .. 38.8 36.7 49.7 51.3 3.9 12.0

30 Czech Republic .. 4.6 .. .. .. 26.0 .. 51.3 .. 19.5

31 Barbados 7.8 7.3 22.2 17.3 .. 31.9 d .. 31.0 .. 34.4

32 Malta 4.4 4.6 8.5 .. 23.0 c 31.6 40.1 47.9 19.0 20.0

33 Kuwait 4.8 8.2 3.4 17.4 .. 30.4 .. 37.5 .. 31.0

34 Brunei Darussalam 3.5 .. .. .. 22.4 .. 29.6 .. 2.0 ..

35 Hungary 6.1 6.0 7.8 .. 55.4 31.5 d 24.6 41.6 d 14.9 18.9 d

36 Argentina 3.3 3.5 .. 14.6 .. 43.2 d .. 39.2 d .. 17.6 d

37 Poland 5.2 5.8 14.6 12.8 36.5 c 40.5 d .. 39.1 d .. 18.4 d

38 Chile 2.5 3.7 10.0 18.5 .. 49.8 .. 39.1 .. 11.1

39 Bahrain 3.9 .. 12.8 .. .. .. .. .. .. ..

40 Estonia .. 5.7 .. .. .. 32.2 .. 40.2 .. 20.9

41 Lithuania 5.5 5.2 20.6 .. .. .. .. .. .. 23.1

42 Slovakia 5.6 4.4 .. .. .. 26.8 d .. 50.7 d .. 18.8 d

43 Uruguay 2.5 2.2 16.6 7.9 36.4 c .. 29.3 .. 24.4 ..

44 Croatia 5.5 4.5 .. 10.0 .. 32.4 d .. 46.2 d .. 19.3

45 Latvia 4.1 5.4 16.9 .. .. .. .. .. .. ..

46 Qatar 3.5 .. .. .. .. .. .. .. .. ..

47 Seychelles 6.5 5.4 d 11.6 .. .. 39.8 d .. 30.0 d .. 18.3 d

48 Costa Rica 3.4 4.9 21.8 18.5 38.2 65.7 21.6 34.3 36.1 ..

49 United Arab Emirates 1.9 1.6 d 15.0 22.5 d .. 45.2 d .. 50.6 d .. 2.6 d

50 Cuba 9.7 .. 10.8 19.4 27.1 41.0 37.2 35.6 15.2 20.6

51 Saint Kitts and Nevis 2.7 4.4 d 11.6 12.7 42.7 42.1 56.2 36.5 .. ..

52 Bahamas 3.7 .. 16.3 .. .. .. .. .. .. ..

53 Mexico 3.8 5.8 15.3 .. 39.4 49.2 27.6 28.6 16.7 19.6
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Public expenditure on education
Current public expenditure on education by level a

(% of all levels)

As % of GDP
As % of total

government expenditure
Pre-primary
and primary Secondary Tertiary

1991 2002–04 b 1991 2002–04 b 1991 2002–04 b 1991 2002–04 b 1991 2002–04 b

Commitment to education: public spending

54 Bulgaria 5.4 4.2 .. .. 70.0 38.2 d .. 47.2 d 13.8 14.3 d

55 Tonga .. 4.8 .. 13.5 .. 59.1 c .. 26.5 .. ..

56 Oman 3.4 4.6 d 15.8 26.1 d 52.3 c 43.4 c, d 39.7 38.6 d 6.6 9.6 d

57 Trinidad and Tobago 4.1 4.3 d 12.4 .. .. .. .. .. .. ..

58 Panama 4.6 3.9 d 18.9 8.9 d 35.9 c .. 22.4 .. 20.2 ..

59 Antigua and Barbuda .. 3.8 .. .. .. 31.9 .. 34.8 .. 7.0

60 Romania 3.5 3.6 .. .. .. 23.2 d .. 47.1 d .. 17.3 d

61 Malaysia 5.1 8.0 18.0 28.0 34.0 c 29.3 d 34.9 33.2 d 19.9 36.5 d

62 Bosnia and Herzegovina .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

63 Mauritius 3.8 4.7 11.8 15.7 37.7 31.4 36.4 40.2 16.6 14.0

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT

64 Libyan Arab Jamahiriya .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

65 Russian Federation 3.6 3.7 .. 12.3 .. .. .. .. .. ..

66 Macedonia, TFYR .. 3.4 .. .. .. .. .. .. .. ..

67 Belarus 5.7 5.8 .. 13.0 37.7 c .. .. .. .. ..

68 Dominica .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

69 Brazil .. 4.1 .. 10.9 .. .. .. .. .. ..

70 Colombia 2.4 4.9 14.3 11.7 .. 42.2 .. 29.1 .. 12.9

71 Saint Lucia .. 5.0 .. .. 48.1 c 47.7 .. 33.2 .. ..

72 Venezuela, RB 4.5 .. 17.0 .. .. .. .. .. .. ..

73 Albania .. 2.8 d .. .. .. .. .. .. .. ..

74 Thailand 3.1 4.2 20.0 40.0 e 56.2 .. 21.6 .. 14.6 ..

75 Samoa (Western) .. 4.3 d .. 13.7 d .. .. .. .. .. ..

76 Saudi Arabia 5.8 .. 17.8 .. .. .. .. .. .. ..

77 Ukraine 6.2 4.6 18.9 18.3 .. .. .. .. .. ..

78 Lebanon .. 2.6 .. 12.7 .. .. .. .. .. 26.4

79 Kazakhstan 3.9 2.4 19.1 .. .. .. .. .. .. ..

80 Armenia .. 3.2 d .. .. .. .. .. .. .. ..

81 China 2.2 .. 12.7 .. .. .. .. .. .. ..

82 Peru 2.8 3.0 .. 17.1 .. 44.1 .. 28.4 .. 15.0

83 Ecuador 3.4 .. 17.5 .. .. .. .. .. .. ..

84 Philippines 3.0 3.2 10.5 17.2 .. 59.5 d .. 24.6 d .. 13.7 d

85 Grenada 4.9 5.2 11.9 12.9 .. 40.8 d .. 34.7 d .. 11.1 d

86 Jordan 8.0 .. 19.1 .. .. .. .. .. .. ..

87 Tunisia 6.0 8.1 14.3 .. .. 36.7 c, d .. 43.9 d .. 19.4

88 Saint Vincent and the Grenadines 5.9 11.1 13.8 20.3 64.1 47.1 31.7 17.4 .. ..

89 Suriname .. .. .. .. 59.0 c .. 15.2 .. 9.1 ..

90 Fiji 5.1 6.4 .. 20.0 .. 40.3 .. 33.5 .. 16.3

91 Paraguay 1.9 4.3 10.3 10.8 .. 54.6 .. 28.3 .. 16.9

92 Turkey 2.4 3.7 .. .. 59.2 c .. 29.2 .. - ..

93 Sri Lanka 3.2 .. 8.4 .. .. .. .. .. .. ..

94 Dominican Republic .. 1.1 .. 6.3 .. 66.5 .. 10.6 .. ..

95 Belize 4.6 5.1 18.5 18.1 60.3 c 55.3 .. 28.2 .. 13.2

96 Iran, Islamic Rep. of 4.1 4.8 22.4 17.9 .. 24.7 .. 35.5 .. 14.5

97 Georgia .. 2.9 .. 13.1 .. .. .. .. .. ..

98 Maldives 7.0 8.1 d 16.0 d .. .. .. .. .. .. ..

99 Azerbaijan 7.7 3.3 d 24.7 19.2 .. 25.3 d .. 52.6 d .. 5.7

100 Occupied Palestinian Territories .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

101 El Salvador 1.8 2.8 d 15.2 20.0 .. 60.0 d .. 23.6 d .. 7.0

102 Algeria 5.1 .. 22.0 .. .. .. .. .. .. ..

103 Guyana 2.2 5.5 6.5 18.4 .. 55.9 .. 23.0 .. 4.1

104 Jamaica 4.5 4.9 12.8 9.5 37.4 36.9 d 33.2 42.6 d 21.1 19.5 d

105 Turkmenistan 3.9 .. 19.7 .. .. .. .. .. .. ..

106 Cape Verde 3.6 7.3 19.9 20.7 .. 44.2 c .. 26.3 .. 11.6
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Current public expenditure on education by level a

(% of all levels)

As % of GDP
As % of total

government expenditure
Pre-primary
and primary Secondary Tertiary

1991 2002–04 b 1991 2002–04 b 1991 2002–04 b 1991 2002–04 b 1991 2002–04 b

107 Syrian Arab Republic 3.9 .. 14.2 .. .. .. .. .. .. ..

108 Indonesia 1.0 0.9 .. 9.0 d .. 39.3 d .. 41.6 d .. 19.2 d

109 Viet Nam 1.8 .. 9.7 .. .. .. .. .. .. ..

110 Kyrgyzstan 6.0 4.4 d 22.7 .. .. 22.6 d .. 45.6 d .. 18.7

111 Egypt 3.9 .. .. .. .. .. .. .. .. ..

112 Nicaragua 3.4 3.1 d 12.1 15.0 .. .. .. .. .. ..

113 Uzbekistan 9.4 .. 17.8 .. .. .. .. .. .. ..

114 Moldova, Rep. of 5.3 4.9 d 21.6 21.4 .. 37.4 d .. 52.0 d .. 10.6

115 Bolivia 2.4 6.4 d .. 18.1 .. 49.3 .. 25.3 .. 22.6

116 Mongolia 11.5 5.6 22.7 .. .. 43.3 .. 31.9 .. 19.4

117 Honduras 3.8 .. .. .. .. .. .. .. .. ..

118 Guatemala 1.3 .. 13.0 .. .. .. .. .. .. ..

119 Vanuatu 4.6 9.6 18.8 .. .. .. .. .. .. ..

120 Equatorial Guinea .. 0.6 d .. .. .. .. .. .. .. ..

121 South Africa 5.9 5.4 .. 18.1 75.6 c 40.5 .. 36.1 21.5 13.9

122 Tajikistan .. 2.8 24.4 16.9 .. 29.5 d .. 49.7 d .. 5.6

123 Morocco 5.0 6.3 26.3 27.8 35.0 c 40.5 c 48.7 44.5 16.3 14.7

124 Gabon .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

125 Namibia 7.9 7.2 .. .. .. .. .. .. .. ..

126 India 3.7 3.3 12.2 10.7 .. .. .. .. .. ..

127 São Tomé and Principe .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

128 Solomon Islands 3.8 .. 7.9 .. 56.5 .. 29.8 .. 13.7 ..

129 Cambodia .. 2.0 .. .. .. .. .. .. .. ..

130 Myanmar .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

131 Botswana 6.2 .. 17.0 .. .. .. .. .. .. ..

132 Comoros .. 3.9 .. 24.1 .. .. .. .. .. ..

133 Lao People’s Dem. Rep. .. 2.3 .. 11.0 d .. 58.5 .. 23.9 .. 9.8

134 Pakistan 2.6 2.0 7.4 .. .. .. .. .. .. ..

135 Bhutan .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

136 Ghana .. .. .. .. .. 39.2 e .. 37.4 e .. 18.0 e

137 Bangladesh 1.5 2.2 10.3 15.5 .. 39.0 c .. 49.5 .. 11.5

138 Nepal 2.0 3.4 8.5 14.9 .. 53.4 d .. 27.5 .. 12.4

139 Papua New Guinea .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

140 Congo 7.4 3.2 d .. .. .. 41.1 d .. 30.6 d .. 26.5 d

141 Sudan 6.0 .. 2.8 .. .. .. .. .. .. ..

142 Timor-Leste .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

143 Madagascar 2.5 3.3 .. 18.2 .. .. .. .. .. ..

144 Cameroon 3.2 3.8 19.6 17.2 .. .. .. .. .. 10.9

145 Uganda 1.5 5.2 d 11.5 18.3 d .. 61.9 c, d .. 19.9 d .. 12.1 d

146 Swaziland 5.8 6.2 19.5 .. 31.1 c 37.7 d .. 28.0 d .. 26.6

LOW HUMAN DEVELOPMENT

147 Togo .. 2.6 .. 13.6 .. .. .. .. .. 17.3

148 Djibouti 3.5 6.1 11.1 20.5 53.4 c .. 21.1 .. 13.9 ..

149 Lesotho 6.2 9.0 d 12.2 .. .. 50.8 c, d .. 25.6 d .. 19.7 d

150 Yemen .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

151 Zimbabwe 7.7 .. .. .. 54.1 c .. 28.6 .. - ..

152 Kenya 6.7 7.0 17.0 29.2 49.1 c 64.1 .. 25.2 .. 10.8

153 Mauritania 4.6 3.4 d 13.9 .. .. 54.3 c .. 32.6 .. 4.3

154 Haiti 1.4 .. 20.0 .. 53.1 .. 19.0 .. 9.1 ..

155 Gambia 3.8 1.9 d 14.6 8.9 41.6 c .. 21.2 .. 17.8 ..

156 Senegal 3.9 4.0 26.9 .. 43.0 c 44.7 .. 15.6 .. 22.9

157 Eritrea .. 3.8 .. .. .. 32.5 c .. 14.7 .. 31.2

158 Rwanda .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

159 Nigeria 0.9 .. .. .. .. .. .. .. ..

TA
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E11
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Public expenditure on education
Current public expenditure on education by level a

(% of all levels)

As % of GDP
As % of total

government expenditure
Pre-primary
and primary Secondary Tertiary

1991 2002–04 b 1991 2002–04 b 1991 2002–04 b 1991 2002–04 b 1991 2002–04 b

Commitment to education: public spending

NOTES
In 2006 the United Nations Educational, Scientific 

and Cultural Organization (UNESCO) Institute for 

Statistics changed its convention for citing the 

reference year in which the academic or financial 

year ends—from 2003/04, for example, to 2004. 

Data for some countries may refer to national or 

UNESCO Institute for Statistics estimates.

As a result of limitations in the data and 

metholodogical changes, comparisons of education 

expenditure data across countries and over time 

must be made with caution. For detailed notes on 

the data see www.uis.unesco.org.

a Expenditures by level may not sum to 100 as a 

result of rounding or the omission of the categories 

expenditures in postsecondary education and 

expenditures not allocated by level.

b Data refer to the most recent year available during 

the period specified.

c Data refer to primary school expenditure only.

d Data refer to a UNESCO Institute for Statistics 

estimate when national estimate is not available.

e Data refer to 2005.

SOURCES
Columns 1–5 and 7–10: UNESCO Institute for 

Statistics 2006b. 

Column 6: calculated on the basis of data on public 

expenditure on education by pre-primary and primary 

levels from UNESCO Institute for Statistics 2006b.

160 Guinea 2.0 .. 25.7 .. .. .. .. .. ..

161 Angola .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

162 Tanzania, U. Rep. of 2.8 .. 11.4 .. .. .. .. .. .. ..

163 Benin .. 3.3 d .. .. .. .. .. .. .. ..

164 Côte d’Ivoire .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

165 Zambia 2.8 2.8 7.1 14.8 .. 63.5 c .. 13.4 .. 18.2

166 Malawi 3.2 6.0 11.1 .. 44.7 c 62.7 c .. 10.2 .. ..

167 Congo, Dem. Rep. of the .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

168 Mozambique .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

169 Burundi 3.5 5.2 17.7 13.0 43.0 c 44.4 28.1 31.7 27.2 23.9

170 Ethiopia 3.4 4.6 d 9.4 .. 53.9 .. 28.1 .. .. ..

171 Chad 1.6 .. .. .. 47.1 .. 20.9 .. 8.2 ..

172 Central African Republic 2.2 .. .. .. 54.5 c .. 16.7 .. 23.7 ..

173 Guinea-Bissau .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

174 Burkina Faso 2.6 .. .. .. .. .. .. .. .. ..

175 Mali .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

176 Sierra Leone .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

177 Niger 3.3 2.3 18.6 .. .. .. .. .. .. ..

T
A

B
L
E11
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H
um
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ent indicators

HDI rank

Adult literacy rate a

(% ages 15 and older)

MDG
Youth literacy rate a

(% ages 15–24)

MDG
Net primary

enrolment ratio b

(%)

Net secondary
enrolment ratio b, c

(%)

MDG
Children reaching

grade 5 d

(% of grade 1 students)

Tertiary students
in science,

engineering,
manufacturing

and construction
(% of tertiary 

students)
1999–2004 e, f1990 2004 1990 2004 1991 e 2004 e 1991 e 2004 e 1991 e 2003 e

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

1 Norway .. .. .. .. 100 99 88 96 101 100 17

2 Iceland .. .. .. .. 101 g 99 g .. 86 g .. 100 h 17

3 Australia .. .. .. .. 99 96 79 g 85 g 99 86 g 23

4 Ireland .. .. .. .. 90 96 80 87 101 100 23 i

5 Sweden .. .. .. .. 100 99 85 98 102 .. 30

6 Canada .. .. .. .. 98 99 g, j 89 94 k 97 .. 20 i

7 Japan .. .. .. .. 100 100 97 100 g 100 .. 20

8 United States .. .. .. .. 97 92 85 90 .. .. ..

9 Switzerland .. .. .. .. 84 94 80 83 .. .. ..

10 Netherlands .. .. .. .. 95 99 84 89 .. 100 16

11 Finland .. .. .. .. 98 g 99 93 94 101 100 38

12 Luxembourg .. .. .. .. .. 91 .. 79 .. 92 g, h ..

13 Belgium .. .. .. .. 96 99 87 97 g, l 91 .. 21

14 Austria .. .. .. .. 88 g .. .. .. .. .. 25

15 Denmark .. .. .. .. 98 100 87 92 94 100 m 19

16 France .. .. .. .. 101 99 .. 96 96 98 k ..

17 Italy 97.7 98.4 99.8 99.8 103 g 99 .. 92 .. 96 j 24

18 United Kingdom .. .. .. .. 100 g 99 81 95 .. .. ..

19 Spain 96.3 .. 99.6 .. 103 99 .. 97 .. .. 31

20 New Zealand .. .. .. .. 98 99 85 95 .. .. 19

21 Germany .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

22 Hong Kong, China (SAR) .. .. 98.2 .. .. 93 n .. 78 n 101 100 30 i, n

23 Israel 91.4 97.1 98.7 99.8 92 g 98 .. 89 .. 100 30

24 Greece 94.9 96.0 99.5 98.9 95 99 83 87 101 .. 32

25 Singapore 88.8 92.5 99.0 99.5 .. .. .. .. .. .. ..

26 Korea, Rep. of .. .. 99.8 .. 104 100 86 88 99 100 41

27 Slovenia 99.6 .. 99.8 .. 96 g 98 .. 95 .. .. 22

28 Portugal 87.2 .. 99.5 .. 98 99 .. 82 l .. .. 29

29 Cyprus 94.3 96.8 99.7 99.8 87 96 n 69 93 n 101 99 17

30 Czech Republic .. .. .. .. 87 g .. .. .. .. 98 30

31 Barbados 99.4 .. 99.8 .. 80 g 97 .. 95 .. 97 ..

32 Malta 88.4 87.9 o 97.5 96.0 o 97 94 78 88 103 99 h 15

33 Kuwait 76.7 93.3 87.5 99.7 49 g 86 g .. 78 g, h .. .. ..

34 Brunei Darussalam 85.5 92.7 97.9 98.9 92 .. 71 .. .. 93 m 8

35 Hungary 99.1 .. 99.7 .. 91 89 75 91 g 98 .. 19

36 Argentina 95.7 97.2 98.2 98.9 .. 99 l .. 79 .. 84 h 19

37 Poland 99.6 .. 99.8 .. 97 97 76 90 98 100 20

38 Chile 94.0 95.7 98.1 99.0 89 .. 55 .. 92 99 29

39 Bahrain 82.1 86.5 95.6 97.0 99 97 85 90 89 100 21

40 Estonia 99.8 99.8 99.8 99.8 100 g 94 .. 90 .. 99 22

41 Lithuania 99.3 99.6 99.8 99.7 .. 89 .. 93 .. .. 26

42 Slovakia .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. 26

43 Uruguay 96.5 .. 98.7 .. 91 .. .. .. 97 88 h ..

44 Croatia 96.9 98.1 99.6 99.6 79 87 l 63 g 85 l .. .. 24

45 Latvia 99.8 99.7 99.8 99.8 92 g .. .. .. .. .. 17

46 Qatar 77.0 89.0 90.3 95.9 89 95 70 87 64 .. 19

47 Seychelles .. 91.8 .. 99.1 .. 96 n .. 93 n 93 99 h ..

48 Costa Rica 93.9 94.9 97.4 97.6 87 .. 38 .. 84 92 g 23

49 United Arab Emirates 71.0 .. 84.7 .. 103 71 60 62 80 95 ..

50 Cuba 95.1 99.8 99.3 100.0 93 96 70 87 92 98 ..

51 Saint Kitts and Nevis .. .. .. .. .. 94 n .. 98 n .. 87 m ..

52 Bahamas .. .. 96.5 .. 90 g 84 .. 74 84 .. ..

53 Mexico 87.3 91.0 95.2 97.6 98 98 44 64 80 93 33

T
A

B
L
E12 Literacy and enrolment

. . . to acquire knowledge . . .
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Adult literacy rate a

(% ages 15 and older)

MDG
Youth literacy rate a

(% ages 15–24)

MDG
Net primary

enrolment ratio b

(%)

Net secondary
enrolment ratio b, c

(%)

MDG
Children reaching

grade 5 d

(% of grade 1 students)

Tertiary students
in science,

engineering,
manufacturing

and construction
(% of tertiary 

students)

1999–2004 e, f1990 2004 1990 2004 1991 e 2004 e 1991 e 2004 e 1991 e 2003 e

Literacy and enrolmentTA
B

L
E12

54 Bulgaria 97.2 98.2 99.4 98.2 86 95 63 88 91 .. 27

55 Tonga .. 98.9 o .. 99.3 o .. 96 j .. 68 g .. 92 m ..

56 Oman 54.7 81.4 85.6 97.3 69 78 .. 75 97 98 14

57 Trinidad and Tobago 96.8 .. 99.6 .. 91 92 n .. 72 g .. 100 n ..

58 Panama 89.0 91.9 95.3 96.1 .. 98 .. 64 .. 84 g 21

59 Antigua and Barbuda .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

60 Romania 97.1 97.3 99.3 97.8 81 g 92 .. 81 .. .. 26

61 Malaysia 80.7 88.7 94.8 97.2 .. 93 l .. 76 l 97 98 h 40

62 Bosnia and Herzegovina .. 96.7 .. 99.8 .. .. .. .. .. .. ..

63 Mauritius 79.8 84.4 91.1 94.5 91 95 .. 80 g 97 99 j 26

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT

64 Libyan Arab Jamahiriya 68.1 .. 91.0 .. 96 g .. .. .. .. .. 31

65 Russian Federation 99.2 99.4 99.8 99.7 99 g 91 g .. .. .. .. ..

66 Macedonia, TFYR .. 96.1 .. 98.7 94 92 .. 81 g, h .. .. ..

67 Belarus 99.5 99.6 o 99.8 99.8 o 86 g 90 .. 87 .. .. ..

68 Dominica .. .. .. .. .. 88 n .. 90 g 75 84 ..

69 Brazil 82.0 88.6 91.8 96.8 85 93 l 17 76 l 73 .. 16

70 Colombia 88.4 92.8 94.9 98.0 69 83 34 55 g 76 77 g 32

71 Saint Lucia .. .. .. .. 95 g 98 .. 71 g 96 90 ..

72 Venezuela, RB 88.9 93.0 96.0 97.2 87 92 18 61 86 91 ..

73 Albania 77.0 98.7 94.8 99.4 95 g 96 l .. 74 l .. .. 11

74 Thailand 92.4 92.6 98.1 98.0 76 g .. .. .. .. .. ..

75 Samoa (Western) 98.0 .. 99.0 .. .. 90 g .. 66 g .. 94 m 14

76 Saudi Arabia 66.2 79.4 85.4 95.9 59 59 h 31 52 g 83 94 14

77 Ukraine 99.4 99.4 99.8 99.8 80 g 82 .. 84 .. .. ..

78 Lebanon 80.3 .. 92.1 .. 73 g 93 .. .. .. 98 26

79 Kazakhstan 98.8 99.5 o 99.8 99.8 o 89 g 93 .. 92 .. .. ..

80 Armenia 97.5 99.4 99.5 99.8 .. 94 .. 89 .. .. 7 i

81 China 78.3 90.9 95.3 98.9 97 .. .. .. 86 .. ..

82 Peru 85.5 87.7 94.5 96.8 .. 97 .. 69 .. 90 ..

83 Ecuador 87.6 91.0 95.5 96.4 98 g 98 g .. 52 .. 76 g ..

84 Philippines 91.7 92.6 97.3 95.1 96 g 94 .. 61 .. 75 25

85 Grenada .. .. .. .. .. 84 n .. 78 g .. 79 h ..

86 Jordan 81.5 89.9 96.7 99.1 94 91 .. 81 .. 99 27

87 Tunisia 59.1 74.3 84.1 94.3 94 97 .. 67 g, h 86 97 ..

88 Saint Vincent and the Grenadines .. .. .. .. .. 94 g .. 62 .. 88 g, h ..

89 Suriname .. 89.6 .. 94.9 81 g 92 g, l .. 63 g, l .. .. 19

90 Fiji 88.6 .. 97.8 .. .. 96 .. 83 g 87 99 ..

91 Paraguay 90.3 .. 95.6 .. 94 .. 26 .. 74 82 h ..

92 Turkey 77.9 87.4 92.7 95.6 89 89 g 42 .. 98 95 g ..

93 Sri Lanka 88.7 90.7 95.1 95.6 .. 97 g .. .. 92 .. ..

94 Dominican Republic 79.4 87.0 87.5 94.2 57 g 86 .. 49 g .. 59 ..

95 Belize 89.1 .. 96.0 .. 94 g 95 31 71 g 67 91 m 9 i

96 Iran, Islamic Rep. of 63.2 77.0 86.3 .. 92 g 89 .. 78 90 88 h 38

97 Georgia .. .. .. .. 97 g 93 .. 81 .. .. 28

98 Maldives 94.8 96.3 98.1 98.2 .. 90 h .. 51 g, h .. .. ..

99 Azerbaijan .. 98.8 o .. 99.9 o 89 84 .. 77 .. .. ..

100 Occupied Palestinian Territories .. 92.4 .. 99.0 .. 86 .. 89 .. .. 18

101 El Salvador 72.4 .. 83.8 .. .. 92 g .. 48 g, l 58 73 g 23

102 Algeria 52.9 69.9 77.3 90.1 89 97 53 66 g 95 96 18 i

103 Guyana 97.2 .. 99.8 .. 89 .. 67 .. .. 64 g, j 22

104 Jamaica 82.2 79.9 o, p 91.2 .. 96 91 64 79 .. 90 h ..

105 Turkmenistan .. 98.8 o .. 99.8 o .. .. .. .. .. .. ..

106 Cape Verde 63.8 .. 81.5 .. 91 g 92 .. 55 .. 91 ..
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Adult literacy rate a

(% ages 15 and older)

MDG
Youth literacy rate a

(% ages 15–24)

MDG
Net primary

enrolment ratio b

(%)

Net secondary
enrolment ratio b, c

(%)

MDG
Children reaching

grade 5 d

(% of grade 1 students)

Tertiary students
in science,

engineering,
manufacturing

and construction
(% of tertiary 

students)

1999–2004 e, f1990 2004 1990 2004 1991 e 2004 e 1991 e 2004 e 1991 e 2003 e

T A
B

L
E12

107 Syrian Arab Republic 64.8 79.6 79.9 92.2 91 95 h 43 58 96 92 j ..

108 Indonesia 79.5 90.4 95.0 98.7 97 94 39 57 84 92 ..

109 Viet Nam 90.4 90.3 o 94.1 93.9 o 90 g 93 g, h .. 65 g, h .. 87 g, h ..

110 Kyrgyzstan .. 98.7 o .. 99.7 o 92 g 90 .. .. .. .. 14

111 Egypt 47.1 71.4 61.3 84.9 84 g 95 g .. 79 g, h .. 99 g ..

112 Nicaragua 62.7 76.7 68.2 86.2 73 88 .. 41 44 59 g ..

113 Uzbekistan 98.7 .. 99.6 .. 78 g .. .. .. .. .. ..

114 Moldova, Rep. of 97.5 98.4 99.8 99.5 89 g 86 n .. 77 n .. .. ..

115 Bolivia 78.1 86.7 92.6 97.3 .. 95 g .. 74 g .. 86 g ..

116 Mongolia 97.8 97.8 98.9 97.7 90 g 84 .. 82 .. .. 24

117 Honduras 68.1 80.0 79.7 88.9 89 g 91 21 .. .. .. 23

118 Guatemala 61.0 69.1 73.4 82.2 .. 93 .. 34 g .. 78 g 19 i

119 Vanuatu .. 74.0 o .. .. .. 94 17 39 g .. 72 k ..

120 Equatorial Guinea 73.3 87.0 92.7 94.9 91 g 85 h .. 24 g, j .. 33 g, j ..

121 South Africa 81.2 82.4 o 88.5 93.9 o 90 89 l 45 62 g, m .. 84 h 19

122 Tajikistan 98.2 99.5 99.8 99.8 77 g 97 .. 79 .. .. ..

123 Morocco 38.7 52.3 55.3 70.5 56 86 .. 35 g, l 75 76 18

124 Gabon .. .. .. .. 85 g 77 g, j .. .. .. 69 g, h ..

125 Namibia 74.9 85.0 87.4 92.3 .. 74 l .. 37 l 62 88 g, h 12

126 India 49.3 61.0 64.3 76.4 .. 90 g .. .. .. 79 22

127 São Tomé and Principe .. .. .. .. .. 98 .. 26 .. 66 ..

128 Solomon Islands .. .. .. .. .. 80 .. 26 g, l 88 .. ..

129 Cambodia 62.0 73.6 73.5 83.4 69 g 98 .. 26 g .. 60 19

130 Myanmar 80.7 89.9 88.2 94.5 98 g 87 .. 37 .. 69 42

131 Botswana 68.1 81.2 83.3 94.0 83 82 g 35 61 g 84 91 g 19

132 Comoros 53.8 .. 56.7 .. 57 g 55 m, n .. .. .. 63 11

133 Lao People’s Dem. Rep. 56.5 68.7 70.1 78.5 63 g 84 .. 37 .. 63 11 i

134 Pakistan 35.4 49.9 47.4 65.5 33 g 66 n .. .. .. 70 q ..

135 Bhutan .. .. .. .. .. .. .. .. .. 91 m ..

136 Ghana 58.5 57.9 81.8 70.7 54 g 58 .. 36 g 80 63 h 26

137 Bangladesh 34.2 .. 42.0 .. .. 94 n .. 48 l .. 65 13

138 Nepal 30.4 48.6 46.6 70.1 .. 78 l, n .. .. 51 67 g ..

139 Papua New Guinea 56.6 57.3 68.6 66.7 .. .. .. .. 69 68 g, h ..

140 Congo 67.1 .. 92.5 .. 79 g .. .. .. 60 66 h 11 i

141 Sudan 45.8 60.9 r 65.0 77.2 r 40 g 43 g, m .. .. 94 92 ..

142 Timor-Leste .. .. .. .. .. .. .. 20 g, j .. .. ..

143 Madagascar 58.0 70.7 72.2 70.2 64 g 89 .. 11 g, k 21 57 20

144 Cameroon 57.9 67.9 81.1 .. 74 g .. .. .. .. 64 g, h 23 n

145 Uganda 56.1 66.8 70.1 76.6 .. .. .. 15 36 64 j ..

146 Swaziland 71.6 79.6 85.1 88.4 77 g 77 l 31 29 l 77 77 h 9

LOW HUMAN DEVELOPMENT

147 Togo 44.2 53.2 63.5 74.4 64 79 15 22 g, m 48 76 ..

148 Djibouti .. .. 73.2 .. 29 33 .. 19 g 87 88 g, j 22

149 Lesotho 78.0 82.2 87.2 .. 71 86 15 23 66 63 6 i

150 Yemen 32.7 .. 50.0 .. 51 g 75 g .. 34 g, m .. 73 g ..

151 Zimbabwe 80.7 .. 93.9 .. .. 82 l .. 34 l 76 70 g, h ..

152 Kenya 70.8 73.6 89.8 80.3 .. 76 .. 40 g 77 75 n 29

153 Mauritania 34.8 51.2 45.8 61.3 35 g 74 .. 14 g 75 82 10 g

154 Haiti 39.7 .. 54.8 .. 22 .. .. .. .. .. ..

155 Gambia .. .. 42.2 .. 48 g 75 g .. 45 g .. .. 21

156 Senegal 28.4 39.3 40.1 49.1 43 g 66 .. 15 85 78 ..

157 Eritrea .. .. 60.9 .. 16 g 48 .. 24 .. 80 37

158 Rwanda 53.3 64.9 72.7 77.6 66 73 7 .. 60 46 ..

159 Nigeria 48.7 .. 73.6 .. 58 g 60 g .. 27 g 89 36 ..
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Adult literacy rate a

(% ages 15 and older)

MDG
Youth literacy rate a

(% ages 15–24)

MDG
Net primary

enrolment ratio b

(%)

Net secondary
enrolment ratio b, c

(%)

MDG
Children reaching

grade 5 d

(% of grade 1 students)

Tertiary students
in science,

engineering,
manufacturing

and construction
(% of tertiary 

students)

1999–2004 e, f1990 2004 1990 2004 1991 e 2004 e 1991 e 2004 e 1991 e 2003 e

Literacy and enrolment

160 Guinea .. 29.5 .. 46.6 27 g 64 .. 21 g 59 82 34

161 Angola .. 67.4 .. 72.2 50 g .. .. .. .. .. 18

162 Tanzania, U. Rep. of 62.9 69.4 83.1 78.4 49 86 .. .. 81 g 88 ..

163 Benin 26.4 34.7 40.4 45.3 41 g 83 .. 17 g, j 55 69 25

164 Côte d’Ivoire 38.5 48.7 52.6 60.7 45 56 l, n .. 20 g, h 73 88 g, m ..

165 Zambia 68.2 68.0 o 81.2 69.5 o .. 80 .. 24 g .. 98 j ..

166 Malawi 51.8 64.1 o 63.2 76.0 o 48 95 .. 25 64 44 j 33

167 Congo, Dem. Rep. of the 47.5 67.2 68.9 70.4 54 .. .. .. 55 .. ..

168 Mozambique 33.5 .. 48.8 .. 43 71 .. 4 34 49 j 24

169 Burundi 37.0 59.3 51.6 73.3 53 g 57 .. .. 62 63 10 i

170 Ethiopia 28.6 .. 43.0 .. 22 g 46 .. 25 g 18 .. 19

171 Chad 27.7 25.7 48.0 37.6 35 g 57 g, l .. 11 g, l 51 g 46 g ..

172 Central African Republic 33.2 48.6 52.1 58.5 52 .. .. .. 23 .. ..

173 Guinea-Bissau .. .. 44.1 .. 38 g 45 g, j .. 9 g, j .. .. ..

174 Burkina Faso .. 21.8 .. 31.2 29 40 .. 10 g 70 76 ..

175 Mali 18.8 19.0 o 27.6 24.2 o 21 g 46 5 g .. 70 g 79 ..

176 Sierra Leone .. 35.1 .. 47.6 43 g .. .. .. .. .. 8

177 Niger 11.4 28.7 17.0 36.5 22 39 5 7 62 74 ..

Developing countries 68.8 78.9 83.0 87.4 .. .. .. .. .. .. ..

Least developed countries 52.4 63.7 66.9 71.9 .. .. .. .. .. .. ..

Arab States 49.8 69.9 66.4 85.3 .. .. .. .. .. .. ..

East Asia and the Pacific 79.7 90.7 95.0 97.8 .. .. .. .. .. .. ..

Latin America and the Caribbean 85.6 90.2 93.3 96.7 .. .. .. .. .. .. ..

South Asia 49.1 60.9 62.7 75.1 .. .. .. .. .. .. ..

Sub-Saharan Africa 55.5 63.3 70.7 71.1 .. .. .. .. .. .. ..

Central and Eastern Europe and the CIS 98.7 99.2 99.7 99.6 .. .. .. .. .. .. ..

OECD .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

High-income OECD .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

High human development .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

Medium human development 71.2 80.5 84.2 88.9 .. .. .. .. .. .. ..

Low human development 48.1 57.9 65.1 65.9 .. .. .. .. .. .. ..

High income .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

Middle income 81.0 89.9 93.5 96.9 .. .. .. .. .. .. ..

Low income 51.6 62.3 65.9 75.2 .. .. .. .. .. .. ..

World .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

TA
B

L
E12

NOTES
a Data for 1990 refer to estimates produced by the 

United Nations Educational, Scientific and Cultural 

Organization (UNESCO) Institute for Statistics 

based on data before 1990; data for 2004 refer 

to national literacy estimates from censuses or 

surveys conducted between 2000 and 2005, 

unless otherwise specified. Due to differences in 

methodology and timeliness of underlying data, 

comparisons across countries and over time should 

be made with caution. For more details, see www.

uis.unesco.org.

b The net enrolment ratio is the ratio of enrolled 

children of the official age for the education level 

indicated to the total population of that age. 

Net enrolment ratios exceeding 100% reflect 

discrepancies between these two data sets.

c Enrolment ratios are based on the new International 

Standard Classification of Education, adopted in 

1997 (UNESCO 1997), and so may not be strictly 

comparable with those for earlier years.

d Calculated on the basis of survival rates that may 

exceed 100% due to fluctuations in enrolment. 

Where such results are published, they should be 

interpreted as the country having a survival rate 

approaching 100%.

e In 2006 the UNESCO Institute for Statistics 

changed its convention for citing the reference year 

of education data to the calendar year in which the 

academic or financial year ends—from 2003/04, 

for example, to 2004. Data for some countries may 

refer to national or UNESCO Institute for Statistics 

estimates.

f Data refer to the most recent year available during 

the period specified.

g Preliminary UNESCO Institute for Statistics 

estimate, subject to further revision.

h Data refer to the 2002 school year.

i Figure should be treated with caution because 

the reported number of enrolled pupils in the “Not 

known or unspecified” category represents more 

than 10% of total enrolment.

j Data refer to the 2001 school year.

k Data refer to the 1999 school year.

l Data refer to the 2003 school year.

m Data refer to the 2000 school year.

n National estimates.

o Data refer to the most recent year available 

between 1995 and 1999.

p Data are based on a literacy assessment.

q Data refer to the 2004 school year.

r Estimates are based primarily on information for 

Northern Sudan.

SOURCES
Columns 1–4: UNESCO Institute for Statistics 2006a.

Columns 5–10: UNESCO Institute for Statistics 2006c.

Column 11: UNESCO Institute for Statistics 2006d.
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MDG
Telephone mainlines a

(per 1,000 people)

MDG
Cellular subscribers a

(per 1,000 people)

MDG
Internet users

(per 1,000 people)

Patents
granted to
residents
(per million 

people)

Receipts
of royalties
and licence

fees
(US$ per 
person)

Research
and

development
(R&D)

expenditures
(% of GDP)

Researchers
in R&D

(per million 
people)

1990 2004 1990 2004 1990 2004 2004 2004 2000–03 b 1990–2003 b

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

1 Norway 503 669 46 861 7 390 .. 52.6 1.7 4,587

2 Iceland 512 652 39 998 0 772 14 5.8 3.1 6,807

3 Australia 456 541 11 818 6 646 26 23.6 1.6 3,670

4 Ireland 280 496 7 929 0 265 80 54.2 1.1 2,674

5 Sweden 683 708 54 1,034 6 756 275 384.0 4.0 5,416

6 Canada 550 .. 21 469 4 626 35 94.5 1.9 3,597

7 Japan 441 460 7 716 (.) 587 874 122.7 3.1 5,287

8 United States 545 606 21 617 8 630 281 178.2 2.6 4,484

9 Switzerland 587 710 19 849 6 474 .. .. 2.6 3,601

10 Netherlands 464 483 5 910 3 614 116 259.2 1.8 2,482

11 Finland 535 453 52 954 4 629 222 162.3 3.5 7,992

12 Luxembourg 481 .. 2 .. 0 597 .. 355.7 1.8 4,301

13 Belgium 393 456 4 876 (.) 403 .. .. 2.3 3,478

14 Austria 418 460 10 978 1 477 95 20.9 2.2 2,968

15 Denmark 566 643 29 956 1 696 28 .. 2.5 5,016

16 France 495 561 5 738 1 414 156 84.1 2.2 3,213

17 Italy 394 451 5 1,090 (.) 501 .. 13.3 1.2 1,213

18 United Kingdom 441 563 19 1,021 1 628 64 202.1 1.9 2,706

19 Spain 325 416 1 905 (.) 336 39 11.4 1.1 2,195

20 New Zealand 426 443 16 745 0 788 .. 24.7 1.2 3,405

21 Germany 401 661 3 864 1 500 156 61.7 2.5 3,261

22 Hong Kong, China (SAR) 434 549 23 1,184 0 506 5 49.5 c 0.6 1,564

23 Israel 349 441 3 1,057 1 471 .. 74.7 4.9 1,613

24 Greece 389 466 0 999 0 177 29 2.9 0.6 1,413

25 Singapore 346 440 17 910 0 571 75 52.4 2.2 4,745

26 Korea, Rep. of 310 542 2 761 (.) 657 738 37.6 2.6 3,187

27 Slovenia 211 .. 0 951 0 476 115 6.0 1.5 2,543

28 Portugal 240 404 1 981 0 281 10 3.9 0.9 1,949

29 Cyprus 361 507 5 776 0 361 .. 21.4 0.3 563

30 Czech Republic 157 338 0 1,054 0 470 29 5.6 1.3 1,594

31 Barbados 281 505 0 744 0 558 .. 8.6 .. ..

32 Malta 356 .. 0 .. 0 750 .. (.) 0.3 694

33 Kuwait 156 202 10 813 0 244 .. 0.0 0.2 69

34 Brunei Darussalam 136 .. 7 .. 0 153 .. .. .. 274

35 Hungary 96 354 (.) 863 0 267 15 54.5 0.9 1,472

36 Argentina 93 227 (.) 352 0 133 .. 1.5 0.4 720

37 Poland 86 .. 0 605 0 236 20 0.7 0.6 1,581

38 Chile 66 206 1 593 0 267 .. 3.0 0.6 444

39 Bahrain 191 268 10 908 0 213 .. .. .. ..

40 Estonia 204 329 0 931 0 497 4 3.0 0.8 2,523

41 Lithuania 211 239 0 996 0 282 18 0.2 0.7 2,136

42 Slovakia 135 232 0 794 0 423 7 9.2 c 0.6 1,984

43 Uruguay 134 291 0 174 0 198 1 0.0 0.3 366

44 Croatia 172 425 (.) 640 0 293 6 8.9 1.1 1,296

45 Latvia 232 273 0 664 0 350 38 3.5 0.4 1,434

46 Qatar 197 246 8 631 0 212 .. .. .. ..

47 Seychelles 124 253 0 589 0 239 .. .. .. 19

48 Costa Rica 92 316 0 217 0 235 .. 0.1 0.4 368

49 United Arab Emirates 224 275 19 853 0 321 .. .. .. ..

50 Cuba 32 68 0 7 0 13 4 .. 0.6 537

51 Saint Kitts and Nevis 231 532 0 213 0 .. .. .. .. ..

52 Bahamas 274 439 8 584 0 292 .. 0.0 c .. ..

53 Mexico 64 174 1 370 0 135 2 0.9 0.4 268
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Telephone mainlines a

(per 1,000 people)

MDG
Cellular subscribers a

(per 1,000 people)

MDG
Internet users

(per 1,000 people)

Patents
granted to
residents
(per million 

people)

Receipts
of royalties
and licence

fees
(US$ per 

person)

Research
and

development
(R&D)

expenditures
(% of GDP)

Researchers
in R&D

(per million 

people)

1990 2004 1990 2004 1990 2004 2004 2004 2000–03 b 1990–2003 b

Technology: diffusion and creation

54 Bulgaria 250 357 0 609 0 283 11 0.9 0.5 1,263

55 Tonga 46 .. 0 .. 0 29 .. .. .. ..

56 Oman 57 95 1 318 0 97 .. .. .. ..

57 Trinidad and Tobago 136 247 0 498 0 123 .. .. 0.1 399

58 Panama 90 118 0 270 0 94 .. 0.0 0.3 97

59 Antigua and Barbuda 254 474 0 674 0 250 .. .. .. ..

60 Romania 102 202 0 471 0 208 43 0.4 0.4 976

61 Malaysia 89 179 5 587 0 397 .. 0.8 c 0.7 299

62 Bosnia and Herzegovina .. .. 0 .. 0 58 (.) .. .. ..

63 Mauritius 53 287 2 413 0 146 .. 0.1 0.4 201

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT

64 Libyan Arab Jamahiriya 51 .. 0 .. 0 36 .. 0.0 .. 361

65 Russian Federation 140 .. 0 517 0 111 133 1.6 1.3 3,319

66 Macedonia, TFYR 150 308 0 .. 0 78 11 1.5 0.3 ..

67 Belarus 154 329 0 249 0 163 76 0.2 0.6 1,871

68 Dominica 161 293 0 585 0 259 .. .. .. ..

69 Brazil 63 230 (.) 357 0 120 .. 0.6 1.0 344

70 Colombia 69 195 0 232 0 80 .. 0.2 0.2 109

71 Saint Lucia 127 .. 0 568 0 336 .. .. .. 483

72 Venezuela, RB 75 128 (.) 322 0 89 .. 0.0 0.3 236

73 Albania 12 90 0 64 0 24 .. 1.7 c .. ..

74 Thailand 24 107 1 430 0 109 .. 0.2 0.2 286

75 Samoa (Western) 25 .. 0 .. 0 33 .. .. .. ..

76 Saudi Arabia 75 154 1 383 0 66 .. 0.0 .. ..

77 Ukraine 135 256 0 289 0 79 .. 0.9 1.2 1,774

78 Lebanon 144 178 0 251 0 169 .. .. .. ..

79 Kazakhstan 82 167 0 184 0 27 .. (.) 0.2 629

80 Armenia 158 192 0 67 0 50 48 .. 0.3 1,537

81 China 6 241 (.) 258 0 73 .. 0.2 1.3 663

82 Peru 26 74 (.) 148 0 117 (.) 0.1 0.1 226

83 Ecuador 48 124 0 348 0 48 .. 0.0 0.1 50

84 Philippines 10 42 0 404 0 54 (.) 0.1 .. ..

85 Grenada 162 309 2 410 0 76 .. .. .. ..

86 Jordan 78 113 (.) 293 0 110 .. .. .. 1,927

87 Tunisia 37 121 (.) 359 0 84 .. 1.8 0.6 1,013

88 Saint Vincent and the Grenadines 120 161 0 481 0 68 .. .. 0.2 179

89 Suriname 91 182 0 477 0 67 .. .. .. ..

90 Fiji 59 .. 0 .. 0 73 .. .. .. ..

91 Paraguay 27 50 0 294 0 25 .. 32.2 0.1 79

92 Turkey 122 267 1 484 0 142 .. 0.0 0.7 341

93 Sri Lanka 7 51 (.) 114 0 14 .. .. .. ..

94 Dominican Republic 48 107 (.) 289 0 91 .. 0.0 .. ..

95 Belize 92 119 0 346 0 124 .. 0.0 .. ..

96 Iran, Islamic Rep. of 40 .. 0 64 0 82 18 .. .. 467

97 Georgia 99 151 0 186 0 39 .. 1.7 0.3 2,600

98 Maldives 29 98 0 353 0 59 .. 20.4 .. ..

99 Azerbaijan 87 118 0 215 0 49 .. .. 0.3 1,236

100 Occupied Palestinian Territories .. 102 0 278 0 46 .. .. .. ..

101 El Salvador 24 131 0 271 0 87 .. (.) .. 47

102 Algeria 32 71 (.) 145 0 26 1 .. .. ..

103 Guyana 22 137 0 192 0 193 .. 44.9 .. ..

104 Jamaica 44 189 0 832 0 403 .. 3.7 0.1 ..

105 Turkmenistan 60 .. 0 .. 0 8 .. .. .. ..

106 Cape Verde 23 148 0 133 0 50 .. 0.2 c .. 127
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1990 2004 1990 2004 1990 2004 2004 2004 2000–03 b 1990–2003 b

107 Syrian Arab Republic 39 143 0 126 0 43 .. .. .. 29

108 Indonesia 6 46 (.) 138 0 67 .. 1.0 .. ..

109 Viet Nam 1 70 0 60 0 71 .. .. .. ..

110 Kyrgyzstan 71 .. 0 59 0 52 .. 0.9 0.2 406

111 Egypt 29 130 (.) 105 0 54 .. 1.4 0.2 ..

112 Nicaragua 12 40 0 137 0 23 .. 0.0 (.) 44

113 Uzbekistan 68 .. 0 21 0 34 3 .. .. ..

114 Moldova, Rep. of 106 205 0 187 0 96 57 0.5 .. 172

115 Bolivia 27 69 0 200 0 39 .. 0.2 0.3 120

116 Mongolia 32 .. 0 .. 0 80 32 .. 0.3 681

117 Honduras 18 53 0 100 0 32 .. 0.0 (.) 78

118 Guatemala 21 92 (.) 258 0 61 .. (.) .. ..

119 Vanuatu 17 33 0 51 0 36 .. .. .. ..

120 Equatorial Guinea 4 .. 0 113 0 10 .. .. .. ..

121 South Africa 94 .. (.) 428 0 78 .. 1.0 0.8 307

122 Tajikistan 45 .. 0 .. 0 1 2 0.2 .. ..

123 Morocco 17 44 (.) 313 0 117 .. 0.5 0.6 782

124 Gabon 22 28 0 359 0 29 .. .. .. ..

125 Namibia 38 64 0 142 0 37 .. 0.0 c .. ..

126 India 6 41 0 44 0 32 1 (.) c 0.8 119

127 São Tomé and Principe 19 .. 0 .. 0 131 .. .. .. ..

128 Solomon Islands 15 .. 0 .. 0 6 .. .. .. ..

129 Cambodia (.) .. 0 .. 0 3 .. .. .. ..

130 Myanmar 2 8 0 2 0 1 .. 0.0 c .. ..

131 Botswana 18 77 0 319 0 34 .. 1.9 c .. ..

132 Comoros 8 .. 0 .. 0 14 .. .. .. ..

133 Lao People’s Dem.Rep. 2 13 0 35 0 4 .. .. .. ..

134 Pakistan 8 30 (.) 33 0 13 .. 0.1 0.2 86

135 Bhutan 3 33 0 20 0 22 .. .. .. ..

136 Ghana 3 14 0 78 0 17 .. 0.0 .. ..

137 Bangladesh 2 6 0 31 0 2 .. (.) .. ..

138 Nepal 3 15 0 7 0 7 .. .. 0.7 59

139 Papua New Guinea 7 12 0 7 0 29 .. .. .. ..

140 Congo 6 4 0 99 0 9 .. .. .. 30

141 Sudan 2 29 0 30 0 32 .. .. 0.3 263

142 Timor-Leste .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

143 Madagascar 3 .. 0 18 0 5 (.) 0.1 c 0.1 15

144 Cameroon 3 7 0 96 0 10 .. .. .. ..

145 Uganda 2 3 0 42 0 7 .. 0.2 0.8 24

146 Swaziland 18 .. 0 101 0 32 .. (.) .. ..

LOW HUMAN DEVELOPMENT

147 Togo 3 .. 0 .. 0 37 .. 0.0 c .. ..

148 Djibouti 10 14 0 .. 0 12 .. .. .. ..

149 Lesotho 8 21 0 88 0 24 .. 9.5 (.) 42

150 Yemen 10 39 0 53 0 9 .. .. .. ..

151 Zimbabwe 12 25 0 31 0 63 .. .. .. ..

152 Kenya 7 9 0 76 0 45 .. 0.5 .. ..

153 Mauritania 3 .. 0 175 0 5 .. .. .. ..

154 Haiti 7 17 0 48 0 59 .. 0.0 c .. ..

155 Gambia 7 .. 0 118 0 33 .. .. .. ..

156 Senegal 6 .. 0 90 0 42 .. 0.0 c .. ..

157 Eritrea .. 9 0 5 0 12 .. .. .. ..

158 Rwanda 1 3 0 16 0 4 .. 0.0 .. ..

159 Nigeria 3 8 0 71 0 14 .. .. .. ..
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MDG
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(per 1,000 people)
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Internet users
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Patents
granted to
residents
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people)

Receipts
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(US$ per 

person)

Research
and

development
(R&D)

expenditures
(% of GDP)

Researchers
in R&D

(per million 

people)

1990 2004 1990 2004 1990 2004 2004 2004 2000–03 b 1990–2003 b

Technology: diffusion and creation

NOTES
a Telephone mainlines and cellular subscribers 

combined form an indicator for Millennium 

Development Goal 8; see Index to Millennium 
Development Goal Indicators in the indicator tables.

b Data refer to the most recent year available during 

the period specified.

c Data refer to 2003.

SOURCES
Columns 1–6, 9 and 10: World Bank 2006; 

aggregates calculated for the Human Development 

Report Office by the World Bank.

Column 7: calculated on the basis of data on patents 

from WIPO 2006 and data on population from UN 

2005b. 

Column 8: calculated on the basis of data on royalties 

and license fees from World Bank 2006 and data on 

population from UN 2005b.

160 Guinea 2 .. 0 .. 0 5 .. 0.0 .. 251

161 Angola 7 6 0 48 0 11 .. 14.6 .. ..

162 Tanzania, U. Rep. of 3 .. 0 44 0 9 .. .. .. ..

163 Benin 3 9 0 .. 0 12 .. (.) c .. ..

164 Côte d’Ivoire 6 13 0 86 0 17 .. 0.0 .. ..

165 Zambia 8 8 0 26 0 20 .. .. .. 51

166 Malawi 3 7 0 18 0 4 .. .. .. ..

167 Congo, Dem. Rep. of the 1 (.) 0 37 0 .. .. .. .. ..

168 Mozambique 4 .. 0 36 0 7 .. (.) .. ..

169 Burundi 1 .. 0 .. 0 3 .. 0.0 c .. ..

170 Ethiopia 2 .. 0 3 0 2 .. (.) .. ..

171 Chad 1 1 0 13 0 6 .. .. .. ..

172 Central African Republic 2 3 0 15 0 2 .. .. .. ..

173 Guinea-Bissau 6 .. 0 .. 0 17 .. .. .. ..

174 Burkina Faso 2 6 0 31 0 4 .. .. .. 17

175 Mali 1 6 0 30 0 4 .. 0.0 c .. ..

176 Sierra Leone 3 5 0 22 0 2 .. 0.2 .. ..

177 Niger 1 2 0 11 0 2 .. .. .. ..

Developing countries 21 122 (.) 175 (.) 64 .. 0.7 1.1 416

Least developed countries 3 9 0 28 0 8 .. 0.4 .. ..

Arab States 34 91 (.) 169 0 55 .. 0.4 .. ..

East Asia and the Pacific 18 199 (.) 262 (.) 91 .. 1.3 1.7 740

Latin America and the Caribbean 61 179 (.) 319 0 115 .. 1.0 0.6 306

South Asia 7 35 (.) 42 0 29 .. (.) 0.7 132

Sub-Saharan Africa 10 .. (.) 77 0 19 .. 0.5 .. ..

Central and Eastern Europe and the CIS 125 .. (.) 455 0 139 75 2.5 1.0 2,204

OECD 390 491 10 714 3 484 266 92.4 2.5 3,108

High-income OECD 462 551 12 770 3 563 318 115.6 2.5 3,748

High human development 369 469 10 703 2 470 250 85.1 2.5 2,968

Medium human development 24 128 (.) 184 0 59 .. 0.3 0.9 523

Low human development 4 9 0 45 0 15 .. 0.5 .. ..

High income 450 536 12 766 3 545 .. 109.3 2.5 3,702

Middle income 40 192 (.) 294 0 92 .. 0.8 0.9 772

Low income 6 30 (.) 42 0 24 .. (.) 0.7 ..

World 98 190 2 276 1 138 .. 17.3 2.4 1,153
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GDP per capita

GDP per capita

Average annual change
in consumer price index

(%)
Annual growth rate

(%)

Highest
value
during

1975–2004
(PPP US$)

Year of
highest
value

US$ billions
PPP US$
billions US$ PPP US$

2004 2004 2004 2004 1975–2004 1990–2004 1990–2004 2003–04

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

1 Norway 250.1 176.5 54,465 38,454 2.6 2.5 38,454 2004 2.2 0.5

2 Iceland 12.2 9.7 41,893 33,051 1.7 2.0 33,051 2004 3.2 2.8

3 Australia 637.3 610.0 31,690 30,331 2.1 2.5 30,747 1997 2.4 2.3

4 Ireland 181.6 158.0 44,644 38,827 5.2 7.3 38,827 2004 2.8 2.2

5 Sweden 346.4 265.6 38,525 29,541 1.7 1.8 29,541 2004 1.7 0.4

6 Canada 978.0 999.6 30,586 31,263 1.6 2.1 31,263 2004 1.9 1.8

7 Japan 4,622.8 3,737.3 36,182 29,251 2.3 0.8 29,251 2004 0.3 (.)

8 United States 11,711.8 11,651.1 a 39,883 39,676 a 2.0 1.9 39,676 2004 2.6 2.7

9 Switzerland 357.5 244.1 48,385 33,040 1.0 0.2 34,304 2002 1.3 0.8

10 Netherlands 579.0 517.6 35,560 31,789 1.9 2.1 31,899 2002 2.6 1.3

11 Finland 185.9 156.6 35,562 29,951 2.0 2.2 29,951 2004 1.6 0.2

12 Luxembourg 31.9 31.7 70,295 69,961 4.1 5.4 69,961 2004 2.0 2.2

13 Belgium 352.3 324.1 33,807 31,096 1.8 1.7 31,096 2004 1.9 2.1

14 Austria 292.3 263.8 35,766 32,276 2.1 2.0 32,276 2004 2.0 2.1

15 Denmark 241.4 172.5 44,673 31,914 1.6 1.7 31,914 2004 2.2 1.2

16 France 2,046.6 1,769.2 33,896 29,300 1.8 1.7 29,300 2004 1.6 2.1

17 Italy 1,677.8 1,622.4 29,143 28,180 2.0 1.3 28,180 2004 3.2 2.2

18 United Kingdom 2,124.4 1,845.2 35,485 30,821 2.1 2.2 30,821 2004 2.7 3.0

19 Spain 1,039.9 1,069.3 24,360 25,047 2.2 2.3 25,047 2004 3.4 3.0

20 New Zealand 98.9 95.1 24,364 23,413 1.2 2.1 23,413 2004 1.9 2.3

21 Germany 2,740.6 2,335.5 33,212 28,303 2.1 1.5 28,303 2004 1.7 1.7

22 Hong Kong, China (SAR) 163.0 212.1 23,684 30,822 4.1 2.0 30,822 2004 3.0 –0.4

23 Israel 116.9 165.7 17,194 24,382 1.9 1.6 25,959 2000 7.1 –0.4

24 Greece 205.2 245.5 18,560 22,205 1.2 2.6 22,205 2004 6.8 2.9

25 Singapore 106.8 119.1 25,191 28,077 4.7 3.8 28,077 2004 1.3 1.7

26 Korea, Rep. of 679.7 985.6 14,136 20,499 6.0 4.5 20,499 2004 4.4 3.6

27 Slovenia 32.2 41.8 16,115 20,939 .. 3.6 20,939 b 2004 9.7 3.6

28 Portugal 167.7 206.1 15,970 19,629 2.7 2.1 20,117 2001 3.9 2.4

29 Cyprus 15.4 18.8 18,668 22,805 4.5 3.0 22,805 2004 3.3 2.3

30 Czech Republic 107.0 198.3 10,475 19,408 .. 2.7 19,408 b 2004 5.6 2.8

31 Barbados 2.8 .. 10,401 .. .. .. .. .. 2.2 1.4

32 Malta 5.3 7.6 13,256 18,879 4.6 3.6 19,864 2000 2.8 2.8

33 Kuwait 55.7 47.7 c 22,654 19,384 c –0.8 –0.4 30,205 b 1975 1.8 1.2

34 Brunei Darussalam .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

35 Hungary 100.7 169.9 9,962 16,814 1.4 3.1 16,814 2004 15.9 6.8

36 Argentina 153.0 510.3 3,988 13,298 0.4 1.3 14,097 1998 7.1 4.4

37 Poland 242.3 495.4 6,346 12,974 .. 4.0 12,974 b 2004 17.5 3.6

38 Chile 94.1 175.3 5,836 10,874 3.9 3.7 10,874 2004 6.7 1.1

39 Bahrain 11.0 14.9 15,384 20,758 1.2 2.2 20,758 b 2004 0.4 ..

40 Estonia 11.2 19.6 8,331 14,555 2.1 4.3 14,555 b 2004 13.3 3.0

41 Lithuania 22.3 45.0 6,480 13,107 .. 1.4 13,107 b 2004 16.7 1.2

42 Slovakia 41.1 78.7 7,635 14,623 0.9 2.7 14,623 b 2004 8.1 7.5

43 Uruguay 13.2 32.4 3,842 9,421 1.1 0.8 10,126 1998 23.9 9.2

44 Croatia 34.3 54.2 7,724 12,191 .. 2.5 12,191 b 2004 19.7 2.1

45 Latvia 13.6 27.0 5,868 11,653 0.3 2.8 11,653 2004 17.0 6.2

46 Qatar 20.4 d .. 27,857 d .. .. .. .. .. 2.6 6.8

47 Seychelles 0.7 1.4 8,411 16,652 2.8 2.1 19,539 2000 2.5 3.8

48 Costa Rica 18.5 40.3 c 4,349 9,481 c 1.3 2.5 9,820 1999 13.7 12.3

49 United Arab Emirates 104.2 103.9 c 24,121 24,056 c –2.8 –0.5 48,529 1975 .. ..

50 Cuba .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

51 Saint Kitts and Nevis 0.4 0.6 d 8,447 12,702 d 5.6 4.0 12,702 b 2003 3.1 2.3

52 Bahamas 5.3 d 5.5 e 16,728 d 17,843 e 1.0 0.2 18,726 b 1989 2.0 0.5

53 Mexico 676.5 1,017.5 6,518 9,803 0.9 1.3 9,843 2000 15.7 4.7
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GDP per capita

GDP per capita

Average annual change
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Annual growth rate
(%)
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1975–2004
(PPP US$)

Year of
highest
value

US$ billions
PPP US$
billions US$ PPP US$

2004 2004 2004 2004 1975–2004 1990–2004 1990–2004 2003–04

Economic performance

54 Bulgaria 24.1 62.7 3,109 8,078 0.6 0.7 8,078 b 2004 75.1 6.3

55 Tonga 0.2 0.8 c 2,084 7,870 c 2.0 2.1 7,870 b 2004 4.8 11.0

56 Oman 24.3 38.7 9,584 15,259 2.3 1.9 15,259 2004 0.1 0.4

57 Trinidad and Tobago 12.5 15.9 9,640 12,182 0.3 3.3 12,182 2004 5.1 3.7

58 Panama 13.7 23.1 4,325 7,278 1.1 2.2 7,278 2004 1.1 0.4

59 Antigua and Barbuda 0.9 1.0 10,794 12,586 3.9 1.5 12,586 b 2004 .. ..

60 Romania 73.2 183.9 3,374 8,480 .. 1.4 8,480 b 2004 72.3 11.9

61 Malaysia 118.3 255.8 4,753 10,276 4.1 3.5 10,276 2004 3.0 1.5

62 Bosnia and Herzegovina 8.5 27.5 2,183 7,032 .. 12.0 7,032 b 2004 .. ..

63 Mauritius 6.0 14.8 4,889 12,027 4.4 3.9 12,027 b 2004 6.3 4.7

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT

64 Libyan Arab Jamahiriya 29.1 .. 5,073 .. .. .. .. .. 1.9 –2.2

65 Russian Federation 581.4 1,424.4 4,042 9,902 –1.2 –0.6 11,407 b 1989 59.4 10.9

66 Macedonia, TFYR 5.4 13.4 2,637 6,610 .. –0.4 7,607 b 1990 6.3 –0.4

67 Belarus 22.9 68.5 2,330 6,970 .. 1.6 6,970 b 2004 163.7 18.1

68 Dominica 0.3 0.4 3,794 5,643 3.4 1.4 6,454 b 2000 1.6 2.3

69 Brazil 604.0 1,507.1 3,284 8,195 0.7 1.2 8,195 2004 98.3 6.6

70 Colombia 97.7 325.9 c 2,176 7,256 c 1.4 0.5 7,256 2004 16.1 5.9

71 Saint Lucia 0.8 1.0 4,663 6,324 3.7 0.4 6,324 b 2004 2.5 4.7

72 Venezuela, RB 110.1 157.9 4,214 6,043 –0.9 –1.2 8,255 1977 39.3 21.8

73 Albania 7.6 15.5 2,439 4,978 1.3 4.8 4,978 b 2004 17.3 2.3

74 Thailand 161.7 515.3 2,539 8,090 5.0 2.6 8,090 2004 3.9 2.8

75 Samoa (Western) 0.4 1.0 2,042 5,613 1.5 4.9 5,640 b 2002 3.8 16.3

76 Saudi Arabia 250.6 331.1 c 10,462 13,825 c –2.3 –0.1 25,314 1977 0.5 0.3

77 Ukraine 64.8 303.4 1,366 6,394 –4.5 –3.2 9,959 b 1989 73.3 9.0

78 Lebanon 21.8 20.7 6,149 5,837 5.0 3.7 5,837 b 2004 .. ..

79 Kazakhstan 40.7 111.6 2,717 7,440 .. 1.7 7,440 b 2004 33.6 6.9

80 Armenia 3.1 12.4 1,017 4,101 .. 2.7 4,101 b 2004 31.4 8.1

81 China 1,931.7 7,642.3 f 1,490 5,896 f 8.4 8.9 5,896 2004 5.5 4.0

82 Peru 68.6 156.5 2,490 5,678 –0.5 2.1 5,999 1981 16.6 3.7

83 Ecuador 30.3 51.7 2,322 3,963 0.3 0.2 3,963 2004 36.0 2.7

84 Philippines 84.6 376.6 1,036 4,614 (.) 0.9 4,689 1982 6.7 6.0

85 Grenada 0.4 0.8 4,135 8,021 2.9 3.1 8,241 b 2003 2.0 ..

86 Jordan 11.5 25.5 2,117 4,688 0.5 0.5 5,339 1987 2.8 3.4

87 Tunisia 28.2 77.2 2,838 7,768 2.3 3.2 7,768 2004 3.8 3.6

88 Saint Vincent and the Grenadines 0.4 0.8 3,412 6,398 3.5 1.6 6,398 2004 1.8 2.9

89 Suriname 1.1 .. 2,484 .. .. .. .. .. 67.7 ..

90 Fiji 2.6 5.1 3,125 6,066 1.0 1.4 6,066 b 2004 3.1 2.8

91 Paraguay 7.3 29.0 c 1,220 4,813 c 0.4 –0.8 5,670 1981 11.5 4.3

92 Turkey 302.8 556.1 4,221 7,753 1.8 1.6 7,753 2004 68.4 8.6

93 Sri Lanka 20.1 85.2 1,033 4,390 3.3 3.8 4,390 2004 9.5 7.6

94 Dominican Republic 18.7 65.3 c 2,130 7,449 c 2.3 4.2 7,449 2004 9.8 51.5

95 Belize 1.1 1.9 3,870 6,747 3.2 2.6 6,895 2002 1.7 3.1

96 Iran, Islamic Rep. of 163.4 504.2 2,439 7,525 –0.1 2.3 8,679 1976 22.0 14.8

97 Georgia 5.2 12.8 1,151 2,844 –4.2 –1.0 6,514 1985 13.9 5.7

98 Maldives 0.8 .. 2,345 .. .. .. .. .. 4.6 6.4

99 Azerbaijan 8.5 34.5 1,026 4,153 .. 5.5 4,153 b 2004 76.8 6.7

100 Occupied Palestinian Territories 3.5 d .. 1,026 d .. .. .. .. .. .. ..

101 El Salvador 15.8 34.1 c 2,340 5,041 c 0.2 1.8 5,544 1978 6.2 4.5

102 Algeria 84.6 213.7 c 2,616 6,603 c 0.1 0.9 6,603 2004 11.6 3.6

103 Guyana 0.8 3.3 c 1,047 4,439 c 0.8 1.5 4,624 1997 5.6 4.7

104 Jamaica 8.9 11.0 3,352 4,163 0.6 –0.1 4,270 1991 17.3 13.6

105 Turkmenistan 6.2 20.9 g 1,294 4,584 g .. –4.4 6,585 b 1988 .. ..

106 Cape Verde 0.9 2.8 c 1,915 5,727 c 3.0 3.5 5,727 b 2004 4.2 –1.9
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GDP
GDP per capita

GDP per capita

Average annual change
in consumer price index

(%)

Annual growth rate
(%)

Highest
value
during

1975–2004
(PPP US$)

Year of
highest
value

US$ billions
PPP US$
billions US$ PPP US$

2004 2004 2004 2004 1975–2004 1990–2004 1990–2004 2003–04

107 Syrian Arab Republic 24.0 67.1 1,293 3,610 1.1 1.5 3,772 1998 4.9 ..

108 Indonesia 257.6 785.2 1,184 3,609 4.1 1.8 3,609 2004 13.5 6.2

109 Viet Nam 45.2 225.5 550 2,745 5.6 5.5 2,745 b 2004 3.0 7.8

110 Kyrgyzstan 2.2 9.9 433 1,935 –2.3 –1.3 2,658 b 1990 14.7 4.1

111 Egypt 78.8 305.9 1,085 4,211 2.6 2.5 4,211 2004 6.8 11.3

112 Nicaragua 4.6 19.5 c 847 3,634 c –2.3 0.1 7,429 1977 20.4 8.4

113 Uzbekistan 12.0 49.0 456 1,869 .. 1.3 1,869 b 2004 .. ..

114 Moldova, Rep. of 2.6 7.3 615 1,729 –6.1 –5.3 4,168 b 1989 17.0 12.5

115 Bolivia 8.8 24.5 974 2,720 (.) 1.2 2,763 1977 6.6 4.4

116 Mongolia 1.6 5.2 641 2,056 0.9 2.4 2,056 b 2004 26.3 8.2

117 Honduras 7.4 20.3 c 1,046 2,876 c 0.2 0.2 2,933 1979 15.7 8.1

118 Guatemala 27.5 53.0 c 2,233 4,313 c 0.4 1.3 4,327 2002 8.8 7.4

119 Vanuatu 0.3 0.6 c 1,526 3,051 c –0.2 –0.2 3,978 b 1984 2.7 1.4

120 Equatorial Guinea 3.2 9.4 c, g 6,572 20,510 c, g 17.0 30.4 20,510 b 2001 .. ..

121 South Africa 212.8 509.3 c 4,675 11,192 c –0.5 0.6 12,038 1981 7.7 1.4

122 Tajikistan 2.1 7.7 322 1,202 –6.8 –4.8 2,851 b 1988 .. ..

123 Morocco 50.0 128.5 1,678 4,309 1.4 1.1 4,309 2004 2.9 1.0

124 Gabon 7.2 9.0 5,306 6,623 –1.1 –0.1 12,107 1976 3.3 0.4

125 Namibia 5.7 14.9 c 2,843 7,418 c –0.8 1.3 8,939 b 1980 .. 4.1

126 India 691.2 3,389.7 c 640 3,139 c 3.4 4.0 3,139 2004 7.5 3.8

127 São Tomé and Principe 0.1 .. 407 .. .. .. .. .. .. ..

128 Solomon Islands 0.3 0.8 c 554 1,814 c 1.0 –2.7 2,778 1996 9.8 7.1

129 Cambodia 4.9 33.4 c 354 2,423 c .. 5.0 2,423 b 2004 4.0 3.9

130 Myanmar .. .. .. .. .. .. .. .. 25.7 4.5

131 Botswana 9.0 17.6 5,073 9,945 5.7 4.2 9,945 2004 9.4 6.9

132 Comoros 0.4 1.1 c 623 1,943 c –0.7 –0.5 2,263 b 1985 .. ..

133 Lao People’s Dem. Rep. 2.5 11.3 423 1,954 3.6 4.2 1,954 b 2004 29.0 10.5

134 Pakistan 96.1 338.4 632 2,225 2.9 1.6 2,225 2004 7.7 7.4

135 Bhutan 0.7 .. 751 .. .. .. .. .. 7.3 4.6

136 Ghana 8.9 48.5 c 409 2,240 c 0.6 1.9 2,240 2004 26.3 12.6

137 Bangladesh 56.6 260.4 406 1,870 1.7 2.5 1,870 2004 4.9 3.2

138 Nepal 6.7 39.6 252 1,490 2.0 2.1 1,490 2004 7.0 2.8

139 Papua New Guinea 3.9 14.7 c 677 2,543 c 0.6 0.5 2,891 1994 10.3 2.1

140 Congo 4.3 3.8 1,118 978 1.2 –0.2 1,355 1996 6.7 2.4

141 Sudan 21.1 69.2 c 594 1,949 c 1.6 3.4 1,949 2004 46.1 8.5

142 Timor-Leste 0.3 .. 367 .. .. .. .. .. .. ..

143 Madagascar 4.4 15.5 241 857 –1.6 –1.1 1,356 1975 15.1 13.8

144 Cameroon 14.4 34.9 897 2,174 –0.6 0.5 2,913 1986 5.5 ..

145 Uganda 6.8 41.1 c 245 1,478 c 2.5 3.5 1,478 b 2004 7.4 3.3

146 Swaziland 2.4 6.3 2,140 5,638 2.1 2.1 5,638 2004 9.2 ..

LOW HUMAN DEVELOPMENT

147 Togo 2.1 9.2 c 344 1,536 c –1.1 (.) 2,218 1980 6.1 0.4

148 Djibouti 0.7 1.6 c 851 1,993 c .. –1.9 2,413 b 1995 .. ..

149 Lesotho 1.3 4.7 c 730 2,619 c 4.7 4.5 2,619 2004 8.7 ..

150 Yemen 12.8 17.9 631 879 .. 1.7 879 b 2004 20.8 ..

151 Zimbabwe 4.7 26.7 363 2,065 –0.3 –1.9 3,224 1998 36.1 ..

152 Kenya 16.1 38.1 481 1,140 (.) –0.6 1,247 1990 12.0 11.6

153 Mauritania 1.5 5.8 c 515 1,940 c 0.2 1.2 1,967 2001 5.6 10.4

154 Haiti 3.5 15.7 c, d 420 1,892 c, d –2.3 –2.2 3,423 1980 19.7 22.8

155 Gambia 0.4 2.9 c 281 1,991 c (.) 0.2 2,137 1986 4.8 14.2

156 Senegal 7.8 19.5 683 1,713 –0.1 0.9 1,725 1976 3.9 0.5

157 Eritrea 0.9 4.1 c 219 977 c .. 0.6 1,246 b 1997 .. ..

158 Rwanda 1.8 11.2 c 208 1,263 c –0.4 –0.1 1,451 1983 11.7 12.0

159 Nigeria 72.1 148.6 560 1,154 0.2 0.8 1,154 2004 24.5 15.0
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1975–2004
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Year of
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value

US$ billions
PPP US$
billions US$ PPP US$

2004 2004 2004 2004 1975–2004 1990–2004 1990–2004 2003–04

Economic performance

160 Guinea 3.9 20.1 421 2,180 0.7 1.0 2,197 b 2002 .. ..

161 Angola 19.5 33.8 c 1,258 2,180 c –0.7 –1.2 2,764 b 1992 446.2 37.3

162 Tanzania, U. Rep. of 10.9 25.4 288 674 0.8 1.1 674 b 2004 14.9 (.)

163 Benin 4.1 8.9 498 1,091 0.4 1.4 1,099 2003 6.0 0.9

164 Côte d’Ivoire 15.5 27.7 866 1,551 –2.1 –1.1 2,977 1978 5.6 1.4

165 Zambia 5.4 10.8 471 943 –2.0 –1.1 1,557 1976 42.4 18.0

166 Malawi 1.9 8.1 149 646 –0.4 0.9 733 1979 29.7 11.4

167 Congo, Dem. Rep. of the 6.6 39.4 c 119 705 c –4.8 –6.0 2,469 1975 496.4 4.1

168 Mozambique 6.1 24.0 c 313 1,237 c 2.6 4.2 1,237 b 2004 23.4 12.7

169 Burundi 0.7 4.9 c 90 677 c –0.8 –2.5 933 1991 13.9 12.6

170 Ethiopia 8.0 52.9 c 114 756 c –0.2 1.5 776 b 1983 4.0 3.3

171 Chad 4.2 19.7 c 447 2,090 c 0.7 2.1 2,090 2004 5.6 –5.4

172 Central African Republic 1.3 4.4 c 328 1,094 c –1.5 –0.6 1,761 1977 4.1 –2.1

173 Guinea-Bissau 0.3 1.1 c 182 722 c –0.3 –2.6 1,106 1997 22.1 0.9

174 Burkina Faso 4.8 15.0 c 376 1,169 c 0.9 1.3 1,169 2004 4.3 –0.4

175 Mali 4.9 13.1 371 998 0.2 2.5 998 2004 4.0 –3.1

176 Sierra Leone 1.1 3.0 202 561 –3.1 –5.5 1,151 1982 20.9 14.2

177 Niger 3.1 10.5 c 228 779 c –1.8 –0.7 1,322 1979 4.6 0.3

Developing countries 8,346.5 T 24,127.9 T 1,685 4,775 2.4 3.0 .. .. .. ..

Least developed countries 257.3 T 990.7 T 355 1,350 0.6 1.6 .. .. .. ..

Arab States 852.2 T 1,755.0 T 3,054 5,680 0.3 1.3 .. .. .. ..

East Asia and the Pacific 3,608.4 T 11,327.5 T 1,921 5,872 6.1 5.8 .. .. .. ..

Latin America and the Caribbean 2,028.0 T 4,350.2 T 3,755 7,964 0.6 1.1 .. .. .. ..

South Asia 1,041.3 T 4,650.6 T 697 3,072 2.5 3.3 .. .. .. ..

Sub-Saharan Africa 498.5 T 1,327.5 T 731 1,946 –0.6 0.3 .. .. .. ..

Central and Eastern Europe and the CIS 1,499.1 T 3,545.0 T 3,722 8,802 .. 0.9 .. .. .. ..

OECD 33,031.8 T 32,007.9 T 28,453 27,571 2.0 1.8 .. .. .. ..

High-income OECD 31,561.5 T 29,492.0 T 34,249 32,003 2.2 1.9 .. .. .. ..

High human development 34,046.5 T 33,777.4 T 26,999 26,568 2.0 1.8 .. .. .. ..

Medium human development 6,520.2 T 21,564.7 T 1,494 4,901 2.2 2.9 .. .. .. ..

Low human development 227.8 T 630.0 T 402 1,113 –0.7 0.2 .. .. .. ..

High income 32,590.4 T 30,746.4 T 33,266 31,331 2.1 1.8 .. .. .. ..

Middle income 7,155.3 T 20,386.4 T 2,388 6,756 2.0 2.8 .. .. .. ..

Low income 1,236.6 T 5,381.4 T 538 2,297 2.0 2.7 .. .. .. ..

World 40,850.4 T 55,970.3 T 6,588 8,833 1.4 1.4 .. .. .. ..

T A
B

L
E14

NOTES
a In theory, for the United States the value of GDP in 

purchasing power parity (PPP) US dollars should be 

the same as that in US dollars, but practical issues 

arising in the calculation of the PPP US dollar GDP 

prevent this.

b Data refer to a period shorter than that specified.

c Estimates are based on regression.

d Data refer to 2003.

e Data refer to 2002.

f Estimate based on a bilateral comparison between 

China and the United States (Ruoen and Kai 1995).

g Data refer to 2001.

SOURCES
Columns 1–4: World Bank 2006; aggregates 

calculated for the Human Development Report Office 

by the World Bank.

Columns 5 and 6: World Bank 2006; aggregates 

calculated for the Human Development Report Office 

by the World Bank using the least squares method.

Columns 7 and 8: based on GDP per capita (PPP 

US$) time series from World Bank 2006. 

Columns 9 and 10: calculated on the basis of data 

on the consumer price index from World Bank 2006.
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MDG
Share of income or expenditure

(%)

Inequality measures

Richest 10%
to poorest

10% a

Richest 20%
to poorest

20% a Gini index bPoorest 10% Poorest 20% Richest 20% Richest 10%

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

1 Norway 2000 c 3.9 9.6 37.2 23.4 6.1 3.9 25.8

2 Iceland .. .. .. .. .. .. .. ..

3 Australia 1994 c 2.0 5.9 41.3 25.4 12.5 7.0 35.2

4 Ireland 2000 c 2.9 7.4 42.0 27.2 9.4 5.6 34.3

5 Sweden 2000 c 3.6 9.1 36.6 22.2 6.2 4.0 25.0

6 Canada 2000 c 2.6 7.2 39.9 24.8 9.4 5.5 32.6

7 Japan 1993 c 4.8 10.6 35.7 21.7 4.5 3.4 24.9

8 United States 2000 c 1.9 5.4 45.8 29.9 15.9 8.4 40.8

9 Switzerland 2000 c 2.9 7.6 41.3 25.9 9.0 5.5 33.7

10 Netherlands 1999 c 2.5 7.6 38.7 22.9 9.2 5.1 30.9

11 Finland 2000 c 4.0 9.6 36.7 22.6 5.6 3.8 26.9

12 Luxembourg .. .. .. .. .. .. .. ..

13 Belgium 2000 c 3.4 8.5 41.4 28.1 8.2 4.9 33.0

14 Austria 2000 c 3.3 8.6 37.8 23.0 6.9 4.4 29.1

15 Denmark 1997 c 2.6 8.3 35.8 21.3 8.1 4.3 24.7

16 France 1995 c 2.8 7.2 40.2 25.1 9.1 5.6 32.7

17 Italy 2000 c 2.3 6.5 42.0 26.8 11.6 6.5 36.0

18 United Kingdom 1999 c 2.1 6.1 44.0 28.5 13.8 7.2 36.0

19 Spain 2000 c 2.6 7.0 42.0 26.6 10.3 6.0 34.7

20 New Zealand 1997 c 2.2 6.4 43.8 27.8 12.5 6.8 36.2

21 Germany 2000 c 3.2 8.5 36.9 22.1 6.9 4.3 28.3

22 Hong Kong, China (SAR) 1996 c 2.0 5.3 50.7 34.9 17.8 9.7 43.4

23 Israel 2001 c 2.1 5.7 44.9 28.8 13.4 7.9 39.2

24 Greece 2000 c 2.5 6.7 41.5 26.0 10.2 6.2 34.3

25 Singapore 1998 c 1.9 5.0 49.0 32.8 17.7 9.7 42.5

26 Korea, Rep. of 1998 c 2.9 7.9 37.5 22.5 7.8 4.7 31.6

27 Slovenia 1998–99 c 3.6 9.1 35.7 21.4 5.9 3.9 28.4

28 Portugal 1997 c 2.0 5.8 45.9 29.8 15.0 8.0 38.5

29 Cyprus .. .. .. .. .. .. .. ..

30 Czech Republic 1996 c 4.3 10.3 35.9 22.4 5.2 3.5 25.4

31 Barbados .. .. .. .. .. .. .. ..

32 Malta .. .. .. .. .. .. .. ..

33 Kuwait .. .. .. .. .. .. .. ..

34 Brunei Darussalam .. .. .. .. .. .. .. ..

35 Hungary 2002 d 4.0 9.5 36.5 22.2 5.5 3.8 26.9

36 Argentina 2003 c, e 1.1 3.2 56.8 39.6 34.5 17.6 52.8

37 Poland 2002 d 3.1 7.5 42.2 27.0 8.8 5.6 34.5

38 Chile 2000 c 1.2 3.3 62.2 47.0 40.6 18.7 57.1

39 Bahrain .. .. .. .. .. .. .. ..

40 Estonia 2003 d 2.5 6.7 42.8 27.6 10.8 6.4 35.8

41 Lithuania 2003 d 2.7 6.8 43.2 27.7 10.4 6.3 36.0

42 Slovakia 1996 c 3.1 8.8 34.8 20.9 6.7 4.0 25.8

43 Uruguay 2003 c, e 1.9 5.0 50.5 34.0 17.9 10.2 44.9

44 Croatia 2001 d 3.4 8.3 39.6 24.5 7.3 4.8 29.0

45 Latvia 2003 d 2.5 6.6 44.7 29.1 11.6 6.8 37.7

46 Qatar .. .. .. .. .. .. .. ..

47 Seychelles .. .. .. .. .. .. .. ..

48 Costa Rica 2001 c 1.3 3.9 54.8 38.4 30.0 14.2 49.9

49 United Arab Emirates .. .. .. .. .. .. .. ..

50 Cuba .. .. .. .. .. .. .. ..

51 Saint Kitts and Nevis .. .. .. .. .. .. .. ..

52 Bahamas .. .. .. .. .. .. .. ..

53 Mexico 2002 d 1.6 4.3 55.1 39.4 24.6 12.8 49.5

T
A

B
L
E15 Inequality in income or expenditure

. . . to have access to the resources needed for a decent standard of living . . .
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Inequality in income or expenditure

54 Bulgaria 2003 d 3.4 8.7 38.3 23.9 7.0 4.4 29.2

55 Tonga .. .. .. .. .. .. .. ..

56 Oman .. .. .. .. .. .. .. ..

57 Trinidad and Tobago 1992 c 2.1 5.5 45.9 29.9 14.4 8.3 40.3

58 Panama 2002 c 0.8 2.5 60.3 43.6 54.7 23.9 56.4

59 Antigua and Barbuda .. .. .. .. .. .. .. ..

60 Romania 2003 d 3.3 8.1 39.2 24.4 7.5 4.9 31.0

61 Malaysia 1997 c 1.7 4.4 54.3 38.4 22.1 12.4 49.2

62 Bosnia and Herzegovina 2001 d 3.9 9.5 35.8 21.4 5.4 3.8 26.2

63 Mauritius .. .. .. .. .. .. .. ..

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT

64 Libyan Arab Jamahiriya .. .. .. .. .. .. .. ..

65 Russian Federation 2002 d 2.4 6.1 46.6 30.6 12.7 7.6 39.9

66 Macedonia, TFYR 2003 d 2.4 6.1 45.5 29.6 12.5 7.5 39.0

67 Belarus 2002 d 3.4 8.5 38.3 23.5 6.9 4.5 29.7

68 Dominica .. .. .. .. .. .. .. ..

69 Brazil 2003 c 0.8 2.6 62.1 45.8 57.8 23.7 58.0

70 Colombia 2003 c 0.7 2.5 62.7 46.9 63.8 25.3 58.6

71 Saint Lucia .. .. .. .. .. .. .. ..

72 Venezuela, RB 2000 c 1.6 4.7 49.3 32.8 20.4 10.6 44.1

73 Albania 2002 d 3.8 9.1 37.4 22.4 5.9 4.1 28.2

74 Thailand 2002 d 2.7 6.3 49.0 33.4 12.6 7.7 42.0

75 Samoa (Western) .. .. .. .. .. .. .. ..

76 Saudi Arabia .. .. .. .. .. .. .. ..

77 Ukraine 2003 d 3.9 9.2 37.5 23.0 5.9 4.1 28.1

78 Lebanon .. .. .. .. .. .. .. ..

79 Kazakhstan 2003 d 3.0 7.4 41.5 25.9 8.5 5.6 33.9

80 Armenia 2003 d 3.6 8.5 42.8 29.0 8.0 5.0 33.8

81 China 2001 d 1.8 4.7 50.0 33.1 18.4 10.7 44.7

82 Peru 2002 c 1.1 3.2 58.7 43.2 40.5 18.6 54.6

83 Ecuador 1998 d 0.9 3.3 58.0 41.6 44.9 17.3 43.7

84 Philippines 2000 d 2.2 5.4 52.3 36.3 16.5 9.7 46.1

85 Grenada .. .. .. .. .. .. .. ..

86 Jordan 2002–03 d 2.7 6.7 46.3 30.6 11.3 6.9 38.8

87 Tunisia 2000 d 2.3 6.0 47.3 31.5 13.4 7.9 39.8

88 Saint Vincent and the Grenadines .. .. .. .. .. .. .. ..

89 Suriname .. .. .. .. .. .. .. ..

90 Fiji .. .. .. .. .. .. .. ..

91 Paraguay 2002 c 0.6 2.2 61.3 45.4 73.4 27.8 57.8

92 Turkey 2003 d 2.0 5.3 49.7 34.1 16.8 9.3 43.6

93 Sri Lanka 1999–00 d 3.4 8.3 42.2 27.8 8.1 5.1 33.2

94 Dominican Republic 2003 c 1.4 3.9 56.8 41.3 30.0 14.4 51.7

95 Belize .. .. .. .. .. .. .. ..

96 Iran, Islamic Rep. of 1998 d 2.0 5.1 49.9 33.7 17.2 9.7 43.0

97 Georgia 2003 d 2.0 5.6 46.4 30.3 15.4 8.3 40.4

98 Maldives .. .. .. .. .. .. .. ..

99 Azerbaijan 2002 d 5.4 12.2 31.1 18.0 3.3 2.6 19.0

100 Occupied Palestinian Territories .. .. .. .. .. .. .. ..

101 El Salvador 2002 c 0.7 2.7 55.9 38.8 57.5 20.9 52.4

102 Algeria 1995 d 2.8 7.0 42.6 26.8 9.6 6.1 35.3

103 Guyana .. .. .. .. .. .. .. ..

104 Jamaica 2000 d 2.7 6.7 46.0 30.3 11.4 6.9 37.9

105 Turkmenistan 1998 d 2.6 6.1 47.5 31.7 12.3 7.7 40.8

106 Cape Verde .. .. .. .. .. .. .. ..
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107 Syrian Arab Republic .. .. .. .. .. .. .. ..

108 Indonesia 2002 d 3.6 8.4 43.3 28.5 7.8 5.2 34.3

109 Viet Nam 2002 d 3.2 7.5 45.4 29.9 9.4 6.0 37.0

110 Kyrgyzstan 2003 d 3.8 8.9 39.4 24.3 6.4 4.4 30.3

111 Egypt 1999–00 d 3.7 8.6 43.6 29.5 8.0 5.1 34.4

112 Nicaragua 2001 d 2.2 5.6 49.3 33.8 15.5 8.8 43.1

113 Uzbekistan 2000 d 3.6 9.2 36.3 22.0 6.1 4.0 26.8

114 Moldova, Rep. of 2003 d 3.2 7.8 41.4 26.4 8.2 5.3 33.2

115 Bolivia 2002 c 0.3 1.5 63.0 47.2 168.1 42.3 60.1

116 Mongolia 1998 d 2.1 5.6 51.2 37.0 17.8 9.1 30.3

117 Honduras 2003 c 1.2 3.4 58.3 42.2 34.2 17.2 53.8

118 Guatemala 2002 c 0.9 2.9 59.5 43.4 48.2 20.3 55.1

119 Vanuatu .. .. .. .. .. .. .. ..

120 Equatorial Guinea .. .. .. .. .. .. .. ..

121 South Africa 2000 d 1.4 3.5 62.2 44.7 33.1 17.9 57.8

122 Tajikistan 2003 d 3.3 7.9 40.8 25.6 7.8 5.2 32.6

123 Morocco 1998–99 d 2.6 6.5 46.6 30.9 11.7 7.2 39.5

124 Gabon .. .. .. .. .. .. .. ..

125 Namibia 1993 c 0.5 1.4 78.7 64.5 128.8 56.1 74.3

126 India 1999–00 d 3.9 8.9 43.3 28.5 7.3 4.9 32.5

127 São Tomé and Principe .. .. .. .. .. .. .. ..

128 Solomon Islands .. .. .. .. .. .. .. ..

129 Cambodia 1997 d 2.9 6.9 47.6 33.8 11.6 6.9 40.4

130 Myanmar .. .. .. .. .. .. .. ..

131 Botswana 1993 d 0.7 2.2 70.3 56.6 77.6 31.5 63.0

132 Comoros .. .. .. .. .. .. .. ..

133 Lao People’s Dem. Rep. 2002 d 3.4 8.1 43.3 28.5 8.3 5.4 34.6

134 Pakistan 2002 d 4.0 9.3 40.3 26.3 6.5 4.3 30.6

135 Bhutan .. .. .. .. .. .. .. ..

136 Ghana 1998–99 d 2.1 5.6 46.6 30.0 14.1 8.4 40.8

137 Bangladesh 2000 d 3.9 9.0 41.3 26.7 6.8 4.6 31.8

138 Nepal 2003–04 d 2.6 6.0 54.6 40.6 15.8 9.1 47.2

139 Papua New Guinea 1996 d 1.7 4.5 56.5 40.5 23.8 12.6 50.9

140 Congo .. .. .. .. .. .. .. ..

141 Sudan .. .. .. .. .. .. .. ..

142 Timor-Leste .. .. .. .. .. .. .. ..

143 Madagascar 2001 d 1.9 4.9 53.5 36.6 19.2 11.0 47.5

144 Cameroon 2001 d 2.3 5.6 50.9 35.4 15.7 9.1 44.6

145 Uganda 1999 d 2.3 5.9 49.7 34.9 14.9 8.4 43.0

146 Swaziland 1994 c 1.0 2.7 64.4 50.2 49.7 23.8 60.9

LOW HUMAN DEVELOPMENT

147 Togo .. .. .. .. .. .. .. ..

148 Djibouti .. .. .. .. .. .. .. ..

149 Lesotho 1995 d 0.5 1.5 66.5 48.3 105.0 44.2 63.2

150 Yemen 1998 d 3.0 7.4 41.2 25.9 8.6 5.6 33.4

151 Zimbabwe 1995 d 1.8 4.6 55.7 40.3 22.0 12.0 50.1

152 Kenya 1997 d 2.5 6.0 49.1 33.9 13.6 8.2 42.5

153 Mauritania 2000 d 2.5 6.2 45.7 29.5 12.0 7.4 39.0

154 Haiti 2001 c 0.7 2.4 63.4 47.7 71.7 26.6 59.2

155 Gambia 1998 d 1.8 4.8 53.4 37.0 20.2 11.2 50.2

156 Senegal 1995 d 2.6 6.4 48.2 33.5 12.8 7.5 41.3

157 Eritrea .. .. .. .. .. .. .. ..

158 Rwanda 1983–85 d 4.2 9.7 39.1 24.2 5.8 4.0 28.9

159 Nigeria 2003 d 1.9 5.0 49.2 33.2 17.8 9.7 43.7
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Share of income or expenditure

(%)

Inequality measures

Richest 10%
to poorest

10% a

Richest 20%
to poorest

20% a Gini index bPoorest 10% Poorest 20% Richest 20% Richest 10%

Inequality in income or expenditure

160 Guinea 1994 d 2.6 6.4 47.2 32.0 12.3 7.3 40.3

161 Angola .. .. .. .. .. .. .. ..

162 Tanzania, U. Rep. of 2000–01 d 2.9 7.3 42.4 26.9 9.2 5.8 34.6

163 Benin 2003 d 3.1 7.4 44.5 29.0 9.4 6.0 36.5

164 Côte d’Ivoire 2002 d 2.0 5.2 50.7 34.0 16.6 9.7 44.6

165 Zambia 2002–03 d 2.4 6.1 48.8 33.7 13.9 8.0 42.1

166 Malawi 1997 d 1.9 4.9 56.1 42.2 22.7 11.6 50.3

167 Congo, Dem. Rep. of the .. .. .. .. .. .. .. ..

168 Mozambique 1996–97 d 2.5 6.5 46.5 31.7 12.5 7.2 39.6

169 Burundi 1998 d 1.7 5.1 48.0 32.8 19.3 9.5 42.4

170 Ethiopia 1999–00 d 3.9 9.1 39.4 25.5 6.6 4.3 30.0

171 Chad .. .. .. .. .. .. .. ..

172 Central African Republic 1993 d 0.7 2.0 65.0 47.7 69.2 32.7 61.3

173 Guinea-Bissau 1993 d 2.1 5.2 53.4 39.3 19.0 10.3 47.0

174 Burkina Faso 2003 d 2.8 6.9 47.2 32.2 11.6 6.9 39.5

175 Mali 1994 d 1.8 4.6 56.2 40.4 23.1 12.2 50.5

176 Sierra Leone 1989 d 0.5 1.1 63.4 43.6 87.2 57.6 62.9

177 Niger 1995 d 0.8 2.6 53.3 35.4 46.0 20.7 50.5

NOTES
Because the underlying household surveys differ 

in method and in the type of data collected, the 

distribution data are not strictly comparable across 

countries.

a Data show the ratio of the income or expenditure 

share of the richest group to that of the poorest. 

Because of rounding, results may differ from ratios 

calculated using the income or expenditure shares 

in columns 2–5.

b A value of 0 represents perfect equality, and a value 

of 100 perfect inequality.

c Data refer to income shares by percentiles of 

population, ranked by per capita income.

d Data refer to expenditure shares by percentiles of 

population, ranked by per capita expenditure.

e Data refer to urban areas only.

SOURCES
Columns 1–5 and 8: World Bank 2006.

Columns 6 and 7: calculated on the basis of data on 

income or expenditure from World Bank 2006.
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HDI rank

Imports of goods
and services

(% of GDP)

Exports of goods
and services

(% of GDP)

Primary exports
(% of merchandise 

exports)

Manufactured exports
(% of merchandise 

exports)

High-technology
exports

(% of manufactured 
exports)

Terms of
trade

(1980=100) a

1990 2004 1990 2004 1990 2004 1990 2004 1990 2004 2004

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

1 Norway 34 30 40 44 67 77 32 19 12 18 130

2 Iceland 33 43 35 37 91 82 8 17 10 6 ..

3 Australia 17 21 b 17 18 b 71 58 26 25 12 14 96

4 Ireland 52 65 57 80 26 10 70 86 41 34 94

5 Sweden 29 38 30 46 16 14 83 81 13 17 98

6 Canada 26 34 b 26 38 b 36 35 59 60 14 14 99

7 Japan 9 10 b 10 12 b 3 3 96 93 24 24 116

8 United States 11 14 b 10 10 b 21 14 75 82 34 32 112

9 Switzerland 34 37 b 36 44 b 6 7 94 93 12 22 ..

10 Netherlands 51 60 54 65 37 30 59 70 16 29 99

11 Finland 24 32 23 37 17 16 83 83 8 21 99

12 Luxembourg 100 125 104 146 .. 13 .. 86 .. 10 ..

13 Belgium 69 81 71 84 19 18 77 81 .. 8 ..

14 Austria 37 46 38 51 12 15 88 84 8 12 ..

15 Denmark 31 38 36 43 35 31 60 66 15 20 110

16 France 23 26 21 26 23 17 77 83 16 19 ..

17 Italy 20 26 20 27 11 11 88 88 8 8 132

18 United Kingdom 27 28 24 25 19 18 79 76 24 24 99

19 Spain 20 29 16 26 24 21 75 77 6 7 121

20 New Zealand 27 29 b 27 29 b 72 65 26 31 10 14 121

21 Germany 25 33 25 38 10 9 89 84 11 17 112

22 Hong Kong, China (SAR) 124 184 132 193 7 3 92 96 .. 32 99

23 Israel 45 49 35 44 13 5 87 94 10 19 118

24 Greece 28 29 18 21 46 38 54 59 2 11 79

25 Singapore .. .. .. .. 27 13 72 84 40 59 70

26 Korea, Rep. of 29 40 28 44 6 8 94 92 18 33 75

27 Slovenia 79 61 91 60 .. 10 .. 90 .. 6 ..

28 Portugal 39 38 33 31 19 15 80 85 4 9 ..

29 Cyprus 57 .. 52 .. 42 35 58 65 8 22 ..

30 Czech Republic 43 72 45 72 .. 10 .. 90 .. 13 ..

31 Barbados 52 54 b 49 49 b 55 47 43 52 .. 15 ..

32 Malta 99 83 85 76 7 9 93 90 44 58 ..

33 Kuwait 58 33 45 60 94 .. 6 .. 3 .. ..

34 Brunei Darussalam .. .. .. .. 97 88 b 3 12 b .. 5 b ..

35 Hungary 29 68 31 64 35 11 63 88 .. 29 84

36 Argentina 5 18 10 25 71 70 29 29 .. 8 103

37 Poland 22 41 29 39 .. 19 .. 81 .. 3 459

38 Chile 31 30 35 36 87 86 11 13 5 5 47

39 Bahrain 95 64 116 82 54 90 45 10 .. 3 ..

40 Estonia .. 86 .. 78 .. 22 .. 77 .. 14 ..

41 Lithuania 61 61 52 54 .. 42 .. 58 .. 5 ..

42 Slovakia 36 79 27 77 .. 14 .. 86 .. 5 ..

43 Uruguay 18 28 24 30 61 68 39 32 .. 2 77

44 Croatia .. 56 .. 47 .. 27 .. 72 .. 13 ..

45 Latvia 49 60 48 44 .. 36 .. 61 .. 5 ..

46 Qatar .. .. .. .. 82 87 18 13 .. 1 ..

47 Seychelles 67 96 62 94 74 93 26 6 .. 10 ..

48 Costa Rica 41 49 35 46 66 37 27 63 .. 37 125

49 United Arab Emirates 41 65 66 82 .. .. .. .. .. .. ..

50 Cuba .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

51 Saint Kitts and Nevis 83 63 52 50 .. 18 b .. 82 b .. 1 b ..

52 Bahamas .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

53 Mexico 20 32 19 30 56 20 43 80 8 21 32
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Imports of goods
and services

(% of GDP)

Exports of goods
and services

(% of GDP)

Primary exports
(% of merchandise 

exports)

Manufactured exports
(% of merchandise 

exports)

High-technology
exports

(% of manufactured 

exports)

Terms of
trade

(1980=100) a

1990 2004 1990 2004 1990 2004 1990 2004 1990 2004 2004

The structure of trade

54 Bulgaria 37 69 33 58 .. 33 .. 62 .. 4 ..

55 Tonga 65 .. 34 .. .. .. 24 .. .. .. ..

56 Oman 28 43 47 57 94 87 5 12 2 1 ..

57 Trinidad and Tobago 29 48 45 60 73 65 b 27 35 b .. 1 b ..

58 Panama 79 65 87 63 78 90 21 10 .. 2 81

59 Antigua and Barbuda 87 69 c 89 61 c .. .. .. .. .. .. ..

60 Romania 26 46 17 37 26 17 73 82 2 3 ..

61 Malaysia 72 100 75 121 46 23 54 76 38 55 138

62 Bosnia and Herzegovina .. 55 .. 26 .. .. .. .. .. .. ..

63 Mauritius 71 56 64 56 34 28 66 71 1 4 96

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT

64 Libyan Arab Jamahiriya 31 36 c 40 47 c .. .. .. .. .. .. ..

65 Russian Federation 18 22 18 35 .. 62 .. 21 .. 9 ..

66 Macedonia, TFYR 36 61 26 40 .. 23 .. 77 .. 1 ..

67 Belarus 44 74 46 68 .. 39 .. 60 .. 3 ..

68 Dominica 81 61 55 48 65 42 35 58 .. 8 ..

69 Brazil 7 13 8 18 47 46 52 54 7 12 149

70 Colombia 15 22 21 21 74 62 25 38 .. 6 83

71 Saint Lucia 84 69 b 73 56 b 68 71 32 28 .. 20 ..

72 Venezuela, RB 20 20 39 36 90 88 10 12 4 3 70

73 Albania 23 43 15 21 .. 18 .. 82 .. 1 ..

74 Thailand 42 66 34 71 36 22 b 63 75 b 21 30 b 61

75 Samoa (Western) .. 48 .. 26 90 23 10 77 .. (.) ..

76 Saudi Arabia 32 25 41 53 92 88 c 8 12 c .. 2 c ..

77 Ukraine 29 54 28 61 .. 32 c .. 67 c .. 5 c ..

78 Lebanon 100 41 18 21 .. 31 b .. 68 b .. 2 b ..

79 Kazakhstan .. 46 .. 55 .. 84 .. 16 .. 2 ..

80 Armenia 46 53 35 39 .. 38 .. 62 .. 1 ..

81 China 16 31 19 34 27 8 72 91 .. 30 78

82 Peru 14 18 16 21 82 80 18 20 .. 2 45

83 Ecuador 32 29 33 27 98 91 2 9 (.) 7 51

84 Philippines 33 51 28 52 31 10 38 55 .. 64 84

85 Grenada 63 71 b 42 (.) 66 54 b 34 46 b .. 5 b ..

86 Jordan 93 80 62 48 44 28 56 72 7 5 99

87 Tunisia 51 48 44 45 31 22 69 78 2 5 80

88 Saint Vincent and the Grenadines 77 66 66 43 .. 81 .. 19 .. 8 ..

89 Suriname 44 64 b 42 28 b 26 .. 74 .. .. .. ..

90 Fiji 67 .. 62 .. 64 55 35 45 12 1 ..

91 Paraguay 39 37 33 36 .. 87 10 13 (.) 7 164 b

92 Turkey 18 35 13 29 32 15 68 85 1 2 94

93 Sri Lanka 38 45 29 36 42 26 54 74 1 1 119

94 Dominican Republic 44 49 34 50 .. .. .. .. .. .. 54

95 Belize 60 65 b 62 52 b .. 86 b 15 13 b .. 3 b ..

96 Iran, Islamic Rep. of 24 30 22 32 .. 91 b .. 9 b .. 2 b ..

97 Georgia 46 47 40 31 .. 63 .. 37 .. 38 ..

98 Maldives 64 83 24 95 .. 74 .. 26 .. 1 ..

99 Azerbaijan 39 74 44 50 .. 89 .. 10 .. 2 ..

100 Occupied Palestinian Territories .. 49 b .. 10 b .. .. .. .. .. .. ..

101 El Salvador 31 44 19 27 62 40 38 60 .. 4 97

102 Algeria 25 26 23 40 97 98 3 2 .. 1 75

103 Guyana 80 106 63 96 .. 70 .. 30 .. (.) ..

104 Jamaica 52 58 48 41 30 35 c 70 65 c .. (.) c ..

105 Turkmenistan .. 57 .. 66 .. .. .. .. .. .. ..

106 Cape Verde 44 64 13 31 .. .. .. 88 b .. .. 91
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HDI rank

Imports of goods
and services

(% of GDP)

Exports of goods
and services

(% of GDP)

Primary exports
(% of merchandise 

exports)

Manufactured exports
(% of merchandise 

exports)

High-technology
exports

(% of manufactured 

exports)

Terms of
trade

(1980=100) a

1990 2004 1990 2004 1990 2004 1990 2004 1990 2004 2004

107 Syrian Arab Republic 28 34 28 35 64 87 36 11 .. 1 ..

108 Indonesia 24 27 25 31 65 44 35 56 1 16 ..

109 Viet Nam 45 74 36 66 .. 46 b .. 53 b .. 6 b ..

110 Kyrgyzstan 50 53 29 43 .. 57 .. 43 .. 2 b ..

111 Egypt 33 29 20 29 57 64 42 31 .. 1 50

112 Nicaragua 46 54 25 26 92 89 8 11 .. 6 56

113 Uzbekistan 48 33 29 40 .. .. .. .. .. .. ..

114 Moldova, Rep. of 51 82 48 51 .. 64 .. 36 .. 4 ..

115 Bolivia 24 26 23 31 95 86 5 14 .. 9 58

116 Mongolia 53 87 24 75 .. 62 b .. 38 b .. (.) b ..

117 Honduras 40 54 b 36 37 b 91 73 b 9 27 b .. 2 b 79

118 Guatemala 25 32 21 18 76 58 24 42 .. 7 70

119 Vanuatu 77 .. 49 .. .. .. 13 .. 20 .. ..

120 Equatorial Guinea 70 .. 32 .. .. .. .. .. .. .. ..

121 South Africa 19 27 24 27 .. 42 .. 58 .. 6 95

122 Tajikistan 35 65 28 46 .. .. .. .. .. .. ..

123 Morocco 32 39 26 33 48 31 52 69 .. 10 109

124 Gabon 31 40 46 61 .. 93 .. 7 .. 15 41

125 Namibia 67 45 52 46 .. 58 b .. 41 b .. 3 b 87

126 India 9 23 7 19 28 26 70 73 2 5 106

127 São Tomé and Principe 72 95 14 39 .. .. .. .. .. .. ..

128 Solomon Islands 73 44 b 47 42 b .. .. .. .. .. .. ..

129 Cambodia 13 76 6 65 .. 3 .. 97 .. (.) ..

130 Myanmar 5 .. 3 .. .. .. .. .. .. .. ..

131 Botswana 50 32 55 40 .. .. .. .. .. .. 110

132 Comoros 35 31 14 16 .. .. .. .. .. .. 52

133 Lao People’s Dem. Rep. 25 42 12 29 .. .. .. .. .. .. ..

134 Pakistan 23 15 16 16 21 15 79 85 (.) 1 65

135 Bhutan 32 43 c 28 22 c .. .. .. .. .. .. ..

136 Ghana 26 54 17 35 .. 85 b .. 14 b .. 4 b 59

137 Bangladesh 14 21 6 15 .. 10 77 90 (.) (.) 64

138 Nepal 22 31 11 17 .. 26 b 83 74 b .. (.) b ..

139 Papua New Guinea 49 60 b 41 71 b 89 94 b 10 6 b .. 39 b ..

140 Congo 46 57 54 84 .. .. .. .. .. .. 125

141 Sudan .. 21 .. 18 .. 98 b .. 2 b .. (.) b ..

142 Timor-Leste .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

143 Madagascar 28 48 17 32 85 76 14 22 8 1 99

144 Cameroon 17 26 20 26 91 95 9 5 3 1 140

145 Uganda 19 28 7 14 .. 85 .. 15 .. 13 ..

146 Swaziland 87 92 75 84 .. 23 c .. 76 c .. 1 c 94

LOW HUMAN DEVELOPMENT

147 Togo 45 47 33 34 89 53 9 47 .. (.) 25

148 Djibouti .. .. .. .. 44 .. 8 .. .. .. ..

149 Lesotho 122 105 17 48 .. .. .. .. .. .. 69

150 Yemen 20 34 14 25 .. 97 .. 3 .. 13 ..

151 Zimbabwe 23 44 23 36 68 72 31 28 2 1 123

152 Kenya 31 32 26 26 70 79 30 21 4 3 91

153 Mauritania 61 70 46 29 .. .. .. .. .. .. 131

154 Haiti 20 47 b 18 16 b 15 .. 85 .. 14 .. 39

155 Gambia 72 52 60 42 .. 73 b .. 27 b .. 3 b 63

156 Senegal 30 40 25 28 77 61 23 39 .. 6 60

157 Eritrea .. 86 .. 13 .. .. .. .. .. .. ..

158 Rwanda 14 27 6 10 .. 90 b .. 10 b .. 25 b 156

159 Nigeria 29 37 43 55 .. 98 b .. 2 b .. 2 b 68
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HDI rank

Imports of goods
and services

(% of GDP)

Exports of goods
and services

(% of GDP)

Primary exports
(% of merchandise 

exports)

Manufactured exports
(% of merchandise 

exports)

High-technology
exports

(% of manufactured 

exports)

Terms of
trade

(1980=100) a

1990 2004 1990 2004 1990 2004 1990 2004 1990 2004 2004

The structure of trade

NOTES
a The ratio of the export price index to the import 

price index measured relative to the base year 

1980. A value of more than 100 means that the 

price of exports has risen relative to the price of 

imports.

b Data refer to 2003.

c Data refer to 2002.

SOURCES
Columns 1–10: World Bank 2006, based on data 

from United Nations Conference on Trade and 

Development; aggregates calculated for the Human 

Development Report Office by the World Bank.

Column 11: calculated on the basis of data on terms 

of trade from World Bank 2006.

160 Guinea 31 23 31 21 .. 75 c .. 25 c .. (.) c ..

161 Angola 21 55 39 71 100 .. (.) .. .. .. ..

162 Tanzania, U. Rep. of 37 29 13 19 .. 80 .. 20 .. 2 ..

163 Benin 26 26 14 15 .. 91 c .. 9 c .. 2 c 108

164 Côte d’Ivoire 27 38 32 48 .. 78 b .. 20 b .. 8 b 60

165 Zambia 37 27 36 20 .. 90 .. 10 .. 1 53

166 Malawi 33 49 24 27 93 84 7 16 4 2 50

167 Congo, Dem. Rep. of the 29 22 c 30 19 c .. .. .. .. .. .. 112

168 Mozambique 36 38 8 30 .. 96 c .. 3 c .. 9 c 39

169 Burundi 28 25 8 9 .. 95 .. 5 .. 6 36

170 Ethiopia 12 40 8 19 .. 89 b .. 11 b .. (.) b ..

171 Chad 28 36 13 52 .. .. .. .. .. .. 93

172 Central African Republic 28 16 15 11 .. 63 b .. 37 b .. (.) b 38

173 Guinea-Bissau 37 49 10 35 .. .. .. .. .. .. 75

174 Burkina Faso 24 23 11 9 .. 92 .. 8 .. 10 150

175 Mali 34 36 17 28 .. .. 2 .. .. .. 97 b

176 Sierra Leone 24 39 22 23 .. .. .. 7 c .. 31 c ..

177 Niger 22 26 15 16 .. 91 b .. 8 b .. 3 b 57

Developing countries 24 36 25 39 38 22 59 74 .. 24 ..

Least developed countries 22 32 13 23 84 66 .. .. .. .. ..

Arab States 38 36 38 48 73 75 .. .. .. .. ..

East Asia and the Pacific 33 52 34 56 23 11 73 86 .. 33 ..

Latin America and the Caribbean 15 23 17 26 65 46 36 56 7 13 ..

South Asia 13 23 11 21 27 24 71 76 .. 4 ..

Sub-Saharan Africa 26 34 27 33 73 70 .. 32 b .. 4 ..

Central and Eastern Europe and the CIS 28 44 29 46 32 13 .. 55 .. 10 ..

OECD 18 b 22 b 17 21 b 20 17 77 80 18 18 ..

High-income OECD 18 b 21 b 17 20 b 19 17 78 80 19 18 ..

High human development 19 b 23 b 19 23 b 20 17 76 80 18 19 ..

Medium human development 19 29 19 31 49 25 50 60 .. 17 ..

Low human development 29 37 27 36 74 71 .. 8 b .. 3 ..

High income 19 b 22 b 18 22 b 19 16 77 80 18 19 ..

Middle income 21 32 22 35 53 26 50 64 .. 20 ..

Low income 17 27 13 24 38 30 .. 50 b .. 4 ..

World 19 b 24 b 19 24 b 23 18 72 77 18 19 ..
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HDI rank

MDG
Net official development

assistance (ODA) disbursed

ODA per capita of
donor country

(2004 US$)

MDG
ODA to least

developed countries b

(% of total)

MDG
ODA to basic

social services c

(% of total allocable 

by sector)

MDG
Untied bilateral ODA

(% of total)

Total a

(US$ 

millions) As % of GNI

2004 1990 d 2004 1990 2004 1990 2004 1995/96 e 2003/04 e 1990 2004

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

1 Norway 2,199 1.17 0.87 396 477 44 38 10.7 18.0 61 100

3 Australia 1,460 0.34 0.25 70 73 18 24 5.9 15.8 33 77

4 Ireland 607 0.16 0.39 26 152 37 53 0.5 28.9 .. 100

5 Sweden 2,722 0.91 0.78 257 302 39 28 14.2 16.0 87 87

6 Canada 2,599 0.44 0.27 103 81 30 27 8.9 29.0 47 57

7 Japan 8,922 0.31 0.19 94 70 19 19 2.0 5.4 89 94

8 United States 19,705 0.21 0.17 61 67 22 23 19.0 19.1 .. ..

9 Switzerland 1,545 0.32 0.41 149 210 43 26 6.5 8.4 78 97

10 Netherlands 4,204 0.92 0.73 244 258 33 35 11.7 18.1 56 87

11 Finland 680 0.65 0.37 174 130 38 25 8.9 15.3 31 ..

12 Luxembourg 236 0.21 0.83 101 524 39 37 .. 20.7 .. ..

13 Belgium 1,463 0.46 0.41 120 141 41 44 9.2 14.7 .. 93

14 Austria 678 0.11 0.23 28 83 63 25 2.6 12.6 32 52

15 Denmark 2,037 0.94 0.85 305 377 39 36 13.1 23.6 .. 89

16 France 8,473 0.60 0.41 160 137 33 37 .. 10.0 64 94

17 Italy 2,462 0.31 0.15 75 43 41 32 7.3 18.4 22 ..

18 United Kingdom 7,883 0.27 0.36 70 131 32 38 24.4 31.8 .. 100

19 Spain 2,437 0.20 0.24 33 56 20 17 8.3 13.8 .. 68

20 New Zealand 212 0.23 0.23 41 52 19 31 1.7 19.1 100 81

21 Germany 7,534 0.42 0.28 124 91 28 31 8.8 12.7 62 92

24 Greece 465 .. 0.23 .. 42 .. 14 19.3 20.6 .. 23

28 Portugal 1,031 0.24 0.63 25 100 70 85 4.2 2.8 .. 99

DAC 79,553 T 0.33 0.26 91 91 29 30 8.1 16.0 .. ..

NOTES
This table presents data for members of the 

Development Assistance Committee (DAC) of 

the Organisation for Economic Co-operation and 

Development (OECD).

a Some non-DAC countries and areas also provide 

ODA. According to OECD-DAC 2006b, net ODA 

disbursed in 2004 by Czech Republic, Hungary, 

Iceland, Israel, Republic of Korea, Kuwait, Poland, 

Saudi Arabia, Slovakia, Turkey, United Arab 

Emirates and other small donors, including Estonia, 

Latvia and Lithuania, totaled $3,741 million. China 

also provides aid but does not disclose the amount.

b Includes imputed multilateral flows that make 

allowance for contributions through multilateral 

organizations. These are calculated using the 

geographic distribution of disbursements for the 

year specified.

c Data refer to the share of sector-allocable 

ODA; they exclude technical cooperation and 

administrative costs.

d Data for individual countries (but not the DAC 

average) include forgiveness of non-ODA claims.

e Data refer to the average for the years specified.

SOURCE
All columns: OECD-DAC 2006a.
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Official development assistance
(ODA) received a

(net disbursements)

MDG
Total debt service

HDI rank

As % of GDP

As % of exports of
goods, services
and net income

from abroad

Total
(US$ 

millions)

Per
capita
(US$) As % of GDP

Net foreign direct
investment inflows b

(% of GDP)

Other private
flows b, c

(% of GDP)

2004 2004 1990 2004 1990 2004 1990 2004 1990 2004 1990 2004
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HIGH HUMAN DEVELOPMENT

22 Hong Kong, China (SAR) 7.0 d 1.0 d 0.1 (.) d .. 20.9 .. .. .. .. .. ..

23 Israel 478.9 d 72.6 d 2.6 0.4 d 0.3 1.4 .. .. .. .. .. ..

25 Singapore 9.2 d 2.2 d (.) (.) d 15.1 15.0 .. .. .. .. .. ..

26 Korea, Rep. of –67.6 d –1.4 d (.) (.) d 0.3 1.2 .. .. .. .. .. ..

27 Slovenia 62.2 d 31.6 d .. 0.2 d .. 2.6 .. .. .. .. .. ..

29 Cyprus 60.0 d 72.6 d 0.7 0.4 d 2.3 7.2 .. .. .. .. .. ..

30 Czech Republic 279.8 d 27.4 d (.) 0.3 d 0.2 4.2 .. 2.6 .. 7.8 .. 3.0

31 Barbados 29.1 108.2 0.2 1.0 0.6 1.8 –0.8 –0.4 8.2 3.1 14.6 5.5

32 Malta 6.2 d 15.5 d 0.2 0.1 d .. .. .. .. .. .. .. ..

33 Kuwait 2.6 d 1.0 d (.) (.) d 0.0 (.) .. .. .. .. .. ..

34 Brunei Darussalam 0.8 d 2.1 d .. .. d .. .. .. .. .. .. .. ..

35 Hungary 302.7 d 29.9 d 0.2 0.3 d 1.9 4.6 –1.4 12.3 12.8 17.0 33.4 4.9

36 Argentina 91.2 2.4 0.1 0.1 1.3 2.7 –1.5 –1.0 4.4 8.1 34.7 18.8

37 Poland 1,524.8 d 39.5 d 2.2 0.6 d 0.2 5.2 (.) 2.1 1.6 14.3 4.4 4.9

38 Chile 49.1 3.0 0.3 0.1 2.2 8.1 5.1 0.4 9.1 10.2 18.1 4.1

39 Bahrain 103.9 145.1 3.2 0.9 .. .. .. .. .. .. .. ..

40 Estonia 136.4 d 102.2 d .. 1.2 d .. 9.3 .. 23.2 .. 12.9 .. 0.7

41 Lithuania 252.2 d 73.3 d .. 1.1 d .. 3.5 .. 5.8 .. 7.9 .. 6.3

42 Slovakia 235.2 d 43.5 d (.) 0.6 d .. 2.7 .. 2.6 .. 12.3 .. 6.9 e

43 Uruguay 22.0 6.4 0.6 0.2 0.4 2.4 –2.1 –2.3 10.6 11.7 35.2 31.6

44 Croatia 120.8 26.6 .. 0.4 .. 3.6 .. 11.4 .. 15.4 .. 8.7

45 Latvia 164.6 d 71.0 d .. 1.2 d .. 5.1 .. 12.2 .. 10.1 .. 5.8

46 Qatar 2.4 d 3.1 d (.) .. d .. .. .. .. .. .. .. ..

47 Seychelles 10.3 129.4 9.8 1.5 5.4 5.3 –1.7 9.5 5.9 7.4 7.8 7.8

48 Costa Rica 13.5 3.2 4.0 0.1 2.9 3.4 –2.5 0.2 8.8 3.7 22.0 6.5

49 United Arab Emirates 5.7 d 1.3 d (.) (.) d .. .. .. .. .. .. .. ..

50 Cuba 90.5 8.0 .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

51 Saint Kitts and Nevis –0.1 –2.6 5.1 (.) 30.8 15.5 –0.3 –2.3 1.9 11.8 3.4 24.5 f

52 Bahamas 4.8 d 15.0 d 0.1 .. d –0.6 3.6 e .. .. .. .. .. ..

53 Mexico 121.1 1.1 0.1 (.) 1.0 2.6 2.7 –0.6 4.3 7.6 18.3 11.9

54 Bulgaria 622.4 d 80.0 d 0.1 2.6 d (.) 8.3 .. 4.4 .. 10.2 18.6 11.2

55 Tonga 19.3 188.9 26.2 9.1 0.2 0.0 –0.1 0.0 1.7 1.4 3.4 5.8 f

56 Oman 54.9 21.7 0.5 0.2 1.2 –0.1 –3.4 0.5 6.3 4.1 12.0 3.2

57 Trinidad and Tobago –0.8 –0.6 0.4 (.) 2.2 8.0 –3.5 –1.2 8.9 3.2 15.6 3.3 e

58 Panama 37.7 11.9 1.9 0.3 2.6 7.4 –0.1 5.7 6.5 10.2 4.1 11.2

59 Antigua and Barbuda 1.7 20.5 1.2 0.2 .. .. .. .. .. .. .. ..

60 Romania 915.7 d 42.0 d 0.6 1.3 d (.) 7.4 (.) 5.6 (.) 6.5 0.0 8.4

61 Malaysia 289.5 11.6 1.1 0.2 5.3 3.9 –4.2 3.7 9.8 7.8 10.6 4.7 e

62 Bosnia and Herzegovina 671.0 171.6 .. 7.9 .. 7.2 .. 0.5 .. 2.1 .. 4.2

63 Mauritius 37.9 30.8 3.7 0.6 1.7 0.2 1.9 –0.3 6.5 4.3 7.3 5.4

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT

64 Libyan Arab Jamahiriya 17.6 d 3.1 d 0.1 0.1 d .. .. .. .. .. .. .. ..

65 Russian Federation 1,313.1 d 9.1 d (.) 0.2 d .. 2.1 .. 1.9 .. 3.6 .. 6.1

66 Macedonia, TFYR 248.4 122.3 .. 4.6 .. 2.9 .. 0.8 .. 4.6 .. 6.5

67 Belarus 46.2 d 4.7 d .. 0.2 d .. 0.7 .. –0.3 .. 1.4 .. 1.5

68 Dominica 29.2 372.1 11.9 10.8 7.8 6.8 –0.3 0.0 3.5 6.8 6.0 9.1 f

69 Brazil 285.1 1.6 (.) (.) 0.2 3.0 –0.1 –0.4 1.8 8.9 18.5 23.2

70 Colombia 509.0 11.3 0.2 0.5 1.2 3.1 –0.4 –1.2 9.7 7.9 34.5 18.5

71 Saint Lucia –21.5 –134.8 3.1 –2.8 11.3 14.6 –0.2 –0.1 1.6 3.5 2.1 5.5 f

72 Venezuela, RB 48.6 1.8 0.2 (.) 1.0 1.4 –1.2 0.6 10.6 6.0 19.6 10.5

73 Albania 362.5 116.5 0.5 4.8 0.0 5.6 .. 0.4 .. 1.0 0.9 3.8 e

74 Thailand –1.8 (.) 0.9 (.) 2.9 0.9 2.3 0.3 6.2 7.7 11.4 4.1

75 Samoa (Western) 30.8 167.4 42.6 8.2 0.0 0.1 0.0 0.0 4.9 5.6 10.6 ..

Flows of aid, private capital and debt
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76 Saudi Arabia 32.3 1.3 (.) (.) .. .. .. .. .. .. .. ..

77 Ukraine 360.1 d 7.7 d 0.4 0.6 d .. 2.6 .. 5.1 .. 6.6 .. 4.8

78 Lebanon 264.8 74.8 8.9 1.2 0.2 1.3 0.2 11.9 3.5 20.0 .. ..

79 Kazakhstan 265.0 17.9 .. 0.7 .. 10.1 .. 20.0 .. 21.5 .. 3.8

80 Armenia 254.1 84.0 .. 8.3 0.2 7.1 .. (.) .. 3.5 .. 7.4

81 China 1,661.1 1.3 0.6 0.1 1.0 2.8 1.3 1.0 2.0 1.2 10.6 1.2

82 Peru 487.4 17.7 1.5 0.7 0.2 2.6 0.1 1.8 1.8 4.0 7.3 16.3

83 Ecuador 160.5 12.3 1.6 0.5 1.2 3.8 0.6 2.0 10.5 12.3 31.0 21.8

84 Philippines 462.8 5.7 2.9 0.5 1.2 0.6 0.2 2.4 8.1 13.7 25.6 16.0

85 Grenada 15.4 150.4 6.3 3.5 5.9 9.7 0.1 8.6 1.5 6.7 3.1 15.3 f

86 Jordan 581.4 104.5 22.1 5.0 0.9 5.4 5.3 –1.2 15.6 6.1 22.1 10.4

87 Tunisia 327.7 32.8 3.2 1.2 0.6 2.1 –1.6 1.6 11.6 7.2 25.6 13.8

88 Saint Vincent and the Grenadines 10.5 88.3 7.8 2.6 4.0 13.8 0.0 6.0 2.2 5.2 3.1 6.7 f

89 Suriname 23.9 53.5 15.5 2.2 .. .. .. .. .. .. .. ..

90 Fiji 63.9 76.0 3.8 2.4 6.9 –0.4 –1.2 –0.1 7.9 0.6 9.0 ..

91 Paraguay 0.3 (.) 1.1 (.) 1.5 1.3 –0.2 –1.8 6.2 6.8 11.5 9.5

92 Turkey 257.0 3.6 0.8 0.1 0.5 0.9 0.8 3.1 4.9 11.2 29.9 19.5

93 Sri Lanka 519.1 25.2 9.1 2.6 0.5 1.2 0.1 –0.3 4.8 3.8 14.8 8.8

94 Dominican Republic 86.9 9.9 1.4 0.5 1.9 3.5 (.) 2.2 3.3 4.0 10.7 7.4

95 Belize 7.4 27.9 7.4 0.7 4.1 11.7 0.5 –5.2 4.4 30.4 7.0 64.2

96 Iran, Islamic Rep. of 189.4 2.8 0.1 0.1 –0.3 0.3 (.) 0.4 0.5 1.2 1.3 ..

97 Georgia 315.4 69.8 .. 6.1 .. 9.6 .. 1.2 .. 4.2 .. 10.7

98 Maldives 27.9 87.0 9.8 3.7 2.8 2.0 0.5 2.6 4.1 4.3 4.0 4.5

99 Azerbaijan 175.6 21.0 .. 2.1 .. 41.7 .. 1.4 .. 2.8 .. 3.2

100 Occupied Palestinian Territories 1,136.4 316.8 .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

101 El Salvador 211.5 31.3 7.2 1.3 (.) 2.9 0.1 1.6 4.3 3.9 18.2 12.5

102 Algeria 312.6 9.7 0.2 0.4 0.1 1.0 –0.7 –0.6 14.2 6.8 63.7 ..

103 Guyana 144.6 192.7 42.6 18.4 2.0 3.8 –4.1 –0.1 74.5 6.2 .. 5.9 g, h

104 Jamaica 75.4 28.6 5.9 0.9 3.0 6.8 –1.0 7.9 14.4 9.4 27.0 19.0

105 Turkmenistan 37.2 7.8 .. 0.6 .. .. .. .. .. .. .. ..

106 Cape Verde 139.8 282.4 31.8 14.7 0.1 2.2 (.) –0.5 1.7 2.7 8.9 6.7 e

107 Syrian Arab Republic 110.2 5.9 5.6 0.5 0.6 1.1 –0.1 (.) 9.7 1.4 20.3 2.5

108 Indonesia 84.1 0.4 1.5 (.) 1.0 0.4 1.6 0.5 8.7 7.9 25.6 12.7

109 Viet Nam 1,830.3 22.0 2.9 4.0 2.8 3.6 0.0 (.) 2.7 1.7 .. 5.9 f

110 Kyrgyzstan 258.2 49.6 .. 11.7 .. 3.5 .. –2.4 .. 7.3 .. 6.2

111 Egypt 1,457.7 20.1 12.6 1.8 1.7 1.6 –0.2 –0.3 7.1 2.9 23.7 6.8

112 Nicaragua 1,232.4 229.2 32.9 27.1 0.1 5.5 2.0 0.6 1.6 2.8 2.3 4.6 g, h

113 Uzbekistan 245.5 9.4 .. 2.1 .. 1.2 .. –1.3 .. 7.1 .. ..

114 Moldova, Rep. of 117.9 28.0 .. 4.5 .. 3.1 .. –1.2 .. 9.6 .. 7.4

115 Bolivia 766.6 85.1 11.2 8.7 0.6 1.3 –0.5 (.) 7.9 5.9 33.5 12.6 g, h

116 Mongolia 261.9 100.2 .. 16.2 .. 5.8 .. (.) .. 2.5 0.3 2.8

117 Honduras 641.7 91.0 14.7 8.7 1.4 4.0 1.0 2.2 12.8 4.5 33.0 6.5 g, h

118 Guatemala 218.4 17.8 2.6 0.8 0.6 0.6 –0.1 1.3 3.0 2.0 12.6 10.2

119 Vanuatu 37.8 182.2 33.0 11.9 8.6 6.9 –0.1 0.0 1.6 1.1 1.6 1.2 e

120 Equatorial Guinea 29.7 60.3 46.0 0.9 8.3 51.4 0.0 0.0 3.9 0.2 11.5 ..

121 South Africa 617.3 13.1 .. 0.3 –0.1 0.3 .. 3.4 .. 1.8 0.0 2.4

122 Tajikistan 240.9 37.5 .. 11.6 .. 13.1 .. –1.2 .. 4.9 .. 5.9

123 Morocco 705.9 22.8 4.1 1.4 0.6 1.5 1.2 (.) 7.0 6.0 27.9 15.2

124 Gabon 37.8 27.7 2.2 0.5 1.2 4.5 0.5 –0.3 3.0 3.1 4.8 10.8 e

125 Namibia 179.1 89.1 5.2 3.1 .. .. .. .. .. .. .. ..

126 India 691.2 0.6 0.4 0.1 0.1 0.8 0.5 1.8 2.6 2.8 29.3 19.5 e

127 São Tomé and Principe 33.4 218.5 95.0 53.7 0.0 86.7 –0.2 0.0 4.9 15.4 28.7 11.6 f, g, i

128 Solomon Islands 122.2 262.3 21.7 47.3 4.7 –1.9 –1.5 –3.0 5.5 6.4 11.3 ..

129 Cambodia 478.3 34.7 3.7 9.8 .. 2.7 0.0 0.0 2.7 0.6 .. 0.8
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130 Myanmar 121.1 2.4 .. .. .. .. .. .. .. .. 18.2 3.3 g, j

131 Botswana 39.0 22.1 3.9 0.4 2.5 0.5 –0.5 0.1 2.8 0.5 4.3 1.2 e

132 Comoros 24.5 31.5 17.3 6.7 0.1 0.5 0.0 0.0 0.4 0.9 2.5 .. g, j

133 Lao People’s Dem. Rep. 269.6 46.5 17.4 11.0 0.7 0.7 0.0 0.0 1.1 2.2 8.5 ..g, j

134 Pakistan 1,421.0 9.2 2.8 1.5 0.6 1.2 –0.2 0.2 4.8 4.5 22.9 22.8

135 Bhutan 78.0 36.9 16.5 11.6 0.6 0.1 –0.9 0.0 1.8 1.8 .. ..

136 Ghana 1,357.6 62.7 9.6 15.3 0.3 1.6 –0.4 0.3 6.2 2.7 36.0 5.6 g, h

137 Bangladesh 1,404.1 10.1 7.0 2.5 (.) 0.8 0.2 (.) 2.5 1.2 34.8 6.9

138 Nepal 427.3 16.1 11.7 6.4 0.2 0.0 –0.4 (.) 1.9 1.7 15.2 8.9

139 Papua New Guinea 266.3 46.1 12.8 6.8 4.8 0.7 1.5 –5.5 17.2 12.1 18.4 ..

140 Congo 116.0 29.9 7.8 2.7 0.8 0.0 –3.6 0.0 19.0 8.1 32.2 14.7 e, g, i

141 Sudan 882.3 24.8 6.2 4.2 –0.2 7.2 0.0 0.3 0.4 1.5 4.8 8.1 g, j

142 Timor-Leste 152.8 172.2 .. 45.1 .. .. .. .. .. .. .. ..

143 Madagascar 1,235.8 68.2 12.9 28.3 0.7 1.0 –0.5 (.) 7.2 1.8 44.4 4.4 e, g, h

144 Cameroon 761.5 47.5 4.0 5.3 –1.0 (.) –0.1 0.2 4.6 4.5 13.1 7.1 g, i

145 Uganda 1,159.0 41.7 15.5 17.0 –0.1 3.3 0.4 0.1 3.4 1.5 78.6 10.0 g, h

146 Swaziland 116.5 112.7 6.1 4.9 3.4 2.9 –0.5 0.7 5.3 1.8 5.6 1.7

LOW HUMAN DEVELOPMENT

147 Togo 61.4 10.3 16.0 3.0 1.1 2.9 0.3 0.1 5.3 1.0 11.5 2.1 e, g, j

148 Djibouti 64.1 82.3 46.4 9.7 (.) 5.0 –0.1 0.0 3.6 2.7 .. ..

149 Lesotho 102.1 56.8 23.0 7.8 2.8 9.4 (.) –0.7 3.8 4.0 4.2 4.6

150 Yemen 251.9 12.4 8.4 2.0 –2.7 1.1 3.3 0.0 3.5 1.7 7.1 4.3

151 Zimbabwe 186.5 14.4 3.9 4.0 –0.1 1.3 1.1 0.2 5.4 2.0 19.4 ..

152 Kenya 635.1 19.0 13.8 3.9 0.7 0.3 0.8 –0.7 9.2 2.3 28.6 7.7

153 Mauritania 179.8 60.3 23.3 11.7 0.7 19.6 –0.1 (.) 14.3 3.7 28.8 9.6 g, h

154 Haiti 242.7 28.9 5.9 6.9 0.3 0.2 0.0 0.0 1.2 3.8 9.0 10.7 e

155 Gambia 62.8 42.5 31.3 15.1 4.5 14.5 –2.4 0.0 11.9 8.1 21.8 23.2 g, i

156 Senegal 1,051.5 92.4 14.4 13.5 1.0 0.9 –0.2 1.2 5.7 4.3 18.3 7.6 e, g, h

157 Eritrea 259.5 61.3 .. 28.1 .. 3.2 .. 0.0 .. 2.1 .. ..

158 Rwanda 467.5 52.6 11.3 25.3 0.3 0.4 –0.1 0.0 0.8 1.3 10.7 9.8 g, h

159 Nigeria 573.4 4.5 0.9 0.8 2.1 2.6 –0.4 –0.2 11.7 3.3 22.3 8.8

160 Guinea 279.3 30.3 10.4 7.2 0.6 2.6 –0.7 0.0 6.0 4.4 19.6 7.5 g, i

161 Angola 1,144.1 73.9 2.6 5.9 –3.3 7.4 5.6 6.6 3.2 10.5 7.1 14.8

162 Tanzania, U. Rep. of 1,746.0 46.4 27.5 16.1 (.) 2.3 0.1 (.) 4.2 1.1 31.3 6.4g, h

163 Benin 378.0 46.2 14.5 9.3 3.4 1.5 (.) (.) 2.1 1.6 9.2 7.6 e, g, h

164 Côte d’Ivoire 153.6 8.6 6.4 1.0 0.4 1.1 0.1 –0.9 11.7 3.5 19.1 4.8 g, k

165 Zambia 1,081.0 94.2 14.6 20.0 6.2 6.2 –0.3 –0.4 6.1 7.9 14.5 18.2 g, h

166 Malawi 476.1 37.8 26.8 25.3 1.2 0.9 0.1 –0.1 7.1 3.2 28.0 13.5 f, g, i

167 Congo, Dem. Rep. of the 1,815.0 32.5 9.6 27.4 –0.2 0.0 –0.1 –0.1 3.7 1.8 .. 4.8g, i

168 Mozambique 1,228.4 63.2 40.7 20.2 0.4 4.0 1.0 –0.4 3.2 1.4 17.3 3.2g, h

169 Burundi 350.7 48.2 23.3 53.4 0.1 0.5 –0.5 –0.7 3.7 13.4 41.7 119.4 e, g, i

170 Ethiopia 1,823.1 24.1 11.8 22.8 0.1 6.8 –0.7 0.9 2.7 1.2 37.6 6.3 g, h

171 Chad 318.9 33.8 18.0 7.6 0.5 11.3 (.) 0.0 0.7 1.1 3.8 1.8 g, i

172 Central African Republic 104.5 26.2 16.8 8.0 0.1 –1.0 (.) –0.3 2.0 1.4 12.5 ..g, j

173 Guinea-Bissau 76.2 49.5 52.7 27.2 0.8 1.8 (.) 0.0 3.4 16.0 22.1 5.5 e, g, i

174 Burkina Faso 610.0 47.6 10.6 12.6 (.) 0.7 (.) 0.0 1.1 1.2 7.8 9.1 g, h

175 Mali 567.4 43.2 19.9 11.7 0.2 3.7 (.) (.) 2.8 2.1 14.7 6.4 e, g, h

176 Sierra Leone 359.7 67.4 9.4 33.4 4.9 2.4 0.6 0.0 3.3 2.5 10.1 10.2 g, i

177 Niger 536.1 39.7 16.0 17.4 1.7 0.0 0.4 –0.2 4.0 1.6 6.6 4.6 e, g, h
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Developing countries 53,287.0 T 10.5 1.4 0.5 0.9 2.7 0.5 0.7 4.4 4.9 15.6 7.0

Least developed countries 24,755.6 T 33.4 12.0 9.6 0.3 3.8 0.5 0.6 3.1 2.6 16.8 8.7

Arab States 11,163.2 T 35.9 2.7 0.6 0.5 1.5 .. .. .. .. 21.3 8.5

East Asia and the Pacific 6,490.1 T 3.3 0.7 0.2 1.7 3.4 .. .. .. .. 9.9 2.6

Latin America and the Caribbean 5,635.4 T 10.3 0.4 0.3 0.8 3.0 0.5 –0.2 4.0 7.8 20.6 14.6

South Asia 6,947.8 T 4.5 1.1 0.5 (.) 0.7 0.3 1.3 2.3 2.6 22.8 14.7

Sub-Saharan Africa 22,733.6 T 33.0 .. .. 0.4 2.0 .. .. .. .. 10.5 5.8

Central and Eastern Europe and the CIS 10,697.9 T 26.4 .. .. .. 4.0 .. .. .. .. .. ..

OECD .. T .. .. .. 1.0 1.3 .. .. .. .. .. ..

High-income OECD .. T .. .. .. 1.0 1.3 .. .. .. .. .. ..

High human development .. T .. .. .. 1.0 1.5 .. .. .. .. .. ..

Medium human development 31,704.9 T 7.2 1.1 0.4 0.6 2.1 0.5 0.9 4.1 4.4 .. ..

Low human development 17,186.5 T 30.1 9.8 7.5 0.6 2.9 0.5 0.4 6.6 3.5 19.4 8.8

High income .. T .. .. .. 1.0 1.4 .. .. .. .. .. ..

Middle income 29,785.7 T 9.8 0.8 0.3 0.8 2.8 0.5 1.0 4.6 6.0 .. ..

Low income 33,954.4 T 14.4 4.0 2.5 0.4 1.4 0.3 1.0 3.8 2.8 22.2 9.7

World 64,470.0 T 11.7 .. .. 1.0 1.6 .. .. .. .. .. ..

NOTES
This table presents data for countries included 

in Parts I and II of the Development Assistance 

Committee’s (DAC) list of aid recipients (OECD-DAC 

2006b). The denominator conventionally used 

when comparing official development assistance 

and total debt service to the size of the economy is 

GNI, not GDP (see Definitions of statistical terms ). 

GDP is used here, however, to allow comparability 

throughout the table. With few exceptions the 

denominators produce similar results.

a ODA receipts are total net ODA flows from DAC 

countries as well as Czech Republic, Hungary, 

Iceland, Israel, Republic of Korea, Kuwait, Poland, 

Saudi Arabia, Slovakia, Turkey, United Arab 

Emirates, other small donors, including Estonia, 

Latvia and Lithuania, and concessional lending 

from multilateral organizations. A negative value 

indicates that repayments of ODA loans exceed the 

amount of ODA received.

b A negative value indicates that the capital flowing 

out of the country exceeds that flowing in.

c Other private flows combine non-debt-creating 

portfolio equity investment flows, portfolio debt 

flows and bank and trade-related lending. 

d Data refer to official aid.

e Data refer to 2003.

f Data refer to 2002.

g Country included in the Heavily Indebted Poor 

Countries (HIPCs) Debt Initiative.

h Completion point reached under the Enhanced 

HIPC Initiative.

i Decision point reached under the Enhanced HIPC 

Initiative.

j Country still to be considered under the Enhanced 

HIPC Initiative.

k Decision point reached under the original HIPC 

Initiative but not under the Enhanced HIPC Initiative.

SOURCES
Columns 1–4: OECD-DAC 2006c. 

Columns 5 and 6: World Bank 2006; aggregates 

calculated for the Human Development Report Office 

by the World Bank.

Columns 7 and 8: calculated on the basis of data on 

portfolio investment, bank- and trade-related lending 

and GDP data from World Bank 2006.

Columns 9 and 10: calculated on the basis of data 

on debt service and GDP from World Bank 2006.

Columns 11 and 12: UN 2006c, based on a joint 

effort by the International Monetary Fund and the 

World Bank.
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E19 . . . to have access to the resources needed for a decent standard of living . . .

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

1 Norway 8.6 7.1 7.7 2.9 2.0 .. ..

2 Iceland 8.8 .. 8.0 0.0 0.0 .. ..

3 Australia 6.4 4.9 4.8 2.1 1.9 .. ..

4 Ireland 5.8 5.0 4.3 1.2 0.7 .. ..

5 Sweden 8.0 7.1 7.0 2.6 1.6 .. ..

6 Canada 6.9 6.5 5.2 2.0 1.1 .. ..

7 Japan 6.4 .. 3.7 0.9 1.0 .. ..

8 United States 6.8 5.1 5.9 5.3 4.0 .. ..

9 Switzerland 6.7 5.3 5.4 1.8 1.0 .. ..

10 Netherlands 6.1 5.6 5.3 2.5 1.7 .. ..

11 Finland 5.7 6.5 6.5 1.6 1.2 .. ..

12 Luxembourg 6.2 3.0 .. 0.9 0.9 .. ..

13 Belgium 6.3 5.0 6.2 2.4 1.3 .. ..

14 Austria 5.1 5.5 5.5 1.0 0.8 .. ..

15 Denmark 7.5 6.9 8.4 2.0 1.5 .. ..

16 France 7.7 5.6 6.0 3.4 2.6 .. ..

17 Italy 6.3 3.0 4.9 2.1 2.0 .. ..

18 United Kingdom 6.9 4.8 5.5 3.9 2.8 .. ..

19 Spain 5.5 4.3 4.5 1.8 1.1 .. ..

20 New Zealand 6.3 6.1 6.9 1.8 1.0 .. ..

21 Germany 8.7 .. 4.8 2.8 e 1.4 .. ..

22 Hong Kong, China (SAR) .. 2.8 4.7 .. .. .. ..

23 Israel 6.1 6.5 7.3 12.4 8.7 .. ..

24 Greece 5.1 2.3 4.3 4.5 4.2 .. ..

25 Singapore 1.6 3.1 .. 4.9 4.7 .. ..

26 Korea, Rep. of 2.8 3.8 4.6 3.7 2.4 .. ..

27 Slovenia 6.7 4.8 6.0 .. 1.6 .. ..

28 Portugal 6.7 4.6 5.9 2.7 2.3 .. ..

29 Cyprus 3.1 3.7 7.4 5.0 1.5 .. ..

30 Czech Republic 6.8 .. 4.6 .. 1.8 .. 7.8

31 Barbados 4.8 7.8 7.3 0.8 .. 8.2 3.1

32 Malta 7.4 4.4 4.6 0.9 0.8 .. ..

33 Kuwait 2.7 4.8 8.2 48.5 7.9 .. ..

34 Brunei Darussalam 2.8 3.5 .. .. .. .. ..

35 Hungary 6.1 6.1 6.0 2.8 1.5 12.8 17.0

36 Argentina 4.3 3.3 3.5 1.2 1.1 4.4 8.1

37 Poland 4.5 5.2 5.8 2.8 2.0 1.6 14.3

38 Chile 3.0 2.5 3.7 4.3 3.9 9.1 10.2

39 Bahrain 2.8 3.9 .. 5.1 4.4 .. ..

40 Estonia 4.1 .. 5.7 0.0 1.8 .. 12.9

41 Lithuania 5.0 5.5 5.2 .. 1.7 .. 7.9

42 Slovakia 5.2 5.6 4.4 .. 1.7 .. 12.3

43 Uruguay 2.7 2.5 2.2 3.1 1.2 10.6 11.7

44 Croatia 6.5 5.5 4.5 .. 1.7 .. 15.4

45 Latvia 3.3 4.1 5.4 .. 1.7 .. 10.1

46 Qatar 2.0 3.5 .. .. .. .. ..

47 Seychelles 4.3 6.5 5.4 f 4.0 2.3 5.9 7.4

48 Costa Rica 5.8 3.4 4.9 0.0 0.0 8.8 3.7

49 United Arab Emirates 2.5 1.9 1.6 f 6.2 2.4 .. ..

50 Cuba 6.3 9.7 .. .. .. .. ..

51 Saint Kitts and Nevis 3.4 2.7 4.4 f .. .. 1.9 11.8

52 Bahamas 3.0 3.7 .. 0.6 0.7 .. ..

53 Mexico 2.9 3.8 5.8 0.4 0.4 4.3 7.6

Priorities in public spending
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L
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54 Bulgaria 4.1 5.4 4.2 3.5 2.4 .. 10.2

55 Tonga 5.5 .. 4.8 .. .. 1.7 1.4

56 Oman 2.7 3.4 4.6 f 16.5 12.0 6.3 4.1

57 Trinidad and Tobago 1.5 4.1 4.3 f .. .. 8.9 3.2

58 Panama 5.0 4.6 3.9 f 1.3 0.0 6.5 10.2

59 Antigua and Barbuda 3.2 .. 3.8 .. .. .. ..

60 Romania 3.8 3.5 3.6 4.6 2.1 (.) 6.5

61 Malaysia 2.2 5.1 8.0 2.6 2.3 9.8 7.8

62 Bosnia and Herzegovina 4.8 .. .. .. 2.5 .. 2.1

63 Mauritius 2.2 3.8 4.7 0.3 0.2 6.5 4.3

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT

64 Libyan Arab Jamahiriya 2.6 .. .. .. 2.0 .. ..

65 Russian Federation 3.3 3.6 3.7 12.3 3.9 .. 3.6

66 Macedonia, TFYR 6.0 .. 3.4 .. 2.6 .. 4.6

67 Belarus 3.9 5.7 5.8 .. 1.4 .. 1.4

68 Dominica 4.5 .. .. .. .. 3.5 6.8

69 Brazil 3.4 .. 4.1 2.5 1.5 1.8 8.9

70 Colombia 6.4 2.4 4.9 2.2 3.8 9.7 7.9

71 Saint Lucia 3.4 .. 5.0 .. .. 1.6 3.5

72 Venezuela, RB 2.0 4.5 .. .. 1.2 10.6 6.0

73 Albania 2.7 .. 2.8 f 5.9 1.2 .. 1.0

74 Thailand 2.0 3.1 4.2 2.6 1.2 6.2 7.7

75 Samoa (Western) 4.3 .. 4.3 f .. .. 4.9 5.6

76 Saudi Arabia 3.0 5.8 .. 15.6 8.3 .. ..

77 Ukraine 3.8 6.2 4.6 .. 2.6 .. 6.6

78 Lebanon 3.0 .. 2.6 7.6 3.8 3.5 20.0

79 Kazakhstan 2.0 3.9 2.4 .. 1.0 .. 21.5

80 Armenia 1.2 .. 3.2 f .. 2.6 .. 3.5

81 China 2.0 2.2 .. 2.7 2.4 2.0 1.2

82 Peru 2.1 2.8 3.0 0.1 1.2 1.8 4.0

83 Ecuador 2.0 3.4 .. 1.9 2.4 10.5 12.3

84 Philippines 1.4 3.0 3.2 1.4 0.9 8.1 13.7

85 Grenada 4.9 4.9 5.2 .. .. 1.5 6.7

86 Jordan 4.2 8.0 .. 9.9 8.2 15.6 6.1

87 Tunisia 2.5 6.0 8.1 2.0 1.5 11.6 7.2

88 Saint Vincent and the Grenadines 4.1 5.9 11.1 .. .. 2.2 5.2

89 Suriname 3.6 .. .. .. .. .. ..

90 Fiji 2.3 5.1 6.4 2.3 1.2 7.9 0.6

91 Paraguay 2.3 1.9 4.3 1.0 0.7 6.2 6.8

92 Turkey 5.4 2.4 3.7 3.5 3.1 4.9 11.2

93 Sri Lanka 1.6 3.2 .. 2.1 2.8 4.8 3.8

94 Dominican Republic 2.3 .. 1.1 0.6 0.5 3.3 4.0

95 Belize 2.2 4.6 5.1 1.2 .. 4.4 30.4

96 Iran, Islamic Rep. of 3.1 4.1 4.8 2.9 4.5 0.5 1.2

97 Georgia 1.0 .. 2.9 .. 1.4 .. 4.2

98 Maldives 5.5 7.0 8.1 f .. .. 4.1 4.3

99 Azerbaijan 0.9 7.7 3.3 f .. 1.8 .. 2.8

100 Occupied Palestinian Territories .. .. .. .. .. .. ..

101 El Salvador 3.7 1.8 2.8 f 2.0 0.7 4.3 3.9

102 Algeria 3.3 5.1 .. 1.5 3.4 14.2 6.8

103 Guyana 4.0 2.2 5.5 0.9 .. 74.5 6.2

104 Jamaica 2.7 4.5 4.9 0.6 0.7 14.4 9.4

105 Turkmenistan 2.6 3.9 .. .. .. .. ..

106 Cape Verde 3.4 3.6 7.3 0.0 0.7 1.7 2.7
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Priorities in public spendingT
A

B
L
E19

107 Syrian Arab Republic 2.5 3.9 .. 6.9 6.6 9.7 1.4

108 Indonesia 1.1 1.0 0.9 1.8 1.1 8.7 7.9

109 Viet Nam 1.5 1.8 .. 7.9 .. 2.7 1.7

110 Kyrgyzstan 2.2 6.0 4.4 f .. 2.9 .. 7.3

111 Egypt 2.5 3.9 .. 4.5 2.8 7.1 2.9

112 Nicaragua 3.7 3.4 3.1 f 10.6 0.7 1.6 2.8

113 Uzbekistan 2.4 9.4 .. .. .. .. 7.1

114 Moldova, Rep. of 3.9 5.3 4.9 f .. 0.4 .. 9.6

115 Bolivia 4.3 2.4 6.4 f 2.4 2.0 7.9 5.9

116 Mongolia 4.3 11.5 5.6 5.7 2.0 .. 2.5

117 Honduras 4.0 3.8 .. .. 0.7 12.8 4.5

118 Guatemala 2.1 1.3 .. 1.5 0.4 3.0 2.0

119 Vanuatu 2.9 4.6 9.6 .. .. 1.6 1.1

120 Equatorial Guinea 1.0 .. 0.6 f .. .. 3.9 0.2

121 South Africa 3.2 5.9 5.4 3.8 1.4 .. 1.8

122 Tajikistan 0.9 .. 2.8 .. 2.2 .. 4.9

123 Morocco 1.7 5.0 6.3 4.1 4.5 7.0 6.0

124 Gabon 2.9 .. .. .. 1.7 3.0 3.1

125 Namibia 4.5 7.9 7.2 .. 3.1 .. ..

126 India 1.2 3.7 3.3 3.2 3.0 2.6 2.8

127 São Tomé and Principe 7.2 .. .. .. .. 4.9 15.4

128 Solomon Islands 4.5 3.8 .. .. .. 5.5 6.4

129 Cambodia 2.1 .. 2.0 3.1 2.2 2.7 0.6

130 Myanmar 0.5 .. .. 3.4 .. .. ..

131 Botswana 3.3 6.2 .. 4.1 3.8 2.8 0.5

132 Comoros 1.5 .. 3.9 .. .. 0.4 0.9

133 Lao People’s Dem. Rep. 1.2 .. 2.3 .. .. 1.1 2.2

134 Pakistan 0.7 2.6 2.0 5.8 3.4 4.8 4.5

135 Bhutan 2.6 .. .. .. .. 1.8 1.8

136 Ghana 1.4 .. .. 0.4 0.8 6.2 2.7

137 Bangladesh 1.1 1.5 2.2 1.0 1.2 2.5 1.2

138 Nepal 1.5 2.0 3.4 0.9 1.7 1.9 1.7

139 Papua New Guinea 3.0 .. .. 2.1 0.6 17.2 12.1

140 Congo 1.3 7.4 3.2 f .. .. 19.0 8.1

141 Sudan 1.9 6.0 .. 3.5 0.0 0.4 1.5

142 Timor-Leste 7.3 .. .. .. .. .. ..

143 Madagascar 1.7 2.5 3.3 1.2 .. 7.2 1.8

144 Cameroon 1.2 3.2 3.8 1.5 1.4 4.6 4.5

145 Uganda 2.2 1.5 5.2 f 3.1 2.3 3.4 1.5

146 Swaziland 3.3 5.8 6.2 1.9 .. 5.3 1.8

LOW HUMAN DEVELOPMENT

147 Togo 1.4 .. 2.6 3.1 1.6 5.3 1.0

148 Djibouti 3.8 3.5 6.1 5.9 .. 3.6 2.7

149 Lesotho 4.1 6.2 9.0 f 4.5 2.3 3.8 4.0

150 Yemen 2.2 .. .. 7.9 6.3 3.5 1.7

151 Zimbabwe 2.8 7.7 .. 4.4 .. 5.4 2.0

152 Kenya 1.7 6.7 7.0 2.9 1.6 9.2 2.3

153 Mauritania 3.2 4.6 3.4 f 3.8 1.4 14.3 3.7

154 Haiti 2.9 1.4 .. 0.1 .. 1.2 3.8

155 Gambia 3.2 3.8 1.9 f 1.2 0.4 11.9 8.1

156 Senegal 2.1 3.9 4.0 2.0 1.4 5.7 4.3

157 Eritrea 2.0 .. 3.8 .. .. .. 2.1

158 Rwanda 1.6 .. .. 3.7 2.2 0.8 1.3

159 Nigeria 1.3 0.9 .. 0.9 1.0 11.7 3.3
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NOTES
a Because of limitations in the data, comparisons 

across countries should be made with caution. For 

detailed notes on the data see SIPRI 2006a.

b For aggregates, see table 18.

c Data refer to the most recent year available during 

the period specified.

d Data may not be comparable across countries 

because of differences in methods of data 

collection.

e Data refer to the Federal Republic of Germany 

before reunification.

f Data refer to United Nations Educational, Scientific 

and Cultural Organization Institute for Statistics 

estimate when national estimate is not available.

SOURCES
Column 1: calculated on the basis of data on health 

expenditure from WHO 2006b.

Columns 2 and 3: UNESCO Institute for Statistics 

2006b.

Columns 4 and 5: SIPRI 2006c.

Columns 6 and 7: calculated on the basis of data on 

GDP and total debt service from World Bank 2006.

160 Guinea 0.9 2.0 .. .. .. 6.0 4.4

161 Angola 2.4 .. .. 2.7 4.2 3.2 10.5

162 Tanzania, U. Rep. of 2.4 2.8 .. .. 1.1 4.2 1.1

163 Benin 1.9 .. 3.3 f 1.8 .. 2.1 1.6

164 Côte d’Ivoire 1.0 .. .. 1.3 .. 11.7 3.5

165 Zambia 2.8 2.8 2.8 3.7 .. 6.1 7.9

166 Malawi 3.3 3.2 6.0 1.3 .. 7.1 3.2

167 Congo, Dem. Rep. of the 0.7 .. .. .. 3.0 3.7 1.8

168 Mozambique 2.9 .. .. 5.9 1.3 3.2 1.4

169 Burundi 0.7 3.5 5.2 3.4 6.3 3.7 13.4

170 Ethiopia 3.4 3.4 4.6 f 8.5 .. 2.7 1.2

171 Chad 2.6 1.6 .. .. 1.0 0.7 1.1

172 Central African Republic 1.5 2.2 .. .. 1.2 2.0 1.4

173 Guinea-Bissau 2.6 .. .. .. .. 3.4 16.0

174 Burkina Faso 2.6 2.6 .. 3.0 1.3 1.1 1.2

175 Mali 2.8 .. .. 2.1 1.9 2.8 2.1

176 Sierra Leone 2.0 .. .. 1.4 1.2 3.3 2.5

177 Niger 2.5 3.3 2.3 .. 1.1 4.0 1.6
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MDG

Youth unemployment rate

HDI rank

Unemployed
people

(thousands)

Total
(% of labour 

force)

Average
annual

(% of labour 

force)

Female
(% of male rate)

Total
(% of labour 

force ages 

15–24) a

Female
(% of male rate)

Long-term unemployment
(% of total unemployment)

Women Men

2005 2005 1995–2005 2005 2005 2005 2005 2005

T
A

B
L
E20 . . . to have access to the resources needed for a decent standard of living . . .

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

1 Norway 111.2 4.6 4.1 91 12.0 92 8.5 10.4

2 Iceland 4.2 2.5 3.1 99 7.2 70 14.0 b 8.8 b

3 Australia 535.0 5.1 6.9 106 10.8 95 14.9 20.2

4 Ireland 86.4 4.3 6.8 82 8.3 80 21.1 42.4

5 Sweden 252.4 5.6 5.9 100 26.2 104 16.4 b 20.9 b

6 Canada 1,175.8 6.8 8.0 91 12.4 75 9.1 10.1

7 Japan 2,902.0 4.4 4.4 94 8.7 74 22.6 40.3

8 United States 7,598.8 5.1 5.1 100 11.3 82 10.8 12.6

9 Switzerland 179.2 4.1 3.4 131 8.8 108 40.4 37.1

10 Netherlands 539.5 6.2 4.5 99 9.7 91 35.0 44.7

11 Finland 225.0 8.6 10.8 105 19.9 93 21.9 27.9

12 Luxembourg 9.8 4.6 3.3 167 13.7 138 20.3 33.6

13 Belgium 387.4 8.4 8.3 122 19.9 93 52.7 50.4

14 Austria 252.7 5.8 5.4 118 7.8 83 26.5 b 28.6 b

15 Denmark 142.3 4.9 5.1 133 7.9 159 22.7 29.7

16 France 2,742.2 10.0 10.4 121 22.8 115 43.2 41.8

17 Italy 1,858.0 7.7 10.2 162 24.0 128 53.8 50.5

18 United Kingdom 1,438.7 4.8 6.0 82 11.8 75 16.9 26.2

19 Spain 1,895.0 9.1 12.9 172 19.7 140 36.0 28.2

20 New Zealand 77.3 3.6 5.6 117 9.4 108 6.2 12.6

21 Germany 3,987.2 9.3 8.0 96 14.2 88 54.4 53.8

24 Greece 492.0 10.6 10.7 259 25.3 199 59.6 43.1

26 Korea, Rep. of 891.3 3.8 3.9 86 10.2 73 0.4 1.0

28 Portugal 412.0 7.5 5.8 129 16.1 140 49.9 47.1

30 Czech Republic 412.7 8.0 7.0 151 19.3 99 54.2 52.9

35 Hungary 296.1 7.1 7.4 107 19.4 97 44.2 47.9

37 Poland 3,020.2 17.8 15.6 115 37.8 107 53.1 51.3

42 Slovakia 432.6 16.4 15.8 112 29.9 93 67.4 68.7

53 Mexico 1,575.2 3.6 3.1 105 6.6 121 2.6 2.3

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT

92 Turkey 2,526.4 10.0 8.2 101 19.3 100 47.4 36.9

OECD 36,458.5 T 6.5 6.6 108 13.3 94 33.0 32.9

NOTES
a The age range may be 16–24 for some countries.

b Data refer to 2004.

SOURCES
Columns 1–3 and 5: OECD 2006a. 

Columns 4 and 6: calculated on the basis of data 

on male and female unemployment rates from OECD 

2006c.

Columns 7 and 8: OECD 2006b.

Unemployment in OECD countries
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energy 
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Electricity
consumption
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MDG
GDP per unit of

energy use
(2000 PPP US$ per 
kg of oil equivalent)

Cartagena
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on
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Framework
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on Climate

Change

Kyoto
Protocol

to the
Framework
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on Climate

Change

Convention
on

Biological
Diversity

Per capita
(metric tons)

Share
of world
total b

(%)

2003 1980 2003 1980 2003 1980 2003 2003

T
A

B
L
E21 . . . while preserving it for future generations . . .

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

1 Norway 6.1 c, d 22,400 c 25,295 c 4.5 6.8 8.2 e 9.9 e 0.2 e

2 Iceland 0.0 13,838 29,412 3.1 2.5 8.2 7.6 (.)

3 Australia 7.1 6,599 11,446 3.6 4.8 13.9 18.0 1.4

4 Ireland 1.0 3,106 6,660 4.2 9.3 7.7 10.3 0.2

5 Sweden 20.4 11,700 16,603 3.7 4.6 8.6 5.9 0.2

6 Canada 4.3 14,243 18,329 2.5 3.4 17.2 17.9 2.3

7 Japan 1.2 4,944 8,212 5.7 6.5 7.9 9.7 4.9

8 United States 3.1 10,336 14,057 2.8 4.5 20.1 f 19.8 f 23.0 f

9 Switzerland 5.8 g 5,878 g 8,701 g 7.8 8.1 6.5 5.6 0.2

10 Netherlands 1.4 4,560 7,026 4.2 5.8 10.9 8.7 0.6

11 Finland 22.0 8,372 17,111 3.2 3.7 11.9 13.0 0.3

12 Luxembourg 1.2 10,879 16,348 2.4 6.5 29.1 22.0 (.)

13 Belgium 1.5 5,177 8,791 4.0 4.9 13.3 8.3 0.3

14 Austria 13.2 4,988 8,527 6.1 7.2 6.9 8.6 0.3

15 Denmark 11.8 5,059 7,138 5.2 7.5 12.3 10.1 0.2

16 France 4.6 h 4,633 h 8,319 h 4.9 5.9 9.0 h 6.2 h 1.5 h

17 Italy 1.8 i 3,364 i 5,943 i 7.4 8.2 6.6 i 7.7 i 1.8 i

18 United Kingdom 0.6 5,022 6,755 4.8 7.1 10.5 9.4 2.2

19 Spain 3.7 2,906 6,325 7.4 7.0 5.3 7.3 1.2

20 New Zealand 4.5 7,270 10,453 5.0 4.8 5.6 8.8 0.1

21 Germany 2.7 .. 7,258 3.7 6.1 .. 9.8 3.2

22 Hong Kong, China (SAR) 0.4 d 2,449 6,103 11.1 10.9 3.3 5.5 0.2

23 Israel 0.0 3,187 6,843 7.0 7.1 5.6 10.6 0.3

24 Greece 3.9 2,413 5,497 8.7 7.3 5.4 8.7 0.4

25 Singapore 0.2 2,836 8,087 3.9 4.5 12.5 11.3 0.2

26 Korea, Rep. of 1.8 d 1,051 7,338 4.5 4.2 3.3 9.6 1.8

27 Slovenia 7.5 .. 7,109 .. 5.2 .. 7.8 0.1

28 Portugal 12.8 1,750 4,770 10.1 7.2 2.8 5.6 0.2

29 Cyprus 1.1 1,692 5,656 5.7 6.3 5.2 8.9 (.)

30 Czech Republic 3.0 .. 6,567 .. 3.9 .. 11.4 0.5

31 Barbados 6.3 1,333 3,226 .. .. 2.7 4.4 (.)

32 Malta 0.0 1,627 5,632 6.7 7.7 3.1 6.2 (.)

33 Kuwait 0.0 j 6,849 16,379 1.8 1.8 19.7 j 31.1 j 0.3 j

34 Brunei Darussalam 1.1 2,430 9,133 .. .. 35.6 12.7 (.)

35 Hungary 5.0 2,920 4,051 3.7 5.6 7.7 5.7 0.2

36 Argentina 4.1 1,413 2,543 7.9 7.2 3.8 3.4 0.5

37 Poland 5.7 3,419 3,702 .. 4.6 12.8 7.9 1.2

38 Chile 11.5 1,054 3,092 5.4 5.9 2.5 3.7 0.2

39 Bahrain .. 4,784 11,274 1.6 1.8 22.6 31.0 0.1

40 Estonia 17.1 .. 6,094 .. 3.4 .. 13.6 0.1

41 Lithuania 13.0 .. 3,453 .. 4.3 .. 3.7 0.1

42 Slovakia 2.2 .. 5,377 .. 3.7 .. 7.0 0.1

43 Uruguay 23.1 1,163 2,310 8.5 10.5 2.0 1.3 (.)

44 Croatia 6.2 .. 3,733 .. 5.6 .. 5.3 0.1

45 Latvia 46.5 .. 2,835 .. 5.3 .. 2.9 (.)

46 Qatar 0.0 10,616 19,374 .. .. 57.2 63.1 0.2

47 Seychelles .. 794 2,716 d .. .. 1.5 6.9 (.)

48 Costa Rica 29.6 964 1,764 10.2 9.9 1.1 1.5 (.)

49 United Arab Emirates 0.0 6,204 15,878 6.5 2.2 36.4 33.6 0.5

50 Cuba 17.7 1,029 1,407 .. .. 3.2 2.3 0.1

51 Saint Kitts and Nevis .. .. 3,256 .. .. .. 3.0 (.)

52 Bahamas .. 4,062 6,700 .. .. 38.1 6.0 (.)

53 Mexico 13.0 999 2,108 5.5 5.6 4.2 4.0 1.7

Energy and the environment
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to the
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Energy and the environmentT
A

B
L
E21

54 Bulgaria 6.5 4,371 4,735 1.6 2.8 8.5 5.6 0.2

55 Tonga 0.0 d 109 356 d .. .. 0.4 1.1 (.)

56 Oman 0.0 847 3,817 8.5 2.8 5.0 12.9 0.1

57 Trinidad and Tobago 0.6 1,900 4,925 2.7 1.2 15.4 22.1 0.1

58 Panama 28.5 930 1,733 7.3 7.6 1.8 1.9 (.)

59 Antigua and Barbuda .. 984 1,603 d .. .. 2.2 5.0 (.)

60 Romania 12.4 3,061 2,441 .. 4.0 8.7 4.2 0.4

61 Malaysia 6.5 d 740 3,196 4.5 3.9 2.0 6.4 0.6

62 Bosnia and Herzegovina 7.9 .. 2,636 .. 5.3 .. 4.9 0.1

63 Mauritius 25.5 482 1,683 .. .. 0.6 2.6 (.)

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT

64 Libyan Arab Jamahiriya 1.7 1,588 3,347 .. .. 8.9 8.9 0.2

65 Russian Federation 2.7 .. 6,303 .. 1.9 .. 10.3 5.9

66 Macedonia, TFYR 9.7 .. 3,794 .. .. .. 5.2 (.)

67 Belarus 5.5 .. 3,388 .. 2.2 .. 6.4 0.2

68 Dominica .. 149 1,243 d .. .. 0.5 1.8 (.)

69 Brazil 29.1 1,145 2,246 7.5 6.9 1.5 1.6 1.2

70 Colombia 15.8 726 1,045 7.4 10.1 1.4 1.3 0.2

71 Saint Lucia .. 504 1,851 d .. .. 0.9 2.1 (.)

72 Venezuela, RB 2.5 2,379 3,510 2.9 2.3 5.8 5.6 0.6

73 Albania 6.3 1,204 1,743 .. 6.4 1.8 1.0 (.)

74 Thailand 17.7 340 1,896 d 5.1 5.0 0.9 3.9 1.0

75 Samoa (Western) .. 252 613 d .. .. 0.6 0.8 (.)

76 Saudi Arabia (.) j 1,969 6,749 6.6 2.2 17.3 j 13.0 j 1.2 j

77 Ukraine 1.6 .. 3,683 .. 1.9 .. 6.6 1.3

78 Lebanon 0.4 1,056 2,829 .. 3.0 2.3 5.4 0.1

79 Kazakhstan 0.2 .. 4,114 .. 1.9 .. 10.7 0.6

80 Armenia 1.1 .. 1,375 .. 5.2 .. 1.1 (.)

81 China 4.6 307 1,440 1.3 4.5 1.5 3.2 16.5

82 Peru 24.7 579 868 7.9 11.3 1.4 1.0 0.1

83 Ecuador 18.7 423 950 5.2 4.9 1.7 1.8 0.1

84 Philippines 33.2 373 655 9.8 7.8 0.8 1.0 0.3

85 Grenada 0.0 281 1,628 .. .. 0.5 2.2 (.)

86 Jordan 1.3 366 1,524 5.5 4.0 2.1 3.2 0.1

87 Tunisia 8.6 434 1,200 6.9 8.1 1.5 2.1 0.1

88 Saint Vincent and the Grenadines .. 276 940 d .. .. 0.4 1.6 (.)

89 Suriname 3.3 4,442 3,537 .. .. 6.7 5.1 (.)

90 Fiji 36.0 d 489 627 d .. .. 1.2 1.3 (.)

91 Paraguay 55.0 233 1,113 7.3 6.4 0.5 0.7 (.)

92 Turkey 9.1 554 1,979 5.9 6.0 1.7 3.1 0.9

93 Sri Lanka 60.4 113 407 5.8 8.8 0.2 0.5 (.)

94 Dominican Republic 26.9 582 1,532 6.5 7.4 1.1 2.5 0.1

95 Belize 25.0 d 370 708 d .. .. 1.3 3.0 (.)

96 Iran, Islamic Rep. of 0.7 570 2,304 4.9 3.2 3.0 5.6 1.5

97 Georgia 23.9 .. 1,566 .. 4.1 .. 0.8 (.)

98 Maldives 0.0 25 490 .. .. 0.3 1.4 (.)

99 Azerbaijan 0.0 .. 2,815 .. 2.3 .. 3.5 0.1

100 Occupied Palestinian Territories .. .. .. .. .. .. .. ..

101 El Salvador 46.3 336 663 7.6 6.9 0.5 1.0 (.)

102 Algeria 6.4 381 929 8.5 5.6 3.5 5.1 0.7

103 Guyana 43.6 545 1,172 d .. .. 2.3 2.2 (.)

104 Jamaica 17.0 834 2,696 2.9 2.5 4.0 4.1 (.)

105 Turkmenistan 0.0 .. 1,999 .. .. .. 9.2 0.2

106 Cape Verde 0.0 d 55 100 d .. .. 0.4 0.3 (.)
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Kyoto
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to the
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on Climate

Change

Convention
on

Biological
Diversity

Per capita
(metric tons)

Share
of world
total b

(%)

2003 1980 2003 1980 2003 1980 2003 2003

T A
B

L
E21

107 Syrian Arab Republic 0.0 433 1,683 4.7 3.4 2.2 2.7 0.2

108 Indonesia 15.9 94 498 3.9 4.3 0.6 1.4 1.2

109 Viet Nam 23.3 78 503 d .. 4.4 0.3 0.9 0.3

110 Kyrgyzstan 0.0 .. 2,417 .. 3.2 .. 1.0 (.)

111 Egypt 9.4 d 433 1,340 d 6.4 5.1 1.0 2.0 0.6

112 Nicaragua 69.3 363 492 8.7 5.5 0.7 0.7 (.)

113 Uzbekistan 0.0 .. 1,890 .. 0.8 .. 4.8 0.5

114 Moldova, Rep. of 2.1 .. 1,900 .. 1.9 .. 1.7 (.)

115 Bolivia 18.8 292 481 5.4 4.9 0.8 0.9 (.)

116 Mongolia 2.2 1,119 1,273 .. .. 4.1 3.1 (.)

117 Honduras 63.6 259 694 5.0 4.9 0.6 0.9 (.)

118 Guatemala 72.1 245 501 7.0 6.5 0.6 0.9 (.)

119 Vanuatu 50.0 d 171 208 d .. .. 0.5 0.4 (.)

120 Equatorial Guinea 57.1 83 51 d .. .. 0.3 0.3 (.)

121 South Africa 11.6 k 3,181 k 4,595 k 4.5 3.9 7.2 7.8 1.4

122 Tajikistan .. .. 2,645 .. 2.1 .. 0.7 (.)

123 Morocco 6.1 254 649 11.3 10.2 0.8 1.2 0.2

124 Gabon 65.8 766 1,229 3.5 4.9 8.9 0.9 (.)

125 Namibia .. l .. l .. l .. 9.9 .. 1.2 (.)

126 India 19.8 173 594 3.3 5.3 0.5 1.2 5.1

127 São Tomé and Principe .. 96 102 d .. .. 0.4 0.6 (.)

128 Solomon Islands 50.0 d 93 69 d .. .. 0.4 0.4 (.)

129 Cambodia 92.2 15 9 d .. .. (.) (.) (.)

130 Myanmar 83.9 44 126 .. .. 0.1 0.2 (.)

131 Botswana .. l .. l .. l .. .. 0.9 2.3 (.)

132 Comoros .. 26 32 d .. .. 0.1 0.1 (.)

133 Lao People’s Dem. Rep. 78.4 68 135 d .. .. 0.1 0.2 (.)

134 Pakistan 23.5 176 493 3.5 4.2 0.4 0.8 0.5

135 Bhutan 87.8 17 218 d .. .. (.) 0.2 (.)

136 Ghana 84.7 450 285 4.8 5.0 0.2 0.4 (.)

137 Bangladesh 51.5 30 145 10.8 10.4 0.1 0.3 0.1

138 Nepal 93.2 17 91 2.7 4.0 (.) 0.1 (.)

139 Papua New Guinea 62.2 406 251 d .. .. 0.6 0.4 (.)

140 Congo 69.0 98 206 1.6 3.3 0.2 0.4 (.)

141 Sudan 86.5 47 101 2.5 3.7 0.2 0.3 (.)

142 Timor-Leste .. .. 301 d .. .. .. 0.2 (.)

143 Madagascar 81.9 49 50 d .. .. 0.2 0.1 (.)

144 Cameroon 86.3 168 226 5.3 4.6 0.4 0.2 (.)

145 Uganda 93.5 28 59 d .. .. 0.1 0.1 (.)

146 Swaziland .. l .. l .. l .. .. 0.8 0.9 (.)

LOW HUMAN DEVELOPMENT

147 Togo 84.4 74 91 6.4 3.2 0.2 0.4 (.)

148 Djibouti .. 416 455 d .. .. 0.9 0.5 (.)

149 Lesotho .. l .. l .. l .. .. .. .. ..

150 Yemen 4.0 .. 212 .. 2.8 .. 0.9 0.1

151 Zimbabwe 67.2 1,020 998 2.8 2.6 1.3 0.9 (.)

152 Kenya 83.1 109 154 1.8 2.1 0.4 0.3 (.)

153 Mauritania 35.8 d 60 60 d .. .. 0.4 0.9 (.)

154 Haiti 79.5 58 61 8.2 6.4 0.1 0.2 (.)

155 Gambia 66.7 70 101 d .. .. 0.2 0.2 (.)

156 Senegal 70.9 115 192 d 4.3 5.2 0.6 0.4 (.)

157 Eritrea 85.2 .. 62 .. .. .. 0.2 (.)

158 Rwanda 84.7 32 39 d .. .. 0.1 0.1 (.)

159 Nigeria 82.9 108 162 1.3 1.3 1.0 0.4 0.2
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to the
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Share
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Energy and the environmentT
A

B
L
E21

160 Guinea 87.1 85 89 d .. .. 0.2 0.1 (.)

161 Angola 74.4 214 178 .. 3.1 0.7 0.6 (.)

162 Tanzania, U. Rep. of 94.4 41 78 .. 1.3 0.1 0.1 (.)

163 Benin 81.3 37 82 2.4 3.5 0.1 0.3 (.)

164 Côte d’Ivoire 75.5 220 209 5.2 3.8 0.7 0.3 (.)

165 Zambia 87.2 1,125 631 1.5 1.4 0.6 0.2 (.)

166 Malawi 82.9 66 77 d .. .. 0.1 0.1 (.)

167 Congo, Dem. Rep. of the 97.2 161 86 6.0 2.1 0.1 (.) (.)

168 Mozambique 90.9 364 399 1.0 2.5 0.3 0.1 (.)

169 Burundi 95.7 12 23 d .. .. (.) (.) (.)

170 Ethiopia 96.5 .. 33 .. 2.1 (.) 0.1 (.)

171 Chad 98.6 10 11 d .. .. (.) (.) (.)

172 Central African Republic 83.3 29 35 d .. .. (.) 0.1 (.)

173 Guinea-Bissau 50.0 18 45 d .. .. 0.2 0.2 (.)

174 Burkina Faso 83.3 16 32 d .. .. 0.1 0.1 (.)

175 Mali 86.7 15 38 d .. .. 0.1 (.) (.)

176 Sierra Leone 91.2 62 49 d .. .. 0.2 0.1 (.)

177 Niger 85.6 .. 40 d .. .. 0.1 0.1 (.)

Developing countries 26.3 388 1,157 3.7 4.7 1.3 2.2 42.7 .. .. .. ..

Least developed countries 78.3 83 114 .. 3.8 0.1 0.2 0.5 .. .. .. ..

Arab States 16.9 626 1,977 5.8 3.5 3.2 4.4 4.8 .. .. .. ..

East Asia and the Pacific 11.4 329 1,418 2.1 4.6 1.4 2.9 22.5 .. .. .. ..

Latin America and the Caribbean 23.3 1,019 1,932 6.4 6.2 2.4 2.4 5.2 .. .. .. ..

South Asia 24.8 171 598 3.8 5.0 0.5 1.2 7.2 .. .. .. ..

Sub-Saharan Africa 81.2 434 522 3.2 2.7 1.0 0.8 2.1 .. .. .. ..

Central and Eastern Europe and the CIS 4.1 3,284 3,432 .. 2.5 10.1 6.2 12.2 .. .. .. ..

OECD 4.6 5,761 8,777 3.9 5.3 10.9 11.2 51.1 .. .. .. ..

High-income OECD 3.2 6,698 10,483 3.8 5.3 12.1 13.1 46.5 .. .. .. ..

High human development 4.9 5,532 8,502 3.9 5.2 10.7 11.1 54.7 .. .. .. ..

Medium human development 18.4 341 1,100 3.5 4.2 1.2 2.1 43.7 .. .. .. ..

Low human development 83.7 162 165 2.2 1.9 0.4 0.2 0.6 .. .. .. ..

High income 3.1 6,559 10,331 3.9 5.2 12.2 13.1 49.7 .. .. .. ..

Middle income 10.5 615 1,593 3.7 4.2 2.1 3.1 42.7 .. .. .. ..

Low income 44.0 174 414 3.2 4.2 0.5 0.8 7.6 .. .. .. ..

World 21.7 m 1,573 2,490 3.8 4.7 3.4 3.7 100.0 .. .. .. ..

Ratification, acceptance, approval, accession or 

succession.

 Signature.

NOTES
a Information is as of 28 August 2006. The 

Cartagena Protocol on Biosafety was signed in 

Cartagena in 2000, the United Nations Framework 

Convention on Climate Change in New York in 

1992, the Kyoto Protocol to the United Nations 

Framework Convention on Climate Change in Kyoto 

in 1997 and the Convention on Biological Diversity 

in Rio de Janeiro in 1992.

b The world total includes carbon dioxide emissions 

not included in national totals, such as those from 

bunker fuels and oxidation of nonfuel hydrocarbon 

products, and emissions by countries not shown in 

the main indicator tables. These emissions amount 

to approximately 0.2% of the world total. Thus the 

shares listed for individual countries in this table do 

not sum to 100%.

c Includes Svalbard and Jan Mayen Islands.

d Data are estimates produced by the United Nations, 

Department of Economic and Social Affairs, 

Statistics Division.

e Preliminary data.

f Based on natural gas data.

g Includes Liechtenstein.

h Includes Monaco.

i Includes San Marino.

j Includes part of the Neutral Zone.

k Data refer to the South African Customs Union, 

which includes Botswana, Lesotho, Namibia and 

Swaziland.

l Included in data for South Africa.

m Figure is the aggregate from UN 2006a.

SOURCES
Column 1: calculated on the basis of data on 

traditional fuel consumption and total energy 

requirements from UN 2006a. 

Columns 2 and 3: UN 2006f.

Columns 4 and 5: World Bank 2006, based on data 

from the International Energy Agency.

Columns 6–8: UN 2006c, based on data from the 

Carbon Dioxide Information Analysis Center. 

Columns 9–12: UN 2006d.
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A

B
L
E22 . . . protecting personal security . . .

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

1 Norway .. 43 0 83 9 13 (.) 26 70

2 Iceland .. 0 0 .. .. 0 0 0 ..

3 Australia .. 65 0 147 396 50 (.) 53 75

4 Ireland .. 7 0 0 4 .. .. 10 73

5 Sweden .. 75 0 95 104 592 2 28 43

6 Canada .. 147 0 339 112 365 2 62 75

7 Japan .. 2 0 877 250 0 0 260 107

8 United States .. 379 1 415 387 7,101 30 1,546 72

9 Switzerland .. 48 0 93 144 74 (.) 4 20

10 Netherlands .. 118 0 46 129 840 2 53 50

11 Finland .. 12 0 159 77 22 (.) 28 77

12 Luxembourg .. 2 0 0 0 .. .. 1 129

13 Belgium .. 15 0 16 0 173 (.) 37 40

14 Austria .. 21 0 23 21 3 (.) 40 73

15 Denmark .. 44 0 127 78 2 (.) 21 71

16 France .. 137 0 43 3 2,399 9 255 55

17 Italy .. 21 0 315 224 827 2 191 50

18 United Kingdom .. 293 0 633 94 791 4 217 65

19 Spain .. 5 0 363 281 113 1 147 46

20 New Zealand .. 5 0 7 8 0 (.) 9 73

21 Germany .. 700 0 252 216 1,855 6 285 60

22 Hong Kong, China (SAR) .. 2 0 .. .. .. .. .. ..

23 Israel 150–300 f 1 1 265 1,422 160 2 168 118

24 Greece .. 2 0 870 1,114 0 (.) 164 81

25 Singapore .. 0 0 237 423 3 (.) 73 133

26 Korea, Rep. of .. 0 0 1,674 544 38 (.) 688 115

27 Slovenia .. 0 0 19 2 .. .. 7 ..

28 Portugal .. 0 0 18 406 0 0 45 62

29 Cyprus 210 1 0 33 0 0 0 10 100

30 Czech Republic .. 2 4 0 630 10 (.) 22 11

31 Barbados .. .. 0 .. .. .. .. 1 61

32 Malta .. 2 0 0 18 0 (.) 2 250

33 Kuwait .. 2 0 631 55 0 0 16 133

34 Brunei Darussalam .. .. 0 0 0 .. .. 7 171

35 Hungary .. 8 4 24 12 70 (.) 32 30

36 Argentina .. 3 1 70 67 0 (.) 71 66

37 Poland .. 5 20 125 96 124 (.) 142 45

38 Chile .. 1 1 468 456 0 (.) 78 77

39 Bahrain .. 0 0 49 0 0 (.) 11 393

40 Estonia .. 0 1 18 10 0 0 5 ..

41 Lithuania .. 1 1 4 9 0 (.) 14 ..

42 Slovakia .. 0 1 220 0 0 (.) 20 ..

43 Uruguay .. 0 0 8 18 0 0 24 75

44 Croatia 5 3 119 22 0 0 0 21 ..

45 Latvia .. 0 2 16 7 0 0 5 ..

46 Qatar .. 0 0 11 0 0 0 12 200

47 Seychelles .. .. 0 0 0 .. .. (.) 17

48 Costa Rica .. 11 0 0 0 .. .. 0 ..

49 United Arab Emirates .. 0 0 426 2,381 10 (.) 51 119

50 Cuba .. 1 19 0 0 .. .. 49 30

51 Saint Kitts and Nevis .. .. 0 .. .. .. .. .. ..

52 Bahamas .. .. 0 0 0 .. .. 1 172

53 Mexico 10–12 3 2 45 35 .. .. 193 149

Refugees and armaments
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54 Bulgaria .. 4 4 0 158 0 (.) 51 34

55 Tonga .. .. 0 0 0 .. .. .. ..

56 Oman .. 0 0 157 98 0 0 42 144

57 Trinidad and Tobago .. .. 0 0 0 .. .. 3 143

58 Panama .. 2 0 0 0 .. .. 0 0

59 Antigua and Barbuda .. .. 0 .. .. .. .. (.) 170

60 Romania .. 2 11 0 579 17 (.) 97 51

61 Malaysia .. 34 0 898 467 0 0 110 100

62 Bosnia and Herzegovina 183 11 110 0 0 0 (.) 12 ..

63 Mauritius .. 0 0 0 0 .. .. 0 0

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT

64 Libyan Arab Jamahiriya .. 12 2 0 0 0 (.) 76 104

65 Russian Federation 265 2 103 40 0 5,771 31 1,027 19

66 Macedonia, TFYR 1 1 9 0 0 .. .. 11 ..

67 Belarus .. 1 9 0 0 0 1 73 ..

68 Dominica .. .. 0 .. .. .. .. .. ..

69 Brazil .. 3 0 237 142 62 (.) 287 104

70 Colombia 1,706–3,663 g 0 60 37 11 .. .. 207 313

71 Saint Lucia .. .. 0 .. .. .. .. .. ..

72 Venezuela, RB .. 0 3 0 7 0 (.) 82 167

73 Albania .. 0 13 24 31 .. .. 22 54

74 Thailand .. 117 0 558 98 0 (.) 307 130

75 Samoa (Western) .. .. .. .. .. .. .. .. ..

76 Saudi Arabia .. 241 0 975 470 36 (.) 200 320

77 Ukraine .. 2 84 .. .. 188 2 188 ..

78 Lebanon 68–600 1 18 34 1 0 (.) 72 414

79 Kazakhstan .. 7 4 99 68 0 (.) 66 ..

80 Armenia 8 220 14 49 0 .. .. 48 ..

81 China .. 299 124 523 2,697 129 2 2,255 58

82 Peru 60 1 5 32 368 0 (.) 80 63

83 Ecuador .. 10 1 10 33 .. .. 47 111

84 Philippines 60 0 0 36 38 .. .. 106 92

85 Grenada .. .. 0 .. .. .. .. .. ..

86 Jordan .. 1 2 19 23 15 (.) 101 144

87 Tunisia .. 0 3 42 156 .. .. 35 100

88 Saint Vincent and the Grenadines .. .. 0 .. .. .. .. .. ..

89 Suriname .. 0 0 0 0 .. .. 2 100

90 Fiji .. .. 1 12 0 .. .. 4 148

91 Paraguay .. 0 0 0 1 .. .. 10 69

92 Turkey 356–1,000+ 2 170 1,562 746 28 (.) 515 82

93 Sri Lanka 325 0 108 49 8 .. .. 111 514

94 Dominican Republic .. .. 0 0 0 .. .. 25 113

95 Belize .. 1 0 0 0 .. .. 1 167

96 Iran, Islamic Rep. of .. 716 99 373 403 0 (.) 545 89

97 Georgia 240 2 7 0 0 0 (.) 11 ..

98 Maldives .. .. 0 0 0 .. .. .. ..

99 Azerbaijan 558 3 234 0 0 .. .. 67 ..

100 Occupied Palestinian Territories 21–50 h 0 350 1 0 .. .. 0 ..

101 El Salvador .. 0 4 3 0 .. .. 16 38

102 Algeria 1,000 i 94 12 346 149 .. .. 138 81

103 Guyana .. .. 0 0 0 .. .. 1 15

104 Jamaica .. .. 0 0 0 .. .. 3 143

105 Turkmenistan .. 12 1 0 0 .. .. 26 ..

106 Cape Verde .. .. 0 0 0 .. .. 1 13
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107 Syrian Arab Republic 305 26 16 43 0 0 0 308 77

108 Indonesia 342–600 0 34 339 19 8 (.) 302 109

109 Viet Nam .. 2 357 270 291 .. .. 455 44

110 Kyrgyzstan .. 3 3 0 3 0 (.) 13 ..

111 Egypt .. 89 6 1,700 596 0 (.) 469 105

112 Nicaragua .. 0 1 0 0 0 0 14 22

113 Uzbekistan 3 44 8 0 0 0 1 55 ..

114 Moldova, Rep. of .. 0 12 6 0 4 (.) 7 ..

115 Bolivia .. 1 0 1 9 .. .. 33 120

116 Mongolia .. 0 1 .. .. .. .. 9 27

117 Honduras .. 0 1 0 0 .. .. 12 72

118 Guatemala 242 0 3 3 0 .. .. 29 91

119 Vanuatu .. .. .. .. .. .. .. .. ..

120 Equatorial Guinea .. 0 0 0 0 .. .. 1 45

121 South Africa .. 30 0 38 606 39 (.) 56 53

122 Tajikistan .. 1 55 0 0 .. .. 8 ..

123 Morocco .. 0 3 30 32 .. .. 201 135

124 Gabon .. 9 0 0 0 .. .. 5 208

125 Namibia .. 5 1 4 0 .. .. 9 ..

126 India 600 139 16 943 1,471 0 (.) 1,325 105

127 São Tomé and Principe .. 0 0 .. .. .. .. .. ..

128 Solomon Islands .. .. 0 0 0 .. .. .. ..

129 Cambodia .. 0 18 0 0 0 0 124 354

130 Myanmar 540 f 0 165 216 20 .. .. 376 202

131 Botswana .. 3 0 7 0 .. .. 9 225

132 Comoros .. 0 0 .. .. .. .. .. ..

133 Lao People’s Dem. Rep. .. 0 24 0 0 .. .. 29 54

134 Pakistan 20 f 1,085 30 316 161 9 (.) 619 128

135 Bhutan .. .. 107 0 0 .. .. .. ..

136 Ghana .. 54 18 0 0 .. .. 7 46

137 Bangladesh 500 21 7 121 27 .. .. 126 138

138 Nepal 100–200 126 2 1 0 .. .. 69 276

139 Papua New Guinea .. 10 0 0 0 .. .. 3 94

140 Congo 100–147 66 24 0 0 .. .. 10 115

141 Sudan 5,355 147 693 3 0 .. .. 105 186

142 Timor-Leste .. 0 0 .. .. .. .. 1 ..

143 Madagascar .. 0 0 0 0 .. .. 14 66

144 Cameroon .. 52 9 0 0 .. .. 23 315

145 Uganda 1,740 f 257 34 38 0 .. .. 45 225

146 Swaziland .. 1 0 0 0 .. .. .. ..

LOW HUMAN DEVELOPMENT

147 Togo 3 9 51 3 0 .. .. 9 250

148 Djibouti .. 10 1 3 0 .. .. 10 333

149 Lesotho .. 0 0 0 0 .. .. 2 100

150 Yemen .. 82 1 124 289 .. .. 67 105

151 Zimbabwe 570 14 11 0 0 .. .. 29 71

152 Kenya 382 251 5 0 25 .. .. 24 175

153 Mauritania .. 1 32 1 0 .. .. 16 188

154 Haiti .. 0 14 .. .. .. .. 0 0

155 Gambia .. 7 2 0 0 .. .. 1 160

156 Senegal 64 21 9 2 0 .. .. 14 139

157 Eritrea 51 4 144 3 276 0 0 202 ..

158 Rwanda .. 45 100 0 0 .. .. 51 981

159 Nigeria .. 9 22 2 0 0 0 79 84
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NOTES
a Estimates maintained by the Internal Displacement 

Monitoring Centre based on various sources. 

Estimates are associated with high levels of 

uncertainty.

b Data are as of 10 May 2006. Figures are trend 

indicator values, which are an indicator only of 

the volume of international arms transfers, not 

of the actual financial value of such transfers. 

Published reports of arms transfers provide partial 

information, as not all transfers are fully reported. 

The estimates presented are conservative and 

may understate actual transfers of conventional 

weapons.

c The country of origin for many refugees is 

unavailable or unreported. These data may 

therefore be underestimates.

d Calculated using the 2001–05 totals for all 

countries and nonstate actors with exports of major 

conventional weapons as defined in SIPRI 2006b.

e Data refer to the end of 2005 unless otherwise 

specified.

f Estimate excludes certain parts of the country or 

some groups of internally displaced people.

g Lower estimate is cumulative since 1994. Higher 

figure is cumulative since 1985.

h Lower estimate includes only internally displaced 

people evicted mainly by dwelling demolitions since 

2000. Higher figure is cumulative since 1967.

i Figure is cumulative since 1992.

j Data refer to the total volume of arms transfers 

and include all countries and nonstate actors with 

transfers of major conventional weapons as defined 

in SIPRI 2006a.

SOURCES
Column 1: Internal Displacement Monitoring Centre 

2006. 

Columns 2 and 3: UNHCR 2006. 

Columns 4–6: SIPRI 2006b. 

Column 7: calculated on the basis of data on arms 

transfers from SIPRI 2006b. 

Column 8: IISS 2006. 

Column 9: calculated on the basis of data on armed 

forces from IISS 2006.

160 Guinea 82 64 6 0 0 .. .. 10 101

161 Angola 62 14 216 1 22 0 (.) 108 218

162 Tanzania, U. Rep. of .. 549 2 0 0 .. .. 27 67

163 Benin .. 30 0 0 0 .. .. 5 111

164 Côte d’Ivoire 800 f 42 18 2 0 .. .. 17 129

165 Zambia .. 156 0 0 0 0 0 15 93

166 Malawi .. 4 0 0 0 0 0 5 94

167 Congo, Dem. Rep. of the 1,664 204 431 0 14 .. .. 65 135

168 Mozambique .. 2 0 0 0 .. .. 11 70

169 Burundi 117 21 439 0 0 .. .. 51 981

170 Ethiopia 150–265 101 65 0 0 .. .. 183 84

171 Chad 55–65 275 48 1 0 .. .. 30 246

172 Central African Republic .. 25 43 0 0 .. .. 3 130

173 Guinea-Bissau .. 8 1 0 0 .. .. 9 105

174 Burkina Faso .. 1 1 0 19 .. .. 11 275

175 Mali .. 11 1 0 0 .. .. 7 143

176 Sierra Leone .. 60 40 15 0 .. .. 13 419

177 Niger .. 0 1 0 0 .. .. 5 227

Developing countries .. 5,761 .. .. .. .. .. 13,909 T 89

Least developed countries .. 2,265 .. .. .. .. .. 1,862 T 159

Arab States .. 755 .. .. .. .. .. 2,141 T 79

East Asia and the Pacific .. 464 .. .. .. .. .. 5,955 T 80

Latin America and the Caribbean .. 37 .. .. .. .. .. 1,269 T 94

South Asia .. 2,087 .. .. .. .. .. 2,822 T 111

Sub-Saharan Africa .. 2,415 .. .. .. .. .. 1,197 T 142

Central and Eastern Europe and the CIS .. 482 .. .. .. .. .. 2,115 T 32

OECD .. 2,161 .. .. .. .. .. 5,094 T 70

High-income OECD .. 2,141 .. .. .. .. .. 4,170 T 71

High human development .. 2,240 .. .. .. .. .. 5,520 T 71

Medium human development .. 3,919 .. .. .. .. .. 11,637 T 69

Low human development .. 2,020 .. .. .. .. .. 1,079 T 151

High income .. 2,390 .. .. .. .. .. 4,728 T 76

Middle income .. 1,984 .. .. .. .. .. 9,402 T 58

Low income .. 4,013 .. .. .. .. .. 5,546 T 111

World 23,700 T 8,387 T .. 21,085 T j 21,965 T j 21,961 T j .. 19,676 T 72
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Population victimized by crime a

(% of total)

Year b Total crime c Property crime d Robbery Sexual assault e Assault
Bribery

(corruption) f

TA
B

L
E23 . . . protecting personal security . . .

NATIONAL

Australia 1999 30.1 13.9 1.2 1.0 2.4 0.3

Austria 1995 18.8 3.1 0.2 1.2 0.8 0.7

Belgium 1999 21.4 7.7 1.0 0.3 1.2 0.3

Canada 1999 23.8 10.4 0.9 0.8 2.3 0.4

Denmark 1999 23.0 7.6 0.7 0.4 1.4 0.3

England and Wales 1999 26.4 12.2 1.2 0.9 2.8 0.1

Finland 1999 19.1 4.4 0.6 1.1 2.1 0.2

France 1999 21.4 8.7 1.1 0.7 1.4 1.3

Italy 1991 24.6 12.7 1.3 0.6 0.2 ..

Japan 1999 15.2 3.4 0.1 0.1 0.1 (.)

Malta 1996 23.1 10.9 0.4 0.1 1.1 4.0

Netherlands 1999 25.2 7.4 0.8 0.8 1.0 0.4

New Zealand 1991 29.4 14.8 0.7 1.3 2.4 ..

Northern Ireland 1999 15.0 6.2 0.1 0.1 2.1 0.2

Poland 1999 22.7 9.0 1.8 0.2 1.1 5.1

Portugal 1999 15.5 7.5 1.1 0.2 0.4 1.4

Scotland 1999 23.2 7.6 0.7 0.3 3.0 ..

Slovenia 2000 21.2 7.7 1.1 0.8 1.1 2.1

Sweden 1999 24.7 8.4 0.9 1.1 1.2 0.1

Switzerland 1999 18.2 4.5 0.7 0.6 1.0 0.2 g

United States 1999 21.1 10.0 0.6 0.4 1.2 0.2

MAJOR CITY

Asunción (Paraguay) 1995 34.4 16.7 6.3 1.7 0.9 13.3

Baku (Azerbaijan) 1999 8.3 2.4 1.6 0.0 0.4 20.8

Beijing (China) 1991 19.0 2.2 0.5 0.6 0.6 ..

Bishkek (Kyrgyzstan) 1995 27.8 11.3 1.6 2.2 2.1 19.3

Bogotá (Colombia) 1996 54.6 27.0 11.5 4.8 2.5 19.5

Bratislava (Slovakia) 1996 36.0 20.8 1.2 0.4 0.5 13.5

Bucharest (Romania) 1999 25.4 10.8 1.8 0.4 0.6 19.2

Budapest (Hungary) 1999 32.1 15.6 1.8 0.9 0.8 9.8

Buenos Aires (Argentina) 1995 61.1 30.8 6.4 6.4 2.3 30.2

Cairo (Egypt) 1991 28.7 12.1 2.2 1.8 1.1 ..

Dar es Salaam (Tanzania, U. Rep. of) 1991 .. 23.1 8.2 6.1 1.7 ..

Gaborone (Botswana) 1996 31.7 19.7 2.0 0.7 3.2 2.8

Jakarta ( Indonesia) 1995 20.9 9.4 0.7 1.3 0.5 29.9

Johannesburg (South Africa) 1995 38.0 18.3 4.7 2.7 4.6 6.9

Kampala (Uganda) 1995 40.9 20.6 2.3 5.1 1.7 19.5

Kiev (Ukraine) 1999 29.1 8.9 2.5 1.2 1.5 16.2

La Paz (Bolivia) 1995 39.8 18.1 5.8 1.5 2.0 24.4

Manila (Philippines) 1995 10.6 3.3 1.5 0.1 0.1 4.3

Maputo (Mozambique) 2001 40.6 29.3 7.6 2.2 3.2 30.5

Minsk (Belarus) 1999 23.6 11.1 1.4 1.4 1.3 20.6

Moscow (Russian Federation) 1999 26.3 10.9 2.4 1.2 1.1 16.6

Mumbai ( India) 1995 31.8 6.7 1.3 3.5 0.8 22.9

New Delhi ( India) 1995 30.5 6.1 1.0 1.7 0.8 21.0

Prague (Czech Republic) 1999 34.1 21.6 0.5 0.9 1.1 5.7

Riga (Latvia) 1999 26.5 9.4 2.8 0.5 1.9 14.3

Rio de Janeiro (Brazil) 1995 44.0 14.7 12.2 7.5 3.4 17.1

San José (Costa Rica) 1995 40.4 21.7 8.9 3.5 1.7 9.2

Skopje (Macedonia, TFYR) 1995 21.1 9.4 1.1 0.3 0.7 7.4

Sofia (Bulgaria) 1999 27.2 16.1 1.5 0.1 0.6 16.4

Tallinn (Estonia) 1999 41.2 22.5 6.3 3.3 3.7 9.3

Tbjlisi (Georgia) 1999 23.6 11.1 1.8 0.4 0.9 16.6

Victims of crime
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Tirana (Albania) 1999 31.7 11.2 2.9 1.2 0.7 59.1

Tunis (Tunisia) 1991 37.5 20.1 5.4 1.5 0.4 ..

Ulaanbaatar (Mongolia) 1999 41.8 20.0 4.5 1.4 2.1 21.3

Vilnius (Lithuania) 1999 31.0 17.8 3.2 2.0 1.4 22.9

Zagreb (Croatia) 1999 14.3 4.4 0.5 0.8 0.5 9.5

NOTES
a Data refer to victimization as reported in the 

International Crime Victims Survey.

b Surveys were conducted in 1992, 1995, 1996–97 

and 2000–01. Data are for the year preceding the 

survey.

c Data refer to people victimized by 1 or more of 11 

crimes recorded in the survey: robbery, burglary, 

attempted burglary, car theft, car vandalism, 

bicycle theft, sexual assault, theft from car, theft of 

personal property, assault and threats, and theft of 

motorcycle or moped.

d Includes car theft, theft from car, burglary with 

entry and attempted burglary.

e Data refer to women only.

f Data refer to people who have been asked or 

expected to pay a bribe by a government official.

g Data refer to 1995.

SOURCE
All columns: UNODC 2004.
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T
A

B
L
E24 . . . and achieving equality for all women and men

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

1 Norway 1 0.962 82.0 77.1 .. e .. e 105 96 33,034 43,950 0

2 Iceland 2 0.958 82.7 79.0 .. e .. e 102 f 91 f 27,496 38,603 0

3 Australia 3 0.956 83.0 77.9 .. e .. e 114 112 24,966 35,832 0

4 Ireland 4 0.951 80.5 75.4 .. e .. e 101 97 26,160 51,633 0

5 Sweden 5 0.949 82.5 78.1 .. e .. e 102 91 26,408 32,724 0

6 Canada 7 0.947 82.6 77.6 .. e .. e 96 f, g 90 f, g 24,277 h 38,374 h –1

7 Japan 13 0.942 85.6 78.6 .. e .. e 84 86 18,130 40,885 –5

8 United States 8 0.946 80.2 74.8 .. e .. e 97 89 30,581 h 49,075 h 1

9 Switzerland 10 0.944 83.4 77.8 .. e .. e 83 88 25,314 41,258 0

10 Netherlands 9 0.945 81.2 75.8 .. e .. e 98 99 24,652 39,035 2

11 Finland 11 0.943 81.9 75.3 .. e .. e 104 97 24,862 35,263 1

12 Luxembourg 6 0.949 81.6 75.3 .. e .. e 89 i 88 i 45,938 j 94,696 j 1

13 Belgium 12 0.943 82.1 75.9 .. e .. e 96 93 24,123 38,338 1

14 Austria 17 0.937 82.0 76.2 .. e .. e 92 90 20,032 45,095 –3

15 Denmark 15 0.940 79.6 75.0 .. e .. e 106 97 27,048 36,882 0

16 France 14 0.940 83.1 76.0 .. e .. e 95 91 23,015 35,922 2

17 Italy 18 0.934 83.2 77.1 98.0 e 98.8 e 92 87 18,070 h 38,902 h –1

18 United Kingdom 16 0.938 80.8 76.2 .. e .. e 96 f 90 f 24,448 37,506 2

19 Spain 19 0.933 83.3 76.0 .. e .. e 99 93 16,751 h 33,648 h 0

20 New Zealand 20 0.932 81.5 77.0 .. e .. e 105 95 19,264 27,711 0

21 Germany 21 0.928 81.7 75.9 .. e .. e 88 f 89 f 20,851 36,114 0

22 Hong Kong, China (SAR) .. .. 84.8 78.9 .. .. 74 79 20,637 42,166 ..

23 Israel 22 0.925 82.0 77.8 95.9 98.5 92 87 19,165 h 29,714 h 0

24 Greece 23 0.917 81.0 75.7 94.2 e 97.8 e 96 91 15,728 28,837 0

25 Singapore .. .. 80.8 77.0 88.6 96.6 .. .. 18,905 37,125 ..

26 Korea, Rep. of 25 0.905 80.9 73.7 .. e .. e 88 101 12,912 28,036 –1

27 Slovenia 24 0.908 80.2 72.9 .. e .. e 100 91 15,992 h 26,129 h 1

28 Portugal 26 0.902 80.8 74.1 .. e .. e 93 86 14,635 24,971 0

29 Cyprus 27 0.900 81.2 76.2 95.1 98.6 79 78 17,012 28,891 0

30 Czech Republic 28 0.881 78.9 72.5 .. e .. e 82 81 13,141 26,017 0

31 Barbados .. .. 78.6 71.7 .. .. 94 g 84 g .. .. ..

32 Malta 29 0.869 80.9 76.1 89.2 k 86.4 k 81 82 12,226 25,644 0

33 Kuwait 31 0.864 79.7 75.4 91.0 94.4 79 f 69 f 9,623 h 25,847 h –1

34 Brunei Darussalam .. .. 79.1 74.5 90.2 95.2 78 f 76 f .. .. ..

35 Hungary 30 0.867 77.1 68.9 .. e .. e 90 85 13,311 20,666 1

36 Argentina 32 0.859 78.4 70.9 97.2 97.2 94 g 85 g 9,258 h 17,518 h 0

37 Poland 33 0.859 78.6 70.5 .. e .. e 90 82 9,746 h 16,400 h 0

38 Chile 37 0.850 81.1 75.1 95.6 95.8 80 82 6,134 h 15,715 h –3

39 Bahrain 38 0.849 76.0 73.2 83.6 88.6 89 f 82 f 9,654 29,107 –3

40 Estonia 34 0.856 77.2 65.8 99.8 e 99.8 e 98 86 11,377 h 18,285 h 2

41 Lithuania 35 0.856 78.0 66.9 99.6 e 99.6 e 96 87 10,839 15,699 2

42 Slovakia 36 0.853 78.1 70.3 .. e .. e 78 75 10,856 h 18,617 h 2

43 Uruguay 39 0.847 79.2 71.9 .. l .. m 95 f, g 84 f, g 6,764 h 12,240 h 0

44 Croatia 40 0.844 78.6 71.6 97.1 99.3 75 g 72 g 9,872 14,690 0

45 Latvia 41 0.843 77.2 66.1 99.7 e 99.8 e 97 84 9,530 14,171 0

46 Qatar .. .. 76.2 71.4 88.6 89.1 82 71 .. .. ..

47 Seychelles .. .. .. .. 92.3 91.4 82 77 .. .. ..

48 Costa Rica 42 0.831 80.8 76.0 95.1 94.7 69 f, g 67 f, g 5,969 12,878 0

49 United Arab Emirates 43 0.829 81.1 76.7 .. l .. m 68 f, g 54 f, g 7,630 h 31,788 h 0

50 Cuba .. .. 79.5 75.8 99.8 e 99.8 e 81 g 79 g .. .. ..

51 Saint Kitts and Nevis .. .. .. .. .. .. 81 78 .. .. ..

52 Bahamas .. .. 73.4 67.1 .. .. 66 f 65 f 14,414 h 20,459 h ..

53 Mexico 45 0.812 77.8 72.8 89.6 92.4 76 75 5,594 14,202 –1

Gender-related development index
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54 Bulgaria 44 0.814 75.8 69.1 97.7 98.7 81 81 6,406 9,855 1

55 Tonga 46 0.809 73.7 71.1 99.0 k 98.8 k 81 f 79 f 5,026 h 10,606 h 0

56 Oman 57 0.785 76.0 73.1 73.5 86.8 68 f 69 f 4,273 h 23,676 h –10

57 Trinidad and Tobago 48 0.805 72.8 67.0 .. l .. m 68 66 7,766 h 16,711 h 0

58 Panama 47 0.806 77.6 72.5 91.2 92.5 83 76 5,219 9,300 2

59 Antigua and Barbuda .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

60 Romania 49 0.804 75.2 68.0 96.3 98.4 77 73 6,723 10,325 1

61 Malaysia 51 0.795 75.8 71.1 85.4 92.0 76 g 70 g 5,391 15,015 0

62 Bosnia and Herzegovina .. .. 77.0 71.5 94.4 99.0 .. .. 5,568 h 8,582 h ..

63 Mauritius 53 0.792 75.8 69.0 80.5 88.4 74 f 75 f 6,948 h 17,173 h –1

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT

64 Libyan Arab Jamahiriya .. .. 76.4 71.8 .. .. 98 f, g 91 f, g .. .. ..

65 Russian Federation 50 0.795 72.0 58.9 99.2 e 99.7 e 92 f 84 f 7,735 h 12,401 h 3

66 Macedonia, TFYR 54 0.791 76.5 71.5 94.1 98.2 71 69 4,286 h 8,943 h 0

67 Belarus 52 0.793 74.1 62.5 99.4 e, k 99.8 e, k 90 86 5,510 h 8,632 h 3

68 Dominica .. .. .. .. .. .. 84 81 .. .. ..

69 Brazil 55 0.789 74.8 67.0 88.8 88.4 88 g 84 g 6,004 10,447 1

70 Colombia 56 0.787 75.6 69.6 92.7 92.9 74 71 5,356 9,202 1

71 Saint Lucia .. .. 74.1 71.0 .. .. 80 72 4,308 h 8,399 h ..

72 Venezuela, RB 60 0.780 76.1 70.2 92.7 93.3 76 f, g 73 f, g 4,083 h 7,982 h –2

73 Albania 59 0.780 76.9 71.1 98.3 99.2 67 g 69 g 3,487 h 6,492 h 0

74 Thailand 58 0.781 74.0 66.7 90.5 94.9 74 73 6,036 10,214 2

75 Samoa (Western) 63 0.770 73.9 67.5 .. l .. m 76 f 72 f 3,046 h 7,980 h –2

76 Saudi Arabia 72 0.744 74.2 70.3 69.3 87.1 58 f 59 f 3,486 h 22,617 h –10

77 Ukraine 62 0.771 72.4 60.1 99.2 e 99.7 e 87 83 4,535 8,583 1

78 Lebanon .. .. 74.4 70.1 .. .. 85 82 2,786 h 9,011 h ..

79 Kazakhstan 61 0.772 69.1 58.0 99.3 e, k 99.8 e, k 93 89 5,799 9,222 3

80 Armenia 65 0.765 74.8 68.1 99.2 e 99.7 e 77 71 3,222 h 5,105 h 0

81 China 64 0.765 73.7 70.2 86.5 95.1 70 f 71 f 4,561 h 7,159 h 2

82 Peru 67 0.759 72.9 67.8 82.1 93.5 88 f 85 f 3,294 8,036 0

83 Ecuador .. .. 77.5 71.6 89.7 92.3 .. .. 2,796 h 5,123 h ..

84 Philippines 66 0.761 72.8 68.6 92.7 92.5 84 79 3,449 5,763 2

85 Grenada .. .. .. .. .. .. 75 f 71 f .. .. ..

86 Jordan 69 0.747 73.2 70.2 84.7 95.1 80 78 2,143 7,038 0

87 Tunisia 73 0.744 75.6 71.4 65.3 83.4 77 f 74 f 3,421 h 12,046 h –3

88 Saint Vincent and the Grenadines .. .. 74.1 68.5 .. .. 67 68 4,300 h 8,513 h ..

89 Suriname .. .. 72.7 66.1 87.2 92.0 77 f, g 68 f, g .. .. ..

90 Fiji .. .. 70.3 65.9 .. .. 76 f 74 f 3,921 h 8,142 h ..

91 Paraguay .. .. 73.5 68.9 .. .. 70 f, g 69 f, g 2,789 6,806 ..

92 Turkey 71 0.745 71.3 66.6 79.6 95.3 63 75 4,038 11,408 0

93 Sri Lanka 68 0.749 77.0 71.7 89.1 92.3 64 f, g 63 f, g 2,561 6,158 4

94 Dominican Republic 70 0.745 71.3 64.1 87.2 86.8 78 f 70 f 4,376 h 10,461 h 3

95 Belize .. .. 74.4 69.5 .. .. 81 81 3,760 h 9,674 h ..

96 Iran, Islamic Rep. of 74 0.736 72.3 69.2 70.4 83.5 70 f 74 f 4,122 h 10,830 h 0

97 Georgia .. .. 74.4 66.6 .. .. 76 75 1,561 4,273 ..

98 Maldives .. .. 66.6 67.4 96.4 96.2 69 f 68 f .. .. ..

99 Azerbaijan 75 0.733 70.6 63.3 98.2 k 99.5 k 67 69 3,262 h 5,096 h 0

100 Occupied Palestinian Territories .. .. 74.2 71.1 88.0 96.7 83 f 80 f .. .. ..

101 El Salvador 76 0.725 74.1 68.0 .. l .. m 69 f 70 f 3,077 7,074 0

102 Algeria 79 0.713 72.7 70.1 60.1 79.6 73 73 3,259 h 9,888 h –2

103 Guyana .. .. 66.7 60.6 .. .. 78 f, g 78 f, g 2,615 h 6,375 h ..

104 Jamaica 77 0.721 72.5 69.0 85.9 k 74.1 k 79 f 75 f 3,027 h 5,327 h 1

105 Turkmenistan .. .. 66.9 58.4 98.3 k 99.3 k .. .. 3,425 h 5,385 h ..

106 Cape Verde 78 0.714 73.5 67.3 .. l .. m 67 67 3,045 h 8,641 h 1
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107 Syrian Arab Republic 82 0.702 75.4 71.8 73.6 86.0 60 f 65 f 1,794 h 5,402 h –2

108 Indonesia 81 0.704 69.2 65.3 86.8 94.0 67 70 2,257 h 4,963 h 0

109 Viet Nam 80 0.708 72.9 68.8 86.9 k 93.9 k 61 f 65 f 2,271 h 3,220 h 2

110 Kyrgyzstan 83 0.701 71.3 62.9 98.1 k 99.3 k 80 77 1,422 h 2,464 h 0

111 Egypt .. .. 72.4 68.0 59.4 83.0 .. .. 1,588 6,817 ..

112 Nicaragua 88 0.684 72.4 67.6 76.6 76.8 71 f 69 f 1,747 h 5,524 h –4

113 Uzbekistan 84 0.694 69.9 63.4 .. l .. m 72 f 75 f 1,398 h 2,346 h 1

114 Moldova, Rep. of 85 0.692 71.7 64.4 97.7 99.1 73 68 1,349 h 2,143 h 1

115 Bolivia 86 0.687 66.5 62.3 80.7 93.1 83 f 89 f 1,983 h 3,462 h 1

116 Mongolia 87 0.685 66.5 62.5 97.5 98.0 83 72 1,379 h 2,730 h 1

117 Honduras 89 0.676 70.2 66.1 80.2 79.8 74 f 68 f 1,771 h 3,964 h 0

118 Guatemala 90 0.659 71.3 63.9 63.3 75.4 63 f 69 f 2,130 h 6,604 h 0

119 Vanuatu .. .. 70.9 67.2 .. .. 61 f 66 f 2,468 h 3,612 h ..

120 Equatorial Guinea 93 0.639 43.3 42.3 80.5 93.4 52 f, g 64 f, g 11,491 h 26,967 h –2

121 South Africa 92 0.646 48.2 45.7 80.9 k 84.1 k 77 g 76 g 7,014 h 15,521 h 0

122 Tajikistan 91 0.648 66.4 61.2 99.2 e 99.7 e 65 77 876 h 1,530 h 2

123 Morocco 95 0.615 72.2 67.8 39.6 65.7 54 62 1,742 h 6,907 h –1

124 Gabon .. .. 54.7 53.4 .. .. 68 f, g 72 f, g 4,814 h 8,449 h ..

125 Namibia 94 0.622 47.5 46.8 83.5 86.8 69 g 66 g 5,416 h 9,455 h 1

126 India 96 0.591 65.3 62.1 47.8 73.4 58 f 66 f 1,471 h 4,723 h 0

127 São Tomé and Principe .. .. 64.2 62.1 .. .. 63 64 .. .. ..

128 Solomon Islands .. .. 63.3 61.9 .. .. 45 f, g 49 f, g 1,202 h 2,387 h ..

129 Cambodia 97 0.578 60.1 52.7 64.1 84.7 55 f, g 65 f, g 2,077 h 2,793 h 0

130 Myanmar .. .. 63.5 57.8 86.4 93.9 50 f 48 f .. .. ..

131 Botswana 98 0.555 34.8 34.9 81.8 80.4 72 f 69 f 5,322 14,738 0

132 Comoros 99 0.550 65.8 61.5 .. l .. m 42 f 50 f 1,306 h 2,576 h 0

133 Lao People’s Dem. Rep. 100 0.545 56.3 53.8 60.9 77.0 55 66 1,328h 2,579 h 0

134 Pakistan 105 0.513 63.6 63.2 36.0 63.0 32 44 977 h 3,403 h –4

135 Bhutan .. .. 64.6 62.2 .. .. .. .. .. .. ..

136 Ghana 101 0.528 57.4 56.5 49.8 66.4 44 f 50 f 1,860 h 2,611 h 1

137 Bangladesh 102 0.524 64.2 62.5 .. l .. m 58 g 56 g 1,170 h 2,540 h 1

138 Nepal 106 0.513 62.4 61.6 34.9 62.7 52 g 62 g 995 h 1,993 h –2

139 Papua New Guinea 103 0.521 56.3 55.2 50.9 63.4 38 f, g 43 f, g 2,127 h 2,934 h 2

140 Congo 104 0.519 53.5 51.0 .. l .. m 49 f 55 f 652 h 1,310 h 2

141 Sudan 110 0.492 58.0 55.1 51.8 n 71.1 n 34 f 39 f 778 h 3,105 h –3

142 Timor-Leste .. .. 57.1 54.9 .. .. .. .. .. .. ..

143 Madagascar 107 0.507 56.9 54.3 65.3 76.5 55 f 58 f 704 h 1,012 h 1

144 Cameroon 109 0.497 46.2 45.1 59.8 77.0 56 f 69 f 1,435 h 2,921 h 0

145 Uganda 108 0.498 48.8 47.9 57.7 76.8 65 67 1,216 h 1,741 h 2

146 Swaziland 114 0.479 31.3 31.3 78.3 80.9 57 f, g 59 f, g 2,576 8,936 –3

LOW HUMAN DEVELOPMENT

147 Togo 116 0.476 56.4 52.6 38.5 68.7 46 f 64 f 927 h 2,159 h –4

148 Djibouti .. .. 54.1 51.8 .. .. 21 27 1,305 h 2,681 h ..

149 Lesotho 112 0.486 36.2 34.0 90.3 73.7 66 f 65 f 1,848 h 3,506 h 1

150 Yemen 117 0.462 62.4 59.7 .. l .. m 42 f 68 f 397 h 1,346 h –3

151 Zimbabwe 113 0.483 36.0 37.2 .. l .. m 51 f, g 54 f, g 1,527 h 2,613 h 2

152 Kenya 111 0.487 46.5 48.5 70.2 77.7 58 f 62 f 1,037 1,242 5

153 Mauritania 115 0.478 54.7 51.5 43.4 59.5 44 47 1,295 h 2,601 h 2

154 Haiti .. .. 52.7 51.3 .. .. .. .. 1,283 h 2,465 h ..

155 Gambia .. .. 57.5 54.7 .. .. 50 f 51 f 1,378 h 2,615 h ..

156 Senegal 118 0.451 57.2 54.8 29.2 51.1 36 f 41 f 1,200 h 2,243 h 0

157 Eritrea .. .. 56.1 52.3 .. .. 29 41 557 1,414 ..

158 Rwanda 119 0.449 45.8 42.6 59.8 71.4 52 52 1,083 h 1,454 h 0

159 Nigeria 120 0.443 43.5 43.2 .. l .. m 50 f 60 f 669 h 1,628 h 0
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Gender-related development index

1 Norway

2 Iceland

3 Australia

4 Ireland
5 Sweden

6 Luxembourg

7 Canada

8 United States
9 Netherlands

10 Switzerland

11 Finland

12 Belgium

13 Japan
14 France

15 Denmark

16 United Kingdom

17 Austria

18 Italy
19 Spain

20 New Zealand

21 Germany

22 Israel
23 Greece

24 Slovenia

25 Korea, Rep. of

26 Portugal

27 Cyprus
28 Czech Republic

29 Malta

30 Hungary

31 Kuwait

32 Argentina
33 Poland

34 Estonia

35 Lithuania

36 Slovakia
37 Chile

38 Bahrain

39 Uruguay

40 Croatia

41 Latvia
42 Costa Rica

43 United Arab 
Emirates

44 Bulgaria
45 Mexico

46 Tonga

47 Panama

48 Trinidad and 
Tobago

49 Romania
50 Russian Federation

51 Malaysia

52 Belarus

53 Mauritius

54 Macedonia, TFYR
55 Brazil

56 Colombia

57 Oman

58 Thailand

59 Albania
60 Venezuela, RB

61 Kazakhstan

62 Ukraine

63 Samoa (Western)
64 China

65 Armenia

66 Philippines

67 Peru

68 Sri Lanka
69 Jordan

70 Dominican Republic

71 Turkey

72 Saudi Arabia

73 Tunisia
74 Iran, Islamic Rep. of

75 Azerbaijan

76 El Salvador

77 Jamaica
78 Cape Verde

79 Algeria

80 Viet Nam

81 Indonesia

82 Syrian Arab 
Republic

83 Kyrgyzstan
84 Uzbekistan

85 Moldova, Rep. of

86 Bolivia

87 Mongolia
88 Nicaragua

89 Honduras

90 Guatemala

91 Tajikistan

92 South Africa
93 Equatorial Guinea

94 Namibia

95 Morocco

96 India

97 Cambodia
98 Botswana

99 Comoros

100 Lao People’s 
Dem. Rep.

101 Ghana

102 Bangladesh

103 Papua New Guinea
104 Congo

105 Pakistan

106 Nepal
107 Madagascar
108 Uganda

109 Cameroon

110 Sudan

111 Kenya

112 Lesotho
113 Zimbabwe

114 Swaziland

115 Mauritania

116 Togo

117 Yemen
118 Senegal

119 Rwanda

120 Nigeria

121 Guinea
122 Angola

123 Tanzania, U. 
Rep. of

124 Benin

125 Côte d’Ivoire

126 Zambia
127 Malawi

128 Mozambique

129 Burundi

130 Congo, Dem. 
Rep. of the

131 Chad
132 Central African 

Republic

133 Burkina Faso

134 Mali
135 Sierra Leone

136 Niger

GDI ranks for 136 countries

T A
B

L
E24

160 Guinea 121 0.434 54.2 53.6 18.1 42.6 35 49 1,764 h 2,576 h 0

161 Angola 122 0.431 42.5 39.6 54.2 82.9 24 f, g 28 f, g 1,670 h 2,706 h 0

162 Tanzania, U. Rep. of 123 0.426 46.2 45.6 62.2 77.5 47 f 49 f 569 h 781 h 0

163 Benin 124 0.412 55.0 53.5 23.3 47.9 41 f 58 f 702 h 1,475 h 0

164 Côte d’Ivoire 125 0.401 46.7 45.2 38.6 60.8 32 f, g 47 f, g 749 h 2,324 h 0

165 Zambia 126 0.396 37.1 38.2 59.8 k 76.3 k 52 f 56 f 670 h 1,216 h 0

166 Malawi 127 0.394 39.6 40.0 54.0 k 74.9 k 64 f 65 f 547 h 747 h 0

167 Congo, Dem. Rep. of the 130 0.378 44.5 42.5 54.1 80.9 24 f, g 30 f, g 482 h 931 h –2

168 Mozambique 128 0.387 42.3 41.0 .. l .. m 44 53 1,110 h 1,372 h 1

169 Burundi 129 0.380 44.9 43.0 52.2 67.3 32 40 594 h 765 h 1

170 Ethiopia .. .. 48.8 46.8 .. .. 30 42 570 h 944 h ..

171 Chad 131 0.350 44.7 42.6 12.8 40.8 25 f 44 f 1,644 h 2,545 h 0

172 Central African Republic 132 0.336 39.8 38.4 33.5 64.8 23 f, g 36 f, g 836 h 1,367 h 0

173 Guinea-Bissau .. .. 46.2 43.4 .. .. 29 f, g 45 f, g 487 h 963 h ..

174 Burkina Faso 133 0.335 48.6 47.2 15.2 29.4 23 f 30 f 930 h 1,405 h 0

175 Mali 134 0.329 48.7 47.4 11.9 k 26.7 k 30 f 40 f 800 h 1,197 h 0

176 Sierra Leone 135 0.317 42.4 39.6 24.4 46.9 55 f 75 f 353 h 775 h 0

177 Niger 136 0.292 44.7 44.6 15.1 42.9 18 25 560 h 989 h 0

NOTES
a Data refer to national literacy estimates from 

censuses or surveys conducted between 2000 and 

2005, unless otherwise specified. Due to differences 

in methodology and timeliness of underlying data, 

comparisons across countries and over time should 

be made with caution. For more details, see www.uis.

unesco.org.

b In 2006 the United Nations Educational, Scientific and 

Cultural Organization (UNESCO) Institute for Statistics 

changed its convention for citing the reference year 

of education data to the calendar year in which the 

academic or financial year ends—from 2003/04, 

for example, to 2004. Data for some countries may 

refer to national or UNESCO Institute for Statistics 

estimates. For details, see www.uis.unesco.org. 

Because data are from different sources, comparisons 

across countries should be made with caution.

c Because of the lack of gender-disaggregated 

income data, female and male earned income are 

crudely estimated on the basis of data on the ratio 

of the female nonagricultural wage to the male 

nonagricultural wage, the female and male shares 

of the economically active population, the total 

female and male population and GDP per capita in 

purchasing power parity terms in US dollars (see 

Technical note 1 ). Estimates are based on data for 

the most recent year available during 1991–2004, 

unless otherwise specified.

d The HDI ranks used in this calculation are 

recalculated for the 136 countries with a GDI value. 

A positive figure indicates that the GDI rank is higher 

than the HDI rank, a negative the opposite.

e For the purposes of calculating the GDI, a value of 

99.0% was applied.

f Preliminary UNESCO Institute for Statistics estimate, 

subject to further revision.

g Data refer to a year other than that specified.

h No wage data are available. For the purposes of 

calculating the estimated female and male earned 

income, a value of 0.75 was used for the ratio 

of the female nonagricultural wage to the male 

nonagricultural wage.

i Statec 2006.

j For the purposes of calculating the GDI, a value of 

$40,000 (PPP US$) was applied.

k Data refer to the most recent year available between 

1995 and 1999.

l In the absence of recent data, estimates from 

UNESCO Institute for Statistics 2005, based on 

outdated census or survey information, were used 

and should be interpreted with caution: Bangladesh 

33.1, Cape Verde 70.8, Comoros 49.7, Congo 80.8, 

El Salvador 78.8, Mozambique 35.6, Nigeria 64.2, 

Samoa (Western) 98.4,Trinidad and Tobago 98.3, 

United Arab Emirates 82.7, Uruguay 98.4, Uzbekistan 

99.1, Yemen 33.4 and Zimbabwe 86.3. 

m In the absence of recent data, estimates from 

UNESCO Institute for Statistics 2005, based on 

outdated census or survey information, were used 

and should be interpreted with caution: Bangladesh 

51.7, Cape Verde 86.6, Comoros 63.9, Congo 91.2, 

El Salvador 83.6, Mozambique 65.7, Nigeria 96.9, 

Samoa (Western) 98.9, Trinidad and Tobago 99.2, 

United Arab Emirates 76.8, Uruguay 97.5, Uzbekistan 

99.6, Yemen 72.5 and Zimbabwe 93.8. 

n Data refer to a year or period other than that 

specified, differ from the standard definition or refer 

to only part of a country.

SOURCES
Column 1: determined on the basis of the GDI values 

in column 2.

Column 2: calculated on the basis of data in columns 

3–10; see Technical note 1 for details.

Columns 3 and 4: UN 2005a, unless otherwise 

specified.

Columns 5 and 6: UNESCO Institute for Statistics 

2006a, unless otherwise specified.

Columns 7 and 8: UNESCO Institute for Statistics 

2006c, unless otherwise specified.

Columns 9 and 10: calculated on the basis of data 

on GDP per capita (PPP US$) and population from 

World Bank 2006, unless otherwise specified; data on 

wages from ILO 2006b; data on the economically active 

population from ILO 2005a.

Column 11: calculated on the basis of the recalculated 

HDI ranks and the GDI ranks in column 1.
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H
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HDI rank

Gender empowerment measure
(GEM)

Seats in parliament
held by women a

(% of total)

Female legislators,
senior officials
and managers b

(% of total)

Female professional
and technical

workers b

(% of total)

Ratio of estimated
female to male

earned income cRank Value

T
A

B
L
E25 . . . and achieving equality for all women and men

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

1 Norway 1 0.932 37.9 29 50 0.75

2 Iceland 3 0.866 33.3 29 55 0.71

3 Australia 8 0.833 28.3 37 55 0.70

4 Ireland 17 0.753 14.2 29 51 0.51

5 Sweden 2 0.883 45.3 31 51 0.81

6 Canada 11 0.810 24.3 36 56 0.63

7 Japan 42 0.557 10.7 10 46 0.44

8 United States 12 0.808 15.0 42 55 0.62

9 Switzerland 14 0.797 24.8 27 46 0.61

10 Netherlands 7 0.844 34.2 26 48 0.63

11 Finland 6 0.853 37.5 28 54 0.71

12 Luxembourg .. .. 23.3 .. .. 0.49

13 Belgium 5 0.855 35.7 30 48 0.63

14 Austria 10 0.815 32.2 28 46 0.44

15 Denmark 4 0.861 36.9 25 52 0.73

16 France .. .. 13.9 .. .. 0.64

17 Italy 24 0.653 16.1 21 45 0.46

18 United Kingdom 16 0.755 18.5 33 46 0.65

19 Spain 15 0.776 30.5 32 47 0.50

20 New Zealand 13 0.797 32.2 36 52 0.70

21 Germany 9 0.816 30.5 35 50 0.58

22 Hong Kong, China (SAR) .. .. .. 27 40 0.49

23 Israel 23 0.656 14.2 29 54 0.64

24 Greece 29 0.614 13.0 27 49 0.55

25 Singapore 18 0.707 18.9 26 45 0.51

26 Korea, Rep. of 53 0.502 13.4 7 38 0.46

27 Slovenia 32 0.603 10.8 34 57 0.61

28 Portugal 20 0.681 21.3 32 52 0.59

29 Cyprus 38 0.584 14.3 15 45 0.59

30 Czech Republic 28 0.615 15.7 28 52 0.51

31 Barbados .. .. 17.6 43 52 ..

32 Malta 58 0.493 9.2 16 39 0.48

33 Kuwait .. .. 1.5 .. .. 0.37

34 Brunei Darussalam .. .. .. d .. .. ..

35 Hungary 41 0.560 10.4 34 61 0.64

36 Argentina 19 0.697 36.5 25 55 0.53

37 Poland 30 0.610 19.1 34 61 0.59

38 Chile 52 0.506 12.7 24 52 0.39

39 Bahrain .. .. 7.5 .. .. 0.33

40 Estonia 31 0.608 18.8 35 67 0.62

41 Lithuania 25 0.635 22.0 42 68 0.69

42 Slovakia 34 0.599 16.7 32 61 0.58

43 Uruguay 50 0.513 10.8 35 53 0.55

44 Croatia 33 0.602 21.7 23 52 0.67

45 Latvia 27 0.621 21.0 42 64 0.67

46 Qatar .. .. 0.0 .. .. ..

47 Seychelles .. .. 29.4 .. .. ..

48 Costa Rica 21 0.675 38.6 26 40 0.46

49 United Arab Emirates 70 0.353 0.0 8 25 0.24

50 Cuba .. .. 36.0 .. .. ..

51 Saint Kitts and Nevis .. .. 0.0 .. .. ..

52 Bahamas .. .. 26.8 40 .. 0.70

53 Mexico 35 0.597 25.0 25 42 0.39

Gender empowerment measure
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HDI rank

Gender empowerment measure
(GEM)

Seats in parliament
held by women a

(% of total)

Female legislators,
senior officials
and managers b

(% of total)

Female professional
and technical

workers b

(% of total)

Ratio of estimated
female to male

earned income cRank Value

Gender empowerment measureTA
B

L
E25

54 Bulgaria 37 0.595 22.1 33 61 0.65

55 Tonga .. .. 3.3 .. .. 0.47

56 Oman .. .. 7.8 .. .. 0.18

57 Trinidad and Tobago 22 0.660 25.4 38 54 0.46

58 Panama 40 0.568 16.7 39 51 0.56

59 Antigua and Barbuda .. .. 13.9 .. .. ..

60 Romania 59 0.492 10.7 29 57 0.65

61 Malaysia 55 0.500 13.1 23 40 0.36

62 Bosnia and Herzegovina .. .. 12.3 .. .. 0.65

63 Mauritius .. .. 17.1 .. .. 0.40

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT

64 Libyan Arab Jamahiriya .. .. 4.7 .. .. ..

65 Russian Federation 62 0.482 8.0 38 64 0.62

66 Macedonia, TFYR 43 0.554 19.2 28 53 0.48

67 Belarus .. .. 29.8 .. .. 0.64

68 Dominica .. .. 12.9 .. .. ..

69 Brazil 61 0.486 9.1 34 53 0.57

70 Colombia 51 0.506 10.8 e 38 50 0.58

71 Saint Lucia .. .. 17.2 .. .. 0.51

72 Venezuela, RB 46 0.532 18.0 27 61 0.51

73 Albania .. .. 7.1 .. .. 0.54

74 Thailand 60 0.486 10.7 28 53 0.59

75 Samoa (Western) .. .. 4.1 .. .. 0.38

76 Saudi Arabia 74 0.242 0.0 31 6 0.15

77 Ukraine 63 0.455 7.1 43 60 0.53

78 Lebanon .. .. 4.7 .. .. 0.31

79 Kazakhstan .. .. 8.6 .. .. 0.63

80 Armenia .. .. 5.3 .. .. 0.63

81 China .. .. 20.3 .. .. 0.64

82 Peru 39 0.580 29.0 19 44 0.41

83 Ecuador 49 0.524 16.0 34 49 0.55

84 Philippines 45 0.533 15.8 58 61 0.60

85 Grenada .. .. 28.6 .. .. ..

86 Jordan .. .. 7.9 .. .. 0.30

87 Tunisia .. .. 19.3 .. .. 0.28

88 Saint Vincent and the Grenadines .. .. 18.2 .. .. 0.51

89 Suriname .. .. 25.5 28 51 ..

90 Fiji .. .. 11.7 .. .. 0.48

91 Paraguay .. .. 9.6 .. .. 0.41

92 Turkey 72 0.289 4.4 7 31 0.35

93 Sri Lanka 69 0.372 4.9 21 46 0.42

94 Dominican Republic .. .. 15.4 e .. 50 0.42

95 Belize 57 0.495 11.9 31 52 0.39

96 Iran, Islamic Rep. of 71 0.326 4.1 13 33 0.38

97 Georgia 64 0.407 9.4 26 63 0.37

98 Maldives .. .. 12.0 15 40 ..

99 Azerbaijan .. .. 12.3 .. .. 0.64

100 Occupied Palestinian Territories .. .. .. 11 35 ..

101 El Salvador 48 0.529 16.7 33 45 0.43

102 Algeria .. .. 5.3 .. .. 0.33

103 Guyana .. .. 30.8 .. .. 0.41

104 Jamaica .. .. 13.6 .. .. 0.57

105 Turkmenistan .. .. 16.0 .. .. 0.64

106 Cape Verde .. .. 15.3 .. .. 0.35
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HDI rank

Gender empowerment measure
(GEM)

Seats in parliament
held by women a

(% of total)

Female legislators,
senior officials
and managers b

(% of total)

Female professional
and technical

workers b

(% of total)

Ratio of estimated
female to male

earned income cRank Value

T A
B

L
E25

107 Syrian Arab Republic .. .. 12.0 .. .. 0.33

108 Indonesia .. .. 11.3 .. .. 0.45

109 Viet Nam .. .. 27.3 .. .. 0.71

110 Kyrgyzstan .. .. 0.0 .. .. 0.58

111 Egypt 73 0.262 3.8 9 30 0.23

112 Nicaragua .. .. 20.7 .. .. 0.32

113 Uzbekistan .. .. 16.4 .. .. 0.60

114 Moldova, Rep. of 44 0.544 21.8 39 66 0.63

115 Bolivia 56 0.499 14.6 36 40 0.57

116 Mongolia 65 0.388 6.6 30 66 0.51

117 Honduras 47 0.530 23.4 22 36 0.45

118 Guatemala .. .. 8.2 .. .. 0.32

119 Vanuatu .. .. 3.8 .. .. 0.68

120 Equatorial Guinea .. .. 18.0 .. .. 0.43

121 South Africa .. .. 32.8 f .. .. 0.45

122 Tajikistan .. .. 19.6 .. .. 0.57

123 Morocco .. .. 6.4 .. .. 0.25

124 Gabon .. .. 11.9 .. .. 0.57

125 Namibia 26 0.623 26.9 30 55 0.57

126 India .. .. 9.2 .. .. 0.31

127 São Tomé and Principe .. .. 7.3 .. .. ..

128 Solomon Islands .. .. 0.0 .. .. 0.50

129 Cambodia 68 0.373 11.4 14 33 0.74

130 Myanmar .. .. .. g .. .. ..

131 Botswana 54 0.501 11.1 31 53 0.36

132 Comoros .. .. 3.0 .. .. 0.51

133 Lao People’s Dem.  Rep. .. .. 22.9 .. .. 0.52

134 Pakistan 66 0.377 20.4 2 26 0.29

135 Bhutan .. .. 9.3 .. .. ..

136 Ghana .. .. 10.9 .. .. 0.71

137 Bangladesh 67 0.374 14.8 h 23 12 0.46

138 Nepal .. .. 6.7 .. .. 0.50

139 Papua New Guinea .. .. 0.9 .. .. 0.73

140 Congo .. .. 10.1 .. .. 0.50

141 Sudan .. .. 13.6 .. .. 0.25

142 Timor-Leste .. .. 25.3 i .. .. ..

143 Madagascar .. .. 8.4 .. .. 0.70

144 Cameroon .. .. 8.9 .. .. 0.49

145 Uganda .. .. 28.8 .. .. 0.70

146 Swaziland .. .. 16.8 .. .. 0.29

LOW HUMAN DEVELOPMENT

147 Togo .. .. 8.6 .. .. 0.43

148 Djibouti .. .. 10.8 .. .. 0.49

149 Lesotho .. .. 17.0 .. .. 0.53

150 Yemen 75 0.128 0.7 4 15 0.30

151 Zimbabwe .. .. 20.8 .. .. 0.58

152 Kenya .. .. 7.3 .. .. 0.83

153 Mauritania .. .. .. j .. .. 0.50

154 Haiti .. .. 6.2 .. .. 0.52

155 Gambia .. .. 13.2 .. .. 0.53

156 Senegal .. .. 19.2 .. .. 0.53

157 Eritrea .. .. 22.0 .. .. 0.39

158 Rwanda .. .. 45.3 .. .. 0.74

159 Nigeria .. .. 5.8 .. .. 0.41
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Gender empowerment measure
(GEM)

Seats in parliament
held by women a

(% of total)

Female legislators,
senior officials
and managers b

(% of total)

Female professional
and technical

workers b

(% of total)

Ratio of estimated
female to male

earned income cRank Value

Gender empowerment measureTA
B

L
E25

NOTES
a Data are as of 31 May 2006, unless otherwise 

specified. Where there are lower and upper houses, 

data refer to the weighted average of women’s 

shares of seats in both houses.

b Data refer to the most recent year available during 

1992–2004. Estimates for countries that have 

implemented the recent International Standard 

Classification of Occupations ( ISCO-88) are not 

strictly comparable with those for countries using 

the previous classification ( ISCO-68).

c Calculated on the basis of data in columns 9 and 

10 in table 24. Estimates are based on data for the 

most recent year available during 1991–2004.

d Does not currently have a parliament.

e Data are as of 1 March 2005.

f Does not include the 36 special rotating delegates 

appointed on an ad hoc basis. The shares given 

are therefore calculated on the basis of the 54 

permanent seats.

g The parliament elected in 1990 has never been 

convened nor authorized to sit, and many of its 

members were detained or forced into exile.

h In 2004 the number of seats in parliament was 

raised from 300 to 345, with the additional 45 

seats reserved for women and filled in September 

and October 2005.

i The purpose of elections held on 30 August 2001 

was to elect members of the Constituent Assembly 

of Timor-Leste. This body became the National 

Parliament on 20 May 2002, the date on which 

the country became independent, without any new 

elections.

j The Parliament of Mauritania was suspended 

following a coup d’etat in August 2005.

SOURCES
Column 1: determined on the basis of GEM values 

in column 2.

Column 2: calculated on the basis of data in columns 

3–6; see Technical note 1 for details.

Column 3: calculated on the basis of data on 

parliamentary seats from IPU 2006a, 2006c.

Columns 4 and 5: calculated on the basis of 

occupational data from ILO 2006b.

Column 6: calculated on the basis of data in columns 

9 and 10 of table 24.

160 Guinea .. .. 19.3 .. .. 0.68

161 Angola .. .. 15.0 .. .. 0.62

162 Tanzania, U. Rep. of 36 0.597 30.4 49 32 0.73

163 Benin .. .. 7.2 .. .. 0.48

164 Côte d’Ivoire .. .. 8.5 .. .. 0.32

165 Zambia .. .. 12.7 .. .. 0.55

166 Malawi .. .. 13.6 .. .. 0.73

167 Congo, Dem. Rep. of the .. .. 10.2 .. .. 0.52

168 Mozambique .. .. 34.8 .. .. 0.81

169 Burundi .. .. 31.7 .. .. 0.78

170 Ethiopia .. .. 21.4 .. .. 0.60

171 Chad .. .. 6.5 .. .. 0.65

172 Central African Republic .. .. 10.5 .. .. 0.61

173 Guinea-Bissau .. .. 14.0 .. .. 0.51

174 Burkina Faso .. .. 11.7 .. .. 0.66

175 Mali .. .. 10.2 .. .. 0.67

176 Sierra Leone .. .. 14.5 .. .. 0.45

177 Niger .. .. 12.4 .. .. 0.57
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um

an developm
ent indicators

HDI rank

Adult literacy a

MDG
Youth literacy a

MDG
Net primary enrolment b, c

MDG
Net secondary
enrolment b, c

MDG
Gross tertiary
enrolment c, d

Female rate
(% ages 15 
and older)

2004

Female rate
as % of

male rate
2004

Female rate
(% ages 
15–24)
2004

Female rate
as % of

male rate
2004

Female
ratio
(%)

2004 f

Ratio of
female to

male e

2004 f

Female
ratio
(%)

2004 f

Ratio of
female to

male e

2004 f

Female
ratio
(%)

2004 f

Ratio of
female to

male e

2004 f

T
A

B
L
E26 . . . and achieving equality for all women and men

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

1 Norway .. .. .. .. 99 1.00 97 1.01 98 1.54

2 Iceland .. .. .. .. 98 g 0.98 g 88 g 1.04 g 79 g 1.78 g

3 Australia .. .. .. .. 96 1.01 86 g 1.01 g 80 1.23

4 Ireland .. .. .. .. 96 1.00 89 1.06 66 1.28

5 Sweden .. .. .. .. 99 1.00 100 1.03 102 1.55

6 Canada .. .. .. .. 100 g, h 1.00 g, h 94 i 0.99 i 70 j 1.36 j

7 Japan .. .. .. .. 100 1.00 100 g, k 1.01 g, k 51 0.89

8 United States .. .. .. .. 91 0.96 91 1.02 96 1.39

9 Switzerland .. .. .. .. 94 1.00 80 0.93 42 0.80

10 Netherlands .. .. .. .. 98 0.99 90 1.01 62 1.08

11 Finland .. .. .. .. 99 1.00 94 1.01 98 1.20

12 Luxembourg .. .. .. .. 91 1.00 82 1.07 13 g 1.18 g

13 Belgium .. .. .. .. 99 1.00 97 g, l 1.01 g, l 69 1.21

14 Austria .. .. .. .. .. .. .. .. 54 1.19

15 Denmark .. .. .. .. 100 1.00 94 1.03 87 1.42

16 France .. .. .. .. 99 1.00 97 1.02 63 1.28

17 Italy 98.0 99 99.8 100 99 1.00 93 1.02 72 1.34

18 United Kingdom .. .. .. .. 99 1.00 97 1.03 70 1.37

19 Spain .. .. .. .. 99 0.99 99 1.04 72 1.22

20 New Zealand .. .. .. .. 99 1.00 96 1.03 74 1.41

21 Germany .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

22 Hong Kong, China (SAR) .. .. .. .. 90 m 0.95 m 77 m 0.97 m 32 0.97

23 Israel 95.9 97 99.6 100 98 1.01 89 1.00 65 1.33

24 Greece 94.2 96 99.0 100 99 0.99 88 1.04 86 1.17

25 Singapore 88.6 92 99.6 100 .. .. .. .. .. ..

26 Korea, Rep. of .. .. .. .. 99 0.99 88 1.00 67 0.61

27 Slovenia .. .. .. .. 98 1.00 95 1.00 86 1.38

28 Portugal .. .. .. .. 99 0.99 87 l 1.11 l 65 1.32

29 Cyprus 95.1 96 99.8 100 96 m 1.00 m 95 m 1.03 m 36 m 0.98 m

30 Czech Republic .. .. .. .. .. .. .. .. 45 1.10

31 Barbados .. .. .. .. 97 0.99 98 1.05 54 h 2.47 h

32 Malta 89.2 n 103 n 97.8 n 104 n 94 1.00 90 1.06 30 1.33

33 Kuwait 91.0 96 99.8 100 87 g 1.03 g 80 g, j 1.05 g, j 33 g 2.72 g

34 Brunei Darussalam 90.2 95 98.9 100 .. .. .. .. 17 g 1.74 g

35 Hungary .. .. .. .. 88 0.99 90 g 0.99 g 70 1.40

36 Argentina 97.2 100 99.1 100 98 l 0.99 l 82 l 1.07 l 77 l 1.51 l

37 Poland .. .. .. .. 98 1.00 92 1.03 72 1.41

38 Chile 95.6 100 99.2 100 .. .. .. .. 42 0.95

39 Bahrain 83.6 94 97.3 100 97 1.01 93 1.07 45 g 1.84 g

40 Estonia 99.8 100 99.8 100 94 1.00 91 1.03 82 1.68

41 Lithuania 99.6 100 99.7 100 89 1.00 93 1.01 89 1.55

42 Slovakia .. .. .. .. .. .. .. .. 40 1.22

43 Uruguay .. .. .. .. .. .. .. .. 53 g, l 2.04 g, l

44 Croatia 97.1 98 99.7 100 87 l 0.99 l 86 l 1.02 l 42 l 1.19 l

45 Latvia 99.7 100 99.8 100 .. .. .. .. 94 1.72

46 Qatar 88.6 99 97.5 103 94 0.99 86 0.98 34 3.67

47 Seychelles 92.3 101 99.4 101 97 m 1.01 m 96 m 1.07 m .. ..

48 Costa Rica 95.1 100 98.0 101 .. .. .. .. 28 1.26

49 United Arab Emirates .. .. .. .. 70 0.97 64 1.06 40 g, l 3.24 g, l

50 Cuba 99.8 100 100.0 100 95 0.97 87 1.02 38 l 1.34 l

51 Saint Kitts and Nevis .. .. .. .. 98 m 1.08 m 97 m 0.97 m .. ..

52 Bahamas .. .. .. .. 85 1.02 78 1.12 .. ..

53 Mexico 89.6 97 97.6 100 98 1.00 65 1.03 23 0.98

Gender inequality in education
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Adult literacy a

MDG
Youth literacy a

MDG
Net primary enrolment b, c

MDG
Net secondary
enrolment b, c

MDG
Gross tertiary
enrolment c, d

Female rate
(% ages 15 

and older)

2004

Female rate
as % of

male rate
2004

Female rate
(% ages 

15–24)

2004

Female rate
as % of

male rate
2004

Female
ratio
(%)

2004 f

Ratio of
female to

male e

2004 f

Female
ratio
(%)

2004 f

Ratio of
female to

male e

2004 f

Female
ratio
(%)

2004 f

Ratio of
female to

male e

2004 f

Gender inequality in educationTA
B

L
E26

54 Bulgaria 97.7 99 98.1 100 95 0.99 87 0.98 44 1.16

55 Tonga 99.0 n 100 n 99.4 n 100 n 89 i 0.97 i 75 g 1.23 g 8 g 1.67 g

56 Oman 73.5 85 96.7 99 79 1.02 75 1.01 15 1.38

57 Trinidad and Tobago .. .. .. .. 92 m 0.99 m 74 g 1.06 g 13 1.27

58 Panama 91.2 99 95.6 99 98 0.99 67 1.10 57 1.59

59 Antigua and Barbuda .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

60 Romania 96.3 98 97.8 100 92 0.99 82 1.03 45 1.26

61 Malaysia 85.4 93 97.3 100 93 l 1.00 l 81 l 1.14 l 38 l 1.41 l

62 Bosnia and Herzegovina 94.4 95 99.8 100 .. .. .. .. .. ..

63 Mauritius 80.5 91 95.4 102 96 1.02 80 g 1.00 g 20 1.39

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT

64 Libyan Arab Jamahiriya .. .. .. .. .. .. .. .. 59 g, l 1.09 g, l

65 Russian Federation 99.2 100 99.8 100 92 g 1.01 g .. .. 79 g 1.36 g

66 Macedonia, TFYR 94.1 96 98.5 99 92 1.00 80 g, j 0.97 g, j 33 1.39

67 Belarus 99.4 n 100 n 99.8 n 100 n 88 g 0.97 g 88 g 1.01 g 71 1.39

68 Dominica .. .. .. .. 88 m 1.01 m 92 g 1.03 g .. ..

69 Brazil 88.8 100 97.9 102 .. .. 78 l 1.07 l 25 l 1.32 l

70 Colombia 92.7 100 98.4 101 84 1.01 58 g 1.11 g 28 1.09

71 Saint Lucia .. .. .. .. 96 0.97 74 g 1.09 g 22 3.43

72 Venezuela, RB 92.7 99 98.1 102 92 1.01 66 1.15 41 g, l 1.07 g, l

73 Albania 98.3 99 99.5 100 95 l 0.99 l 73 l 0.98 l 20 l 1.57 l

74 Thailand 90.5 95 97.8 100 .. .. .. .. 44 1.17

75 Samoa (Western) .. .. .. .. 91 g 1.00 g 70 g 1.14 g 7 g, h 0.94 g, h

76 Saudi Arabia 69.3 80 93.7 96 57 j 0.92 j 51 g 0.96 g 33 1.50

77 Ukraine 99.2 99 99.8 100 82 m 1.00 m 84 m 1.00 m 71 m 1.19 m

78 Lebanon .. .. .. .. 93 0.99 .. .. 50 1.12

79 Kazakhstan 99.3 n 100 n 99.9 n 100 n 92 0.99 92 0.99 56 1.38

80 Armenia 99.2 99 99.9 100 96 1.04 90 1.03 29 1.21

81 China 86.5 91 98.5 99 .. .. .. .. 17 g 0.84 g

82 Peru 82.1 88 95.7 98 97 1.00 69 1.00 34 g 1.03 g

83 Ecuador 89.7 97 96.5 100 98 g 1.01 g 53 1.01 .. ..

84 Philippines 92.7 100 95.7 101 95 1.02 67 1.20 32 1.28

85 Grenada .. .. .. .. 84 m 0.99 m 82 g 1.10 g .. ..

86 Jordan 84.7 89 98.9 100 92 1.02 82 1.02 41 1.10

87 Tunisia 65.3 78 92.2 96 98 1.00 69 g, j 1.04 g, j 33 1.36

88 Saint Vincent and the Grenadines .. .. .. .. 93 g 0.97 g 63 1.02 .. ..

89 Suriname 87.2 95 94.1 98 96 g, l 1.07 g, l 74 g, l 1.38 g, l 15 j 1.62 j

90 Fiji .. .. .. .. 96 0.99 85 g 1.06 g 17 1.20

91 Paraguay .. .. .. .. .. .. .. .. 28 g, l 1.37 g, l

92 Turkey 79.6 84 93.3 95 87 g 0.95 g .. .. 24 0.73

93 Sri Lanka 89.1 97 96.1 101 98 g, l 1.00 g, l .. .. .. ..

94 Dominican Republic 87.2 100 95.4 103 87 1.02 54 g 1.21 g 41 g 1.64 g

95 Belize .. .. .. .. 96 1.01 73 g 1.05 g 4 2.47

96 Iran, Islamic Rep. of 70.4 84 .. .. 88 0.99 76 0.94 24 1.10

97 Georgia .. .. .. .. 93 0.99 81 1.00 42 1.03

98 Maldives 96.4 100 98.3 100 90 j 1.01 j 55 g, j 1.15 g, j (.) g 3.00 g

99 Azerbaijan 98.2 n 99 n 99.9 n 100 n 83 0.98 76 0.98 14 0.87

100 Occupied Palestinian Territories 88.0 91 98.8 100 86 1.00 92 1.05 39 1.03

101 El Salvador .. .. .. .. 93 g 1.00 g 49 g, l 1.03 g, l 20 1.22

102 Algeria 60.1 76 86.1 92 95 0.98 68 g 1.05 g 20 1.09

103 Guyana .. .. .. .. .. .. .. .. 12 1.94

104 Jamaica 85.9 n 116 n .. .. 91 1.01 81 1.03 26 g, l 2.29 g, l

105 Turkmenistan 98.3 n 99 n 99.8 n 100 n .. .. .. .. .. ..

106 Cape Verde .. .. .. .. 91 0.99 58 1.12 6 1.09
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107 Syrian Arab Republic 73.6 86 90.2 96 92 j 0.95 j 56 0.93 .. ..

108 Indonesia 86.8 92 98.5 100 93 0.98 57 0.99 15 0.79

109 Viet Nam 86.9 n 93 n 93.6 n 99 n 92 g, h 0.94 g, h .. .. 9 g 0.77 g

110 Kyrgyzstan 98.1 n 99 n 99.7 n 100 n 90 0.99 .. .. 43 1.19

111 Egypt 59.4 71 78.9 88 94 g 0.97 g 77 g, j 0.94 g, j .. ..

112 Nicaragua 76.6 100 88.8 106 87 0.99 43 1.13 19 g, l 1.11 g, l

113 Uzbekistan .. .. .. .. .. .. .. .. 14 g 0.79 g

114 Moldova, Rep. of 97.7 99 99.5 100 86 m 0.99 m 79 m 1.04 m 43 m 1.36 m

115 Bolivia 80.7 87 96.1 98 96 g 1.01 g 73 g 0.99 g .. ..

116 Mongolia 97.5 100 98.4 101 85 1.01 88 1.14 49 1.64

117 Honduras 80.2 101 90.9 105 92 1.02 .. .. 20 g 1.46 g

118 Guatemala 63.3 84 78.4 91 91 0.95 32 g 0.92 g 8 g, l 0.72 g, l

119 Vanuatu .. .. .. .. 93 0.98 36 g 0.86 g 4 g 0.57 g

120 Equatorial Guinea 80.5 86 94.9 100 78 j 0.85 j 18 g, h 0.59 g, h 2 k 0.43 k

121 South Africa 80.9 n 96 n 94.3 n 101 n 89 l 1.01 l 65 g, k 1.12 g, k 17 l 1.17 l

122 Tajikistan 99.2 100 99.8 100 95 0.96 73 0.85 8 0.33

123 Morocco 39.6 60 60.5 75 83 0.94 32 g, l 0.86 g, l 10 0.87

124 Gabon .. .. .. .. 77 g, h 0.99 g, h .. .. 5 i 0.53 i

125 Namibia 83.5 96 93.5 103 77 l 1.08 l 43 l 1.35 l 7 l 1.14 l

126 India 47.8 65 67.7 80 87 g 0.94 g .. .. 9 0.66

127 São Tomé and Principe .. .. .. .. 98 0.99 27 1.08 .. ..

128 Solomon Islands .. .. .. .. 79 0.99 24 g, l 0.86 g, l .. ..

129 Cambodia 64.1 76 78.9 90 96 0.96 22 g 0.73 g 2 0.45

130 Myanmar 86.4 92 93.4 98 87 1.01 36 0.95 15 g, h 1.77 g, h

131 Botswana 81.8 102 95.6 104 83 g 1.03 g 64 g 1.11 g 6 0.85

132 Comoros .. .. .. .. 51 k, m 0.85 k, m .. .. 2 g 0.77 g

133 Lao People’s Dem. Rep. 60.9 79 74.7 90 82 0.94 34 0.85 5 0.63

134 Pakistan 36.0 57 54.7 72 56 m 0.73 m .. .. 3 0.80

135 Bhutan .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

136 Ghana 49.8 75 65.5 86 58 g 1.01 g 33 g 0.86 g 2 0.48

137 Bangladesh .. .. .. .. 95 m 1.03 m 51 l 1.11 l 4 l 0.50 l

138 Nepal 34.9 56 60.1 75 73 l, m 0.87 l, m .. .. 3 0.41

139 Papua New Guinea 50.9 80 64.1 93 .. .. .. .. 2 g, i 0.56 g, i

140 Congo .. .. .. .. .. .. .. .. 1 g, l 0.18 g, l

141 Sudan 51.8 73 71.4 84 39 g, k 0.83 g, k .. .. 6 g, k 0.92 g, k

142 Timor-Leste .. .. .. .. .. .. .. .. 12 j, m 1.48 j, m

143 Madagascar 65.3 85 68.2 94 89 1.00 11 g, i 1.03 g, i 2 0.89

144 Cameroon 59.8 78 .. .. .. .. .. .. 4 g 0.63 g

145 Uganda 57.7 75 71.2 86 .. .. 14 0.90 3 0.62

146 Swaziland 78.3 97 89.8 103 77 l 1.01 l 32 l 1.24 l 5 1.08

LOW HUMAN DEVELOPMENT

147 Togo 38.5 56 63.6 76 72 0.85 14 g, k 0.48 g, k 1 g, h 0.20 g, h

148 Djibouti .. .. .. .. 29 0.80 15 g 0.70 g 1 0.82

149 Lesotho 90.3 123 .. .. 89 1.06 28 1.54 3 l 1.50 l

150 Yemen .. .. .. .. 63 g 0.73 g 21 g, k 0.46 g, k 5 0.38

151 Zimbabwe .. .. .. .. 82 l 1.01 l 33 l 0.93 l 3 l 0.62 l

152 Kenya 70.2 90 80.7 101 77 1.00 40 g 1.01 g 2 0.61

153 Mauritania 43.4 73 55.5 82 74 0.99 13 g 0.82 g 2 0.30

154 Haiti .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

155 Gambia .. .. .. .. 77 g 1.06 g 41 g 0.83 g 1 0.26

156 Senegal 29.2 57 41.0 70 65 0.95 13 0.72 .. ..

157 Eritrea .. .. .. .. 44 0.85 18 0.63 (.) 0.15

158 Rwanda 59.8 84 76.9 98 75 1.05 .. .. 2 0.62

159 Nigeria .. .. .. .. 57 g 0.89 g 25 g 0.83 g 7 0.55
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NOTES
a Data refer to national literacy estimates from 

censuses or surveys conducted between 2000 

and 2005, unless otherwise specified. Due to 

differences in methodology and timeliness of 

underlying data, comparisons across countries and 

over time should be made with caution. For more 

details, see www.uis.unesco.org.

b The net enrolment ratio is the ratio of enrolled 

children of the official age for the education level 

indicated to the total population at that age. 

Net enrolment ratios exceeding 100% reflect 

discrepancies between these two data sets.

c Data for some countries may refer to national or 

United Nations Educational, Scientific and Cultural 

Organization (UNESCO) Institute for Statistics 

estimates. For details, see www.uis.unesco.

org. Because data are from different sources, 

comparisons across countries should be made with 

caution.

d Tertiary enrolment is generally calculated as a 

gross ratio.

e Calculated as the ratio of the female enrolment ratio 

to the male enrolment ratio.

f In 2006 the UNESCO Institute for Statistics 

changed its convention for citing the reference year 

of education data to the calendar year in which the 

academic or financial year ends—from 2003/04, 

for example, to 2004.

g Preliminary UNESCO Institute for Statistics 

estimate, subject to further revision.

h Data refer to the 2001 school year.

i Data refer to the 1999 school year.

j Data refer to the 2002 school year.

k Data refer to the 2000 school year.

l Data refer to the 2003 school year.

m National estimate.

n Data refer to a year between 1995 and 1999.

SOURCES
Columns 1 and 3: UNESCO Institute for Statistics 

2006a.

Column 2: calculated on the basis of data on adult 

literacy rates from UNESCO Institute for Statistics 

2006a. 

Column 4: calculated on the basis of data on youth 

literacy rates from UNESCO Institute for Statistics 

2006a. 

Columns 5, 7 and 9: UNESCO Institute for Statistics 

2006c.

Columns 6, 8 and 10: calculated on the basis of 

data on net enrolment rates from UNESCO Institute for 

Statistics 2006c.

160 Guinea 18.1 43 33.7 57 58 0.84 14 g 0.51 g 1 0.19

161 Angola 54.2 65 63.2 75 .. .. .. .. 1 g, l 0.70 g, l

162 Tanzania, U. Rep. of 62.2 80 76.2 94 85 0.98 .. .. 1 0.41

163 Benin 23.3 49 33.2 56 72 0.78 11 g, h 0.49 g, h 1 g, h 0.25 g, h

164 Côte d’Ivoire 38.6 63 52.1 74 50 l, m 0.80 l, m 15 g, j 0.57 g, j 3 i 0.36 i

165 Zambia 59.8 n 78 n 66.2 n 91 n 80 1.00 21 g 0.78 g 2 g, k 0.47 g, k

166 Malawi 54.0 n 72 n 70.7 n 86 n 98 1.05 23 0.86 (.) 0.60

167 Congo, Dem. Rep. of the 54.1 67 63.1 81 .. .. .. .. .. ..

168 Mozambique .. .. .. .. 67 0.90 4 0.78 1 0.44

169 Burundi 52.2 78 70.4 92 54 0.89 .. .. 1 0.38

170 Ethiopia .. .. .. .. 44 0.89 19 g 0.61 g 1 0.35

171 Chad 12.8 31 23.2 42 46 g, l 0.68 g, l 5 g, l 0.33 g, l (.) g, h 0.14 g, h

172 Central African Republic 33.5 52 46.9 67 .. .. .. .. 1 k 0.19 k

173 Guinea-Bissau .. .. .. .. 38 g, h 0.71 g, h 6 g, h 0.55 g, h (.) g, h 0.17 g, h

174 Burkina Faso 15.2 52 24.8 65 35 0.77 8 g 0.68 g 1 g 0.31 g

175 Mali 11.9 n 44 n 16.9 n 52 n 43 0.85 .. .. 1 0.46

176 Sierra Leone 24.4 52 37.2 63 .. .. .. .. 1 g, j 0.39 g, j

177 Niger 15.1 35 23.2 44 32 0.71 5 0.67 (.) 0.36

Developing countries 71.7 84 83.0 92 .. .. .. .. .. ..

Least developed countries 50.4 72 61.6 82 .. .. .. .. .. ..

Arab States 59.7 74 80.4 89 .. .. .. .. .. ..

East Asia and the Pacific .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

Latin America and the Caribbean 89.5 98 97.1 101 .. .. .. .. .. ..

South Asia 47.7 66 65.3 79 .. .. .. .. .. ..

Sub-Saharan Africa 53.2 76 64.0 86 .. .. .. .. .. ..

Central and Eastern Europe and the CIS 98.7 99 99.6 100 .. .. .. .. .. ..

OECD .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

High-income OECD .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

High human development .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

Medium human development 74.4 86 85.6 93 .. .. .. .. .. ..

Low human development 46.1 70 57.5 82 .. .. .. .. .. ..

High income .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

Middle income 86.4 93 96.2 99 .. .. .. .. .. ..

Low income 50.2 69 66.6 82 .. .. .. .. .. ..

World 74.4 86 84.2 .. .. .. .. .. .. ..
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Women
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T
A

B
L
E27 . . . and achieving equality for all women and men

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

1 Norway 63.1 111 87 2 6 9 33 88 58 43 57

2 Iceland 70.9 105 87 3 12 10 33 85 54 50 50

3 Australia 56.1 108 79 3 6 10 30 87 64 59 41

4 Ireland 51.9 146 72 2 11 14 39 83 50 53 47

5 Sweden 58.8 93 87 1 3 11 36 88 61 55 55

6 Canada 60.2 104 83 2 4 11 33 87 64 66 34

7 Japan 48.5 97 65 5 5 21 37 73 57 80 20

8 United States 59.6 105 81 1 3 12 32 87 65 64 36

9 Switzerland 60.1 115 79 3 5 13 36 84 59 62 38

10 Netherlands 55.8 128 76 2 4 9 31 86 64 79 21

11 Finland 56.9 98 86 4 7 14 40 82 53 36 55

12 Luxembourg 44.1 122 68 .. .. .. .. .. .. .. ..

13 Belgium 43.4 119 72 1 3 10 36 82 58 85 15

14 Austria 49.3 114 75 6 5 14 43 80 52 68 32

15 Denmark 59.4 96 84 2 5 14 36 85 59 86 14

16 France 48.2 105 79 1 2 13 34 86 64 .. ..

17 Italy 37.0 103 61 5 6 20 39 75 55 54 46

18 United Kingdom 55.0 104 79 1 2 11 36 88 62 60 40

19 Spain 44.2 130 65 5 8 15 42 81 51 64 36

20 New Zealand 59.8 112 81 6 12 12 32 82 56 68 32

21 Germany 50.4 114 76 2 3 18 44 80 52 76 24

22 Hong Kong, China (SAR) 52.9 112 74 (.) (.) 10 27 90 73 86 14

23 Israel 49.7 121 84 .. .. .. .. .. .. 71 29

24 Greece 42.7 119 66 18 15 12 30 70 56 68 32

25 Singapore 50.8 101 66 (.) (.) 18 31 81 69 76 24

26 Korea, Rep. of 50.1 106 68 12 9 19 34 70 57 89 11

27 Slovenia 53.4 99 80 10 10 29 46 61 43 58 42

28 Portugal 55.2 112 79 14 12 23 44 63 44 65 35

29 Cyprus 53.0 111 74 4 5 13 31 83 58 81 19

30 Czech Republic 51.7 85 76 3 6 28 50 68 44 74 26

31 Barbados 64.6 109 83 4 5 10 29 63 49 .. ..

32 Malta 32.5 153 47 1 3 21 36 78 61 .. ..

33 Kuwait 48.0 138 56 .. .. .. .. .. .. .. ..

34 Brunei Darussalam 44.3 99 56 .. .. .. .. .. .. .. ..

35 Hungary 42.1 91 73 4 9 26 42 71 49 71 29

36 Argentina 52.2 136 68 (.) 1 12 30 87 69 60 40

37 Poland 47.9 84 78 19 19 18 40 63 40 60 40

38 Chile 36.4 113 51 .. .. .. .. .. .. 54 46

39 Bahrain 29.2 104 33 .. .. .. .. .. .. .. ..

40 Estonia 52.2 81 80 4 10 23 42 73 48 50 50

41 Lithuania 51.8 87 81 12 20 21 34 67 45 62 38

42 Slovakia 51.9 87 76 4 8 26 48 71 44 74 26

43 Uruguay 55.7 122 71 2 6 14 32 85 62 64 37

44 Croatia 44.7 96 74 15 16 21 37 63 47 73 27

45 Latvia 49.1 78 77 12 18 16 35 72 47 56 45

46 Qatar 35.7 121 40 .. .. .. .. .. .. .. ..

47 Seychelles .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

48 Costa Rica 43.7 133 54 4 22 15 27 80 51 50 50

49 United Arab Emirates 37.4 149 41 (.) 9 14 36 86 55 .. ..

50 Cuba 43.8 112 59 .. .. .. .. .. .. .. ..

51 Saint Kitts and Nevis .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

52 Bahamas 64.5 105 91 1 6 5 24 93 69 .. ..

53 Mexico 39.9 115 49 6 24 22 28 72 48 51 49

Gender inequality in economic activity
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54 Bulgaria 41.9 70 79 .. .. .. .. .. .. 65 35

55 Tonga 46.3 126 62 .. .. .. .. .. .. .. ..

56 Oman 21.9 145 27 .. .. .. .. .. .. .. ..

57 Trinidad and Tobago 46.6 112 61 3 11 13 36 84 53 72 28

58 Panama 49.9 129 63 6 29 10 20 85 51 42 58

59 Antigua and Barbuda .. .. .. .. .. .. .. .. .. .. ..

60 Romania 50.7 95 80 45 40 22 30 33 30 70 30

61 Malaysia 46.1 105 56 14 21 29 34 57 45 71 29

62 Bosnia and Herzegovina 57.9 96 85 .. .. .. .. .. .. .. ..

63 Mauritius 42.2 101 53 13 15 43 39 45 46 75 25

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT

64 Libyan Arab Jamahiriya 30.8 161 39 .. .. .. .. .. .. .. ..

65 Russian Federation 54.3 90 80 8 15 23 36 69 49 7 22

66 Macedonia, TFYR 40.9 85 63 .. .. .. .. .. .. .. ..

67 Belarus 52.5 87 82 .. .. .. .. .. .. .. ..

68 Dominica .. .. .. 14 31 10 24 72 40 51 49

69 Brazil 56.3 127 70 16 24 10 27 74 49 55 45

70 Colombia 60.5 133 75 7 33 17 19 76 48 60 40

71 Saint Lucia 53.4 113 67 16 27 14 24 71 49 68 32

72 Venezuela, RB 55.9 148 67 2 15 12 28 86 57 .. ..

73 Albania 49.4 85 69 .. .. .. .. .. .. .. ..

74 Thailand 65.4 87 81 48 50 17 20 35 30 64 36

75 Samoa (Western) 39.6 101 51 .. .. .. .. .. .. .. ..

76 Saudi Arabia 17.3 116 22 .. .. .. .. .. .. .. ..

77 Ukraine 49.9 87 79 17 22 22 39 55 33 50 50

78 Lebanon 31.7 100 40 .. .. .. .. .. .. .. ..

79 Kazakhstan 65.0 106 87 .. .. .. .. .. .. 54 46

80 Armenia 48.1 67 79 .. .. .. .. .. .. .. ..

81 China 69.2 95 84 .. .. .. .. .. .. .. ..

82 Peru 58.2 124 71 6 11 10 24 84 65 66 34

83 Ecuador 58.9 181 72 4 10 16 30 79 60 67 33

84 Philippines 53.8 114 65 25 45 12 18 63 37 56 44

85 Grenada .. .. .. 10 17 12 32 77 46 .. ..

86 Jordan 27.0 153 35 .. .. .. .. .. .. .. ..

87 Tunisia 27.9 134 37 .. .. .. .. .. .. .. ..

88 Saint Vincent and the Grenadines 53.5 120 67 .. .. .. .. .. .. .. ..

89 Suriname 33.1 91 52 2 8 1 22 97 64 45 55

90 Fiji 51.4 105 63 .. .. .. .. .. .. .. ..

91 Paraguay 64.2 124 76 20 39 10 21 69 40 .. ..

92 Turkey 27.8 81 36 56 24 15 28 29 48 67 33

93 Sri Lanka 35.0 78 45 49 38 22 23 27 37 70 30

94 Dominican Republic 45.5 125 55 2 21 17 26 81 53 23 77

95 Belize 42.4 133 52 6 37 12 19 81 44 32 68

96 Iran, Islamic Rep. of 37.2 173 50 .. .. .. .. .. .. 46 54

97 Georgia 51.1 74 67 53 53 6 12 41 35 65 35

98 Maldives 46.1 229 64 5 18 24 16 39 55 57 43

99 Azerbaijan 59.6 94 81 43 37 7 14 50 49 .. ..

100 Occupied Palestinian Territories 10.3 112 15 26 9 11 32 62 58 52 48

101 El Salvador 46.7 92 61 4 34 22 25 74 42 41 59

102 Algeria 34.8 154 44 .. .. .. .. .. .. 29 71

103 Guyana 43.3 119 53 .. .. .. .. .. .. .. ..

104 Jamaica 54.8 84 73 10 30 9 26 81 45 77 23

105 Turkmenistan 60.4 94 83 .. .. .. .. .. .. .. ..

106 Cape Verde 34.1 82 44 .. .. .. .. .. .. .. ..
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107 Syrian Arab Republic 38.0 133 44 .. .. .. .. .. .. .. ..

108 Indonesia 50.7 101 60 .. .. .. .. .. .. .. ..

109 Viet Nam 72.4 98 93 .. .. .. .. .. .. 71 29

110 Kyrgyzstan 55.1 94 74 53 52 8 14 38 34 65 35

111 Egypt 20.1 76 28 39 27 7 25 54 48 40 60

112 Nicaragua 35.5 100 41 .. .. .. .. .. .. .. ..

113 Uzbekistan 56.2 94 78 .. .. .. .. .. .. .. ..

114 Moldova, Rep. of 56.6 92 81 50 52 10 18 40 31 75 25

115 Bolivia 62.1 128 74 3 6 14 39 82 55 63 37

116 Mongolia 53.9 97 66 .. .. .. .. .. .. 70 30

117 Honduras 52.2 156 59 .. .. .. .. .. .. 25 75

118 Guatemala 33.7 115 41 18 50 23 18 56 27 39 61

119 Vanuatu 79.3 100 90 .. .. .. .. .. .. .. ..

120 Equatorial Guinea 50.5 105 56 .. .. .. .. .. .. .. ..

121 South Africa 46.4 85 59 9 12 14 33 75 50 62 38

122 Tajikistan 46.5 89 74 .. .. .. .. .. .. .. ..

123 Morocco 26.7 109 33 6 6 40 32 54 63 19 81

124 Gabon 61.5 99 75 .. .. .. .. .. .. .. ..

125 Namibia 47.0 96 74 29 33 7 17 63 49 59 41

126 India 34.0 94 41 .. .. .. .. .. .. .. ..

127 São Tomé and Principe 29.6 80 40 .. .. .. .. .. .. .. ..

128 Solomon Islands 54.4 97 66 .. .. .. .. .. .. .. ..

129 Cambodia 74.4 96 93 .. .. .. .. .. .. 64 36

130 Myanmar 68.2 99 79 .. .. .. .. .. .. .. ..

131 Botswana 45.7 80 67 17 22 14 26 67 51 36 64

132 Comoros 57.8 92 66 .. .. .. .. .. .. .. ..

133 Lao People’s Dem. Rep. 54.0 101 67 .. .. .. .. .. .. .. ..

134 Pakistan 32.0 115 38 73 44 9 20 18 36 33 67

135 Bhutan 44.3 127 55 .. .. .. .. .. .. .. ..

136 Ghana 70.5 92 94 .. .. .. .. .. .. .. ..

137 Bangladesh 52.9 84 61 77 53 9 11 12 30 58 42

138 Nepal 49.7 103 63 .. .. .. .. .. .. .. ..

139 Papua New Guinea 71.8 100 97 .. .. .. .. .. .. .. ..

140 Congo 56.4 98 65 .. .. .. .. .. .. .. ..

141 Sudan 23.7 86 33 .. .. .. .. .. .. .. ..

142 Timor-Leste 53.5 107 66 .. .. .. .. .. .. .. ..

143 Madagascar 78.9 100 92 .. .. .. .. .. .. 63 37

144 Cameroon 51.8 93 64 .. .. .. .. .. .. 73 27

145 Uganda 79.7 99 92 .. .. .. .. .. .. .. ..

146 Swaziland 31.5 83 43 .. .. .. .. .. .. .. ..

LOW HUMAN DEVELOPMENT

147 Togo 50.5 94 56 .. .. .. .. .. .. .. ..

148 Djibouti 53.1 95 64 .. .. .. .. .. .. .. ..

149 Lesotho 46.3 82 64 .. .. .. .. .. .. .. ..

150 Yemen 29.4 107 39 88 43 3 14 9 43 26 74

151 Zimbabwe 64.2 92 77 .. .. .. .. .. .. .. ..

152 Kenya 69.3 93 78 16 20 10 23 75 57 .. ..

153 Mauritania 54.3 97 65 .. .. .. .. .. .. .. ..

154 Haiti 55.2 96 67 37 63 6 15 57 23 .. ..

155 Gambia 59.3 95 69 .. .. .. .. .. .. .. ..

156 Senegal 56.5 92 68 .. .. .. .. .. .. .. ..

157 Eritrea 58.2 95 65 .. .. .. .. .. .. .. ..

158 Rwanda 80.4 94 95 .. .. .. .. .. .. 53 47

159 Nigeria 45.6 95 54 2 4 11 30 87 67 .. ..
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Female economic activity
(ages 15 and older)

Employment by economic activity a

(%)
Contributing

family workers
(%)

HDI rank

Agriculture Industry Services
Rate
(%)

2004

Index
(1990=100)

2004

As % of
male rate

2004

Women
1995–

2003 b

Men
1995–

2003 b

Women
1995–

2003 b

Men
1995–

2003 b

Women
1995–

2003 b

Men
1995–

2003 b

Women
1995–

2004 b

Men
1995–

2004 b

Gender inequality in economic activityTA
B

L
E27

NOTES
Because of limitations in the data, comparisons 

of labour statistics over time and across countries 

should be made with caution. For detailed notes on 

the data, see ILO 2005a, 2005b, 2006b.

a The percentage shares of employment by economic 

activity may not sum to 100 because of rounding or 

the omission of activities not classified.

b Data refer to the most recent year available during 

the period specified.

SOURCES
Column 1: ILO 2005a.

Columns 2 and 3: calculated on the basis of data on 

the economically active rates from ILO 2005a.

Columns 4–9: ILO 2005b. 

Columns 10 and 11: calculated on the basis of data 

on contributing family workers from ILO 2006b.

160 Guinea 79.4 100 90 .. .. .. .. .. .. .. ..

161 Angola 73.8 100 81 .. .. .. .. .. .. .. ..

162 Tanzania, U. Rep. of 86.0 97 95 .. .. .. .. .. .. .. ..

163 Benin 54.0 93 63 .. .. .. .. .. .. .. ..

164 Côte d’Ivoire 39.0 90 44 .. .. .. .. .. .. .. ..

165 Zambia 66.1 100 73 .. .. .. .. .. .. .. ..

166 Malawi 85.2 100 95 .. .. .. .. .. .. 43 57

167 Congo, Dem. Rep. of the 61.2 101 68 .. .. .. .. .. .. .. ..

168 Mozambique 84.7 96 102 .. .. .. .. .. .. .. ..

169 Burundi 91.8 101 99 .. .. .. .. .. .. .. ..

170 Ethiopia 70.9 98 79 .. .. .. .. .. .. 59 41

171 Chad 65.5 102 84 .. .. .. .. .. .. .. ..

172 Central African Republic 70.4 99 79 .. .. .. .. .. .. .. ..

173 Guinea-Bissau 60.9 105 66 .. .. .. .. .. .. .. ..

174 Burkina Faso 77.6 101 87 .. .. .. .. .. .. .. ..

175 Mali 72.4 100 85 .. .. .. .. .. .. .. ..

176 Sierra Leone 56.0 105 60 .. .. .. .. .. .. .. ..

177 Niger 71.2 101 75 .. .. .. .. .. .. .. ..

Developing countries 52.4 97 64 .. .. .. .. .. .. .. ..

Least developed countries 61.8 95 72 .. .. .. .. .. .. .. ..

Arab States 26.4 105 34 .. .. .. .. .. .. .. ..

East Asia and the Pacific 65.4 96 79 .. .. .. .. .. .. .. ..

Latin America and the Caribbean 51.4 125 64 .. .. .. .. .. .. .. ..

South Asia 36.0 96 44 .. .. .. .. .. .. .. ..

Sub-Saharan Africa 63.0 96 73 .. .. .. .. .. .. .. ..

Central and Eastern Europe and the CIS 52.4 89 79 .. .. .. .. .. .. .. ..

OECD 50.1 104 71 .. .. .. .. .. .. .. ..

High-income OECD 52.7 106 75 .. .. .. .. .. .. .. ..

High human development 50.8 105 72 .. .. .. .. .. .. .. ..

Medium human development 52.3 95 65 .. .. .. .. .. .. .. ..

Low human development 62.6 97 72 .. .. .. .. .. .. .. ..

High income 52.0 106 74 .. .. .. .. .. .. .. ..

Middle income 57.1 97 72 .. .. .. .. .. .. .. ..

Low income 45.7 96 55 .. .. .. .. .. .. .. ..

World 52.5 98 67 .. .. .. .. .. .. .. ..
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Year a

Total work time
(hours and minutes per day)

Female
work time
(% of male)

Time allocation
(%)

Total work time Time spent by women Time spent by men

Market
activities b

Nonmarket
activities

Market
activities b

Nonmarket
activities

Market
activities b

Nonmarket
activitiesWomen Men

T
A

B
L
E28 . . . and achieving equality for all women and men

SELECTED DEVELOPING COUNTRIES

URBAN AREAS

Colombia 1983 6h 39m 5h 56m 112 49 51 24 76 77 23

Indonesia 1992 6h 38m 6h 6m 109 60 40 35 65 86 14

Kenya 1986 9h 50m 9h 32m 103 46 54 41 59 79 21

Nepal 1978 9h 39m 9h 14m 105 58 42 25 75 67 33

Uruguay c 2002 7h 20m 6h 56m 115 49 51 33 67 68 32

Venezuela, RB 1983 7h 20m 6h 56m 106 59 41 30 70 87 13

RURAL AREAS

Bangladesh 1990 9h 5m 8h 16m 110 52 48 35 65 70 30

Guatemala 1977 11h 18m 9h 39m 117 59 41 37 63 84 16

Kenya 1988 11h 16m 8h 20m 135 56 44 42 58 76 24

Nepal 1978 10h 41m 9h 7m 117 56 44 46 54 67 33

Highlands 1978 11h 32m 9h 46m 118 59 41 52 48 66 34

Mountains 1978 10h 49m 8h 54m 122 56 44 48 52 65 35

Rural Hills 1978 9h 43m 8h 40m 112 52 48 37 63 70 30

Philippines 1975–77 9h 6m 7h 32m 121 73 27 29 71 84 16

NATIONAL

Benin c 1998 7h 55m 5h 30m 144 69 31 59 41 81 19

India d 2000 7h 37m 6h 31m 117 61 39 35 65 92 8

Madagascar c 2001 7h 15m 6h 24m 113 68 32 51 49 67 33

Mauritius c 2003 6h 33m 6h 9m 107 54 46 30 70 80 20

Mongolia d 2000 9h 5m 8h 21m 109 61 39 49 51 75 25

South Africa d 2000 5h 32m 4h 33m 122 51 49 35 65 70 30

SELECTED OECD COUNTRIES e

Australia 1997 7h 15m 6h 58m 104 46 54 30 70 62 38

Austria f 1992 7h 18m 6h 33m 111 49 51 31 69 71 29

Canada 1998 7h 0m 7h 9m 98 53 47 41 59 65 35

Denmark f 1987 7h 29m 7h 38m 98 68 32 58 42 79 21

Finland f 1987–88 7h 10m 6h 50m 105 51 49 39 61 64 36

France 1999 6h 31m 6h 3m 108 46 54 33 67 60 40

Germany f 1991–92 7h 20m 7h 21m 100 44 56 30 70 61 39

Hungary 1999 7h 12m 7h 25m 97 51 49 41 59 60 40

Israel f 1991–92 6h 15m 6h 17m 99 51 49 29 71 74 26

Italy f 1988–89 7h 50m 6h 7m 128 45 55 22 78 77 23

Japan 1996 6h 33m 6h 3m 108 66 34 43 57 93 7

Korea, Rep. of 1999 7h 11m 6h 13m 116 64 36 45 55 88 12

Latvia 1996 8h 55m 8h 1m 111 46 54 35 65 58 42

Mexico c 2002 8h 10m 6h 25m 127 46 54 23 77 78 22

Netherlands 1995 5h 8m 5h 15m 98 48 52 27 73 69 31

New Zealand 1999 7h 0m 6h 57m 101 46 54 32 68 60 40

Norway f 1990–91 7h 25m 6h 52m 108 50 50 38 62 64 36

United Kingdom f 1985 6h 53m 6h 51m 100 51 49 37 63 68 32

United States f 1985 7h 33m 7h 8m 106 50 50 37 63 63 37

NOTES
Data are estimates based on time use surveys 

available at the time of publication. Time use data 

have also been collected in other countries, including 

Chad, Cuba, the Dominican Republic, Ecuador, the 

Lao People’s Democratic Republic, Mali, Morocco, 

Nicaragua, Nigeria, Oman, Thailand and Viet Nam.

a Surveys before 1993 are not strictly comparable 

with those for later years.

b Refers to market-oriented production activities as 

defined by the 1993 revised UN System of National 

Accounts.

c Charmes 2006.

d Classifications of market and nonmarket activities 

are not strictly based on the 1993 revised UN 

System of National Accounts, so comparisons 

between countries and areas must be made with 

caution.

e Includes Israel and Latvia although they are not 

OECD countries.

f Goldschmidt-Clermont and Pagnossin-Aligisakis 

1995.

SOURCE 
All columns: for urban and rural areas in selected 

developing countries, Harvey 1995; for national 

studies in selected developing countries, UN 2002; 

for OECD countries and Latvia, Harvey 2001, unless 

otherwise specified.

Gender, work and time allocation
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Year women received right a Year first woman
elected (E) or
appointed (A)
to parliament

Women in
government at

ministerial level
(% of total) b

2005

MDG
Seats in parliament held by women

(% of total) c

Lower or single house
Upper house

or senate
2006To vote

To stand for
electionHDI rank 1990 2006

T
A

B
L
E29 . . . and achieving equality for all women and men

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

1 Norway 1913 1907, 1913 1911 A 44.4 36 37.9 —

2 Iceland 1915, 1920 1915, 1920 1922 E 27.3 21 33.3 —

3 Australia 1902, 1962 1902, 1962 1943 E 20.0 6 24.7 35.5

4 Ireland 1918, 1928 1918, 1928 1918 E 21.4 8 13.3 16.7

5 Sweden 1919, 1921 1919, 1921 1921 E 52.4 38 45.3 —

6 Canada 1917, 1960 1920, 1960 1921 E 23.1 13 20.8 35.0

7 Japan 1945, 1947 1945, 1947 1946 E 12.5 1 9.0 14.0

8 United States 1920, 1965 1788 d 1917 E 14.3 7 15.2 14.0

9 Switzerland 1971 1971 1971 E 14.3 14 25.0 23.9

10 Netherlands 1919 1917 1918 E 36.0 21 36.7 29.3

11 Finland 1906 1906 1907 E 47.1 32 37.5 —

12 Luxembourg 1919 1919 1919 E 14.3 13 23.3 —

13 Belgium 1919, 1948 1921 1921 A 21.4 9 34.7 38.0

14 Austria 1918 1918 1919 E 35.3 12 33.9 27.4

15 Denmark 1915 1915 1918 E 33.3 31 36.9 —

16 France 1944 1944 1945 E 17.6 7 12.2 16.9

17 Italy 1945 1945 1946 E 8.3 13 17.3 13.7

18 United Kingdom 1918, 1928 1918, 1928 1918 E 28.6 6 19.7 17.5

19 Spain 1931 1931 1931 E 50.0 15 36.0 23.2

20 New Zealand 1893 1919 1933 E 23.1 14 32.2 —

21 Germany 1918 1918 1919 E 46.2 .. 31.8 18.8

22 Hong Kong, China (SAR) .. .. .. .. .. .. ..

23 Israel 1948 1948 1949 E 16.7 7 14.2 —

24 Greece 1952 1952 1952 E 5.6 7 13.0 —

25 Singapore 1947 1947 1963 E 0 5 18.9 —

26 Korea, Rep. of 1948 1948 1948 E 5.6 2 13.4 —

27 Slovenia 1946 1946 1992 E e 6.3 .. 12.2 7.5

28 Portugal 1931, 1976 1931, 1976 1934 E+A 16.7 8 21.3 —

29 Cyprus 1960 1960 1963 E 0 2 14.3 —

30 Czech Republic 1920 1920 1992 E e 11.1 .. 17.0 12.3

31 Barbados 1950 1950 1966 A 29.4 4 13.3 23.8

32 Malta 1947 1947 1966 E 15.4 3 9.2 —

33 Kuwait 2005 2005 2005 A 0 .. 1.5 —

34 Brunei Darussalam — — — 9.1 .. f .. f .. f

35 Hungary 1918, 1945 1918, 1945 1945 E 11.8 21 10.4 —

36 Argentina 1947 1947 1951 E 8.3 6 35.0 41.7

37 Poland 1918 1918 1919 E 5.9 14 20.4 13.0

38 Chile 1949 1949 1951 E 16.7 .. 15.0 5.3

39 Bahrain 1973, 2002 1973, 2002 2002 A 8.7 .. 0.0 15.0

40 Estonia 1918 1918 1919 E 15.4 .. 18.8 —

41 Lithuania 1919 1919 1920 A 15.4 .. 22.0 —

42 Slovakia 1920 1920 1992 E e 0 .. 16.7 —

43 Uruguay 1932 1932 1942 E 0 6 11.1 9.7

44 Croatia 1945 1945 1992 E e 33.3 .. 21.7 —

45 Latvia 1918 1918 .. 23.5 .. 21.0 —

46 Qatar 2003 g .. .. 7.7 .. 0.0 —

47 Seychelles 1948 1948 1976 E+A 12.5 16 29.4 —

48 Costa Rica 1949 1949 1953 E 25.0 11 38.6 —

49 United Arab Emirates — — — 5.6 0 0.0 —

50 Cuba 1934 1934 1940 E 16.2 34 36.0 —

51 Saint Kitts and Nevis 1951 1951 1984 E 0 7 0.0 —

52 Bahamas 1961, 1964 1961, 1964 1977 A 26.7 4 20.0 43.8

53 Mexico 1947 1953 1952 A 9.4 12 25.8 21.9

Women’s political participation
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Year women received right a Year first woman
elected (E) or
appointed (A)
to parliament

Women in
government at

ministerial level
(% of total) b

2005

MDG
Seats in parliament held by women

(% of total) c

Lower or single house
Upper house

or senate
2006To vote

To stand for
electionHDI rank 1990 2006

TA
B

L
E29

54 Bulgaria 1937, 1945 1945 1945 E 23.8 21 22.1 —

55 Tonga 1960 1960 1993 E .. 0 3.3 —

56 Oman 1994, 2003 1994, 2003 .. 10.0 .. 2.4 15.5

57 Trinidad and Tobago 1946 1946 1962 E+A 18.2 17 19.4 32.3

58 Panama 1941, 1946 1941, 1946 1946 E 14.3 8 16.7 —

59 Antigua and Barbuda 1951 1951 1984 A 15.4 0 10.5 17.6

60 Romania 1929, 1946 1929, 1946 1946 E 12.5 34 11.2 9.5

61 Malaysia 1957 1957 1959 E 9.1 5 9.1 25.7

62 Bosnia and Herzegovina 1946 1946 1990 E e 11.1 .. 16.7 0.0

63 Mauritius 1956 1956 1975 E 8.0 7 17.1 —

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT

64 Libyan Arab Jamahiriya 1964 1964 .. .. .. 4.7 —

65 Russian Federation 1918 1918 1993 E e 0 .. 9.8 3.4

66 Macedonia, TFYR 1946 1946 1990 E e 16.7 .. 19.2 —

67 Belarus 1919 1919 1990 E e 10.0 .. 29.1 31.0

68 Dominica 1951 1951 1980 E 0 10 12.9 —

69 Brazil 1932 1932 1933 E 11.4 5 8.6 12.3

70 Colombia 1954 1954 1954 A 35.7 5 12.0 h 8.8 h

71 Saint Lucia 1951 1951 1979 A 8.3 0 5.6 36.4

72 Venezuela, RB 1946 1946 1948 E 13.6 10 18.0 —

73 Albania 1920 1920 1945 E 5.3 29 7.1 —

74 Thailand 1932 1932 1947 A 7.7 3 10.8 10.5

75 Samoa (Western) 1948, 1990 1948, 1990 1976 A 7.7 0 4.1 —

76 Saudi Arabia — — — 0 .. 0.0 —

77 Ukraine 1919 1919 1990 E e 5.6 .. 7.1 —

78 Lebanon 1952 1952 1963 6.9 0 4.7 —

79 Kazakhstan 1924, 1993 1924, 1993 1990 E e 17.6 .. 10.4 5.1

80 Armenia 1918 1918 1990 E e 0 36 5.3 —

81 China 1949 1949 1954 E 6.3 21 20.3 —

82 Peru 1955 1955 1956 E 11.8 6 29 —

83 Ecuador 1929 1929 1956 E 14.3 5 16.0 —

84 Philippines 1937 1937 1941 E 25.0 9 15.7 16.7

85 Grenada 1951 1951 1976 E+A 40.0 .. 26.7 30.8

86 Jordan 1974 1974 1989 A 10.7 0 5.5 12.7

87 Tunisia 1959 1959 1959 E 7.1 4 22.8 13.4

88 Saint Vincent and the Grenadines 1951 1951 1979 E 20.0 10 18.2 —

89 Suriname 1948 1948 1963 E 11.8 8 25.5 —

90 Fiji 1963 1963 1970 A 9.1 .. 11.3 12.5

91 Paraguay 1961 1961 1963 E 30.8 6 10.0 8.9

92 Turkey 1930 1934 1935 A 4.3 1 4.4 —

93 Sri Lanka 1931 1931 1947 E 10.3 5 4.9 —

94 Dominican Republic 1942 1942 1942 E 14.3 8 17.3 h 6.3 h

95 Belize 1954 1954 1984 E+A 6.3 0 6.7 25.0

96 Iran, Islamic Rep. of 1963 1963 1963 E+A 6.7 2 4.1 —

97 Georgia 1918, 1921 1918, 1921 1992 E e 22.2 .. 9.4 —

98 Maldives 1932 1932 1979 E 11.8 6 12.0 —

99 Azerbaijan 1918 1918 1990 E e 15.0 .. 12.3 —

100 Occupied Palestinian Territories .. .. .. .. .. .. ..

101 El Salvador 1939 1961 1961 E 35.3 12 16.7 —

102 Algeria 1944, 1962 1962 1962 A 10.5 2 6.2 2.8

103 Guyana 1953 1945 1953 E 22.2 37 30.8 —

104 Jamaica 1944 1944 1944 E 17.6 5 11.7 19.0

105 Turkmenistan 1927 1927 1990 E e 9.5 26 16.0 —

106 Cape Verde 1975 1975 1975 E 18.8 12 15.3 —
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Year women received right a Year first woman
elected (E) or
appointed (A)
to parliament

Women in
government at

ministerial level
(% of total) b

2005

MDG
Seats in parliament held by women

(% of total) c

Lower or single house
Upper house

or senate
2006To vote

To stand for
electionHDI rank 1990 2006

Women’s political participationTA
B

L
E29

107 Syrian Arab Republic 1949, 1953 1953 1973 E 6.3 9 12.0 —

108 Indonesia 1945 1945 1950 A 10.8 12 11.3 —

109 Viet Nam 1946 1946 1946 E 11.5 18 27.3 —

110 Kyrgyzstan 1918 1918 1990 E e 12.5 .. 0.0 —

111 Egypt 1956 1956 1957 E 5.9 4 2.0 6.8

112 Nicaragua 1955 1955 1972 E 14.3 15 20.7 —

113 Uzbekistan 1938 1938 1990 E e 3.6 .. 17.5 15.0

114 Moldova, Rep. of 1924, 1993 1924, 1993 1990 E 11.1 .. 21.8 —

115 Bolivia 1938, 1952 1938, 1952 1966 E 6.7 9 16.9 3.7

116 Mongolia 1924 1924 1951 E 5.9 25 6.6 —

117 Honduras 1955 1955 1957 E 14.3 10 23.4 —

118 Guatemala 1946 1946, 1965 1956 E 25.0 7 8.2 —

119 Vanuatu 1975, 1980 1975, 1980 1987 E 8.3 4 3.8 —

120 Equatorial Guinea 1963 1963 1968 E 4.5 13 18.0 —

121 South Africa 1930, 1994 1930, 1994 1933 E 41.4 3 32.8 33.3 i

122 Tajikistan 1924 1924 1990 E e 3.1 .. 17.5 23.5

123 Morocco 1963 1963 1993 E 5.9 0 10.8 1.1

124 Gabon 1956 1956 1961 E 11.8 13 9.2 15.4

125 Namibia 1989 1989 1989 E 19.0 7 26.9 26.9

126 India 1935, 1950 1935, 1950 1952 E 3.4 5 8.3 11.2

127 São Tomé and Principe 1975 1975 1975 E 14.3 12 7.3 —

128 Solomon Islands 1974 1974 1993 E 0 0 0.0 —

129 Cambodia 1955 1955 1958 E 7.1 .. 9.8 14.8

130 Myanmar 1935 1946 1947 E .. .. j .. j .. j

131 Botswana 1965 1965 1979 E 26.7 5 11.1 —

132 Comoros 1956 1956 1993 E .. 0 3.0 —

133 Lao People’s Dem. Rep. 1958 1958 1958 E 0 6 22.9 —

134 Pakistan  1935, 1947  1935, 1947 1973 E e 5.6 10 21.3 17.0

135 Bhutan 1953 1953 1975 E 0 2 9.3 —

136 Ghana 1954 1954 1960 11.8 .. 10.9 —

137 Bangladesh 1935, 1972 1935, 1972 1973 E 8.3 10 14.8 k —

138 Nepal 1951 1951 1952 A 7.4 6 5.9 16.7

139 Papua New Guinea 1964 1963 1977 E .. 0 0.9 —

140 Congo 1947, 1961 1963 1963 E 14.7 14 8.5 13.3

141 Sudan 1964 1964 1964 E 2.6 .. 14.7 4.0

142 Timor-Leste .. .. .. 22.2 .. 25.3 l —

143 Madagascar 1959 1959 1965 E 5.9 7 6.9 11.1

144 Cameroon 1946 1946 1960 E 11.1 14 8.9 —

145 Uganda 1962 1962 1962 E 23.4 12 28.8 m —

146 Swaziland 1968 1968 1972 E+A 13.3 4 10.8 30.0

LOW HUMAN DEVELOPMENT

147 Togo 1945 1945 1961 E 20.0 5 8.6 —

148 Djibouti 1946 1986 2003 E 5.3 0 10.8 —

149 Lesotho 1965 1965 1965 A 27.8 .. 11.7 36.4

150 Yemen 1967, 1970 1967, 1970 1990 E e 2.9 4 0.3 1.8

151 Zimbabwe 1919, 1957 1919, 1978 1980 E+A 14.7 11 16.0 31.8

152 Kenya 1919, 1963 1919, 1963 1969 E+A 10.3 1 7.3 —

153 Mauritania 1961 1961 1975 E 9.1 .. .. n .. n

154 Haiti 1957 1957 1961 E 25.0 .. 4.0 m 13.8

155 Gambia 1960 1960 1982 E 20.0 8 13.2 —

156 Senegal 1945 1945 1963 E 20.6 13 19.2 —

157 Eritrea 1955 1955 1994 E 17.6 .. 22.0 —

158 Rwanda 1961 1961 1981 E 35.7 17 48.8 34.6

159 Nigeria 1958 1958 .. 10.0 .. 6.4 3.7
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Year women received right a Year first woman
elected (E) or
appointed (A)
to parliament

Women in
government at

ministerial level
(% of total) b

2005

MDG
Seats in parliament held by women

(% of total) c

Lower or single house
Upper house

or senate
2006To vote

To stand for
electionHDI rank 1990 2006

TA
B

L
E29

NOTES
a Data refer to the year in which the right to vote 

or stand for national election on a universal and 

equal basis was recognized. Where two years are 

shown, the first refers to the first partial recognition 

of the right to vote or stand for election. In some 

countries, women were granted the right to vote 

or stand at local elections before obtaining these 

rights for national elections. Data on local election 

rights are not included in this table.

b Data are as of 1 January 2005. The total includes 

deputy prime ministers and ministers. Prime 

ministers who hold ministerial portfolios and 

vice-presidents and heads of ministerial-level 

departments or agencies who exercise a ministerial 

function in the government structure are also 

included. 

c Data are as of 31 May 2006 unless otherwise 

specified. The percentage was calculated using 

as a reference the number of total seats filled in 

parliament at that time.

d No information is available on the year all women 

received the right to stand for election. However, 

the constitution does not mention gender with 

regard to this right.  

e Refers to the year women were elected to the 

current parliamentary system.

f Brunei Darussalam does not currently have a 

parliament.

g According to the new constitution approved in 

2003, women are granted suffrage. To date no 

elections have been held. 

h Data are as of 1 March 2005.

i Does not include the 36 special rotating delegates 

appointed on an ad hoc basis. The shares given 

are therefore calculated on the basis of the 54 

permanent seats. 

j The parliament elected in 1990 has never been 

convened nor authorized to sit, and many of its 

members were detained or forced into exile.

k In 2004 the number of seats in parliament was 

raised from 300 to 345, with the additional 45 

seats reserved for women and filled in September 

and October 2005.

l Elections were held on 30 August 2001 to elect 

members of the Constituent Assembly. This 

body became the National Parliament on 20 May 

2002, the date on which the country became 

independent, without new elections.

m IPU 2006a.

n The parliament was suspended following a coup 

d’etat in August 2005.

o UN member states not included in the main 

indicator tables. 

p Serbia and Montenegro separated into two 

independent states in June 2006. Women received 

the right to vote and to stand for elections in 1946, 

when Serbia and Montenegro were part of the 

former Yugoslavia.

SOURCES
Columns 1–3: IPU 2006b.

Column 4: IPU 2005. 

Column 5: UN 2006c, based on data from the Inter-

Parliamentary Union.

Columns 6 and 7: IPU 2006c.

160 Guinea 1958 1958 1963 E 15.4 .. 19.3 —

161 Angola 1975 1975 1980 E 5.7 15 15.0 —

162 Tanzania, U. Rep. of 1959 1959 .. 15.4 .. 30.4 —

163 Benin 1956 1956 1979 E 19.0 3 7.2 —

164 Côte d’Ivoire 1952 1952 1965 E 17.1 6 8.5 —

165 Zambia 1962 1962 1964 E+A 25.0 7 12.7 —

166 Malawi 1961 1961 1964 E 14.3 10 13.6 —

167 Congo, Dem. Rep. of the 1967 1970 1970 E 12.5 5 12.0 2.5

168 Mozambique 1975 1975 1977 E 13.0 16 34.8 —

169 Burundi 1961 1961 1982 E 10.7 .. 30.5 34.7

170 Ethiopia 1955 1955 1957 E 5.9 .. 21.9 18.8

171 Chad 1958 1958 1962 E 11.5 .. 6.5 —

172 Central African Republic 1986 1986 1987 E 10.0 4 10.5 —

173 Guinea-Bissau 1977 1977 1972 A 37.5 20 14.0 —

174 Burkina Faso 1958 1958 1978 E 14.8 .. 11.7 —

175 Mali 1956 1956 1959 E 18.5 .. 10.2 —

176 Sierra Leone 1961 1961 .. 13.0 .. 14.5 —

177 Niger 1948 1948 1989 E 23.1 5 12.4 —

OTHERS o

Afghanistan 1963 1963 1965 E 10.0 4 27.3 22.5

Andorra 1970 1973 1993 E 33.3 .. 28.6 —

Iraq 1980 1980 1980 E 18.8 11 25.5 —

Kiribati 1967 1967 1990 E 0 0 4.8 —

Korea, Dem. Rep. 1946 1946 1948 E .. 21 20.1 —

Liberia 1946 1946 .. 13.6 .. 12.5 16.7

Liechtenstein 1984 1984 1986 E 20.0 4 24.0 —

Marshall Islands 1979 1979 1991 E 0 .. 3.0 —

Micronesia, Fed. Sts. 1979 1979 .. .. .. 0.0 —

Monaco 1962 1962 1963 E 0 11 20.8 —

Montenegro .. p .. p .. .. .. 12.5 —

Nauru 1968 1968 1986 E 0 6 0.0 —

Palau 1979 1979 .. 12.5 .. 0.0 0.0

San Marino 1959 1973 1974 E 12.5 12 16.7 —

Serbia .. p .. p .. .. .. 12.0 —

Somalia 1956 1956 1979 E .. 4 7.8 —

Tuvalu 1967 1967 1989 E 0 8 0.0 —
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HDI rank

International
Convention on the

Prevention and
Punishment of the
Crime of Genocide

1948

International
Convention on the
Elimination of All
Forms of Racial
Discrimination

1965

International
Covenant

on Civil and
Political Rights

1966

International
Covenant on
Economic,
Social and

Cultural Rights
1966

Convention on
the Elimination
of All Forms of
Discrimination
against Women

1979

Convention
against Torture

and Other
Cruel, Inhuman
or Degrading
Treatment or
Punishment

1984

Convention
on the Rights
of the Child

1989

TA
B

L
E30 Human and labour rights instruments

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

1 Norway l l l l l l l

2 Iceland l l l l l l l

3 Australia l l l l l l l

4 Ireland l l l l l l l

5 Sweden l l l l l l l

6 Canada l l l l l l l

7 Japan l l l l l l

8 United States l l l ° ° l °

9 Switzerland l l l l l l l

10 Netherlands l l l l l l l

11 Finland l l l l l l l

12 Luxembourg l l l l l l l

13 Belgium l l l l l l l

14 Austria l l l l l l l

15 Denmark l l l l l l l

16 France l l l l l l l

17 Italy l l l l l l l

18 United Kingdom l l l l l l l

19 Spain l l l l l l l

20 New Zealand l l l l l l l

21 Germany l l l l l l l

23 Israel l l l l l l l

24 Greece l l l l l l l

25 Singapore l l l

26 Korea, Rep. of l l l l l l l

27 Slovenia l l l l l l l

28 Portugal l l l l l l l

29 Cyprus l l l l l l l

30 Czech Republic l l l l l l l

31 Barbados l l l l l l

32 Malta l l l l l l

33 Kuwait l l l l l l l

34 Brunei Darussalam l l

35 Hungary l l l l l l l

36 Argentina l l l l l l l

37 Poland l l l l l l l

38 Chile l l l l l l l

39 Bahrain l l l l l

40 Estonia l l l l l l l

41 Lithuania l l l l l l l

42 Slovakia l l l l l l l

43 Uruguay l l l l l l l

44 Croatia l l l l l l l

45 Latvia l l l l l l l

46 Qatar l l l

47 Seychelles l l l l l l l

48 Costa Rica l l l l l l l

49 United Arab Emirates l l l l

50 Cuba l l l l l

51 Saint Kitts and Nevis l l

52 Bahamas l l l l

53 Mexico l l l l l l l

54 Bulgaria l l l l l l l

Status of major international human rights instruments
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International
Convention on the

Prevention and
Punishment of the
Crime of Genocide

1948

International
Convention on the
Elimination of All
Forms of Racial
Discrimination

1965

International
Covenant

on Civil and
Political Rights

1966

International
Covenant on
Economic,
Social and

Cultural Rights
1966

Convention on
the Elimination
of All Forms of
Discrimination
against Women

1979

Convention
against Torture

and Other
Cruel, Inhuman
or Degrading
Treatment or
Punishment

1984

Convention
on the Rights
of the Child

1989

TA
B

L
E30

55 Tonga l l l

56 Oman l l l

57 Trinidad and Tobago l l l l l l

58 Panama l l l l l l l

59 Antigua and Barbuda l l l l l

60 Romania l l l l l l l

61 Malaysia l l l

62 Bosnia and Herzegovina l l l l l l l

63 Mauritius l l l l l l

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT

64 Libyan Arab Jamahiriya l l l l l l l

65 Russian Federation l l l l l l l

66 Macedonia, TFYR l l l l l l l

67 Belarus l l l l l l l

68 Dominica l l l l

69 Brazil l l l l l l l

70 Colombia l l l l l l l

71 Saint Lucia l l l

72 Venezuela, RB l l l l l l l

73 Albania l l l l l l l

74 Thailand l l l l l

75 Samoa (Western) l l

76 Saudi Arabia l l l l l

77 Ukraine l l l l l l l

78 Lebanon l l l l l l l

79 Kazakhstan l l l l l l l

80 Armenia l l l l l l l

81 China l l ° l l l l

82 Peru l l l l l l l

83 Ecuador l l l l l l l

84 Philippines l l l l l l l

85 Grenada ° l l l l

86 Jordan l l l l l l l

87 Tunisia l l l l l l l

88 Saint Vincent and the Grenadines l l l l l l l

89 Suriname l l l l l

90 Fiji l l l l

91 Paraguay l l l l l l l

92 Turkey l l l l l l l

93 Sri Lanka l l l l l l l

94 Dominican Republic ° l l l l ° l

95 Belize l l l ° l l l

96 Iran, Islamic Rep. of l l l l l

97 Georgia l l l l l l l

98 Maldives l l l l l

99 Azerbaijan l l l l l l l

101 El Salvador l l l l l l l

102 Algeria l l l l l l l

103 Guyana l l l l l l

104 Jamaica l l l l l l

105 Turkmenistan l l l l l l

106 Cape Verde l l l l l l

107 Syrian Arab Republic l l l l l l l

108 Indonesia l l l l l l
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International
Convention on the

Prevention and
Punishment of the
Crime of Genocide

1948

International
Convention on the
Elimination of All
Forms of Racial
Discrimination

1965

International
Covenant

on Civil and
Political Rights

1966

International
Covenant on
Economic,
Social and

Cultural Rights
1966

Convention on
the Elimination
of All Forms of
Discrimination
against Women

1979

Convention
against Torture

and Other
Cruel, Inhuman
or Degrading
Treatment or
Punishment

1984

Convention
on the Rights
of the Child

1989

Status of major international human rights instrumentsTA
B

L
E30

109 Viet Nam l l l l l l

110 Kyrgyzstan l l l l l l l

111 Egypt l l l l l l l

112 Nicaragua l l l l l l l

113 Uzbekistan l l l l l l l

114 Moldova, Rep. of l l l l l l l

115 Bolivia l l l l l l l

116 Mongolia l l l l l l l

117 Honduras l l l l l l l

118 Guatemala l l l l l l l

119 Vanuatu l l

120 Equatorial Guinea l l l l l l

121 South Africa l l l ° l l l

122 Tajikistan l l l l l l

123 Morocco l l l l l l l

124 Gabon l l l l l l l

125 Namibia l l l l l l l

126 India l l l l l ° l

127 São Tomé and Principe ° ° ° l ° l

128 Solomon Islands l l l l

129 Cambodia l l l l l l l

130 Myanmar l l l

131 Botswana l l l l l

132 Comoros l l l ° l

133 Lao People’s Dem. Rep. l l ° ° l l

134 Pakistan l l ° l l

135 Bhutan ° l l

136 Ghana l l l l l l l

137 Bangladesh l l l l l l l

138 Nepal l l l l l l l

139 Papua New Guinea l l l l

140 Congo l l l l l l

141 Sudan l l l l ° l

142 Timor-Leste l l l l l l

143 Madagascar l l l l l l

144 Cameroon l l l l l l

145 Uganda l l l l l l l

146 Swaziland l l l l l l

LOW HUMAN DEVELOPMENT

147 Togo l l l l l l l

148 Djibouti ° l l l l l

149 Lesotho l l l l l l l

150 Yemen l l l l l l l

151 Zimbabwe l l l l l l

152 Kenya l l l l l l

153 Mauritania l l l l l l

154 Haiti l l l l l

155 Gambia l l l l l ° l

156 Senegal l l l l l l l

157 Eritrea l l l l l

158 Rwanda l l l l l l

159 Nigeria l l l l l l

160 Guinea l l l l l l l

161 Angola l l l l
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HDI rank

International
Convention on the

Prevention and
Punishment of the
Crime of Genocide

1948

International
Convention on the
Elimination of All
Forms of Racial
Discrimination

1965

International
Covenant

on Civil and
Political Rights

1966

International
Covenant on
Economic,
Social and

Cultural Rights
1966

Convention on
the Elimination
of All Forms of
Discrimination
against Women

1979

Convention
against Torture

and Other
Cruel, Inhuman
or Degrading
Treatment or
Punishment

1984

Convention
on the Rights
of the Child

1989

TA
B

L
E30

l Ratification, accession or succession.
° Signature not yet followed by ratification.

NOTES
The table includes states that have signed or 
ratified at least one of the seven human rights 
instruments. Information is as of 28 August 2006.

a Countries or areas, in addition to the 177 countries 
or areas included in the main indicator tables, that 
have signed or ratified at least one of the seven 
human rights instruments.

b Refers to ratification, accession or succession.
c Following the separation of Serbia and Montenegro 

into two independent states in June 2006, all treaty 
actions (such as ratification or signature) continue 
in force for the Republic of Serbia. As of 28 August 
2006, the UN Secretary-General had not received 
notification from the Republic of Montenegro with 
regard to the treaties reported in this table, unless 
otherwise specified.

SOURCE
All columns: UN 2006d.

162 Tanzania, U. Rep. of l l l l l l

163 Benin l l l l l l

164 Côte d’Ivoire l l l l l l l

165 Zambia l l l l l l

166 Malawi l l l l l l

167 Congo, Dem. Rep. of the l l l l l l l

168 Mozambique l l l l l l

169 Burundi l l l l l l l

170 Ethiopia l l l l l l l

171 Chad l l l l l l

172 Central African Republic l l l l l

173 Guinea-Bissau ° ° l l ° l

174 Burkina Faso l l l l l l l

175 Mali l l l l l l l

176 Sierra Leone l l l l l l

177 Niger l l l l l l

OTHERS a

Afghanistan l l l l l l l

Andorra ° ° l ° l

Iraq l l l l l l

Kiribati l l

Korea, Dem. Rep. l l l l l

Liberia l l l l l l l

Liechtenstein l l l l l l l

Marshall Islands l l

Micronesia, Fed. Sts. l l

Monaco l l l l l l l

Montenegro c °

Nauru ° ° ° l

Palau l

San Marino l l l l ° l

Serbia c l l l l l l l

Somalia l l l l °

Tuvalu l l

Total state parties b 138 170 156 153 183 141 192
Signatures not yet followed by ratification 2 7 6 6 1 10 2
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Freedom of association and
collective bargaining

Elimination of forced and
compulsory labour

Elimination of discrimination
in respect of employment

and occupation Abolition of child labour

Convention
87 a

Convention
98 b

Convention
29 c

Convention
105 d

Convention
100 e

Convention
111 f

Convention
138 g

Convention
182 h

TA
B

L
E31 Human and labour rights instruments

HIGH HUMAN DEVELOPMENT

1 Norway l l l l l l l l

2 Iceland l l l l l l l l

3 Australia l l l l l l

4 Ireland l l l l l l l l

5 Sweden l l l l l l l l

6 Canada l l l l l

7 Japan l l l l l l

8 United States l l

9 Switzerland l l l l l l l l

10 Netherlands l l l l l l l l

11 Finland l l l l l l l l

12 Luxembourg l l l l l l l l

13 Belgium l l l l l l l l

14 Austria l l l l l l l l

15 Denmark l l l l l l l l

16 France l l l l l l l l

17 Italy l l l l l l l l

18 United Kingdom l l l l l l l l

19 Spain l l l l l l l l

20 New Zealand l l l l l l

21 Germany l l l l l l l l

23 Israel l l l l l l l l

24 Greece l l l l l l l l

25 Singapore l l l l l

26 Korea, Rep. of l l l l

27 Slovenia l l l l l l l l

28 Portugal l l l l l l l l

29 Cyprus l l l l l l l l

30 Czech Republic l l l l l l l

31 Barbados l l l l l l l l

32 Malta l l l l l l l l

33 Kuwait l l l l l l

34 Brunei Darussalam

35 Hungary l l l l l l l l

36 Argentina l l l l l l l l

37 Poland l l l l l l l l

38 Chile l l l l l l l l

39 Bahrain l l l l

40 Estonia l l l l l l l

41 Lithuania l l l l l l l l

42 Slovakia l l l l l l l l

43 Uruguay l l l l l l l l

44 Croatia l l l l l l l l

45 Latvia l l l l l l l l

46 Qatar l l l l

47 Seychelles l l l l l l l l

48 Costa Rica l l l l l l l l

49 United Arab Emirates l l l l l l

50 Cuba l l l l l l l

51 Saint Kitts and Nevis l l l l l l l l

52 Bahamas l l l l l l l l

53 Mexico l l l l l l

54 Bulgaria l l l l l l l l

Status of fundamental labour rights conventions
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Freedom of association and
collective bargaining

Elimination of forced and
compulsory labour

Elimination of discrimination
in respect of employment

and occupation Abolition of child labour

Convention
87 a

Convention
98 b

Convention
29 c

Convention
105 d

Convention
100 e

Convention
111 f

Convention
138 g

Convention
182 h

TA
B

L
E31

55 Tonga

56 Oman l l l l

57 Trinidad and Tobago l l l l l l l l

58 Panama l l l l l l l l

59 Antigua and Barbuda l l l l l l l l

60 Romania l l l l l l l l

61 Malaysia l l t l l l

62 Bosnia and Herzegovina l l l l l l l l

63 Mauritius l l l l l l l l

MEDIUM HUMAN DEVELOPMENT

64 Libyan Arab Jamahiriya l l l l l l l l

65 Russian Federation l l l l l l l l

66 Macedonia, TFYR l l l l l l l l

67 Belarus l l l l l l l l

68 Dominica l l l l l l l l

69 Brazil l l l l l l l

70 Colombia l l l l l l l l

71 Saint Lucia l l l l l l l

72 Venezuela, RB l l l l l l l l

73 Albania l l l l l l l l

74 Thailand l l l l l

75 Samoa (Western)

76 Saudi Arabia l l l l l

77 Ukraine l l l l l l l l

78 Lebanon l l l l l l l

79 Kazakhstan l l l l l l l l

80 Armenia l l l l l l l l

81 China l l l l

82 Peru l l l l l l l l

83 Ecuador l l l l l l l l

84 Philippines l l l l l l l l

85 Grenada l l l l l l l l

86 Jordan l l l l l l l

87 Tunisia l l l l l l l l

88 Saint Vincent and the Grenadines l l l l l l l l

89 Suriname l l l l l

90 Fiji l l l l l l l l

91 Paraguay l l l l l l l l

92 Turkey l l l l l l l l

93 Sri Lanka l l l l l l l l

94 Dominican Republic l l l l l l l l

95 Belize l l l l l l l l

96 Iran, Islamic Rep. of l l l l l

97 Georgia l l l l l l l l

98 Maldives

99 Azerbaijan l l l l l l l l

101 El Salvador l l l l l l

102 Algeria l l l l l l l l

103 Guyana l l l l l l l l

104 Jamaica l l l l l l l l

105 Turkmenistan l l l l l l

106 Cape Verde l l l l l l l

107 Syrian Arab Republic l l l l l l l l

108 Indonesia l l l l l l l l
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Freedom of association and
collective bargaining

Elimination of forced and
compulsory labour

Elimination of discrimination
in respect of employment

and occupation Abolition of child labour

Convention
87 a

Convention
98 b

Convention
29 c

Convention
105 d

Convention
100 e

Convention
111 f

Convention
138 g

Convention
182 h

Status of fundamental labour rights conventionsTA
B

L
E31

109 Viet Nam l l l l

110 Kyrgyzstan l l l l l l l l

111 Egypt l l l l l l l l

112 Nicaragua l l l l l l l l

113 Uzbekistan l l l l l

114 Moldova, Rep. of l l l l l l l l

115 Bolivia l l l l l l l l

116 Mongolia l l l l l l l l

117 Honduras l l l l l l l l

118 Guatemala l l l l l l l l

119 Vanuatu l l

120 Equatorial Guinea l l l l l l l l

121 South Africa l l l l l l l l

122 Tajikistan l l l l l l l l

123 Morocco l l l l l l l

124 Gabon l l l l l l l

125 Namibia l l l l l l l

126 India l l l l

127 São Tomé and Principe l l l l l l l l

128 Solomon Islands l

129 Cambodia l l l l l l l l

130 Myanmar l l

131 Botswana l l l l l l l l

132 Comoros l l l l l l l l

133 Lao People’s Dem. Rep. l l l

134 Pakistan l l l l l l l l

135 Bhutan

136 Ghana l l l l l l l

137 Bangladesh l l l l l l l

138 Nepal l l l l l l

139 Papua New Guinea l l l l l l l l

140 Congo l l l l l l l l

141 Sudan l l l l l l l

142 Timor-Leste

143 Madagascar l l l l l l l

144 Cameroon l l l l l l l l

145 Uganda l l l l l l l l

146 Swaziland l l l l l l l l

LOW HUMAN DEVELOPMENT

147 Togo l l l l l l l l

148 Djibouti l l l l l l l l

149 Lesotho l l l l l l l l

150 Yemen l l l l l l l l

151 Zimbabwe l l l l l l l l

152 Kenya l l l l l l l

153 Mauritania l l l l l l l l

154 Haiti l l l l l l

155 Gambia l l l l l l l l

156 Senegal l l l l l l l l

157 Eritrea l l l l l l l

158 Rwanda l l l l l l l l

159 Nigeria l l l l l l l l

160 Guinea l l l l l l l l

161 Angola l l l l l l l l
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HDI rank

Freedom of association and
collective bargaining

Elimination of forced and
compulsory labour

Elimination of discrimination
in respect of employment

and occupation Abolition of child labour

Convention
87 a

Convention
98 b

Convention
29 c

Convention
105 d

Convention
100 e

Convention
111 f

Convention
138 g

Convention
182 h

TA
B

L
E31

l Convention ratified.
Convention denounced.

NOTES
Table includes UN member states. Information is as 
of 28 August 2006.

a Freedom of Association and Protection of the Right 
to Organize Convention (1948).

b Right to Organize and Collective Bargaining 
Convention (1949).

c Forced Labour Convention (1930).
d Abolition of Forced Labour Convention (1957).
e Equal Remuneration Convention (1951).
f Discrimination (Employment and Occupation) 

Convention (1958).
g Minimum Age Convention (1973).

h Worst Forms of Child Labour Convention (1999).
i Countries or areas, in addition to the 177 countries 

or areas included in the main indicator tables, 
that are members of the International Labour 
Organization ( ILO).

j Following the separation of Serbia and Montenegro 
into two independent states in June 2006, all 
conventions ratified by Serbia and Montenegro 
continue in force for the Republic of Serbia. As 
of 28 August 2006, the ILO had not received 
notification from the Republic of Montenegro with 
regard to the conventions reported in this table.

SOURCE
All columns: ILO 2006a.

162 Tanzania, U. Rep. of l l l l l l l l

163 Benin l l l l l l l l

164 Côte d’Ivoire l l l l l l l l

165 Zambia l l l l l l l l

166 Malawi l l l l l l l l

167 Congo, Dem. Rep. of the l l l l l l l l

168 Mozambique l l l l l l l l

169 Burundi l l l l l l l l

170 Ethiopia l l l l l l l l

171 Chad l l l l l l l l

172 Central African Republic l l l l l l l l

173 Guinea-Bissau l l l l l

174 Burkina Faso l l l l l l l l

175 Mali l l l l l l l l

176 Sierra Leone l l l l l l

177 Niger l l l l l l l l

OTHERS i

Afghanistan l l l

Iraq l l l l l l l

Kiribati l l l l

Liberia l l l l l l

Montenegro j

San Marino l l l l l l l l

Serbia j l l l l l l l l

Somalia l l l

Total ratifications 145 154 169 163 163 165 147 161
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Political participation
and decision-making

Economic participation
and decision-making 

Gender empowerment measure (GEM)

Power over
economic resources

Female and male shares
of parliamentary seats

EDEP for
parliamentary 
representation

EDEP for
economic participation

EDEP for
income

Female and male shares
of positions as legislators,

senior officials and managers

Female and male shares
of professional and
technical positions

Female and male
estimated earned

income

DIMENSION

INDICATOR

EQUALLY 

DISTRIBUTED

EQUIVALENT

PERCENTAGE

(EDEP)

GEM

A long and
healthy life Knowledge

Female
GER

Male
GER

Female
adult literacy

rate

Male
education

index

Equally distributed

education index

Equally distributed

life expectancy

index

Gender-related development index (GDI)

Female
education

index

Male
adult literacy

rate

A decent standard
of living

Female life
expectancy

at birth

Male life
expectancy

at birth

Equally distributed

income index

Female
estimated

earned
income

Male
estimated

earned
income

DIMENSION

INDICATOR

DIMENSION

INDEX

EQUALLY

DISTRIBUTED

INDEX

Male
life expectancy

index

Female
life expectancy

index

Male
income
index

Female
income
index

GDI

Knowledge

Human poverty index 
for developing countries (HPI-1)

Deprivation in 
a decent standard of living

A decent standard of living
Probability at birth

of not surviving
 to age 40

Percentage of population
without sustainable access to

an improved water source

Percentage of children
under weight for age

DIMENSION

INDICATOR

HPI-1 A long and 
healthy life

Adult illiteracy rate

Knowledge

Human poverty index 
for selected OECD countries (HPI-2)

A decent standard 
of living

Social
exclusion

Probability at birth
of not surviving

 to age 60

Percentage of people 
living below the

poverty line

Long-term
unemployment rate

DIMENSION

INDICATOR

A long and
healthy life

HPI-2

Percentage of adults 
lacking functional

literacy skills

Knowledge

Gross enrolment ratio
(GER)

Adult literacy rate

GER indexAdult literacy index

Education indexLife expectancy index

Human development index (HDI)

Life expectancy
at birth

GDP index

GDP per capita
(PPP US$)

DIMENSION

INDICATOR

DIMENSION

INDEX

A long and
healthy life

A decent standard
of living

HDI

TECHNICAL NOTE 1

Calculating the human development indices

The diagrams here summarize how the five human development indices used in the Human Development Report are constructed, 
highlighting both their similarities and their differences. The text on the following pages provides a detailed explanation.
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The human development
index (HDI)

The HDI is a summary measure of human 
development. It measures the average achieve-
ments in a country in three basic dimensions of 
human development:

• A long and healthy life, as measured by life 
expectancy at birth.

• Knowledge, as measured by the adult literacy
rate (with two-thirds weight) and the
combined primary, secondary and tertiary
gross enrolment ratio (with one-third weight).

• A decent standard of living, as measured by 
GDP per capita in purchasing power parity 
(PPP) terms in US dollars.

Before the HDI itself is calculated, an index
needs to be created for each of these dimensions.
To calculate these indices—the life expectancy,
education and GDP indices—minimum and
maximum values (goalposts) are chosen for each
underlying indicator.

Goalposts for calculating the HDI
Maximum Minimum

Indicator value value

Life expectancy at birth (years) 85 25

Adult literacy rate (%) 100 0

Combined gross enrolment ratio (%) 100 0

GDP per capita (PPP US$) 40,000 100

1.00
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.400

.200

0
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expectancy

(years)

Life
expectancy

index

Goalpost
85 yrs.
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70.8
0.764

1.00

.800
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.400

.200

0

Adult
literacy

rate
(%)

Gross
enrolment

ratio
(%)

Education
index 
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60
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20

10

0

88.6 86 0.876

Calculating the HDI

This illustration of the calculation of the HDI uses data for 
Brazil.

1. Calculating the life expectancy index
The life expectancy index measures the relative achievement 
of a country in life expectancy at birth. For Brazil, with a life 
expectancy of 70.8 years in 2004, the life expectancy index is 
0.764.

Life expectancy index =
70.8 – 25   

= 0.764
85 – 25

GDP
per capita
(PPP US$)
Log scale

Goalpost
$40,000

Goalpost
$100

1.00

.800

.600

.400

.200

0

GDP
index

0.735

100,000

10,000

1,000

8,195

3. Calculating the GDP index
The GDP index is calculated using adjusted GDP per capita 
(PPP US$). In the HDI income serves as a surrogate for all 
the dimensions of human development not reflected in a 
long and healthy life and in knowledge. Income is adjusted 
because achieving a respectable level of human development 
does not require unlimited income. Accordingly, the 
logarithm of income is used. For Brazil, with a GDP per 
capita of $8,195 (PPP US$) in 2004, the GDP index is 
0.735.

GDP index =
log (8,195) – log (100)  

= 0.735
log (40,000) – log (100)

Performance in each dimension is expressed as a 
value between 0 and 1 by applying the 
following general formula:

Dimension index =
actual value  –  minimum value  

maximum value  –  minimum value

The HDI is then calculated as a simple average 
of the dimension indices. The box at right 
illustrates the calculation of the HDI for a 
sample country.

2. Calculating the education index
The education index measures a country’s relative 
achievement in both adult literacy and combined 
primary, secondary and tertiary gross enrolment. First, 
an index for adult literacy and one for combined gross 
enrolment are calculated. Then these two indices are 
combined to create the education index, with 
two-thirds weight given to adult literacy and 
one-third weight to combined gross enrolment. For 
Brazil, with an adult literacy rate of 88.6% in 2004 
and a combined gross enrolment ratio of 86% in 2004, 
the education index is 0.876.

Adult literacy index = 
88.6 – 0

=  0.886
100 – 0

Gross enrolment index = 
 86 – 0

=  0.857
100 – 0

Education index = 2/3 (adult literacy index) + 1/3 (gross enrolment index)

= 2/3 (0.886) + 1/3 (0.857) = 0.876

 4. Calculating the HDI
Once the dimension indices have been calculated,
determining the HDI is straightforward. It is a
simple average of the three dimension indices.

HDI = 1/3 (life expectancy index) + 1/3 (education index)

+ 1/3 (GDP index)

= 1/3 (0.764) + 1/3 (0.876) + 1/3 (0.735) = 0.792
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The gender-related
development index (GDI)

While the HDI measures average achievement, 
the GDI adjusts the average achievement to 
reflect the inequalities between men and women 
in the following dimensions:

•  A long and healthy life, as measured by life 
expectancy at birth.

• Knowledge, as measured by the adult literacy 
rate and the combined primary, secondary 
and tertiary gross enrolment ratio.

•  A decent standard of living, as measured by 
estimated earned income (PPP US$).

The calculation of the GDI involves three steps. 
First, female and male indices in each dimension 
are calculated according to this general formula:

Dimension index = 
actual value – minimum value

maximum value – minimum value

Second, the female and male indices in each 
dimension are combined in a way that penalizes 
differences in achievement between men and 
women. The resulting index, referred to as the 
equally distributed index, is calculated 
according to this general formula:

Equally distributed index

= {[female population share (female index
1–Є

)]

+ [male population share (male index
1–Є

)]}
1/1–Є

Є measures the aversion to inequality. In the 
GDI Є = 2. Thus the general equation becomes: 

Equally distributed index

= {[female population share (female index
–1

)]

+ [male population share (male index
–1

)]}
–1

which gives the harmonic mean of the female 
and male indices.

Third, the GDI is calculated by combining the 
three equally distributed indices in an 
unweighted average.

Goalposts for calculating the GDI
Maximum Minimum

Indicator value value

Female life expectancy 
 at birth (years) 87.5 27.5

Male life expectancy 
 at birth (years) 82.5 22.5

Adult literacy rate (%) 100 0

Combined gross enrolment 
 ratio (%) 100 0

Estimated earned income
 (PPP US$) 40,000 100

Note: The maximum and minimum values (goalposts) for life 

expectancy are five years higher for women to take into account 

their longer life expectancy.

Calculating the GDI

This illustration of the calculation of the GDI uses data for Thailand.

1. Calculating the equally distributed life expectancy index
The first step is to calculate separate indices for female and male achievements in life expectancy, 
using the general formula for dimension indices.

FEMALE MALE

Life expectancy: 74.0 years     Life expectancy: 66.7 years

Life expectancy index  =
74.0 – 27.5

  =  0.776 Life expectancy index  =  
66.7 – 22.5

  =  0.737
87.5 – 27.5 82.5 – 22.5

Next, the female and male indices are combined to create the equally distributed life expectancy 
index, using the general formula for equally distributed indices.

FEMALE MALE

Population share: 0.509 Population share: 0.491

Life expectancy index: 0.776 Life expectancy index: 0.737

Equally distributed life expectancy index = {[0.509 (0.776–1)] + [0.491 (0.737–1)]}–1 = 0.756

2. Calculating the equally distributed education index
First, indices for the adult literacy rate and the combined primary, secondary and tertiary gross 
enrolment ratio are calculated separately for females and males. Calculating these indices is 
straightforward, since the indicators used are already normalized between 0 and 100.

FEMALE MALE

Adult literacy rate: 90.5% Adult literacy rate: 94.9%

Adult literacy index: 0.905 Adult literacy index: 0.949

Gross enrolment ratio: 74.0% Gross enrolment ratio: 73.4%

Gross enrolment index: 0.740 Gross enrolment index: 0.734

Second, the education index, which gives two-thirds weight to the adult literacy index and 
one-third weight to the gross enrolment index, is computed separately for females and males.

Education index = 2/3 (adult literacy index) + 1/3 (gross enrolment index)

Female education index = 2/3 (0.905) + 1/3 (0.740) = 0.850

Male education index = 2/3 (0.949) + 1/3 (0.734) = 0.877

Finally, the female and male education indices are combined to create the equally distributed 
education index.

FEMALE MALE

Population share: 0.509 Population share: 0.491

Education index: 0.850 Education index: 0.877

Equally distributed education index = {[0.509 (0.850
–1

)] + [0.491 (0.877
–1

)]}
–1

 = 0.863

3. Calculating the equally distributed income index
First, female and male earned income (PPP US$) are estimated (for details on this calculation,
see the addendum to this technical note). Then the income index is calculated for each gender.
As for the HDI, income is adjusted by taking the logarithm of estimated earned income (PPP
US$):

Income index = 
log (actual value) – log (minimum value)

log (maximum value) – log (minimum value)

FEMALE MALE

Estimated earned income (PPP US$): 6,036 Estimated earned income (PPP US$): 10,214

Income index = 
log (6,036) – log (100)

= 0.684 Income index = 
log (10,214) – log (100)

= 0.772
log (40,000) – log (100) log (40,000) – log (100)

Calculating the GDI continues on next page
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Calculating the GDI (continued)

Second, the female and male income indices are combined to create the equally distributed 
income index:

FEMALE MALE
Population share: 0.509 Population share: 0.491
Income index: 0.684 Income index: 0.772

Equally distributed income index = {[0.509 (0.684–1)] + [0.491 (0.772–1)]}–1 = 0.725

4. Calculating the GDI
Calculating the GDI is straightforward. It is simply the unweighted average of the three 
component indices—the equally distributed life expectancy index, the equally distributed 
education index and the equally distributed income index.

GDI = 1/3 (life expectancy index) + 1/3 (education index) + 1/3 (income index)
= 1/3 (0.756) + 1/3 (0.863) + 1/3 (0.725) = 0.781

Why Є = 2 in calculating the GDI 

The value of Є is the size of the penalty for gender inequality. The larger the value, the more 
heavily a society is penalized for having inequalities. 

If Є = 0, gender inequality is not penalized (in this case the GDI would have the same value as 
the HDI). As Є increases towards infinity, more and more weight is given to the lesser achieving 
group. 

The value 2 is used in calculating the GDI (as well as the GEM). This value places a moderate 
penalty on gender inequality in achievement. 

For a detailed analysis of the GDI’s mathematical formulation, see Sudhir Anand and Amartya 
Sen’s “Gender Inequality in Human Development: Theories and Measurement,” Kalpana 
Bardhan and Stephan Klasen’s “UNDP’s Gender-Related Indices: A Critical Review” and the 
technical notes in Human Development Report 1995 and Human Development Report 1999 (see 
the list of selected readings at the end of this technical note). 
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The gender empowerment 
measure (GEM)

Focusing on women’s opportunities rather than 
their capabilities, the GEM captures gender 
inequality in three key areas:

• Political participation and decision-making 
power, as measured by women’s and men’s 
percentage shares of parliamentary seats.

• Economic participation and decision-making 
power, as measured by two indicators— 
women’s and men’s percentage shares of 
positions as legislators, senior officials and 
managers and women’s and men’s percentage 
shares of professional and technical 
positions.

• Power over economic resources, as measured 
by women’s and men’s estimated earned 
income (PPP US$).

For each of these three dimensions, an equally 
distributed equivalent percentage (EDEP) is 
calculated, as a population-weighted average, 
according to the following general formula:

EDEP = {[female population share (female index1–Є)]
+ [male population share (male index1–Є)]}1/1–Є

Є measures the aversion to inequality. In the 
GEM (as in the GDI) Є = 2, which places a 
moderate penalty on inequality. The formula is
thus:

EDEP = {[female population share (female index–1)] +
[male population share (male index–1)]}–1

For political and economic participation and 
decision-making, the EDEP is then indexed by 
dividing it by 50. The rationale for this 
indexation: in an ideal society, with equal 
empowerment of the sexes, the GEM variables 
would equal 50%—that is, women’s share would 
equal men’s share for each variable.

Where a male or female index value is zero, the 
EDEP according to the above formula is not 
defined. However, the limit of EDEP, when the 
index tends towards zero, is zero. Accordingly, in 
these cases the value of the EDEP is set to zero.

Finally, the GEM is calculated as a simple 
average of the three indexed EDEPs.

Calculating the GEM

This illustration of the calculation of the GEM uses data for Argentina.

1. Calculating the EDEP for parliamentary representation
The EDEP for parliamentary representation measures the relative empowerment of women in 
terms of their political participation. The EDEP is calculated using the female and male shares 
of the population and female and male percentage shares of parliamentary seats according to the 
general formula.

FEMALE MALE
Population share: 0.511 Population share: 0.489
Parliamentary share: 36.5% Parliamentary share: 63.5%

EDEP for parliamentary representation = {[0.511 (36.5–1)] + [0.489 (63.5–1)]}–1 = 46.07

Then this initial EDEP is indexed to an ideal value of 50%.

Indexed EDEP for parliamentary representation =  
46.07

  = 0.921
50

2. Calculating the EDEP for economic participation
Using the general formula, an EDEP is calculated for women’s and men’s percentage shares of 
positions as legislators, senior officials and managers, and another for women’s and men’s 
percentage shares of professional and technical positions. The simple average of the two 
measures gives the EDEP for economic participation.

FEMALE MALE
Population share: 0.511 Population share: 0.489
Percentage share of positions as legislators, Percentage share of positions as legislators,
   senior officials and managers: 25.4%    senior officials and managers: 74.6%
Percentage share of professional and Percentage share of professional and
   technical positions: 54.7%    technical positions: 45.3%

EDEP for positions as legislators, senior officials and managers = {[0.511 (25.4–1)] + [0.489 (74.6–1)]}–1 = 37.46

Indexed EDEP for positions as legislators, senior officials and managers =  
37.46

  = 0.749
50

EDEP for professional and technical positions = {[0.511 (54.7–1)] + [0.489 (45.3–1)]}–1 = 49.67

Indexed EDEP for professional and technical positions =  
49.67

  = 0.993
50

The two indexed EDEPs are averaged to create the EDEP for economic participation:

EDEP for economic participation =  
0.749 + 0.993

  = 0.871
2

3. Calculating the EDEP for income
Earned income (PPP US$) is estimated for women and men separately and then indexed to 
goalposts as for the HDI and the GDI. For the GEM, however, the income index is based on 
unadjusted values, not the logarithm of estimated earned income. (For details on the estimation 
of earned income for men and women, see the addendum to this technical note.)

FEMALE MALE
Population share: 0.511 Population share: 0.489
Estimated earned income (PPP US$): 9,258 Estimated earned income (PPP US$): 17,518

Income index = 9,258 – 100   = 0.230 Income index =  17,518 – 100  = 0.437
40,000 – 100 40,000 – 100

The female and male indices are then combined to create the equally distributed index:

EDEP for income = {[0.511 (0.230–1)] + [0.489 (0.437–1)]}–1 = 0.299

4. Calculating the GEM
Once the EDEP has been calculated for the three dimensions of the GEM, determining the 
GEM is straightforward. It is a simple average of the three EDEP indices.

GEM =
0.921 + 0.871 + 0.299

  = 0.697
3
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The human development index (HDI) provides 
a composite snapshot of the national average of 
three important indicators of human well-being 
(see Technical note 1). But it does not capture 
variations around the average linked to inequal-
ity. This year’s Report presents for the first time 
an HDI by income quintiles. The new measure, 
intended both to address a major human de-
velopment issue and to stimulate discussion, 
points to large inequalities between rich and 
poor in many countries.

The HDI by income quintiles disaggregates 
performance by income quintile for 15 coun-
tries. Full details of the methodology used are 
in a background paper prepared for this year’s 
Report (Grimm and others 2006). This techni-
cal note provides a brief summary. 

Methodology

Construction of the HDI by income quintiles 
follows the same procedure as for the standard 
HDI. Life expectancy, school enrolment, liter-
acy and income per capita data from household 
surveys are used to calculate the three dimen-
sion indices—health, education and income—
by income quintile. 

Data for the index are drawn from a variety 
of sources. For developing countries household 
income surveys are used to calculate the educa-
tion and gross domestic product (GDP) indices 
for each quintile, and Demographic and Health 
Surveys are used to calculate the life expectancy 
index. Because the two data sets do not cover 
the same households, the information from the 
surveys is linked by approximating income for 
households in the Demographic and Health 

Surveys using variables that are available in 
both sets of surveys. The correlation between 
household income per capita and a set of house-
hold characteristics available in both surveys is 
estimated and used to generate a proxy for the 
income of households in the Demographic and 
Health Surveys. These characteristics include 
household structure, education and age of the 
household head, area of residence, housing 
characteristics and the like.

For the two developed countries in the 
study, Finland and the United States, GDP 
and education data are from the Luxembourg 
Income Study, and income and life expectancy 
data are from published empirical work.

Data for the construction of the index are 
derived as follows.

Life expectancy
Calculations are based on infant mortality data 
from Demographic and Health Surveys. Infant 
mortality has proven a reliable proxy for overall 
mortality patterns and thus for life expectancy. 
Infant mortality rates for each income quintile 
are applied to Ledermann model life tables (a 
tool for estimating life expectancy based on the 
historical relationship between life expectancy 
and infant mortality). 

The education index
The education index is based on adult liter-
acy and school enrolment data. Adult literacy 
data are available directly from the household 
income surveys for each income quintile. To 
calculate the quintile-specific gross enrolment 
index, the combined gross enrolment ratio for 
each quintile is calculated. Each individual ages 

TECHNICAL NOTE 2

A human development index by income groups

The work on the human development index by income group was undertaken by Michael Grimm, Kenneth Harttgen, Stephan Klasen and Mark Misselhorn, with inputs from 

Teresa Munzi and Tim Smeeding from the Luxembourg Income Study team.
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5–23 attending school or university, whether 
general or vocational, is considered enrolled. 
The quintile-specific gross enrolment index is 
then calculated using the same minimum and 
maximum values that are used in calculating 
the standard HDI.

GDP index
The GDP index is calculated using the income 
variable from the household income survey. For 
conceptual reasons and because of measure-
ment errors, mean income per capita calculated 
from the household income surveys can be very 
different from GDP per capita from national 
accounts data, which are used to calculate the 
GDP index in the standard HDI. To eliminate 
differences in national price levels, household 
income per capita calculated from the house-
hold income surveys is expressed in US dollars 
in purchasing power parity (PPP) terms using 
conversion factors based on price data from 
the latest International Comparison Program 
surveys provided by the World Bank. This in-
come per capita is then rescaled using the ratio 
between the household income variable and 
GDP per capita expressed in PPP (taken from 
the standard HDI).

Finally, these data are rescaled to the same 
average as that of the standard HDI for the rel-
evant year. The HDI by income quintiles is then 
calculated according to the standard formula 
(see Technical note 1):

Life expectancy index +
education index + GDP index Human
——————————————  = development

3 index

This calculation is carried out for each quintile. 

Issues for discussion

The HDI by income quintiles exercise provides 
a simple, intuitive and transparent approach for 
measuring important human development dis-
parities within countries. It provides a useful 
composite indicator for tracking inequalities 
in income and wider inequalities in opportu-

nity linked to health and education. However, 
the use of the HDI model to examine national 
inequalities raises a number of conceptual and 
methodological problems. 

Consider first the relationship between 
income and the other indicators. The HDI by 
income quintiles measures annual incomes, 
which fluctuate considerably due to shocks and 
to lifecycle developments. Taking an annual av-
erage snapshot of the income of a household in, 
say, the poorest quintile can obscure very large 
dynamic changes over time. This produces ad-
ditional methodological problems, not least 
because linking more stable health and educa-
tion outcomes to fluctuating incomes can bias 
the results. 

Data quality in the household surveys pres-
ents another set of problems. These problems 
are addressed here by the simplifying assump-
tions outlined above and explained in more de-
tail in Grimm and others (2006). But aligning 
demographic and health survey and household 
income survey data is inherently problematic, 
and other approaches are possible. For devel-
oped countries, data quality is a less immedi-
ate problem. But cross-country comparisons 
remain difficult. In the case of Finland and the 
United States the assessment of life expectancy 
by income groups is based on data for the early 
1990s linked to current incomes. However, 
data constraints mean that the income measure 
differs from that used for the other two compo-
nents. In addition, Luxembourg Income Study 
data do not contain enrolment data, which 
must then be proxied by attainment data. 

One final concern relates to the scale of in-
equality. In proportionate terms, differences be-
tween the rich and poor are much larger in the 
income dimension than in the health and edu-
cation dimension. Arguably, smaller differences 
in health and education might, however, be just 
as important from a human development point 
of view and should therefore attract a greater 
weight in the HDI by income quintiles than 
they currently have. These are broader method-
ological issues inherent in such composite indi-
ces that will be investigated in future Reports.
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TECHNICAL NOTE 3

Measuring risk in lack of access to
water and sanitation

Access to water and sanitation is a matter of life 
and death. But what are the parameters of risk 
associated with not having access? Given the 
scale of illness and death associated with the 
problem, that question has received surprisingly 
little attention.

Chapter 1 sets out the results of a research 
exercise looking at the risks associated with de-
privation in access to water and sanitation. The 
approach borrows from analytical techniques 
used in medical and economic research to exam-
ine the relationship between behaviour or treat-
ment and health outcomes. It focuses on the asso-
ciation between access to specific types of water 
and sanitation infrastructure and changes in the 
risk of illness or premature death. More specifi-
cally, the exercise captures how access to water 
and sanitation affects the risk of neonatal (0–1 
months) and post-neonatal (1–12 months) mor-
tality, as well as the risk of diarrhoea, the leading 
water-related cause of death in children. 

Data

Data for the research are derived from De-
mographic and Health Surveys, which collect 
information on a wide set of socioeconomic 
variables at the individual, household and com-
munity levels and are usually conducted every 
five years to allow comparison over time. Each 
survey sample consists of 5,000–30,000 house-
holds. The samples are not longitudinal by de-
sign, but they are representative at the national, 
urban and rural levels. Although Demographic 
and Health Surveys’ primary focus is women 
ages 15–49, they also collect information on 
several demographic indicators for all members 
of the household, including children. 

Some 22 surveys from 18 countries were 
used to construct the data set (table 1). Surveys 
conducted in or since 2000 were used in most 

cases to include the most recent information 
available. For the analysis here, children were 
the primary unit of analysis. 

Methodology

The methodology follows a two-step approach. 
First, the elements that affect the chance of sur-
vival in different stages of life were identified, 
disentangling the effects of individual, house-
hold and community characteristics that con-
tribute to mortality and illness. For neonatal 
mortality the main variable was defined as a 
discrete indicator with two values: zero if the 
child is alive and one if the child died during 
the first month of life. For diarrhoea a discrete 
outcome approach was used, with a one indicat-
ing a diarrhoeal episode within the two weeks 

Country Year Sample size

Bangladesh 1999–2000 6,368

Benin 2001 5,349

Cameroon 2004 8,125

Egypt 1995
2000

12,135
11,467

Ethiopia 2000 10,873

Gabon 2000 4,405

Ghana 2003 3,844

Guatemala 1998–99 4,943

Haiti 2000 6,685

Indonesia 2002-03 16,206

Mali 2001 13,097

Morocco 2003–04 6,180

Nepal 2001 6,931

Nicaragua 2001 6,986

Peru 1996
2000

17,549
13,697

Uganda 2000–01 7,113

Viet Nam 1997
2002

1,775
1,317

Zambia 2001–02 6,877

Zimbabwe 1999 3,643

Table 1 Country coverage
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prior to the interview. A logit model was then 
estimated in both cases (box 1).

A different model and different outcome 
variable were used to estimate the impact of spe-
cific elements on post-neonatal survival. All chil-
dren older than one month were included, with 
the outcome variable indicating the occurrence 
of death between the 2nd and 11th months of 
life. A Cox proportional hazard model was then 
used to estimate the chances of survival. 

At each step a set of control variables was used 
to identify the effects of specific characteristics. 
The control variables include individual vari-
ables (such as the sex of the child, birth intervals 
and whether the child was breastfed), household 
variables (such as type of dwelling, education of 
the mother and wealth of the household as mea-
sured by an asset index) and community-level 
variables (such as urban or rural, region of resi-
dence and so on). A regression analysis was then 
conducted to isolate the specific risks associated 
with each type of sanitation and water facility, 
using the absence of water and sanitation infra-
structure as the reference scenario.

Typically, the wealth of households is mea-
sured by a standard asset index, which measures 
possessions such as vehicles and televisions as 
well as access to water and sanitation. Since the 
main interest of the study is the effect of water 
and sanitation infrastructure on health out-
comes, an asset index that excludes these vari-
ables was constructed. Following standard pro-
cedures, eight household assets were included 
to calculate the first principal component, 
which was then used to construct a standard-
ized index. This index was then used to divide 
households into wealth quintiles.

Finally, the robustness of the research was 
further tested. In particular, the mortality study 
was expanded using propensity score matching 
to check for endogeneity of the outcome vari-
able or unobserved characteristics that may be 
correlated with access to water and sanitation.

Most of the results are shown and discussed 
in chapter 1. For further details, refer to the 
background papers prepared for this year’s Re-
port by Fuentes, Pfütze and Seck.1

Note

1 Fuentes, Pfütze and Seck 2006a, 2006b.

Two basic statistical methods were used to capture the risk underlying access to 

water and sanitation.

For neonatal mortality and incidence of diarrhoea, a standard logit model was 

used. Logit estimations are used when the outcome variable has two possible val-

ues (thus logits are often referred to as binary models). The two possible outcomes 

are labelled as failure (Y = 0) or success (Y = 1).

Parameters in logit estimations can be interpreted as the change in probability 

associated with a unit increase in the independent variables. The resulting param-

eters thus show the change in probability of the event conditional on the individual, 

household and community characteristics.

Formally, in the logit model the dependant variable Yi is assumed to follow a 

Bernoulli distribution conditional on the vector of explanatory variable Xi. The prob-

ability of success is written as

P (Yi = 1 |xi ) = (xi ) and P (Yi = 0 |xi ) = 1 – (xi )

with (z) = (1 + exp–z )–1 being the cumulative distribution function of the logistic 

model.

The conditional density can be written as

f (yi |xi ) = (xi ) yi [1 – (xi )]1–yi.

The log likelihood function becomes

l( ) = 
n

i=1

log f (yi |xi ) = 
y

i
=1

log (xi ) + 
y

i
=0

log[1 – (xi )].

The maximum likelihood estimate ˆ of is the value that maximizes the log 

likelihood function l( ).

For the determinant factors in post-neonatal mortality a more elaborate esti-

mation framework is needed because of the problem of censored observations. 

The data used do not contain observations for the entire period of analysis for all 

children. For example, a child who is four months old at the time of the interview 

and dies at the age of five months will not be recorded by the survey as a death; 

this characteristic creates a bias that needs to be corrected. One way to address 

this problem is to restrict the sample to children who were at least 12 months old 

at the time of the interview. However, this would eliminate a considerable number 

of observations. Instead, a hazard model is used to account for censoring issues. 

Based on the extensive literature on mortality, a Cox proportional hazard model is 

applied. The model is a semi-parametric estimation, given that the underlying haz-

ard rate is not modelled by some functional form. This model has only one requisite 

structural assumption: the effect of the covariates on the relative hazard rate must 

be constant over the period under consideration.

Formally, the (conditional) hazard function of the Cox model given a k-dimen-

sional vector of covariates (X ) can be written as

(t |X) = 
0
(t) exp( X) ,

where = (
1
,

2
, ..., k ) is the vector of parameters (proportional change in the 

hazard function) and 
0
(t) is the baseline hazard function.

The parameters can be estimated without estimating 
0
(t) using maximum 

likelihood. If i denotes the index of ordered failure times ti i=(1, 2, ..., N), di the num-

ber of observations that fail at ti, Di the set of observations at ti and Ri the risk set, 

the partial log likelihood function can be written as

l( ) = 
N

i=1

di [ Xi – ln
j Ri

exp( Xj)].

Box 1 Technical model for measuring risk
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Armed forces, total Strategic, land, naval, air, com-
mand, administrative and support forces. Also includ-
ed are paramilitary forces such as the gendarmerie, 
customs service and border guard, if these are trained 
in military tactics.

Arms transfers, conventional Refers to the volun-
tary transfer by the supplier (and thus excludes cap-
tured weapons and weapons obtained through defec-
tors) of weapons with a military purpose destined for 
the armed forces, paramilitary forces or intelligence 
agencies of another country. These include major con-
ventional weapons or systems in six categories: ships, 
aircraft, missiles, artillery, armoured vehicles and guid-
ance and radar systems (excluded are trucks, services, 
ammunition, small arms, support items, components 
and component technology and towed or naval artillery 
under 100-millimetre calibre).

Births attended by skilled health personnel The per-
centage of deliveries attended by personnel (including 
doctors, nurses and midwives) trained to give the neces-
sary care, supervision and advice to women during preg-
nancy, labour and the postpartum period; to conduct 
deliveries on their own; and to care for newborns.

Birthweight, infants with low The percentage of 
infants with a birthweight of less than 2,500 grams.

Carbon dioxide emissions Anthropogenic (human 
originated) carbon dioxide emissions stemming from 
the burning of fossil fuels, gas flaring and the produc-
tion of cement. Emissions are calculated from data on 
the consumption of solid, liquid and gaseous fuels; gas 
flaring; and the production of cement.

Cellular subscribers (also referred to as cellular mobile 
subscribers) Subscribers to an automatic public mobile 
telephone service that provides access to the public 
switched telephone network using cellular technology. 
Systems can be analogue or digital.

Children reaching grade 5 The percentage of children 
starting primary school who eventually attain grade 5 
(grade 4 if the duration of primary school is four years). 
The estimates are based on the reconstructed cohort 
method, which uses data on enrolment and repeaters 
for two consecutive years.

Children under age five with diarrhoea receiving 
oral rehydration and continued feeding The percent-
age of children (ages 0–4) with diarrhoea in the two 
weeks preceding the survey who received either oral 

rehydration therapy (oral rehydration solutions or rec-
ommended homemade fluids) or increased fluids and 
continued feeding. 

Condom use at last high-risk sex The percentage of 
men and women who have had sex with a nonmarital, 
noncohabiting partner in the last 12 months and who 
say they used a condom the last time they did so.

Consumer price index, average annual change in 
Reflects changes in the cost to the average consumer 
of acquiring a basket of goods and services that may be 
fixed or may change at specified intervals. 

Contraceptive prevalence rate The percentage of mar-
ried women (including women in union) ages 15–49 
who are using, or whose partners are using, any form of 
contraception, whether modern or traditional.

Contributing family worker Defined according to the 
1993 International Classification by Status in Employ-
ment (ICSE) as a person who works without pay in an 
economic enterprise operated by a related person living 
in the same household.

Crime, people victimized by The percentage of the 
population who perceive that they have been victim-
ized by certain types of crime in the preceding year, 
based on responses to the International Crime Victims 
Survey.

Debt service, total The sum of principal repayments 
and interest actually paid in foreign currency, goods or 
services on long-term debt (having a maturity of more 
than one year), interest paid on short-term debt and 
repayments to the International Monetary Fund.

Earned income (PPP US$), estimated Roughly 
derived on the basis of the ratio of the female nonag-
ricultural wage to the male nonagricultural wage, the 
female and male shares of the economically active pop-
ulation, total female and male population and GDP per 
capita (in purchasing power parity terms in US dollars; 
see PPP). For details on this estimation, see Technical 
note 1.

Earned income, ratio of estimated female to male 
The ratio of estimated female earned income to esti-
mated male earned income. See earned income (PPP 
US$), estimated.

Economic activity rate, female The share of the 
female population ages 15 and older who supply, or are 

Definitions of statistical terms
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available to supply, labour for the production of goods 
and services.

Education expenditure, current public Spending on 
goods and services that are consumed within the cur-
rent year and that would need to be renewed the follow-
ing year, including such expenditures as staff salaries 
and benefits, contracted or purchased services, books 
and teaching materials, welfare services, furniture and 
equipment, minor repairs, fuel, insurance, rents, tele-
communications and travel.

Education expenditure, public Includes both capi-
tal expenditures (spending on construction, renova-
tion, major repairs and purchases of heavy equipment 
or vehicles) and current expenditures. See education 
expenditure, current public. 

Education index One of the three indices on which 
the human development index is built. It is based on the 
adult literacy rate and the combined gross enrolment 
ratio for primary, secondary and tertiary schools. See 
literacy rate, adult, and enrolment ratio, gross combined, 
for primary, secondary and tertiary schools. For details 
on how the index is calculated, see Technical note 1.

Education levels Categorized as pre-primary, pri-
mary, secondary or tertiary in accordance with the 
International Standard Classification of Education 
(ISCED). Pre-primary education (ISCED level 0) is 
provided at such schools as kindergartens and nursery 
and infant schools and is intended for children not old 
enough to enter school at the primary level. Primary 
education (ISCED level 1) provides the basic elements 
of education at such establishments as primary and 
elementary schools. Secondary education (ISCED lev-
els 2 and 3) is based on at least four years of previous 
instruction at the first level and provides general or 
specialized instruction, or both, at such institutions 
as middle schools, secondary schools, high schools, 
teacher training schools at this level and vocational 
or technical schools. Tertiary education (ISCED lev-
els 5–7) refers to education at such institutions as 
universities, teachers colleges and higher level profes-
sional schools—requiring as a minimum condition of 
admission the successful completion of education at 
the second level or evidence of the attainment of an 
equivalent level of knowledge.

Electricity consumption per capita Refers to gross 
production in per capita terms and includes consump-
tion by station auxiliaries and any losses in transform-
ers that are considered integral parts of the station. 
Also included is total electric energy produced by 
pumping installations without deduction of electric 
energy absorbed by pumping.

Employment by economic activity, female Female 
employment in industry, agriculture or services as 
defined according to the International Standard Indus-
trial Classification (ISIC) system (revisions 2 and 3). 
Industry refers to mining and quarrying, manufactur-
ing, construction and public utilities (gas, water and 
electricity). Agriculture refers to activities in agricul-
ture, hunting, forestry and fishing. Services refer to 

wholesale and retail trade; restaurants and hotels; 
transport, storage and communications; finance, insur-
ance, real estate and business services; and community, 
social and personal services.

Energy use, GDP per unit of The ratio of GDP (in 2000 
PPP US$) to commercial energy use, measured in kilo-
grams of oil equivalent. This ratio provides a measure of 
energy efficiency by showing comparable and consistent 
estimates of real GDP across countries relative to physi-
cal inputs (units of energy use). See GDP (gross domestic 
product) and PPP (purchasing power parity).

Enrolment ratio, gross The number of students 
enrolled in a level of education, regardless of age, as a 
percentage of the population of official school age for 
that level. The gross enrolment ratio can be greater than 
100% as a result of grade repetition and entry at ages 
younger or older than the typical age at that grade level. 
See education levels.

Enrolment ratio, gross combined, for primary, 
secondary and tertiary schools The number of stu-
dents enrolled in primary, secondary and tertiary levels 
of education, regardless of age, as a percentage of the 
population of official school age for the three levels. See 
education levels and enrolment ratio, gross.

Enrolment ratio, net The number of students enrolled 
in a level of education who are of official school age for 
that level, as a percentage of the population of official 
school age for that level. See education levels.

Environmental treaties, ratification of After signing 
a treaty, a country must ratify it, often with the approv-
al of its legislature. Such process implies not only an 
expression of interest as indicated by the signature, but 
also the transformation of the treaty’s principles and 
obligations into national law.

Exports, high-technology Exports of products with 
a high intensity of research and development. They 
include high-technology products such as in aerospace, 
computers, pharmaceuticals, scientific instruments and 
electrical machinery.

Exports, manufactured Defined according to the 
Standard International Trade Classification to include 
exports of chemicals, basic manufactures, machinery 
and transport equipment and other miscellaneous 
manufactured goods.

Exports of goods and services The value of all goods 
and other market services provided to the rest of the 
world. Included is the value of merchandise, freight, 
insurance, transport, travel, royalties, licence fees and 
other services, such as communication, construction, 
financial, information, business, personal and gov-
ernment services. Excluded are labour and property 
income and transfer payments. 

Exports, primary Defined according to the Standard 
International Trade Classification to include exports 
of food, agricultural raw materials, fuels and ores and 
metals. 
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Fertility rate, total The number of children that would 
be born to each woman if she were to live to the end of 
her child-bearing years and bear children at each age in 
accordance with prevailing age-specific fertility rates.

Foreign direct investment, net inflows of Net inflows 
of investment to acquire a lasting management interest 
(10% or more of voting stock) in an enterprise operat-
ing in an economy other than that of the investor. It 
is the sum of equity capital, reinvestment of earnings, 
other long-term capital and short-term capital. 

Fuel consumption, traditional Estimated consump-
tion of fuel wood, charcoal, bagasse (sugar cane waste), 
and animal and vegetable wastes. 

GDP (gross domestic product) The sum of value add-
ed by all resident producers in the economy plus any 
product taxes (less subsidies) not included in the valu-
ation of output. It is calculated without making deduc-
tions for depreciation of fabricated capital assets or for 
depletion and degradation of natural resources. Value 
added is the net output of an industry after adding up 
all outputs and subtracting intermediate inputs.

GDP (US$) Gross domestic product converted to US 
dollars using the average official exchange rate reported 
by the International Monetary Fund. An alternative 
conversion factor is applied if the official exchange rate 
is judged to diverge by an exceptionally large margin 
from the rate effectively applied to transactions in for-
eign currencies and traded products. See GDP (gross 
domestic product).

GDP index One of the three indices on which the 
human development index is built. It is based on gross 
domestic product per capita (in purchasing power par-
ity terms in US dollars; see PPP). For details on how the 
index is calculated, see Technical note 1.

GDP per capita (PPP US$) Gross domestic product (in 
purchasing power parity terms in US dollars) divided by 
midyear population. See GDP (gross domestic product), 
PPP (purchasing power parity) and population, total.

GDP per capita (US$) Gross domestic product in US 
dollar terms divided by midyear population. See GDP 
(US$) and population, total.

GDP per capita annual growth rate Least squares 
annual growth rate, calculated from constant price 
GDP per capita in local currency units.

Gender empowerment measure (GEM) A composite 
index measuring gender inequality in three basic dimen-
sions of empowerment—economic participation and 
decision-making, political participation, and decision-
making and power over economic resources. For details 
on how the index is calculated, see Technical note 1.

Gender-related development index (GDI) A compos-
ite index measuring average achievement in the three 
basic dimensions captured in the human development 
index—a long and healthy life, knowledge and a decent 
standard of living—adjusted to account for inequalities 

between men and women. For details on how the index 
is calculated, see Technical note 1.

Gini index Measures the extent to which the distribu-
tion of income (or consumption) among individuals or 
households within a country deviates from a perfectly 
equal distribution. A Lorenz curve plots the cumulative 
percentages of total income received against the cumu-
lative number of recipients, starting with the poorest 
individual or household. The Gini index measures the 
area between the Lorenz curve and a hypothetical line 
of absolute equality, expressed as a percentage of the 
maximum area under the line. A value of 0 represents 
perfect equality, a value of 100 perfect inequality.

GNI (gross national income) The sum of value added 
by all resident producers in the economy plus any prod-
uct taxes (less subsidies) not included in the valuation 
of output plus net receipts of primary income (compen-
sation of employees and property income) from abroad. 
Value added is the net output of an industry after add-
ing up all outputs and subtracting intermediate inputs. 
Data are in current US dollars converted using the 
World Bank Atlas method.

Health expenditure per capita (PPP US$) The sum 
of public and private expenditure (in purchasing power 
parity terms in US dollars), divided by the population. 
Health expenditure includes the provision of health ser-
vices (preventive and curative), family planning activi-
ties, nutrition activities and emergency aid designated 
for health, but excludes the provision of water and sani-
tation. See health expenditure, private; health expendi-
ture, public; and PPP (purchasing power parity).

Health expenditure, private Direct household (out of 
pocket) spending, private insurance, spending by non-
profit institutions serving households and direct service 
payments by private corporations. Together with public 
health expenditure, it makes up total health expendi-
ture. See health expenditure per capita (PPP US$) and 
health expenditure, public.

Health expenditure, public Current and capital spend-
ing from government (central and local) budgets, exter-
nal borrowings and grants (including donations from 
international agencies and nongovernmental organiza-
tions) and social (or compulsory) health insurance funds. 
Together with private health expenditure, it makes up 
total health expenditure. See health expenditure per cap-
ita (PPP US$) and health expenditure, private.

HIPC completion point The date at which a country 
included in the Debt Initiative for Heavily Indebted 
Poor Countries (HIPCs) successfully completes the 
key structural reforms agreed on at the HIPC deci-
sion point, including developing and implementing a 
poverty reduction strategy. The country then receives 
the bulk of its debt relief under the HIPC Initiative 
without further policy conditions.

HIPC decision point The date at which a heavily 
indebted poor country (HIPC) with an established 
track record of good performance under adjustment 
programmes supported by the International Monetary 
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Fund and the World Bank commits, under the Debt 
Initiative for Heavily Indebted Poor Countries, to 
undertake additional reforms and to develop and 
implement a poverty reduction strategy. 

HIV prevalence The percentage of people ages 15–49 
who are infected with HIV.

Human development index (HDI) A composite index 
measuring average achievement in three basic dimen-
sions of human development—a long and healthy life, 
knowledge and a decent standard of living. For details 
on how the index is calculated, see Technical note 1.

Human poverty index (HPI-1) for developing coun-
tries A composite index measuring deprivations in the 
three basic dimensions captured in the human develop-
ment index—a long and healthy life, knowledge and a 
decent standard of living. For details on how the index 
is calculated, see Technical note 1.

Human poverty index (HPI-2) for selected high-
income OECD countries A composite index measur-
ing deprivations in the three basic dimensions captured 
in the human development index— a long and healthy 
life, knowledge and a decent standard of living—and 
also capturing social exclusion. For details on how the 
index is calculated, see Technical note 1.

Illiteracy rate, adult Calculated as 100 minus the 
adult literacy rate. See literacy rate, adult.

Immunization, one-year-olds fully immunized 
against measles or tuberculosis One-year-olds 
injected with an antigen or a serum containing specific 
antibodies against measles or tuberculosis.

Imports of goods and services The value of all goods 
and other market services received from the rest of the 
world. Included is the value of merchandise, freight, 
insurance, transport, travel, royalties, licence fees and 
other services, such as communication, construction, 
financial, information, business, personal and gov-
ernment services. Excluded are labour and property 
income and transfer payments.

Income poverty line, population below The percent-
age of the population living below the specified poverty 
line:

• $1 a day—at 1985 international prices (equivalent 
to $1.08 at 1993 international prices), adjusted for 
purchasing power parity.

• $2 a day—at 1985 international prices (equivalent 
to $2.15 at 1993 international prices), adjusted for 
purchasing power parity.

• $4 a day—at 1990 international prices, adjusted 
for purchasing power parity.

• $11 a day (per person for a family of three)—at 
1994 international prices, adjusted for purchasing 
power parity.

• National poverty line—the poverty line deemed 
appropriate for a country by its authorities. 
National estimates are based on population-
weighted subgroup estimates from household 
surveys.

• 50% of median income—50% of the median 
adjusted disposable household income. See PPP 
(purchasing power parity).

Income or consumption, shares of The shares of 
income or consumption accruing to subgroups of popu-
lation indicated by deciles or quintiles, based on national 
household surveys covering various years. Consumption 
surveys produce results showing lower levels of inequal-
ity between poor and rich than do income surveys, as 
poor people generally consume a greater share of their 
income. Because data come from surveys covering dif-
ferent years and using different methodologies, compari-
sons between countries must be made with caution. 

Infant mortality rate See mortality rate, infant.

Internally displaced people People or groups of 
people who have been forced or obliged to flee or to 
leave their homes or places of habitual residence, in 
particular as a result of or to avoid the effects of armed 
conflict, situations of generalized violence, violations 
of human rights or natural or human-made disasters, 
and who have not crossed an internationally recognized 
state border 

Internet users People with access to the worldwide 
network.

Labour force All people employed (including people 
above a specified age who, during the reference period, 
were in paid employment, at work, self-employed or 
with a job but not at work) and unemployed (including 
people above a specified age who, during the reference 
period, were without work, currently available for work 
and seeking work). 

Legislators, senior officials and managers, female 
Women’s share of positions defined according to the 
International Standard Classification of Occupations 
(ISCO-88) to include legislators, senior government 
officials, traditional chiefs and heads of villages, senior 
officials of special-interest organizations, corporate 
managers, directors and chief executives, production 
and operations department managers and other depart-
ment and general managers. 

Life expectancy at birth The number of years a new-
born infant would live if prevailing patterns of age-spe-
cific mortality rates at the time of birth were to stay the 
same throughout the child’s life.

Life expectancy index One of the three indices on 
which the human development index is built. For 
details on how the index is calculated, see Technical 
note 1.

Literacy rate, adult The percentage of people ages 15 
and older who can, with understanding, both read and 
write a short, simple statement related to their everyday 
life.

Literacy rate, youth The percentage of people ages 15–
24 who can, with understanding, both read and write a 
short, simple statement related to their everyday life.
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Literacy skills, functional, people lacking The share of 
the population ages 16–65 scoring at level 1 on the prose 
literacy scale of the International Adult Literacy Survey. 
Most tasks at this level require the reader to locate a piece 
of information in the text that is identical to or synony-
mous with the information given in the directive. 

Malaria prevention, children under age five The 
percentage of children under age five sleeping under 
insecticide-treated bednets.

Malaria treatment, children under age five with 
fever The percentage of children under age five who 
were ill with fever in the two weeks before the survey 
and received antimalarial drugs.

Market activities Defined according to the 1993 
revised UN System of National Accounts to include 
employment in establishments, primary production 
not in establishments, services for income and other 
production of goods not in establishments. See non-
market activities and work time, total.

Mortality rate, infant The probability of dying 
between birth and exactly one year of age, expressed 
per 1,000 live births. 

Mortality rate, under-five The probability of dying 
between birth and exactly five years of age, expressed 
per 1,000 live births.

Mortality ratio, maternal The annual number of 
female deaths from pregnancy-related causes per 
100,000 live births.

Mortality ratio, maternal adjusted Maternal mor-
tality ratio adjusted to account for well documented 
problems of underreporting and misclassification of 
maternal deaths, as well as estimates for countries with 
no data. See mortality ratio, maternal.

Mortality ratio, maternal reported Maternal mortal-
ity ratio as reported by national authorities. See mortal-
ity ratio, maternal.

Medium-variant projection Population projections 
by the United Nations Population Division assuming 
medium-fertility path, normal mortality and normal 
international migration. Each assumption implies 
projected trends in fertility, mortality and net migra-
tion levels, depending on the specific demographic 
characteristics and relevant policies of each country or 
group of countries. In addition, for the countries high-
ly affected by the HIV/AIDS epidemic, the impact of 
HIV/AIDS is included in the projection. The United 
Nations Population Division also publishes low- and 
high-variant projections. For more information, see 
http://esa.un.org/unpp/assumptions.html.

Military expenditure All expenditures of the defence 
ministry and other ministries on recruiting and train-
ing military personnel as well as on construction and 
purchase of military supplies and equipment. Military 
assistance is included in the expenditures of the donor 
country.

Nonmarket activities Defined according to the 1993 
revised UN System of National Accounts to include 
household maintenance (cleaning, laundry and meal 
preparation and cleanup), management and shopping 
for own household; care for children, the sick, the elder-
ly and the disabled in own household; and community 
services. See market activities and work time, total.

Official aid Grants or loans that meet the same stan-
dards as for official development assistance (ODA) 
except that recipient countries do not qualify as recipi-
ents of ODA. These countries are identified in part II 
of the Development Assistance Committee (DAC) list 
of recipient countries, which includes more advanced 
countries of Central and Eastern Europe, the countries 
of the former Soviet Union and certain advanced devel-
oping countries and territories. See official development 
assistance (ODA), net.

Official development assistance (ODA), net Dis-
bursements of loans made on concessional terms (net 
of repayments of principal) and grants by official agen-
cies of the members of the Development Assistance 
Committee (DAC), by multilateral institutions and 
by non-DAC countries to promote economic develop-
ment and welfare in countries and territories in part I 
of the DAC list of aid recipients. It includes loans with 
a grant element of at least 25% (calculated at a discount 
rate of 10%). 

Official development assistance (ODA), per capita of 
donor country Official development assistance granted 
by a specific country divided by the country’s total pop-
ulation. See official development assistance (ODA), net.

Official development assistance (ODA) to basic 
social services ODA directed to basic social services, 
which include basic education (primary education, early 
childhood education and basic life skills for youth and 
adults), basic health (including basic health care, basic 
health infrastructure, basic nutrition, infectious disease 
control, health education and health personnel devel-
opment) and population policies and programmes and 
reproductive health (population policy and administra-
tive management; reproductive health care; family plan-
ning; control of sexually transmitted diseases, including 
HIV/AIDS; and personnel development for population 
and reproductive health). Aid to water supply and sani-
tation is included only if it has a poverty focus. 

Official development assistance (ODA) to least 
developed countries See official development assistance 
(ODA), net and country classifications for least devel-
oped countries.

Official development assistance (ODA), untied 
Bilateral ODA for which the associated goods and ser-
vices may be fully and freely procured in substantially all 
countries and that is given by one country to another.

Patents granted to residents Refers to documents 
issued by a government office that describe an inven-
tion and create a legal situation in which the patented 
invention can normally be exploited (made, used, sold, 
imported) only by or with the authorization of the 
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patentee. The protection of inventions is generally lim-
ited to 20 years from the filing date of the application 
for the grant of a patent.

Physicians Includes graduates of a faculty or school of 
medicine who are working in any medical field (includ-
ing teaching, research and practice).

Population growth rate, annual Refers to the average 
annual exponential growth rate for the period indicat-
ed. See population, total.

Population, total Refers to the de facto population, 
which includes all people actually present in a given 
area at a given time.

Population, urban The midyear population of areas 
classified as urban according to the criteria used by each 
country, as reported to the United Nations. See popula-
tion, total.

PPP (purchasing power parity) A rate of exchange 
that accounts for price differences across countries, 
allowing international comparisons of real output and 
incomes. At the PPP US$ rate (as used in this Report), 
PPP US$1 has the same purchasing power in the domes-
tic economy as $1 has in the United States.

Private flows, other A category combining non-debt-
creating portfolio equity investment flows (the sum of 
country funds, depository receipts and direct purchas-
es of shares by foreign investors), portfolio debt flows 
(bond issues purchased by foreign investors) and bank 
and trade-related lending (commercial bank lending 
and other commercial credits). 

Probability at birth of not surviving to a specified 
age Calculated as 1 minus the probability of surviving 
to a specified age for a given cohort. See probability at 
birth of surviving to a specified age.

Probability at birth of surviving to a specified age 
The probability of a newborn infant surviving to a spec-
ified age if subject to prevailing patterns of age-specific 
mortality rates.

Professional and technical workers, female Women’s 
share of positions defined according to the Internation-
al Standard Classification of Occupations (ISCO-88) 
to include physical, mathematical and engineering sci-
ence professionals (and associate professionals), life sci-
ence and health professionals (and associate profession-
als), teaching professionals (and associate professionals) 
and other professionals and associate professionals.

Refugees People who have fled their country because 
of a well founded fear of persecution for reasons of their 
race, religion, nationality, political opinion or member-
ship in a particular social group and who cannot or do 
not want to return. Country of asylum is the country in 
which a refugee has filed a claim of asylum but has not 
yet received a decision or is otherwise registered as an 
asylum seeker. Country of origin refers to the claimant’s 
nationality or country of citizenship.

Research and development expenditures Current 
and capital expenditures (including overhead) on cre-
ative, systematic activity intended to increase the stock 
of knowledge. Included are fundamental and applied 
research and experimental development work leading 
to new devices, products or processes.

Researchers in R&D People trained to work in any 
field of science who are engaged in professional research 
and development (R&D) activity. Most such jobs 
require the completion of tertiary education.

Royalties and licence fees, receipts of Receipts by 
residents from nonresidents for the authorized use of 
intangible, nonproduced, nonfinancial assets and pro-
prietary rights (such as patents, trademarks, copyrights, 
franchises and industrial processes) and for the use, 
through licensing agreements, of produced originals of 
prototypes (such as films and manuscripts). Data are 
based on the balance of payments.

Sanitation facilities, improved, population with 
sustainable access to The percentage of the popula-
tion with access to adequate excreta disposal facilities, 
such as a connection to a sewer or septic tank system, 
a pour-flush latrine, a simple pit latrine or a ventilated 
improved pit latrine. An excreta disposal system is 
considered adequate if it is private or shared (but not 
public) and if it can effectively prevent human, animal 
and insect contact with excreta. 

Science, math and engineering, tertiary students 
in The share of tertiary students enrolled in natural 
sciences; engineering; mathematics and computer 
sciences; architecture and town planning; transport 
and communications; trade, craft and industrial pro-
grammes; and agriculture, forestry and fisheries. See 
education levels.

Seats in parliament held by women Refers to seats 
held by women in a lower or single house or an upper 
house or senate, where relevant. 

Smoking, prevalence among adults of The percent-
age of men and women who smoke cigarettes. 

Telephone mainlines Telephone lines connecting a 
customer’s equipment to the public switched telephone 
network.

Tenure, households with access to secure House-
holds that own or are purchasing their homes, are rent-
ing privately or are in social housing or subtenancy.

Terms of trade The ratio of the export price index 
to the import price index measured relative to a base 
year. A value of more than 100 means that the price of 
exports has risen relative to the price of imports. 

Tuberculosis cases, prevalence The total number of 
tuberculosis cases reported to the World Health Orga-
nization. A tuberculosis case is defined as a patient in 
whom tuberculosis has been bacteriologically con-
firmed or diagnosed by a clinician.
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Tuberculosis cases cured under DOTS The percent-
age of estimated new infectious tuberculosis cases 
cured under DOTS, the internationally recommended 
tuberculosis control strategy.

Tuberculosis cases detected under DOTS The per-
centage of estimated new infectious tuberculosis cases 
detected (diagnosed in a given period) under DOTS, 
the internationally recommended tuberculosis control 
strategy.

Under-five mortality rate See mortality rate, 
under-five.

Under height for age, children under age five 
Includes moderate and severe stunting, defined as more 
than two standard deviations below the median height 
for age of the reference population.

Under weight for age, children under age five 
Includes moderate underweight, defined as more than 
two standard deviations below the median weight for 
age of the reference population, and severe under-
weight, defined as more than three standard deviations 
below the median weight.

Undernourished people People whose food intake is 
chronically insufficient to meet their minimum energy 
requirements.

Unemployment Refers to all people above a specified 
age who are not in paid employment or self-employed, 
but are available for work and have taken specific steps 
to seek paid employment or self-employment.

Unemployment, long-term Unemployment lasting 
12 months or longer. See unemployment.

Unemployment rate The unemployed divided by the 
labour force (those employed plus the unemployed). See 
unemployment and labour force.

Unemployment rate, youth Refers to unemployment 
between the ages of 15 or 16 and 24, depending on the 
national definition. See unemployment.

Water source, improved, population without sus-
tainable access to Calculated as 100 minus the per-
centage of the population with sustainable access to an 
improved water source. Unimproved sources include 
vendors, bottled water, tanker trucks and unprotected 
wells and springs. See water source, improved, popula-
tion with sustainable access to.

Water source, improved, population with sustain-
able access to The share of the population with rea-
sonable access to any of the following types of water 
supply for drinking: household connections, public 
standpipes, boreholes, protected dug wells, protected 
springs and rainwater collection. Reasonable access is 
defined as the availability of at least 20 litres a person 
per day from a source within 1 kilometre of the user’s 
dwelling.

Women in government at ministerial level Includes 
deputy prime ministers and ministers. Prime ministers 
were included when they held ministerial portfolios. 
Vice-presidents and heads of ministerial-level depart-
ments or agencies were also included when exercising a 
ministerial function in the government structure.

Work time, total Time spent on market and nonmar-
ket activities as defined according to the 1993 revised 
UN System of National Accounts. See market activities 
and nonmarket activities.
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Classification of countries

Antigua and Barbuda 

Argentina 

Australia 

Austria 

Bahamas 

Bahrain 

Barbados 

Belgium 

Bosnia and Herzegovina 

Brunei Darussalam 

Bulgaria 

Canada 

Chile 

Costa Rica 

Croatia 

Cuba 

Cyprus 

Czech Republic 

Denmark 

Estonia 

Finland 

France 

Germany 

Greece 

Hong Kong, China (SAR)

Hungary 

Iceland 

Ireland 

Israel 

Italy 

Japan 

Korea, Rep. of

Kuwait 

Latvia 

Lithuania 

Luxembourg 

Malaysia 

Malta 

Mauritius 

Mexico 

Netherlands 

New Zealand 

Norway 

Oman 

Panama 

Poland 

Portugal 

Qatar 

Romania 

Saint Kitts and Nevis 

Seychelles 

Singapore 

Slovakia 

Slovenia 

Spain 

Sweden 

Switzerland 

Tonga 

Trinidad and Tobago 

United Arab Emirates 

United Kingdom 

United States 

Uruguay 

(63 countries or areas)

Albania 

Algeria 

Armenia 

Azerbaijan 

Bangladesh 

Belarus 

Belize 

Bhutan 

Bolivia 

Botswana 

Brazil 

Cambodia 

Cameroon 

Cape Verde 

China 

Colombia 

Comoros 

Congo 

Dominica 

Dominican Republic 

Ecuador 

Egypt 

El Salvador 

Equatorial Guinea 

Fiji 

Gabon 

Georgia 

Ghana 

Grenada 

Guatemala 

Guyana 

Honduras 

India 

Indonesia 

Iran, Islamic Rep. of

Jamaica 

Jordan 

Kazakhstan 

Kyrgyzstan 

Lao People’s Dem. Rep.

Lebanon 

Libyan Arab Jamahiriya 

Macedonia, TFYR

Madagascar 

Maldives 

Moldova, Rep. of 

Mongolia 

Morocco 

Myanmar 

Namibia 

Nepal 

Nicaragua 

Occupied Palestinian 

Territories

Pakistan 

Papua New Guinea 

Paraguay 

Peru 

Philippines 

Russian Federation 

Saint Lucia 

Saint Vincent and the 

Grenadines 

Samoa (Western)

São Tomé and Principe

Saudi Arabia 

Solomon Islands 

South Africa 

Sri Lanka 

Sudan 

Suriname 

Swaziland 

Syrian Arab Republic 

Tajikistan 

Thailand 

Timor-Leste

Tunisia

Turkey 

Turkmenistan 

Uganda 

Ukraine 

Uzbekistan 

Vanuatu 

Venezuela, RB 

Viet Nam 

(83 countries or areas)

Angola 

Benin 

Burkina Faso 

Burundi 

Central African Republic 

Chad 

Congo, Dem. Rep. of the

Côte d’Ivoire 

Djibouti 

Eritrea 

Ethiopia 

Gambia 

Guinea 

Guinea-Bissau 

Haiti

Kenya 

Lesotho 

Malawi 

Mali 

Mauritania 

Mozambique 

Niger 

Nigeria 

Rwanda 

Senegal 

Sierra Leone 

Tanzania, U. Rep. of

Togo 

Yemen 

Zambia 

Zimbabwe 

(31 countries or areas)

High human development (HDI 0.800 and above) Medium human development (HDI 0.500–0.799) Low human development (HDI below 0.500)

Note: The following UN member countries are not included in the human development aggregates because the HDI cannot be computed for them: Afghanistan, Andorra, Iraq, Kiribati, the Democratic Republic of Korea, Liberia, 

Liechtenstein, Marshall Islands, the Federated States of Micronesia, Montenegro, Monaco, Nauru, Palau, San Marino, Serbia, Somalia and Tuvalu.

Countries in the human development aggregates
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Andorra 

Australia 

Austria 

Bahamas 

Bahrain 

Belgium 

Brunei Darussalam 

Canada 

Cyprus 

Denmark 

Finland 

France 

Germany 

Greece 

Hong Kong, China (SAR)

Iceland 

Ireland 

Israel 

Italy 

Japan 

Korea, Rep. of

Kuwait 

Liechtenstein 

Luxembourg 

Malta 

Monaco 

Netherlands 

New Zealand 

Norway 

Portugal 

Qatar 

San Marino 

Saudi Arabia 

Singapore 

Slovenia 

Spain 

Sweden 

Switzerland 

United Arab Emirates 

United Kingdom 

United States 

(41 countries or areas)

Albania 

Algeria 

Angola 

Antigua and Barbuda 

Argentina 

Armenia 

Azerbaijan 

Barbados 

Belarus 

Belize 

Bolivia 

Bosnia and Herzegovina 

Botswana 

Brazil 

Bulgaria 

Cape Verde 

Chile 

China 

Colombia 

Costa Rica 

Croatia 

Cuba 

Czech Republic 

Djibouti 

Dominica 

Dominican Republic 

Ecuador 

Egypt 

El Salvador 

Equatorial Guinea 

Estonia 

Fiji 

Gabon 

Georgia 

Grenada 

Guatemala 

Guyana 

Honduras 

Hungary 

Indonesia 

Iran, Islamic Rep. of

Iraq 

Jamaica 

Jordan 

Kazakhstan 

Kiribati 

Latvia 

Lebanon 

Libyan Arab Jamahiriya 

Lithuania 

Macedonia, TFYR

Malaysia 

Maldives 

Marshall Islands 

Mauritius 

Mexico 

Micronesia, Fed. Sts.

Montenegro a

Morocco 

Namibia 

Northern Mariana Islands 

Occupied Palestinian 

Territories

Oman 

Palau 

Panama 

Paraguay 

Peru 

Philippines 

Poland 

Romania 

Russian Federation 

Saint Kitts and Nevis 

Saint Lucia 

Saint Vincent and the 

Grenadines 

Samoa (Western)

Serbia a

Seychelles

Slovakia 

South Africa 

Sri Lanka 

Suriname 

Swaziland 

Syrian Arab Republic 

Thailand 

Tonga 

Trinidad and Tobago 

Tunisia 

Turkey 

Turkmenistan 

Ukraine 

Uruguay 

Vanuatu 

Venezuela, RB 

(93 countries or areas)

Afghanistan 

Bangladesh 

Benin 

Bhutan 

Burkina Faso 

Burundi 

Cambodia 

Cameroon 

Central African Republic 

Chad 

Comoros 

Congo 

Congo, Dem. Rep. of the

Côte d’Ivoire 

Eritrea 

Ethiopia 

Gambia 

Ghana 

Guinea 

Guinea-Bissau 

Haiti 

India 

Kenya 

Korea, Dem. Rep.

Kyrgyzstan 

Lao People’s Dem. Rep.

Lesotho 

Liberia 

Madagascar 

Malawi 

Mali 

Mauritania 

Moldova, Rep. of 

Mongolia 

Mozambique 

Myanmar 

Nepal 

Nicaragua 

Niger 

Nigeria 

Pakistan 

Papua New Guinea 

Rwanda 

São Tomé and Principe

Senegal 

Sierra Leone 

Solomon Islands 

Somalia 

Sudan 

Tajikistan 

Tanzania, U. Rep. of

Timor-Leste

Togo 

Uganda 

Uzbekistan 

Viet Nam 

Yemen 

Zambia 

Zimbabwe 

(59 countries or areas)

Countries in the income aggregates

High income (GNI per capita of $10,066 or more in 2004) Middle income (GNI per capita of $826–$10,065 in 2004) Low income (GNI per capita of $825 or less in 2004)

Note: Income aggregates use World Bank classification (effective 1 July 2005) based on gross national income (GNI) per capita. They include the following countries or areas that are not UN member states and therefore not included 

in the HDI tables: high income, Aruba, Bermuda, Cayman Islands, Faeroe Islands, French Polynesia, Greenland, Guam, Isle of Man, Macao, China (SAR), Netherlands Antilles, New Caledonia, Puerto Rico and Virgin Islands (U.S.); 

middle income, American Samoa. These countries or areas are included in the aggregates by income level. UN member countries Nauru and Tuvalu are not included because of lack of data.

a The income classification and aggregates based on it refer to Serbia and Montenegro before it separated into two independent states in June 2006.



BERICHT ÜBER DIE MENSCHLICHE ENTWICKLUNG 2006 481

H
um

an developm
ent indicators

Afghanistan 

Algeria 

Angola 

Antigua and Barbuda 

Argentina 

Bahamas 

Bahrain 

Bangladesh 

Barbados 

Belize 

Benin 

Bhutan 

Bolivia 

Botswana 

Brazil 

Brunei Darussalam 

Burkina Faso 

Burundi 

Cambodia 

Cameroon 

Cape Verde 

Central African Republic 

Chad 

Chile 

China 

Colombia 

Comoros 

Congo 

Congo, Dem. Rep. of the

Costa Rica 

Côte d’Ivoire 

Cuba 

Cyprus 

Djibouti 

Dominica 

Dominican Republic 

Ecuador 

Egypt 

El Salvador 

Equatorial Guinea 

Eritrea 

Ethiopia 

Fiji 

Gabon 

Gambia 

Ghana 

Grenada 

Guatemala 

Guinea 

Guinea-Bissau 

Guyana 

Haiti 

Honduras 

Hong Kong, China (SAR)

India 

Indonesia 

Iran, Islamic Rep. of

Iraq 

Jamaica 

Jordan 

Kenya 

Kiribati 

Korea, Dem. Rep.

Korea, Rep. of

Kuwait 

Lao People’s Dem. Rep.

Lebanon 

Lesotho 

Liberia 

Libyan Arab Jamahiriya 

Madagascar 

Malawi 

Malaysia 

Maldives 

Mali 

Marshall Islands 

Mauritania 

Mauritius 

Mexico 

Micronesia, Fed. Sts.

Mongolia 

Morocco 

Mozambique 

Myanmar 

Namibia 

Nauru 

Nepal 

Nicaragua 

Niger 

Nigeria 

Occupied Palestinian 

Territories

Oman 

Pakistan 

Palau 

Panama 

Papua New Guinea 

Paraguay 

Peru 

Philippines 

Qatar 

Rwanda 

Saint Kitts and Nevis 

Saint Lucia 

Saint Vincent and the 

Grenadines 

Samoa (Western)

São Tomé and Principe

Saudi Arabia 

Senegal 

Seychelles 

Sierra Leone 

Singapore 

Solomon Islands 

Somalia 

South Africa 

Sri Lanka 

Sudan 

Suriname 

Swaziland 

Syrian Arab Republic 

Tanzania, U. Rep. of

Thailand 

Timor-Leste

Togo

Tonga 

Trinidad and Tobago 

Tunisia 

Turkey 

Tuvalu 

Uganda 

United Arab Emirates 

Uruguay 

Vanuatu 

Venezuela, RB 

Viet Nam 

Yemen 

Zambia 

Zimbabwe 

(137 countries or areas)

Least developed
countries a

Afghanistan 

Angola 

Bangladesh 

Benin 

Bhutan 

Burkina Faso 

Burundi 

Cambodia 

Cape Verde 

Central African Republic 

Chad 

Comoros 

Congo, Dem. Rep. of the

Djibouti 

Equatorial Guinea 

Eritrea 

Ethiopia 

Gambia 

Guinea 

Guinea-Bissau 

Haiti 

Kiribati 

Lao People’s Dem. Rep.

Lesotho 

Liberia 

Madagascar

Malawi

Maldives 

Mali 

Mauritania 

Mozambique 

Myanmar 

Nepal 

Niger 

Rwanda 

Samoa (Western)

São Tomé and Principe

Senegal 

Sierra Leone 

Solomon Islands 

Somalia 

Sudan 

Tanzania, U. Rep. of

Timor-Leste 

Togo 

Tuvalu 

Uganda 

Vanuatu 

Yemen 

Zambia 

(50 countries or areas)

Developing countries

a UN classification based on UN-OHRLLS 2006.

b Regional aggregates are based on data for Serbia and Montenegro before it separated into two independent states in June 2006.

Central and Eastern
Europe and the
Commonwealth
of Independent
States (CIS)
Albania 

Armenia 

Azerbaijan 

Belarus 

Bosnia and Herzegovina 

Bulgaria 

Croatia 

Czech Republic 

Estonia 

Georgia 

Hungary 

Kazakhstan 

Kyrgyzstan 

Latvia 

Lithuania 

Macedonia, TFYR

Moldova, Rep. of 

Montenegro b

Poland 

Romania 

Russian Federation 

Serbia b

Slovakia

Slovenia 

Tajikistan 

Turkmenistan 

Ukraine 

Uzbekistan 

(28 countries or areas)

Organisation
for Economic
Co-operation
and Development
(OECD)
Australia 

Austria 

Belgium 

Canada 

Czech Republic 

Denmark 

Finland 

France 

Germany 

Greece 

Hungary 

Iceland 

Ireland 

Italy 

Japan 

Korea, Rep. of

Luxembourg 

Mexico 

Netherlands 

New Zealand 

Norway 

Poland 

Portugal 

Slovakia 

Spain 

Sweden 

Switzerland 

Turkey 

United Kingdom 

United States 

(30 countries or areas)

High-income OECD
countries

Australia 

Austria 

Belgium 

Canada 

Denmark 

Finland 

France 

Germany 

Greece 

Iceland 

Ireland 

Italy 

Japan 

Korea, Rep. of

Luxembourg 

Netherlands 

New Zealand 

Norway 

Portugal 

Spain 

Sweden 

Switzerland 

United Kingdom 

United States 

(24 countries or areas)

Countries in the major world aggregates
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Arab States
Algeria 

Bahrain 

Djibouti 

Egypt 

Iraq 

Jordan 

Kuwait 

Lebanon 

Libyan Arab Jamahiriya 

Morocco 

Occupied Palestinian 

Territories

Oman 

Qatar 

Saudi Arabia 

Somalia 

Sudan 

Syrian Arab Republic 

Tunisia 

United Arab Emirates 

Yemen 

(20 countries or areas)

East Asia and
the Pacific
Brunei Darussalam 

Cambodia 

China 

Fiji 

Hong Kong, China (SAR)

Indonesia 

Kiribati 

Korea, Dem. Rep.

Korea, Rep. of

Lao People’s Dem. Rep.

Malaysia 

Marshall Islands 

Micronesia, Fed. Sts.

Mongolia 

Myanmar 

Nauru 

Palau 

Papua New Guinea 

Philippines 

Samoa (Western)

Singapore 

Solomon Islands 

Thailand 

Timor-Leste

Tonga 

Tuvalu 

Vanuatu 

Viet Nam 

(28 countries or areas)

South Asia
Afghanistan 

Bangladesh 

Bhutan 

India 

Iran, Islamic Rep. of

Maldives 

Nepal 

Pakistan 

Sri Lanka 

(9 countries or areas)

Latin America and
the Caribbean
Antigua and Barbuda 

Argentina 

Bahamas 

Barbados 

Belize 

Bolivia 

Brazil 

Chile 

Colombia 

Costa Rica 

Cuba 

Dominica 

Dominican Republic 

Ecuador 

El Salvador 

Grenada 

Guatemala 

Guyana 

Haiti 

Honduras 

Jamaica 

Mexico 

Nicaragua 

Panama 

Paraguay 

Peru 

Saint Kitts and Nevis 

Saint Lucia 

Saint Vincent and the 

Grenadines 

Suriname 

Trinidad and Tobago 

Uruguay 

Venezuela, RB 

(33 countries or areas)

Southern Europe
Cyprus 

Turkey 

(2 countries or areas)

Sub-Saharan Africa
Angola 

Benin 

Botswana 

Burkina Faso 

Burundi 

Cameroon 

Cape Verde 

Central African Republic 

Chad 

Comoros 

Congo 

Congo, Dem. Rep. of the

Côte d’Ivoire 

Equatorial Guinea 

Eritrea 

Ethiopia 

Gabon 

Gambia 

Ghana 

Guinea 

Guinea-Bissau 

Kenya 

Lesotho 

Liberia 

Madagascar 

Malawi 

Mali 

Mauritania 

Mauritius 

Mozambique 

Namibia 

Niger 

Nigeria 

Rwanda 

São Tomé and Principe

Senegal 

Seychelles 

Sierra Leone 

South Africa 

Swaziland 

Tanzania, U. Rep. of

Togo 

Uganda 

Zambia 

Zimbabwe 

(45 countries or areas)

Developing countries in the regional aggregates
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Index to indicators

Indicator table Indicator Indicator table Indicator

A
Armed forces 

22 index

22 total

Arms transfers, conventional 

exports 

22 share

22 total

22 imports, total

B
6 Births attended by skilled health personnel

8 poorest 20%

8 richest 20%

7 Birthweight, infants with low

C
Carbon dioxide emissions 

21 per capita

21 share of world total

13 Cellular subscribers 

12 Children reaching grade 5

Condom use rate, at last high-risk sex

9 men

9 women

14 Consumer price index, average annual change in 

6 Contraceptive prevalence rate

Contributing family workers 

27 men

27 women

Crime, population victimized by 

23 assault

23 bribery (corruption) 

23 property crime

23 robbery

23 sexual assault

23 total 

D
Debt service, total

18 as % of exports of goods and services and net income 

from abroad

18, 19 as % of GDP

E
27 Economic activity rate, female

27 as % of male rate

27 index 

Education expenditure, public 

11, 19 as % of GDP

11 as % of total government expenditure

11 pre-primary and primary

11 secondary

11 tertiary

1 Education index

29 Elected or appointed to parliament, year first woman

29 Election, year women received right to stand for

21 Electricity consumption per capita

Employment, by economic activity

agriculture

27 men

27 women

industry 

27 men

27 women 

services 

27 men

27 women 

21 Energy use, GDP per unit of 

Enrolment ratio, gross 

1, 1a combined primary, secondary and tertiary schools

24 female

24 male 

tertiary

26 female ratio 

26 ratio of female to male

Enrolment ratio, net 

1a, 12 primary

26 female ratio

26 ratio of female to male
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Indicator table Indicator Indicator table Indicator

12 secondary

26 female ratio

26 ratio of female to male

Environmental treaties, ratification of

21 Cartagena Protocol on Biosafety

21 Convention on Biological Diversity

21 Framework Convention on Climate Change

21 Kyoto Protocol to the Framework Convention on 

Climate Change

Exports 

16 high technology

16 of goods and services

16 manufactured

16 primary

F
1a, 5 Fertility rate, total

18 Foreign direct investment, net inflows of

21 Fuel consumption, traditional 

G
1 GDP index

GDP per capita 

14 annual growth rate

14 in US$

1, 1a, 14 in PPP US$

14 highest value during 1975–2004

14 year of highest value

GDP, total 

14 in PPP US$ billions

14 in US$ billions

Gender empowerment measure (GEM)

25 value and rank

Gender-related development index (GDI)

24 HDI rank minus GDI rank

24 value and rank

H
Health expenditure 

6 per capita

6 private

6, 19 public

1a, 9 HIV prevalence

Human development index (HDI)

1 GDP per capita rank minus HDI rank

2 trends in, since 1975

1 value and rank

Human poverty index (HPI-1)

3 rank minus income poverty rank

3 value and rank

Human poverty index (HPI-2)

4 rank minus income poverty rank

4 value and rank

Human rights instruments, status of major international

30 Convention against Torture and Other Cruel, Inhuman or

Degrading Treatment or Punishment

30 Convention on the Elimination of All Forms of Discrimination

against Women

30 Convention on the Rights of the Child

30 International Convention on the Elimination of All Forms of

Racial Discrimination

30 International Convention on the Prevention and Punishment

of the Crime of Genocide

30 International Covenant on Civil and Political Rights

30 International Covenant on Economic, Social and Cultural

Rights

I
3 Illiteracy rate, adult 

Immunized, one-year olds fully

6 against measles

6 against tuberculosis

8 poorest 20%

8 richest 20%

16 Imports of goods and services 

Income, estimated earned

24 female

24 male

25 ratio of female to male 

Income inequality measures 

15 Gini index

15 income ratio, richest 10% to poorest 10%

15 income ratio, richest 20% to poorest 20%

Income or consumption, share of 

15 poorest 10%

15 poorest 20%

15 richest 10%

15 richest 20%

10 Infant mortality rate

8 poorest 20%

8 richest 20%

22 Internally displaced people

13 Internet users

L
Labour rights conventions, status of fundamental
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Indicator table Indicator Indicator table Indicator

31 Abolition of child labor

31 Elimination of discrimination in respect of employment and 

occupation

31 Elimination of forced and compulsory labor

31 Freedom of association and collective bargaining

25 Legislators, senior officials and managers, female

1, 1a, 10 Life expectancy at birth

24 female

24 male

1 Life expectancy index

1, 1a, 12 Literacy rate, adult

24, 26 female

26 female as % of male 

24 male

12 Literacy rate, youth

26 female 

26 female as % of male 

4 Literacy skills, functional, population lacking

M
Malaria

9 prevention, children under age five using insecticide-treated 

bed nets 

9 treatment, children under age five with fever treated with 

antimalarial drugs 

Maternal mortality ratio 

10 adjusted

10 reported 

19 Military expenditure

29 Ministerial level, women in government at

O
Official development assistance (ODA) disbursed, net 

17 as % of GNI

17 per capita of donor country

17 to basic social services

17 to least developed countries

17 total

17 untied bilateral

Official development assistance (ODA) received (net 

disbursements)

18 as % of GDP

18 per capita

18 total

6 Oral rehydration and continued feeding, children with diarrhoea 

receiving

P
13 Patents, granted to residents

6 Physicians

Population

5 ages 65 and above

5 annual growth rate 

1a, 5 total

5 under age 15

5 urban

Poverty, income 

3 population living below $1 a day 

3 population living below $2 a day 

4 population living below $4 a day

4 population living below $11 a day

4 population living below 50% of median income

3 population living below national poverty line

18 Private flows, other

25 Professional and technical workers, female

R
Refugees 

22 by country of asylum

22 by country of origin

Research and development (R&D) 

13 expenditures

13 researchers in

13 Royalties and licence fees, receipts of 

S
7 Sanitation, population with sustainable access to improved 

12 Science, engineering, manufacturing and construction, tertiary

students in

25 Seats in parliament held by women

29 lower or single house

29 upper house or senate

Smoking, adult prevalence of 

9 men

9 women

Survival 

3 probability at birth of not surviving to age 40

4 probability at birth of not surviving to age 60 

probability at birth of surviving to age 65

10 female

10 male

T
13 Telephone mainlines 

16 Trade, terms of
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Indicator table Indicator Indicator table Indicator

Tuberculosis cases

9 cured under DOTS

9 detected under DOTS

9 total

U
1a, 10 Under-five mortality rate

8 poorest 20%

8 richest 20%

7 Under height for age, children

8 poorest 20%

8 richest 20%

1a, 7 Undernourished population 

3, 7 Under weight for age, children

20 Unemployed people

4 Unemployment, long-term 

20 men

20 women

Unemployment rate

21 average annual 

20 female % of male 

20 total

youth

20 female % of male

20 total

V
29 Vote, year women received right to

W
Water source, improved 

1a, 7 population with sustainable access to

3 population without sustainable access to

Women’s economic and political participation 

25 female legislators, senior officials and managers

25 female professional and technical workers

25 seats in parliament held by women

29 lower or single house

29 upper house or senate

29 women in government at ministerial level

29 year first woman elected or appointed to parliament

29 year women received right to stand for election

29 year women received right to vote

Work time 

men

28 market activities

28 non-market activities

28 total

total

28 market activities

28 non-market activities

women

28 as % of male

28 market activities

28 non-market activities

28 total
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Goals and targets from the Millennium Declaration Indicators for measuring progress Indicator table

Goal 1 Eradicate extreme poverty and hunger

Target 1

Halve, between 1990 and 2015, the proportion of people whose

income is less than $1 a day

1. Proportion of population below $1 (PPP) a day

2. Poverty gap ratio (incidence × depth of poverty)

3. Share of poorest quintile in national consumption

3

15

Target 2

Halve, between 1990 and 2015, the proportion of people who

suffer from hunger

4. Prevalence of underweight children under five years of age

5. Proportion of population below minimum level of dietary energy consumption

3, 7

1a a, 7 a

Goal 2 Achieve universal primary education

Target 3

Ensure that, by 2015, children everywhere, boys and girls alike, will be able 

to complete a full course of primary schooling

6. Net enrolment ratio in primary education

7. Proportion of pupils starting grade 1 who reach grade 5

8. Literacy rate of 15- to 24-year-olds

1a, 12

12

12

Goal 3 Promote gender equality and empower women

Target 4

Eliminate gender disparity in primary and secondary education,

preferably by 2005, and in all levels of education no later than 2015

9. Ratio of girls to boys in primary, secondary and tertiary education

10. Ratio of literate women to men ages 15–24

11. Share of women in wage employment in the non-agricultural sector b

12. Proportion of seats held by women in national parliaments

26 c

26 d

29

Goal 4 Reduce child mortality

Target 5

Reduce by two-thirds, between 1990 and 2015, the under-five mortality rate

13. Under-five mortality rate

14. Infant mortality rate

15. Proportion of one-year-old children immunized against measles

1a, 10

10

6

Goal 5 Improve maternal health

Target 6. Reduce by three-quarters, between 1990 and 2015, the maternal 

mortality ratio

16. Maternal mortality ratio

17. Proportion of births attended by skilled health personnel

10

6

Goal 6 Combat HIV/AIDS, malaria and other diseases

Target 7

Have halted by 2015 and begun to reverse the spread of HIV/AIDS

18. HIV prevalence among pregnant women 15–24 e

19. Condom use rate of the contraceptive prevalence rate

19a. Condom use at last high-risk sex

19b. Percentage of 15- to 24-year-olds with comprehensive correct knowledge of HIV/AIDS

19c. Contraceptive prevalence rate

20. Ratio of school attendance of orphans to school attendance of non-orphans ages 10–14

9

6

Target 8

Have halted by 2015 and begun to reverse the incidence of malaria and 

other major diseases

21. Prevalence and death rates associated with malaria

22. Proportion of population in malaria-risk areas using effective malaria prevention and 

treatment measures

23. Prevalence and death rates associated with tuberculosis

24. Proportion of tuberculosis cases detected and cured under directly observed treatment 

short course (DOTS)

9 f

9 g

9

Goal 7 Ensure environmental sustainability

Target 9

Integrate the principles of sustainable development into country policies and 

programmes and reverse the loss of environmental resources

25. Proportion of land area covered by forest

26. Ratio of area protected to maintain biological diversity to surface area

27. Energy use (kilograms of oil equivalent) per $1 GDP (PPP)

28. Carbon dioxide emissions per capita and consumption of ozone-depleting 

chlorofluorocarbons (CFCs)

29. Proportion of population using solid fuels

21 h

21 i

Target 10

Halve, by 2015, the proportion of people without sustainable access to

safe drinking water and sanitation

30. Proportion of population with sustainable access to an improved water source, urban 

and rural

31. Proportion of population with access to improved sanitation, urban and rural

1a j, 7 j

7 k

Index to Millennium Development Goal indicators in the indicator tables

(continued on next page)
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Goals and targets from the Millennium Declaration Indicators for measuring progress Indicator table

Target 11

By 2020, to have achieved a significant improvement in the lives of at least 

100 million slum dwellers

32. Proportion of households with access to secure tenure

Goal 8 Develop a global partnership for development

Target 12

Develop further an open, rule-based, predictable, non-discriminatory trading 

and financial system.

Includes a commitment to good governance, development, and poverty 

reduction—both nationally and internationally

Official development assistance (ODA)

33. Net ODA, total and to least developed countries, as a percentage of OECD/DAC 

donors’ gross national income (GNI)

34. Proportion of total bilateral, sector-allocable ODA of OECD/DAC donors to basic social 

services (basic education, primary health care, nutrition, safe water and sanitation)

35. Proportion of bilateral ODA of OECD/DAC donors that is untied

36. ODA received in landlocked countries as proportion of their gross national incomes

37. ODA received in small island developing states as proportion of their gross national 

incomes

Market access

38. Proportion of total developed country imports (by value and excluding arms) from 

developing countries and from the least developed countries, admitted free of duties

39. Average tariffs imposed by developed countries on agricultural products and textiles 

and clothing from developing countries

40. Agricultural support estimate for OECD countries as a percentage of their gross 

domestic product

41. Proportion of ODA provided to help build trade capacity

Debt sustainability

42. Total number of countries that have reached their HIPC decision points and number 

that have reached their HIPC completion points (cumulative)

43. Debt relief committed under HIPC Debt Initiative

44. Debt service as a percentage of exports of goods and services

17 l

17

17

18

Target 13

Address the special needs of the least developed countries.

Includes: tariff- and quota-free access for least-developed countries’ 

exports; enhanced programme of debt relief for HIPCs and cancellation of 

official bilateral debt; and more generous ODA for countries committed to 

poverty reduction

Target 14

Address the special needs of landlocked countries and small island 

developing states

Target 15

Deal comprehensively with the debt problems of developing countries 

through national and international measures in order to make debt 

sustainable in the long term

Target 16

In cooperation with developing countries, develop and implement strategies 

for decent and productive work for youth 

45. Unemployment rate of 15- to 24-year-olds, male and female and total 20 m

Target 17

In cooperation with pharmaceutical companies, provide access to affordable 

essential drugs in developing countries

46. Proportion of population with access to affordable essential drugs on a sustainable 

basis

Target 18

In cooperation with the private sector, make available the benefits of new 

technologies, especially information and communications

47. Telephone lines and cellular subscribers per 100 people

48a. Personal computers in use per 100 people

48b. Internet users per 100 people

13 n

13

a Tables 1a and 7 present this indicator as undernourished people as a percentage of total population.

b Table 27 includes data on female employment by economic activity.

c Table presents female (net or gross) enrolment ratio as a percentage of male ratio for primary, secondary and tertiary education levels separately.

d Table presents data on female youth literacy data as a percentage of male rate.

e Tables 1a and 9 present HIV prevalence among people ages 15–49.

f Table includes data on children under age five using insecticide-treated bed nets, and children under age five with fever treated with antimalarial drugs.

g Table includes data on tuberculosis cases per 100,000 people.

h Table presents this indicator as GDP per unit of energy use (2000 PPP US$ per kilogram of oil equivalent).

i Table includes data on carbon dioxide emissions per capita.

j Tables 1a and 7 include data on population with sustainable access to an improved water source for urban and rural combined.

k Table includes data on population with sustainable access to improved sanitation for urban and rural combined.

l Table includes data on official development assistance (ODA) to least developed countries as a percentage of total ODA.

m Table includes data on unemployment rate of 15- to 24-year-olds as total and female rate as a percentage of male rate for OECD countries only.

n Table presents telephone lines and cellular subscribers separately. 

Index to Millennium Development Goal indicators in the indicator tables
(continued)
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102

161

59

36

80

3

14

99

52

39

137

31

67

13

95

163

135

115

62

131

69

34

54

174

169

129

144

6

106

172

171

38

81

70

132

140

167

48

164

44

50

29

30

15

148

68

94

83

111

Albania

Algeria

Angola

Antigua and Barbuda

Argentina

Armenia

Australia

Austria

Azerbaijan

Bahamas

Bahrain

Bangladesh

Barbados

Belarus

Belgium

Belize

Benin

Bhutan

Bolivia

Bosnia and Herzegovina

Botswana

Brazil

Brunei Darussalam

Bulgaria

Burkina Faso

Burundi

Cambodia

Cameroon

Canada

Cape Verde

Central African Republic

Chad

Chile

China

Colombia

Comoros

Congo

Congo, Dem. Rep. of the

Costa Rica

Côte d'Ivoire

Croatia

Cuba

Cyprus

Czech Republic

Denmark

Djibouti

Dominica

Dominican Republic

Ecuador

Egypt

El Salvador

Equatorial Guinea

Eritrea

Estonia

Ethiopia

Fiji

Finland

France

Gabon

Gambia

Georgia

Germany

Ghana

Greece

Grenada

Guatemala

Guinea

Guinea-Bissau

Guyana

Haiti

Honduras

Hong Kong, China (SAR)

Hungary

Iceland

India

Indonesia

Iran, Islamic Rep. of

Ireland

Israel

Italy

Jamaica

Japan

Jordan

Kazakhstan

Kenya

Korea, Rep. of

Kuwait

Kyrgyzstan

Lao People's Dem.  Rep.

Latvia

Lebanon

Lesotho

Libyan Arab Jamahiriya

Lithuania

Luxembourg

Macedonia, TFYR

Madagascar

Malawi

Malaysia

Maldives

Mali

Malta

Mauritania

Mauritius

Mexico

Moldova, Rep. of

Mongolia

Morocco

Mozambique

Myanmar

Namibia

Nepal

Netherlands

New Zealand

Nicaragua

Niger

Nigeria

Norway

Occupied Palestinian Territories

Oman

Pakistan

Panama

Papua New Guinea

Paraguay

Peru

Philippines

Poland

Portugal

Qatar

Romania

Russian Federation

Rwanda

Saint Kitts and Nevis

Saint Lucia

Saint Vincent and the Grenadines

Samoa (Western)

São Tomé and Principe

Saudi Arabia

Senegal

Seychelles

Sierra Leone

Singapore

Slovakia

Slovenia

Solomon Islands

South Africa

Spain

Sri Lanka

Sudan

Suriname

Swaziland

Sweden

Switzerland

Syrian Arab Republic

Tajikistan

Tanzania, U. Rep. of

Thailand

Timor-Leste

Togo

Tonga

Trinidad and Tobago

Tunisia

Turkey

Turkmenistan

Uganda

Ukraine

United Arab Emirates

United Kingdom

United States

Uruguay

Uzbekistan

Vanuatu

Venezuela, RB

Viet Nam

Yemen

Zambia

Zimbabwe

101

120

157

40

170

90

11

16

124

155

97

21

136

24

85

118

160

173

103

154

117

22

35

2

126

108

96

4

23

17

104

7

86

79

152

26

33

110

133

45

78

149

64

41

12

66

143

166

61

98

175

32

153

63

53

114

116

123

168

130

125

138

10

20

112

177

159

1

100

56

134

58

139

91

82

84

37

28

46

60

65

158

51

71

88

75

127

76

156

47

176

25

42

27

128

121

19

93

141

89

146

5

9

107

122

162

74

142

147

55

57

87

92

105

145

77

49

18

8

43

113

119

72

109

150

165

151

HDI rank

Länderschlüssel



Das Titelbild bringt den Gedanken 
zum Ausdruck, dass Millionen 
Menschen auf der Welt keinen Zugang 
zu gesundheitlich unbedenklichem

Wasser haben, nicht weil es knapp wird, sondern 
weil Armut, Ungleichheit und Fehlentscheidungen
von Regierungen sie davon ausschließen. Die 
Überwindung dieser Probleme ist der Schlüssel 
zur Beilegung der globalen Wasserkrise.

Die Versorgung mit einwandfreiem Wasser und
angemessenen Sanitäreinrichtungen gehört zu 
den Grundvoraussetzungen für die menschliche
Entwicklung. Wer auf diesem Gebiet benachteiligt
ist, kann sein Potenzial als Mensch nicht voll 
verwirklichen. Unsauberes Wasser und 
unzureichende Sanitärversorgung sind zwei 
der wichtigsten Kräfte, die Armut und Ungleichheit
auf der Welt vorantreiben. Sie kosten Millionen
Menschenleben, zerstören Existenzgrundlagen,
beeinträchtigen die menschliche Würde und 
verringern die Aussichten auf wirtschaftliches
Wachstum. Die Armen, insbesondere Frauen 
und Kinder, tragen die Hauptlast der 
menschlichen Kosten.

Zu Beginn des 21. Jahrhunderts leben wir in einer
Welt beispiellosen Wohlstands. Dennoch sterben
jedes Jahr fast zwei Millionen Kinder, weil sie weder
sauberes Wasser noch eine Toilette haben. Mehr als
eine Milliarde Menschen sind ohne Zugang zu 
einwandfreiem Wasser und rund 2,6 Milliarden 
fehlt es an angemessenen Sanitäreinrichtungen.
Gleichzeitig verurteilt der mangelnde Zugang 
zu Wasser als produktiver Ressource Millionen
Menschen zu einem Leben in Armut und
Gefährdung. Der Bericht dokumentiert die 
systematische Verletzung des Rechts auf Wasser,
macht die tieferen Ursachen der Krise deutlich 
und stellt eine Agenda für Veränderungen auf.

Neue Materialien des Human Development Report Office

Nationale, Subnationale und Regionale Human Development Reports

Human Development Reports werden auch auf nationaler, subnationaler und regionaler Ebene erstellt. Der erste nationale Human
Development Report wurde 1992 veröffentlicht. 

• Seit 1992 haben Arbeitsgruppen in den einzelnen Ländern mit Unterstützung des Entwicklungsprogramms der Vereinten
Nationen (UNDP) mehr als 500 nationale und subnationale Human Development Reports in über 130 Ländern sowie 30 regionale
Human Development Reports erstellt.

• Als Orientierungshilfen für politische Handlungskonzepte führen diese Berichte das Konzept der menschlichen Entwicklung in
den nationalen Dialog ein, im Rahmen von Konsultations-, Forschungs- und Berichterstellungsprozessen, die von den Ländern
selbst gesteuert und selbst bestimmt sind.

• Die Daten der Human Development Reports, die häufig nach Geschlecht, ethnischer Gruppe oder nach ländlichen/städtischen
Gebieten aufgeschlüsselt sind, tragen dazu bei, Ungleichheit zu ermitteln, Fortschritte zu erfassen und früh vor möglichen
Konflikten zu warnen. 

• Da die nationalen, subnationalen und regionalen Human Development Reports unter einer örtlichen Perspektive verfasst werden,
können sie die nationalen Strategien beeinflussen, namentlich die auf die Millenniums-Entwicklungsziele und andere
Schwerpunktbereiche der menschlichen Entwicklung gerichteten politischen Handlungskonzepte. 

Nähere Informationen zu den nationalen, subnationalen und regionalen Human Development Reports, einschließlich einer Datenbank
aller Human Development Reports, finden Sie im Internet unter: 
• Human Development Report Database: http://hdr.undp.org/reports/view_reports.cfm 
• National Human Development Report Workspace: http://hdr.undp.org/nhdr/ 
• Human Development Report Networks: http://hdr.undp.org/nhdr/networks/ 
• Human Development Report Toolkit: http://hdr.undp.org/nhdr/toolkit/default.html

Human Development Reports, englische Ausgaben
2005 International Cooperation at a Crossroads: Aid, Trade and Security in an Unequal World
2004 Cultural Liberty in Today’s Diverse World
2003 Millennium Development Goals: A Compact Among Nations to End Human Poverty
2002 Deepening Democracy in a Fragmented World
2001 Making New Technologies Work for Human Development
2000 Human Rights and Human Development
1999 Globalization with a Human Face
1998 Consumption for Human Development
1997 Human Development to Eradicate Poverty (vergriffen)
1996 Economic Growth and Human Development (vergriffen)
1995 Gender and Human Development (vergriffen)
1994 New Dimensions of Human Security (vergriffen)
1993 People’s Participation (vergriffen)
1992 Global Dimensions of Human Development (vergriffen)
1991 Financing Human Development (vergriffen)
1990 Concept and Measurement of Human Development (vergriffen)

Nähere Informationen finden Sie im Internet unter:
http://hdr.undp.org

Berichte über die menschliche Entwicklung, deutsche Ausgaben
2005 Internationale Zusammenarbeit am Scheidepunkt: Entwicklungshilfe, 

Handel und Sicherheit in einer ungleichen Welt ISBN 3-923904-61-4
2004 Kulturelle Freiheit in unserer Welt der Vielfalt ISBN 3-923904-57-6
2003 Millenniums-Entwicklungsziele: Ein Pakt zwischen Nationen zur Beseitigung menschlicher Armut ISBN 3-923904-54-1
2002 Stärkung der Demokratie in einer fragmentierten Welt ISBN 3-923904-50-9
2001 Neue Technologien im Dienste der menschlichen Entwicklung ISBN 3-923904-48-7
2000 Menschenrechte und menschliche Entwicklung ISBN 3-923904-46-0
1999 Globalisierung mit menschlichem Antlitz ISBN 3-923904-45-2
1998 Konsum und menschliche Entwicklung ISBN 3-923904-42-8
1997 Armut und menschliche Entwicklung ISBN 3-923904-37-1
1996 Wirtschaftswachstum und menschliche Entwicklung ISBN 3-923904-34-7
1995 Gleichstellung der Geschlechter und menschliche Entwicklung ISBN 3-923904-30-4
1994 Neue Dimensionen menschlicher Sicherheit (vergriffen) ISBN 3-923904-27-4

Alle für das UNDP veröffentlicht von der Deutschen Gesellschaft für die Vereinten Nationen e.V., Berlin, und erhältlich beim
UNO-Verlag, August-Bebel-Allee 6, 53175 Bonn, Tel.: (0228) 949 020-0, Fax: (0228) 949 02-22. E-Mail: info@uno-verlag.de,
Internet: www.uno-verlag.de
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Bericht über die
menschliche Entwicklung 2006
Nicht nur eine Frage der Knappheit:
Macht, Armut und die globale WasserkriseISBN: 3-923904-63-0

Bericht über die menschliche Entwicklung 2006

Wasser ist eine Quelle des Lebens und eine natürliche Ressource, die unsere Umwelt erhält und
Existenzgrundlagen sichert. Es birgt jedoch auch Risiken und Gefahren. Zu Beginn des 21. Jahrhunderts
werden die Aussichten auf menschliche Entwicklung durch eine sich verschärfende globale Wasserkrise
bedroht. Der Bericht entlarvt die Legende, die Krise sei ein Ergebnis von Knappheit, und argumentiert,
dass Armut, Macht und Ungleichheit der Kern des Problems sind.

In einer Welt beispiellosen Wohlstands sterben fast zwei Millionen Kinder jährlich auf Grund des Mangels 
an sauberem Wasser und angemessener Sanitärversorgung. Millionen von Frauen und Mädchen sind
gezwungen, viele Stunden täglich mit Wasserholen zuzubringen. Dadurch verringern sich ihre Chancen 
und Wahlmöglichkeiten, weil ihnen die Zeit für Schulbesuch und Ausbildung fehlt. Außerdem behindern
durch Wasser übertragene Infektionskrankheiten in einigen der ärmsten Länder der Welt das Wirtschafts-
wachstum und die Armutsbekämpfung.

Abgesehen von der Nutzung in Haushalten, verschärft sich der Wettbewerb um Wasser als produktive
Ressource. Zu den Symptomen für diese Konkurrenz gehören der Zusammenbruch von wassergestützten
Ökosystemen, geringere Durchflussmengen in Flüssen und eine großflächige Erschöpfung des
Grundwassers. Innerhalb der Länder brechen immer häufiger Konflikte um Wasser aus, wobei die arme
Landbevölkerung zu den Verlierern zählt. Auch zwischen den Ländern nehmen die Spannungen zu, obwohl
eine stärkere Zusammenarbeit enorme Gewinne für die menschliche Entwicklung bringen könnte.

Der Bericht über die menschliche Entwicklung bietet auch weiterhin eine Grundlage für Debatten über 
die drängendsten Herausforderungen, denen sich die Menschheit gegenüber sieht. Der Bericht über die
menschliche Entwicklung 2006

• untersucht die tieferen Ursachen und Folgen einer Krise, die dazu geführt hat, dass 1,1 Milliarden
Menschen keinen Zugang zu sauberem Wasser und 2,6 Milliarden keinen Zugang zur
Sanitärversorgung haben;

• spricht sich für ein konzertiertes Vorgehen aus, um durch nationale Strategien und einen globalen
Aktionsplan Wasser- und Sanitärversorgung für alle zu erreichen;

• untersucht die sozialen und wirtschaftlichen Kräfte, die den Wassermangel verstärken und die Armen
in der Landwirtschaft marginalisieren;

• befasst sich mit Möglichkeiten der internationalen Zusammenarbeit, um grenzüberschreitende
Spannungen beim Wassermanagement zu beheben;

• enthält Sonderbeiträge von Gordon Brown und Ngozi Okonjo-Iweala, Präsident Lula,
Präsident Carter und UN-Generalsekretär Kofi Annan.
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